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Abkürzungen. 


I, I, II, IV, V, VI = erfter bi8 jechster Civilfenat des Neichsgerichts. 
A.B.©. = Allgemeines Berggeiet. 
ALR. = Preußifhes Allgemeines Landredit. 
4.©. = Anfchtungsgefek. 
9.8.9. = Preufifhe Allgemeine Gerichtsordnnung. 
Q.5©.8.3. = Allgemeine Seeverfiderungsbedingungen. 
B. = Baden. 
BER. = Babies Landredit. 
8.%.09. = Eivilprozegordnnung. 
E. = Entfheidungen. 
E. St. = Entfdheidung in Straffacdhen. 
E. ©. = Einführungsgefek. 
E. €. ©. = Preufifches Gefe über den Eigenthbumserwerb vom 
5. Mai 1872. 
€. 2. = Eljaf-Lothringen. 
5. = Rheinifcd-Franzöftiches Recht. 
®.8.9. = Grumdbudjordnung. 
®. 9. = Gewerbeordnung oder Gebührenordnung. 
®.R. = Gemeines Red. 
®.©. = Gefetfammlung. 
9.8.3. = Handelsgefekbud). 
8.D. = Konfursordnnung. 
D.9.6. = Dffene Handelsgefellichaft. 
D.T. = Berliner Obertribunal. 


Pl. = Plenarentfheidung. 
Pr. = Preußen. 


Erjte Abtheilung. 
Nechtsquellen, ürtliches und zeitliches Nedht. 


1. Nah 8.5 des Publifationspatents zum Weftpreußifchen 
Provinzialreht haben dort nur diejenigen am 1. Juli 1844 gültig 
gewefjenen Objervanzen Geltung behalten, welche bi8 1. Iult 1847 
zur landesherrlichen Beftätigung vorgelegt find, oder auf welche 
in dem Provinzialreht oder in Allgemeinen Qandesgefegen aus- 
drüclich vermwiejen ift. Seit dem 1. Juli 1848 haben fich Objer- 
vanzen nicht bilden fünnen, auch nicht folche, welche etwas be- 
jtimmen, was in den Gefegen unentjchieden gelaffen ift. IV, 
194/94 vom 9. Mai 9. 

2. DaimÜL.R. fowie im Weftpreußiihen Provinzial- 
recht auf eine Objervanz, daß das baare Gehalt des Pfarrers oder 
ein Zufhuß don den patronatsberechtigten Grundbefigern Kraft 
Dinglicher Laft entrichtet werde, fowie im Weftpreußijchen Pro- 
binzialrecht nicht verwiefen, eine folhe auch nicht landesherrlich 
beftätigt ift, konnte fich die evangelifche Kirchengemeinde zu Groß- 
Lichtenau gegenüber den beflagten Mennoniten, auf deren frei- 
fölfnifchen Grundftüden im Marienburger Werder allerdings das 
dingliche Patronatsrecht ruht, nicht auf folche Objervanz berufen, 
um die Beitragspflicht der Beklagten zu jener Leiftung zu Dearlnden. 
IV, 194/94 vom 9. Mai 9. 

3. Der Anipruch des Klägers beruht auf einem Auftrage 
und der Zuficherung einer Propifion, die ihrem Betrage nad) un- 
beftimmt gelaffen war. Das Berufungsgericht nimmt an, daß 
der Beklagte die in Berlin übliche Provifion habe verfprechen 
wollen, weil der Kläger dort wohne. Wenn aber der Auftrag, 
einen Käufer für ein fächliiches Gut zu verihaffen, auf diefem 
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u Gute ertheilt ift, und fic) auf diefes bezog, mußte geprüft werden, 
ob nicht Bellagter, welcher damals auf dem Gute wohnte, an bie 
an feinem Wohnort für angemefjen gehaltene Provifion gedacht 
habe. VI, 272/94 vom 3. Jar. 95. 

4. Die Klägerin hatte fih mit dem Sohn de8 Beklagten 
verlobt. Alle Betheiligten wohnten im Gebiete des gemeinen 
Nedts, in welchem aucd, ein Vertrag auf Aufhebung des Verlöb- 
nifjes und Zahlung einer Rente an Bellagte gejchloffen ift. Vertrag 
nad) gemeinem Recht zu beurtheilen. Die im PVertrage aus- 
gejprochene Unterwerfung unter die Zuftändigfeit des Landgerichts I 
in Berlin ift nur von Bedeutung für den Gerichtsftand. IV, 
245/94 vom 28. Jan. 95. 

5. Die Schenkung durh Erlaß einer Darlehnsforderung 
war im Yall 384 in Frankfurt erklärt; für die Form Frankfurter 
Necht maßgeblich. Welche Wirkung der Erlaß der Forderung auf die 
an einem Naffauer Grundftüc beftellte Hypothef nach Naffauifchen 
Hppothefenveht Hat, ift nit in Frage. II, 233/94 vom 
12. Yebr. 95. 

6. Im Fall 312, 514 fteht die Verpflichtung der Käuferin 
unter dem in Breslau geltenden Pr.UX.R. Wäre die Klage 
nicht auf Befreiung von der eingegangenen Verbindlichkeit, und 
folgeweis Niücigabe der Wechfelaccepte gerichtet, fondern al8 Wande- 
(ungsflage aufzufaffen, jo bleibt Pr. A. X. R. wie für die Ein- 
reden ber Käuferin gegen die etwa von der Verkäuferin erhobene 
Klage, fo au jene Klage auf Refciifion ihrer Verbindlichkeit maß- 
gebend. Savigny, Syitem, Bd. 8, ©. 202 und ©. 272. I, 399/94 
vom 20. Febr. 9. 

7. &8 fteht feit, daß 2. auf Grund und innerhalb der von 
den beflagten Berficherungsgefellichaften ertheilten Vollmacht auf 
einen von der Klägerin durch ihren Bevollmächtigten erftandenen 
Dampfer auf dem Amur einen Arreft ausgebradjt hat, welder 
in der Folge für ungerecdhtfertigt erklärt ift. 2. hat aucd) die Be- 
Hlagten von feinem Vorgehen und von deflen Erfolgen benad)- 
richtigt und haben die Beklagten deffen Handlungen gebilligt. 
Hiernad) ift die Sache gerade jo zu beurtheilen, wie wenn die 
Beklagten jelbjt auf ruffiichem Gebiete die befhädigenden Hand- 
{ungen vorgenommen hätten, und ift daher für den der Klägerin 
durch die Arreftanlage entftandenen Schaden die Verantwortlichkeit 
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der Bellagten nah dem am Drte der That geltenden Rechte zu Oertliches 
beurtheilen. I, 411/94 vom 11. März 9. RN 

8 Im Fall 178 wohnte der Bellagte zur Zeit, al8 er den 
Vertrag einging, als er denjelben erfüllen follte und als die 
Handlungen vorgenommen wurden, welche die Schadensforderung 
des Klägers begründen follen, im Nechtsgebiet ded Nheiniichen 
Nehts. Zur Zeit, als die neue Klage erhoben wurde, im Necht- 
gebiet des A.L.R. Der Richter hat mit Recht wegen der In- 
terefjeforderung NRheinifches Recht angewendet. II, 54/95 vom 
29. März. 

9. Für die Klägerin, eine englische Gefellfchaft, ift bei dem 
Amtsgericht zu Leipzig ein Waarenzeichen eingetragen, deffen fie 
fih für ihr Nähgarn bedient. Die Bellagte, eine deutjche Firma 
in Beirut, führt Nähgarn mit einem Zeichen aus Deutfchland in 
Beirut ein, das Zeichen foll eine unerlaubte Nadhahmung des 
Waarenzeichens der Klägerin fein. In dem Prozeß ift von dem 
Deutfchen Konfulargeriht zu Beirut mit Nedht das Deutjche 
Markenichußgefet angewendet. I, 423/94 vom 9. März 9. 

10. Parteien hatten ihren Wohnfit in London, Beklagte 
auch ihre Handelsniederlaffung. Kläger war al8 Geichäftsführer 
für eine Zweigniederlaffung in Santos (Brafilien) angejtellt. Für 
die Ansprüche des Klägers ift englifches Necht maßgebend. I, 
429/94 vom 16. März 95. 

11. Nach dem Redht von Deinnefota, wie e8 vom Berufungs- 
richter ermittelt ift, find die Erben nicht über den Betrag des er- 
erbten und an fie gelangten Vermögens haftbar; wenn ein Zefta- 
ment mit Ernennung eines Zejtamentserefutors fehlt und ba® 
Nachlaßregulirungsverfahren vor der Probate Court, in welchem 
die Öläubiger edictaliter geladen werden, eintritt, haftet der Erbe 
nicht perjönlich, fondern nur der Nadjlaf; und aud) diefer nur fo 
lange, al8 er den Erben nod) nicht ausgehändigt ift. Die Klägerin 
Hatte, ihre Forderung an einen in Minnejota domizilirten und ver- 
ftorbenen Deutfchen bei dem dortigen Nacjlaßgericht angemeldet, 
ohne Berüdjichtigung zu finden. Mit der in Deutjchland gegen 
die Erben erhobenen Klage ift fie auf Grund jenes Nedhts ab- 
gewiefen; denn es läßt fich bei der Anwendung diejes Amerifa- 
niichen Rechts nicht zwifchen materiellem und formellem Recht unter- 
Icheiden. III, 10/95 vom 22. April. 
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12. Im Fall 516, 517 ift in Uebereinftimmung mit dem. 
früheren Urtheil (Bd. XI, 444) ausgeiprocden, daß nicht das 
Deutiche, fondern das Rumänische Recht darüber entjcheidet, ob 
die in Rumänien geftohlene, bemnäcdjft in Deutjchland an einen 
redlichen Erwerber verfaufte und gelieferte Rumänische Obligation 
mit der Wirkung in das Eigenthum des Käufers übergegangen 
ist, daß dem Käufer der Numänifdhe Staat auf Einlöfung des 
Papiers haft. Denn die Frage nad) der Haftung bed Staats 
und dem Rechtsbeftand der Ohligation ift einheitlih nach dem 
Sig des Ortes, welcher ald der Sit des Schuldverhältniffes an- 
zujehen ift, zu beantworten, d. h. nach dem Recht des die Schuld- 
verjchreibungen ausgebenden Staats; e8 Fann nicht anders ent- 
Ichteden werden, je nachdem die Obligation an der einen .oder an 
einer andern Zahlftelle zur Einlöfung präfentirt wird. Vgl. 
R.D.H.G. €, Bd. 24, Nr.49. I, 19/95 vom 27. April. 

13. Durch den 8. 57, Abf. 1 des Pr. Enteignungsgefeßes 
bom 11. Yuni 1874 find die Beftimmungen über das Wieder- 
faufsrecht bezüglich des enteigneten Grundftüds, alfo aud) die 
88. 16—18 bes Pr. Eifenbahngefeges vom 3. Nov. 1838 allgemein 
und ohne Beifügung irgend einer Beichränkung aufgehoben. Die- 
jelben würden daher nur dann noch zur Anwendung kommen 
fönnen, wenn zu unterftellen wäre, daß $. 57 troß bes all- 
gemeinen Wortlauts Bedeutung und Wirkung nur für die auf 
Grund jenes Gejeges eingeleiteten und durchgeführten Enteignungen 
hätte, und auf frühere Enteignungen jich überhaupt nicht bezöge. 
Diejes ift aber jedenfalls infofern nicht anzunehmen, als wohl- 
erworbene Rechte bezüglich der vor den Gefechte liegenden Ent- 
eignungen, um deren Aufhebung es fic) handeln würde, nicht in 
Srage ftehen, und in diefer Hinfidht fann den Ausführungen des 
Dberlandesgerichts, dahin gehend, daß nad) dem Gefege vom 3. Nov. 
1838 fjofort mit der Enteignung ein wenn aud) bedingtes, bezüg- 
lic, feiner Verwirflihung von beftimmten (möglicher Weife nie- 
mals eintretenden) Vorausfegungen abhängiges, fo dod) wohl- 
erworbeies Necht des Eigenthünters des Rejtgrundjtüds auf Wieder- 
fauf entjtehe, nicht beigepflichtet werden. Den BVBorbefitern der 
Kläger waren im $. 1857 zum Zwed eines Eifenbahnbaues Theile 
ihrer Grundjtüce enteignet. Als jene Grundftücstheile für die 
Zwede de8 Eijenbahnbetriebes entbehrlich wurden, veräußerte fie 
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der Eifenbahnfisfus 1892 an die Stadt Köln. Die Kläger machten 
auf Grund bes Gefeges von 1838 ihr Wiederfaufsrecht geltend; 
damit wurden fie vom Reichögericht abgewiejen. IL, 271/94 vom 
4. Ian. 95. 

14. Nad) Art. 23 des internationalen Uebereinfommens über 
den Eifenbahnfrachtverfehr vom 14. Dit. 1890, welcher mit Ab- 
lauf des Iahres 1892 in Kraft getreten ift, Tünnen aus dem 
internationalen Transporte herrührende Forderungen der Eifen- 
bahnen untereinander, wenn die fchuldneriiche Eifenbahn einem 
andern Staate angehört als die forderungsberechtigte Eifenbahn, 
nicht mit Arreft belegt oder gepfändet werden, außer in dem Falle, 
wenn der Arreft oder die Pfändung auf Grund einer Enticheidung 
der Gerichte de8 Staates erfolgt, dem die forderungsberedhtigte 
Eifenbahn angehört. (Les er&ances u..w. sont insaisissables .. .) 
Damit ift au) den vor dem Inkrafttreten des Webereinfommens 
zur Ausführung gebrachten Beicdhlagnahmen, welche im 9. 1889 
wider Eifenbahngejellfchaften zu Gunften von Obligatione- und 
Couponinhaber durd verfchiedene Beichlüffe deuticher Gerichte er- 
folgt war, die Wirfjamfeit entzogen, foweit die Eifenbahngefell- 
Ihaft aus dem Güterverkehr des Ianuar 1893 ein Guthaben 
gegen den Preußifchen Eifenbahnfisfus erworben hat. Diefer ift 
der 8.-D.-Eijenbahngefellichaft zur Zahlung des Guthabens trog 
jener Beichlagnahmen, welche diefes Guthaben aus dem Januar 
nicht mehr ergreifen Tonnten, vom Neichsgericht verurtheilt. Daß 
die Wirfung der früheren Befchlagnahme von felbft eintritt, fo- 
daß e8 eine Wiederholung der Beichlagnahme nad) dem Erwerb 
der Forderung nicht bedarf, darf nicht darüber hinwegtäufchen, 
daß diefe Wirkung von Rechts wegen, aljo Fraft eines unverändert 
fortbeftehenden Redhtsftandes eintritt, fodaß die Wirkung verfagt, 
wenn der Rechtszuftand, wie hier gejchehen, durch die Gefeßgebung 
verändert wird, bevor die im Voraus gepfändete Forderung ent- 
fteht. I, 389/94 vom 9. Ian. 95. 

15. Dgl. 676. Aus 8.12 des Pr. Gejeßes vom 20. Aug. 
1883 Tann wegen folcher Strombauten, welche vor dem Gefeke 
hergeftelft find, ein Entihädigungsaniprud) auch dann nicht ab- 
geleitet werden, wenn der Schaden unter deflen Herrichaft ein- 
getreten ift. Denn die Rechtsfolgen von Handlungen find nad) 
den Gejeten zu beurtheilen, die zur Zeit, wo fie vorgenommen 
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find, beftanden. — 8. 14 Einl. 3. WE. R. — Hätte vor dem Gefek 
eine Entihädigungspflicht nicht bejtanden, fo würde das Gejek, 
wenn ed aus einer frühern Handlung eine Entihädigungspflicht 
ableitete, in beftehende Rechtsverhältniffe eingegriffen haben, was 
im Allgemeinen nicht als Abficht des Gejckes angejehen werden 
fann. VI, 16/95 vom 25. April. 

16. Der Kläger, Steuermann in der Neihsmarine, ift durch 
Befehl vom 22. Sept. 1892 wegen Dienjtunfähigfeit mit Penfion 
entlafien. Das Gejet vom 22. Mai 1893 Hat den $. 52 des 
Militärpenfionsgejeges vom 27. Juni 1871 nicht deflarirt, jondern 
geändert. Diefe geänderte Beftimmung fommt für die Trage, ob 
der Kläger Anfpruh auf die höhere Penfion hat, weil feine In= 
validität in Folge außerordentlicher Himatischer Einflüffe eingetreten 
ift, hier nicht zur Anwendung. IV, 6/95 vom 27. Deai. 


Zweite Abtheilung. 
Das bürgerliche Nedht. 


17. AU..R Willenserflärungen, durch welche Verpflic- Denatunger 
tungen übernommen oder Rechte aufgegeben, find ungültig, fofern räbigteit, 
der Nachweis geführt wird, daß der Erflärende fchon zur Zeit 
der Erklärung blöbfinnig war, aud) wenn ber Blödfinnige bei 
Abgabe der Erflärung nod) nicht entmündigt war. I, 65/95 
vom 4. Mai. 

18. Der Ehemann der Klägerin hatte für dieje eine Xebens- 
verficherungspolice genommen. Das Berufungsgericht hat die 
nad) dem Tode des Ehemanns erhobene Klage auf die Verficherungs- 
jumme abgewiefen, weil der DVerficherte bereits zur Zeit, al8 er 
den VBerficherungsvertrag fchloß, an vorgeschrittener Paralyje der 
Iren gelitten habe. Das Neichögericht hat aufgehoben, zurüd- 
verwielen. Die Bellagte wäre von ihrer Verbindlichkeit erit be- 
freit, wenn ein demnädft dem Blödfinnigen beftellter VBormund 
die Genehmigung verweigerte oder auf Aufforderung der Beklagten 
innerhalb einer Frift von zwei Wochen nicht ertheilte. — EUR. 
I, 1, 8. 29; Gefeß vom 14. Juli 1875, 8.4. — ft dem Der- 
fiherten ein Bormund nicht beftellt, jo verbleibt dem Gegenfontra- 
henten das ihm durch $. 4 eingeräumte Recht den Erben des 
Blödfinnigen gegenüber. Hier konnte aber von folcher Aufforderung 
feine Rede fein, weil der Blödfinnige den Vertrag durd) Zahlung 
der Prämien erfüllt hatte, fodaß der Bellagten feine Anjprüce 
mehr zujtanden. I, 77/95 vom 8. Mat. Bol. 559. 

19. Wenn aud) der damals fchon blödfinnge, wenn aud) nicht 
entmündigte Kläger von Elbing nach Berlin verzogen ift, fo blieb 
do das Amtsgericht Elbing für das Entmündigungsverfahren 
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zuftändig, da der Kläger mit rechtlicher Wirkung feinen Wohnfig 
nicht verändern Tonnte. IV, 417/94 vom 13. Mai 95. 

20. Der Kläger ift Eigenthümer eines Grundftüds, in weldhem 
fett langen Jahren die Gaftwirthichaft mit Ausipann und einer 
Schmiede betrieben if. Vor dem Gebäude befindet fidh ein von 
dem Kläger und deijen Vorbefiger benußter Streifen Land, welchen 
Kläger al8 zum Gebäude gehörig und fein Eigenthum anjprict, 
während die Stadt die Zugehörigkeit zum öffentlichen ftädtifchen 
Berliner Pla und zum Bürgerfteig, zwifchen dem und dem Ge- 
bäude der Streifen liegt, behauptet. Kläger ift mit feinem An- 
\pruch abgewiefen; Nevifion zurücdgewiefen. Das Grundbud er- 
gibt für den Kläger nichts; fein Kauf fpricht gegen den Kläger. 
Nad) der bei der Auflaffung vorgelegten Karte ftoßen die Gebäude 
des Grundftücds unmittelbar an den Berliner Plat. Da das 
Streitjtüd feit mehr al8 44 Jahren dem öffentlichen Verkehr ge- 
dient bat, auch von folchen Perfonen, welche nicht zum Kläger 
oder deffen Befikvorgänger wollten, zum Gehen und Fahren be- 
nugt worden ift, jo war e8 ohne Hinzutritt eines feine DBeftim- 
mung für den öffentlichen Verkehr aufhebenden behördlichen Aftes 
auch der Eriikung des Klägers und feines VBorbefigers gemäß 
8.581 A... R. 1, 9 entzogen. V, 183/94 vom 11. Mai 95. 

21. Zubehör wird nur dur eine Willensäußerung (des 
Berechtigten) begründet, welche ein auf Dauer berechnetes, im 
Rechtsverkehr gegenüber Iedem wirkendes rechtliches Band zwiichen 
Sade und Sade Ichafft. Eine nur in Beziehung auf eine be- 
jtimmte Perjon oder ein beftimmtes Nechtsverhältniß beftehende, 
relative Pertinenzeigenfchaft ift nah A. 2%. R. undenkbar. Das 
Berufungsgericht hatte angenommen, daß den Hhpothefgläubigern 
die im Grundftüd befindlichen Apothefergeräthichaften und Mate- 
rialien al8 Zubehör hafteten, weil ihnen ‚‚da8 Apothefengrunditüd‘‘ 
verpfändet war. Das Neichsgericht hat aufgehoben, zurüdverwiefen, 
damit entjchieden werde, ob nad) Maßgabe der $$. 46, 79, 94, 
L,2U.R. die Begründung der Bertinenzeigenichaft angenommen 
werden kann. V, 407/94 vom 16. Ian. 95. 

22. Soll der Zubehörfadhe — hier einer in das Gebäude 
eingefügten Dampfmaschine nebft Keffel — ihre frühere Selb- 
jtändigfeit wiedergegeben werden, jo muß diejelbe als felbjtändige 
Sache wieder hergeftellt, mithin in äußerlich erfennbarer Weife 
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von der Hauptjache getrennt werden, damit der Wille der Bered)- 
tigten auf Aufhebung der rechtlichen und thatfächlihen Verbindung 
in Kraft tritt. Gegen Kohler in Ihering’s Sahrbüdhern, Bd. 26, 
©. 100, und gegen Dernburg, Bandelten, Bd. 1, 8. 77. II, 
248/94 vom 15. San. 9. 

23. Wenn Käufer bei einem Weiterverkauf des Grundjtüde 
mehr erzielen, als fie gegeben haben, follen fie von diejem Ueber- 
huß einen bezifferten Theil des reinen Gewinnes zahlen. Das 
Berufungsgericht verfteht den Vertrag dahin: E8 jollten auf den 
bei einem Wiederverfauf erzielten Ueberfhuß angerechnet werden 
Ausgaben für Ergänzungen des Inventars und fonjtige Melio- 
rationen, fowie gewiffe regelmäßige Bewirthichaftungskoften, wie 
3. B. Ausfaat, Dünger u. f. w., wenn die daraus zu erwartende 
Ernte zur Zeit des Weiterverfaufs noch nicht eingebradjt war. 
Deshalb fei ein Reingewinn nicht dadurch ausgeichloffen, daß 
Käufer während der ganzen Zeit ihres Befites 9612 Mark 47 Pf. 
auf das Grundftüd verwendet, und aus demjelben nur 2978 Marf 
50 Pf. eingenommen hätten, ohne daß der Unterfchied durch den 
Mehrerlös gedeckt fei. Darin hat das NReichsgericht einen Nechts- 
irrthum nicht gefunden. Das Urtheil wurde aber aufgehoben, 
weil obige Auffaffung nicht durchgeführt fchien. VI, 27/95 vom 
2. Mai. 

24. Die Klägerin hat fich wieder in den Befig des von ihr 
verpachteten Gut8 gejett, und erhebt deshalb gegen den Beklagten, 
welcher nach diefer Zeit wider den Pächter die Zmangspollitredung 
in Vorräthe hat vollitreden laffen, Widerjpruchsflage. — Vgl. 
Bd. XVII, 817. — Das Reichögericht hat der Klage ftattgegeben. 
Auch wenn die Klägerin den Befig fehlerhaft erworben hätte, ftebt 
ihr nah 88.96 ff.; 146 ff, RL TUEUR;N.G.D. LT, 31 die 
- Befitflage auch zu, allerdings nicht gegen den rechtmäßigen Be: 
figer, wohl aber gegen jeden andern. Der Bellagte Tannı fid 
auch nicht darauf berufen, daß fein Schuldner den Befit an diejen 
Saden durd) eine eigenmächtige Befitergreifung der Klägerin nicht 
verloren habe. Die thatfächliche Innehabung, die nad) Pr. Recht 
bereits Anfpruch auf Schuß gegen jeden Eingriff Dritter gewährt, 
würde auch der Pächter an die Klägerin verloren haben; er könnte 
fih zwar, wegen des ihm verbliebenen Rechts auch auf die Inne- 
habung, diefe innerhalb der in 8. 145, I, TAX R. geitedten 
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Grenzen aus eigener Macht wieder verichaffen, hat da® aber bisher 
nicht gethan. Wollte der Beklagte von diefem Recht feines Schuld- 
ner8 Gebraud) maden, jo hätte er dafjelbe pfänden und fich über- 
weilen laffen müffen, was nicht gefchehen if. V, 285/94 vom 
30. Ian. 95. 

25. Im Fall 487. Die bloße Erflärung im Kaufvertrage, 
die Uchergabe des Holzes und der Streu ijt, wie Käufer anerkennen, 
bereits erfolgt, erjegt die thatjächliche Webergabe nicht. Die Er- 
Härung fanıı höchftens als die zur Webergabe gehörige, allein 
dazu aber nicht ausreichende Befigentichlagung des Verkäufers 
(AL. R.L 7, 88.58, 59) aufgefaßt werden; der Kläger ift aber 
nidht in den Befig des Holzes gelangt. Seinem Verjudhe, das 
Holz auf der Schihen Parzelle in Befit zu nehmen, ift Sc. 
alsbald durdy) Erwirfung einer einftweiligen Verfügung entgegen- 
getreten, deshalb hatte der Kläger felbjt an den fchon gefällten 
52 Bäumen nad landredhtlicher Auffaffung nur die Gewahrjam, 
nicht den DBefi erlangt, diefer war dem Sch. geblieben. (I, 7, 
88. 111, 112; Eccius, Bd. 3, 8. 161, I) V, 293/94 vom 
2.19. Febr. 95. 

26. Ü.L.R. Sind die der Klägerin verkauften, dem Grund» 
ftüde eingefügten Mafchinen und Keffel, melde auch eingefügt 
blieben, Subjtanztheile de8 Grundftüds, jo find fie nicht dadurd) 
in den Befig und das Eigentum der Klägerin übergegangen, daß 
die Verkäuferin und Befigerin des Grundftüds der Käuferin er- 
Färt hat, daß fie diefelbe einftweilen noc für die Käuferin be- 
figen wolle und ein von ihr derjelben zu zahlendes Miethgeld mit 
ihr verabredet hat. V, 297/94 vom 6. Febr. 95. Vgl. Bd. XVII, 
Nr. 35. 

27. Im Fall 64, 154. Das Berufungsgeridt nimmt auf 
Grund der vorgelegten Urkunden an, daß durch die in der Familie 
von Hanftein üblichen Bamilienkonferenzen mit Senioren und Kon 
fenioren der Belit an den gemeinfchhaftlichen Lehngütern für alle 
Theilhaber ohne Unterfchied ausgeübt fei, und zwar bis zum 
Jahre 1878, nicht bloß für die auf dem Eichsfelde no mit 
Gütern Anfälfigen. Indem das Berufungsgericht davon ausgeht, 
daß die genannten Kamilienorgane al8 Geichäftsführer ohne Auf- 
trag für alle am Lehen Betheifigte, einfchliegli der Kläger, den 
Defig erworben und ausgeübt haben, legt es feiner rechtlichen 
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Beurtheilung die nad) der Sachlage beredhtigte Feltftellung zu 
Grunde, daß die Kläger diefe Handlung der Gefchäftsführer ge- 
nehmigt haben. Im diefer Weife aufgefaßt, läßt fich die Aus- 
führung des Berufungsgerichts vechtlich nicht beanftanden. Seit 
1878 bis zur Klagerhebung ift die 3Ojährige Verjährung nicht 
abgelaufen. IV, 207/93 vom 11. Febr. 95. Dgl. 191. 

28. Hamburg. In der Wohnung, welche früher A., der 
Schuldner des Beklagten, inne hatte, hat diefer Hausrath pfänden 
laffen, obwohl Kläger und die Ehefrau des A. nicht zur Heraus- 
gabe des Hausraths bereit waren. U. hatte aber die Wohnung 
bereit8 vor der Pfändung aufgegeben und dem Kläger übertragen. 
U. Hat auch dem Kläger zu deffen Sicherheit für von ihm aus- 
zulegende 10000 Mark feinen Hausrath überwiefen; und Kläger 
hat mindestens die jelbftändige Detention an dem Hausrat dadurd) 
erlangt, daß er, nachdem ihm A. die Sclüffel zur Wohnung 
übergeben hatte, geftattet hat, daß die Ehefrau des A. die Woh- 
nung und die Mobilien al8 Vertreterin des Klägers benute. Das 
Berufungsgeriht hat mit Redit den Beklagten auf Grund ber 
erhobenen Spolienflage zur Freigabe verurtheilt. Unerheblich, ob 
die Widerfpruchsflage des $. 690 E&. P. D. begründet gewejen 
wäre. Denn dieje fest eine gültige Pfändung voraus, während 
die Spoltenflage ihren Grund in der Ungültigfeit der Pfändung 
— 88. 712, Abf. 1; 713 ©. P. O2. — hat. VI, 332/94 vom 
21. Vebr. 95. 

29. Die Rheinische Eifenbahngejellichaft Hatte dem Beklagten 
die Ausführung eines unmittelbar an das Eigentum der Bahn 
"angrenzenden, in den Rhein einzubauenden Xagerplates, jpäter 
aud die Anlage eines Anfchlußgeleifes, beides unter Vorbehalt 
beliebigen Widerrufs, geftattet. Fiskus hat ald Nechtsnachfolger 
der Rheinischen Eifenbahn widerrufen, Beflagter ift zur Nücgabe 
verurtheilt; Revifion wegen des größern Theild zurüdgewiejen. 
Gegenüber der actio de precario war Bellagter gehalten, da® 
Prefariegut an den Verleiher zurüdzugeben; mit der Einrede, die 
Gemeinde Oberkaffel fei EigenthHümerin, war er nicht zu hören, 
al8 aus dem Rechte einer Dritten Perfon. Ebenfowenig mit ber 
Einrede, daß er das Terrain don der genannten Gemeinde er- 
padhtet habe. ‚Denn die Pacht gibt ihm fein dingliches Redt. 
Wie Beflagter, nachdem er dem Kläger zurüdgegeben hat, aus 
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einem foldhen perjünlichen Recht den Fisfus nicht hätte auf 
Herausgabe ded Geländes verklagen fünnen, fo kann er auch das 
Pachtreht nicht benuten, um eine Retentionseinrede zu begründen. 
II, 45/95 vom 14. Mai. 

30. Dagegen ift die Klage wegen eines Eleineren Theild der 
Fläche mit Recht abgewiejen. Denn hier war ohne Redtsirrthum 
angenommen, daß Bellagter durh Taufch mit einem Dritten in- 
zwifchen Eigenthümer geworden fei. II, 45/95 vom 14. Mai. 

31. E8 war aber dem Kläger der Schaden wegen entzogener 
Benutung des größern Theil® nur feit Erhebung der Klage zu= 
zufpredhen, da die Klagerhebung ein der Sommmation (Code 1139) 
gleichjtehender Akt if. Vorher Hatte Fiskus unterlaffen, den 
Beklagten durd den feierlichen Alt der Sommation in Verzug 
zu fegen. — Art. 1139, 1146. — IL, 45/95 vom 14. Mai. 

32. Im Fall 36 follte jedenfall® das gemeinjchaftliche 
EigentHum der Miterben an dem Grundbefig nad) dem Willen 
der Detheiligten vollftändig aufgehoben fein. Ergeben fi) aus 
dem Erbrezeß Streitigfeiten über da® Grumdeigenthum, fo find 
diefe zwifchen den Betheiligten auszutragen. Deshalb ift der 
eventuelle Anfpruh auf Herausgabe an einen Vertreter der ge- 
fammten Erben de W. unbegründet, und vom Neichögericht ab- 
gewiefen. V, 342/94 vom 16. März 95. 

33. Der Anfpruch auf Herausgabe an cinen gemeinjchaft- 
fihen Verwalter fteht auch in Widerfprud mit A. X. R. I, 17, 
88. 36 ff. Erft wenn die dem Miteigenthümer gemeinjchaft- 
liche VBermaltung, nad) der Natur der Sache, nad) dem Ein- 
verftändniß jämmtlicher Theilnehmer, oder nad) einer enticheidenden 
Stimmenmehrheit nicht ftattfindet, joll Verwaltung durd) einen 
gemeinfchaftlihen Adminiftrator oder Verpachtung für gemein 
Ihaftlihe Rechnung eintreten. Der jo ftufenweije geordneten 
Entjcheidung durd willfürliche Kormulirung feines Antrags vor- 
zugreifen, war der Kläger nicht legitimirt. V, 342/94 vom 
16. März 985. 

34. Kafjel. Zwilchen den Eigenthümern und dem Beklagten 
ift eine Vereinbarung dahin erfolgt, daß diefer bi auf gegen: 
theiligen Beichluß der Berechtigten in die Verwaltung und den 
Genuß der Grundftüde eingefett fein folle. Der Miteigenthämer 
St. hat der vom Kläger beabfichtigten Entfernung des Bellagten 
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widerjprocden. Kläger ift deshalb allein nicht berechtigt, gegen ihn 
auf Räumung zu Hagen. Die zwilchen diejen beftehende Mleinungs- 
verfchiedenheit muß erft durch eine Theilungsflage unter ihnen 
befeitigt werden. IIL, 49/95 vom 21. Mai. 

35. Im Fall 105 madhen Kläger nicht, wie $$. 4 und 10 ff. 
ALNR. 1, 17 vorausjegen, ein ihnen al® Gemeinfdafter mit 
dem Neftgrundjtüd U. 5 zuftehendes Sonderredit, fondern ein 
ihnen allein zuftehendes Net geltend. Da die Beklagte das für 
fie auf dem Grundftüd eingetragene Förderrecht in einer dem VBer- 
trage widerjprechenden Weife in Anfprucdh nimmt, erheben Kläger 
die Eigenthumsfreiheitsflage, zu deren felbjtändiger Erhebung fie 
für die erworbene Parzelle gegenüber der Berechtigung, welde 
die Beklagte an 92 ebenfo wie an den mitverhafteten Parzellen 
geltend macht, aftiv legitimirt find. V, 321/94 vom 27. Tebr. 9. 

36. Durd den notariellen Theilungsrezeß von 1863 hat 
das Gut Klein-Kenfau A. W. erworben, nad) deffen Tode es auf 
die Witwe W., und dann mittelft Erbichaftsfaufs auf den Kläger, 
welcher als Miterbe den Nezeß mit gejchloffen hatte, übergegangen 
ift. Der Bellagte hat durd den Theilungsrezeß Krojanfen erhalten. 
Der Berufungsrichter hat angenommen, daß durd den Erbrezeß 
die Grenzen ber drei neu gebildeten Gutsfomplere im Einverftänd- 
niß aller Betheiligten, insbefondere auch durd; die Willenserklärung 
des Beflagten jeinen Miterben, auch dem Kläger gegenüber in der 
Weife feftgelegt worden feien, wie folche auf der R.’Ichen Karte 
damal® eingezeichnet waren, und daß danad) eine zwijchen den 
Parteien ftreitige Fläche von 26,6 Heftaren, weldhe im Nezek 
nicht ausdrüdlich erwähnt ift, die aber der Beklagte feit 1863 
befigt, jodaß fie feiner Zeit dem A. W. nicht übergeben jei, zu 
Klein-Renfau gehören follte. Allein dem Kläger ftand ein Titel 
auf Klein-Kenfau innerhalb jener Grenzen zu. Nad obigen Feft- 
jtellungen Hatte er, auch ehe er Klein-Kenjau erwarb, jchon durd) 
den Erbrezeß einen perfönlichen Anfprudy gegen den Beklagten 
auf die Zugehörigkeit der Streitfläche zu Klein-Kenfau, auf welches 
ihm in dem Erbrezeß bereits ein Borfaufsreht eingeräumt war. 
Erwarb er das Eigenthbum von Klein-Renfau, jei e8 durch Aus- 
übung des Vorkaufsrechts, jei es fonft durch Kauf oder auf Grund 
eines andern Titels, fo war Beflagter ihm gegenüber durch den 
Nezeß behindert, die Zugehörigkeit der Streitflädhe zu Klein-Kenfau 
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zu bejtreiten, und deshalb verpflichtet, ihn als Eigenthümer von 
Klein-Kenfau diejelbe herauszugeben. Der Beklagte ift bedingt 
zur Herausgabe verurtheilt; fo weit ift die Revifion zurüdigewiefen. 
V, 342/94 vom 16. März 95. 

37. Bgl. Bd. XV, 21. Der Kläger in Leutersdorf in der 
Dberlaufiß Hatte an den Kaufmann PB. in Hamburg auf deffen 
Beitellung vier Ballen Manufakturwaaren mit Yakturen gejandt. 
P. war abwefend und ift nicht wieder zurüdgefehrt, fein Auf- 
enthaltsort ift unbefannt. Vor feiner Abreife Hatte er an fein 
Komptoir einen Anfchlag gemacht: falls Hier gejchloffen, feien 
Sradıtgüter im Reftaurant abzuliefern. Dies hatte feine Ver- 
mietherin, die Beklagte, inne, und dieje hat die Waaren in Empfang 
genommen, fie zunädft in B.’8 Komptoir, päter in ihre Räume 
gejtellt. Kläger hat die Waaren vindizirt, die DBeflagte hat 
Herausgabe verweigert, weil P. igenthum erworben Habe; fic 
retinirt diejelben wegen Mieth- und anderer Forderungen an ®. 
Die Klage wurde abgewiefen. Daß PB. nocd) gelebt habe, nimmt 
da8 Berufungsgeriht auf Grund einer in Hamburg geltenden 
Präfumtion an. P. habe aber die Waaren beftellt, um Eigen- 
thum an denjelben zu ‘erwerben, und Bellagte habe Befig für 
ihn ald feine Beauftragte erworben. Nevifion zurüdgemwiejen. 
Wäre anzunehmen, daß B. fi) feinen Entidluß auf Prüfung 
der Waare, fie behalten zu wollen, überhaupt nidjt vorbehalten 
hätte, jo müßte, nadydem er für die Annahme der Waare gejorgt 
hatte, auf feinen Eigenthumserwerbswillen ohne weiteres gejchlofjen 
werden. Unterftellt man aber mit dem Berufungsgericht auf 
Seite P.’8 jenen Vorbehalt, jo mußte er doch vor feiner Abreife 
Sürforge treffen, daß die Waaren für ihn unterjucht wurden, 
eventuell die Mängelanzeige erjtattet wurde. Hat er in biefer 
Richtung Nichts vorgejehen, jo ijt der Schluß, daß er trogdem 
das Eigenthum erwerben wollte und dies durd) fein langes Still- 
Ihweigen zum Ausdrud brachte, nicht vechtsirrthümlich. Hierbei 
ericheint e8 nicht einmal als erheblid, wenn B., al8 er Hamburg 
verließ, dies mit der Abficht, fein Gejhäft aufzugeben und nicht 
mehr zurüdzufchren, gethan hätte. VI, 317/94 vom 7. Bebr. 95. 

33. Schu. & Schü. befanden fih im Belik einer ihnen von 
den Beklagten überfandten Majchine. Die Beklagten behaupteten, 
Schu. & Schü. hätten fie gefauft, und Hatten der Yirma den 
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Kaufpreis auf deren Forderung an die Beklagte angerechnet. Die 
Firma hat das bejtritten, dann aber die Majdhine an einen 
Dritten verfauft. Ausgeliefert ift die Mafchine dem Dritten erjt 
zu einem fpätern Zeitpunkt. Es ift nicht vechtsirrthümlich, wenn 
da8 Berufungsgericht annimmt, daß bei diefer Sadjlage die 
Mafchine zur Zeit des Verlaufs an den Dritten den Bellagten 
nicht mehr gehörte. Denn dba die Bellagten auf jene Machine 
feinen Aniprud;) mehr madıten, vielmehr völlig damit einverftanden 
waren, daß Schu. & Schü. die in ihrem Gewahrfam befindliche 
Majchine als ihr Eigentum behandelten, jo erwarben Schu. & 
Schü. den Befik für fih und damit das Eigenthbum, wenn fie 
jenem Willen der Beflagten entjpredhend über die Meafchine ale 
über ihr Eigenthum verfügten, ohne daß e& dazu noch einer DBe- 
nadhjrichtigung der Beklagten bedurfte. I, 341/94 vom 23. Ian. 95. 

39. Wenn beim Berfauf eines Landguts die Auflaffung 
für fpätere Zeit vorbehalten wird, jo verbleibt, audy wenn die 
Uebergabe des Guts fofort gejchieht, da8 Zubehör mit dem Eigen» 
thum des Gutes bei dem Verkäufer, fofern nicht die Vertrage- 
parteien die Abficht haben, das Eigentbum an dem beweglichen 
Zubehör fofort zu übertragen. Sedenfalls ift e8 feine bejondere 
Nebenabrede, 88. 127, 128 AU... R. L, 5, wenn die Betheiligten 
bei der Uebergabe de Guts nebft Zubehör die Abficht Hatten, 
e8 bei der obigen gejeßlichen Regel zu laffen. II, 311/94 vom 
1. Gebr. 95. Bgl. 538. 

40. Im Fall 394 war die Abtretung nicht, wie e8 zum 
Eigenthumserwerb nah S. 25 des II. Einführungsediftd vom 
22. Dec. 1809 und B. 2. R. 1583* erforderlih war, in da® 
Grundbuch eingetragen, aber Fiskus hat erfeflen. Wenngleich 
eine dem Nechtsverfehre entzogene öffentliche Straße oder ein 
Zubehör einer folhen von Privaten nicht erjejfen werden fann 
(B.%.R. 2226), fo Steht doch ein erhebliches Bedenken nicht ent- 
gegen, daß der Staat jelbft ein zur Straße verwendetes Grund» 
jtüd durch) einen den Erforderniffen des Sabes 2229 entiprechenden 
Beiig zu Eigenthum ermwerbe, welches ihm alsdann nad) etwaigen 
Aufhören der Widmung der Straße zum öffentlichen Gebrauche 
als privatrechtliches Eigenthum verbleibt. Dem Fiskus Tann aud 
da8 Recht nicht verjagt werden, zur Abwehr von Eigenthums- 
aniprüden und zur Wahrung feiner Rechte gegenüber künftigen 
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Eigenthums- oder Entfhädigungsanfprüden fchon während des 
Deitehens der öffentlichen Straße als folder da8 auf die an- 
geführte Weife erworbene Eigenthum zur gerichtlichen Anerkennung 
zu bringen. II, 328/94 vom 15. Febr. 95. 

41. A. R. Der Vertrag vom 2. Nov. 1870, mit welchem 
im Ball 157 dem Ehemann ber Tochter bed Witwers aus zweiter 
Ehe von feinen Schwiegereltern deren gefammtes Vermögen gegen 
Unterhalt und Schuldenübernahme übertragen wurde, bildete für 
die einzelnen zu diefem DVBermögen gehörigen Grundftüde und 
beweglichen Sachen einen Titel. Für die Nedlichfeit feines Er- 
werbs fpricht die Vermuthung Da aud) Fein Beweis dafür 
erbracht ift, daß der Beklagte fid) nad) dem 2. Nov. 1870 deffen 
bewußt geworben fei, daß der Kläger und deffen Gefchwijter no 
Anfprühe aus ihrem Erbredhte gegen ihn hätten, und baß ber 
Nadjlag der erften Ehefrau W. noch gar nicht deren Erben aus- 
geantwortet fei, fo hat Beflagter nad Ablauf von zehn Jahren 
Eigenthum erjeffen. IV, 335/94 vom 7. März 95. 

42. Wahrer Eigenthümer des von der Ehefrau unter Zus 
ftimmung ihres Chemanns verkauften Gejchäfts und des dafür 
entrichteten Saufpreifes war der Ehemann der Klägerin. Der 
Berfauf war jo abgejchloffen, um den Ehemann gegen die An= 
griffe des Beklagten zu fichern. Der Käufer hatte aud) an» 
genommen, nicht die Klägerin, fondern deren Ehemann fei der 
wirkliche Verkäufer und demgemäß der Gläubiger des Kaufgeldes. 
Wenn er aud) zur eigenen Sicherheit berüdfichtigen mußte, daß 
der Vertrag auf den Namen der Ehefrau gejchloffen, und die 
Abficht gehabt habe, das Kaufgeld mit ihn befreiender Wirfung 
zu zahlen, fo fei ihm, wenn er durch bie Zahlung nur diejen 
Zwed erreichte, gleichgültig gewefen, ob der Ehemann der Klägerin 
für fi) oder für feine Frau das Geld erwerben wollte. Bei foldher 
Sadjlage hat der Ehemann der Klägerin gemäß feinem mit dem 
Willen feiner Ehefrau übereinftimmenden wahren Willen das Eigen- 
thum am Gelde und an den von dem Käufer des Geichäfts über- 
gebenen Wedjfeln erworben. ALS der Beklagte das Geld und die 
Wecjel durch den Gerichtsvolfzieher pfänden Tieß, befanden fic) diefe 
Gegenftände in dev Gewahrjam feines Schuldners, des Ehemanns 
der Klägerin. Die Klage der Ehefrau aus 8. 690 E. P. D. wurde 
abgewiejen; Revifion zurücdgewiefen. V, 284/94 vom 12. März 95. 
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43. Hat T., als er das Grundftüd Edefey 70 an D., den Eigenthume- 
Nehtsvorgänger des Beklagten, am 21. Ian. 1847 verkaufte, das erueeh: 
Streitftüd al8 Beftandtheil diefes Grundftüd® an ‘D. übergeben, 
jo fann fein begründeter Zweifel darüber beftehen, daß, wenn der 
Bertrag das Grundftük 70 als Kaufgegenftand bezeichnet, nad) 
dem erfennbaren Willen der Kontrahenten aud) das Streitftüd 
Gegenjtand des Vertrags geworden ift. Mehr verlangen $. 30 
AUR.IJ, 11; 579, I, 9 nicht; insbefondere nicht eine Tatafter- 
mäßige Bezeichnung der einzelnen Beftandtheile der verkauften 
Liegenfchaft. V, 359/94 vom 30. März 9. 

44. Dur 8.269 A.U;R.I, 11 wird die Wirkfamfeit der 
Beredung nicht ausgefchloffen, daß das Eigenthum an der ver- 
fauften und übergebenen beweglichen Sadje auf den Käufer erft 
mit Zahlung des Kaufgeldes übergeht, wenn aud hierfür ein 
beftimmter Termin nicht verabredet ift. — Striethorft, Bd. 74, 
©. 48. — V, 397/94 vom 4. Mai 95. 

45. Durd) den Separationsrezeß waren die Grenzen Flar 
beitimmt, fodaß eine Erfigung nur durd) 5Ojährige Dauer voll- 
endet werben Fonnte. — A. 2. R. I, 9, 8. 660, welder fid auf 
die Beitimmung der Grenzen im Nezeß, nicht auf die hiervon ab- 
mweichende örtliche Ausführung bezieht. V, 394/94 vom 4. Mai 95. 

46. Kläger hatte der beflagten Bank telephonifd) Auftrag 
zum Ankauf von Papieren gegeben. Er fandte zu einer Zeit, 
wo die Kaffe der Bank geichloffen war, einen Boten nad) der 
DBanf mit einem Briefe, welcher 7000 Marf zur Bezahlung des 
Kaufpreifes enthielt, ohne daß der Brief deflarirt war. ‘Der 
Komptoirbeamte H. nahm den Brief in Empfang, öffnete ihn 
und erklärte dem Boten, als er das Geld fand, er follte warten, 
bis die Kaffe geöffnet fei. Das lehnte der Bote ab; ebenfo lehnte 
er ed ab, eine Interimsquittung des H. anzunchmen. Darauf 
hat 9. dem Boten das Geld in dem unverjchloffen gelafjenen 
Briefumschlag zurücgegeben. Der Bote ift mit dem Gelde flüchtig 
geworden. Da H. nad) der gepflogenen Verhandlung das Geld 
nit angenommen hat, fo ift dafjelbe dem Kläger und nicht der 
Bank unterfchlagen. I, 72/95 vom 29. Mai. Bgl. 254. 

47. Der Strombaufisfus hat das Eigenthum an einer Fläche 
von mehr al8 11 Hektaren Außendeichländerei erfeffen. Die An- 
nahme, daß Fiskus nicht redlicher Befiger gewefen fei, beruht auf 
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NRechtsirrtfum. Die Bauern der Gemeinde Klein- Grabau find 
im 3. 1848 bei der Regierung zu Marienmwerder wegen Weber- 
weifung des ihnen vermeintlich) durch die Erbverfchreibung von 
1784 verliehenen Außendeichlandes8 vorftellig geworden. Da die 
Ansprüche ‚die ftaatlihen Nechte bezüglich der Wafferftraßen be- 
trafen, jo war die erjte Abtheilung der Regierung zuftändig. Diefe 
Abtheilung wies den Antrag als unbegründet zurüd; auf eine 
Beichwerde der Antragfteller an den Finanzminifter fand ein Aus- 
tausch) jener Abtheilung mit der dritten Abtheilung ftatt, weil die 
Erbverfchreibung von 1784 die Verleihung von ‘Domaniallände- 
reien enthielt. Die dritte Abtheilung hielt den Anjpruch der An 
tragfteller für begründet, die erfte Abtheilung trat aber dem ent- 
gegen, weil die Erwähnung des Außendeid)landes in der Erbver- 
Schreibung und die Mitvermeffung befjelben durd) den Landmefjer 
auf einem DVerfehen beruhe; die Erbverfchreibung habe den Bauern 
erbliche Rechte nur an den vorher von ihnen in Zeitpacht be= 
leffenen Ländereien verliehen, wozu das Außendeichland nicht ges 
hörte. Die Bauern feien auch niemals in den Befit von Außen 
deichland gefommen. Danad) erfolgte ein abfälliger Bericht und 
eine abfällige Beicheidung des Finanzminifters mit der Verweifung 
der Defchwerdeführer auf den Nechtsweg. Diejer wurde nicht ber 
Ichritten und die Strombauverwaltung befand fich feit länger als 
40 Iahren in ungeftörtem igenthumsbefit. Wenn nun aud 
jolche Zweifel über das ber Erjiung entgegenftehende Recht eines 
Dritten, welche fchon bei gewöhnlicher Sorgfalt erkennbar find, 
dann die Nedlichfeit des Befites ausfchliefen, wenn der Beliter 
fi) troßdem ohne weitere Unterfudhung den Befiß zugeeignet hat — 
8.1EU.EU.R LT —, fo liegt diefer Tall hier nit vor. Ein 
unentichuldbarer Irrtum oder eine Nadjläffigfeit in der Unter: 
fuhung der Eigenthumsfrage läßt fi) der in diefer Sadje zu= 
ftändigen erjten Abtheilung der Regierung nicht vorwerfen. V, 
416/94 vom 29. Mai 95. Entiprehend V, 433/94 vom 
29. Mai 95. 

48. Ein Eigenthuntserwerb durd) Bebauung eines fremden 
Srundftids — 8.332 A. R. IL, 9 — findet dann nid ftatt, 
wern die Bebauung zum Jwed des Eigenthumserwerbs dem zwifchen 
dem Bauenden und dem Grumdeigenthümer bejtehenden Vertrags: 
verhältniffe widerjprechen würde: aljo wenn etwa Kläger, ald er 
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daute, das Grundjtüd al8 Verwalter des Grundeigenthiümers innes Bejondere 

hatte. In foldem Falle bedurfte es Feines Widerfpruche des a 
Grundeigenthümers, um den Eigenthumserwerb auszufchließen. — eigenthums. 
8.6EUU.R. I, 13. — Ebenfo wäre der Eigenthumserwerb aus- 

geichloffen, wenn folder einem Vertragsverhältniß widerfpricht, 

welches zwifchen dem Bauenden und dem vollftändigen Befiter 

beitand, der fein Recht von dem Eigenthümer ableitete — vgl. 49 —. 

V, 186/94 vom 8 Mai/3. Yuli 95. 

49. It das Eigenthum am Grund und Boden in einer 

andern Hand als der volljtändige Befik, hat z.B. der Verkäufer 
übergeben, aber nod) nicht aufgelaffen, jo fommt e8 zunächft darauf 
an, ob der Eigenthümer den Bau gelannt und ohne Widerjprud) 
hat gefchehen laffen. Lag dies vor, fo vollzog fi der Eigen- 
thumsübergang durd Inädififation auch dann, wenn etwa der 
Eigentümer vorausgejett hat, daß Kläger den Bau im Einver- 
jtändniß mit der Beklagten unternommen habe. Denn im Fall 
de8 8.332 WU. R. 1, 9 geht das Eigenthum nicht vermöge eines 
Nechtsgefchäfts auf den Bauenden über. — R. ©. E., Bd. 10, 
©. 249. — Auf den Grund, aus welchem der Widerfprud unter- 
Laffen ift, kommt e8 nit an, wenn nur nicht ein Willensfehler 
vorliegt, wie Zwang, Irrthum, Betrug. Aber aud) die Beklagte 
hätte als vollitändige Befigerin den Kigenthumsübergang dur) 
ihren Widerfprud ausichließen Fönnen, da fie fraft ihrer Befit- 
rehte — SS. 175, 176, I, 7 — wohl befugt war, dem Bau zu 
widerfprechen. V, 186/94 vom 8. Mai/3. Juli 95. 

50. Der Kläger Hatte fid) der Witwe %. verpflichtet, einen Rechtsverhäft- 
auf dem Titelblatt feines Grundftücs ftehenden QVermerk, nad) u an 
weldem mit dem Grundftüd ein Recht zum Graben von Ziegele trag im 
erde auf Grundftücden des H’ichen Bauerguts verbunden war, fo Grundbud). 
weit löjchen zu laffen, al8 der Vermerk fid) auf die der Witwe %, 
gehörige Parzelle vom H’schen Gute bezieht. Der Kläger hat 
demnächft jein Grundftüd an M. veräußert, und er ift nun der 
Witwe 2. rechtskräftig verurtheilt, die Xöfchung herbeizuführen. 

Mit feiner gegen M. erhobenen Klage, die Löicdhung zu bewilligen, 

ift er abgemwiefen. Denn e8 fehlt an einem dahin gehenden Ned. 

Abgejehen davon bejteht eine Pflicht des Grumdeigenthümers, zur 

Richtigftellung des Grundbuches mitzuwirken, nur infomweit, als, 

was der Regel nad) nicht der Fall ift (G.3.0D. 8.30), das Grund- 
9# 
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Rechteverhätt- budyamt von Amts wegen einzufcjreiten hat, und fie ift injoweit 


nifje in Bezug 
auf den Ein- 


trag im 


nur eine öffentlich=rechtliche Pflicht der Behörde gegenüber. Ein 
privatrecdhtlicher Anfpruch auf Mitwirkung zur Richtigftellung fan 


Grundbud. aus der bloßen Thatjadhe, daß der Anhalt des Grundbuches materiell 


unvichtig ei, nicht hergeleitet werden, folange nicht zugleich gezeigt 
werden kann, daß derjenige, deffen Mitwirkung gefordert wird, 
durd) deren Verfagung ein ihm gegenüber beitehendes Nedjt ver- 
legt. Ebenjo wenig ift die Anfidht des Nevifionsklägers richtig, 
daß das durd) Klage geltend gemachte Verlangen der Witwe X, 
der jeßige Kläger jolle die Eintragung zur Xöfchung bringen, die 
Abtretung eines der 2, gegen den Beklagten direkt zujtehenden 
Löichungsanfpruches einfchließe. V, 441/94 vom 27. Febr. 95. 

51. Die vor der Emanation der Gefeke vom 5. Mai 1872 
unter einer Gefammitbezeichnung erfolgte Eintragung eines Gute 
in das Hhpothefenbud) umfaßte Alles, was an Liegenfchaften zu 
dem Gute gehörte, alfo aud) die unftreitig zum Gute gehörigen 
Heidejtüde, jelbjt wenn zur Zeit der Anlegung des Blattes nod) 
eine ungetheilte Heide der fänmtlichen Hüfner beftand. Denn 
wenn die Theilung der Heide fpäter erfolgte, fo Fan der Wille 
der Betheiligten nur dahin gegangen fein, daß die reellen Theile 
an die Stelle der ideellen getreten find. Da Kläger das Hufen- 
gut 2 durd Auflafjung und Eintragung zu Eigenthum erworben 
hat, jo Fonnte das Eigenthum an der Heideftrede nun nicht mehr 
durd) Vertrag und Mebergabe nad) älterem Recht auf den Be- 
flagten übergehen. Der Ball mit noch nicht angelegtem Grund- 
buchblatt (8.49 ©.B.D.) liegt hier nit vor. V, 389/94 vom 
2./6. März 95. 

52. Der Stläger hat die Heideftüde dem Beklagten direkt 
oder zunädit an ein Konfortinm veräußert, von weldhem e8 ar 
den Beklagten gelommen ift. Aufgelaffen hat Kläger ale Befiker 
des Hufenguts 2 dem Beklagten ‚feinen ideellen Antheil veip. jein 
Anredht an dem von der Hüfnergenoffenschaft bejeffenen Holzplane 
von 477,832 Hektar”. Daß von der auf Art. 44 der Mutter- 
rolle verzeichneten Gefammtfläcdhe der 477,882 Hektar thatfählich 
jeder Hüfner beftimmte einzelne Stüde als zu feinem Gute ge- 
hörig benußte, mußten die DBetheiligten. Wenn die thatjächlid) 
vollzogene Zheilung feinen vechtlichen Beftand gehabt hätte, dedt 
der gewählte Ausdrud den ibdeellen Antheil wie den realen Theil, 
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und die Erklärung läßt feinen Zweifel darüber, daß dem DBe- Redhtsverhält- 
Hagten das aufgelaffen werden follte und der Beflagte das zu alte an 
Eigenthum erwerben wollte, mad von dem Flächenbeftande der trag im 
477,882 Heltar zu dem Hufengute des Klägers gehörte. Nachdem Srundbug;. 
fih, was zur Zeit der Auflaffung aus Grundbuch) und Steuer: 
fatafter nicht erfichtlic) war, herausgeftellt hat, daß dies reell ge- 
fonderte Theile der Heide find, muß auf diefe die Auflaffung 
bezogen werden. Wenn nun aud) der Grundbuchrichter die Auf: 
laffungserflärung entgegengenommen Hat, ohne daß dem $. 58 
G.B.D. genügt war, fo madıt das, da SS. 58 und 48 G.B.0. 
nur injtruftionelle Bedeutung haben, die Auflaffung — $.2E. €. ©. 
— nicht ungültig; vielmehr bedarf es, um die Eintragung des 
Beklagten als Eigenthümers der Heideftüde zu bewirken, nur noch 
der Nachbringung des Steuerbuchauszugs und der Karte über die 
nah dem inzwijchen den thatfächlichen Befigverhältniffen gemäß 
geordneten Steuerbud) zum Gut gehörigen Stüde und deren An- 
erfennung dur) die Betheiligten. V, 389/94 vom 2./6. März 95. 

53. Der Kläger hatte auf Herausgabe der Heideftüde, fo- 
weit jolhe Beflagte befaß, Beklagte widerflagend auf Auflaffung 
geklagt. Das Reichsgericht hat die Klage abgewiejen und den 
Kläger verurtheilt, wegen jener Heideftüde, auc) foweit fie Be- 
flagte nicht befitt, diejenigen Erklärungen vor dem Grundbud)- 
amte abzugeben, welche zur Eintragung des Eigenthums für den 
Beklagten erforderlih find. Denn da eine gültige Auflaffung 
bereits vorliegt, geht der Antrag auf Auflaffung zu weit. Aber 
jener Antrag umfaßt da8 Mindere. Die Verpflichtung des Klägers 
hierzu auf ®rund der der Auflafjung vorangegangenen Gefchäfte 
ift um fo weniger zweifelhaft, al8 Kläger nicht gezeigt hat, daß 
e8 an einem ihn zur Auflaffung verpflichtenden Rechtsgrund ge- 
fehlt habe. V, 389/94 vom 2./6. März 95. 

54. Die Mutter des Klägers, deren Erblaffer das Grund- 
ftüf an den Bellagten verfauft hatte, ift auch, joweit ihr das 
Eigentum an dem Örundftüd von ihrer Miterbin aufgelafjen ift, 
ald Dritte im Sinne des E. E. ©. nicht angefehen. Sie ift des- 
halb Eigenthümerin nicht geworden, aud) wenn fie beim Erwerb 
durch Auflaffung in gutem Glauben war. V, 359/94 vom 
30. Mär; 95. 

55. Im Ball 45 fteht der Vollendung der Erfikung der 


Redhtsverhälts 
niffe in Bezug 
auf den Ein- 
trag im 
Srundbud). 


Nahbarredit, 
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Beflagten in der Zeit von 1828 bis 1878 nidht das &. E. ©. ent=- 
gegen, obwohl das Grundftüd ein Folium im Hhpothelenbud 
erhalten hat. Denn ©., der Borbefiger des Klägers, hatte vor 
dem 1. Oft. 1872 dur Kauf erworben, aber nicht mehr übergeben 
erhalten, al8 was auc) der Kläger befitt, dem ©. nad E. E. ©. 
aufgelafien hat. Als Beitandtheil des Grundftüds, als mit ihm 
vor der Befigtitelregulivung ergriffen Ffonnte nur das gelten, wa$- 
thatfählid zum Grundftücd gehörte. Die Aufzeihnung auf dent 
Titelblatt de8 Hppothefenbuchs hat Feine vechtsbegründende Kraft. 
Danad) find aber ©. und Kläger nicht eingetragene Eigenthümer 
des vom Borbefiger der Beklagten und diefer befeffenen Streits 
ftüd8 geworden. Denn die nad) der Eintragung des Klägers er- 
folgte Zurüdführung des Grundbuchblatts auf das Katajter änderte 
an ben Rechten nichts. — Vgl. Bd. VI, 65 (E., Bd. 22, ©. 304). — 
V, 394/94 vom 4. Mai 95. 

56. Im Fall 70. Das Berufungsgericht erwägt, daß die 
Abholzung bei Abjchliegung des Kaufvertrages von beiden Theilen 
vorausgefehen war, und daß daher die Klägerin — die fich nicht 
ausbedungen hat, daß der Grenzitreifen mit feinem Holzbejtande 
als Scutitreifen beftehen bleiben müffe — fi) auch der durd) 
die nach dem Verkauf erfolgte Abholzung diefes Streifens ein= 
getretenen Vermehrung des Schadens unterworfen habe. Gegen 
die Begründung diefer thatfächlichen Feititellung malten rechtliche 
Bedenken nidt ob. VI, 354/94 vom 15. Febr. 95. 

57. Im Tal Bd. XVIU, 42 hat da8 Berufungsgeridt den 
Beklagten, wie früher, verurtheilt, indem e8 den $. 55 der Braun 
Ihweigifchen Bauordnung vom 15. Suni 1876 unter Anlehnung 
an die im gemeinen Recht herrichende Anficht dahin auslegt, daß 
die nachbarredhtliche Bejchränfung al8 gejetliche Kigenthums- 
beichränfung mit entiprechender Erweiterung auf der andern Seite 
und nicht als eine durch das Gejek begründete Dienftbarfeit zu 
beurtheilen ijt. III, 300/94 vom 22. Tebr. 95. 

58. Die RKupferfchiefer bauende Mansfeldiche Gewerfichaft 
hat den Salzigen See bei Oberröblingen im Wege der Enteignung 
erworben, um durd) deffen Zrodenlegung den Betrieb ihrer Berg- 
werke zu fihern. Der Enteignungsbeihluß verpflichtet fie, allen 
Gemeinden und Betrieben, die in Folge der Trodenlegung das 
Wafjer verlieren, dasjenige Trink und Wirthichaftswaffer in aus- 
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reihender Menge und zweddienlicher Beichaffenheit zu liefern, Nachbarredit. 
welches nad) der im Einvernehmen mit dem Oberbergamt zu 
treffenden Entfcheidung der Landespolizeibehörde erforderlich ift. 
Zur Erfüllung diefer Verpflichtung hat die Gewerkichaft einen 
Kalkiteinbrudy erworben und darin ein weites, tiefe8 Brunnenlod) 
abgeteuft, aus welchem fie das Wafjer den fremden Dörfern zu- 
feitet. Die Gemeinde Stedten und eine Anzahl von Grundeigen- 
thümern zu Stedten und Teutjchenthal Hagen, weil durd) jene 
Anlage ihren Brunnen das Waffer entzogen und der Brunnen 
trodengelegt fei. Damit find fie abgewiejen, Revifion zurüd- 
gewiejen. in Unterjagungsrecht, welches auf einem bejondern 
Nechtstitel beruht, nehmen die Kläger nicht in Anfprud). Gefeß- 
lich fann ber Bellagten nicht verwehrt werden, Brunnen und andere 
Werfe auf ihrem Grund und Boden anzulegen, felbft wenn den 
Nachbarn dadurd) das Waffer entzogen wird, auch wenn damit 
dem Grundftüd fremde wirthichaftliche Zivede verfolgt werden. 
Das Berufungsgericht hält ohne Rechteirrthum die bloße Kenntniß 
der nachtheiligen Folgen zur Feftftellung der Abdficht, die Kläger 
in ihren Rediten zu Fränfen — WUR. I, 6, $$. 36 ff; I, 8, 
8S. 27, 28 —, nidit für genügend; fie fei durch den Beichluß 
der Enteignungsbehörde gezwungen. V, 294/94 vom 2. Febr. | 
6. März 95. D2gl. 107. 

59. Die Beklagten haben ihre Ländereien drainirt und das 
abfließende Waller durh) Gräben einem ihnen zugehörigen See 
zugeführt. Dadurd) find Meberfluthungen eines Aderftüds des 
Klägers herbeigeführt, welche wiederfehren werden. Die Beklagten 
find verurtheilt, Vorkehrungen zu treffen, durd) welche das gegen 
früher mehr übertretende Waffer von dem Grundftüd ferngehalten 
werde; Nepifion zurücgemwieien. V, 354/94 vom 27. März 9. 

60. Der Bellagte hat dem Kläger Tenfter verbaut, welche 
diefer feit länger al® zehn Jahren hat. Gemäß 8. 142 AU.U.R. 1,8 
ift DBeflagter verurtheilt, mit dem Neubau jo weit zurüdzurüden, 
daß man aus den beiden Giebelfenftern den Himmel erbliden 
fann. Unerheblid), daß Kläger dem Verbauen nur ein Privat- 
verbot entgegengefeßt Hatte, denn 8.43 A. NR. I, 22 fordert 
feinen gerichtlichen Broteftaft. Unerheblid) au), wenn nad) den 
in dem NRegierungsbezirt Potsdam erlaffenen Baupolizeiord- 
nungen von 1842, 1868 und 1872 Niemand in Brand= oder 


Nachbarredit. 
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Siebelmauern Fenfter haben darf. 8.664, I, 9 bezieht fid) nur 
auf folhe Verbotsgejege, welche das Entitehen und die Nedts- 
wirffamleit von Brivatrechtsverhältnifien hindern. Ienes in Rüd- 
fiht auf das gemeine Wohl erlaffene Verbot der Baupolizei- 
ordnungen betrifft das Entjtehen und die Fortdauer dc& privat- 
rechtlichen Verhältniffes aus $. 142, I, 3 mangels einer befonderen 
Vorjhrift nicht (vgl. R. G. E. vom 19. Ian. 1881 im Pr. I.M. Dt. 
pro 1882, ©. 2 ff.). Ein unfittlicher oder rechtswidriger Zuftand 
fiegt nit vor. V, 351/94 vom 27. März 95. 

61. Mit dem Erbieten, er wolle dem Kläger auf feine Koften 
die Tenjter verlegen, wurde Bellagter nicht gehört. Denn 8. 142 
AL.R. I, 8 tft nur dann ausgejchloffen, wenn der betreffende 
Kann bereits von anderer Seite Licht hat. — D.T. E., Bd. 80, 
©. 267. — V, 351/94 vom 27. März 95. 

62. Die Immiffion unangenehmer Gerüche darf die regel- 
mäßige Benutung der Eägerifchen Grundftüde nicht erheblich), 
insbefondere nicht in einer gejundheitsjtörenden Weife beeinträcdh- 
tigen. Da aud eine Aenderung in der Yage oder Beichaffenheit 
der Betriebsftätte vom Inhaber der beklagten Phosphatfabrif vor- 
genommen war, nachdem derjelbe die feinem Vorgänger Fonzeffio- 
nirte Anlage erworben hatte — ©. D. 8.25, Abf. 1 —, fo fiel 
der Schuß de8 $. 26 ©. DO. für den Beflagten weg und wurde 
dementiprechend erfannt; Revifion zurücgewiefen. III, 1/95 vom 
9. April. 

63. Das Haus des Beklagten hat nad) dem Neubau des 
Klägers zu feit mehr als zehn Jahren Benfter; und die Behält- 
niffe, weldye dadurd) erhellt werden, erhalten nur von diefer Seite 
Licht. Vor dem Haufe befindet fi) ebenfo lange ein hölzerner 
Altan von etwa zwei Meter Ziefe. Das Berufungsgericht hat 
den Beklagten verurtheilt, anzuerkennen, daß ihın fein Widerfpruch®- 
recht gegen die Weiteraufführung des Neubaues auf dem Grund- 
jtüct des Klägers zuftehe, und daß der Kläger vielmehr berechtigt 
jei, jeinen Neubau mit der Maßgabe auszuführen, daß der Be- 
lagte aus den ungeöffneten Venjtern des untern Stodwerfs unter 
der Vorausfegung der Bejeitigung des Altans den Himmel er- 
bliden fann. Dies Urtheil wurde vom Neichsgericht als eine 
Berlegung des 8. 142 WU... R. L 8 nit eradtet. V, 380/94 
vom 24. April 95. 
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64. Die DBellagten find verurtheilt, anzuerkennen: a) daß Eigentyums: 


die Kläger als Mitberechtigte der Antheile ihres Vaters %. 
A. von H. und ihres DVetters 3. von H. an all den Redtfamen 
Theil haben, welche Schloß und Haus Hanjtein nebft Bertinenzien 
und der noch ungetheilte frühere LXehnsbefig der Familie von 9., 
einfchließlic) des fogen. Lehnsjtammes, foweit diefer aus un- 
getheiltem Lehnsbefite aufgefommen ift, gewähren; b) daß Kläger 
als Meitberechtigte der Antheile ihres Vaters und ihres Vetters 
Miteigenthümer des Scloffes und Haufes Hanftein nebjt Perti- 
nenzien, des fogen. Tehnsftammes und fonftigen ungetheilten frühern 
Lehnsbefites find. Revijion zurücdgewiejen. Da die Kläger durd 
den Nachweis, daß ohne ihre Zuziehung die übrigen Miteigen- 
thümer des Lehnd Verfügungen über deffen Subftanz zu treffen 
verjuchen, ihr vechtliches Intereffe an al&baldiger Feititellung, daß 
fie Miteigenthümer des Lehns und ZTheilhaber der Lehnsrechtiame 
find, genügend dargethan haben, jo läßt fic) die Zuläffigfeit eines 
fo allgemein gehaltenen Klageantrags auch ohne “Darlegung be- 
ftimmter Antheile nicht bezweifeln, Da ferner diejfes von den 
Klägern beanspruchte Recht zu deren eigenem Vermögen gehört, 
fo erfcheint die Aftivlegitimation der Kläger nicht bedenklich. Daß 
auch eine nothwendige Streitgenofjenfchaft nicht vorliegt, deshalb 
die Pajfivlegitimation nicht zu beanftanden ift, weil die Klage 
nicht gegen alle Mitberechtigte erhoben fei, wurde bereits in IV, 
109/91 vom 22. Iuni (Bd. XII, 650) ausgefprocdhen. IV, 207/93 
vom 11. Febr. 95. 

65. Im Fall Bd. XVIIL, 45 hat nun das Berufungsgericht 
den Beklagten verurtheilt; deffen Revifion ift zurücdigewiejen. Das 
Dberlandesgericht Hat auf Grund der vom Landgericht hierfür 
angenommenen Notorietät die Weberzeugung gewonnen, daß jeit 
dem Separationdrezeß bis zum Abjchluß des Vertrags von 1886 
viele Separationspläne in andere Hände durd) Veräußerungs- 
geichäfte übergegangen find, fodaß die Separationsfommillion zum 
Abichluffe des Kaufvertrags nicht Tegitimirt war. Bellagter war 
aljo 'unrechtfertiger Befiger, und deshalb nad SS. 15, 1TAUUR. 
I, 15, zur Erjtattung des gezogenen Vortheild an die Separations- 
intereffenten verpflichtet. IV, 299/94 vom 7. März 95. 

66. Im Fall 495. Die Vorfchrift in S. 7, Abf. 2 des 
E. €. &., daß der im Befit befindliche Beklagte dem auf feine 


lage. 


Bindilation. 


Bindikation. 


Erfigung und 
Verjährung 
dinglicher 
Rechte. 
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Eintragung als Eigenthümer fich ftüßenden Kläger die aus einem 
den Eigenthumsermwerb bezwedenden Gefchäfte herzuleitenden Rechte 
nicht durch Einrede, fondern nur durch Klage oder Widerklage 
entgegenjegen könne, bezicht fi) nur auf die aus einem foldhen 
GSejchhäfte herzuleitenden Rechte auf den Erwerb des Grundftüds; 
die exceptio rei venditae et traditae ift durch das Gefet aus- 
gefchloffen, nicht aber Jonftige vechtögeichäftliche Einrede, ins- 
befondere nicht die Einrede des Zurücdbehaltungsrehts (Zurnau, 
.3.0D., ©. 649 ff., Anm. 11—15). V, 390/94 vom 1. Mai 95. 

67. BZwilcdhen den Hausgrundftüden der Parteien verläuft 
ein mit einer Rinne verjehenes gepflaftertes Gäfchen von 70 Eenti- 
meter Breite. Das Hägerifche Haus hat nad diefem Neuel ein 
Tenfter im Erdgejhoß, zwei im erjten Stodwerf und zwei im 
Dade. Die Venfter dienten nicht bloß zur Erhellung und Küf- 
tung der Flägeriihen Wohnräume, fondern waren dazu bejtimmt 
und geeignet, Aussicht auf das Grundftüd der Beklagten, früher 
einen Garten, welcher durcd eine niedrige Mauer abgegrenzt war, 
zu gewähren. Das galt aud) von dem enter im Erdgeichok, 
obihon dafjelbe mit eifernen Zraillen verjehen war. Die Tenfter 
haben 30 Jahre beftanden, bevor die Beklagten dicht an der Grenze 
des Reuels gebaut haben. Diefelben find verurtheilt, den Neubau 
jo weit zurüdzurüden, daß für jedes Tenfter geradeaus 1,90 Meter 
und an jeder Seite 6 Dezimeter freier Raum bleibt. (Code 678, 
679), fodaß das unter der Tenfterbanf des Erdgeichoffes ver- 
bleibende Mauerwerk nicht zurücgerüct zu werden braudt. Denn 
der Kläger hat eine Ausfichtegerechtigkeit erworben. (Bgl. Bd. 1, 
179; €, Bd. 13, ©. 304). Das Oberlandesgeridht hat aud) an- 
genommen, daß der Kläger die Venfter mit dem Willen, eine 
Servitut des Ausfichtsrechts auszuüben, angelegt und bejelien 
hat. Tür das Vorhandenjein diefes Willens und jomit der er- 
forderlihen juris quasi possessio war e8 unerheblid), daß da- 
mals, alfo um 1860, die überwiegende Nechtiprechung des vor- 
maligen Appellationsgerichts zu Köln und das Urtheil des Ober- 
tribunals zu Berlin vom 28. Juni 1864 (vgl. Rheinisches Archiv, 
Bd. 60, Abth. 2, ©. 8—23) fi) bezüglich der Ausfichtsfeniter 
in einer andern Ridtung bewegten, die nicht dargelegt ift, daß 
Parteien jene Rechtsanfiht gefannt hätten. II, 368/94 vom 
5. März 95. 
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68. Die Stadt Zell Hat einem Konfortium, welches eine _Dienft- 
Eifenbahn von Zeil i. W. nad) Todtnau gebaut hat, die Benugung Pereiten. 
ber ftädtifchen Wafjerleitung zur Speifung der Lokomotiven ge- 
ftattet, fodaß eine eigene Leitung, wovon ein Theil Eigenthum der 
Stadt wird, im Anflug an die Wafferleitung auf Koften des 
Ronfortiums hergejtellt wird, die Bahnverwaltung der Stabt 
Zell als Pacht für das Iahr 60 Mark zahlt. Eine Grundbienft- 
barkeit ift nicht begründet, weil e8 an einem Grundftüd fehlt. 
Namentlid) bildet das KEifenbahnunternehmen al® Ganzes, die 
Einridtung, welcher theils Liegenfchaften, theils bewegliche Gegen- 
ftände gewidmet find, Fein herrichendes Grundjtüd. Ebenfo wenig 
fiegt eine perjönliche Dienftbarfeit vor. Revifion zurücgewiefen. 

I, 27/95 vom 7. Mai. gl. 283. 

69. Den Bellagten war für ihre Gartengrundjtüde zum Er- u 

fat des von der Stadt eingezogenen Zugangs von dem Vorbefiger Baeleı 
der Klägerin über deren Grundftüd eine Fuß- und Schiebwege- 
geredhtigfeit eingeräumt. Dienen die frühern Gärten der Beklagten, 
auch joweit fie nicht mit Gebäuden befett find, nicht mehr garten- 
wirthichaftlichen Zweden, wären fie insbejondere in Hofräume und 
Hleichpläe umgewandelt, jo würden die Beklagten nad) $. 71, 
I, 22 A... R. den ftreitigen Weg für diefe neuen Anlagen über- 
haupt nicht benugen dürfen. Dem Unterjagungsrecht der Klägerin 
entfpricht aber die Formel des angefochtenen Urtheil® nicht, weil 
fie die Klägerin nöthigt, den Beweis, den fie jett im Hauptprozeß 
angetreten, in jedem einzelnen Falle,. wo in Zukunft einer der Be- 
Hagten den Weg zu andern Zweden als zur Bewirthichaftung 
feines Grundftüds al8 Garten benugen follte, im BVollftrecdfungs- 
verfahren zu führen. Die Möglichkeit, daß die Beflagten bie 
neuen Anlagen wieder in Gärten umfcdaffen, ift zwar denfbar; 
diejer Möglichkeit würde indeß aud) bei zeitiger gänzlicher Unter: 
fagung der Ausübung des Wegerehts durd) einen entiprechenden 
Vorbehalt in der Urtheilsformel Rechnung getragen werden fünnen. 
V, 281/94 vom 26. Jan. 95. 

70. Eine Aktiengefellichaft zu Berlin hat von dem Preußischen 
Vorftfisfus, vertreten durch die Regierung zu Potsdam, ein Stüd 
Vorftland gekauft, und ift Eigenthümerin diefer Fläche. Ihre 
Klage wider den Eifenbahnfisfus auf Scadenserjaß, weil der 
dur) den von den Anlagen auf dem Bahnhof und den dort ver- 
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fehrenden Lokomotiven entwidelte Rauch dem gekauften Korftland 
nachtheilig ei, ift abgewiefen. Denn die Gijenbahnanlage mit 
ihren fchädigenden Wirkungen bejtand fchon zur Zeit des Kauf- 
vertrags, und diefer Zuftand war der Klägerin befannt, fodaß c8 
als der Wille der Kontrahenten anzujchen fei, daß die Klägerin 
die Raudhimmiffion zu dulden habe. Revifion zurücgewiefen. 
Das Erforberniß der Schriftlichkeit 8.13 A... R. I, 22 hindert 
nicht, im Wege der Auslegung des Kaufvertrags den Umfang 
bes Kaufgegenftandes dahin zu beftimmen, daß das verkaufte 
Srundftüd nur mit der Grundgerecdhtigfeit belaftet auf den Käufer 
überging.. Mit Recht ift hierbei auf den zur Zeit des Vertrags 
beftehenden Zuftand Gewicht gelegt, der von jelbft in das recdht- 
fiche Verhältniß einer Grundgerectigfeit überging, wenn er nad 
der erkennbaren Abfiht der Kontrahenten dauernd fortbeftehen 
follte, ohne daß die Grundgeredhtigfeit mit ausdrüdlichen Worten 
im Bertrage beftellt wurde. VI, 354/94 vom 14. Febr. 95. 
Bol. 74 und 591. 

71. Durd Grundftüde, weldhe die Bellagte theils von der 
Klägerin gefauft und aufgelaffen erhalten, theil® gepachtet Hat, 
führt ein Weg, deffen Mitbenugung die Beklagte der Klägerin 
eingeräumt hat. Soweit der Weg über die der Beklagten eigen- 
thämlichen Grundftüde führt, muß die Beklagte die Unterhaltungs: 
foften nad) 8.35 WU.XU.R. I, 22 allein tragen. Denn Klägerin 
hat der Bellagten einen Zheil de8 Weges überlaffen, und die 
Bellagte hat dagegen der Klägerin die Benukung de ganzen 
Weges — aljo durd) läftigen Vertrag, 28T URLS — 
eingeräumt, Da aber in dem Bertrage zwifchen den einzelnen 
Theilen des Weges nicht unterfchieden, diejer vielmehr als ein 
einheitlicher aufgefaßt tft, jo ift die Annahme begründet, daß bie 
Parteien aucd bezüglich desjenigen Theiles des Weges, welcher 
über da& von der Beklagten erpacdtete Zerrain führt, fi der 
Beitimmung des $. 35 Haben unterwerfen wollen. V, 329/94 
vom 6. März 95. 

12. Dagegen wurde die Klage infoweit abgewiejen, als 
Klägerin die Benugung des Weges für eine von ihr verpadhtete 
Ziegelei in Anfprud) nimmt. Zur Zeit des Vertrags — vgl. 71 — 
wurde das Grundftüd, auf weldem jett die Ziegelei fteht, mit 
geringem Erfolge forftwirthichaftlih genugt. In der Erridhtung 
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der Ziegelei liegt eine neue Anlage im Sinne $. 71 A.L.R. I, 22. Grunddient- 
Dahingeftellt gelaffen, ob durd Bezugnahme auf 8.gA.L. x,  derteit. 
I, 22 da8 Erforderniß der Willführlichkeit aufgeftellt if. Denn 

al8 Gegenfat derfelben ift nicht das Zwedmäßige oder NRathfame, 

jondern nur das unabweisbar Gebotene aufgefaßt. Der Grumnd- 

ftücfstheil Fonnte und fan aber au landwirthichaftlich benukt 

werden, jodaß die Errichtung der Ziegelei willführlich war. V, 

329/94 vom 6. März 95. 

73. WU R. Bevor die beiden Grundftüce fubhaftirt waren, 
gehörten fie einem igenthümer. Der Zhorweg von Nr. 14, 
welcher auf die unabgetheilten beiden Höfe führte, diente aucd) der 
Nr. 15 zum Cingang. Wenn, was übrigens nicht angenommen 
wurde, dabei an eine dauernde Dienftbarfeit gedacht wäre, jo tft 
jolhe Abfiht bei der Subhaftation von dem Weräußerer und 
dein Erwerber des dienenden Grundftüds nicht feitgehalten. Die 
beantragte Aufnahme einer Dienftbarkeit in die Bedingungen 
wurde bei der Subhaftation von Nr. 14 feitens des Subhaftationg- 
richter® abgelehnt. Und der Erfteher von Nr. 14 hat jhon damals 
gegen jolche Raufbedingung Widerfprud) erhoben, aljo an den Tag 
gelegt, daß er das thatjächliche Dientverhältnig nicht fortbeftehen 
laffen wollte Danadh ift eine Grunddienftbarkeit für die Er- 
jteherin von Nr. 15 nicht entftanden. V, 358/94 vom 30. März 95. 

74. Bgl. 70. Die Magbeburg-Halberftädter Eijenbahngejfell- 
Ihaft hat im 3. 1872 an die Weftendgefellichaft zu Thale a. H. eine 
am Eifenbahndanım belegene Fläche von 39 Morgen 156 Duadrat- 
ruthen mit der Beichränfung verkauft, daß eine Bebauung nur 
mit Zandhäufern erfolgen durfte und eine andere Benugungsart 
ausgejchloffen war. Die Klägerin hat davon ein Grunditüd von 
etwa 2 Morgen erworben, auf welchem in 16'1/, Meter Entfernung 
von dem Eifenbahndamm eine Villa erbaut ift. Gegen die Klage 
auf Schadenserfat wegen übermäßiger, da8 Gemeinübliche und 
Crträglicdhe überfchreitender Immiffion von NRaudh, Ruß und 
Dampf hatte Eifenbahnfisfus eingewendet, die durd) die Lage an 
der Eijenbahn bedingte Werthöbeeinträdhtigung des Srundftüds 
jet Ihon in dem niedrigen Kaufpreife abgegolten. Auch habe dic 
Eijenbahngefeltichaft in dem bei dem Verkauf der Fläche vor- 
handenen und fich in vorausfehbarer Weife fortentwidelnden Bahn= ' 
verkehr nicht beichränft werden follen. Zum Entftehen der hiermit 
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Sand: behaupteten Grundgerechtigfeit war eine ausdrückliche Beitimmung 

var im Raufvertrage nicht erforderlich; e8 genügte die erfennbare Ab- 

fiht, den bi8 dahin beftandenen Zuftand einer unbefchränften Be- 

nutung des der Eifenbahngefellfchaft verbliebenen Grundjtüds zu 

den Zweden bes Bahnverfchre weiter beftehen zu laffen. Im 

3.1888 ift eine Bahnhofsweidhe bis auf etwa 26 Meter von der 

weitlichen Grenze der Villa nad) dem Grundftücd der Klägerin zu 

verlegt; und feitdem rangiren die Züge vor dem Grundftüd der 

Klägerin. Allein Aenderungen in den Bahneinrichtungen, wie fie 

durd) eine Verfehrsjteigerung erforderlich werden, fonnte von den 

Kontrahenten bei Abjchluß des Kaufvertrags vorausgejehen werden, 

wenn aud nicht die fpezielle Richtung und der Zeitpunkt. ‘Diele 

Kenntnig genügt aber, um die Verpflichtung der Klägerin zur 

Duldung der Immiffionen aud) auf die in olge jpäterer Ein- 

rihtungen eingetretenen auszudehnen, wenn joldhe über die Zwede 

der bejtehenden Anlage nicht hinausgehen und in diejen ihre Ver- 
anlafjung haben. VI, 58/95 vom 22. Mai. 

75. Allerdings fol das Grundftüd der Klägerin als Villa 
unbenutbar geworden fein, während doc das ganze Terrain zu 
Billenbauten verkauft wurde. Allein die verfaufte Gejammtfläche 
wurde dadurd) noch nicht als WVillenterrain unbenugbar, daß ein 
vielleicht ganz geringer Theil deffelben, fpeziell ein an der Bahn 
fi) entlang ziehender fchmaler Streifen fi) zur Bebauung mit 
einer Villa nicht eignete. Im diefer Beziehung fehlt e8 an der 
genauen Ermittelung des Thatfächlichen. VI, 53/95 vom 22. Mat. 

Negatoria und 76. Celle. Die Klage ift infoweit im Nechtsiwege unzuläffig, 
Konfefforia. as Kläger beantragt hat, dem Militärfisfus die fernere Benußung 
feiner innerhalb de8 Scießplages bei Münfter belegenen Aeder 
und Waldparzellen ald Theile diefes Uebungsplaßes zu unter: 
jagen. Der Nedtsweg würde zuläffig fein, wenn Släger auf 
Schadenserjat geflagt hätte. Denn aus der Größe des Sciep- 
plaßes von circa einer Quadratmeile, und aus dem erheblichen 
Kojtenaufwand, den der Erwerb eines Areals von folhem Um> 
fange aud dann verurfadht, wenn daffelbe durchweg aus minder- 
werthigem Grund und Boden befteht, folgt ohne weiteres, daß 
dort dauernd Zruppenübungen ftattfinden follen. Auch die Zeit, 
“innerhalb welcher diefe Uebungen ftattfinden, von Ende Mai bis 
Ende September jeden Jahres, ift eine fo erhebliche und für 
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Kulturarbeiten wichtige, daß eine rationelle Bewirthichaftung der Negatoria und 
fägerifchen Parzellen vereitelt wird, falls bdiefelben dauernd im omiellorta. 
diefem Maße wie ein Theil des Schießplages zu militärischen 
Sweden mitbenugt werden. Art. IL, S. 7 des Gejetes vom 
21. Sunit 1887 bezieht fi aber nur auf UWebungen vorüber- 
gehender Natur. Da aber der Schadensaniprud) nur al® acceffo- 
rifher in Verbindung mit dem unftatthaften Antrage auf Unter: 
laffung erhoben iit, fällt er mit diefem. Kläger hat den Schadens- 
anjprucd nicht jo jubftantiirt, daß noch in diefen Verfahren die 
Höhe feftgeftellt werden fonnte. Die Nevifton gegen die Klag- 
abweisung ift deshalb zurücdgemwiejen. IIL, 262/94 vom 29. San. 95. 

77. Im Fall 67 haften die beiden beklagten Eigenthümer 
nicht al8 Sammtjchuldner (Code 1202) für die Zurüdjegung des 
Baues, fondern ihre Leiftung ift, weil Servituten nicht nad) Brud)- 
theilen bejtehen können, gemäß Art. 1218 untheilbar. II, 386/94 
vom 5. März 95. 

78. Das DBerufungsgeridt Hat ohne NRechtsirrthum an- 
genommen, daß eine Benukung der hinter dem Haufe des DBe- 
Hagten auf deffen Grundftüäd errichteten Ställe durd) andere 
Perfonen als durd) Bewohner des Vorberhaufes und zu andern 
al8 Privatzweden, aljo namentlich eine Benugung zu Gejchäfts- 
zweden gegen den Sinn der Bedingungen verftoße, unter welchen 
Parteien ihre Grundftüde von der Finanzdeputation gekauft haben, 
und nad deren Maßgabe Barteien ein wechjeljeitiges Dienjt- 
barfeitsrecht gegeneinander haben. Das Beftehen des der Dientt- 
barfeit widerfprechenden Zuftandes ift auf den eventuellen Willen 
des Beklagten auch für den Fall zurüdgeführt, daß M., welcher 
den Stall benugt, Aftermiether fein follte.e Da der Beflagte 
durch die Vermiethung ohne die durch die Dienftbarkeit gebotene 
Beichyränkung der Aftervermiethung, alfo durch die Gejtattung der 
Weitervermiethung, die Grundlage des dem Dienftbarfeitsrechte 
widerfprechenden thatfächlihen Zuftandes geichaffen haben würde, 
jo liegt aud) darin fein Rechtsirrthum, daß das Berufungsgericht 
die Klage auch für diefen Fall als begründet erachtet. VI, 402/94 
vom 28. März 9. 

79. Im Fall Bd. XVII, 69/70 hat das Berufungsgeriht Hypothek. 
wie früher erfannt; nun ift die Revifion zuriidgemwiefen. Das 
Berufungsgericht führt aus, der Eigenthümer %. habe, foweit ihm 


Sppothef. 


32 Dingliche Rechte und verwandte Redtsverhäftnifie. 


an 2. oder 3. Aug. 1891 durch die an den Kläger geleiftete Ueber- 
gabe die Gewahrfam des Pfandgrundftüde entzogen gewejen fei, 
diefelbe an dem gleichen Tage dadurch wiedererlangt, daß Kläger 
ihn, %., der im Pfandgrundftüd gewohnt, jchriftlich bevollmädhtigt 
habe, da8 Grundftüd für ihn zu verwalten, zu vermiethen und 
die Miethen nad) Maßgabe der ihm wieder eingehändigten Mieth- 
verträge einzuziehen, und daß %. entiprechend diefer Vollmacht 
die Verwaltung des Haufes geführt und Miethen für den Kläger 
eingezogen habe. Hierdurch fei da® antichretiiche Pfandredht des 
Klägers nad) 8. 105, I, 20 A. 2. R. wieder erlofchen und gegen 
den Beflagten als Dritten in dem Zeitpunfte, al diefer bie 
Mietyen für fich habe pfänden laffen, unwirkfam geworden. Denn 
zum PBortbeftand de8 antichretifchen Pfandrchts ift erforderlich, 
daß das dem Gläubiger übergebene Grundftüd in beifen Ge- 
wahrjam bleibt. V, 279/94 vom 26. Ian. 95. 

80. Nach der Schuldurfunde vom 19. Junt 1876 wollte der 
Schuldner für das Kapital und die Zinfen perfönlich nur fo lange 
haften, als er Eigenthümer de8 verpfändeten Grundftüds fei; 
jobald er das Grundftüc veräußere, follte feine perjönliche Ver- 
bindlichfeit erlöfchen. Das verftcht das Berufungsgericht dahin, 
daß die Erlöjchung der perfönlichen Verbindlichkeit eintreten follte, 
wenn bei der Veräußerung der Erwerber die Hypothek al8 Selbft- 
\huldner in Anrechnung auf den Kaufpreis übernehme. ‘Der ur- 
Iprüngliche Schuldner ift mit Hinterlaffung mehrerer Erben ver- 
Itorben, und der Beklagte, welcher Mliterbe war, hat das Grund- 
ftüd unter Ucbernahme der Hypothef auf den Erwerbspreis in 
der Erbtheilung erhalten und von den Miterben aufgelaffen 
erhalten. Er hat dann das Grundftüd weiter veräußert, und 
jein Käufer 9. hat die Hypothek in Anrechnung auf den Kauf: 
preis übernommen. Gegen den Käufer B. ift das Grundftüd 
Inbhaftirt, der Gläubiger ift mit einem Theile ausgefallen, der 
Beklagte ift zur Zahlung des Ausfall® verurtheilt, feine Revijion 
ift zurückgewiefen. Denn die Klaufel des eriten Schuldners nütte 
ihm und feinen Erben al& folchen, fie jollte aber nicht dem Sonder- 
rehtsnachfolger nügen, wenn diejer weiter veräußerte. Beflagter 
wurde nicht mehr von der übernommenen perjönlichen Haftung 
befreit, al8 er weiter veräußerte. V, 275/94 vom 23. Ian. 95. 
Pol. Bd. VI, 105; 3b. XIV, 73. 
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81. Roftod. B. war als Nupeigenthümer einer Erbpadt- 
hufe im Grund» und Hppothefenbuch eingetragen, und hatte diefe 
an %. verkauft, ohne daß biefer eingetragen war. Gegen ®. 
wurde der Zwangsverfauf der Erbpadithufe verfügt und burd- 
geführt. Nad der Domanialhypothefenordnung vom 2. Ian. 1854 
$. 26 erlöjchen durch Schliegung des Buch& beim Zwangsverfauf 
die auf den Folien ftehenden Pölte. Danad) tritt an die Stelle 
des erlofchenen bypothefarischen Rechts das Net auf prioritätifche 
Befriedigung aus dem Kaufgelde. Sonft erlifht mit Ausnahme 
der Wälle des Konkurjes nad) $. 33 die Wirkung der Eintragung 
nur durd Zilgung; alle Aufhebungs- und Erlöfcyungsgründe 
früherer Art begründen nur einen Anfprud auf Tilgung. Für 
die Klägerin war. ein Boften von 6000 Marf mit 5 Proz., wovon 
1 Proz. zu Amortifation beftimmt, auf der Erbpadthufe ein- 
getragen. Sie liquidirte die 6000 Mark mit 5 Proz. Zinfen 
jeit Antoni 1893, und erhob, da fie in dem Bertheilungsplan 
mit dem Boften nicht berüdfichtigt war, gegen die nacheingetragenen 
Gläubiger Klage. Damit ift fie wegen des durch Amortifation 
getilgten Betrags von 1610 Mark 87 Pf. vom Oberlandesgericht, 
wegen bed Betrages von 4389 Mark 13 Pf. vom Neichsgericht 
abgewicfen. Denn %., für welchen das Geld von zwei Gläubigern 
zur Tilgung der Forderung ber Klägerin hergegeben war, ohne 
daß für jene der in Ausficht genommene Eintrag einer HYypothel 
über je 3000 Marf erfolgt wäre, hatte jenen Betrag durd) das 
Amt Bukow der Klägerin eingefandt, nachdem fie die Rüdzahlung 
des Schuldreftes in Höhe von 4389 Marf 13 Pf. genehmigt Hatte. 
Allerdings ift der Poften vor Schließung des Buchs nicht gelöjcht, 
und die Klägerin hat, um fich gegen den Wegreß jener beiden 
Gläubiger zu fihern, den Boten Tiquidirt. Aber fie Hatte den 
Hypothefenfchein über 6000 Mark dem Amte mit dem DBermerfe 
„Ztilgung bewilligt” überjendet. Cefjion ihrer Rechte ift weder 
gefordert noch ertheilt.. Die Klägerin ift daher wegen ihrer 
hypothefarifchen Forderung durch Zahlung befriedigt worden. 
Wenn nun im Zwangsverfteigerungsperfahren nad Schließung 
des Buchs an die Stelle des erlofchenen Hypothefariichen Rechts 
das Recht auf prioritätsmäßige Befriedigung aus dem Kaufgelde 
tritt, jo verfteht fi von felbft, daß die Stlägerin, nachdem fie 
wegen ihres Intabulats bereits befriedigt war, nicht nod) einmal 
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Befriedigung aus dem Kaufgelde begehren fann. Ob %. bei der 
Zahlung jein eigenes Intereffe wahrnehmen wollte, ift für Die 
Wirkung der Zahlung unerheblich; entjcheidend ift allein, daß er 
die hypothefariiche Forderung der Klägerin hat tilgen wollen und 
die Klägerin die Zahlung als Erfüllung ihrer Forderung an- 
genommen hat. Daß 3. jowenig perjönlicher al® hypothefariicher 
Schuldner war, ift unerheblich, weil Geldforderungen aud) durch 
Dritte ohne Wiffen, ja gegen den Willen des Schuldners getilgt 
werden fönnen. Aus S. 33 folgt, daß Jolde Bezahlung der 
hypothefarifchen Forderung den Anspruch auf Tilgung der Hhypo- 
thef gibt. Diefer dem Schuldner P. erwachfene Anfprucdh gewährte 
ihm aud) eine Einrede gegen eine troß der Bezahlung verfudhte 
Geltendmachung des ungetilgten Intabulats, und diefe Cinrede 
fteht nunmehr den Gläubigern de PB. zu. III, 242/94 vom 
11. Ian. 95. 

82. Nah Römishenm Rechte haftet das Pfand dem Hhypo= 
thefar für die Auslagen, die er zur DBefeitigung ded dem dritten 
Beliger wegen Verwendungen zuftehenden Netentionsrechts hat 
madhen miüffen. Kann nun nad Lippiichem Rechte der Hhypo- 
thefar von ihm erftattete Verwendungen des dritten Befißers im 
Subhaftationsverfahren nicht geltend machen, jo würde die fernere 
Zulaffung des Retentionsrechts des dritten Befiterd das hhypothes 
fariiche Recht wefentlich verfümmern, vielfach werthlos8 machen. 
Die Ausfchließung des Retentionsrechts ijt daher eine nothiwendige 
Tolge jener Nechtsgrundfäge der Lippifchen Subhaftationsgefeke. 
IIL, 286/94 vom 5. Febr. 9. 

83. Im Fall 496 hatte der Kläger C. G. nad) dem Xode 
der Mutter unter Zuzichung des Witwers G. die Grundjtüde 
mit Mobiliar feinem Schwager R. im Mai 1881 verfauft und 
übergeben. R. hatte die Neftübertragsgelder von 3600 Marf über- 
nommen, ebenfo die in dem Bertrage von 1871 für den Witwer 
ansgejekten Leijtungen; jodann aber verfprochen, demjelben von 
jett an alles zum Lebensunterhalt Erforderliche zu gewähren; da- 
gegen verzichtete G. auf die Befugniß, ftatt der Zinjen jährlich 
60 Thaler und ferner die Abichlagszahlungen von 50 Thalern 
und refp. 20 Thalern einzuziehen. Nur für den Fall der Un- 
verträglichkeit, wobei allein dev Wille de8 G. sen. maßgebend ift, 
werden die Beftimmungen über die Leibzucdht aufgehoben, und e& 
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verbleibt in folhem Falle lediglich bei den Beitimmungen bes 
Vertrags von 1871. Der Berufungsrichter beurtheilt diefen Ver- 
trag dahin, daß der Beklagte R. Feineswegd al® Uebertragsnehmer 
in die Rechte und Pflichten des Klägers E&. ©. einfadh in den 
ältern Vertrag eingetreten ift, jondern daß es in der Abficht des 
Klägers gelegen Hat, feine und feiner Gefchwifter Rechte an dem 
Raufgelderfapital ohne Benacdhtheiligung des Baters beffer zu 
fihern. Im December 1881 und im 3. 1882 find zwiichen ©. sen. 
und R. zwei Verträge gejchloffen, welche zu einer theilweijen 
Löihung der für die 3600 Mark eingetragenen Hhpothef geführt 
haben. Nun aber folite c8 den Beflagten und ©. sen. nidjt er- 
laubt fein, unter dem Vorwande der Unverträglichfeit das AReft- 
fapital zum Nachtheil der übrigen G’fchen Kinder zu fchmälern. 
Der Berufungsrichter gelangt zu dem Ergebniß aus nicht zu be= 
anitandenden Gründen, daß DBellagter darauf ausgegangen jei, 
die Geichwifter ©. um das Kaufgelderfapital zu bringen und es 
fi) jelbjt anzueignen. Der Berufungsrichter erachtet mit Recht 
die Köichung als den Rechten der G.’fchen Kinder unnadhtheilig. 
V, 271/94 vom 23. Ian. 95. gl. 653. 

84. Wenn aud unter Umftänden für eine Vorleijtung, zu 
der der eine Kontrahent fich verpflichtet, eine fofort wirffame und 
von der Einvede des nicht erfüllten Vertrags befreite Hhpothef 
beftellt werden lann; jo war hier der Schuldgrund der ftreitigen 
Hypothek von den Kontrahenten in die Fünftig noch zu leiftenden 
Bauarbeiten de8 B., welchem fie beftellt war, verlegt. Bet foldher 
Sadjlage konnte die Hypothek erjt mit Erfüllung der Bauverpflich- 
tungen de8 DB. ihren Schuldgrund nachträglich gewinnen, hat ihn 
aber nicht gewonnen. Da die Klägerin, als fie die Hhypothef durd) 
Ceifion erwarb, wußte, daß diejelbe für eine Forderung bejtellt 
war, welche erit durd) VBertragserfüllung entftehen fjollte, und für 
deren Entftehung die Beftimmungen des Bauvertrags maßgebend 
jein follten, hätte fie fich über die Erfüllung des Vertrags Gewiß- 
heit verjchaffen müffen. Da fie das nicht gethan Hat, fteht ihr 
die Einrede aus dem DVertrage entgegen. Dem entiprechend wurde 
Klägerin auf die Widerflage zur Xöfchung der Hhpothef verurtheilt. 
V, 303/94 vom 13. Febr. 9. 

85. Der frühere Eigenthümer Hatte für feine Ehefrau 
120000 Marf eingebrachtes Vermögen eintragen lafjen. Bei dem 
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Berfauf des Grundftücds hat jeine Ehefrau diefe Hypothefariiche 
Forderung an die Ehefrau des Käufers cedirt, welche jpäter einen 
Theilbetrag an den Kläger abgetreten hat. Bei der Subhajtation 
ift die Hhpothek ausgefallen. Kläger nimmt den frühern Eigen- 
thümer aus der perfönlichen Verbindlichkeit in Anfprud. Aus 
8.41, Abf. 2 de8 €. E. ©. konnte Bellagter feine Befreiung von 
der Schuld nit ableiten. Denn um die Wirkung des $. 41 
herbeizuführen, muß die Befanntmadhung an den Gläubiger durd 
den Berfäufer nad) der Auflaffung erfolgen. E8& genügt nicht, 
daß die Ehefrau des Käufers von ihrem Ehemann Kenntniß da- 
von erhalten hat, daß er die Hhpothef in Anrechnung auf den 
Kaufpreis übernommen habe, oder daß die Ehefrau bei den der 
Seifion vorhergegangenen Verhandlungen gelegentlih Kenntniß 
erhalten hat. Die Belanntmahung muß jo ausgeführt werden, 
daß der Gläubiger erkennen kann, fie werde von dem Beräußerer 
gemadjt, um feine Befreiung von der perfünlichen Schuld zu er- 


langen. Unerheblid), daß die Gläubigerin gewußt habe, e8 er- 


folge die Eeffion nur in dem Sinne, daß nur ihr Ehemann, nicht 
aber aud) der Beklagte ihr perfönficher Schuldner fein follte. Denn 
aud) im Ball folcher Kenntniß der Oläubigerin ftand derjelben 
der gejetliche Anfprud zu, daß die ihr nad 8. 41, Abf. 2 ge- 
gebenen Friften in vorgefchriebener, feinen Zweifel über deren 
Beginn geftattender Weile in Nauf gejett wurden. IV, 235/94 
vom 24. Ian. 95. 

86. Dagegen würde dem Kläger eine Einrede entgegenftehen, 
wenn folgende Behauptung des Beklagten richtig ift. Zwilchen 
ihm und dem Erwerber des Gutes, von R., fei vereinbart worden, 
daß leßterer verpflichtet fein follte, die Hypothef der Ehefrau de 
Deklagten, als der damaligen Gläubigerin, fofort baar auszuzahlen. 
Diefe Auszahlung fei zu feinen, des DBellagten, Händen aud) 
wirklich erfolgt. Das zu diefer Baarberichtigung erforderliche 
Geld Habe von R. aus dem Vermögen feiner Ehefrau entnommen. 
Kur um die doppelten Kojten der Löfchung der frühern für die 
Ehefrau des Beklagten eingetragenen Hypothek und der Eintragung 
einer neuen, für die Frau von R. zu Eonftituirenden Hhypothel 
von gleicher Höhe zu fparen, habe von R. den Belflagten und 
deffen Ehefrau veranlagt, die Hhpothel der lettern an feine, des 
Erwerbers, Ehefrau zu cediren. Iene Baarauszahlung jei nicht 
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in der Abficht erfolgt, um die Hhpothef und die ihr zu Grunde 
fiegende Forderung der Gläubigerin im Wege der Geffion zu er- 
werben, fondern zu dem ausdrüdlich verabredeten Zwed, um die 
Slatenfchuld des Beklagten an feine Ehefrau zu tilgen. Diefe 
Tilgung fei dur Baarauszahlung des Schuldbetrages bewirkt, 
und dadurch fei ber Beflagte von feiner perjönlichen Shatenjchuld 
befreit worden. Dem Beklagten ftehbt $. 52 €. €. ©., welder 
den Zwed verfolgt, den Schuldner gegen doppelte Anforderung 
zu fihern, nicht entgegen, da der Cedent die Abficht hatte, die 
Berfolgung des perjönlichen Anfpruhs zu unterlaflen. Diefer 
Auffaffung fteht auch die accefforifche Natur der Hypothek mindefteng 
dann nicht entgegen, wenn der Hhpothek anftatt der bisher durch 
diefelbe geficherten Schuldverbindlichkeit eine anderweitig begründete 
perfönliche Schuldverbindlichkeit gegeben wird. Dgl. Zurnau, 
Anm. 6 zu & €. ©.$. 52; Dernburg, Privatreht, Bd. 1, 8. 325. 
IV, 235/94 vom 24. Ian. 95. 

87. Auf dem Grundftüd der Klägerin ftand für ©. das 
Necht eingetragen, während der Lebensdauer des K. 5 Proz. Zinfen 
von 700 Thalern zu beziehen. Das Grundftüd wurde fubhaftirt, 
für das Net ein Kapital von 2625 Mark berechnet und dem 
Gläubiger ein entiprechender ZIheil des Kaufpreifes übermiejen. 
Nun verkaufte der Erfteher das Grundftid an P. und diefer Hat 
es an Ku. verkauft. DIeder von beiden Hat die 2625 Mark in 
Anrehnung auf den Kaufpreis übernommen. Demnädft ift 8. 
verftorben; num hat da8 VBollitredungsgericht die 2625 Mark ander: 
weit fo vertheilt, daß auf die Klägerin 2125 Marf 19 Pf. ent- 
fallen find. Sie hat deshalb perfänlich und Hypothefarifch wider 
Ku. geklagt. Das Neichegericht hat deffen Verurtheilung auf- 
gehoben und zurücverwiefen. Denn der Beklagte bat behauptet, 
bei dem Verlauf an ®B. hätten der Erfteher und die Stlägerin 
diefem verfichert, die Hhypothel der 2625 Mark werde beim Tode 
der 8. gelöfcht werden. Daffelbe fei zwifhen B. und Ru. ver: 
 abredet, ald jener an diefen verkauft hat. “Die perjünliche DVer- 

pflihtung des Ku. hat zur Borausfegung, daß PB. perfönlich für 
die 2625 Mark haftete. (Bd. VI, 104; &., Bd. 22, ©. 237.) 
Wäre aber anzunehmen, baß die Verficherungen der Klägerin für 
den Entichluß des B., den Kaufvertrag überhaupt oder doc) fo, 
wie geichehen, abzujchließen, mitbeftimmend gewefen, jo würde fie 
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argliftig handeln, fofern fie ihr Hpypothefenrecht, auch wenn fie 
von defjen Geltung für fie jelbft erft nachträglich unterrichtet 
worden, dem P. gegenüber geltend machen wollte. Daffelbe gilt 
aud) den Beflagten gegenüber, wenn P. im Vertrauen auf die 
Erffärungen der Klägerin den Beklagten gegenüber beim Weiter- 
verfauf daffelbe verficherte. Denn Klägerin mußte fid) jagen, 
daß, Solange die Poft nod) nicht gelöfcht war, im Falle eines 
Weiterverfaufes P. in Bezug auf jene Pot den Käufern jene 
Berjicherungen wieder geben würde. V, 326/94 vom 2. März 95. 

88. Dur die Zufiherung würde der Erftcher auch fein 
Einverftändniß damit Fundgegeben haben, daß P. nur die Zins- 
verpflichtung perjönlicd; übernehmen und nur bis zum Tode de& 
K. für das Kapital perjönlich haften follte. Daffelbe gilt bezüg- 
(ih) der Abreden zwilhen PB. und Ku. Die in den notarieflen 
Urkunden enthaltene Schuldübernahme gewährt nur dann dem 
Stäubiger einen perfönlichen Anfpruch gegen den Lebernehmer, 
wenn fie dem wahren Willen der Kontrahenten entipridht, und 
der Stäubiger fan, wenn die mündliche, durch) Auflaffung redhts= 
verbindlich gewordene Abrede von ber fchriftlichen Erklärung ab- 
weicht, nicht weiter perfönliche Anfprüche gegen die Käufer erlangen, 
als die formlofe Abmadjung befagt. V, 326/94 vom 2. März 95. 

89. Der Stläger ift bei der Eubhaftation eines Grundftüds, 
auf weldem für die Pojener Landichaft ein zur Hebung gefomniene 
Pfandbriefdarlehn eingetragen war, mit einem Theil feiner Hypo= 
thef ausgefallen. Der Erfteher hat die Pfandbriefhhypothef nad) 
Abzug des amortifirten Betrags zum Nominalbetrage übernommen. 
Kläger beansprucht, daß ihm gegenüber die Hypothek nur zum 
Kourswerth der Pfandbriefe (97,30 Proz.) Hätte verrechnet werden 
dürfen; die Beklagte hätte fich zu feinem Schaden um 10307 Mart 
bereichert. Die Klage ift abgewicfen, WRevifion zurüdgemiejen. 
Denn wenn die Pofener Landfchaft nicht in die Uebernahme der 
Hypothek gewilligt hätte, fo wäre der das geringfte Gebot über- 
jteigende Theil des Kaufpreifes baar zu bezahlen gewefen. In 
diefem Yalle wäre aber nad) dem Statut der Nominalbetrag der 
Hypothek zu zahlen gewefen. Der Berzicht der Yandichaft ift ein 
Bortheil des Eritehers, welcher nicht im urfächlichen Zujammen- 
hang mit dem wegen Unzulänglichfeit des Kaufgeldcs eingetretenen 
Ausfall eines nacjeingetragenen Gläubigers fteht. Es liegt alfo 
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auch eine Bereicherung des Eritehers auf Koften eines ausfallenden 
Realgläubigers nicht vor. V, 333/94 vom 6. März 95. 

90. Der Schuldner hat mit Kenntniß von der Geifion der 
Hppothet die Seffionarin als feine Gläubigerin anerkannt und 
Verlautbarung des Lebergangs der Hhpothef auf fie beantragt. 
Damit hat er nad) den mafßgebenden Beitimmungen bes Alten- 
burger HOhpothefenrechts alle Einwendungen gegen die Nichtigkeit 
der Forderung, hier die, daß Kedent dem Schuldner auf die Hypo- 
thef hätte ein Darlehn beichaffen follen, verwirft und etwaige Be- 
denfen der Ceffionarin gegen die Richtigkeit einc® früheren Aıı- 
erfenntniffes befeitigt, aljo deren guten Glauben begründet. III, 
13/95 vom 24. Mai. 

91. Bellagter hatte jein Haus an feine Zocter übertragen 
und dabei ausgemacht, daß 6000 Mark den zwei minderjährigen 
Kindern des ©. (jeinen Enfeln) al8 Erbabfindung zuftchen. Das 
ift im Grundbud) eingetragen. ©. fiel in Konkurs und wurde 
mit Gefängniß beftraft.e. Da es fid) um nicht freies Vermögen 
der Kinder handelt, wird für jeden Dritten aus dem Eintragungs- 
vermerf erfihtlih, daß dem ©. die der väterlichen Gewalt ent- 
ftammenden Rechte an der Hhypothek zuftehen. — Bol. Bd. V, 
124 (E., Bd. 19, ©. 346). — It anzunehmen, daß den Kindern 
aus dem VBertrage unmittelbare Rechte erwacjlen find durch einen 
Ipätern Bertrag des Beklagten mit der Käuferin, welche nicht wieder 
aufgehoben werden fonnten, jo ift die den Kindern ald Vormünderin 
und bezw. Pflegerin beftellte Mutter zur Klage befugt, daß Be- 
flagter das über den Eintrag ausgefertigte Hhpothefendofument 
herausgebe, damit im Grundbudh und auf dem Dokument ein 
Vermerk eingetragen werde, daß fie und niht ©. zur Verfügung 
über die 6000 Mearf befugt fei. V, 75/95 vom 22. Mai. 

92. DBeflagter fchuldete der Hagenden Grundfreditbanf eine 
amortifirbare Hypothek. Nad) dem Verkauf hat er deren General- 
agenten unter Weberreichung einer Abjchrift des Kaufvertrages er- 
flärt, nad) Inhalt des Vertrages verfchulde er der Klägerin nichts 
mehr, er werde auch die Zinjen nicht mehr zahlen und wolle über- 
haupt mit der Klägerin nichts mehr zu thun haben. Das läßt 
eine andere Deutung al® die, daß der Käufer die Hypothek in 
Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen habe, nicht zu. ‘Das 
genügt. Im Tall Bd. XVI, 70 lag fein Hinweis auf die Schuld» 
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übernahme in der Anzeige vor, inSbefondere nicht in der Auf- 
forderung, die Zinfen von dem Käufer einzuziehen, da der Erwerber 
des Grundftüds für die Zinfen dinglich haftetee Das Neiche- 
gericht Hat die Klage abgewiejen, weil Klägerin nicht das durch 
die Säumniß des Käufers in Zahlung der Zinfen ermwachiene 
Kündigungsrecht ausgeübt und die Klage wegen bes Kapitals nicht 
rechtzeitig erhoben hatte. — €. &. &. 8.41. — V, 427/94 vom 
25. Mai 95. Vgl. 253. 

93. Der Vater des Klägers hatte zwei auf den Grundftücden 
einer Aktiengefellfchaft eingetragene Hypothefen von je 30000 Darf. 
Der Hypothef 37 war der Vorrang vor der Hhpothef 36 ein- 
geräumt. Das Hatten die Interefjenten vergeffen. Hat die Aftien- 
gefellichaft dem Vater des Kläger 30000 Dlarf gezahlt, um deffen 
Forderung von 60000 Mark zu verringern und bie Sicherheit 
der Weftforderung von 30000 Mark zu verjtärken, und haben 
beide Xheile die Abficht erklärt, daß der Vater des Klägers der 
Aktiengejellichaft über die fchlechter ftehende Poft quittiren jolle, 
jo ift die Quittung über die Poft Nr. 37 eine falfche Bezeichnung 
statt Nr. 36. -— UU.NR. 1 4, SS. 151, 145 ff. — Die Altien- 
gejellfchaft hat gemäß $. 64 E. E. ©. das Berfügungsredht über 
die Poft Nr. 36 erlangt, während Nr. 37 dem Vater, jett dem 
Kläger verblieb. V, 419/94 vom 1. Mai/26. Sunt 95. 

94. Hat dbemnädjit der Verwalter im Konfurje der Aftien- 
gejellihaft Sch. die fchlechter ftehende Hhpothef den Beklagten 
cediren wollen und haben diefe, in Kenntniß von den DBerhand- 
lungen dc8 Vaters des Klägers mit der Aftiengejellichaft, die 
Ichlechter ftehende Hypothek erwerben wollen, dann haben die Be- 
Hagten rechtlich nur die Hhypothel 36 erworben ftatt der faljch 
bezeichneten 37, und Kläger darf, nachdem in der Subhaftation 
36 ausgefallen ift, den auf 37 entfallenen Betrag beanspruchen. 
V, 419/94 vom 1. Mai/26. Iunt 95. 

9. Im Fall 248. Der durd) Generalvollmadht des in- 
zwifchen verstorbenen R. aud zur Bejtellung von Pfandredhten 
legitimirte B. bat dem Elagenden Vorjchußverein namens des R. 
eine Grundichuld bewilligt, welche der Verein angenommen hat, 
ohne den Tod de R. zu fennen. Die Erben des R. find an den 
die Grundfchuld begründenden Eintrag gebunden. III, 322/94 
vom 29. März 9. 
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96. Das von der Beklagten im Konkurfe ihres Schuldners in 
Anfprudh genommene Abfonderungsredht ift derfelben zugeiprocen, 
denn ihr Fauftpfandrecht entfpracd) fowohl dem $. 14, Abj.1 €. ©. 
zur 8. DO. ale gemäß $. 16 den Erforderniffen des Pr. UL. R. 
Die Beklagte hat vor Eröffnung des Konkurjes (15. Suli 1891) 
den Befiß ber Waaren und deren Gewahrjfam erlangt, als ihr 
Beauftragter ©. fi am 13. Juli die Schlüffel zu dem Speicher, 
in weldhem die Waaren lagerten, zu feiner Verfügung ausantworten 
fieß, die Arbeiter zur Bearbeitung der Waaren für die Beklagte 
anwies und die verpfändeten Waaren perjönlich überwacdhte. Die 
Beklagte befaß auch die Schlüffel zur Zeit der Konkurseröffnung ; 
eine vorübergehende Unterbrechung des Gewahrfams in der Zwijchen- 
zeit, wenn folche darin zu erbliden wäre, daß R. die Schlüffel 
habe im Komptoir bes Gemeinjchuldners ©. hängen laffen, wäre 
unerheblid. Den nah Pr. AL. R. I, 20, 88. 2, 6 erforderlichen 
Pfandtitel erblidt das Berufungsgeriht in der Urfunde vom 
11. San. 1889, nad) deren Inhalt &. der Beflagten für deren 
damalige und zukünftige Anfprüche an ihn fein im QVulfanfpeicher 
lagerndes Waarenlager verpfändet, zugleich fi) auch verpflichtet 
hat, alle in Zukunft von ihm zu erwerbenden Waaren, welche zu 
Lager gehen, in den Bfandfpeicher zu lagern und damit in den 
Pfandgewahrfam des Beklagten zu bringen, die Beklagte endlich 
ausdrüdlich ermächtigt Hat, zu jeder Zeit den ausjchlieklichen 
Pfandbefit durch andere Berfonen al8 die damals beitellte Pfand- 
bevollmächtigte ausüben zu laffen, eigene Schlöffer vor den Speicher: 
raum vorzulegen rvejp. die vorhandenen zu entfernen. Damit hat 
er fi) zugleich des Belites der Waaren entichlagen, fobald die 
Waaren in den Speicher gefommen fein würden. Hat nun aud 
demnächit die Beklagte ben Befit ergriffen, jo ift damit die Ueber- 
gabe (8.14. AU.U. NR.) erfüllt. Ein zeitliches Auseinanderfallen 
von Cinräumung und Ergreifung des Befites fchließen die Tand- 
rechtlichen Vorfchriften nicht aus. Um fünftige Saden im Sinne 
8.113 A.L.R. I, 20 handelt e8 fih nicht. — VIE.R.D.H.G. €, 
Bd. 15, ©. 82, 421; Bb.19, ©.83; Bd. 24, ©. 346; Rehbein, 
D.T.€E, Bb.3, ©. 423. — VI, 373/94 vom 4. März 9. 

97. Im Fall Bd. XVI, 199 ift nun die Klage abgewiefen ; 
da8 Berufungsurtheil ift wiederum aufgehoben, zurüdverwiefen. 
Denn e8 hat nicht entjchieden, ob die Pfändung, was der Konkurs- 
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verwalter beftritten hat, unter Beobachtung ber Form des 8. 712, 
Abf. 2 E.P.D. vorgenommen worben ift. Daß aber die Gemein- 
Ihuldnerin und ihr Ehemann auf das ihnen zuftehende Recht ver: 
zihtet haben, gegen die beftehenden Pfändungen irgend weldhe Ein- 
wendungen zu erheben, Tann ein Pfandrecht nicht erzeugen. Den 
auf reigabe verflagten Öläubigern würde der Befit fehlen, den 
ihnen ein bloßer Vertrag nicht verichaffen fann. V, 332/94 vom 
12. März 95. 

98. Der Bellagte hatte dem Kläger 20000 Mark dargelichen, 
auf 5000 Mark geklagt und nad vechtsfräftiger Verurtheilung 
Zwangsvollitredung vollziehen laffen. Demnächit haben Barteien 
einen Vergleich gefchloffen, durd) welchen die ganze Forderung auf 
18000 Mark ermäßigt und beftimmt wurde, wie diefelbe in Raten 
getilgt werden Jollte. E3 ift erkannt, daß dem Kläger aus der 
Berurtheilung Feine Rechte mehr zuftehen, und auf Aufhebung der 
Zwangsvollftrefungsmaßregeln; Revifion zurücgewiefen. Die Ver- 
muthung U. R. I, 16, 8. 449 tritt nur bei dem freiwillig be- 
ftellten Pfandrechte, nicht dem Pfändungspfandredte ein. Auf 
Grund thatfählicher Erwägungen hat der Berufungsrichter ans 
genommen, daß der Vergleich vermöge feines Inhalts und bes 
damit verfolgten wefentlichen Ziels das Erlöfchen des Pfändungse 
pfandredhts zur Kolge gehabt habe. IV, 359/94 vom 18. März 95. 
Tol. 141. 

99. Der Berpädter einer Sandgrube hat zur Sicherung 
feiner Bachtforderung 2 Lokomotiven, I Sandiwagen, einiges alte 
Wagenmaterial, 2 Wagenwinden, 1 PBunpe, 2 Holzihuppen, 
1 Eijenbahnfchienengeleife, joweit e8 auf dem Pacdtlande Liegt, 
welche Gegenftände fämmtlih in das Padtgrundjtüd von dem 
Pächter eingebradjt waren, dann aber von dem Pächter veräußert 
fein follen, ohne daß fie von dem Pachtgrundftücd entfernt wurden, 
pfänden Laffen. Die Intervention des Käufers ift abgewicfen, 
Nevifion zurüdgewiefen. Denn der VBerpächter hat mit der Arreit- 
pfändung fein gefeglicyes Pfandreht ausgeübt. Die eingebrachten 
Sadıen find auch diefem Pfandrecdht nicht dadurd) entzogen, daß 
das Scienengeleife zum Beftandtheil des Bahnförpers gemad)t 
ift, welcher fi) über das Padıtgrundftüd hinaus erftredt, die 
übrigen Sachen zum Zubehör der Eifenbahn. Denn beftehende 
Pfandrecdhte werden dadurd) nicht befeitigt, daß die Pfandfacdhe einer 
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andern Sadje zugejchlagen wird. Die Verbindung mit dem Bahn- Fauftpfand- 
förper muß von Rechts wegen fpäteftens mit Beendigung des Padht- ie 
rechts gelöft werden. E8 fteht nichts entgegen, daß dann der Vers rechte. 
pächter fein Pfandredt an den Materialien al8 an beweglichen 
Sachen geltend macht, wie denn aud) die Schienen und der Schuppen 
im Hinblid auf die bevorftchende Zrennung vom Boden al8 be- 
weglihe Sadjen gepfändet werden fünnten. V, 41/95 vom 27. Mär;. 
100. Die Beflagte ift verurtheilt, ein auf den Namen des Zurüdbehal- 
3. ©. Tautendes Sparfaffenbud) an deffen Erben herauszugeben. tungercät. 
Mit dem Einwand, M. ©., für welden 3. ©. die Einlagen ge- 
macht, habe ihr feine Forderung an die Sparfaffe verpfändet, ift 
fie nicht gehört, weil die Verpfändung nicht fchriftlidy erfolgt ift. 
Auch ein Zurücdbehaltungsredt am Bud Tanrı fie nicht geltend 
machen. Ift der Nechtsaft wegen Mangels der Schriftform un 
gültig, fo folgert der Berufungsrichter mit Recht, daß diejenigen, 
welchen die Forderung an die Sparfaffe zujteht, hier alfo die 
Kläger, aud) einen Anfpruch auf das Sparfaffenbucd), welches fein 
Inhaber, fondern nur ein Legitimationspapier ift, befiten. Wie 
in V, 198/94 vom 1. Dec. ausgeiprocdhen, darf auch nicht fchon 
aus der mit Verpfändung der Korderung verbundenen Uebergabe 
de8 Dokuments auf die Abficht, ein Retentionsrecht an dem ‘Dofu- 
ment zu begründen, gejchloffen werden, jondern e8 bedarf dazu 
einer Willenserklärung, die erkennbar macht, daß das Dokument 
nicht bloß ald Zubehör der verpfändeten Korderung, jondern felb- 
ftändig durd) ein daran eingeräumtes Zurücdbehaltungsredht zur 
Sicherung des Gläubiger dienen jolle. V, 280/94 vom 26. Ian. 95. 
101. Aud) al® Vermietherin des M. ©. kann die Beklagte 
fein Zurücdbehaltungsredit aus U. 2. R. I, 21, $. 395 geltend 
machen: da das Eigenthum am Buche der Forderung, über welche 
das Bud) ausgeftellt worden ift, folgt, jo fann der Vermiether 
nad) befanntem NRedt das feinem Miether nicht gehörige Bud 
wegen Forderungen aus dem Miethövertrage nicht zurücbehalten. 
Das Neichsgericht Hat fich diefer in der Doktrin faft einftimmig 
vertretenen Anficht angejchlojfen. V, 280/94 vom 26. San. 95. 
102. Der auf Herausgabe eines dem Erblaffer gehörigen 
Sparkaffenbuchs Berklagte macht ein Zurüdbehaltungsrecdht geltend, 
weil ihm dajfelbe für die dem Erblaffer gewährte Pflege und 
Unterhalt mündlich zugejagt und gegeben jei. — SS. 537, 539, 
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54I A. R. I, 20. — Mllein bei Anerkennung des Zurüd- 
behaltungsrechts war nicht die Klage abzuweifen, fondern die Ver- 
urtheilung gegen Befriedigung des Beklagten wegen feiner ziffer- 
mäßig feftzuftellenden Forderung auszufprechen, IV, 40/95 vom 
20. Mai. Vgl. 272. 

1038. Das B.% NR. hatte wegen der dinglichen Wirkungen 
eines bei Abfchluß des Kaufvertrag vereinbarten Wiederlaufs- 
rechts allen Anlaß, die Ausübung diefes Rechts an die im Sate 1660 
beftimmte furze Frift zu fnüpfen. Eine hier nad Abjchluß des 
Kaufvertrags getroffene Vereinbarung aber, in welcder Käufer der 
Berfäuferin das Net einräumte, da8 Grundftüd wieder für den 
von dem Käufer gezahlten Preis von 76000 Mark zu erwerben, 
wenn er dafjelbe wieder verfaufen wolle, mag fie auch im Uebrigen 
einen ähnlichen Inhalt haben wie eine nad Sak 1659 bei Ab- 
Ihluß des Kaufvertrages getroffene Webereinfunft, äußert, möge 
fih nun die in der fpäteren Vereinbarung feitgejegte Befugniß 
als ein gemwöhnliches Vorkaufsrecht oder al& eine andere Befugnif 
harakterifiren, lediglich obligatorische Wirkungen, nicht aber ding- 
fiche, fodaß nad) diefer Richtung ein Bedürfniß zu einer Schranfe 
der im Sate 1660 bezeichneten Art nicht vorliegt. II, 12/95 
vom 9. April. 

104. In dem gerichtlichen Ehevertrag war der Klägerin zur 
Sicherung ihres Fünftigen Lebensunterhalts und als Entgelt für 
ihr Einbringen auf ihre Lebenszeit von dem Tode ihres Che- 
manns oder dem früheren VBerfauf feiner Befitung Schönthal 16 
ab ein Ausgedinge feitgefeßt; daffelbe ift im Grundbuch eingetragen, 
demnäcdjt aber die Befigung jubhaftirt und hierbei da8 Ausgedinge 
ausgefallen. Die Erben des Ehemanns find verurtheilt, für die 
NRüdftände 453 Mark 50 Pf. zu zahlen und vom 1. Ian. 1892 
ab das Ausgedinge in der Ortfchaft Schönthal (nicht auf der Be- 
figung) zu gewähren. Dieje Abänderung des Erfüllungsorts er- 
gibt fih aus den veränderten Umftänden. ‘Dagegen wurde der 
von der Klägerin erhobene Anfprucd) auf Sicherheitsleiftung ab- 
gewiejen, weil e8 dafür an einer Grundlage in dem Chevertrage 
fehle. Namentlich bieten für einen gefetlichen Rautionstitel — 8.180 
AL.R. 1, 14 — bie S8. 465, 2A. R. IL, 1 feine Stüge, da 
fie nur das giüterrechtliche Verhältnig der Eheleute während des 
Beitandes der Ehe im Auge haben. IV, 400/94 vom 6. Mai 95- 
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105. 2gl. 35. Auf die beflagte Aftiengefeltlfchaft ift durd) 
Ceffion da8 ihren Vorgängern eingeräumte, auf dem Grundjtüd 
B. 5 eingetragene Recht übergegangen, auf biefem Eijenerze und 
Thon zu fuchen und gegen eine Vergütung an den Grundeigen- 
thümer zu fördern. Im Vertrage war beftimmt: ‚Diejes Förde: 
vungsrecht befchränft fich auf keine Zeit und Fann daher fo lange 
ausgeübt werden, als überhaupt Erze auf dem Grundftüd gefunden 
werden.” Im 9. 1882 haben die Kläger die Parzelle 92 von 
B.5 erworben, nachdem bereit8 im 9. 1855 ein Theil von DB. 5 
an die Oberfchlefiiche Eifenbahngefellichaft durch freiwillige Ver- 
äußerung abgetreten war. ‘Die Belflagte ift verurtheilt, nad) ihrer 
Wahl entweder die Berechtigung bezüglih 92 zur Lölchung zu 
bringen oder bi® 1. Ian. 1896 mit ber Förderung auf dem Grund 
und Boden, welcher gegenwärtig die Grundftüde B. 5 und 92 
umfaßt, zu beginnen und die Sörberungsarbeiten in bergmännifd)- 
technischer Weife jo lange fortzufegen, bi8 die auf dem Grund- 
jtüd 92 vorfindlihen Eifenerze und Thonerde erichöpft find; WRe- 
vifion zurücgewiefen. Die Bellagte hat nicht bloß ein Recht, 
jondern auc) eine Pflicht zur Förderung. Die Beltimmung über 
die Zeit bezieht fi) nicht auf den Beginn, fondern auf die 
Dauer der Förderung. Gemäß 8. 230 WÜU.UNR. I, 5 hat der 
Richter die Frift für den Beginn feftgeftellt. V, 321/94 vom 
27. Sehr. 95. 

106. In $. 148 4. 2. ©. ift immer vorausgefett, daß der 
Schaden, für welchen Erfag gefordert wird, entftanden ift durch 
den Betrieb des Bergwerfs, deffen Eigenthümer in Anfpruch ge- 
nommen wird. Hier ift die Zeche W. unter Ueberfchreitung ihrer 
Veldesgrenze von einer andern Seite her al& derjenigen, an welcher 
der Betrieb der Beklagten ftattfand, und ohne deren Wilfen in 
das Feld der Beklagten eingedrungen. Dabei Tann die Zeche W. 
nur die Abficht gehabt haben, beim Betricbe ihres eigenen Berg- 
werfs Kohlen zu gewinnen, wenn fchon an einer Stelle, wo fie 
wiffentlih oder ohne ihr Willen nicht dazu berechtigt war, aber 
jedenfalls ohne Rüdfiht, ob an diefer Stelle fi) das Bergmwerf 
eines Andern befand. Wegen ded Schadens, welcher durch jenen 
Abbau im Felde der Beklagten der Wieje des Klägers erwacjen 
it, Kann diejer die Bellagte nicht auf Erjat belangen. V, 267/94 
vom 19. Ian./23. Febr. 95. 
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107. Im Ball 58 wurde in Uebereinftimmung mit Yb. IX, 
82 (E., Bd. 26, ©. 224) ausgeiprocden, daß die Klage auch nicht 
aus 8. 148 A.3. ©. ftattfinde. Denn die Brunnenanlage dient 
nicht den Intereffen des Bergmwerks, fondern ift ausjchließlich dazu 
bejtimmt, den Schaden abzuwenden, der den Anwohnern des Sees 
durch Wafferentziehung erwachlen ift. V, 294/94 vom 2. Febr. ! 
6. März 95. 

103. Der Negatoria de8 Grundeigenthümers wurde ftatt- 
gegeben, weil die beffagte Gewerffchaft in einem Vertrage vom 
2. Mai 1832 nur das Nedht erlangt hatte, das Grundeigenthum 
gegen eine Entihädigung von 9 Sgr. für die Fölnifche ARuthe zu 
benugen, um aus den ihr damals bereits verliehenen Kohlenflögen 
zu fördern. Die Bellagte hat aber feit Ende 1891 Kohlen und 
Mebengefteine durch den in Folge jenes Vertrags angelegten Schadjt 
nur aus einem Grubenfelde gefördert, das fie erft jpäter erworben 
bat, ohne die Genehmigung des Grunbdeigenthiimers einzuholen 
und ohne die Mitwirkung der Bergbehörden in Anfprud) zu nehmen. 
Dazu war fie nicht berechtigt. Die Frage, welche Art der Ber: 
gütung dem Kläger zufteht, ob eine etwa nad) dem Mafitabe jenes 
Bertrags zu bemeffende Geldentjchädigung oder die gefekliche Na- 
turalentfhädigung (die Tradde), fann erjt in dem Verfahren zum 
Austrage gebracht werden, worin der Beflagten das Recht zu: 
geiprochen wird, die Grundftücde des Klägers aucd zu der Förderung 
aus dem neuen Felde zu benugen. V, 376/94 vom 20. April 95. 

109. Celle. Die bevorzugte Stellung, weldye der Bergbau 
in Deutjhland von jeher eingenommen hat, hat dahin geführt, 
daß die Widerjpruchsrecdhte der Grundeigenthümer erlöfchen und 
nur Entihädigungsanfprüd)e geltend gemacht werden fünnen, wenn 
andernfall® der Betrieb de8 Bergmwerfs unmöglich) werden würde. 
Deshalb wurde das Berufungsurtheil, foweit e8 dem Preußifchen 
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Grubenmwäffer in den öffentlichen Fluß, neben welchem Kläger mit 
feinen Grundftüden anliegt, unterjagt, aufgehoben. ‘Denn die 
Annahme, daß der Betrieb ded Bergmwerfs durd andermweite Ab- 
leitung des Waflers würde fortgeführt werden können, trifft nicht 
zu. Und ebenfowenig konnte eine Enteignung zu diefem Zwede 
führen, da der öffentliche Fluß nicht enteignet werden Tann. Und 
das Recht, eine Enteignung der jämmtlichen anliegenden Grund- 
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jtüde einfchließlich der mit dem Fluffe in Verbindung ftehenden 
Zeihe und Gräben zu beanjpruchen, fodaß der Kläger vom Fluffe 
ganz abgejchnitten wäre und fein Intereffe an der Reinhaltung 
deffelben hätte, aus $. 135 4. 3. ©. nicht beansprucht werden 
fan. Dagegen wurde das Urtheil aufrecht erhalten, foweit Kläger 
auf Grund des interdictum ne quid in flumine publico Ent- 
Ihädigung fordert. III, 32,95 vom 14./24. Mai. 

110. Im Fall Bd. III, 203/4 hat das Berufungsgericht 
nad zweiter anderweiter Verhandlung die Klage wie damals ab- 
gewiefen. Das Berufungsgeriht nimmt auf Grund erftatteter 
Gutachten an, daß nad) den im 3. 1843 beftehenden Einrichtungen 
der Mühlen das Waller, das innerhalb 24 Stunden aus dem 
Lohmühlenbad; ablief, verbraucht werben fonnte, wenn der Abfluf 
durch Stauung in den Zeitraum von 14 Stunden zufammen- 
gedrängt wurde, und daß die 24jtündige gleichmäßige Zuführung 
de8 Waffers feine größere Arbeitsleiftung zur Folge gehabt haben 
würde als die Beichränfung des Zufluffes auf 14 Stunden nad) 
10ftündiger Stauung. Hierauf gründet der Berufungsrichter die 
thatjächliche Zeititellung, daß die Arbeitsleiftung des Wafferzufluffes 
vom Lohmiühlenbad) durd eine 1Oftündige Stauung aud) im $. 1843 
nicht beeinträchtigt worden fein würde, Nun tjt die Revifion zurüd- 
gewiejen. Denn nicht jede Störung und Erfchwerung im Betriche 
einer Shon im I. 1843 vorhandenen Mühle durd) Veranftaltungen 
eines andern Stauungsberecdhtigten oder Uferbefiters fann als eine 
Entziehung des zum Betriebe im bisherigen Umfange notl- 
wendigen Waffers angejehen werden und gibt deshalb dem Miühlen- 
befiger ein Widerfpruchsredht im Sinne des $. 16? de& Gefekes 
vom 28. Vebr. 1843. V, 305/94 vom 13. Febr. 1895. 

111. Zwei jchon früher vorhandene Wege, an denen land- 
wirthichaftlihe Grundjtüde der Kläger und des Beklagten liegen, 
find in dem Rezejfe über die Gemeinheitstheilung al Intereffenten- 
wege für die Dorfbewohner ausgewiefen. Der Beklagte hat in 
feinem Grundftüd ein Thonlager aufgedecdt, das er ausbeutet. 
Das Berufungsgericht hat den Anjpruch der Kläger, daß der 
Beklagte e8 unterlaffe, die Wege zu diefen Zwecken zu benugen, 
abgewiejen; dagegen den Beklagten verurtheilt, vor fachgemäßer 
Verbreiterung und Entwäfferung der Wege fi zu enthalten, an 
Thon von feinen Grundftücden mehr als täglich zwei uhren, 
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welche uhren nicht mit mehr al8 60 Eentner per Fuhre beladen 
fein dürfen, auf dem einen, und mehr als täglich 2 Fuhren, welche 
nicht mit mehr als je 50 Centner beladen fein dürfen, auf dem 
andern Wege abzufahren. ‘Der Beklagte habe die durch die Thon- 
fuhren im Berhältniß gegen bloß landwirthichaftliche Zuhren ent- 
jtchenden höheren Wegebefferungsfoften zu tragen. Beiderfeitige 
Revifionen zurüdgewiefen. Die Grundftüde find den Betheiligten 
zu vollem Eigenthum ausgewiejen, und es tft deshalb davon aus- 
zugehen, daß die Eigenthümer in der Verfügung und in der 
Benugung nit haben beihränft werben follen (UL. R. I, 8, 
8$. 23 ff... Der Berufungsrichter verfährt daher folgerichtig, 
wenn er daraus, daß der Nezeß über die Benukung der Wege 
bejchränfende Anordnungen nicht enthält, den Schluß zieht, daß 
die Wege ohne Beichränfung auf den landwirthichaftlichen Betrieb 
zu Suhren aller Art, wenn foldye zur Ausübung des Eigenthums 
erforderlich werden, benußt werden dürfen. Da aber durch den 
Rezeß ein Gemeinichaftsverhältniß unter den betheiligten Grund- 
befigern hergeftelit worden ift und jeder einzelne Befiter deshalb 
alles zu unterlaffen hat, was die Rechte feiner Mlitgenoffen zu 
beeinträchtigen geeignet ift, jo entipricht die von dem Berufung 
gericht bemefjene Einschränkung der Benugung den im $. 97 der 
Einl. und in den SS.2 ff., LI, 17T U... NR. enthaltenen Grund» 
jägen. V, 307/94 vom 12. März 9. 

112. Der Inhaber eine® Berliner Gefindevermiethungs- 
fomptoir8 hatte gegen den Inhaber eines andern Komptoirs eine 
einftweilige Verfügung erlangt, durdy welche diefem verboten 
wurde, Perfonen zu verwenden, welche beauftragt jeien, durd 
falfhe PVorjpiegelungen über das Vermiethungsfomptoir des 
Gegners ihres Auftraggeberd oder durch Anwendung von Ge- 
walt Dienftthuende oder Herricdaften zum Befuche des Gefindes 
vermiethungsfomptoirs ihres Auftraggebers zu verleiten und von 
dem Bejuche des Bermiethungsfomptoirs des Gegners ihres Auf- 
traggebers abzuhalten. Das Neichögericht hat aufgehoben und 
den Antrag abgewiefen. ‘Der Gewerbebetrieb als jolcher begründet 
ein WRechtsverhältniß zwifchen ben miteinander Fonfurrirenden 
Gewerbtreibenden. Mit Unrecht beruft das Berufungsgericht fich 
auf das Urtheil Bd. XIIL, 107/85; R. ©. €&., Bd. 28, ©. 54, wo 
die Schädigung eines Gewerbebetrieb durd) die Konkurrenz von 
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der Erörterung audgeichloffen wird. Daß ein Gewerbtreibender 
dem andern nicht die natürlihen Quellen feines Gewerbebetrieb 
in böswilliger Abficht rechtswidrig abjchneiden darf, beruht nicht 
auf einem befonderen Nechtsverhältniffe, jodag Schuß wie bei 
Eigenthum und Befig gegen Eingriffe Anderer gewährt würde. 
Im UL. R. finden fich feine Beftimmungen, die gegen den un- 
lauteren Wettbewerb al& folchen gerichtet find. Die von bem 
Berufungsgericht als glaubhaft angejchenen Handlungen der Bar- 
teien jcheinen allerdings unter das Strafgefeßbuch zu fallen, und 
e8 mag daher nad $. 8 ff., I, 6 ein Schadenserfaganfprucdh er- 
hoben werden können; auch fcheint die Gefahr, daß derartige 
Handlungen fich fünftig feitens der Parteien wiederholen werden, 
nahe zu liegen. Aber nad) 8.819 EB. OD. ift eine einftweilige 
Verfügung nur zur Regelung des einftweiligen Zuftandes in Be- 
zug auf ein jtreitiges NRechtsverhältnig zuläffig, und ein ftreitiges 
Nechtsverhältniß ift hier nicht vorhanden. VI, 297/94 vom 
24. Ian. 95. 

113. Für den Fall, daß der damalige Direktor der beflagten 
Akttengejellichaft einem Dritten gegenüber geäußert haben follte, 
daß die Kläger, Inhaber einer der der Beklagten ähnlichen Fabrif, 
nicht berechtigt jeien, eine Yabrif, welche der der Beklagten Kon- 
furrenz machen könnte, zu betreiben; und daß Beklagte die polizei- 
liche oder gerichtliche Schließung der Yabrif der Beklagten fofort 
veranlafjen würde, fobald derjelben größere Aufträge übertragen 
bezw. zugewiejen würden, — worüber ein Eid gejchworen werden 
foll: ijt ausgejprochen, daß Beklagte nicht berechtigt jei, den DBe- 
trieb der flägerifchen Bronzegießerei in irgendeiner Weife zu 
hindern bezw. die Schließung der Hlägerifchen Bronzegießerei zu 
verlangen; Revifion zurüdgewiefen. Da die Beklagte, wenn jene 
Thatfache feitftände, für jich ein Recht in Anfpruc nehmen würde, 
den Hlägerifchen Gewerbebetrieb zu befeitigen, jo haben die Kläger 
ein die Feftitellungsflage begründendes Interefje, welches für die 
Parteien bezüglich eines beftimmten Nechtöverhältniffes von Be- 
deutung tft. — R.G. E., Bd. 10, ©. 114. — I, 445/94 vom 
27. März 95. 

114. Ein im 9. 1794 für die Stabt Graudenz ertheiltes 
Apotheferprivilegium ijt nur bis zum Sahre 1800 ausgeübt, damale 
im Konfurfe des Inhabers verfteigert, und jeitdem in verjchiedene 
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Hände, zuleist des Klägers übergegangen, ohne daß auf Grund 
des Privilegs jeitdem eine Apotheke betrieben ift. Die Regierung 
hat dem Kläger, einen geprüften Apotheker, die Erriddtung einer 
Apotheke nicht geftattet. Die gegen den Staatsfisfus erhobene 
Klage auf Anerkennung, daß das Privilegium redhtsheftändig und 
Kläger al8 rehtsmäßiger Kigenthümer befugt jet, e8 an einen 
approbirten Apothefer zum SZmwede der Errichtung einer dritten 
Apotheke zu veräußern, ift unter Anerkennung der Zuläffigfeit 
des Rechtswegs abgewiefen. Denn nad) der revidirten Preußischen 
Apothefenordnung vom 11. Dft. 1801 ift der Kreis der Apothefer- 
privilegien, die nad) dem Infrafttreten des Gefekes rechtlichen 
Beitand behalten haben, auf diejenigen eingeichränft, welche damals 
an einem beftimmten Orte fundirt, d. H. durch die Errichtung einer 
Apothefe in Wirffamfeit gefett, und durch deren Fortführung in 
Wirkfamfeit geblieben find. IV, 246/94 vom 28. Ian./25. Febr. 95. 

115. Im Fall Bd. XVII, 420 war die Klage nad) ander: 
weiter Verhandlung abgewiefen, Revifion zurücgewiejen. Vgl. 454. 
Gegenüber dem Vorbringen des Klägers, die neugegründete Ge- 
noffenichaft habe jeine Idee fruftifizirt, ohne daß ihm eine Direftor- 
jtelle übertragen fei, bleibt zu erwägen, daß ein geijtiges Eigen- 
thum des Kläger an der Idee, wie eine Baugefellichaft in 
Kombination mit einer Lebensverficherung eingerichtet werden 
fünne, um Arbeiterwohnungen herzuftellen, mit der rechtlichen 
Wirkung, daß ohne Autorifation des Klägers Fein Anderer die 
Ausführung der Idee verjuchen durfte, überhaupt nicht beftcht. 
Hatte der Kläger einmal jene Idee offenbart, wie das durch jchon 
vorher verbreitete Brojhüren gejchehen war, fo mußte er e& fid 
gefallen laffen, wenn irgend ein Dritter oder eine Gefellichaft 
ohne Zuziehung des Klägers fi derjelben bemädhtigte. Das 
geiftige EigenthHum de8 Klägers würde fi) nur auf die Geftaltung 
beichränft haben, welche jener Idee in der Brojchüre gegeben war, 
deren Urheberrecht er der Genoffenichaft abgetreten haben will. 
Das berührt den vorliegenden Prozeß nit. I, 363/94 vom 
22. Mai 95. 

116. Mitglieder des Berbandes Deuticher Arditekten- und 
Ingenieurvereine u. |. w. hatten Novmalbedingungen für die Liefe- 
rung von Gifenfonftruftionen für Brüden- und Hochbau mit der 
Mafgabe ausgearbeitet, daß jofort ein Urheberrecht bes Vereins 
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an diefer Ausarbeitung gejchaffen werden folltee Damit war 
dem Verein das Urheberrecht an den ausgearbeiteten ‚‚Normal- 
bedingungen‘ erworben. Wenn auch das Ergebniß der Bes 
rathungen in der von der Berlammlung der Vereinsmitglieder 
gewünfchten Korm als Öffentliche Aftenjtüde der Deffentlichkeit 
übergeben wurden, fo folgt daraus nicht die Anwendbarkeit des 
$S. Tc des Gejeßes vom 11. Iuni 1870. Denn der Verband der 
Deutfchen Architekten und Ingenieurvereine hat nicht die Eigen- 
Ihaft einer öffentlichen Anftalt. Da der Elagende BVerlagsbud- 
händler die Drudlegung und den Vertrieb diefer Normal- 
bedingungen übernommen, die Beklagte diejelbe nachgedrudt hat, 
jo ift ihr das mit Recht unterfagt, und Cinziehung angeordnet. 
I, 315/94 vom 19. San. 95. 

117. Durd das Urtheil des Keichsgerichts vom 16. Dec. 
18391 waren die Beklagten B. verurtheilt, dem Komponiften und 
Mufifverleger W. denjenigen Schaden zu erftatten, welcher ihm 
durch) Wiedergabe feiner Kompofitionen auf den Notenfcheiben der 
von den Bellagten hergejtellten Mufifinftrumente und dur) das 
Vertreiben diefer Notenjcheiben entitanden ift. ett ijt diefer 
Schaden von dem Kammergeriht auf 5400 Mark feitgejtellt. Die 
Revifion des Beklagten ift zurüdigewiefen. Allerdings ift in der 
Begründung des früheren Nevifionsurtheils® ausgeiprochen, daß, 
wenn nicht jchon das, die hier jtreitige Rechtsfrage im Sinne der 
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Standpunkt ftehenden Urtheile vom 18. März 1887 und 18. Juni 
1888 den Beklagten das Bedenkfliche ihrer Redhtsauffaffung haben 
nahe legen müjjen. Daraus ift aber nicht abzuleiten, daß das 
Reichsgericht die ihre Schadenserfagpflicht begründende Fahrläflig- 
feit der Beklagten erft von jenen Urtheilen ab hätte datiren wollen. 
Vielmehr ergibt fih aus dem früheren Revifionsurtheil, daß an- 
genommen tft, die Beklagten, welche wiljentlich die Kompofitionen 
des Klägers ohne dejlen Genehmigung in ihrem Gewerbebetrieb 
vervielfältigen ließen, und hierbei unbefümmert darum handelten, 
ob fie damit ohne gejegliche Befugnijfe in das Recht des Klägers 
eingriffen, haben von Anfang an fahrläffig gehandelt. I, 439/94 
vom 25. März 95. 

118. Der Klägerin, Firma Näther in Zeit, ift vom 13. Sept. 
1888 ab das Reichspatent 47493 auf einen felbftthätigen DVBer- 
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ihfuß an umtflappbaren Kinderftählen ertheilt worden. Das 
Irejentliche der patentirten Erfindung bejteht darin, daß neben 
den Hinterfüßen des Obergeftells Hülfsfüße angebracht find, auf 
denen der Stuhl nad dent Umflappen ruht, und daß diefe Hülfs- 
füge unter den Einfluß einer Federkraft gejtellt find, welche zum 
jelbtthätigen VBerjchluß des zufammengeflappten Stuhles verwendet 
wird. Wenn nun auch theilbare und umflappbare Kinderftühle, 
fowie ferner verfchiedene Arten federnder felbftthätiger Verfchlüffe 
Ihon vor dem Batent befannt gewejen find, fo fteht doch nicht 
feit und ift aud) von den Beklagten nicht behauptet, daß früher 
der Verfchluß durch Verwendung febernder Hülfsfüre bewirkt 
worden fei. Auc die Beklagten wenden federnde Hülfsfüpe an, 
deren Yederkraft zur Herftellung eines jelbftthätigen Verichluffes 
der Stuhlhälften dient. Gegenüber diefer Nahahmung de8 Wefent- 
lihen der Erfindung der Klägerin fünnen die Abweichungen in 
der Anordnung der DBellagten jelbft dann nicht in Betradjt 
fommen, wenn durch fie eine Verbefferung der von der Klägerin 
erfundenen Konjtruftion bewirkt werden follte. Danad) lag Patent- 
verlegung vor. I, 403/94 vom 9. Yan. 95. 

119. Der Cassel Gold-Extracting Company Limited in 
Slasgow ift das Patent 47358 auf die Anmeldung vom 20. Dec. 
1887 ab ertheilt mit dem Patentanfprudh: „Verfahren zur Ges 
winnung von Gold und Silber aus ihren Erzen oder Legirungen 
durd) Behandlung derjelben in zerfleinerter Form mit einer Löfung, 
welche Cyan oder eine Lösliche Cyanverbindung oder Stoffe ent- 
hält, durd) deren Einwirkung aufeinander eine Löslihe Eyan- 
verbindung entjteht, zu dem Zwede, um die genannten Metalle 
ald CYanide in Löjung zu bringen, aus welcher fie durd) ein 
befanntes DBerfahren gewonnen werden können.” Das Patent ift 
vom Neichdgericht vernichtet. Etwas Weiteres als ein Anfprud 
von wejentliher Bedeutung für die Erfindung ift aud) in der 
Beihreibung nicht enthalten. Die Erfindung foll alfo fomwohl 
nad) Anjpruh und Beichreibung des Patents lediglich in der Ans 
wendung einer ChHanidlöfung al8 Mittel zur Ausfcheidung der 
Edelmetalle aus den diejelben enthaltenden Erzen beftehen. Die 
Tähigkeit der ChHanidlöfungen, Edelmetalle aufzuldfen, it aber 
eine der Wiffenihaft längjt befannte Thatjache und in der Galvano- 
plaftif auch zu praftiicher Anwendung gefommen. Andererjeit 
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find, wie die beigebradjten amerikanischen Patentichriften darthun, 
ChHhanidlöfungen bereits vor Anmeldung des Patents bei der Aus- 
Iheidung von Gdelmetallen, insbejondere von Gold, aus ihren 
Erzen zur Anwendung gefommen. Die Beklagte fett das Welen 
ihrer Erfindung darein, daß Chanid allein, d. h. unter Ausjchlie- 
Bung jedes anderen wirfjamen Agens zur Anwendung gelange. 
Sie behauptet, daß diefe ausjchliegliche Anwendung von CHyanid 
gegenüber dem zur Zeit der Patentanmeldung befannten PVer- 
fahren auf der erft von den Erfindern gemachten wiffenfchaft- 
tihen Entdedfung einer befonders ftarfen Affinität der Cyanide 
zu den Edelmetallen beruhe. Allein die wiffenjchaftlide Ent- 
defung von dem der ausfchlieflichen Verwendung von Chanid, 
der bejonderen Affinität deffelben zu den Edelmetallen als folche 
ift nicht patentfähig, jondern nur das darauf gebaute Verfahren. 
Hatte Schon früher Iemand CHanide zur Ausfcheidung von Edel- 
metallen aus ihren Erzen verwendet, ohne eine Ahnung davon 
zu haben, worauf die Wirfung der Chanide beruhe, jo Fonnte 
niemand ein Patent darauf erhalten, daß er die Urfache diejer 
Wirkung entbedte.e Simpfon will, wie er in der Amerifanifchen 
Patentbeichreibung 323222 vom 28. Iult 1885 deutlich auefpricht, 
die von ihm bezeichneten Chemikalien dazu verwenden, daß fie fidh 
hemijcd) mit dem Metall in dem betreffenden Erze verbinden und 
mit demfelben ein TLögliches Salz bilden follen. Das von ihm 
für diefen Zwed angegebene Verfahren ift genau dafjelbe, wie in 
dem angefochtenen Patent. Die von Simpjon angewendete Köfung 
beiteht aus einem Pfund CHanfalium, einer Unze Tohlenjaurem 
Ammoniaf und unter Umftänden aus einem Fleinen Zujak 
Il, Unze) von Chlornatrium. Der einzige Unterjchied feines 
Verfahrens von dem patentirten bejteht darin, daß er Chanfalium 
zwar al® Hauptlöfungsmittel, aber mit geringfügigen Zufägen 
verwendet, welche bei den patentirten Verfahren fortfallen. Es 
fann nur darauf anfommen, ob in der Weglaflung der von Simpfon 
angewendeten Hülfsjtoffe eine Erfindung zu finden if. Daß das 
fohlenfaure Ammoniak oder das Kocfal; felbit al8 Mittel zur 
Auflöfung von Gold oder Silber wirfe, ift nicht feftgeftellt, aud) 
‚von der Bellagten nicht behauptet. Ebenfo wenig ift Hargeftellt, 
daß die Anwesenheit diefer Stoffe die Löfende Kraft des Chanide 
heinme. Das Zugeftändniß, daß die Ergebnifjfe bei Anwendung 
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der Simpfon’fchen Yöfung wenigftens bei gewiflen Erzen die gleichen 
feien, wie bei der Anwendung von CHyanid allein, fteht fogar der 
Annahme einer fchädlihen Wirkung der Zufäge entgegen. Sind 
aber die von Simpfon angewendeten Zufäße wejentlich indifferent 
für den verfolgten Zwed, jo liegt in ihrer Weglaffung zwar eine 
Vereinfahung des Verfahrens, aber Teine das Wefen befjelben 
berührende Veränderung, insbejondere ift auch der Geldwerth der 
fortfallenden Zufäte ein jo geringfügiger, daß deren Eriparung 
als ein gewerblicher Kortjchritt nicht in Betradht kommen fann. 
Daß Simpfon, dem die größere Affinität der ChHanide zu den 
Edelmetallen nicht befannt war, bei der Anwendung feiner Xöfung 
auf fupferhaltige Erze neben den Edelmetallen aud Kupfer auf- 
(öjte, begründet feine VBerjchiedenheit feine® Verfahrens von dem 
patentirten. Aud) nad) dem patentirten Verfahren wird, wie aus 
der eigenen Darlegung der Beklagten folgt, eine Fupferhaltige 
Löfung gewonnen, wenn die Stärke der CHanidlöfung beim Ge- 
halt des Erzes an Edelmetall und Kupfer nit richtig angepaßt 
wird, und umgekehrt muß auch das Simpjon’iche Verfahren eine 
fupferfreie Löfung ergeben bei richtiger Anpafjung der Töfenden 
Tlüffigfeit an den Metalfgehalt des Erzes. Die Grundfäße, nad) 
denen diefe Anpafjung zu gejchehen hat, find aber in dem ans 
gefochtenen Patent ebenjo wenig angegeben, wie für das Simp- 
jon’sche Verfahren. Daß die Beklagte mit Hilfe der von Macar- 
thur und Forreit gemachten Entdedung zu jolder Angabe im 
Stande gewejen wäre, Simpfon aber möglicherweife nicht, ift un 
erheblich für die Frage, ob das Verfahren der Beklagten jo, wie 
e8 durch Anfpruch und Beichreibung der Patentihrift darakterifirt 
ift, fi) von dem Simpjon’ihen Verfahren fo weit unterjcheidet, 
daß e8 gegenüber demjelben al® neue Erfindung erjcheint. Diefe 
Stage ift nach den vorstehenden Ausführungen zu verneinen, jodaß 
\hon aus diefem Grunde das angefochtene Patent für nichtig zu 
erklären ift. IL, 343/94 vom 2. Febr. 95. 

120. Diefelbe Entjheidung ergibt fi) auch daraus, daf 
das Patent überhaupt die Darftellung eines gewerblid) verwerth- 
baren Berfahrens, das nad) diefer Darftellung von Sadperftän- 
digen benukt werden Fünnte, nicht enthält. Die Patentjchrift jagt 
wejentli nur, daß gold- oder filberhaltige Erze behufs Gewinnung 
des darin enthaltenen Edelmetall8 mit Cyanidlöjfung zu behandeln 
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find. Bedürfte e8 weiter feiner Vorjchrift, um den gewünfchten 
Erfolg zu erzielen, nämlich den möglidjt großen Prozentfaß des 
Edelmetaligehalts in Löfung zu erhalten, fo würde nicht zu be- 
zweifeln jein, daß, abgejehen von der Trage der Neuheit, ein 
patentfähiges DBerfahren befchrieben wäre, denn die Einfachheit 
eines Verfahrens jchließt feine Patentfähigfeit nicht aus. So 
liegt aber die Sadje nit. Das Berfahren ift, wie die Beflagte 
jelbjt zugibt, gewerblich nur verwerthbar, wenn die Stärfe der 
SHanidlöfung mit dem Iuhalt des zu behandelnden Erzes in das 
richtige Verhältniß gejegt wird. Die VBellagte hat felbft dar- 
gelegt, daß gewiffe Erze mit einer jchwacden, andere mit einer 
jtärfern oder ganz ftarfen CYyanidlöjung zu behandeln find, wenn 
ein guter Erfolg erzielt werden fol. Der Stärfegrad hängt 
theil® von ben Gehalt der Erze an Edelmetallen, theild® von den 
lonft dem Erz beigemengten Stoffen ab, die der Löfung fern- 
gehalten werden follen. Die Beklagte gibt ferner zu, daß faure 
Erze eine vorgängige Behandlung mit Alfalien verlangen, um 
ein gutes Ergebniß zu liefern. In dem Bericht von Johnfton, 
den die Beflagte produzirt hat, heißt e8 fogar, daß bei einem ge- 
willen Säuregrade der Erze die CHyanidlöfung ohne vorgängige 
Anwendung von Alkali ganz wirkungslos bleibt. Daraus folgt, 
daß, mamentlicdh bei Berüdfichtigung des erheblichen Preifes der 
Chanide, mit dem bloßen Hinweife darauf, daß edelmetallhaltige 
Erze behufs Gewinnung des Edelmetalld mit CYyanidlöfung zu 
behandeln find, ein gewerblich verwerthbares Verfahren noch nicht 
gegeben ift, daß es vielmehr weiterer Yorfdhungen und Unter: 
jucdhungen bedarf, um ein gewerblich verwerthbares Verfahren für 
die Behandlung eines beftimmten Erzes mit Chanidlöfung zu 
finden. Die Bellagte meint nun zwar, diefe Unterfuchhungen und 
Torfchungen böten dem Sadverjtändigen, ben das Deutjche Patent- 
gejeg im Auge habe (im Gegenjate zu dem ordinary workman 
des amerifanischen Patentrechts) Feine Schwierigkeiten, fodaß für 
einen joldhen Sadjverftändigen da® Verfahren ohne weitere Anz 
gaben verwerthbar fei. Kann hiervon aud) fo viel zugegeben werden, 
daß ein Verfahren, welches auf Materialien verfchiedenfter Art 
Anwendung finden foll, nicht erft dann für den Sad)verftändigen 
hinreichend befchrieben ift, wenn für jeden einzelnen der zu be> 
handelnden Stoffe der Gang der Prozedur, die Duantitäts- und 
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Zeitverhältniffe u. |. w. fo genau angegeben find, daß es eigener 
Gedanfenthätigfeit für den Techniker, der das Verfahren in An 
wendung bringen will, überhaupt nicht mehr bedarf, fo muß dod) 
gefordert werden, daß die Grundjäte, nach denen das Verfahren 
bei Stoffen verjchiedener Art abzuändern und nad) denen bei der 
Abmefjung der anzumendenden Agentien zu verfahren ift, erficht- 
fid) gemacht werden. Die Auffindung diejfer Grundfäke und Maf- 
jftäbe den Zechnifern zu überlaffen, die eine angebliche Erfindung 
benuten wollen, heißt Aufgaben für andere Erfinder zu ftellen; 
aber mit der Aufitellung folder Aufgaben ift nod) feine Erfindung 
gemadt. Haben die Patentjucher aber mehr gewußt, al8 in der 
Patentjchrift jtcht, war ihnen die Xöjung der geftellten Aufgabe 
fo weit befannt, daß fie die Grundfäße und Mafftäbe für die Be- 
handlung der einzelnen Erze hätten angeben fünnen, und haben 
fie ihre Renntniß verfchwiegen, jo fünnen fie diejelbe zu ihren 
Gunften nicht geltend machen, denn der Schuß für ihre Erfindung 
reicht nicht über deren Veröffentlichung in der Patentichrift hinaus. 
I, 343/94 vom 2. $ebr. 95. 

121. Das Patent 72149 des Mecanifers Nidchen in 
Berlin auf einen durd zeitweiligen Stromjchluß bethätigten Yern- 
Ichalter (Anmeldung vom 27. März 1893) ift vernichtet. Denn 
im polytecdynijchen Verein zu Stettin, zu deflen VBerjammlungen 
auch Nichtmitglieder Zutritt Haben, war am 17. März 1893 ein 
ähnlicher Apparat vorgeführt und erläutert; und fchon vorher hatten 
die bei den Stettiner Eleftrizitätswerfen beichäftigten Techniker 
und Arbeiter einen ähnlichen Apparat hergeftellt und in der Woh- 
nung des Direktors inftallirt, ohne daß diefen Perfonen Geheim- 
haltung geboten wäre. Cs lag aljo offenfundige Vorbenukung 
vor. I, 455/94 vom 3. April 95. 

122. Das Patent 53321 von Boffanner-Ehrenthal fchütt von 
13. Dec. 1889 ab eine Plombe, bei welcher die Enden der Draht: 
Ihnur durch Aufprägen eines oder mehrerer gezahnten oder glatten 
Lappen verfichert und beim Prägen ein Theil der Drahtichnur 
durh Deffnungen in das Prägebild derart fiher aufgenommen 
wird, daß beim Entfernen der Drahtichnur das Prägebild ein- 
finft und zerftört wird. Das Patent ift vernichtet, Berufung 
zurüdgewiejen. Denn das Wejentliche der Einridtung war bereits 
dur) die Patentjchrift 19419 vom 29. Oft. 1881 ab auf „eine 
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Plombenzange” veröffentlicht, eine Weichbleiplombe, bei welcher Patentregt. 
dev Verichlußdedel mit der mit Schnurlöcdhern und Anja ver- 

jehenen Hülfe zufammengegoffen ift. Die beiden Befchreibungen 

ftimmen im Wefentlichen überein. I, 29/95 vom 20. April. 

123. Der Kniderboder Company in Jadjon ift Neichs- 
patent vom 25. Yuli 1886 ab ertheilt auf einen Staubfammler 
„Eyelon”, beitehend aus einem umgefehrten, unten offenen Hohl- 
fegel, unter Nr. 39219, weldjes auf die Aftiengefellichaft König 
Triedrih Augufthütte übergegangen ift. ‘Der Bellagte hat einen 
von ihm ‚‚Boreas” genannten, in andern Staaten patentirten 
Staubfammler in den Handel gebradit. Wenn aud) der Beklagte 
den Hohlfegel in Verbindung mit einem Cylinder gebradjt Hat, fo 
verlegt er doch durch die Benutung des Hohlfegel® da® Hägerifche 
Patent. Das wurde ihm unterfagt, Revifion zurüdgemwiejen. 

1, 3/95 vom 10. April. 

124. Geflagt ijt auf Löichung eines Gebraudsmufters, weil Gebrauds- 
das Modell zur Zeit der Anmeldung nicht mehr neu gewefen jei, Mlter- 
Bellagte hat die Einrede der Nechtshängigfeit vorgejhütt, weil 
Klägerin gegen einen von der Beklagten gegen Lebtere erhobene 
Klage auf Unterlaffung der Denutung bes Mufters den Einwand 
entgegengejett habe, die Eintragung des Mufters jet wegen mangeln- 
der Neuheit zu Unrecht erfolgt. Allein aus einer Einrede fannı 
die Recdhtshängigfeit niemals abgeleitet werden. — gl. III, 84/87 
vom 20. Mai/21. Iunt (E., Bd. 18, ©. 408 ff.). — I, 330/94 
vom 12. Ian. 95. 

125. Im mit blauem Rande eingefaßtem Streife ftehen bei Markenfchug. 
dem für die Klägerin eingetragenen Waarenzeichen oben auf weißem 
Papiere in Bogenform die Worte I. & P. Coats, gegenüber, am 
untern Theile des SKreijes, die Worte: Sewing Machine Cotton, 
ebenfalls im Bogen; in der Mitte ift eine Kette gezeichnet, welche 
die Worte: „Trade Mark“ einfchließt. Die Beflagte führt ein 
Zeichen, bei welhem fid) an den gleihen Stellen die Worte: 
„Sewing machine Cotton”, Angaben über die Nummern, und 
Anzahl der Dards in gleiher Größe und Schrift befinden. An- 
ftatt „I. & P. Coats” fteht auf dem Zeichen der Beklagten, eben- 
falls ein mit blauem Rande eingefaßter Kreis von ftrohgelbem 
Papier, „Dresden“, ftatt der die Worte Trade mark einjchließenden 
Kette find im Zeichen der Beklagten fFreisförmig die Worte: 
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„Made in Germany” angebradt. Das Neicdysgericht hat in Ueber 
einftimmung mit dem Konfulargericht die Klage wegen unerlaubter 
Rahahmung abgewiejen. Die ähnliche Gruppirung der Worte ift 
durch die Geftalt der Rolle bedingt, und findet fid) bei allen Faben- 
modellen, die Kette ift jo wenig charafteriftiih, daß die Klägerin 
von vornherein nicht darauf rvedinen EFonnte, daß durch fie ihre 
Waare beitimmt von derjenigen der Konkurrenten unterjchieden 
werde. Sie Fonnte feinen derjelben hindern, irgend eine andere 
runde Figur in der Mitte feines Zeichens anzubringen, und unter 
allen Umftänden war die Klägerin nur dann gegen bie Verwedjic- 
(ung gefichert, wenn die Konfunenten fi) genau merften, daß das 
Zeichen der Klägerin eine Kette fei. Wenn nun aud die Mög- 
lichkeit zugegeben werden kann, daß auf den erjten Bid die Worte: 
„Made in Germany”, wie die Beflagte fie angebracht hat, für 
cine Kette gehalten werden fünnen, fo ift dies doc nicht bei eincm 
Konjumenten anzunchmen, der auf die Waare der Klägerin und 
deren Zeichen Gewicht legt, denn es tft immerhin ohne große 
Aufmerffamfeit wahrnehmbar, daß das Zeichen ber Beklagten nid)t 
in einer Kette, jondern in freisförmig gedrudten Worten befteht. 
I, 423/94 vom 9. März 95. 

126. Für eine Firma zu Bofton ift ein Waarenzeichen für 
Wicje bei dem Amtsgericht zu Leipzig eingetragen. Gegen die 
Beklagte wurde ausgejprocen, daß fie nicht berechtigt fei, dies 
Zeichen zu gebrauden. Die Annahme de8 Berufungsgerichts, 
daß für die Klägerin in ihrem Heimathsftaate nur die Worte 
„Satin Polish” gejhüßt jeien, tt nidyt richtig, da die Marke ein 
Wild enthält, unter Anderm aud) mit jenen Worten, findet in 
der Bemerkung der amerifaniihen Beichreibung, daß jene Worte 
der wejentliche Beftandtheil des Waarenzeichens jeien, feine Be- 
gründung und rechtfertigt die Enticheidung des Berufungsgerichts 
nicht, daR Klägerin deshalb feinen Anfpruh auf Schuß diejc® 
Waarenzeihens nad) dem Gefete vom 30. Nov. 1874 habe. 1, 
66/95 vom 22. Mai. 

127. Für die Beklagte ift in das Zeichenregifter des Amts» 
gerichts ein von ihr benuttes Etikett eingetragen, weldes außer 
vielen anderen figürlichen Darftellungen einen Bismardfopf wieder: 
gibt. Neben diefem Etifett benußt die Beklagte zum Bertrieb von 
Sloridawaffer ein zweites Etifett, auf weldhem der Kopf burd) 
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ein Monogramm E. R. erfegt ift. Das Berufungsgericht Hat Martenihut. 
angenommen, daß diefes letztere Etikett von dem eingetragenen 
Zeichen nur in einem unmejentliden Punkte abweidhe, und des- 
halb der Schuß diejes fich auf jenes mit erjtredt. Das ift nicht 
rehtsirrthümlid. Und da überdies angenommen tft, daß beide 
StifettS der Beklagten fih von dem für die Klägerin eingetragenen 
Waarenzeichen wefentlich unterfcheiden, jo ift die Klage mit Recht 
abgewiejen. Insbejfondere kann nicht mißbilligt werden, wenn 
angenommen ift, die Achnlichkeit in der äußeren Anordnung der 
verwendeten figürlichen Motive, wie fie bei der Bezeichnung ver- 
wandter Fabrifate vielfach vorkommt, und die freie Benutung 
einzelner auch im Zeichen der Klägerin vorkommenden Motive 
fei nicht hinreichend, die Möglichkeit einer Zäufchung zu begründen. 
1, 75/95 vom 29. Mat. 

128. Der Beflagte war aus einer 0. H. ©. ausgetreten, Firma. 
welche die von jeinem Vater begründete Firma Johann R. führte. 
Er begründete mit feinem Sohn ein neues Geichäft gleicher Art 
unter der Firma Auguft 8., Iohann KR. Sohn. Die Klage der 
Inhaber der Firma Iohann K. auf Unterlaffung dev Führung 
diefes8 Jujates wurde abgewiefen. Denn die neue Firma unter- 
jcheidet fich von der älteren deutlich, wenn auch thatjächlidy Ver- 
wecjjelungen vorgefommen find. Unerheblid), wenn die Wahl des 
Zufates der Abficht unlauterer Konfurrenz entiprungen wäre. 
II, 71/95 vom 28. Mai. 

129. Dgl. 364. Hat der Schuldner außergerichtlich affordirt Natürliche 
oder im Konkurje einen Zmangsvergleich gejchloffen, jo erlifcht vr 
nad) gemeinem Recht wie nah Pr. A. & R. die Berbindlid)- 
feit volljtändig; wie beim Erlaß überhaupt eine natürliche Ver- 
bindlichfeit nicht zurückbleibt. Nur Fann der Schuldner in jenem 
Salfe dem Gläubiger, welder an ihn Geld verloren hat, diejen 
Berluft durd) eine freiwillige und bewußte Zahlung erjegen. Wie 
hier die Zahlung einer causa nicht entbehrt, ohne daß deshalb 
Schenkung anzunehmen ift, fo würde auch das DVeriprechen, dem 
Gläubiger den Berluft zu erfegen, nicht der causa entbehren, ohne 
daß man das Zahlungsverjprechen unter die Anerkennung oder 
das Konftitut ftelt. Will man das eine natürliche Verbindlichkeit 
nennen, jo darf man nur aus diefem Namen feine weiter gehenden 
Konjequenzen ziehen. I, 54/95 vom 18. Mai. Bol. Bd. XIX, 4. 
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130. Namentlid) ift eine moralifche Verbindlichkeit im Sinne 
8.1EMUNR. 1, 16 nit mit der Wirkung begründet, daß, 
wenn der Schuldner oder für ihn ein Dritter in dem irrthünt- 
fihen Glauben gezahlt hat, über die Schuld fei ein Afktord über- 
haupt nicht geichloffen oder die Schuld fei, foweit fie nicht gezahlt 
ift, nicht erlaffen, der Schuldner oder der Dritte — 8.187 — 
das Gezahlte nicht zurücdfordern dürfte Vielmehr ift die con- 
dietio indebiti nad; gemeinem Recht wie nad) Pr. A... R. be- 
gründet, aud) wenn der Schuldner zu befferem Vermögen gelangt ift. 
Das ergibt fih für das gemeine Redt aus L.5, C. de pactis 
2, 3 in Verbindung damit, daß der Grlaßvertrag, welchen dic 
Säubiger mit dem zur Erbfcdaft Berufenen fchloffen — L. 7, 
8.17; L. 8, D. de pactis (2, 14) — wie jede8 andere pactum 
de nom petendo — L. 1, pr. eod. L. 95, 8. 4, D. de solutione 
46, 3 — gewirkt haben muß. ‘Die gemeinrechtliche Praris wandte 
aber jene Beitimmungen des Römiichen NRedts in L. 7, 8. 17 cit. 
auf den Afkord überhaupt an. Im AL. R. und inder A. G. 0. 
I, 50, 8. 594 find aber befondere Beitimmungen dahin, daß nad) 
dem Zmangsvergleich eine moralifche Verbindlichkeit des Scufld- 
ner® übrig bleibt, nicht gegeben. Und eine allgemeine Sitte, daß 
auch nur die Kaufleute, wenn fie in Konkurs gefallen find und 
einen SJwangsvergleich gejchloffen Haben, ihre Gläubiger voll be- 
friedigten, jobald fie wieder in beffere Vermögensverhältniffe ge- 
langt find, befteht nit. I, 54/95 vom 18. Mai. 

131. Die Stadt Berlin it Eigenthümerin eines in der 
Brüderftraße befegenen Haufes, an weldem dem jedesmaligen 
Propft zu Cöln an der Spree das Wohnungsrecht in dem Vorder: 
haufe, dem Seitengebäude rechter Hand und dem Seitengebäude 
linfer Hand zujtcht. Dem Antrage der beflagten Kirchengemeinde 
zu St. Petri entiprechend ift angenommen, daß diefe der Stadt 
gegenüber das perjönliche Forderungsredht erjeifen habe, von dieler 
die Reparatur derjenigen Theile des Gebäudes zu fordern, welche 
dem Propft und feiner Yamilie al8 Wohnung dienen, nidt aud 
hinfichtlich der jonft noch vorhandenen, anderweit vermietheten 
Räume Denn länger als feit dem Inkrafttreten des Ü.UR. 
(1794) und bi8 1841 feien alle Reparaturen in jenem Umfange 
aus der Kämmereifaffe beftritten, nicht aus Xiberalität oder auf 
Bitten der Bellagten, fondern in der Abficht, eine der Stadt ob- 
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liegende Pflicht zu erfüllen, alfo mit dem Willen zu thun, wozu Erfikung von 
fie fich für verpflichtet erachtet habe. Revifion zurücgewiejen, da Ybligationen. 
al8 affirmative Rechte, welche befeffen und erfeffen werden können 
—MÜL.NR. 8.80, I, 7 —, aud) obligatorische Rechte anzufehen 

find, welche dauernde Leiftungen zum Gegenftande haben, injonder- 

heit folche, welche zwiichen dauernden Rechtsfubjekten beftehen. IV, 

376/94 vom 9. Deai 9. 

132. Im Fall Bd. XVIIL, 122. Die Vorschrift des Römischen Sotivar- 
Rechts, daß die Mitglieder eines Meagiftratsfollegiums die Ein- NGuldner. 
rede der Theilung haben — vgl. die Stellen bei Windfcheid, $. 298, 

Anm. 10 —, betrifft diefen fingulären Fall. Sonft gilt die Regel, 
daß den aus gemeinfamer BVerfchuldung Haftenden die Einrede 
nicht zujteht — L. 1, 8. 14 D. de tutel. et rat. (27, 3) —, zu» 
mal wenn, wie hier, ein innerer Zufammenhang zwiichen der jcyuld- 
haften Unterlaffung des Gerichtsichreibers und des Gerichtsvoll- 
ziehers nicht bejteht. III, 304/94 vom 26. Febr. 95. Vgl. 172. 

133. Im Fall 229. Wenn aud) der Stadtjefretär wegen 

der Kontrafignatur, der Krankenmwärter M., weil er die von ihm 
in blanco unterzeichneten Formulare den Schreibern ausgehändigt 
hat, der Rendant, weil er an die Schreiber ftatt an M. gezahlt 
hat, der Stadt fchadenserfagpflichtig wären, jo Flünnen fich die 
Beklagten darauf nicht berufen. Denn bei grobem Berfehen haften 
die Mehreren Einer für Alle und Alle für Einen. — 8.2IUÜ.L.NR. 
I, 6. — Aber aud) wenn das Verfehen nur als ein leichtes an- 
zufehen wäre, gilt nad $. 32 dafjelbe, wenn nicht ausgemittelt 
werden fan, weldhen Schaden ein jeder durch fein bejonderes 
Berjehen angerichtet hat. Hier hat jeder der beiden Beklagten 
den ihm zur Laft gelegten Schaden in feinem ganzen Umfang 
durch jein DVerfehen verurjacht, und aud) das etwaige jchuldbare 
Berhalten der drei anderen Beamten würde für den gejammten 
Schaden faufal fein. Alfo feine Theilung. IV, 418/94 vom 
16. Mai 95. 

134. Das Haus des Klägers ift bei einem Nachbarbau be Berfhuldung. 
\hädigt. Bauherr und Baumeifter wurden rechtskräftig zum Erfak 
verurtheilt. Reparaturkoften und Werthverminderung wurden redjts- 
fräftig durch TIheilurtheil feftgeftellt. Außerdem fordert Kläger an 
Miethverluften bis 1. Iuli 1893 10643 Mart 27 Pf. Mit 
7973 Mark für die Zeit nach dem 1. Oft. 1886 ift der Kläger 
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abgewiejen. Denn Kläger habe, weil er fein Haus im bejchädigten 
Zuftande ca. zehn Sahre habe Liegen laffen, den ihm erwachjernen 
Miethverluft für die Zeit nad) dem 1. Dft. 1886 fich felbit zuzu- 
Ichreiben. Soweit er fi habe den Beweis des fchadhaften Zu- 
ftandes fidhern wollen, hätte er diefen Zuftand durch Sicherung 
de8 DBeweifes auf Grund des 8. 447 CE. PB. OD. feitjtellen Laffen 
fönnen. Revifion zurücgewiejen. VI, 357/94 vom 25. Febr. 95. 
Bol. 173. 

135. Im Tall 479—482. Dagegen treffe die Beklagte der 
Borwurf, daß fie den Verkauf der Kohlen zu |pät veranlaßt habe. 
E8 wäre Pflicht der Beklagten gewefen, das Interefje der Klägerin 
infomweit zu berüdiichtigen, daß derjelben nicht durch zwedlofe Fort: 
dauer der Foftjpieligen Yagerung ein unnöthiger Schaden ermwiüdhle. 
Die Bellagte mußte Veranftaltungen zum VBerkaufe treffen, nad): 
dem der Klägerin Zeit gelaffen war, durd Zahlung der Fradıt 
und des Liegegeldes die Auslieferung der zurücbehaltenen Kohlen 
herbeizuführen. Hierfür, für Crwirfung der gerichtlichen Ge- 
nehmigung des Verkaufs und um den Verkauf ins Werk zu fegen, 
erihien ein Zeitraum von 20 Tagen angemeffen. So weit find 
den beflagten Rhedern die KRoften der Zagerung gutgerechnet. Diefe 
Ausführung des Berufungsgerichts ift vom Neichsgericht gebilligt. 
I, 34/95 vom 16. Febr. 

136. Der Konkursverwalter 3. hatte den Erlös der Mafje 
in Suli al8bald nah ihrer Verfilberung unterjchlagen und war 
im Februar nächften Jahres geflohen. Nad) feiner NRüdfehr war 
von ihm nichts mehr zu erlangen. Die Mitglieder de8 Gläubiger: 
ausfchuffes find auf Erjat belangt, weil fie unterlaffen haben, den 
Konfursverwalter zu kontroliren, infonderheit feine Kaffe zu revi- 
diren. Das Berufungsgericht hat die Klage abgewicjen. Das 
Reichsgericht hat aufgehoben, zurüctverwiefen. Nacd der Ausjage 
de8 D. hat er den unterfchlagenen Erlös zur Anfchaffung von 
Werthpapieren benugt, deren er in einer anderen Angelegenheit 
bedurfte. Db diefe Werthpapiere nicht herbeizufchaffen gewelen 
wären, wenn die Beflagten rechtzeitig ihre Sculdigfeit gethan 
hätten, fteht dahin und ift zu erörtern. Der Kläger hat be- 
hauptet und unter Beweis gejtellt, daß B. bis zu feiner Flucht 
im Februar 1889 zahlungsfähig gewejen jei. Das fann nur be- 
deuten follen, daß B., der übrigens noch im Herbit 1888 aus 
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feinen Mitteln an die Beklagten zu 1 und 3 1200 Mark gezahlt Kaufatität. 
hat, die unterfchlagenen Gelder aus feinem Vermögen hätte deden 
fönnen, wenn bie Unterjcdjlagung rechtzeitig entdeckt worden wäre, 
was nod im Iuli 1888 gejchehen wäre, wenn die Beklagten ihre 
Schufdigfeit gethan hätten. Webrigens erfordert weder das Gefet 
noch die Webung überrajchende Nevifionen. Es ftand nichts im - 
Wege, daß der Gläubigerausfchuß beftiinmte Tage für die Revifion 
im Boraus bejtimmte, und felbjt wenn die überrafchende Revifion 
ergab, daß der Erlös des Waarenlagers nicht gebucht und nidt 
baar vorhanden war, jo folgte daraus nicht einmal ohne Weiteres 
der Thatbeftand der Unterfchlagung, da B. den Betrag, wie er 
verpflichtet war, hinterlegt haben und den Nachweis ber Hinter- 
legung nadträglicdy führen konnte. Noch weniger waren bie DBe- 
Hagten verpflichtet und veranlaßt, das Ergebniß der Nevifion be- 
fannt zu maden und den BD. durh Schädigung feines Kredits 
außer Stand zu fegen, für die Herbeifchaffung der anderweit ver- 
wendeten Summen Sorge zu tragen. 1, 334/94 vom 16. Ian. 95. 
137. Die Gefellfchaft, die ihren Sig in Hamburg hatte und Unmöglidfeit 
eine Zweigniederlaffung zu Accra in Weftafrifa befaß, ift did der Erfüllung. 
Vergleih vom 21. März 1892 aufgelöft. E. übernahm das Ge- 
Ichäft mit Aktiven und Paffiven und verpflichtete fich, behufs Teft- 
ftellung des Hägerifchen Guthabens binnen drei Monaten, vom 
Tage des Vergleich® gerechnet, eine Bilanz für den vorgedadjten 
Zeitpunft anzufertigen und dem Kläger zur Prüfung vorzulegen. 
Die Annahme des Berufungsgerichts, daß die mit der Klage ge- 
forderte Bilanzaufftellung objektiv unmöglich fei, unterliegt erheb- 
lichen Bedenken. Nad) der thatfäcjlichen Feitftellung des Berufungs- 
gerichts war bei Abfchluß des BVergleich8 vom 21. März 1892 
den Paciscenten bekannt, daß die Bücher des Accraer Zweiggefchäfts 
gänzlih im NRüdjtande feien. E. war, ald er fih im Mai 1892 
nach Accra begab, nicht im Unflaren darüber, daß er mit den 
dortigen Büchern allein nicht im Stande fein würde, die Bilanz 
aufzuftellen, fondern daß hierzu die Zuhülfenahme anderen außer 
den Büchern zu Gebote ftehenden Materials erforderlich fein würde. 
AS jolhes Material konnten insbefondere in Betradht fommen: 
etwaige neben den Büchern vorhandene Gejchäftspapiere, an Ort 
und Stelle einzuziehende Erfundigungen und die bei der An- 
wejenheit E.’8 in Accra ftch ergebenden Beftände des Zweiggeichäfts. 
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Eine objektive Unmöglichkeit, der in dem Vergleid) vom 21. März 
1892 übernommenen Verpflichtung zu genügen, würde nur dann 
vorliegen, wenn anzunehmen wäre, daß €8 zu jener Zeit nicht 
möglih war, unter verftändiger Benutung der gedachten Hülfs- 
mittel zur Aufitellung einer Bilanz für den 31. December 1891 
zu gelangen. Bloße Schwierigkeiten der Erfüllung jtehen der 
Unmöglichkeit nicht gleich, felbjt wenn fie größer fein follten, ale 
bei Uebernahme der Verpflichtung vorausgejegt wurde. L. 137, 54 
D. de V.O.(45, 1); Dernburg, Pandelten, Bd. 2, $. 16. Das 
die Klage abweijende Urtheil aufgehoben, zurüctverwiejen. I, 372/94 
vom 6. Febr. 95. 

138. Im Tall 105 Hat die Beflagte eingewendet, daß zus 
folge des ohne ihre Zuziehung erfolgten Abverfaufs eines Zheil- 
jtüds zur Eifenbahn, unter weldyer nicht abgebaut werden darf, 
die Ausübung der Förderberechtigung unter jenem Theilftüd un- 
möglich geworden, unter dem Reftftüd unausführbar jei. Allein 
nad) 88.360 F.AU.L.R. 1 5 kann die Beklagte wegen der von 
den Befitvorgängern der Kläger verichuldeten theilweifen Unmög- 
(ichfeit der Erfüllung nur entweder bei dem VBertrage, joweit dejjen 
Erfüllung nod) möglich ift, ftehen bleiben und im Uebrigen Ent- 
Ihädigung fordern, oder fie fann den Vertrag al® erlojchen be- 
trachten und ebenfallg Schadenserfag fordern. Sie fan aber 
nicht beim DVertrage ftehen bleiben und dennoch deffen Erfüllung 
weigern. Da die DBellagte aud) eine Entichädigungsforderung 
nicht begründet hat, jo fanı fie in der Nevifion nicht geltend 
maden, daß fie vor Feititelung und Empfang der Entjchädigung 
zur Bewilligung der Löichung nicht verbunden fei. V, 321/94 
vom 27. Tebr. 9. 

139. Bis zum 1. Juli 1893 wurde von dem in Deutich> 
land eingeführten Petroleum ein Yaßzoll erhoben, der aber bei 
Ausführung der leeren Fäffer innerhalb beftimmter Frift wieder 
zurüdgezahlt wurde. ‘Dem Importeur wurde ein Faßzollichein 
ausgejtellt, gegen bdeflen Rüdgabe an die Zollbehörde er das 
Petroleum frei von Faßzoll einführen fonnte, wenn auf demfelben 
befcjeinigt war, daß ein (auch anderer) Erporteur eine ent|prechende 
Anzahl Fäffer exportirt habe. Für diefe „Erledigung“ des Zaß- 
zollicheins erhob der Erporteur vom Importeur eine Gebühr. Der 
Beflagte Hatte von der Klägerin im Mai 1892 Petroleum gefauft, 
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welches verzollt in Raten bi8 März 1893 geliefert werden follte. Unmöglidpteit 
Der Bellagte war mit der Abnahme des gefauften Petroleumg der Erfüllung. 
tar in Verzug gerathen. Von der Klägerin mit dem Selbit- 
hülfeverfauf bedroht, bat er diejelbe, ihm die nocd rückjtändige 
Waare unverzollt zu liefern, damit er vorläufig den erheblichen 
Zoll eriparen fönnte und denfelben erjt nach und nach, nah Maf- 
gabe des Abjates der Waare, zu zahlen hätte. Die Klägerin fam 
diefem Wunjche des Beklagten entgegen, bedang fich jedoch, neben 
einem Kleinen Vortheil beim Preife des Petroleums, aus, daß ihr 
die Erledigung der Faßzollfcheine gegen eine Vergütung von 90 Pf. 
pro Yaß übertragen werde. Bon den in Folge befjen unverzolit 
in ein Privattranfitlager gelieferten 4500 Taß Petroleum hat der 
Deflagte 3571 Faß erft nad) dem 1. Suli 1893 aus dem Privat- 
tranfitlager entnommen, zu welcher Zeit er Zaßzoll nicht mehr 
zu zahlen hat. Er hat deshalb der Klägerin aud feine Faßzoll- 
heine geliefert, ift ihr aber zur Zahlung von 3213 Mark 90 Pf. 
verurtheilt. Die 90 Pf. waren eine Vergütung für die Bereit- 
willigfeit der Klägerin, auf die Abänderung der urjprünglichen 
Lieferungsbedingungen einzugehen; fie waren der Klägerin aljo 
auch dann zu zahlen, wenn der Beklagte die Entnahme der Fäffer 
aus dem Privattranfitlager fo weit hinausjchob, daß Fapzollicheine 
zur Erledigung nicht mehr zu erlangen waren. I, 449/94 vom 
30. März 95. 

140. Im Fall 523 war durd die Erhöhung des Zolles Feine 
Unmöglichkeit der Erfüllung — 8.364 A.UR. 1,5 — herbei- 
geführt. IL, 77/95 vom 24. Mai. 

141. Im Fall 98 war übrigens durd) die erfolgte Zahlung Crfüttung. 
von 6000 Mark die Forderung, wegen deren die Zwangsvoll- 
jtrefung vollzogen war, getilgt und dadurd) jedenfalls das Pfän- 
dungspfandrecht aufgehoben. Denn dur den Vergleich ift Feine 
neue Forderung geichaffen, fondern nur der Gegenftand der Leijtung 
der beftehenden Forderung feit bejtimmt. — 8.45 AU.UR 1, 
16. — AL8 getilgt ijt aber nad) dem zu vermuthenden Willen 
der Parteien der Theil der Forderung anzujehen, welchen der Be- 
Flagte zuerst eingeflagt und beizutreiben verfudht Hat und von 
welchem daher anzunehmen ift, daß er in dem Vergleiche an erjter 
Stelle hat zahlbar gemacht werden follen. IV, 359/94 vom 
18. Mär; 95. 
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142. Im Fall 383. Das Berufungsgericht erwägt: Nad) 
der Bachtberechnung fei der Beflagte am 23. Dec. 1893 an Rüd- 
ftänden aus dem Pachtvertrage (nicht bloß an Padıtzine) 20603 
Mark 75 Bf. fchuldig gemweien. Diefen Betrag habe der Kläger 
am 15. Suli 1894 in voller Höhe gegen den Beklagten eingeflagt. 
E3 feien aljo die von dem Beklagten am 30. Juni 1894 bezahlten 
Pfandbriefszinen — die, wie gewöhnlich, für den Kläger in An- 
rehnung auf den Bachtzind gezahlt feien — auf diefe 20603 Marf 
75 Pf. vom Kläger nicht verrechnet worden. Der Bevollmädjtigte 
des Klägers habe bie Pofteinlieferungsjcheine über die Pfandbriefs- 
zinfen von dem Bellagten in Empfang genommen. Danad müffe 
in der Zahlung der Pfandbriefszinfen eine Theilzahlung auf die 
am 15. Iuni 1894 praenumerando zahlbare Padhtrate gejehen 
werden, die der Kläger durdy Entgegennahme der Pofteinlieferungs- 
icheine angenommen habe. Darin liege die Erklärung, beim DBer- 
trage Stehen zu bleiben, und ber angebliche Vorbehalt des Bevoll- 
mächtigten des Klägers, er werde den Bellagten exrmittiren, fall 
er nicht bis zum Abend zahle, fei eine bedeutungsloje protestatio 
facto contraria gewejen. Aufgehoben, zurüdverwiejen. Es ift 
eine willfürliche, durch nicht® begründete Annahme, daß jene Ver: 
rehnung in der unverfürzten Cinflagung des Guthabens vom 
23. Dec. 1893 zu finden fei, da darüber nichts verhandelt und 
nichts feftgeftellt ift, ob am 15. Juli 1894 der Kläger nicht nod) 
andere Forderungen an den Bellagten hatte oder zu haben ver- 
meinte, auf welche er die Pfandbriefszinfen anrechnen konnte, und 
da außerdem die bloße Nichtanrechnung auf die eine Vorderung 
den Schluß nicht zuläßt, der Kläger wolle auf die andere Forderung 
anrechnen, felbft wenn eine dritte Forderung nicht befteht. VI, 
35/95 vom 25. März. 

143. Die Verlegung des $. 98, L, 16 ÜLR. ift gerügt, 
weil nicht auf Grund der feftgeftellten Rückgabe des Schuldicheines 
über 3000 Marf ohne weiteres der Vermuthung der Tilgung diejer 
Schuld zu Gunften des Beklagten ftattgegeben fei. Allein durd) 
die Nüdgabe bes Schuldicheines wurde angejichtS der begleitenden 
Umftände eine Prüfung der Trage, ob eine Schuldtilgung herbei- 
geführt jei, nicht ausgeichloffen. Der Beklagte Hat nicht nur bie 
Vermuthung aus $. 98 für fih in Anipruch genommen, fondern 
zugleich den beftimmten Zilgungsgrund behauptet, daß die Gläu- 
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Diger, die K.’ichen Eheleute, und die Beklagten einen Vertrag auf Erfüllung. 
lebenslängliche Verpflegung der erjteren gejchloffen Haben, wofür 
als Entgelt die Darlehnsverpflichtungen des beklagten Ehemannes 
erlaffen feien. Walls die Rüdgabe der Schuldfcheine feitens der 
Witwe KR. nicht auf Grund eines derartigen läftigen Nechtsgefchäfte, 
fondern aus freigebiger Abficht erfolgt fein follte, jo würde joldhe 
Handlung der Witwe K. als teftamentarischer Vorerbin ihres Ehe- 
mannes, des eigentlichen Darlehnsgläubigers, den Nacerben d:8- 
felben gegenüber im Sinne des 8. 469, L, 12 der rechtlichen Wirf- 
famfeit entbehren. Angefichts diefer Sadh- und Rechtslage bleibt 
für die Vermuthung aus $. 98 fein Raum. IV, 379/94 vom 
22. April 9. 

144. Im Fall 167 wurde Beklagte nicht mit dem Einwande 
gehört, daß der damalige Direktor der Eifenbahngefellihaft den 
von der Stadt geleifteten Bau al8 Erfüllung angenommen habe. 
Denn e8 fehlt an einem ausdrüdlichen und formgültigen Rechts - 
aft, durch welden die Eifenbahngefellichaft ihr vertragliches Necdht 
auf den Bau und die Unterhaltung der Straße bis zu den Eijen- 
bahngebäuden aufgegeben hätte. Der Umftand, daß feit 23 Yahren 
feine Bertragserfüllung gefordert ift, wurde auf ein Verjehen der 
Eijenbahnbeamten zurüdgeführt. V, 395/94 vom 15. Mai 95. 

145. Die Klägerin hatte von der Beflagten im Ianuar 1891 
125000 ire fünfprozentige italienische Rente gefauft. Unter den 
gelieferten Stüden befand fi) ein Titel von 1000 *Xire Rente, 
der bei der Bräfentation zum Umtaufh und Lieferung neuer 
Koupons von der italienischen Regierung als dur Fälfchung aus 
einem Zitel von 10 Live Nente gewonnen angehalten wurde. Die 
Beklagte ift zur Lieferung eines andern (echten) Xitel® über 
1000 ?ire Rente gegen Gewährung eines Titel8 über 10 2ire 
Rente verurtheilt, weil der Ankauf jo weit nicht erfüllt war. Re- 
vifion zurücgewiefen. Aus I, 73/92 vom 28. Mat (Bd. XIII, 
443/44; &., Bd. 30, ©. 48) läßt fich nicht ableiten, hier jei nur 
eine fehlerhafte Sache geliefert. I, 61/95 vom 22. Mai. Vgl. 522. 

146. Daraus, baß der Kläger, welcher von feinem Vater Hingabe an 
Muttergut zu fordern Hatte, die von dem beffagten Erben des Jahflungsttatt. 
DBaters behaupteten Werthpapiere von dem Vater empfangen zu 
haben überhaupt beftritten und daß er fie nicht aus einem be- 
ftimmten anderen Recdtsgrunde erhalten zu haben behauptet hat, 
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darf noch nicht der Schluß gezogen werden, daß, wenn er fie er- 
halten habe, diejelben auf das vom Vater gefchuldete Deuttererbe 
gegeben und genommen fein müßten. ‘Der Beflagte fann der Be- 
weispflicht für die Hingabe an Zahlungsftatt nicht dadurch ledig 
werden, daß der Kläger feinen Zitel für den Empfang darthut;. 
Nepifion zurückgewieien. Nach 8.235 A... R. I, 16 befreit die 
Vebergabe einer Sache an Zahlungsftatt den Schuldner nur info> 
weit, al8 der Gläubiger diefelbe auf die betreffende Schuld aus- 
drädlih al8 Zahlung angenommen hat. Dem gegenüber fönnen 
SS. 150 ff. nicht in Trage fommen. IV, 331/94 vom 4. April 95. 

147. Nad) dem Kaufvertrage ift eine Kompenfation gegen 
die Kaufpreisforderung ausgefchloffen. Der Verkäufer hat auf 
Zahlung geflagt, Bellagter die Forderung eingeräumt, aber eine 
Widerklage auf einen gleichhohen Betrag erhoben und wegen 
diejer Widerflageforderung ein Zurücbehaltungsrecht an der Klage: 
forderung gegen dieje geltend gemadjt. Diefe Einrede ift abgewiejen. 
Denn fie erftrebt das Ziel, daß ein jeder Theil die Zahlung in 
dem fich deefenden Yetrage innebehalte. Solcdes Begehren fommt 
in der Wirkung der verbotenen Aufrechnung gleih. IIL, 21/95 
vom 30. April. 

148. Die dem Schenfgeber nad 88.1123 FF. A... R. LT, 11 
bei Vermögensverfall ald Kompetenz zu gewährende Rente von 
66 Proz. der gejchenkten Summe hat die Natur von Alimenten- 
geldern — 8.366 X. R. I, 16 — nicht in dem Sinne, daß der 
Schentuehmer nicht mit ihm zuftehenden Gegenforderungen, hier 
Anjprüchen auf Koftenerftattung, fompenfiren dürfte. IV, 426/94 
vom 20. Mai 95. 

149. Die Bellagte, weldje mit ihren Gläubigern wegen 
Bewilligung eines außergerichtlichen Moratoriums verhandelte, 
Ichrieb der Klägerin: „Für unjere Accepte auf die Reichsbant- 
nebenftelfe zu Hagen und zwar folche, welche von Ihnen eingelöftt 
find, haben wir Sie in Summa mit 18160 Mark 60 Pf. er- 
fannt.” Zugleich erfuchte fie diefelbe um Einfendung ihrer Zus 
ftimmungserflärung zu dem außergerichtlichen Abfommen, welchem 
Erfuchen Klägerin entfprad. Das Berufungsgeriht findet in 
jenem Neverfe ein novirendes Anerfenntniß, AU. R. 1, 16, $. 454, 
weldjem gegenüber Beklagte darauf nicht zurüdtommen Fönne, 
daß die Wechfelverbindlichkeit ungültig gemwejen jei — 8.467 —- 
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Unter Anderm hatte Beklagte behauptet, daß Gefälligkeitsaccepte 
vorliegen und daß Wechjelreiterei getrieben fei. Revifion zurüd- 
gewiefen. Die Novation des zwiichen den Parteien beftandenen 
NRechtsverhältnifjes Tonnte angenommen werden, auch wenn die 
übrigens inzwifchen verjährten Wechjel nicht zurückgegeben wurden, 
und unabhängig davon, wie fic, Klägerin zu den übrigen Schuld- 
nern aus dem Wedel ftellte. IL, 40/95 vom 10. Mai. 

150. Im Laufe des Nechtstreits ift den Beklagten ein Theil 
der damals nocd ftreitigen Klageforderung zur Einziehung über- 
wiefen. Daraus Fünnen die Beklagten nicht ableiten, daß die 
geflagte Forderung zu diefem Betrage durch Konfufion erlofchen 
jei. I, 439/94 vom 25. März 95. 

151. Dem Großvater des Kläger wurde die Bebauung 
von dem 4 Nuthen breiten Streifen feines Orundftüds Tängs 
der ehemaligen Berliner Stadtmauer durch $. 11 der Baupolizei- 
ordnung vom 21. April 1853 entzogen. Durd) den Bebauungs- 
plan von 1865 ift nicht eine neue Eigenthumsbeichränfung ein» 
geführt, jondern die frühere feitgehalten. Der Anfprud auf 
Entihädigung für diefe Baubefchränfung ift durch 30 jährige Ber: 
jährung erlofchen, was burd) 8. 504 A. 2. R. 1, 9 nidt aue- 
geichloffen ift, denn der von dem Bauverbot berührte Inhalt des 
KFigenthumsrehts am Grundftüd, die Befugniß zum Bauen, be- 
fand fich feitdem nicht mehr im Befite des Eigenthümere. V, 
257/94 vom 16. Ian. 95. 

152. Bgl. 337. Die der furzen Verjährung dev $$. 343, 
ZHAHUÜL.R. 1, 5 unterliegende Gewährleiftungsflage ift nur die- 
jenige, welche dem Uebernehiner einer Sache lediglich wegen natür- 
licher Fehler oder wegen folcher Mängel, welche äußere Eigen- 
fchaften, Befugniffe und Laften der Sadje betreffen, zufteht, nicht 
aber die Entichädigungsflage wegen einer von dein Gegner zu 
vertretenden fchuldhaften Verlegung von Bertragspflichten. V, 
247/94 vom 2. Yan. 95. gl. 485. 

153. Der Käufer, weldem das Grundftüd übergeben und 
aufgelaffen war, hat im Ball 488 fi) zur Uebernahme des Erb- 
yadıtlanons nicht für verpflichtet erklärt, deshalb vom Kaufpreife 
den zwanzigfachen Betrag der Laft abgezogen und hinterlegt. Ver: 
fäufer hat auf diefen Kaufpreisreft geklagt. Der Käufer hat ein- 
redeweife und widerflagend den Gewährleiftungsanfprucd geltend 
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gemadt. Die Replit der Verjährung trifft den Anfprud) über- 
haupt nicht, foweit diefer auf ein fchuldhaftes oder betrügerifches 
Berhalten des Verkäufers geftütt wird. Auch wird, fomweit e& 
fi) um einen Anjprud) aus der Gewährleiftung handelt, die Ein- 
rede der Gewährleiftung nad) preußifhem Necht nicht von der 
furzen Verjährung ber SS. 343 ff., I, 5 betroffen. — Vgl. V, 


"232/93 vom 20. Dec. 1893 — Bd. XVIL, 323. Dagegen würde 


die Widerflage auf Löfchung des Kanon, foweit bdiefelbe auf die 
Gewährleiftungspflicht des Verkäufers geftügt werben fünnte, ver- 
jährt fein. V, 382/94 vom 16. Yebr. 95. Vgl. Bb. XV, 322. 

154. Im Fall 64. Für diefe von Kurmainz verliehenen 
Lehnsgüter ift nach der Annahme des BerufungsurtHeil® das auf 
dem Eichsfelde geltende Xongobardifche Lehnsreht maßgebend. 
Diefed hat ebenjo wenig wie das Pr. Lehnereht mA... R.L 18 
eine bejondere Vorjchrift über die Verjährung der fi aus der 
Mitbelehnung ergebenden Theilnahmerechte. Deshalb feien A.L.R. 
l, 9, $$. 504, 511, 512, 514, 516, 535 anzuwenden. Der Ein- 
wand der Verjährung würde den Klägern entgegenftehen, wenn 
fie während 30 SIahren den Mitbefis am Lehn verloren gehabt 
hätten. Diefe Vorausfegung trifft aber nicht zu. Dgl. 27. IV, 
207/93 vom 11. Febr. 95. 

155. Die aus 8.1, Nr. 7 des Pr. Gefeßes vom 31. März 
1838 hergeleitete Einrede der Verjährung treffe nicht zu, da der 
ftreitige Anjpruh aus einem Pflegevertrage hergeleitet werde, 
deffen Gegenftand nicht bloß in der Gewährung von Wohnung 
und Beföjtigung, fondern in Xeiftungen mannigfadher Art bes 
itanden habe, für welche eine einheitliche Vergütung von 2 Mark 
50 Pf. für den Tag verabredet gewejen fei, und überdies, mit 
NRüdfiht auf die Art und die Mittel der Verpflegung und das 
verwandtichaftliche Verhältnig, in welhem der Empfänger zur Ehe- 
frau des Klägers ftand, aud angenommen werden müffe, daß 
diefer den fraglichen Verpflegungsvertrag nicht in dem &ewerbe- 
betriebe al® Gajtwirth, fondern unabhängig hiervon gejchloffen 
babe. Xevifion zurüdgewiefen. IV, 258/94 vom 4. Tebr. 95. 

156. Der Kläger hat am 20. Juni 1888 einen Beinbrud 
erlitten. Er hat am 4. Febr. 1889 wider den Bellagten auf Er- 
fat der Kur- und Stellvertretungsfoften für die erften 12 Wochen 
Klage erhoben, weil diefer den Beinbrudh verjchuldet habe, unter 
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Borbehalt weiterer Entfhädigungsanjprüde. Damit wurde Kläger Aniprude- 
abgewiefen. Am 4. Febr. 1892 erhob er eine neue Klage auf PrDährung. 
Entfhädigung für die durd) feine Verlegung verurjadhte Erwerbs: 
unfähigfeit für die Zeit vom 20. Sult 1888 bi8 20. April 1889 
abzüglich der erften zwölf Wochen und weiterer zehn Wochen, 
fowie für die Zeit nad) dem 20. April 1889 und für die Zukunft. 
Die Klage tft abgewiejen, weil der Aniprud verjährt ift. — 8. 54 
AU.U.RLH— 8.HOALER.L 9 fteht der Verjährung nicht 
entgegen, weil die Ausübung des Theils im Vorprozefle die Ab- 
\iht auf Erhaltung des Gefammtrehts hier nicht rechtfertigte. 
Vielmehr hat er die weiteren Anfprühe vorbehalten. ‘Der 
Vorbehalt wirft aber nicht al8 Klagunterbrehung — Striethorft, 
Bd. 67, ©. 29; R. ©. V, 182/83 vom 3. Oft. 1893 bei Grudhot, 
Bd. 28, ©. 453 —. Die von dem Kläger behauptete Unfenntniß 
der Tolgen der Verlekung, welche erit im April 1889 dahin ge- 
hoben Sei, daß fi) num heransftellte, daß eine gänzliche Erwerbs- 
unfähigfeit nicht vorliege, betraf nicht den Eintritt von die Er- 
werbsfähigfeit aufhebenden oder beichränfenden Folgen, jondern 
die Möglichkeit von deren Befeitigung. Der Kläger hätte inner- 
halb der BVerjährungszeit jedenfalls eine Feftftellungsklage erheben 
fönnen. VI, 365/94 vom 4. März 3. 

157. UL R Durd) die Ausfchließung der Verjährung 
der Zheilungsflage als folcher wird über die Zuläffigfeit der Ver- 
jährung des Anfpruch®, welcher der ZTheilungsflage zu Grunde 
liegt, nichts beitimmt. Da hier die Verjährung der Erbichafts- 
Hage mit dem Zodestage der Erblafferin, dem 24. Oft. 1842 zu 
laufen begann, weil an bdiefem Zage nad Clevifch - Märkischen 
Güterrecht die Klage wider den überlebenden Ehemann W. hätte 
erhoben werden fünnen, jo war fie am 24. Dit. 1872 vollendet; 
dadurch war aud ein Theilungsanipruch der Kläger ausgeidhloffen. 
IV, 335/94 vom 7. Mär; 95. 

158. : Im Ball 178 fam Code 2277 wegen ber Zinfen- 
verjährung nicht zur Anwendung. Denn die feit 1855 zu zah- 
(enden Zinfen bilden nur einen Theil der Eägerifchen Intereffe- 
forderung. I, 54/95 vom 29. Mär;. 

159. Der Kläger hatte von einer Lagerhofgefellichaft einen Küdforderung 
Raum zur Lagerung von Spiritus u. |. mw. gemiethet. „Sür die To. 
fteneramtliche Abfertigung des eingehenden und ausgehenden 
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Nüdforderung Spiritus ftellt die Beklagte die erforderliche Anzahl von Beamten. 
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Dafür zahlt der Kläger ald Entihädigung 35 Pf. per Gebinde 
von hödjitens 700 Liter und von 6 Mark 65 Pf. per Eifternen- 
Waggon.” Für die zur fteueramtlichen Abfertigung geftellten 
Beamten fordert Kläger von der Bellagten die an den Terminen 
vom 1. Oft. 1891 biß 1. Juli 1893 zu zahlende Entichädigung, 
welche er unter Vorbehalt gezahlt haben will — $$. 160, 165 
A.UR.1 16 —, zurüd, weil die Steuerverwaltung fid) von der 
Beklagten feit 1. Iuli 1891 eine Entihädigung nicht mehr zahlen 
läßt. Der Berufungsridhter ftellt feit, daß die Parteien die Ent- 
Ihädigung von 35 Bf. lediglich für die Stellung der Steuer: 
beamten und mit NRüdficht darauf ftipulirt Haben, daß die Be- 
Hagte threrfeits eine gewilje Entihädigung für die Steuerbeamten 
an die Steuerbehörde zu zahlen hatte. Er weift aber ab, weil 
die Entihädigung nit al® Erfag einer Auslage, fondern als 
Segenleiftung für eine Handlung der Bellagten, da8 Stellen der 
Steuerbeamten, gedadht und verabredet fei. Daß die Beflagte 
den Steuerbeamten eine Entjchädigung zu zahlen habe, war nur 
Motiv für das Verfprechen des Klägers. Revifion zurüdgewieien. 
I, 8/95 vom 24. April. 

160. Der Kläger fordert Rüdzahlung von 27505 Marf, 
welche er feiner früheren Braut gegeben hatte. Damit ift er 
zurüdgewiefen, weil der Anspruch, nadjdem er am 6. Febr. 1891 
in Konkurs verfallen war, bereits von feinem Konfuresverwalter 
geltend gemacht, diefer aber rechtskräftig dbanıit abgewiejen war. 
Revision zurücgewiefen. Denn die Bellagte hatte bereit® durch 
einen Brief aus dem Ianuar 1891 dem Kläger mitgetheilt, daß 
fie das unter ihnen beftehende DVerhältniß auflöfe. Mit diejer 
Erklärung wurde die Vorausfetung der Chejchliegung, unter 
welcher die Geldbeträge vom Kläger der Beklagten geleiftet waren, 
hinfällig, ohne daß die bis zum April 1891 ohne Erfolg fort- 
gefettten Einigungsverfuhe daran etwas änderten. Der Anfprud) 
auf Rüdgabe würde aljo zur Konfursmaffe gehört haben. IV, 
326/94 vom 28. März/10. April 95. 

161. Kläger fordert von feiner Ehefrau die ihr gefchenften 
Kapitalien unter Widerruf der Schenkung wegen Undanfes zurüd. 
Das Berufungsgericht urtheilte, Beflagte fei nad SS. 1165 und 
1167, , 11 ÜUUR. nur zur Rücdgabe des Betrages verpflichtet, 
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um den fie zur Zeit der begangenen Undankbarkeit nod reicher Rüdforderung 
gewejen fei. Die Beweislaft in bdiefer Beziehung treffe den ee 
Kläger. Hätte die Beklagte felbft die ihr fchenfungsweis ab- Erfolges. 
getretenen Zorderungen eingezogen, jo würde diefe Thatjache zur 

Führung des dem Kläger obliegenden Beweijes der Bereicherung 

genügen. Da aber Beklagte nicht eingezogen habe, fo müffe der 

Kläger beweifen, daß die Beklagte in den Befik des von den 
Schuldnern eingezogenen Geldes gelangt jei, und daß fich diefelbe 

dadurch im Sommer 1892 noch reicher befunden habe. So weit 

Tiegt feine Gefetesverlegung vor. IV, 339/94 vom 8. April 95. 

162. Im Fall 598. Unerheblih, ob der, welcher durcd; Rüdforderung 

Berwaltungszwangsvollftredung beigetrieben hat, für fein Net ae 
auf den Anfprud beweispflichtig ift — vgl. Bolze, Bd. I, 175°; one: 
Bd. II, 1616; R. ©. €, Bd. 26, ©. 56; Bd. 30, ©. 174 —. 
Denn da dem Beklagten er jelbjtändiges Recht auf Theilnahme 
an der Vertheilung der jährlichen Einkünfte des St. Marien großen 
Raftens ftiftungsmäßig zufommt und feititeht, daß alljährlich in 
Ausführung diefes Rechts jeit dem Anfange des Jahres 1849 bis 
zum Jahre 1886 genau derjelbe Betrag dem Beklagten ausgezahlt 
worden ift, der im Wege der Zmangsvolfitredung von dem Kläger 
an den Beklagten gezahlt wurde, hatte Kläger Harzuftellen, daß 
und aus weldhen Gründen dem Beklagten vom 1. Jan. 1886 ab 
fein Anipruc) oder nur ein geringerer Anfprud) zugeftanden habe. 
IV, 365/94 vom 18. April 95. 

163. Im Fall 461, 463 war freilich die Verarbeitung der Nütstliche 
Kartoffeln ein Gefhäft der Beklagten; das fchließt aber nicht aus, a 
daß jie zugleich) von der Beklagten im Intereffe der Klägerin aus- 
geführt ift. Denn der Schaden, für den Klägerin der Bellagten 
eventuell aufzufommen hatte, war im Zweifel größer, wenn die 
angefauften Kartoffeln überhaupt nicht verarbeitet wurden, als 
wenn ein großer Theil der Kartoffeln in der Erwartung ver- 
arbeitet wurde, die Klägerin werde demnächft die Mängel, welche 
von der Beklagten für abjtellbar erachtet wurden, befeitigen, und 
die Beklagte werde dann die ganze Einrichtung übernehmen fünmen. 

Auch wäre der Abbruch der ganzen Einrichtung nicht einfach ge- 
wejen. Und die Klägerin hätte ein fchr viel größeres Nifiko 
gelaufen, wenn die Beflagte jofort nad) dem 6. Nov. die gefammte 
Ginrichtung aus ihrer Fabrik hätte herausnehmen und durd) eine 
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andere erjeßen lafjen, al® wenn die Beklagte die Mafchinen unter 
Kundgebung an die Klägerin einftweilen benutte. Die Beflagte 
hat damit durchaus Loyal und im Interefje der Klägerin gehandelt. 
1, 380/94 vom 13. Febr. 95. 

164. Im Fall 568 Hatte der Kläger auf Beftellung des DB. 
für das Haus die Heizungs» und Ventilationsanlagen geliefert 
und dafür noch) über 4000 Mark zu fordern. Das Berufungs- 
gericht hat, weil das Haus gemeinfchaftliches Cigenthum der Ge- 
jeltichaft geworden fei, den Beklagten zur Zahlung von 2000 Marf 
wegen nützlicher Verwendung verurtheilt.e Das Neichdgericht hat 
aufgehoben und, weil nod) Zahlungsverjpredhen behauptet war, 
zurüdverwiefen. IL, 293/94 vom 25. Ian. /1. Febr. 95. Bgl. 166. 

165. In Fall 244 war der Anjprucd lediglid; auf den von 
der Witwe ausgeftellten Wechjel gegründet; e8 wäre Sadje bes 
Klägers gewefen, einen Anfpruc aus nüglicher Verwendung, wofür 
die gemeinjchaftlihe Maffe haften würde, durd Anführung der 
Woaarenfäufe und der gegebenen Darlehne zu fubjtantiiren. I, 
425/94 vom 9. März 95. 

166. Mar %., welder mit feinem Vater, dem Beklagten, 
einen am 30. San. 1890 fchriftlic) wieder aufgehobenen Gejell- 
ichaftsvertrag über Bebauung und VBerwerthung eines dem Dear ?. 
gehörigen Grundftüds gefchloffen Hatte, hat, al8 die Gefellfchaft 
nod beitand, bei der Klägerin Gas- und Wafferleitungsanlagen 
zwar in eigenem Namen, aber doc al8 Gefchäftsführer der Ge- 
jelfichaft bejtellt, welcher denn auch die Arbeiten unmittelbar ge- 
leiftet find, ohne daß Mar R. aus dem Gejellfchaftsfonds die 
Mittel zur Bezahlung der Arbeiten erhalten hat. Die Klägerin 
hat deshalb, infomweit als ihre Forderung nicht über den Betrag 
einer angemefjenen Vergütung der vor dem 30. Jan. 1890 ge= 
leifteten Arbeiten hinausgeht, einen Anfprud aus der nüßlichen 
Verwendung und zwar gemäß 8. 238 A... R. I, 17 nidt bloß 
für den Gejellichaftsantheil der Beklagten, fondern für das Ganze. 
VI, 379/94 vom 18. März 95. Xal. 570 und 164. 

167. Die Stadt Namslau hatte fi) der Rechten Obderufer- 
bahngejellichaft im I. 1868 verpflichtet, al8 Gegenleiftung für eine 
ihrem Wunfche entiprechende Führung der Bahnlinie, eine Straße 
zum Perfonenempfangshaufe und zum Güterfchuppen anzulegen 
und zu unterhalten. Sie hat die Straße damals nur bis zum 
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Terrain ber Eifenbahn angelegt, während die Fortfekung durd) 
den Bauunternehmer Strousberg für Rechnung der Eifenbahu- 
gejellichaft erfolgt ift, diefe auch die Unterhaltungsfoften getragen 
hat. Auf die Klage des Kifenbahnfisfus ale Recdhtsnachfolger 
jener Gefellichaft ijt gegen die Stadt aus dem Gefichtspunft der 
nüglichen Verwendung ausgejprodhen, fie jet jchuldig die Koften 
der Anlage jener Fortjegung und deren Unterhaltung zu eritatten. 
Zugleid) wurde fie verurtheilt, die Straße weiter zu unterhalten. 
Revifion zurücgewiejen. V, 395/94 vom 15. Mai 95. Vgl. 144. 

168. Ohne daß die Grundgeredhtigfeit des Klägers enteignet 
wäre, hat Eifenbahnfisfus deren Ausübung durd) Erhöhung des 
Eifenbahndanıms um drei Meter unmöglich gemadt. Der that- 
fächliche Erfag, welcher dem Kläger durch Herftellung von Unter- 
führungen und eines neuen Zufuhrmegs geboten ijt, bejchädigt 
ihn nad) feiner Behauptung infoweit, al8 er in Zolge der dem 
neuen Zufuhrmwege gegebenen Steigung ein Duantum von 200 Eent- 
nern Kohle oder Frucht nur noch in vier Tuhren vom heine 
und vom Bahnhof her nad) feiner Mühle anfahren könne, während 
er von der Dammbhöhe über den Niveauübergang 200 Gentner 
in drei Fuhren habe anfahren Fünnen. Er begehrt Erjaß der 
Mehrfuhren. Der Berufungsrichter billigt ihm einen niedrigeren 
Erjag nach dem Mafftabe zu, daß, wenn er 66°), Tuhren lade, 
er die Pferde jett in 71/, Iahren ftatt fonjt in 10 Iahren abnüte. 
Das NReichsgericht hat aufgehoben, zurüdverwielen. Das Be» 
rufungsgericht ift davon ausgegangen, „daß der Kläger verpflichtet 
ift, bei gleichwerthigen Mafregeln zur Befeitigung feines Schadens 
die zu wählen, welche die geringiten Koften verurfachen”. Nun 
ift aber ein Rechtsjat des Inhalts, baf der Beichädigte im Intereffe 
des erjagpflichtigen Beichädigers zur Bejeitigung feines Schadens 
diejenige Maßregel ergreifen muß, die die geringften Koften vers 
urfacht, jomit den Bejchädiger zum wenigjten belaftet, jedenfalls 
in biefer Allgemeinheit dem geltenden Rechte fremd. Vom Be- 
\hädigten fan nur verlangt werden, baß er den Weg einfchlage, 
den unter den obwaltenden Verhältniffen ein diligens pater- 
familias wählen wird. Zu einer erheblich fchnelleren Abnugung 
jeine® Zugviehs zweds thunlichiter Verringerung des zu leiftenden 
Erfatzes wird fich aber ein diligens paterfamilias nicht verftehen, 
und wenn das Berufungsgericht dem Kläger anheimgibt, fchwerere 
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Pferde für die zugebilligte Entfchädigung anzuschaffen, jo hätte 
jedenfall® noc) weiter erwogen werden müffen, ob fid) foldye Pferde 
aud für den fonftigen Betrieb de8 Klägers eignen und ob fie mit 
denfelben Koften zu unterhalten find, mit weldien der Kläger die 
bisher von ihm benutten Pferde unterhalten hat. Cbenfo blieb 
zu erwägen, ob die vom Berufungsgericht dem Kläger empfohlene 
Anichaffung verlängerter Wagen von geringerer Yadehöhe fi) als 
eine Maßregel darjtellt, welche unter den obwaltenden Umftänden 
ein diligens paterfamilias treffen wird, und hierfür wird bie 
bisher nicht erörterte Trage von Bedeutung fein, ob fi) erheblich 
verlängerte Wagen aud für die wirthichaftlichen Verhältniffe des 
Klägers eignen. III, 288/94 vom 4./15. Ian. 95. 

169. Im Fall 487 darf der Kläger vom Beflagten, welcher 
aus dem Kaufe verpflichtet war, dem Kläger Befig und Eigen- 
thum der Bäume zu verfchaffen -— AU. R.L 11, 8. 76 —, und 
diefe Verpflichtung nicht erfüllt hat, und nicht erfüllen Tann, das 
Intereffe nad) Maßgabe de8 Verjchuldens des Beklagten fordern. 
(1, 5, 88. 285 ff.) Ein den Bellagten zum Erja des auch mittel- 
baren pofitiven Schadens verpflichtendes mähiges Verfehen lag 
Ihon darin, daß der Beflagte dem Kläger das Holz verkaufte, 
obwohl er aus feinem Bertrage mit feinem Vorbefiter wußte, 
daß Sch. im Befit der Parzelle war und deren Herausgabe ver- 
weigert hatte. Auf das noc jchwerere Berichulden, in dem er 
fich befinden würde, wenn er fogar, wie im Borprozeffe an- 
genommen, das Cigenthun des Sc). Fannte, fommt es nicht ein- 
mal an. Die hiernad) an fi begründete Entjchädigungspflicht 
des Beklagten würde aber ausgefchloflen oder vermindert, wenn 
feinem Berfchulden ein fchweres oder gleich jchweres Verfchulden 
des Klägers gegemüberfteht (UL. R. I, 6, 88. 18—21); und fie 
erftrect fi) auch nur auf denjenigen Schaden, der durch die Nicht- 
erfüllung des Vertrages verurfacht worden ift, nicht auf denjenigen, 
weldier in eigenen hiervon unabhängigen Handlungen des Klägers 
feinen Grund hat. Der Kläger wußte aber, daß der Belflagte 
al8 Eigenthümer der Yorftparzelle eingetragen war. Schlecht: 
gläubigfeit des Klägers, die ihn gehindert hätte, da8 Eigenthum 
des Holzes von dem Beklagten zu erwerben, würde nur vorliegen, 
wenn er die Anfechtbarfeit der Eintragung des Bellagten gefannt, 
d.h. aljo, wenn er, al8 er das Holz Faufte, gewußt hätte oder 
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hätte wifjen müffen, daß der Beklagte zur Zeit feiner Auflafjung 
das Eigentum (nicht bloß den Eigenthumsaniprud)) des Sc. 
fannte. ine Unredlichfeit des Klägerd in diefem allein erheb- 
fihen Sinne ift aber vom DBellagten nicht behauptet worden und 
nicht feitgeftellt. Sie fann auch nad) Xage der Sade nidjt feit- 
gejtellt werden. Auc, die Erflärung des Sc. bei der erften Be- 
fihtigung des Grundftüds durd den Kläger, daß er Eigenthümer 
jei, war dem auf Auflaffung beruhenden Bucheigenthum des Be- 
Hagten gegenüber nur dahin zu verftehen, daß SIener das Fort: 
beftehen feines früheren Eigenthums behauptete. Das durfte der 
Kläger al8 unerheblich anfehen. Zu Nadforihungen nad) der 
Richtung, ob der Beklagte oder gar dejfen grundbuchmäßiger Vor- 
gänger von Sc.’8 Eigenthum unterrichtet gewefen feien, bot dieje 
Grflärung feinen Anlaß. Auch wenn Kläger durch weitere Nad)- 
forfhungen erfahren Hatte, daß Sch. im Befit des Grundftüde 
war, fonnte dies die Gutgläubigfeit feines Kaufes nicht beeinträd)- 
tigen, da, wenn der Beklagte mit Recht ale Eigenthümer ein- 
getragen war, er aud) (E. €. ©., 8.7) jederzeit in der Xage war, 
fic den Befig des Grundftüds, und dann ihm, dem Kläger, den 
Defis des Holzes zu verichaffen. Ein Verkauf des Holzes als 
den Eigenthumsanfprüden Dritter ausgejett, hat jeitens des Be- 
Hagten an Kläger nicht ftattgefunden. Beflagter hat dem Kläger 
nicht einmal mitgetheilt, dag W. in feinem Vertrage mit ihm 
die Gewährleiftung ausgejchloffen habe. Hiernady fteht dem An- 
Iprud) auf Erfat des aus dem Abjchluffe des Kaufvertrags für 
den Kläger erwacjjenen Schadens, daß er nämlich den Kaufpreis 
bezahlt und deffen Zinfen feit der Zahlung entbehrt, und daß er 
die Stempelfoften für den Vertrag erlegt hat, ein Einwand aus 
eigenem Verjchulden des Klägers nicht entgegen, und infoweit war 
daher das Berufungsurtheil aufrecht zu halten. V, 293/94 vom 
2./9. Yebr. 95. 

170. Anders liegt die Sache bei den Nachtheilen, die dem 
Kläger aus der verfuchten Befignahme des Holzes entjtanden find. 
Wie die Feftftellungen des Berufungsgerichts ergeben, wußte der 
Kläger, oder mußte er wenigftens, der ihm von Sc. ertheilten 
Warnung gegenüber, bei einiger Aufmerffamfeit wiffen, daß nicht 
der DBellagte, fondern Sch. im Befite der Forftparzelle war, daß 
aljo der Bellagte ihm die Befugniß, fi) in den Befit des Holzes 
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zu jeßen, nicht wirfjam ertheilen Fonnte, jo lange e8 dem Be- 
Hagten jelbjt nicht auf Grund feiner Eigenthumseintragung im 
Grundbuche gelungen war, jenen des Befites zu entfegen. Daß 
der Kläger ftatt dies zu erwarten oder auf Grund einer Geifion 
des Bindikationsanfprucds gegen Sch. Flagend vorzugehen, unter 
Nidhtadhtung der Anfprüche des thatfächlichen Befikers, e8 ver- 
fudte, das Holz in Befit zu nehmen, war fein Verjchulden; die 
ihm daraus erwacjjenen, nicht aus dem Abfchluffe des Kauf- 
bertrags, fondern aus feiner eigenen felbjtändigen Dandlung her- 
borgegangenen Nadıtheile muß er jelbjt dann allein tragen, wenn 
feine Eigenmädhtigfeit mit Vorwiffen oder auf Veranlaffung des 
Deklagten gefchehen fein mödte. V, 293/94 vom 2./9. Febr. 95. 

171. Nod nicht Spruchreif, daher in die Vorinftanz zurüd- 
zuvermweifen war der Anjipruh auf Eritattung der Prozepfoften. 
Auf einen Prozeß über das Kigenthum der Foritparzelle, und 
fomit des Holzes, durfte der Kläger fich einlaffen, da er davon 
ausgehen durfte, daß der Beklagte zum Berfaufe des Holzes be- 
rechtigt jei; injoweit ift alfo feine VerurtHeilung in die Koften des 
Vorprozeijes eine vom Beklagten zu vertretende Yolge des unerfüllt 
gebliebenen Kaufvertrages. Der Vorprozeß hat aber auch die 
Entihädigung des Sch. für den unbefugten Eingriff des Klägers 
und feines Genofjen in den Befikitand zum Gegenjtand gehabt, 
und die dadurd entftandene Erhöhung der Prozepfojten fällt dem 
Kläger jelbft zur Laft. Außerdem bedarf e8 bejonderer Erörterung, 
ob der Beklagte dafür aufzufommen hat, daß, nachdem er fid 
bei dem Urtheile erfter Injtanz beruhigt hatte, der Kläger die 
Derufung eingelegt und durdjgeführt hat. V, 293/94 vom 
2./9. Febr. 95. 

172. Im Fall 132 Hatte zwar die Klägerin fowohl durd) 
die Zujchrift des Gerichtspollzieherse H. vom 19. Nov. al® durch 
die gerichtliche Verhandlung vom 29. Nov. Kenntniß davon be- 
fommen, daß der Bellagte eine Ladung mit Terminsbeftimmung 
nicht erhalten habe und deshalb die formelle Zuläffigkeit der Klag- 
erhebung bejtreite.. Da ein amtsgerichtlicher Brozep vorlag, fonnte 
die Klage auch durdh mündlichen Vortrag im Termin erhoben 
werden, und ift erhoben. Diefer Klagerhebung gegenüber hatte 
der Bellagte die — jchlieglih für durchfchlagend eradhtete — Ein- 
rede der Unzuftändigfeit des Gerichts vorgejhügt, während die 
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Klägerin den Gerichtsftand des Erfüllungsortes al® gegeben be- 
hauptete. Diefe Streitfrage war aber Feinesiwegs fo zweifellos, 
daß die Klägerin zur fofortigen NRücdnahme der Klage verpflichtet 
erichien; vielmehr war fie berechtigt, die gerichtliche Enticjeidung 
darüber abzuwarten, und fan daher auch gegenwärtig den Erjat 
der ihr nach dem 29. bezw. 23. Nov. erwachjenen Koften vom Be- 
Magten beanfpruden. III, 304/94 vom 26. Yebr. 95. 

173. Im Fall 134 rechnet der Berufungsrichter auf den 
dem Kläger an fi) zuftehenden Miethsausfall von 2670 Darf 
30 Pf. die Zinjfen an, welche dem Kläger von 7000 Marf Werth: 
verminderung für die Zeit vom 6. Dft. 1884 ab dem Mitbeflagten 
P. gegenüber zugefprochen und von diefem mit 3150 Marl ge- 
zahlt find. Das ift infoweit vom Neichsgericht für richtig erachtet, 
al e8 fih um die Zinfen für die Zeit bis 1. Oft. 1886 handelt- 
Er hat das Haus im bejchädigten Zuftande genußt und außerdem 
die Zinfen des Minderwerths für diefen Zeitraum gezogen; aljo 
bereits jo viel erhalten, wie er gehabt hätte, wenn das Haus nicht 
beihädigt wäre. Dagegen fünnen ihm nicht die Zinfen, welche 
ihm für die Zeit feit 1. Oft. 1886 rvecdhtsfräftig zugefprochen find, 
auf MiethHsausfälle aus der Zeit vor dem 1. Dft. 1886 angerechnet 
werden. Imjoweit wurde da8 Berufungsurtheil aufgehoben. VI, 
357/94 vom 25. Febr. 9. 

174. Die Zwangsvollitredung aus der rechtsfräftigen Ver- 
urtheilung auf Herausgabe ded8 auf dem Flägeriichen Grundftüd 
eingetragenen Grundfchuldbriefs ift erfolglos geblieben. Beklagter 
ift deshalb mit Recht auf das Intereffe verurtheilt, ohne daß e8 
darauf anlommt, aus welchen Gründen der Beklagte im Bor: 
prozeß unterlegen ift, ob er fich in culpa befunden hat oder nicht, 
und weshalb er jett nicht im Stande ift, dem Urtheil gerecht zu 
werden. III, 318/94 vom 5. März 95. Vgl. 178. 

175. Berlin. Kläger und Bellagter hatten einen Gefell- 
fchaftsvertrag gejchloffen für die Zeit vom 1. April 1892 bis 
1. April 1894. Kläger fordert feine Einlage zurüd, Beflagter 
will einen Schadenserjaganiprudh fompenfiren, weil Kläger im 
Januar 1893, ftatt im Gejchäft des Beklagten thätig zu fein, in 
der Nähe ein Konfurrenzunternehmen begründet habe. Der Be: 
Hagte ijt mit feiner Einrede abgewiefen. Denn Parteien hatten 
wegen Auflöfung des Gefellichaftsvertrags verhandelt, Beklagter 
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erklärte fi mit fofortiger Auflöfung des Gejellfchaftsvertrags ein- 
verftanden, wenn ihm nachgelafjfen werde, eine ZTheilzahlung der 
Einlage von 1500 Marf, Rüdzahlung des Reftes in Raten von 
je 150 Marf zu bewirken. Kläger hatte diefe Offerte unter der 
Bedingung angenommen, daß der Bürge der Einlage aud für 
dieje Ratenzahlungen bürge. Eine Erklärung des Bürgen ift unter- 
blieben, obwohl Kläger diejerhalb gemahnt hat. Kläger war aber 
der rechtsirrthümlichen Anficht, der Vergleich fei zwifchen den Par- 
teien perfelt geworden; und er tft darin dur) Briefe des Beklagten 
und dadurch bejtärkt, daß der Beflagte die 1500 Mark gezahlt 
hat. Der Berufungsridter nimmt deshalb an, daß e8 an einem 
vertretbaren Berfcdhulden des Klägers fehle; Revifion zurüdgewiefen. 
IV, 293/94 vom 4. März 95. 

176. Der Kläger hat von den beiden verflagten Eheleuten 
ein Grundftük eingetaufcht, auf weldhem eine von dem Kläger 
übernommene Hhpothef von 90000 Marf haftete.e Das Grund- 
ftüd ift fubhaftirt, weil der Kläger 9000 Mark nicht gezahlt Hat, 
welche der Gläubiger gekündigt hat und bei einer Veräußerung 
fündigen durfte. Kläger fordert Schadenserfag, weil ihm die Ber- 
fäufer mitgetheilt haben, daß 5000 Mark in jenem Fall gekündigt 
werden fönnen. Die konnte er zahlen, aber nicht 9000 Marf. 
Der Berufungsrichter fpricht ihm den Schaden zu, welchen er ba- 
durch erlitten hat, daß ihm das eingetaufchte Grundftüd durch 
Subhaftation zu einem hinter dem Werth zurüdbleibenden Preije 
entzogen ift. Auf Revifion des Klägers aufgehoben, zurüdver- 
wiejen. Denn diefer hatte den höheren Schaden gefordert, welcher 
im durch den Abichluß des Zaujdhes erwadjien if. Er würde 
den Zaufch nicht abgejhloffen haben, wenn ihm Beklagte jene uns 
richtige Angabe nicht gemacht hätten, und dann nod) fein Grund: 
jtüd haben. V, 456/94 vom 20. März 95. gl. 619. 

177. Im Tall 492. Wenn dem Kläger als entgangener 
Gewinn der VBermögenszuwahs zugeiprochen wird, den er bei Er- 
füllung des Kaufvertrages durch den Erwerb des den Kaufpreis 
überfteigenden Grundftücdswerthes gehabt haben würde, fo Tann 
er nicht daneben Erfat des VBertragsitempels fordern, den er nad 
dem Bertrage zu tragen hatte. Hätte er Erfüllung des Vertrages 
erhalten, jo würde er um 10980 Mark bereichert fein; um diefe 
Bereicherung zu erlangen, mußte er aber den Stempel mit 435 Mart 
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aufwenden, um fo viel wurde aljo feine Bereicherung geringer. 
V, 362/94 vom 3. April 95. 

178. Der Kläger hatte dem Beklagten Garn geliefert, welches 
diefer gegen einen Weblohn zu QTüchern zu verweben hatte. Da 
der Beklagte einen Theil des Garnes für fich behalten hatte, war 
er im November 1889 verurtheilt, dem Kläger diefes Garn heraus- 
zugeben. Die Zmwangsvollftredung hatte Teinen Erfolg; deshalb 
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von 3746 Mark 26 Pf. verurtheilt fammt Zinfen zu 6 Proz. vom 
28. Tebr. 1885. Da ber Beflagte durch Erhebung der erften Klage 
(28. Febr. 1885) in Verzug gefegt ift, fo wurde der damalige 
Werth des Garnes der Verurtheilung zu Grunde gelegt, ohne 
daß dein Bellagten ein fpäterer Preisrüdgang nütte. Nevifion 
zurüdgewiejen. $. 778 €. PB. DO. hat nicht eine befondere Klage 
auf das Interefje eingeführt; der Zeitpunft der rechtsfräftigen 
Verurtheilung ift alfo nicht maßgebend für die Werthberechnung. 
II, 54/95 vom 29. März. Dgl. 8, 158, 174. 

179. Der Beklagte Hatte der Klägerin, welche eine Bäckerei 
betreibt, einen Bauplat mit dem BVerfprechen verkauft, er werde 
auch die übrigen Baupläke an der projektirten Straße binnen 
einem Sabre verfaufen, andernfalls felbft bebauen. Weil der Be- 
flagte das nicht gethan Hat, ift durch rechtsfräftiges Urtheil der 
Kauf gemäß Code 1184 aufgehoben und Bellagter zum Schadens 
erfat verurtheilt AL entzogener Gewinn ift nicht bloß die bei 
Anftellung der Auflöfungskflage vorhandene Kundichaft in Betradjt 
zu ziehen, fondern auch eine bei Fortfegung der Erfüllung bis 
zur Auflöfung etwa weiter hinzugefommene und dazu aud) die 
auf den Anfprud), daß weiter gebaut werde, gegründete Anwart- 
Ichaft auf Fünftige Vermehrung der Kundichaft der im eigenen Haufe 
betriebenen Bäckerei zu berüdfichtigen. IL, 30/95 vom 19. April. 

180. Durd $. 778 E&.B.D. wird nicht ausgeichloffen, daß 
der durch die Zwangspollitredung nicht zur Befriedigung gelangte 
Gläubiger die Intereffeforderung gegen eine Gegenforberung feines 
Schuldners in dem Gerichtsftande, wo er von biefem verklagt wird, 
im Wege der Kompenjationseinrede geltend madt. III, 349/94 
vom 2. April 95. 

181. Berlin. Der Kläger hatte vom Vorbefiger des DBe- 
Hagten Wohnung und Gefchäftsräume zum Betriebe einer Bäcderei 
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gemiethet. Auf die nad) einer Kündigung des Beklagten erhobene 
Ermiffionsklage deffelben wurde Kläger zur Räumung verurtheilt 
und diefe im Wege der Zwangspollitredung erzwungen. Auf die 
Berufung des Klägers hatte das Landgericht das erftinftanzliche 
Urtheil aufgehoben, der Kläger aber die Wiedereinnahme der ge- 
mietheten Räume wegen inzwifhen vorgenommener baulicher Ver: 
änderungen verweigert. Der Beklagte ift dem Kläger zum Schaden$- 
erfaß für die Zeit fett der Ermilfion bis zu dem Zeitpunkt, zu 
welchem der Miethvertrag lief, verurtheilt, Revifion zurücgewiefen. 
Da e8 fih nicht um einen außerfontraftlihen Schaden, fondern 
um eine von dem jeßigen Beklagten nicht erfüllte Vertragspflicht 
handelt, jo war er zur Gewährung des Erfüllungsintereffe ver- 
pflichtet, weil er nicht nachgewiejen hat, daß er troß Anwendung 
der vertragsmäßigen Sorgfalt nicht habe erfüllen fönnen. — 
AUR.L 5, 88. 285 ff. — Der in VI, 262/92 vom 25. Febr. 
(Bd. XVIL, 779; €, Bd. 30, ©. 418) ausgeiprocdhene Grundjag 
war deshalb nicht anzuwenden. VI, 419/94 vom 10. April 95. 

182. Das landgerichtliche Urtheil des Vorprozefjes gewährte 
dem Kläger das Nedht, die Wiedereinräumung der Wohnung zu 
fordern, aber e8 legte ihm nicht die Pflicht auf, das vom DBe- 
Hagten vertragswidrig aufgehobene Miethverhältniß nad) einer 
mehr al& jiebenmonatigen Unterbrediung wieder aufzunehmen. 
Selbjt wenn der Beklagte amı 30. Ian. 1892 bereit und im Stande 
gewefen wäre, die Miethräume dem Kläger in unverändertem Zu- 
ftande zu übergeben, hätte dem Kläger die Befugnig, das Wieder- 
inbefignehmen der Räume zu verweigern, nicht abgeiprochen werden 
fönnen. Um fo weniger bejtand für den Kläger eine Verpflichtung 
zum Wiedereinziehen, wenn er die Räume in wefentlich veränderten 
Zuftande vorfand. VI, 419/94 vom 10. April 95. 

183. Der im Fall Bd. XVILL, 209, 394 beflagte Hamburger 
Deakler nahm feinen Regreß an den Kopenhagener, welcher bei 
dem Hamburger Mafler den Mais mit Kopenhagener Arbitrage 
verfauft Hatte, obwohl ihm mitgetheilt war, daß derjelbe nur mit 
der Bedingung Hamburger Arbitrage verfäuflich fei, und den Irr- 
thum erregt hatte, da8 vermittelte Gefchäft fei mit der Bedingung 
„Hamburger Arbitrage” zu Stande gefommen. Der Käufer hat 
gerade deshalb, weil der Verkäufer diefe Arbitrage forderte, den 
Mais nicht abgenommen, weshalb der Hamburger Makler zum 
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Schadenserjag verurtheilt wurde. ‘Der Kopenhagener Makler ijt 
verurtheilt. NRepifion zurücgewiefen. Das Berjehen des Kopen- 
hagener Diaklers läßt fich durch den von ihm angegebenen Grund, 
daß nur auf diefe Weile das Gejhäft überhaupt zu Stande zu 
bringen gewefen fei, ebenjo wenig rechtfertigen, wie durch die dem 
Hamburger Makler gegenüber abgegebene Erklärung, daß er per: 
fönlih dem Verkäufer gegenüber Hamburger Arbitrage anzu- 
erkennen habe. I, 459/94 vom 8. April 95. 

184. Kläger war bereit zur Zeit des Vertragsschluffes nicht 
im Stande, die Folgen feiner Handlungen zu überjehen. In Folge 
deffen ift der von ihm mit dem DBeflagten gejchloffene Kaufvertrag 
für ungültig erklärt und diefer verurtheilt, die von dem Kläger 
empfangene Anzahlung zurüdzuzahlen. Die Kompenfationseinrede 
des Beklagten ijt mit Recht verworfen. Soweit er geltend madjt, 
daß ihm die Nußungen des verkauften und übergebenen Grund- 
jtüds entgangen feien, handelt e8 fih nicht um einen unmittel- 
baren Schaden, für welchen der Blödfinnige nad) 8.41 A... R. 
I, 6 allein haftet. Denn die unmittelbare Urfacdje diefes Schadens 
war nicht eine Handlung des Blödfinnigen, fondern eine eigene 
Handlung des Klägers, die Erfüllung des mit dem Blödfinnigen 
geichlofjenen Vertrags. V, 466/94 vom 27. April 95. 

185. Im Fall 74, 75 legt das Berufungsgericht der Schadens: 
berechnung ben Werth des Grundftüds von 1891 zu Grunde. 
Spätere VBerbefferungen und Berfchönerungen follen unberüdjichtigt 
bleiben, weil die Klägerin den jchädlichen Einfluß der Immiffionen 
damals erfannt hätte. Diejem Gefichtspunft war aber bei Faffung 
des Schägungseides Rechnung zu tragen. VI, 58/95 vom 22. Mai. 

186. Die Beklagten, Mitglieder einer andern Familie, hatten 
auf eine hinterlegte Lehnsabfindungsjumme Anfprud; erhoben. Cs 
it ausgejprocden, daß den Beklagten Rechte auf die allodifizirten 
Lehnsabfindungen nicht zuftehen und fie nicht berechtigt find, der 
Vertheilung der Abfindungsjfumme zu widerfprechen, vielmehr 
Ihuldig, darin zu willigen, daß die Abfindungsfumme an die Kläger 
gezahlt werde. So weit ift die Revifion zurüdgewiefen. Zugleid) 
waren die Beklagten zur Zahlung von Verzugszinfen der hinter- 
legten Summe verurtheilt. Dieje Berurtheilung wurde aufgehoben, 
der Anfprucd auf Zinjen, welcher eine hier nicht vorliegende Haupt- 
jchuld vorausjegt, abgewiefen. Wie weit Kläger Erjat des Schadens 
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beanspruchen fünnen, welcher ihnen daraus erwachfen ift, daß Be- 
Hagte der Zahlung der Abfindungsfumme widerredhtlich wibder- 
Iprochen haben, war hier nicht zu enticheiden. IV, 338/94 vom 
8. April 95. 

187. Im Fall 184 ift DBeflagter mit Unredht zur Zahlung 
von Zinjen feit Empfangnahme der Anzahlung verurtheilt. ‘Denn 
die gejetliche Zinszahlungspflicht beginnt für die Regel erft mit 
Tälligfeit der Hauptforderung, beim Mangel eines beftimmten 
Zahlungstags mit der Mahnung oder der Klagerhebung. Für 
die Anwendung von I, 11, $. 109 lag ein Anhaltspunkt nicht vor, 
weil nur behauptet ift, daß Kläger am 15. Oft. 1890 das Grund- 
ftü verlaffen und Beklagter die Schlüffel erhalten habe. Darin 
allein Tanıı noch nicht die Wiederinbefignahme des Grundftüce 
gefunden werden. V, 466/94 vom 27. April 95. 

188. Der Kläger, Premierlieutenant a. ‘D., welcher unfähig 
it, Tich felbjt zu erhalten, Lebt mit feiner Frau, vier Kindern, 
einer Kindergärtnerin und Dienjtmädchen bei feiner Deutter, einer 
berwitweten Nittergutsbefigerin, und erhält von ihr den Unter- 
halt. Er bemängelt denjelben al unzureichend und hat deshalb 
Klage erhoben, die abgewiejen ift. Revifion zurückgewiefen. ‘Der 
Beklagte Hat zunäcdft Anjprüce erhoben, welche auf der Annahme 
beruhen, daß der ihm zuftehende Unterhalt nicht bloß nach feinem 
perfönlichen Bedürfniß, fondern zugleich nad den Bedürfnifien 
feiner Ehefrau und Kinder zu bemeijen fei. Dieje Annahme ift 
nicht gerechtfertigt. ‘Denn die für das Verhältniß der Parteien, 
ale Mutter und Sohn, in Betracht kommenden 88. 251— 254 
AL.R. I, 2 begründen nur eine durch die Hedürfniffe der ali- 
mentationsberechtigten Perjon felbft begrenzte Verpflichtung zur 
Gewährung des Unterhalts, dergeftalt, daß dabei die dem zu Unter- 
haltenden obliegende Pflicht, feinerfeits andere Perjonen zu ali« 
mentiren, nicht zu berücfichtigen ift. ALS Vertreter feiner Kinder, 
deren DBermögensverhältniffe auch nicht erhellen, Hat Kläger aus 
11, 3, $. 14 nicht geflagt, und feiner Ehefrau fteht ein felbftändiger 
Alimentationsansprucd gegen die Schwiegermutter nicht zu. IV, 
394/94 vom 31. Ian. 95. 

189. Ob die Alimentation in Geld oder in Natur zu ge- 
Ihehen Hat, ift nach der bejonderen Lage jedes einzelnen Falles 
zu beurtheilen. Die von der Deklagten getroffene Wahl ber 
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Naturalverpflegung erachtet da8 Berufungsgericht nach den im vor- 
liegenden alle obwaltenden Verhältniffen für gerechtfertigt. Im 
diefer Hinfiht find die Umftände, melde fi al® Unzuträglid)- 
feiten des Zufammenlebens darftellen fünnten, insbefondere die 
aus dem Prozeß hervorgehende Gereiztheit beider Theile, erwogen, 
aber aud) da8 höhere Alter der Beflagten und ihre Stellung als 
Mutter und Herrin des Haujes in Betracht gezogen worden. Das 
Berufungsgericht findet danad), daß das von dem Kläger behauptete 
Verhalten der Beflagten Fein folches Uebermaß der Heftigfeit ent- 
Halte, welches Anlaß zur Befürdtung der Wiederholung geben 
fönnte oder an fi nicht zu ertragen wäre. Für feinen Anfprucd) 
auf einen Zufhuß von jährlih 500 Marf hat der Kläger nichts 
beigebradt. Aud) ift die Weutter berechtigt, die betreffenden Be- 
träge, 3.3. an Apotheke und Arzt, jelbft zu leiften. Revifion zu- 
rüdgewiefen. IV, 394/94 vom 31. Ian. 95. 

1%. Nacd Art. 7 des Gejeßes vom 15. Plupiofe XIII fteht 
den Pflegeanftalten, zu denen die ftädtiichen Waifenhäufer gehören, 
als Erfag für die Ernährungs- und Unterhaltungsfoften der Pfleg- 
linge ein Anspruch nur auf die Einkünfte des den leßteren ge- 
hörigen Vermögens während des Aufenthalts in der Anftalt zu, 
nit aber auf das Stammvermögen. ‘Diefe Beftimmung ift duch 
8. 102 der Preußischen VBormundfchaftsordnung vom 5. Juli 1875 
nicht befeitigt. Die Anjtalt ift nach dem Gejege nicht VBormünderin 
des Pfleglings, jondern ihr Vorftand; und die Art. 7—9 des Ge- 
feges8 werden durd) deffen die VBormundfchaft der Pfleglinge be- 
treffenden, allerdings aufgehobenen Beftimmungen nicht berührt. 
ll, 8/95 vom 2. April. 

191. Im Fall 27, 64, 154. Der Anspruch der Kläger auf 
Rechnungslegung wurde abgemwiejen: Die Kläger feien, indem fie 
ihre Anfprüce auf ihre Zugehörigkeit zu der Lehnsberechtigten 
Vamilie von H. gründeten, auch verpflichtet, fich den in diejer 
Familie bezüglich des Gefammtlehens eingeführten Uebungen, denen 
von Alters her durd alle Mitglieder ohne Widerfprucd nadı- 
gekommen ei, auc) ihrerfeits zu fügen. Nach der Familiengefchichte 
ift Rechnung über das Gefammtlehen nur auf den alljährfichen 
Konferenzen den dort erjchienenen Familiennitgliedern zu legen 
geiveien, ohne daß außerdem ein einzelnes Samilienglied eine ge- 
jonderte Rechnungslegung zu beanjpruchen Hatte. Inwieweit die 
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Beklagten hiernad) etwa verpflichtet feien, den Klägern die in der 
Vergangenheit bereitS gelegten Rechnungen zugänglich zu machen, 
war bei dem Antrage auf Rechnungslegung nicht zu erörtern. Re- 
vifion zurücdgewiejen. IV, 207/93 vom 11. Febr. 95. 

192. Daraus allein, daß die Klägerin Eigenthümerin zur 
Zeit der Uebergabe an den Beklagten war, folgt nicht, daß der 
Beflagte zur Rechnungsftellung über feinen Betrieb der Schmiede 
verpflichtet jei, wenn er den Betrieb nicht für Rechnung der Klägerin 
geführt hat. Denn die Erträgniffe eines Schmiedegefchäfts find 
Produfte der Arbeitsthätigfeit und nicht etwa Gipilfrüchte des 
Grundftüde. III, 357/94 vom 5. April 95. 

193. Der Bellagte war zur Rechnungslegung über den für 
gemeinjchaftliche Rechnung vorgenommenen Verfauf von Delheimer 
Petroleumaftien und zur Herauszahlung der Hälfte des fid) aus 
der zu Legenden Redynung ergebenden Gewinns verurtheilt. Bes 
Hagter hat die Rechnung nicht gelegt. Da hat Kläger mit der 
Behauptung, Bellagter habe einen Gewinn von mehreren Hundert- 
taufend gemacht, auf Heranszahlung von 20000 Mark geklagt. 
Weil er einen folhen Beweis nicht geführt Hat, ift die Klage ab- 
gewiefen. Revifion zurüdgewiefen. Bon einer Anwendung des 
8. 260 ©. ®. OD. Tann hier feine Rede fein, und das Verhalten 
des Deflagten gegenüber dem Anfprud) auf Rechnungslegung ift 
für diefen Prozeß unerheblihd. I, 41/95 vom 1. Deai. 

194. Kläger und D. waren Eigenthümer eines Haufes, welches 
fie einer Gläubigerin mit der Verpflichtung in antichretiiche Nußung 
gegeben haben, für gewiflenhafte Verwaltung des Grundftüds und 
Bertheilung der Nutungen an die Berechtigten zu forgen, aud) 
den Eigenthümern vierteljährlich und nad) Tilgung ihrer Gefammt- 
forderung Rechnung zu legen. Der Beklagte, weldhem die Gläu- 
bigerin ihre Rechte abtrat, ift in deren Verbindlichfeiten eingetreten. 
Er ijt, naddem er das Grundftüd hat jubhaftiren laffen, ver- 
urtheilt, für die Zeit vom 21. San. 1890 bis 17. Sept. 1891 
über die Verwaltung des Grundftüds, insbefondere die Miethen 
und Erträgniffe, eine mit Belegen verjehene Aufitellung zu fertigen 
und dem Kläger zu übergeben; Nevifion zurüdgewiejen. Da nur 
Rechnungslegung begehrt, ijt Kläger allein zur Klage legitimirt. 
In diefem Fall findet 8 120 A... NR. I, 13 feine Anwendung. 
V, 98/95 vom 29. Mai. 
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195. Die Rechnung muß verftändlih, fie darf nicht eine Bug: 
bloße Zufammenftellung von Einnahmen und Ausgaben fein; es funs- 
muß erfichtlich fein, was, wofür, von wem, an wen, wann ge: 
zahlt und empfangen ift — Striethorft, Bb. 66, ©. 226 —. Be 
fege find nicht abjolutes Erforderniß, wenn fie nit zum Ber- 
ftändniß der Rechnung nöthig find — Striethorit, 88.38, S.225 —. 
V, 98/95 vom 29. Mai. 

196. Wenn auch der, welcher die Redynung fordert, unter 
Umftänden fid) behufs Einficht der Belege dorthin zu begeben hat, 
wo fich diefe befinden, namentlidy algdann, wenn ein bejonderes 
oder gemeinfchaftliches Gefchäftslofat vorhanden ift, in welchem 
die Papiere niedergelegt find: jo hatte hier Beflagter eine orbd- 
nungsmäßige Rechnung nicht angefertigt, und deshalb brauchte auch 
Kläger die Belege nicht dort einzufehen, wo fie fich befanden. 
V, 98/95 vom 29. Mai. 

197. Der Kläger fordert Schadenserjaß, weil er durd) Schuld» Delikte. 
haftes Verhalten der Beflagten bei Ausübung ihrer Xhätigfeit 
im Auffichtsrath einer Afktiengefellfchaft, nämlich) durch unwahre, 
den wirklich beftehenden Berhältniffen nicht entjpredyende ‘Dar- 
fegung der Gejchäftslage veranlaßt worden fei, von den neu aus- 
gegebenen Aktien dreißig zu zeichnen. Damit ift er abgewiefen. 
Zur Begründung der Klage genügt es nicht, daß den Mitgliedern 
des Vorftandes oder Auffichtsrathes eine Verlegung derjenigen 
Verpflichtungen nachgewiefen wird, welche ihnen nad) dem Gejeke 
oder nad) den Statuten der Gefellichaft gegenüber oblagen; viel- 
mehr muß feftftehen, daß ihnen dem Dritten gegemüber ein DBer- 
Ihulden zur Lajt fällt, wie e8 in Code 1382 und 1383 voraus: 
gejegt wird. Die Anwendung ber lettern Borjchrift ift aber nur 
dann gerechtfertigt, wenn der Beflagte bei der in Trage ftehenden 
Handlung oder Unterlafjung da8 Bemwußtfein hatte, oder doc 
vorausjehen fonnte, daß diejelbe den in Wirklichkeit eingetretenen 
Schaden herbeiführen fünne. An einer derartigen Feltitellung 
fehlt e8. Sie war aber hier um fo mehr geboten, al® der in der 
Generalverfammlung den Aktionären erftattete Gejchäftsbericht nur 
für dieje beftimmt war und nicht veröffentlidt wurde, die in 
gutem Glauben befindlichen Beklagten alfo nicht ohne weiteres 
vorausjehen fonnten, ein etwaiger Irrthum in ihrer Darlegung 
fönne Dritte, die davon zufällig hörten, zur Zeichnung oder zum 
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Anfaufe von Aktien beftimmen, und es Fünnten diefe, fofern die 
von ihnen für richtig gehaltene Bilanz doch unridhtig fei, ge 
Ihädigt werden. IL, 33/95 vom 5. April. 

198. Auch wenn der Arreftfucher Kaution geleiftet hat, findet 
nad Preußiihem Net ein Schadenserfakanfprucd des Arreitaten 
nur ftatt unter der Vorausjekung eines dem Arreitkläger zur Laft 
fallenden böfen Vorfates oder Schuldbaren Verfehens. — O.T. €, 
38.19, ©.11;R.D.9. ©. €, 38.21, ©. 70;R.©.€., 388.7, 
©. 374. — Daß Arreftklägerin, bevor fie Rüdzahlung der Kaution 
fordern Fünne, zunädjit einen Erfulpationsbeweis zu führen habe, 
wird weder dur $. 801 noch durh andere Borjchriften der 
EP. OD. erfordert. IV, 323/94 vom 25. März 95. 

199. Daß dem Verpädter an den von dem Pächter auf 
dem Pachtgute gezogenen Früchten das gefetliche Pfandrecht des 
8.395, L, 21AU.UR. und des 8.41, Nr.2 8. OD. wegen feiner 
fälligen und Fünftigen Pachtforderungen zufteht, ift anerkannten 
Nehts. Wenn nun aucd nicht in jedem Berfaufe von Früchten 
feitens eines Pächters eine Wegnahme in rechtswidriger Abficht, 
wie 8.289 St. G.B. fie vorausjeht, gefunden werden fann, fo 
hat dod) das Neichsgericht ausgefprodyen, daß es eines ausdrüd- 
lichen Verbots des Pfandgläubigers nicht bedarf, daß e8 vielmehr 
zur Erfüllung des Thatbeftandes genügt, wenn nur der Thäter 
nad) den Umftänden des Falles annehmen mußte, daß der Der: 
päcdhter vor Zahlung des Pacdtzinfes mit der Veräußerung und 
Fortihaffung der Früchte nicht einverftanden wäre (vgl. R. ©. E. 
in St., Bd. 4, ©. 43; Bd. 6, ©. 321). Au fan dur folden 
Verkauf ein Schaden entitanden fein, für weldyen der Vater des 
Päcters haftbar zu maden wäre, wenn er den Sohn zu foldhem 
Berfaufe angeftiftet hätte. Würde etwa erwiefen, daß an Getreide 
und Kartoffeln nicht fo viel auf dem Gute geblieben, al® zur Fort: 
führung der Wirthidhaft bis zur nächften Ernte erforderlid, jo 
müßte, von ganz bejondern Umständen abgejchen, eine Schädigung 
de8 VBerpädhters, und fünnte unter den obwaltenden Umjtänden 
aud) eine Schädigung der Hhpothefengläubiger angenommen werden. 
V, 364/94 vom 3. April 95. 

200. Der Kläger hatte von einer Aftiengefellfchaft für ge- 
Tieferte Bauarbeiten über 100000 Mark zu fordern. Er hat der 
Aftiengefellichaft zugefagt, auf fein Guthaben 25 Stüd von deren 
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Aktien zum Kurfe von 125 Proz. zu übernehmen. Als er auf 
Neifen ging, trug er feiner Ehefrau, welche Generalvollmadjt von 
ihm hatte, auf, von dem Bankier H. für die Gejellichaft eine 
Zahlung einzufordern und 25 Aktien an Zahlungsftatt anzunchmen. 
Die Ehefrau nahm 50 Aktien, die Aktiengefellfchaft trug in das 
KRontofurrent des Klägers 60860 Marf 20 Pf. al8 Zahlung ein, 
und verftand fich nicht dazu, 25 Aktien vom Kläger zurüdzunehmen. 
Weil die Aktien unverfäuffid) waren, Flagte der Ehemann wider 
H. auf 30427 Mark 10 Pf. mit der Behauptung, feine Ehefrau 
jet durch die Vorfpiegelung, ihr Ehemann habe fi) zur Annahme 
von 50 Stüd Aktien verpflichtet, in Irrthum verjegt und zur 
Annahme von 50 ftatt von nur 25 Stüd beftiimmt. Er fei um 
den Betrag von 30427 Marf 10 Pf. geichädigt, der Beklagte um 
diefen Betrag bereichert. Die Klage wurde abgewiefen, indem 
thatfächlic feftgeftellt wurde, zwiichen der Ehefrau und dem Be: 
Hlagten jet ein bindendes NRechtsgefchäft überhaupt nicht zu Stande 
gefommen. Die Ehefrau habe nur die Rolle eines Boten ge: 
habt und die Aktien überhaupt nicht übernommen, diejelben jeien 
ihr unter der Adreffe ihres Chemanns in das Haus gefcidt. 
Gelbft, wenn fie die Aktien in der Abficht angenommen hätte, 
diefelben zu behalten, würde für den Kläger eine Verbindlichkeit 
nicht begründet fein, da es nur auf den Willen des DVertretenen 
und nicht des Boten anfomme. Bon einer Schädigung des Klägers 
durch außerfontraktlichen Dolus Fünne nicht die Nede fein, da der 
Kläger felbft durd eine unmwahre Behauptung über die angebliche 
Verabredung nicht getäuscht werden Fünne. Revifion zurücgewiejen, 
da bei der feitgeftellten Sacdjlage die Korderung des Klägers an 
die Afktiengejellfchaft unverändert fortbefteht, er alfo feinen Schaden 
erlitten hat. VI, 259/94 vom 20. Dec. 94/31. Ian. 95. 

201. Der Kläger hat ein Grundftüd gefaufl. Er nimmt 
die beflagten Eheleute, welche von der VBerfäuferin mit der Ver- 
mittelung beauftragt waren, wegen eines angeblichen Betrug per- 
fönlih auf Schadenserfag in Anfprud. Allein, wenn der Ehe- 
mann durd) eine Zeitungsannonce, welche die der Wahrheit nicht 
entiprechende Verficherung enthielt, Öypothefen find 10 bis 15 Jahre 
feft, die Anfnüpfung von Verhandlungen herbeigeführt hat, fo 
nimmt der Berufungsrichter thatfählih an, daß die Annonce zu 

allgemein gehalten fei, al® daß aus ihr beftimmte Bolgerungen 


Arglift umd 
Betrug. 


90 Die einzelnen Chfigationen und Anfprüche. 


all und dafür gezogen werden Fünnten, daß dadurd) der Vertragsinhalt 
ug. 


Zwang und 
Drohung. 


Anfechtung. 


bejtimmt fei._ Aus dem ganzen Hergang ergebe fih aud kein 
Indizium dafür, daß dem Kläger bei den VBerfaufsperhandlungen 
jelbft eine dem Injerat entiprechende Zuficherung gemadt fei. V, 
449/94 vom 18. Mai 95. 

202. Ein Betrug im civilredhtlihen Sinne — 8.84, 1, 4 
A.U.R — liegt in der VBerfiherung einer objektiv unmwahren 
TIhatfache dann, wenn der Verfichernde fih von der Nichtigkeit 
deifen, was er verjichert, feine Ueberzeugung verichafft Hat, nur 
vor, fofern der Vorjat auf eine Irrthumserregung gerichtet war, 
d. h. der Erflärende den andern Theil in den Glauben verjeßen 
wollte, daß er das, was er verfichert, ans eigener pofitiver Wiffen- 
Ichaft verfichere, während thatfähhlich ihm eine foldye Wiffenfchaft 
nicht beimohnt. Wo eine jolke Abficht zu täufchen nicht nad)- 
weisbar ift, oder aus der Sadjlage fich ergibt, wird e8 rvegel- 
mäßig darauf anfommen, ob dem Erflärenden die Unwahrheit der 
von ihm behaupteten Thatjachen befannt gewejen it. Das gilt 
insbefondere, wenn die von einem Bevollmächtigten für feinen 
Auftraggeber und unter deffen Verantwortung gemadten Angaben 
fi) al8 wahrheitswibdrig herausstellen. V, 449/94 vom 18. Mai 95. 

203. Der Vater der von ihrem Bräutigam gefhwängerten 
19 Sahre alten Klägerin machte feine Zuftimmung zu der Ehe 
davon abhängig, daß die für großjährig erklärte Klägerin ihr 
Grundvermögen ihrem Bruder auf 20 Iahre verpadtete. Auch 
mußte zuvor die Klägerin bewilligen, daß der Bruder die 600 Darf, 
welche er von dem Kaufpreife des elterlichen Wohnhaufes bei ber 
Verheirathung zu zahlen hatte, erft Tpäter zahle. Diefe Be- 
dingungen waren nur in Sorge für das Glüd und Wohlergehen 
der Tochter in dem Beftreben geftellt, fie vor Berluft und Schaden 
zu bewahren. Deshalb war der mit dem Bruder gejchloffene 
Vertrag nicht aus Code 1111—13 wegen widerredtlidhen 
Zwanges aufechtbar. Unerhebli, wenn fid) der Vater in dem 
Charakter des Chemanns geirrt hat, da derjelbe weder Zrinfer 
nody VBerfchwender, fondern ein tüchtiger Lehrer jet. IL, 81/95 
vom 28, Mai. 

204. Rechtögeichäfte, welche die Herbeiführung einer Auf» 
rechnung bezweden, können fowohl dann angefochten werden, wenn 
gewiffe Gegenftände unmittelbar an Zahlungsftatt hingegeben 
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wurden, al&® auch dann, wenn ein wirklicher Verkauf beabfichtigt Anfechtung. 
war, der Käufer aber den von ihm zu bezahlenden Kaufpreis zur 
Aufrehnung verwenden, alfo durch das abgejchloffene Gefchäft 

mittelbar Befriedigung erlangen follte. — Bgl. Bd. IX, Nr. 167, 

936; E., Bd. 26, Nr. 18. — Aber anfechtbar auf Grund 8. 232 

K.D. ift nit die Aufrechnung für fid) allein, jondern nur das 
Nechtögefchäft, aus weldem die aufzurechnende Gegenforderung 

erwäclt. (gl. Beterfen und Kleinfeller, KR. ©. 8. 23, Nr. II, 2, 

©. 125; dv. Sarmey, $. 22, Wr. 1, ©. 222; v. Wilmowsfi, 8. 23, 

Nr. 8, ©.136.) U, 319/94 vom 18. Ian. 95. 

205. Im Fall Bd. XV, 180 hat das Berufungsgericht nad) 
anderweiter Verhandlung den Beklagten zur Nüdzahlung von 
5000 Marf verurtheilt.. ES wurde jegt angenommen, ©. habe 
die 5000 Mark nicht an den Beklagten, fondern aus der Gefchäfts- 
fafje an feine Ehefrau gezahlt. Nach einer zwifchen G. und dem 
Beklagten getroffenen Vereinbarung fei aber das Geld für Ned- 
nung bes Beflagten aus ber Gefchäftsfaffe entnommen und als 
eine an den Bellagten geleiftete Baarzahlung in der Iaufenden 
Rechnung zwifchen diefem und der Firma B.-%. gebudht. Das 
Neichsgericht hat wieder aufgehoben und zurüchverwiejen. Aus 
einer derartigen Vereinbarung konnte zwar der Anfpruch abgeleitet 
werden, daß der Bellagte die 5000 Darf von feiner Borberung 
an die Firma B.-R. abziehen müfjfe, was auch geichehen ift. 
Dagegen folgt daraus nicht ohne Weiteres, daß der DBellagte zur 
Nücgewähr der 5000 Marf, aud) wenn er fie nicht erhalten hat, 
verpflichtet jei. Die erwähnte Vereinbarung enthält an fich feine 
Benacdhtheiligung der Konkursgläubiger, da die Konkursmaffe da- 
durch nicht vermindert wurde; ihre Anfechtung würde aud) eine 
Verpflichtung des Beklagten zur NRüdgewähr der 5000 Marf nicht 
begründen, da diefe in Tolge der Bereinbarung nicht aus dem 
Bermögen bes Gemeinfchuldners weggegeben worden find. ($. 30 
8.D.) Nur dann würde eine derartige Verbindlichkeit begründet 
fein, wenn der Beflagte die 5000 Marf jelbjt erhalten hätte oder 
fie ihm doc) zur Verfügung geftellt und dann auf feine Anord- 
nung an einen Dritten, 3.9. an die Ehefrau ©., bezahlt worden 
wären. Daß etwas Derartiges gejchehen ift, hat aber das Dber- 
landesgericht nicht oder doch nicht mit genügender Deutlichkeit feit- 
gejtellt. II, 384/94 vom 1. März 95. 
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206. Der Gemeinfchuldner N. hat vor dem 14. Mai, mie 
Beklagter wußte, feine Zahlungen eingejtellt. Beflagter hatte aber 
aus Gefälligkeit für den Gemeinichuldner fein Accept auf Wechjel 
defielben gejett, und der Gemeinfchuldner hat dem DBellagten am 
14. Mai Geld überfandt und Forderungen cedirt, um die Wechiel- 
accepte einzulöfen. Nah 8.70, I, 13 AU... R. war der Beflagte 
befugt, von NR. nod vor Fälligkeit der Wechjel Dedung zu fordern. 
DH.D.T. €, Bd. 15, ©. 354. Hat N. dem Beklagten, bevor 
die Wechfel von ihm eingelöft waren, die 700 Mark baar zur 
Einlöfung der Wechjel gefhicdt und der Beklagte fie dazu ver- 
wendet, jo hat er nicht Befriedigung wegen einer Forderung er- 
halten, fondern Borfhuß, und Hat er die Wechjel damit theilmeile 
eingelöft, fo hat er fie ald Meandatar des N. mit beifen Mitteln 
eingelöft. Sole Zahlung unterliegt nicht der Anfechtung aus 
8. 23, Nr. 1, 2 8 D. Anders würde die Sadje liegen, wenn 
der Beklagte die 700 Marf nad Einlöfung der Wechfel erhalten 
hätte, alfo zu feiner Befriedigung. Wenn ferner bewiejen wird, 
daß die Forderungen dem Beklagten cedirt find, um fie einzu- 
fajfiren und mit den eingezogenen Beträgen die Wedhjel einzu- 
föjen, wenn der Beflagte die Beträge eingezogen und zur Ein- 
(öjung verwendet hat, ijt die Sade rechtlich nicht anders zu 
beurtheilen, al8 wenn ev die Wechjel direft mit dem Gelbe des 
N. eingelöft hat. I, 456/94 vom 3. April 9. 

207. Der Kläger hat feiner Beweispflicht durd) den Hin- 
weis auf die erfolglos gebliebene Mobiliarpfändung genügt. ‘Dem 
gegenüber lag den Beklagten der Nadjweis ob, daß im Vermögen 
de8 Schuldners noch bereite und realifirbare Erelutionsobjefte in 
einem zur Befriedigung des Klägers ausreichenden Umfange vor- 
handen feien. Dazu ließ fi) die Meberweifung der bei der Sub- 
hajtation eines Grundftüds ausgeworfenen A’fchen Ausgeding- 
maffe nicht verwerthen. Denn an diefe Mafle kann fich der 
Kläger erft nah dem Tode der Ausgedinger dann halten, wenn 
dann noch etwas von der Mafje übrig it. VI, 396/94 vom 
21. Mär; 95. Dgl. 620. 

208. Der angefodhtene Meiethvertrag wurde von dem Bes 
rufungsgericht deshalb al8 nachtheilig für die Konkursgläubiger 
angefehen, weil in Folge der zwanzigjährigen Dauer der Miethe 
da8 vermiethete Haus weniger leicht verfäufli, der Preis durd 
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die Bejchränfung der Zahl der Bewerber gebrüct worden fei. Die 
Rüge wegen Ablehnung der für die vortheilhafte Seite diefer 
Vermiethung wegen Höhe bes Miethzinjes erbotenen Beweiles 
fann daher keinen Erfolg haben. Iene thatfächliche Beurtheilung 
ftand dem Berufungsgericht unabhängig von einer etwa entgegen- 
gegengejegten Anficht des Gläubigerausichuffes zu. II, 37/95 
vom 24. April. 

209. Dem Kläger hat B. am 9. Ian. 1891 feine Ansprüche 
an hinterlegte Streitmaffen cedirt, welche für die Beflagten wegen 
eines Ausfalls an einer ihnen zuftehenden Grundjchuld am 2. Sept. 
1891 gepfändet find. Der Berufungsrichter hat jene Eeffion den 
BDeflagten gegenüber für unmwirkffam eradjtet. Das Neichsgericht 
hat aufgehoben, zurücdverwielen. Das Berufungsgericht hat an- 
genommen, daß es dem Kläger befannt geweien, daß B., welcher 
ih in Vermögensverfall befand und den Verfuh unternahm, fih 
durch Parzellivung feines Grundftüds, das unter Zwangsverwaltung 
und zur Zmwangsverfteigerung ftand, zu retten, bei der Eeifion in 
fraudulofer Abfiht handelte. Denn es fet ihm befannt gewefen, 
daß er dadurch feinen Gläubigern, injonderheit den Beklagten, die 
legten Objelte ihrer Befriedigung entzog, und der Anwalt der 
Bellagten Habe dem Kläger vor der Ceffion angefündigt, daß 
feine Auftraggeber bei der Subhaftation nicht voll zur Hebung 
fümen und fi) wegen des Ausfalls an jene Streitmafjen halten 
würden. Allein das Berufungsgericht hat zu Unrecht den von 
dem Kläger angetretenen Gegenbeweis nicht erhoben, daß zwifchen 
dem Kläger und den Beklagten am 9. Ian. ein Abfommen vor 
der Ceffion des Anipruch8 des B. an die Streitmaffen zu Stande 
gefommen war, nad weldhem Kläger die Grundfchuld der DBe- 
flagten erwerben wollte, und daß auf die Depeiche des Klägers 
das zu diefem Erwerb erforderliche Geld bei dem Anwalt der Be- 
Hagten eingetroffen fe. Die Abtretung jet allein an der Wort- 
brücdhigfeit der Beklagten gefcheitert, welche da8 unberechtigte Ver- 
langen an 8. geftellt Hatten, derfelbe folle auf feine Anfprüche 
an die Beklagten aus der Zmwangsverwaltung verzichten. Selbft 
wenn dad mündliche Abkommen vom 9. Ian. nicht gültig gewefen 
wäre, jo würde doch in Trage fommen, ob bei der DBereitfchaft 
des Klägers, die Beklagten wegen ihrer Grundfchuld zu befriedigen, 
der damals vorgenommenen Ceffion der Anfprüche an die Streit- 
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Anfehtung. mafjen nod) die Adficht untergelegt werden könnte, die Beflagten 
zu benachtheiligen Db aber der Kläger die Abficht gehabt hätte, 
andere Gläubiger zu benachtheiligen, it ja für die Beklagten ohne 
Intereffe. — R.©. €, Bd. 10, ©. 6; Bd. 15, ©.63, 64. — 
IV, 24/95 vom 6. Mai. 

210. Aus Anlaß der Vertaufhung der Grundftüde wurde 
die bisher auf dem Grundftüde des Ehemanns zu Gunften der 
Ehefrau wegen deren Einbringens von 1800 Mark eingetragene 
Hhpothet am 21. Iuli 1891 gelöfcht und am 19. Iuli 1892 auf 
das von dem Ehemann eingetaufchte Grundjtüd eingetragen. Der 
Kläger hat auf diefem Iekteren Grundftüde für den Ehemann 
einen Bau ausgeführt, wofür ihm 3560 Mark Baugelder durd) 
vechtsfräftiges Urtheil vom 13. Dec. 1893 zugefproden find. Er 
hat diefe im Wege der Zmangsvollftredung auf das Grundftüd 
eintragen laffen. Seine gegen da8 Vorrecht der Ehefrau erhobene 
Anfechtungsklage ift abgewiefen, wenn der mitbellagte Ehemann 
beihmwört, daß er nicht in der Abdficht, den Kläger zu benachtheiligen, 
gehandelt habe, oder wenn die Ehefrau jchwört, daß fie die Be- 
nadhtheiligungsabficht des Ehemanns nicht gefannt habe; Nevifion 
zurüdgewiefen. Die Ehefrau hatte wegen begründeter Bejorgniß 
des bevorjtehenden Verluftes einen gejegmäßigen Anjprud) auf 
Sicherung oder Rüdgewähr ihres Eingebradhten. — 8.25 WÜ.U. N. 
1, 1; & 6. zur 8. OD. Art. 12. — Die Anfehtung der zur 
Giderftellung der Ehefrau wegen ihres eheweiblichen Vermögens 
beftellten Hypothek ift wie durh 8. D. S. 25, Ziffer 2 — vgl. 
Bd. XVLU, 197 — durd; Anfehtungsgejeg $. 3* befonders ge- 
regelt; die Anfechtung erfordert aljo, da die Ehefrau nur erhalten, 
was fie zu forderu hat, Nachweis einer befondern fraudulojen 
Abficht. Die Geltendmachung des eheweiblichen, überdies ältern 
Rechts war aud) gegenüber dem Hhpothefentitel des Klägers aus 
8. 72 UL R. I, 11 feine Unredlichkeit. Hätte die Ehefrau 
ohne Genehmigung ihres Ehemanns bem Kläger die erite Ohpo- 
thef zugejagt, jo würde auch eine Verlegung von Treu und 
Glauben nit die Verwirkung ihres MNechts begründen. Aud) 
würde felbft im Walle folcher Wortbrücdjigkeit die Abficht, den 
Kläger durch die auf Sicherung der Ehefrau gerichtete Eintragung 
zu benachtheiligen, dadurch ausgeichloffen, daß das Grundjtüd 
durch die von dem Kläger ausgeführten Bauten in einer deifen 
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Forderung dedenden Weife im Werth erhöht if. VI, 84/95 Anfechtung. 
vom 9. Mai. 

211. 3., Ehemann und Bater der Kläger, ift durch im Lex Aquilia. 
Schlafe eingeathmetes Leuchtgas getödtet. Er fchlief im Parterre- 
zimmer eined mit Gasleitung nicht verjehenen Haujed. In einem 
benachbarten Haufe war von ber Verwaltung der Gasanftalt ein 
Gasrohr angebohrt, um eine Zuleitung zu einem andern Haufe 
herzuftellen. Um die Deffnung war eine Rohrichelle gelegt, welche 
fih jpäter als in Folge eines Gußfehlers zerbrochen vorfand. Im 
Volge deflen tft eine größere Menge Gas entwichen, welche durd) 
den Erdboden Hindurd in jenes Zimmer eingedrungen ift. Die 
Arbeiten für die Dausanfchlüffe waren dem R. verbungen; dem 
D. war die Leitung und Ueberwachung der Arbeiten übertragen. 
Beide find den Klägern folidarifch zum Schadenserfat verurtheilt. — 
Code 1383. — Die Revifion des D. ift zurüdgemwiefen. Der 
Wächter B. Hatte Abends, zu einer Zeit, als fih 3. zum Schlafen 
noch nicht hingelegt Hatte, bemerkt, daß an der Stelle, an welcher 
die Schelle angelegt war, Gas ausftrömte. Als er in die Grube 
ein brennendes Streichholz warf, jchoß eine Flamme meterhoch 
empor. DB. erfticdte fie durdy) Aufwerfen von Sand und Erde 
und Nachgießen von Waller. Der herbeigerufene D. beichränfte 
fih auf die Anordnung, DB. folle die Stelle beobadjten. Sein 
fchuldhaftes Verhalten tft darin gefunden, daß er die Urjadhe der 
Gasentjtrömung nicht feftgeftellt, diefe nicht durch geeignete Maß- 
nahmen verhindert und mwenigftens nicht durdy Entfernen des an- 
gefeuchteten Sanbes das Entweichen bed Gajes in die Xuft er- 
mögliht hat. Er war von DB. darauf aufmerkfam gemacht, es 
raujhe nicht mehr. Der fachkundige D. ift fih bewußt gewejen 
und mußte e8 bei der erforderlichen Ueberlegung fein, welche Ge> 
fahr die undichte Stelle in der unter Drud befindlichen Gasrohr- 
leitung für die Bewohner der Nachbarhäufer mit fich bradite. 
Achnlihe Fälle von Vergiftung waren in der Zagesprefje mit- 
getheilt. Aus der Mittheilung des DB. mußte er entnehmen, daß 
das Gas verhindert war, in die Luft zu entweichen, und fich einen 
andern Weg juchte. Wenn aud) eine Abfperrung des ganzen Nohr- 
ftrange8 einem Stadttheil und namentlid) dem Bahnhof die Be- 
leudhtung entzogen hätte, jo war das nicht ausjchlaggebend, da 
Gefahr im BVerzuge lag, die Freilegung des Rohres und deijen 
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Lex Aquilia. Verdichtung fchnell zu bewirken war, die Abjperrung alfo nur 
furze Zeit gewährt hätte, und in der Heinen Stadt Uerdingen 
aud auf den Bahnhöfen in fpäter Abendftunde nur geringer Ver- 
fehr berrfchte. Auch Fonnte DO. die Gefahr, weldhe dem Leben der 
Bewohner ber anliegenden DHäufer erwuhs, im Allgemeinen vor: 
herjehen; daß er auch, die konkrete Art der Herbeiführung des 
Ihädlichen Erfolges vorausfehen fonnte, war nicht erforderlid. 
Unerheblid), wenn mehrere dem D. damals nicht befannte Um- 
jtände das indringen des Gafes in die Wohnung de8 3. er- 
leichterten. Diefe Begründung des Faufalen Verfchuldens des D. 
ift nicht vechtsirrthHümlih. E8 war aber eine Frage thatjächlichen 
Ermeffens, deren Kritif nicht in die Nevifionsinftanz gehört, ob 
der Berufungsrichter in der unterbliebenen Abfperrung des Nohr- 
jtranges eine fchuldhafte Unterlaffung des DO. finden durfte. II, 
277/94 vom 11. Ian. 95. 

212. Dagegen wurde die Verurtheilung des R. aufgehoben 
und zurücvermwiefen. Cs könnte zwar zugegeben werden, daß die 
Annahme des Berufungsrichters, R. habe — weil ihm fein VBer- 
trag die Anbringung von Schußvorrichtungen zur Pflicht made — 
einen bejonderen Wächter (neben dem vom Pflafterunternehmer 
P. bereits angeftellten Wächter 9.) an der Arbeitsjtelle halten 
müffen, thatfächlicher Art und nicht nachzuprüfen fe. Zunächt 
fehlt dann aber die Begründung des Ausipruche, das Eingreifen 
de8 B. — welches der R.’fche Wächter habe verhindern müflen — 
jet fahmwidrig gewefen. U. hat die meterhod) aufjchlagende Gas- 
flamme durh Sand und Waffer gelöjfcht und darauf fofort den 
Gaswerksdireftor D. als den richtigen und wahrfcheinlich einzigen 
in Uerdingen vorhandenen Fachmann herbeigerufen, damit diefer 
die weiteren jachdienlichen Anordnungen treffe. Darin fcheint eine 
Unvorfichtigfeit von 9. nicht zu liegen. Weiter ift nicht dargelegt, 
weshalb anzunehmen fei, der Ride Wächter — eine immerhin 
untergeordnete Perjönlichfeit — würde den Fachmann DO. — den 
Vorgefegten von NR. und deffen Leuten — haben beftimmen oder 
überreden Eönnen, die Abfperrung der Leitung und fofortige Unter- 
judjung der Unfalfftelle anzuordnen. II, 277/94 vom 11. Ian. 95. 

213. Die Kläger haben von einer Bergwerkögefellichaft 
Grundftüde in Afterpacht genommen und in dem Pachtvertrage 
bezüglich aller am Aufwuds durdy die Dämpfe der Zinfhütte 
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Dirfengang entitandenen und nod) entftehenden Schäden ihrer Ver- Lex Aquilia. 
päcdterin gegenüber auf Erfat verzichtet. Sie haben gegen eine 
andere Bergmwerfögenoffenfchaft wegen der Schäden Klage erhoben, 
welche ihnen aus bem Betriebe der Blei- und Zinfhütten Münfter- 
bujch erwachjen. Diefe Beklagte ift zum Erfat verurteilt, da 
den Klägern in Bezug auf diefen Schaden jener Verzicht nicht 
entgegenjteht. II, 330/94 vom 8. Ian. 95. 

214. Die Leiche des A. wurde Morgens in einem Bade 
gefunden, welcher dur einen die Böfchung de Weges durd- 
fchneidenden, unter dem Wege hindurchgeführten Kanal geleitet ift, 
unmittelbar vor dem ca. 2 Meter hohen KRanalmundlod. Der 
Weg war gegen die Böfchung nur durd) Preiffteine gefchügt, nad) 
dem Augenfcheinsprotofoll beträgt die jenfrechte Höhe der Bölchung 
7—8 Meter, der Böihungsmwinkel 60 Grad. Die Klage der Hinter- 
bliebenen, welche auf mangelhafte Verwahrung der Böihung — 
$. 367, Nr. 12 &. G.B und 8.2 U.U.R. I, 6 — geitügt 
war, wurde vom Berufungsgericht abgewiejen. Das Neichsgericht 
hat aufgehoben, zurüdverwiefen. Das Berufungsgericht begründet 
die Annahme, e8 fei eine Böfhung wie die hier fragliche nicht 
als ein Abhang im Sinne des $. 367, Nr. 12 St. ©. 3. anzu- 
jehen, nur damit, daß jeder vernünftige Menfch, der auf eine 
jolhe Böfchung wider feinen Willen gerathe, ohne Gefahr von 
derjelben wieder fortflommen Tünne. Das fteht mit jener Be- 
fchreibung des Augenfcheinsprotofolls im Widerjprud, jodaß $. 259 
EB. D. verlegt if. E8 wird zu beachten fein, daß die Her- 
ftellung einer jede denkbare Gefahr ausfchließenden Sicherheit nicht 
im Sinne des Gefetes liegt, fondern daß nad) den obwaltenden 
Umftänden zu beurtheilen ift, ob fi) nach vernünftigem Ermefjen 
und den gewöhnlichen Verhältniffen eine Gefahr für Menfchen 
erwarten und bei gehöriger Aufmerkjamfeit vorausfehen ließ. (Vgl. 
D.T. €, Bd. 65, ©. 46 ff.) Immerhin wird zu prüfen fein, 
ob nad) der Beichaffenheit der Dertlichkeit und nach der Art und 
Häufigkeit des Verkehrs ein Bedürfniß der Sicherung aud für 
ihre Sinne nit völlig mächtige Perfonen, für Kinder und Trunfene, 
beiteht, ob eine für die Tageszeit ausreichende Sicherung für den 
Eintritt der Dunkelheit genügt, ob eine Sicherung nur gegen das 
Uebertreten über den Rand des Weges auf die Böfchung oder 
gegen ein Abirren vom Wege zu gewähren ift, ob diefe Sicherung 
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Lex Aquilia.fih auf die ganze Wegitrede oder nur auf eine Stelle zu erjtreden 
habe, an der fich die Gefahr des Abfturzes, wie hier durch fenf- 
rechten Abfall, plößlic) in außerordentlicher Weife fteigert. VI, 
322/94 vom 13. Dec. 94/31. Ian. 95. 

215. Der Kläger hatte durd; den beflagten Gerichtsvoll- 
zieher einen Wechlelproteft aufnehmen lafjen, ohne fein eigenes 
auf dem Wechiel befindliches Giro zuvor durchzuftreihen. Er hat 
zwei Tage nad) der PBrotejtirung ben Gerichtsvollzieher aufgefordert, 
er möge „das dahinten durchftreichen. “Derjelbe hat diefer Auf- 
forderung dahin Folge geleijtet, daß er auch) da8 auf den Kläger 
(autende Giro durdjitrichen hat. Kläger hat ihn deshalb auf 
Schadenserfaß verklagt; damit it er abgewiejen. Einmal, weil 
dem Kläger wegen der Unbeftimmtheit feines Erfuchens ein grobes, 
dem Beklagten nur ein geringes Verfehen zur Laft FL —A.U R. 
I, 6, 8.20 —; fodann deswegen, weil Kläger fi) der Erwartung 
-hingegeben habe, daß der Beklagte in Folge der Durdjftreichung 
des Giros auf dem Wechjel fih aud) zu entiprecdhender Aenderung 
der der Protefturfunde einverleibten Wechfelabichrift veranlaßt 
jehen würde. Das fei geichehen; damit habe aber Kläger ben 
Beklagten zu einer Urfundenfälfchung angejtiftet und Fünne nun 
aud gemäß ALU. R.L 3, S. 35 feine Rechte gegen den Bellagten 
geltend machen. Nevifion zurücgemiejfen, weil feiner der beiden 
Gründe rechtsirrthümlich fei. IV, 344/94 vom 11. Febr. 9. 

216. Kläger fordert von den beklagten Arditeften Schaben®- 
erjaß, weil an feinem Haufe Sentungen und NRiffe entftanden 
find. Damit ift er abgewiefen. Denn einen Vertrag hat der 
Kläger mit den Beklagten nicht gejchloffen, vielmehr war benfelben 
von einer Baugelellichaft die Zundamentirung übertragen. Und, 
wenn fie dieje für die zu entrichtenden Gebäude zu Schwach, alfo 
nidht vertragsmäßig, ausgeführt haben, jo entitehen Nedite und 
Berbindlichfeiten aus Verträgen in der Regel nur unter den Kontra= 
henten. Ebenjo wenig ift aus 8. 3671 &t. ©. 2. in Verbindung 
mit AU. NR. 1 6, $S. 26 ein Schabenserfakanipruch abzuleiten. 
Denn $. 36714 fpricht von der VBerabjäumung ber zum Schuße des 
Publiftums beim Bauen erforderlichen SicherheitSmaßregeln, nicht 
von fehlerhafter Konftruftion des Baues. $. 330 St.©.8. hat 
nur die Gefahr für Leben und Gefundheit Anderer im Auge. 
Wenn die Unbemwohnbarfeit der Häufer ihren Grund in der 
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mit deren Benubung verbundenen Gefahr für Leben und Gefund- Lex Aquilia. 
heit hat, fo fällt der DVermögensverluft nicht unter 8. 330. 

Hierunter würde unter Verknüpfung mit 8.26 .L.R.L 6 der 

aus einer Förperlichen Verlegung entftehende unmittelbare und 

mittelbare Schaden fallen. VI, 360/94 vom 28. Febr. 95. 

217. Hamburg. Die Ehefrau des Klägers hat von dem 
Beklagten eine Körperverlegung erlitten. Wegen des dadurd) dem 
Kläger für feine Perfon entjtandenen Schadens hat er feinen 
Schadenserfaganiprud, da L.5, 8.3, L.6, 7 D. ad leg. Aquil. 
(9, 2) nidht mit Dernburg, Pandekten, Bd. 2, 8. 132 auf diefen 
Tall analog anzumenden find. Wohl aber ift die Klage begründet, 
joweit der Ehefrau durd) Verminderung ihrer Ermerbsfähigfeit 
ein Schaden entftanden ift. Und hiergegen kann Beflagter nicht 
geltend machen, daß fie ihren Unterhalt vom Kläger erhalte. VI, 
60/95 vom 29. April. 

218. Die beflagten Dauseigenthümer zu Neufahrwaffer 
waren der Klägerin, melde vor deren Thür auf dem um einen 
Brunnen herum entjtandenen Eife zu Fall gelommen, zum Schadens- 
erjag verurtheilt.. Das Neichsgeriht Hat aufgehoben, zurüd- 
verwiejen, weil der Einwand ber Bellagten nicht gewürdigt war, 
die Stadt Danzig, welcher der Brunnen gehörig, fei zum Sand- 
treuen verpflichtet, und fie halte dazu einen eigenen Beamten; die 
Dellagten treffe eine Verjchuldung nicht, wenn fie fi) deshalb 
injoweit nicht verpflichtet erachtet hätten. VI, 21/95 vom 29. April. 

219. Sodann haben Beklagte behauptet, um 6 Uhr Abende 
der polizeilichen Vorjchrift entjprechend geftreut zu haben. Der 
Unfalt Hat fich zwifchen 6 und 7 Uhr begeben. Wenn die Polizei- 
verordnung auch beftimmt, das Beftreuen des Bürgerfteiges müffe 
jo oft wiederholt werden, al® es nöthig ift, die &lätte dauernd 
zu befeitigen, und die Stätte fei fofort zu befeitigen: fo ift dem 
Hauseigenthümer eine immerwährende Weberwadung nicht an- 
zufinnen. Zwifchen der Beitreuung und dem Unfall kann ohne 
Verfchulden des Hauseigenthümers eine Frift liegen. Wie lange 
Zeit verjtreihen darf, hat der Thatrichter nach den Umftänden zu 
bemefien. VI, 91/95 vom 29. April. 

220. Da dem Dauseigenthümer oder deffen Stellvertreter 
vorgefchrieben ift, zu ftreuen, fo Fann die von dem Berleßten 
erhobene Klage nicht um deswillen abgewiefen werben, weil ber 
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Lex Aquilia. Hauseigenthümer einem Andern den in den Gefegen nicht gemiß- 


Verlegung der 


Amtspflicht. 


bilfigten Auftrag ertheilt Hatte, zu ftreuen, und der Hauseigen- 
thümer fi) bei der Auswahl des Bevollmächtigten ein grobes 
oder mäßiges VBerfehen nicht habe zu Schulden fommen laflen. — 
AUR.L 6, 8S.50, 53. — Das Urtheil wurde aber aufrecht 
erhalten, weil zugleich ohne Rechtsirrtfum ausgeführt war, den 
Beklagten treffe ein Verfhulden nicht, da er einen im Haufe 
wohnenden PVicewirth, gegen defjen Zuverläffigkeit nichts vor» 
gebracht ift, fpeziell mit dem Bejtreuen de8 Bürgerfteiges bei ein- 
tretender Glätte beauftragt hatte. Beim Mangel eines Ver: 
Schuldens ift aber aud) aus 8.26 AU... R. I, 6 feine Haftung 
auf Erjaß abzuleiten. VI, 49/95 vom 16. Mai. 

221. Nachdem gegen die Klägerin die VBorunterfuhung wegen 
Meineids eingeleitet war, wurde fie verhaftet. Sie erklärte in 
der VBorunterjuchung, daß fie einen Eid in der betreffenden Straf: 
lache, in welcher fie al8 Zeugin vernommen war, überhaupt nicht 
geleiftet habe, obwohl fie nach dem über ihre Vernehmung er- 
gangenen Sikungsprotofoll vereidigt fein jolltee Nachdem der 
Gerichtsfchreiber, welcher da8 Protofoll aufgenommen hatte, erit 
auf Antrag ded8 Staatsanwalts vernommen, die Angabe der 
Klägerin auf Grund feiner damaligen Notizen bejtätigt hatte, ift 
fie entlafjen und durch Beichluß der Straffammer auf freien Fuß 
gejetst, weil fie einen Eid nicht geleiftet Habe. Der beflagte Richter 
ift Schuldig erachtet, der Klägerin den durch ihre Verhaftung für 
die Zeit vom 30. Aug. 6bi8 9. Sept. entftandenen Schaden zu er- 
Itatten, weil er den von ihr angetretenen Beweis, daß fie nicht 
vereidigt fei, nicht fofort erhoben hat; Nevifion zurücdgemwiejen. 
Daß Klägerin den Eid nicht geleiftet hatte, hat DBeflagter ale 
richtig zugegeben. Dem DBeflagten lag aber al8 Unterfuhungs- 
richter die Verpflichtung ob, in gewifjenhafter Weife zu prüfen, 
ob die Borausjegungen für die Verhaftung des Befchuldigten 
jowie für die Fortfegung der Haft vorhanden feien, näntlid) daß 
dringende Verdadhtsgründe gegen fie vorlagen. — St. P. oO. 
88. 112, 123, 124, 164, 205, Abf. 2. — Unter dem Ermeljen, 
nad) welchem der Unterjuchungsrichter bei der Beurtheilung zu 
verfahren hat, inwieweit die Ausdehnung ber Vorunterfucdhung 
und die Aufnahme von Beweifen zur Vorbereitung ber Ver: 
theidigung der Angefchuldigten erforderlich ericheint, ift ein 
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pflihtmäßiges, unter Anwendung der genaueften Aufmerffamkfeit Verlegung der 
auf Grund gewiffenhaftefter Prüfung der Sachlage auszuübendes SIAEUTLSE: 
zu verjtehen. Bier hatte aber der Bellagte troß des beitimmten 
Beweisantrags der Angeichuldigten eine weitere Aufklärung nicht 

erhoben, den Antrag ad acta gejchrieben und die VBorunterfuchung 

geichloffen. IV, 302/94 vom 11. März 9. 

222. ©. B. 0. 8. 274 entihuldigt den Beflagten nicht, 
denn er ift nur für das Strafverfahren anwendbar, in weldem 
das Brotofoll aufgenommen if. Der Bellagte kann fid) aud 
nicht auf 8.91 AL. R. I, 10 berufen, weil nicht die Vorklage 
gegen den Vorfitenden und ben Gerichtsichreiber des Schöffen- 
gerichtS erhoben jei, welche das unrichtige Protokoll aufgenommen 
haben. Denn das Verfehen des Beflagten ift felbftändig und 
begründet den Schaden der Klägerin unmittelbar. Neben ihm 
würden jene Perfonen folidarifch verhaftet fein. IV, 302/94 vom 
11. März 95. 

223. Dagegen wurde da8 DBerufungsurtheil aufgehoben, 
fomweit e8 den ftellvertretenden GerichtSaffefjor für den der Klägerin 
durd) ihre Verhaftung in der Zeit vom 5. Aug. bi8 9. Sept. er- 
wachjenen Schaden verurtheilt hatte. Denn biefer Mitbeflagte 
hatte behauptet, er habe die Klägerin bei ihrer Vernehmung am 
25. Juli ausdrüdlicd) gefragt, ob fie die Abhörung der Gerichts- 
perjonen über die Nichtigkeit des Beeidigungsvermerfs wünjce; 
fie habe aber dieje Yrage verneint; und der Zeuge, auf welchen 
fie fih berufen, war damals abwefend. Yener Beweis ift nicht 
erhoben. Würde aber die Behauptung des Mitbeflagten beftätigt, 
jo würde deilen jubjeftive Annahme, daß es fih um eine leere 
Ausfludht der Klägerin gehandelt habe, in Verbindung mit dem 
Protofolle eine folche Verftärfung erfahren haben, daß die VBer- 
neinung einer pflichtmäßigen Aufmerkfamfeit al8 ausgejchloffen 
gelten müßte. IV, 302/94 vom 11. März 95. 

224. Der auffichtsführende Amtsrichter bei dem Amtsgericht 
Halle a. S. hat eine allgemeine Verfügung erlaffen, nach welder 
der mit Einziehung von Koften beauftragte Gerichtsvollzieher die 
Zwangsvoliftredung binnen 14 Tagen zu vollziehen Hatte. Zum 
Erlaffe folder Verfügung war der Amtsrichter befugt; fie ift 
eine Konjequenz des $. 295 der Preußifchen Kaffeninftruftion vom 
1. Dec. 1884 in Verbindung mit $. 77, Abf. 4 der Geichäfte- 
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Verlegung der anweifung für die Gerichtsvollzieher. Der beflagte Gerichts- 

Amtepfligt. pofzieher hat den Auftrag erft am 19. Tage auszuführen ver- 
fuht; — nunmehr vergeblid. Er ift deshalb dem Fiskus zur 
Eritattung verurtheilt. IV, 327/94 vom 1. April 95. 

225. Der beflagte Gerichtsvollzieher war von dem Kläger 
beauftragt, einem Drittihuldner die die Kautionsforderung be- 
treffende Pfändungsanfündigung ‚,‚fchleunigft” zuzuftellen. An 
demjelben Lage — e8 ift jtreitig, ob vorher oder nachher — erhielt 
der DBellagte den Auftrag, für drei andere Gläubiger befjelben 
Schuldners dem Drittfchuldner drei die nämliche Kautionsforderung 
betreffende Pfändungsbeichlüffe ‚‚perjönlih und gleichzeitig‘ zu= 
zuftellen. Am folgenden Zage hat der Bellagte die drei Pfändungs- 
beichlüffe gleichzeitig um 6 Uhr 55 Minuten, die Pfändungs- 
anfündigung um 6 Uhr 58 Minuten zugeftellt. Der Kläger ift 
in Folge deffen mit einem Theil ausgefallen. Zum entfprechenden 
Erjaß ift der Bellagte verurtheilt. Nevifion zurücgewiejen, denn 
der Bellagte mußte, ohne Rüdficht auf die zeitliche Priorität des 
Eingangs der Aufträge, das Intereffe feiner Auftraggeber gleid)- 
mäßig wahren: wie da® für die Pfändung Förperlicher Sachen 
in 8. 85 ber Pr. Gefchäftsordnung für die Gericht8pollzieher zum 
Ausdrud gefommen ift. Lnerheblih), ob Bellagter den Auftrag 
des Klägers hätte ablehnen dürfen; ob dem Auftrage des Klägers 
die erforderlichen Abjchriften nicht beigelegen haben, und Beflagter 
am Sonntag die Abjchriften nicht hätte zu fertigen braudjen; ob 
Beflagter hätte die Zuftellung für den Kläger durd) die Poft be- 
wirfen dürfen. Denn er hat perjönlich zugeftellt, nadjdem er 
am Sonntag die Abjchriften thatfächlicd gefertigt und den Auftrag 
angenommen hat. IV, 313/94 vom 18. März 95. 

226. Nach einer vor dem Beklagten ergangenen notariellen 
Verhandlung find der Klägerin von einer Kaufpreisforderung 
3000 Mark nad) Vorgang von 2100 Mark cedirt, und die 
Seffion ift von einem zugezogenen B. für die Klägerin acceptirt. 
Das Grundftük ift demnädjft fubhaftirt, und jene 3000 Marf 
find ausgefallen, während die 2100 Marf bis auf einen Eleinen 
Reit zum Zuge gefommen find. Das Reichsgericht Hat die Ab- 
weifung der von der Klägerin wider ben Notar erhobenen Erjaß- 
flage aufgehoben, zurüdverwielen. Denn nad) der Behauptung 
ber Klage hatte e8 der Sekretär T. des Beklagten, für welchen 
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al8 prepose diejer nah Code 1384 haftet, übernommen, die Verlegung der 
Klägerin von dem Termin zu benadjrichtigen, und es foll dabei Amtspflict, 
verabredet fein, daß die Klägerin den Vorgang in der Hhpothef 

erhalte. Alles diefes jei aber dem Beklagten befannt gemejen. 

Wenn aber der Klägerin Nachricht gegeben wäre, würde Klägerin 

nad) ihrer Behauptung in der Lage gewefen fein, den ihr aus 

der von der Verabredung abweichenden Ausführung erwachienen 

Schaden abzuwenden. Auch Hat diefer Beklagte damit, daß er 

den DB. al® Bertreter der Klägerin zugezogen hat, an den Tag 

gelegt, daß er deren Intereffen überhaupt wahren wollte. Ferner 

foll der Klägerin nad) Aufnahme des Afts von X. erflärt fein, 

die Sade fei in Ordnung. Dabdurd) fei fie aber beruhigt und 
abgehalten, jett noch Schritte zur Abwendung des Scabens zu 

thun. Zu prüfen bleibt, ob, wenn Klägerin benadjrichtigt worden 

wäre, fie in ber Lage gemefen fein würde, den Schaden abzumenden, 

nämlich entweder zu erwirfen, daß dem Alte der Inhalt gegeben 

wurde, wie fie diefes beanjpruchte, oder doc) zu der in Trage 
fommenden Zeit das dem Käufer W. hergegebene Geld von diefem 
zurüdzuerlangen. I, 382/94 vom 22. März 95. 

227. Dei dem jest beklagten Amtsrichter haben fich zwei 
ihm bis dahin unbefannte Perfonen als die Grundbefiter P.’fchen 
Eheleute aus &z. vorgeftellt, um ihr Grundftüd für die KR. wegen 
eine® Darlehns von 900 Mark zu verpfänden. Aus einem von 
den Eridienenen vorgelegten Zettel des Nechtsanwalts S. war 
zu entnehmen, daß fte fchon vorher fid) diefem gegenüber als die 
Pichen Eheleute vorgeftellt haben, ohne daß fie einem Bedenken 
begegneten. Auch hatte der Kanzleigehülfe St. auf Befragen 
erflärt, daß er den Mann auf Grund wiederholten Verkehrs an 
der Gerichtsftelle für den B. halte. Der Amtsrichter hat mit den 
Erjchienenen zur Prüfung ihrer Sachlenntnig zehn Minuten lang 
ein eingehende Inquifitorium abgehalten, und, nadhbem er ein 
befriedigendes Ergebniß erzielt hatte, die ihrem Antrage ent- 
Iprechende Verhandlung aufgenommen, in welcher er regiftrirte: 
Gegen die Verfügungsfähigfeit der Erfchienenen ift fein Bedenken, 
und find bdiefelben von Perfon durd) ausreichende Sachfunde 
legitimirt. Die Perfonen haben dann von dem Amtsrichter eine 
Beicheinigung über die erfolgte Öypothefbeftellung erhalten. “Der 
Mann ift mit derfelben zur K. gegangen, welcher er dur) den 
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Verlegung der YBureauvorfteher Pi. al8 der Eigenthümer P. vorgefteltt if. Cr 

Amtspficht. nat demmnächft von der K. 900 Mark ausgezahlt erhalten. Wie 
fich herausgeftellt hat, waren jene PBerfonen nicht die B.’Ichen Ehe- 
leute, fondern Betrüger, welche nicht wieder ermittelt find. Die 
eingetragenen 0 Mark find als nicht vechtsbeftändig wieder 
gelöfcht; der Bellagte ift der K. zum Schadenserfaß verurtheilt. 
Hätte er die bei den Grundalten mehrfad) vorhandenen, Leicht 
auffindbaren und margquanten Unterfchriften der wahren P.’ichen 
Eheleute aufgejucht, fo würde er an der von den Eridjienenen 
vorgenommenen bloßen Unterfreuzung der Verhandlung Anfto 
genommen haben. Dies hätte ihn dahin führen müfjen, die Unter- 
Ihrift der Erjchienenen zu fordern, wodurd) der Betrug nod) redht- 
zeitig entdect fein würde. In diefer Unterlaffung müffe ein ver- 
tretbare® DVerjehen gefunden werden, welches ald ein mäßiges 
anzujehen fei, da e8 fid) um die Nichtanwendung eines gewühn- 
lichen Prüfungsmittel® handele. Wevifion zurüdgewiefen; eine 
Verlegung von X. ©. ©. IL, 2, $. 23, welche zur Feititellung der 
Sdentität unbefannter Berfonen auf NRefognition durd) unverdächtige 
Belannte verweift oder darauf, daß fich der Richter auf andere 
glaubwürdige Art von diejer Identität verfichert, Liegt nicht vor. 
IV, 343/94 vom 22. April 95. 

228. Im Ball Bd. XVIO, 188 hat das Berufungsgericht 
nad) anderweiter Verhandlung den beflagten Gerichtsvollzieher 
verurtheilt,; NRevifion zurücgewiejen. Denn aud) jo weit, al® der 
Beklagte den Erftehern geitattet hatte, die erfteigerten Früchte am 
Tage der Berjteigerung in Befik zu nehmen, durfte er das Geld 
nit an die Gläubigerin einjenden, da die Eriteher die Früchte 
nicht in Befig genommen, jomit eine Uebergabe nicht ftattgefunden 
hatte. IV, 45/94 vom 16. Mai 95. 

229. M., ein Rranfenwärter des ftädtiihen Krankenhaufes 
zu Konik, ließ die für Verpflegung ber Kranken feftgefegten Geld- 
beträge dur auf dem Magiftratsbureau beichäftigte Schreiber 
erheben. Das benutten zwei Schreiber dazu, von M. Duittungen 
auf den ihnen zugänglichen Formularen für Anweifungen in blanco 
unterfchreiben zu laffen, welde fie dann mit Anweifungen von 
Zahlungen für angebliche, in Wirklichkeit nicht verpflegte Krane 
ausfüllten. Der frühere Bürgermeifter und bei deffen Behinde- 
rung der Stadtlämmerer haben derartige ihnen vorgelegte An- 
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weijungen unterzeichnet, und die beiden Schreiber haben die an- Verlekung der 
gewwiefenen Beträge für fich erhoben. Iene find der Stadt zum Amtspflict. 
Erjaß der von ihnen angewiefenen Summen verurtheilt. Ihr 
Verfehulden befteht darin, daß fie die ihnen vorgelegten Zahlungs- 
anmeijungen blindlings unterfchrieben haben, ohne fi) auch nur 

die betreffenden Alten beilegen zu lafjen, um fich aus bdenjelben 

zu überzeugen, ob die Armenjachen, in denen ihnen Anweifungen 

zur Unterfchrift unterbreitet wurden, überhaupt eriftirten. Wenn 

die Anmweifungen von dem Stadtjefretär Fontrafignirt waren, fo 

überhob fie das nicht ihrer eigenen Prüfungspflidht. IV, 418/94 

vom 16. Mai 95. Dgl. 133. 

230. Der Bater ift in Anfprucdh genommen aus Code 1383, Haftung für 
1384, weil fein bei ihm wohnender minderjähriger Sohn bie Yrldulden 
Ehefrau des Klägers durch einen Steinwurf bejchädigt hat. DBe- 
Hagter hat fi) damit vertheidigt, daß er die Handlung feines 
Sohnes nicht habe verhindern fünnen. Das Reichsgericht Hat die 
Verurtheilung aufgehoben, zurüdverwiefen. Denn der Belflagte 
hat Beweis durch Zeugen dafür erboten, daß diejenigen Kinder, 
welche über ?/, Wegftunden vom Schulgebäude entfernt wohnen, 
über Mittag nicht nad) Haufe gehen, fondern bei der Schule 
bleiben und während diefer Zeit unter der Aufficht des Lehrers 
jtehen, auch wenn fie fi) bei der Schule auf der Landitraße auf- 
halten. Es bleibt zu entjcheiden, ob hieraus eine Entlaftung des 
Beklagten hergeleitet werden fann. II, 334/94 vom 8. Jan. 95. 

231. Die Aftiengefellihaft ‚„Cölmer Lagerhausgefellichaft” 
hatte die Erhöhung ihres Grundlapital® von 333000 auf 500000 
Marf und demnah die Kreirung von weiteren 167 Aftien be- 

Schloffen. Ihr damaliger Direktor ‘DO. hat jedoch außer den echten 
Aftien diefer I. Emiffion Nr. 334—500, welche er felbft über- 
nommen hatte, andere Exemplare mit denfelben Nummern und 
Blättern des Aftienbuches hergeftellt und zwar theil® aus Referve- 
ftüdfen, welche von vornherein mit den Unterjchriften David N., 
Salob W. (Mitglieder des Auffichtsrathe), Heinrich 3. und D. 
(Mitglieder des Vorftande oder der Direktion) und zwar mittelft 
Anwendung der Cliches derjelben bedrudt waren und bei welchen 
D. nur die Nummern und die Blätter des Aktienbuches hinzufügte 
(Nr. 334—364, 479—500), theil® dur nachträglichen Drud der 
Stüde mit den Unterihriften 8., W., Heinrih 3. und D. und 


Haftung für 
Berjchyulden 
Anderer. 


Haftpflicht. 
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zwar ebenfalls mittelft Anwendung ber Cliches derfelben, welche 
von der Ausgabe ber Aktien der II. Emiffion her in feinen Händen 
geblieben waren, und unter handichriftlicher Hinzufügung der 
Nummern und der Blätter bes Aktienbucdhes (Nr. 365 — 462). 
Bon diefen Aktien Hat D. bei dem Kläger 85 Stüd in ver 
fchiedenen Rechtsgeichäften nacheinander lombardirt und das dafür 
leihweife erhaltene Geld zu eigenen Zweden verwendet. Die von 
dem Kläger wider die Aftiengejellihaft — auf Grund Code 1384 
— wegen ihm für ein Darlehn von 2000 Mark verpfändeter 
dreier gefälfchter Aktien erhobene Schadenserjagflage wurde ab- 
gewiejen, Revifion zurücgewiefen. Das Berufungsgericht Hat 
thatfächlih angenommen, daß D. bei Fälfhung der Aktien in 
Ausführung, zur Vollziehung des gegebenen Auftrags, alfo als 
prepose der Aftiengejellfchaft nicht gehandelt hat. War das aber 
objektiv nicht ber Fall, fo ift e8 unerheblid, in welcher Meinung 
D. gehandelt Hat. Dem Kläger würde es alfo au nichts helfen, 
wenn anzunehmen wäre, daß eben die Yälfhung, nicht erit die 
Tombardirung die Urfache des Schadens gewejen wäre. II, 289/94 
vom 15./22. März 9. 

232. Der Schadenserfaganfprud; tft weiter darauf gegründet, 
daß nad) $. 360, Nr. 4 und 5 des Strafgefegbuchs die Formulare 
zu den Aktien ohne fchriftfichen Auftrag einer Behörde nicht hätten 
angefertigt werden dürfen, und fchon darin, daß dies dennoch auf 
Beranlaffung des Direktors und der Mitglieder des Vorftandes 
und Auffichtsrath8 gefchehen jei, Liege ein Verjchulden derjelben. 
Das Oberlandesgeriht erfennt an, daß D. fowohl wie bie 
damaligen Mitglieder des Vorftandes und des Auffichtsraths, in- 
joweit die Beftellung und Nachbeftellung der Aktienformulare von 
ihnen ausgegangen jei, hierbei al8 preposes der Gefellichaft ge- 
handelt hätten; aber c8 verneint den urfädhlidhen Zufammenhang 
zwijchen der behaupteten Zuwiderhandlung gegen obige Verbot: 
beftimmungen und bem dem Kläger entftandenen Schaden. Da- 
durch ift die Abweifung der Klage gerechtfertigt. IL, 289/94 vom 
15./22. März 9. 

233. Im Tall Bd. XVO, 211 hat das Berufungsgericht 
nun den Eijenbahnfisfus aus dem Haftpflichtgefeß verurtheilt, der 
Witwe des PVerunglüdten eine jährliche Rente von 900 Mar, 
jedem der beiden Kinder eine folche von je 240 Marf, der Erfteren 


Die einzelnen Obligationen und Anfprüche. 107 


bi8 zu der Zeit, wo der Verunglüdte das TO. Lebensjahr erreicht Haftpflicht. 
hätte, den Lebteren bis zum zurüdgelegten 15. Lebensjahre, zu 
zahlen. Revifion zurüdgewiejen. Der Berufungsrichter hat ans 
genommen und begründet, daß der getödtete E. ein nüchterner, 
fleißiger, geichäftsgewandter und einigen Vermögens nicht ent- 
behrender Dann geweien, aus dem Betriebe der Wirthichaft zu 
&. und des Bierfellerd und aus fonftiger Thätigfeit feiner Frau 
und feinen Kindern den Unterhalt in vollem Maße zu gewähren 
im Stande gewejen fei und aud) gewährt habe. Den Geldwerth 
diejes Unterhalt8 durfte der Richter, weil feinem Ermeffen in 
diefer Beziehung nad $. 260 ©. PB. D. Schranken nicht gezogen 
find, nad) freier Ueberzeugung beftimmen. Die von dem Berufungs- 
ridhter gegebene Begründung der Höhe der Renten ift zwar nicht 
eingehend; aber e8 würde den wefentlich praftifchen Zweden des 
8. 260 widerfpredhen, wenn man von dem Richter etwas Anderes 
al8 die Furze Hervorhebung allgemeiner Gefihtspunfte verlangen 
wollte. Auch ift der rheiniiche Richter beim Mangel gefeglicher 
Beftimmungen über das präfumtive Lebensalter gefeglich nicht be- 
hindert, diefen Punkt aus eigener Sachkunde zu entjcheiden und 
von der Befragung der gebräuchlichen Mortalitätstabellen abzu= 
fehen. II, 380/94 vom 19. Febr. 95. 

234. Der mit einer Fahrkarte verfehene Kläger ift Nachts 
12 Uhr auf den zur Abfahrt bereit ftehenden Zug, die Plattform 
eines Wagens 4. Slaffe, geftiegen. Er und ein anderer Pafjagier 
verfuchten vergeblich) die in das Innere de Wagens führende 
Thür zu öffnen, fodaß Kläger während ber Fahrt auf der Platt- 
form ftehen blieb. Beim Einfahren in die nädjite Station fiel 
Kläger in Folge des durd da8 Bremen entftandenen Nudes von 
der Plattform herab, die Beine wurden überfahren. Eifenbahn- 
fisfus ift zu einer Rente verurtheilt, Revifion zurücgewiejen. Ein 
Berichulden des Klägers lag nit vor. Wenn aud) nad $. 12 
bes Eifenbahnbetriebsreglements vom 11. Mai 1874 dem Reifenden 
die Pläße vom Dienftperfonal anzumeijen find, jo war das Dienft- 
perfonal in diefem Falle nicht zur Stelle; und bei ber gebotenen 
Eile war dem Kläger nicht zuzumuthen, fi nad demjelben um- 
zufehen. II, 366/94 vom 1. März 95. 

235. Nad) der Zeugenausfage hat D., welcher für Rednung Bertrag. 
feiner Ceffionarin, der Klägerin, im eigenen Namen von der Be> 


Bertrag. 
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Hagten in Magdeburg NReisfuttermehl gekauft hat, erklärt, er 
brauche e8 für auswärts, er Tönne auch gejagt haben, für die 
Provinz Die Bellagte hat behauptet, daß unter ‚Provinz in 
dem Yutter=- und Düngemittelhandel allgemein die außerhalb der 
Haupthandelspläße wohnende, den Zwifchenhandel ausübende Kund- 
Ichaft verjtanden werde, daß aber niemals mit diefem Ausdrude 
der Hauptpla für den fraglichen Artikel, den hier Hamburg bilde, 
gemeint fein fünne. Sie würde, wie D. gewußt habe, ihm da8 
Reisfuttermehl nicht verkauft Haben, wenn fie feine Auftraggeberin, 
die Klägerin, gefannt hätte, da fie mit diefer bei früheren Ge- 
Ichäften in Differenzen gerathen und diefe die Führerin des Ninges 
gewejen fei, welcher zum Ruin des Handels im Inlande mit Neis- 
futtermehl führen follte. ‘Das Berufungsgericht hat die Beklagte 
verurtheilt, weil der Ring nicht erwiefen fei. Aufgehoben, zurüd- 
verwiefen. Nicht das objektive Beitehen des Ringes ift maßgebend, 
Sondern der Glaube, in weldem Beklagte geftanden haben will. 
Hat Beklagte auf jene Erklärung des D. die Offerte gemadht 
und ift fie von D. angenommen, fo erfcheint fie al8 mit der Ein- 
fhränfung gemadt, daß das Reisfuttermehl nad) auswärts gehe, 
und e8 mußte die Bedeutung der Einfchränfung für die Willens- 
übereinftimmung unterfucht werden. Die Klägerin hat den Be- 
weis für den Abichluß des Vertrages, aus dem fie Flagt, zu 
führen. Ergeben die feitgeftellten Thatjachen ein Bedenken, welches 
der Annahme des Abjichluffes entgegenfteht, fo tft e8 Sache der 
beweispflichtigen Bartei, diejes Bedenken auszuräumen. IL, 276/94 
vom 4. San. 95. 

236. Vol. Bd. XI, 204; Bd. XIV, 231; Bd. XVIL, 222; 
3b. XVII, 219, Bd. XIX, 287. Beklagte erfuchte Klägerin mit 
Poftlarte um äußerfte Anftellung für Weizenmehl 00 in 1'/; Eentner- 
Säden bahnfrei Halle a./S. gegen ihr Dreimonatsaccept. Klägerin 
offerirte 27. Zuli brieflic 1000 Sad Weizenmehl Abnahme Auguft— 
Geptember je 500 Sad per Monat zu 20 Mart 50 Pf. per 
100 Kilo brutto inkl. Sad ab Hildesheim netto Kaffe oder mit 
1/, Mark Aufichlag gegen 3 Monat Banfrembours, und bat um 
Drahtantwort. Beklagte depefchirte am 28. Iuli: ,‚Acceptive, 
Brief folgt.” Im Briefe vom 28. Iuli beftätigte Beklagte den 
Kauf, aber gegen ihr Dreimonatsaccept, während Klägerin in ber 
Antwort den Abfchluß des Kaufgefhäfts, aber gegen 3 Monat 
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Banfrembours anerkannte. Ueber diefe Abweichung find nod) 
Briefe gewedhjelt. Das Berufungsgericht hat angenommen, der 
Vertrag fei zu Stande gefommen, da der Zufat ,„‚Breef folgt” 
weder eine Bedingung nod) eine Einfchränfung der ausgeiprochenen 
Acceptation enthalte. Diefe Auslegung des Vertragsmwillens ift 
thatfächlicher Natur und läßt einen rechtlichen Verftoß nicht er- 
fennen. Revifion der Beklagten zurüdgewiefen. Il, 284/94 
vom 15. San. 95. 

237. Im Fall Bd. XVII, 228 hat das Berufungsgericht 
nun die Klage bes Käufers abgewiefen. ‘Denn die Beklagte hatte 
früher von dem Kläger Waare mit der Verabredung gekauft, daß 
der Preis nad) Verladung der Waare auf das Schiff gezahlt 
werden follte; Kläger hatte dann aber Zahlung vor der VBerladung 
gefordert und den Spediteur angewiejen, die Waare ohne diefe 
Zahlung nidht auszuhändigen. Nach diefer Erfahrung war Be- 
flagte berechtigt, jedes weitere Gejchäft mit dem Kläger abzu- 
lehnen. Revifton zurüdgewiefen. II, 10/95 vom 29. März. 

238. In dem Briefe des Klägers vom 11. Sept. 1892 ver- 
pflichtete fich diefer, die vertragliche Beftimmung bezüglich der 
Fälligkeit eines Theiles einer Raufgelderforderung zu Gunjten des 
Beklagten zu ändern, wenn Bellagter fid) dagegen verbindlid) 
madt, für den Tall des Verkaufes des verpfändeten Haufes min- 
beitens 6000 Mark Hinter der ganzen Hhypothek des Klägers für 
die Zeit bis zum 1. April 1897 ftehen zu laffen. Auf diejen 
Antrag Hatte der Beklagte fi) — gleichviel, ob Art. 319 9.8.8. 
oder 88. 96—98 und 103, I, SÜX. R. anzuwenden find — 
jofort zu erklären, widrigenfalls® der Kläger an feinen Antrag 
nicht mehr gebunden war. Cine ausdrüdliche Erklärung im Sinne 
der Annahme ift feitens des Beklagten erft am 8. Aug. 1893, 
aljo verjpätet, erfolgt. Eine Annahme durch konkludente Hand- 
lungen (8. 831, 1,5UU NR.) ijt zuläffig und im vorliegenden 
Valle vielleicht darin zu finden, daß Bellagter nad Abichluß des 
Zaufchvertrages® vom 2. Aug. 1893 für fi eine Hhpothef von 
28500 Mark hinter der Hhpothel des Kläger Hat eintragen 
lafjen; aber auc eine folhe Annahme muß rechtzeitig erfolgen, 
und das ift hier nicht gefchehen. V, 341/94 vom 16. März 9. 

239. Der Berufungsridter nimmt an, daß der Zaujd- 
vertrag zwifchen Parteien gültig verabredet fei; Bellagter hat dem 
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Agenten ©. am 29. Dft. mitgetheilt, daß er das Gefchäft mit 
dem Kläger machen würde, wenn die beiberjeitigen Grundftüde 
mit ihrem Hhpothefenftande ausgetaufcht und ihm von bem Kläger 
5000 Marf nachgezahlt würden. ‘Diefen Brief hat ©. dem Kläger 
mitgetheilt, und der hat innerhalb der Frilt, in welcher Beflagter 
an dieje Erklärung gebunden fein wollte, mittelft YBriefes an den 
Beklagten acceptirt; Revifion zurücgewiefen. Allerdings joll Kläger 
bei einer mündlichen Beipredhung mit dem Bellagten diejfem er- 
Härt haben: mehr al8 2000 Mearf werbe er in keinem Falle zu- 
zahlen, Bellagter folle mit feiner Ehefrau das Gut des Klägers 
nodh einmal befichtigen. Diefer Erklärung legt der Berufungs- 
richter in unangreifbarer thatfächliher Würdigung nicht die Be- 
deutung einer definitiven Ablehnung bei, erachtet vielmehr bie 
Gegenofferte einer Zuzahlung von nur 2000 Mark nur für eine 
Zwilchenftufe ber mündlich geführten Unterhandlung, die ihren 
„allein maßgebenden” Abfchluß in der Aushändigung des Schluf- 
zettel® fand. Darin liegt feine Verlekung der SS. 84, 85, I, 5 
ALUNR. V, 460/94 vom 20. April 95. 

240. Die außerordentlihe Gewerfenverfammlung war ein- 
berufen, um über den Verkauf ihres Grund- und Bergmwerfe- 
vermögens, Feftitellung der betreffenden Bedingungen und Wahl 
und Bevollmädtigung der Perfonen, welche die hierzu erforder: 
lihen Rechtshandlungen namens der Gemwerkichaft vorzunehmen 
ermächtigt fein follen. ‘Das Berufungsgericht Tegt das dahin aus, 
daß die Tagesordnung fih aud auf den Abjichluß des Vertrags 
jelbft erftreden follte. In der Gewerfenverfammlung erjchien der 
durch jchriftliche Vollmacht Tegitimirte Vertreter der Klägerin umd 
legte die fchriftliche Kaufofferte der Klägerin vor. Darauf faßte 
die Gewerfverjammlung den der Offerte entjpredjenden, notariell 
beurfundeten Beihluß, da8 Grund- und Bergwerfseigenthum der 
Klägerin zu verkaufen. In der Notariatsurfunde war der Antrag 
der Gewerfichaft beurfundet, den Beichluß mit der Offerte für die 
Klägerin auszufertigen, was erfolgt if. Darin findet der Be- 
rufungsrichter den fchriftlich beurkundeten, alfo ftempelpflichtigen 
Abfchluß des Kaufvertrags über da8 Bergwerk, nicht bloß den 
Beichlug über den Verkauf. Wenn aud) zugleich Bepollmädhtigte 
ernannt wurden, jo erjtredte fih das nur auf die Ausführung 
de& bereitd zu Stande gefommenen Kaufvertrages. Allerdings ent- 
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hielt auch die notarielle Urkunde die Beitimmung, daß Klägerin Lertrag. 
die Sämmtlichen durd) den Verkauf entjtehenden Stempel- und 
Gerichtsfoften zu tragen habe, ohne daß hiervon in der fchrift- 
fichen Offerte die Rede war. Indefjen follte aud) nach der Offerte 
die Klägerin die fämmtlidhen Paffiven übernchmen, und das Be- 
rufungsgeridht fubjumirt jene Koften unter diefe Paffiven. "Re: 
vifion zurüdgewiefen. Wenn fchon die Gewerfichaft fonft gefetlich 
dur) den Repräfentanten vertreten wird, jo fchließt das nicht aus, 
daß fie jelbft einen Vertrag abjchließt. IV, 386/94 vom 10. April 95. 
241. Der Beflagte zu Weißenbrunn in Bayern erwarb im Berjonen der 

3.1892 die bi® dahin auf Ableben feines Vater zur Hälfte von Kontrahenten. 
feiner Mutter, zur andern Hälfte von ihm und feinen Brüdern 
eigenthümlich bejeflenen Grundftüde, in denen eine Gaftwirthichaft 
ausgeübt wurde. Der Kläger hatte fchon zu Lebzeiten des Vaters 
und nad deflen Tode in die Haas’sche Wirthichaft Bier geliefert. 
Kläger fordert von dem Beklagten die Zahlung der NRüditände 
audp aus der Zeit vor feiner Uebernahme der Orundftüde. Das 
Dberlandesgeriht hat ihn verurtheilt, das Neichsgericht hat auf- 
gehoben, zurüdverwiefen. Auch wenn nad) dem maßgebenden 
Bartikulargefeg der Beklagte mit dem Erwerb der Großjährigfeit 
aus der elterlichen Gewalt der Mutter trat, wäre für die Frage, 
ob der Sohn für fih oder für die Mutter, bie erft im Ueber- 
nahmevertrage fi zum Verzidht auf die Wirthichaftsfonzeffion 
erbietet, die Wirthichaft geführt, die vermögensredhtliche Stellung 
in Betracht zu ziehen gemwefen, welche bie Mutter nad) dem Tode 
des Vaters bi8 zur Uebernahme eingenommen. Kam ihr, wie 
dies nah Nürnberger Reht anzunehmen ift, Beifik und Nuk- 
nießung auch an dem Erbtheile der Kinder bi8 zur wirklichen Ab» 
theilung zu, jo fann der Thatjache, daß etwa ein Gewaltverhältniß 
über ihren Sohn nicht mehr beftand, für die Entjcheidung der 
Trage, wer das Wirthichaftsgewerbe vom Tode des Vaters bis 
zur UWebernahme betrieben, feine Bedeutung beigelegt werben. 
Auch hat Bellagter einen nicht erhobenen Beweis angetreten, daß 
dem Kläger befannt gewefen, die Wirthichaftsfonzeffion laute auf 
den Namen der Mutter des Beklagten und die Wirthichaft fei 
bis zur Verheirathung des Beklagten und Uebernahme des An- 


wefens durch ihn auf Rechnung der Mutter betrieben. VI, 351/94 
vom 14. Febr. 95. 
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242. Der Erblaffer B. ift von dem Kläger, feinem Bruder, 
von einer inzwijchen verftorbenen Schweiter, der Mutter des be- 
flagten Richard B. und feinen mitbeflagten beiden Schweitern 
und von Kindern und Enfeln zweier vor ihm verftorbenen Ge- 
Ihwifter beerbt. Der beklagte Richard DB. ift verurtheilt, zur 
Nacdlapmaffe 21000 Rubel Ruffifhe Papiere zu vertreten, welche 
ihm nad feiner Angabe von dem Erblaffer zu der von diefem 
angeordneten Vertheilung unter die Erben ausgehändigt feiten. 
Das NReichsgeriht hat aufgehoben und zurüdverwiejen. Denn der 
Kläger Hatte dem Richard DB. gegen Zahlung von 3028 Marf 
eine Verzichtsurfunde ausgeftellt. Das Berufungsgericht hatte dieje 
Erklärung für wirkungslos erachtet, weil Richard B., welder 
übrigens damald vor dem erft fpäter erfolgten Tode feiner Mutter 
zu den Erben nicht gehörte, in Ermangelung einer ihm ertheilten 
Vollmacht nicht befugt war, fi) al8 Vertreter der B.’Ichen Erben 
zu geriren, und weil diefe Erben jenen Verzicht nicht acceptirt 
hatten. Das Argument verjagt, wenn die Abficht der Kontrahenten 
dahin ging, daß der Kläger dem Richard BY. gegenüber wegen 
der gegen diefen zu erhebenden Anfprücde abgefunden werden jollte. 
Das bleibt zu prüfen. IV, 289/94 vom 28. Febr. 95. 

243. 9. hatte Kollektivprokura von der flagenden Kommanbit- 
gejellfchaft. Nachdem mit dem Beklagten über den Ankauf von 
Kartoffeln Forrefpondirt war und nur eine Differenz in einem 
Punkte hervorgetreten war, foll Beflagter am 12. Oft. 1891 dem 
H. erklärt haben, die Kartoffeln nad) Maßgabe des Schreibens 
der Klägerin vom 10. Oft. 1891 liefern und fofort mit der Lieferung 
beginnen zu wollen. 8 ift rehtsirrthümlich, wenn der Berufungs- 
richter ausfpricht, daß diefe Behauptung um deswillen nicht in 
Detradıt füme, weil H. für die Kommanbditgefellfchaft nicht habe 
tontrahiren Fünnen. Um eine von 9. für die Kommanditgefell- 
Ihaft abgegebene verbindliche Erklärung handelt es fi ja nicht, 
jondern um die Entgegennahme der Acceptationserflärung des 
Dellagten auf die Offerte der Klägerin. Daß aber der Kom- 
manditift H. zu diefer Entgegennahme nicht legitimirt gewejen 
wäre, Tann der Beflagte um fo weniger für fich geltend machen, 
al8 er jeine jämmtlichen Briefe an diefen (feinen Freund), wie 
man annehmen muß, für die Flagende Kommanditgejellichaft ge- 
richtet hat. I, 415/94 vom 2. März 95. 
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244. Dgl. 241 und Bd. XVIL, 231. Am 23. Iumi 1890 
ift Sotthold H. geftorben mit Hinterlaffung von fieben Rindern 
(darunter die fehs minderjährigen Beklagten) und einer Witwe, 
mit der er in Gütergemeinfchaft gelebt hat. Der Verftorbene 
hatte einen Handel mit Kolonialwaaren unter der Firma ©. 9. 
betrieben. Am 2. Iult 1892 fand zwifhen Mutter und Kindern 
eine Nachlaßtheilung ftatt, bei der Hinfichtlic) des Faufmännifchen 
Gefchäfts bemerkt ift, daß es für jest von der Theilung aus- 
gejchlojjen bleibe. Die Witwe hat fid) fodann wieder verheirathet. 
Der Kläger hat gegen die Mutter ein verurtheilendes Erfenntniß 
aus einem Wechjel erlangt. Er nimmt nun die Kinder für die 
Wechjelfumme und die Koften in Anfpruch, weil der Wedhjel in 
Anerkennung einer Schuld für Waaren, welde der 0.9. ©., in 
welcher die Kinder mit der Mutter geftanden haben, und für 
Darlehne, welche derjelben gegeben feien, ausgeftellt fei. Auch 
liege eine nütliche Verwendung vor. Die Klage ift abgewiejen, 
weil eine 0. 9. ©. nicht beftanden hat, obwohl folde auf An- 
meldung der Mutter im Handelsregifter eingetragen war. Kommt 
aber die Witwe nur ald Verwalterin und QVormünderin in DBe- 
tracdht, jo hat da8 Berufungsgericht mit Recht die $$. 126 ff., I, 
14 UL. R. und den 8.42, Ziffer 10, 12 der DB. OD. angewendet 
und daraus hergeleitet, daß die Beklagten für die von der Witwe 
eingegangene Wechfelverbindlichfeit nicht haftbar feien. Aud ift 
nüßliche Verwendung nicht dargelegt. I, 425/94 vom 10. März 
95. Vgl. 578 und 165. 

245. Im Fall 492 Hatte Bellagter zu 3 den Kauf für fich 
und ald Vertreter der übrigen Miterben am 19. März 1892 ab- 
gefchloffen. Zu diefem Abjchluß hatten die Beklagten zu 1, 2, 
6— 12 den Bellagten fon vorher ermädtigt und die Beklagten 
zu 4 und 5 haben durch ihre am 21. März 1892 ertheilte Voll- 
madt den für fie durd) den Beklagten zu 3 geichloffenen Kauf 
genehmigt. Damit haben die Beklagten zu 4 und 5 fich den Folgen 
unterworfen, welche der durch ihren Vertreter geichloffene Kauf 
für die jämmtlichen Verkäufer mit fi brachte. Und da nad) der 
fonjtanten Rechtiprehung ber oberften Gerichtshöfe der Machtgeber 
au für das Verfehen feines Bevollmächtigten eintreten muß, find 
aud die Beklagten zu 1, 2, 6—12 verhaftet. V, 362/94 vom 
3. April 9. 

Prariß des NReichägerihts. XX. 8 
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246. Kläger hat mit den Beklagten als ben Vertretern der 
Schulgemeinde Nowahütte auf Leiftung von Heu- und Spann- 
dienften fontrahirt. Er will erft nachträglid) erfahren haben, daß 
auch der Pfarrer — $. 31 der Schulordnung für die Provinz 
Preußen vom 11. Dec. 1845 — und der Befiter 2., welche nicht 
mit Fontrahirt haben, zum Schulvorjtande gehören. Da die 
Schulgemeinde ben Vertrag nicht genehmigt und dem Kläger eine 
geringere Summe al8 den angemeljenen Preis der Leiftungen ge- 
zahlt hat, fordert er von den Bellagten die ‘Differenz mit dem 
höheren verabredeten Preife. Sie haben dem Kläger die Frage, 
ob fie namens des Schulvorjtandes zu Tontrahiren ausreichend 
feien, bejaht. Kläger ift abgewiefen. Auch wenn der fih aus 
88.9, 6, 1LAÜ.U NR. IL, 13 ergebende Grundjat, daß der, 
welcher Fälihlih Vollmadıt zu haben behauptet, dem ‘Dritten, 
welcher fi) mit ihm eingelafjen hat, jchadenserjaßpflicdhtig ift, 
analog auf die gejetlichen Vertreter juriftifcher Perjonen anzu- 
wenden ift: jo ergab hier das Gejet den Mangel der Vertretungs- 
befugniß der Beklagten. Das Gefet braudte aber dem Kläger 
nicht erft wie eine Bollmadt von den Beklagten vorgelegt zu werben. 
Aus L, 5AL.R., 8. 285 würde fih nur ein Aniprud) auf Erjat 
der Aufwendungen, nicht auf das ergeben, was der Kläger gehabt 
hätte, wenn der abgejchloffene Vertrag gültig gewejen wäre. Sene 
Aufwendungen darf aber Kläger ohnedies, foweit fie ihm nicht 
Ihon gewährt find, von der Schulgemeinde aus der nütlichen 
Verwendung fordern. Endlid ift mit echt angenommen, daß 
der Kläger den erhobenen Intereffeaniprudh nit hat, weil er 
feldft fi in grober Verfchuldung befunden hat. VI, 393/94 vom 
21. März 95. 

247. Die Eheleute 8. verfauften ihre Grundftüde an ihren 
Sohn David L. Der Kaufpreis follte zum Theil an dic Ge- 
ichwifter des Käufers, 1000 Thaler an einen unehelihen Sohn 
der Verkäufer Georg, welcher fchon damals abwejend war, gezahlt 
werden. Indem David 8. die Zuwendung für Georg annahm, 
handelte er als bdeffen Gefchäftsführer ohne Auftrag, und Georg 
wurde durch die Erklärung des Geichäftsführers berechtigt, Tor 
bald er dazu nachträglich feine Genehmigung ertheilte (A.L.R. 
I, 13, 88. 238 ff.). Eine folche Genehmigung der Gefchäftsführung 
aber liegt darin, daß fi) Georg die Vortheile aus dem VBertrage 
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Hat aneignen wollen und zu diefem Zwede dem Schuldner, welcher 
den Kaufpreis gezahlt hat, die Quittung über feinen Antheil an 
benjelben hat durch feinen Bevollmächtigten ausstellen laffen. Daß 
die Genehmigungserflärung unmittelbar an den Gejchäftsführer 
oder an die übrigen Gefchäftsbetheiligten (die Verkäufer und jebt 
deren Erben) gerichtet wurde, tft nicht erforderlich; e8 genügt, daß 
die Genehmigung in einer Weije erklärt worden ift, in welcer 
fie den DBetheiligten Far erkennbar werden mußte und geworden 
if. V, 335/94 vom 10. April 95. 

248. Das Erlöfchen der Vollmacht, fei e8 durch Widerruf 
der Vollmacht, ei e8 durch den Tod des Vollmachtgebers, fchadet 
dem gutgläubigen Dritten nit. — Windiheid, Bd. 1, $. 74; 
Dernburg, Bd. 1, $. 119; Seuffert, Ardiv, Bd. 28, Nr. 29; 
Dd. 29, Nr. 28. — III, 322/94 vom 29. März; 95. Pgl. 95. 

249. Der Kläger bat einen Anfprud) auf einen Antheil an 
dem von Beklagten verdienten Maflerlohn erhoben. Er joll darauf 
verzichtet haben. Mit Recht nimmt der Berufungsridhter an, daß 
der dem DB. gegenüber ausgeiprocdhene Verzicht dem Beklagten 
gegenüber erklärt fein würde, wenn entweder der Kläger den D. 
zur Uebermittelung feiner Verzichterflärung ermächtigt hat, oder 
dem Kläger durch deutliche Erklärungen des B. befannt war, daß 
er in diefem nur ben Beauftragten des Bellagten zu erbliden 
hatte. VI, 404/94 vom 28. März 95. 

250. Celle. Die Haftung des falsus procurator gegenüber 
feinem Gegentontrahenten auf dasjenige, worauf diejer gehaftet 
haben würde, wenn die Vollmacht ertheilt gewejen wäre, tritt ein, 
aucd wenn der Bevollmäctigte ohne Verihulden war, fofern nur 
der Gegenkontrahent den Mangel der VBollmadıt nicht fannte. Ob 
die VBollmadıt gefälicht, oder von einem Unzuredhnungsfähigen er- 
theilt ift, bleibt gleichgültig. Dem Dritten fannn die Verantwortung 
für den Mangel nicht auferlegt werben. Immer ift und bleibt 
der Bertreter derjenige, welcher die Vollmacht producirt hat, mit 
Hinweis auf fie al8 Bevollmädtigter auftritt, den Vertrag ab- 
fchließt und damit, wie feiner Danbdlungsweije zu unterftellen ift, 
die ftilljchweigende Garantie dafür ausfpricht und übernimmt, daß 
fein Auftreten ein berechtigtes jei. III, 31/95 vom 7. Mat. 
Bol. Bd. X, 302b. 

251. R. war Mitdireftor der MHagenden Aktienbrauerei. 8. 
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hat für diefe Aftienbrauerei ein Schuldbefenntnig ausgeftellt und 
Hypothek beftellt; er hat dann zufammen mit bem Mitdireftor 
Gro. an Gru. cedirt, welcher dem Beklagten W. cedirt hat. Zwijchen 
der Aftienbrauerei und dem W. ift ein Streit über die Hhpothef 
entitanden, welcher zu Gunften des W. entichieden ift. ‘Das Reicd)8- 
geriht hat aufgehoben, zurüdverwieien. „Daß K. zunädjjt ein 
Scufdbefenntnig für die Klägerin ausftellte und die Hypothek 
für diefe eingetragen ift, beruhte auf bem Verlangen Gru.s, 
weldem von R. für geleijtete Vorihüffe Dedung gegeben werden 
follte, und welcher als foldje die Ceffion einer der Klägerin zu- 
jtehenden Hypothek begehrt hatte. Diefem Verlangen fonnte . 
nur dadurch entjprechen, daß er zunäcdjft eine Forderung und 
Hypothek für die Klägerin wirklich) begründete”, und diefe mit 
Gro. in Vertretung der Klägerin an Gru. cedirte. „Die Replif 
der Arglift ... . ift darauf gegründet, daß Gru. gewußt habe, daß 
R. ihr die Hhpothek cedire, um die Mittel zur Wiedereinlöfung 
einer veruntreuten Ohpothek zu erlangen, mithin davon Senntniß 
gehabt habe, daß er im eigenen Intereffe über ein Vermögens- 
jtü der Klägerin zu deren Nachtheil verfügt habe.’ Auch) dann, 
wenn K. durd) Ausstellung der Schuldurfunde und Hypothek von 
vornherein nicht beabjichtigte, die Aftienbrauerei wegen ihrer Anz 
fprüde an ihn zu deden, fondern sine causa diefen Vermögens: 
werth für Klägerin gefchaffen habe, mochte er eine Einrede haben, 
wenn die Hhpothef von der Stlägerin gegen ihn geltend gemacht 
wurde, oder die Kölchung der ohne Rechtsgrund beftellten Hypothek 
fordern können. Er überfchritt aber feine Vertretungsbefugniß 
und handelte außerhalb derjelben, wenn er diejen Werth, der der 
GSefellichaft zuftand, an deren Vorftandsmitglied zu perjönlichen 
Zweden cedirte. Dem dritten Kontrahenten fteht die Replik der 
Arglift entgegen, wenn und foweit er von diefer Sadjlage Kenntniß 
hatte; und zwar aud) dann, wenn er in dem Glauben war, die 
Elagende Gefellichaft werde nicht gefchädigt, weil für K. Feine Ver- 
pflihtung zur Hypothefbeftellung beftand, und diefe Replif würde 
aud) dem Beklagten al8 Rechtsnachfolger des Gru. entgegenftehen. 
II, 9/95 vom 7. Mai. 

252. Die Klägerin fonnte fi aber nicht fon darauf be- 
rufen, daß Gro. über den Inhalt der von ihm mitunterjchriebenen 
Urkunde von RK. getäufcht fei, und daher auf feiner Seite der 
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Wille zu cediren gefehlt habe. Die Prüfung des Inhalts der 
von den Bertretern der Aktiengejellihaft unterjchriebenen Urfunde 
vor der Unterfchrift ift eine nur den innern Betrieb und die Ver- 
antwortlichfeit der Gefellihaft gegenüber berührende Pflicht der 
Borftandsmitglieder, aus deren Verlegung die Gejellichaft wohl 
einen Schadenserfataniprudy gegen dieje, nicht aber eine Einrede 
gegen Dritte herleiten kann, welche mit ihr in der für fie all- 
gemein und öffentlich als bindend anerkannten Sorm fontrahirt 
haben. Die Sadje würde nur dann anders liegen, wenn Gru. 
an der Zäufchung des Gro. Theil genommen oder von derfelben 
bei Annahme der Ceffion Kenntniß gehabt hätte. ILL, 9/95 vom 
7. Mai. 

253. Im Fall 92. Allerdings war der Generalagent nicht 
in dem Sinne Bevollmädtigter der Klägerin, daß er in deren 
Namen Berträge abjchließen oder rechtsgeichäftliche Erklärungen 
abgeben durfte; aber nad) dem Inhalte der in den Vorinftanzen 
bezogenen Geichäftsinftruftion hatte ex den gejchäftlichen Verkehr 
der Parteien zu vermitteln, Gelder einzuziehen, die püntktliche 
Zahlung der Zinjen zu fontroliren. Seine Vermittelungsthätig- 
feit war aljo nicht mit der Entgegennahme und Weiterbeförderung 
des DBeleihungsvertrags beendet. Die Klägerin würde fich aber 
dem Vorwurf der Arglift ausjegen, wenn fie bei jener Stellung 
des Generalagenten nicht gelten laffen wollte, daß derjelbe Tegiti- 
mirt war, die Anzeige ihres Schuldners entgegenzunehmen, daß 
derfelbe jein Grundftüd verfauft und der Käufer die Hypothek in 
Anrehnung auf den Kaufpreis übernommen habe. V, 427/94 
vom 25. Mai 95. 

254. Wäre im Fall 46 ein Verfchulden des H. anzunehmen, 
fo würde die Bank durd) dafjelbe dem Kläger nicht zum Schadens: 
erfag verpflichtet, weil 9. Feine Vollmadt von der Banf hatte, 
für diefelbe Gelder in Empfang zu nehmen. Cr hatte Voll- 
macht Börjenaufträge entgegenzunehmen, durfte deshalb aud) Briefe, 
denen er nicht anfah, daß fie Geld enthielten, öffnen. I, 72/95 
vom 29. Mai. 

25. Wenn aud) 8., welcher für ben Bellagten als DVer- 
miether den neuen Miethvertrag mit dem Kläger durd) Korre- 
jpondenz jchloß, Feine jchriftliche Vollmacht erhalten hatte, fo war 
der Kläger al8 Gegenfontrahent an den Vertrag gebunden, wenn 
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diefen nur der Bellagte genehmigte, was erfolgt ift. — $. 10 
AU R. I, 13. — Aud) in $. 147 wird Schriftliche Vollmadt nur zur 
Bindung des Dritten gefordert. MWebrigens würde Kläger felbit 
dann bi8 zur Erklärung des Bellagten gebunden gewefen fein, 
wenn 2. in auftraglofer Gejchäftsführung des Beklagten mit dem 
Kläger Tontrahirt hätte, dergeftalt, daß Kläger jelbjt mit Ein- 
willigung des Geichäftsführers den Vertrag nicht aufheben oder 
ändern fonnte. V, 424/94 vom 25. Mai 95. 

256. Die Urkunde über einen Werkverdingungsvertrag ift 
zunädft von der Gegenfontrahentin in Hamburg unterfchrieben, 
dann der Klägerin zur Vollziehung nad Berlin überjandt, darauf 
von der Klägerin in Berlin unterfchrieben und dann an die Gegen- 
fontrahentin in Hamburg zurüdgejandt worden. Da die Klägerin 
Kaufmann ift, fieht da8 Berufungsgeriht mit Redht auf Grund 
des Art. 321 9. ©. 3. Berlin ale den Ort des Vertragsfchluffes 
an. Die rüdwirkende Kraft des BVertragsichluffes fanıı in Be: 
ziehung auf Zeit und Ort nicht getrennt werden; deshalb war 
der Vertrag von dem Augenblide an, als die Vertragsurfunde in 
Berlin unterfchrieben zur Abfendung nah Hamburg abgegeben 
wurde, in Berlin redhtswirkfam gejhloffen R.DO.9. ©. €, 
Bd. 7, ©. 11. Afo in Preußen ftempelpflihtig. IV, 229/94 
vom 17. San. 95. 

257. Hat der Uebernehmer den mündlichen Vertrag nidjt 
vollftändig erfüllt, hat er bei den von ihm geleifteten Handlungen 
bejondere Vereinbarungen unbeadjtet gelaffen, jo fann dies den 
Wegfall des Anipruhs auf die bedungene Vergütung, nicht aber 
zur Folge haben, daß nunmehr der andere Theil auf vollftändige 
Erfüllung des mündlichen Vebereinfommens ober auf Erjaß des 
dur die Unvollftändigfeit der Erfüllung erwadfenen Schadens 
fagen dürfte. I, 5, 8. 165 beftimmt nicht, daß ein an fi un 
gültiger Vertrag Über Handlungen durd Xeiftung der Handlungen 
in allen feinen Zheilen verbindlich werden foll, er will vielmehr 
nur eine Bereicherung des Empfängers der Handlungen, die nicht 
ungejchehen gemacht werden können, mit dem Schaden des Handeln- 
den verhüten und findet einen gerechten Maßftab der Ausgleihung 
in der Gewährung der von den Kontrahenten felbft mündlid) ver- 
einbarten Bergütung. Vgl. D.T. €, Bd. 12, ©. 31 ff., BP. 31, 
©. 374; R.©. €, Bd.6, ©. 316 ff.; Bb. 8, ©. 321. Ebenfo 
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ist ein Entihädigungsanfpruch wegen Nichterfüllung der bejondern 
mündlichen Zufage nicht Hagbar. R.D.9. ©. €., 35.9, ©. 237 ff. 
Das Präjudiz des D.T. 1645 betrifft nad) Bornemann, „Ere 
örterungen im ©ebiete de8 Pr. Rechts”, ©. 204, 205, unerfüllt 
gelaffene Verpflichtungen, welche dem Beklagten nach dem Wefen 
des mündlid) errichteten und von beiden ZTheilen erfüllten Ver- 
trage8 fraft des Gefees obgelegen hätten. Beim Präjudiz 693 
handelte es fi) um Gewährleiftungsaniprüde. Ob dem zu folgen, 
brauchte hier nicht entjchieden zu werden, wo der Baumeifter aus 
dem mündlich abgefchloffenen Vertrage dafür verantwortlich ge- 
madt wurde, daß ber Koftenanfchlag, deffen Innehaltung der 
Baumeijter veriprochen hatte, überfchritten jei. VI, 281/94 vom 
14. San. 95. 

258. Daß beide Theile einen fchriftlichen Vertrag gewünscht 
haben, genügt nicht, um $. 117 A. X. R. I, 5 anzumenden, wenn 
nicht eine Einigung über die jchriftliche Adjchliegung erfolgt ift. 
VI, 278/94 vom 10. Ian. 95. 

259. Kolmar. Nur, wenn ftatt eines äußerlich abgejchloffe- 
nen onerofen Leibrentenvertrags eine eigentliche Schenkung be- 
abfichtigt gewejen wäre, würden die Erörterungen der Urtheile 
Des Reichögerichts (an welchen feitgehalten wird) in R. ®. €., 
Bd. 8, ©. 307; Bd. 10, ©. 279 zutreffen; wer aber fich (oder 
zugleich einem Dritten) von feinem Gegenkontrahenten al® Gegen- 
feiftung gegen Hingabe von Werthobjekten die Zahlung einer Xeib- 
vente ausbedingt, kann fi) der Kormen des darin liegenden one- 
rojen Vertrags bedienen, und zwar aud) dann, wenn — fei e8 
au unter der Abficht einer Treigebigkeit — die Hingegebenen 
Werthobjekte einen jolden Werth haben, daß fie al8 ein wahr- 
fcheinlich zu hohes Entgelt für die Leibrente ericheinen. II, 340/94 
vom 15. Yebr. 95. Dgl. 385. 

260. Für Kläger find auf einem Grundftüd, welches fpäter 
BDellagter erworben hat, 5100 Mark mit 4 Proz. Zinjen ein- 
getragen; Bellagter ift verurtheilt, das Kapital nebjt 4 Proz. 
Zinjen bei Vermeidung der Zwangsvollitredung an die Kläger 
zu zahlen. Das von ihm behauptete Abkommen, er folle das 
Kapital fo lange behalten, als er es nöthig habe, und dafür 
4 Proz. Zinjen zahlen, welche er aud) bisher gezahlt habe, ift 
Mangels der jchriftlihen Form ungültig — 8.131 U.UR. 
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L,5 —. Aus 8. 156, , 5A. R. kann der Beklagte nichts für 
fi herleiten. Daß er von den Klägern etwa die über 4 Pros. 
gezahlten Zinjen zurücdverlange, hat er nicht geltend gemadjt. Der 
Meinung bes Beklagten, die Kläger hätten fi in der Klage oder 
mit dem Klageantrage bereit erflären müffen, die erhaltenen Mehr- 
zinfen dem Beflagten zu erftatten, fteht die wohlbegründete Praris 
entgegen (vgl. DO. T. E., Bd. 21, ©. 329). V, 463/94 vom 
9. Febr. 9. 

261. Der Kaufvertrag über das Grundftüd enthält aud 
eine Vollmadıt der Verkäufer auf den Gerichtsdiener R., die Auf- 
laffungserflärung abzugeben. Auf Grund diefer Vollmadjt Hat 
RK. die Auflaffungserflärung abgegeben, und der Käufer ift ala 
Eigenthümer eingetragen. Wenn, wie Kläger behaupten, der Mit- 
verfäufer R. nicht jchreiben Tann, und der beglaubigende Notar 
ihm die Hand geführt hat, jo tft diefer Formmangel, foweit er 
die Vollmadjt betrifft, nicht durch die Auflaffung geheilt. Auc) 
dieje erfordert fchriftliche Form, die, wenn der Mitfläger wirklich 
Analphabet ift, nah 8.172 ff... R. I, 5 nit gewahrt fein 
würde. Tehlte e8 aber an einer gültigen Vollmadht, jo fann an 
fid) die Auflaffung von den Klägern wirffam angefochten werben; 
damit würde auch die heilende Wirkung des $.10 &. E&. ©. be- 
feitigt, dann aber der Kaufvertrag wegen ungenügender Form un- 
gültig fein, ohne daß e8 auf die Simulation anfäme. Daß der 
Grundbuchrichter auf Grund der äußerlich genügende Unterfchriften 
tragenden und notariell beglaubigten Urkunde die Auflaffungs- 
erklärung entgegennehmen und die Umjchreibung vornehmen durfte, 
ändert daran nichts. ILL, 278/94 vom 12. Febr. 95. 

262. WMeehrere Kratenfabrifanten haben einen Vertrag ge- 
ichloffen, worin fie fic) verpflichteten, bei ihren Kratenverfäufen 
beftimmte Minimalpreife und Lieferungsbedbingungen zu Grunde 
zu legen; jeder DBetheiligte hatte zur Garantie feiner Vertrags: 
erfüllung drei Solafichtwechjel über je 1000 Mark bei einer Banf 
zu hinterlegen. Die Beklagte ift zur Hinterlegung der Wedel 
und zur Zahlung des vertragsmäßigen Beitrags verurtheilt, weil 
fie auf Aufforderung der Gefellichaft beigetreten fei. Ihre Revifion 
ift zurüdgemwiejen. Soweit das Oberlandesgeriht angenommen 
hat, daß der in Rede ftehende Vertrag, um Verbindlichkeiten zu 
erzeugen, nad) dem Willen der Kontrahenten jchriftlich abgefchloffen 
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werden mäfje, daß jedoch Hierzu nicht die fürmliche Unterfchrift 
des einzelnen Beitretenden auf einem Gremplar des Vertrages 
erforderlich fei, jondern auch eine gejonderte Schriftliche Beitritts- 
erflärung genüge, handelt es fich lediglich um Vertragsausfegung, 
aljo um eine thatjächliche Feititellung, welche in der Nevifions- 
inftanz nicht nachzuprüfen ift. ‘Die weitere Ausführung des Ober- 
Iandesgerichts, daß durd) die von der Bellagten am 2. Aug. 1893 
von Wefel aus an die Firma U. in Grevenbroich, deren Inhaber 
Borftand des Ausjchuffes war, und fie zum Beitritt aufgefordert 
hatte, abgefandte Depesche, bei welcher da8 Aufgabetelegramm 
von der Beklagten unterschrieben worden, eine verbindliche 
Schriftliche Beitrittserfläzung der Beklagten erfolgt fei, ift redt- 
lich nicht zu beanftanden. LI, 345/94 vom 19. Febr. 95. 

263. Im Fall 623 war e8 umerheblih, daß der Auftrag 
nur mündlich ertheilt war, nachdem derjelbe vom Kläger erfüllt 
war. 8.1IU.LU.R. DO, 1 hier nit anwendbar. Denn die 
Ehefrau Hat mit Ertheilung des Auftrags nicht eine ihr gegenüber 
dem Chemann nicht obliegende Verpflichtung im Sinne des $. 199 
übernommen. IV, 264/94 vom 11. Febr. 9. 

264. Berkäuferin Elagt auf Entgegennahme der Auflaffung 
eines durch gerichtlichen Vertrag verkauften Gute. Käufer be- 
hauptet, daß in einzelnen Punkten andere Abreden getroffen feien. 
Das Berufungsgericht Hat, weil dies feititehe, die Klage ab- 
gewiejen. Das Neichögericht hat aufgehoben, zurücdverwiefen. 
Den mündlich verabredeten Vertrag, aljo den gerichtlichen Ver- 
trag mit denjenigen Aenderungen und Zujägen, deren Yirirung 
einem Nachtrage vorbehalten war, will der Bellagte nicht rüd- 
gängig gemacht wifjen, er fordert fogar felbjt durd) die Wider- 
Hage deffen weitere Erfüllung. Diefer Vertrag ift auch) in mwefent- 
Lichen Punkten, durch Uebergabe des Gutes und theilweife Zahlung 
des Preifes, jchon erfüllt worden. Wenn nun die Klägerin be- 
hauptet, e8 gelte nur der gerichtliche Vertrag, jo bewegt fi in 
Wirklichfeit der Streit der Parteien nur um die Trage, ob die 
Auflaffung und die Eintragung des Kaufgeldreites gefordert 
werden fünne lediglich unter den Bedingungen diefes Vertrags, 
oder unter welchen anderen Bedingungen, und nad der Feit- 
ftellung, daß andere, jei e8 von dem gerichtlichen Vertrage ab- 
weichende, fei es über bdenjelben hinausgehende Vertragsabreden 
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beftehen, durfte nicht die Klage abgewiefen werden, fondern e& 
waren die über den Inhalt des gerichtlichen Vertrages Hinauıs nad) 
der Behauptung des DBeflagten von der Klägerin übernommenen 
Verpflichtungen foweit nöthig durch weitere Beweiserhebeung feft- 
zuftellen, und e8 war demgemäß alsdann Beklagter gegen Erfüllung 
diefer Verpflichtungen jeiten® ber Klägerin zu verurtheilen. Durch) 
eine folhe Entiheidung wird das Verlangen des Belflagten, daß 
zunädhjft die Vertragsbedingungen vollftändig der mündlichen Ab- 
madhung entiprechend fchriftlicd) abgefaßt werden, entbehrlich. Daß 
der Beklagte feinen Einwand, daß er dem Klagebegehren nur unter 
andern, als den in den gerichtlichen Vertrag aufgenommenen Be- 
dingungen zu entiprechen habe, in die Korm diejes Verlangens 
gekleidet Hat, ift für die Enticheidung des Streites unerheblid). 
V, 330/94 vom 6. März 95. 

265. Im Fall 330 bedurfte das Abkommen des Klägers 
mit M. auch der Schriftform nicht, da es eine Handlung (Unter: 
laffung) zum Hauptgegenftande hatte, und dieje erfüllt ift. IV, 
356 /94 vom 14. März 95. 

266. Nadjdem eine mündliche Einigung beider Theile über 
alles Wefentliche des Kaufvertrags erfolgt war, hat der Beklagte 
eine entiprechende Erflärung unterfchrieben und dem Kläger aus- 
gehändigt. Daß nicht auch der Kläger unterfchrieben hat, jteht 
feiner Klage aus der Bunktation nad) dem Prinzip des $. 185 
AUR. L, 5 nit entgegen. Dem Unterfchreibenden fteht in 
folhem Falle nur die Befugnig zu, die Wirkfamleit jeiner Er- 
flärung davon abhängig zu machen, daß auch der Andere in be- 
beftimmter Frift unterichreibe, folches Verlangen hat der Bellagte 
nicht geftellt. V, 360/94 vom 3. April 95. 

267. Nah 8.135, L, 5A. NR. bedürfen Verträge über 
Grundgerechtigfeiten der jchriftlichen Abfaffung. Dies gilt aud) 
von einer bloßen Aenderung der Richtung des Weges, aljo wenn 
in dem Abkommen nur eine Modifikation der bejtehenden Geredtig- 
feit zu finden ift. Auf die Unverbindlichfeit des bloß mündlich 
geichloffenen Vertrages hat nach dem Thatbejtande des Berufungs- 
urtheil® der Kläger fich geftüßt; damit hat er den Vertrag für 
den Fall, daß fein Abfchluß erwiefen werden möchte, widerrufen. 
Zwar findet der NRevifionsfläger eine thatfächlihe Annahme dee 
neuen Weges darin, daß der Kläger diefen in Benugung genommen 
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habe. Das ift aber nach der thatjädhlichen Feititellung beider 
Vorinjtanzen nur in der Zwangslage geichehen, in die ber Be- 
flagte fjelbjt durch Sperrung des alten Weges den Kläger verjett 
hatte. V, 126/94 vom 30. März 95. 

268. Dem Berufungsurtheil Tann allerdings darin nicht 
beigetreten werden, daß die Beklagten fih durch ihre Zeichnung 
nicht der im Entftehen begriffenen Verficherungsgejellichaft auf 
Gegenfeitigfeit hätten verpflichten Fönnen. Dennod) ift die Nevifion 
zurüdzumweiien. Kaufmann im Sinne des Handelsgejegbucdhs ift 
feine ber ftreitenden Parteien. Da der Gegenitand bes Vertrags 
fih über 150 Mark beläuft, jo findet nah 8.155 WU.LU.R.1L5 
aus demjelben feine Klage fjtatt, wenn er nicht gemäß $. 131 
a. a. D. fchriftlich errichtet if. Dies Erforderniß der Schriftlich- 
feit hat aber den Sinn, daß wenn eine Dauptabrede, d. 5. die 
Veltftellung der Paciscenten über einen Punkt, der zu den wejent- 
lichen Stüden des Vertrages gehört, nicht niedergefchrieben  ift, 
die Urkunde den wahren Vertrag der Parteien nicht enthält. Der 
wahre Vertrag liegt dann nicht fchriftlich vor. Zwar enthält der 
Schein die Verpflichtung, daß der Zeichnende eine Summe zahlen 
und Wechfel hinterlegen foll, und es läßt fi) auch) aus dem Schein, 
wenn man es nicht allzuftreng nimmt, jo viel erjehen, daß die 
Zahlung an den zu gründenden Dftdeutichen Hagelverficherungs- 
verband erfolgen, alfo doch auch wohl die auszuftellenden Sola- 
wechiel diefen Verband als Gläubiger angeben jollten. E8 ergibt 
fich ferner aus dem Schein, daß die gezeichnete Summe einen 
Theil des Drganifationd:, Betrieb8- und Garantiefonds des zu 
gründenden Dftdeutichen Dagelverfiherungsverbandes von im 
Ganzen 300000 Mark bilden follte, und daß die Koften der 
erften Einrichtung und Organifation des Verbandes aus diejer 
gezeichneten Summe antheilig mit bejtritten werden follten. ‘Da- 
mit ift aber das zwifchen den Betheiligten zu errichtende Rechts- 
gefchäft nicht erjchöpft. Wenn fi) auch die Beklagten dahin 
binden wollten, daß der von ihnen zu zahlende Betrag als 
Garantiefonds, alfo namentlich den jpäteren Gläubigern des Ver- 
bandes haften follte, jo erhellt aus dem Scheine gar nicht, ob 
und wie der Verband, welchem die Beklagten zahlen wollten, den 
Beklagten für die zu zahlenden Beträge und feitzulegenden Wechtel 
haften jollte. Diefe Seite des Nechtsverhältniffes bildet aber einen 
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wejentlichen Theil des PVertragsverhältnifjes. Das zwiichen ben 
Zeichnern und „dem Bevollmädtigten‘’ oder Vertreter der Unter: 
nehmer beredete Gejchäft ftellt fih al® pactum de contrahendo 
dar. Aus der Schrift muß aljo nad den vorjtehenden Grund- 
lägen hervorgehen, welcher Art der Vertrag fein follte, den die 
Kontrahenten demmächft abjchließen wollten, und zu deffen Abfchluf 
fich einerfeitS die Zeichner, andererjeits der Vertreter Namens des 
zu gründenden Verbandes verpflichteten. Wäre beabfichtigt ge- 
weten, daß die gezeichneten Summen, weldje den Gläubigern ale 
Theil des Garantiefonds zur Sicherheit dienen, von dem DBer- 
bande als Betriebefonds benukt werden follte, der Gejellichaft 
unbefchadet feiner Zwedbeftimmung al8 Darlehn gezahlt werden 
follte, fo hätte dies in dem Scheine Ausdrud finden müffen. Es 
hätte angegeben werden müfjen, ob der Verband jchledthin auf 
Rüdzahlung haftete, ob und wann die Rüdzahlung erfolgen Jollte, 
oder ob etwa ein Theil der Summe a fonds perdu gezahlt werde, 
fodaß der Verband im Fall der Auflöfung für die dann nicht 
zurüctgezahlten Summen nidjt mehr hafte. Dder wäre beabjichtigt 
gewesen, daß die Zeichner dem Zwede ein Opfer bringen wollten, 
daß fie den Betriebs- und Garantiefonds „‚Itiften‘ wollten, ohne 
daß fie einen Ansprud) erheben wollten, daß ihnen jemals darauf 
etwas zurücgezahlt würde: jo hätte auch diejes aus dem jchrift- 
(ihen pactum de contrahendo hervorgehen müffen. Wäre end- 
ich beabfichtigt geweien, den Fonds al8 Gejellichaftsfonde zu- 
fammenzufchießen, jodaß jeder Zeichner nad) dem PVerhbältnik 
der Höhe der von ihm gezeichneten Summe BVerficherung nahm, 
um im al feines Ausicheidens etwa den Betrag von einem 
neuen Verficherungsnehmer erftattet zu erhalten (eine Konftruftion, 
welche an fi) denkbar wäre), fo hätte auch die® aus dem Scheine 
erjehen werden müffen. Da aus dem Scheine nicht hervorgeht, 
welchen Vertrag die Parteien miteinander abichliegen follten und 
wollten, jo findet eine Klage aus demfelben nicht ftatt. I, 58/95 
vom 30. März. Entipredjend IL, 57/95 vom 30. März. 

269. Allerdings enthalten die nad der Zeichnung, nad) 
welcher ja erft, wie fih aus dem Scdeine ergibt, der Verband 
fonftituirt werden jollte, zu Stande gefommenen Statuten des 
Verbandes Beitimmungen darüber, daß der Organifationg-, Ber 
trieb8- und arantiefonde den Zwed habe, die für die Einrid)- 
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tung und den Betrieb der Gejellichaft erforderlichen Mittel vor- 
ihußmeife zu bejchaffen, daß den Zeichnern über die zu zahlende 
Summe Empfangsbefcheinigungen ausgeftellt werden, welche in dem 
Statut ald Darlehnsfcheine bezeichnet werden. E8 findet fi) aud) 
die Beitimmung, daß der baar gezahlte Betrag mit 5 Proz. ver- 
zinjt wird, daß die Rüdzahlung des Geldbetrags und die Nüd- 
gabe des Wecdjjels nach einer Ausloofung erfolgt; ferner, daß bie 
Darlehnsfcheine mit Genehmigung der Direktion cedirt werden 
fünnen; endlich, daß bei Auflöfung der Gefellichaft die Garantie- 
zeichner wegen ihrer Forderungen fi) mit dem vorhandenen Ge- 
jellichaftspermögen zu begnügen haben, und eine Dedung des fie 
etwa treffenden Ausfalls duch Nahihüffe der Mitglieder nicht 
verlangen fönnen. Selbjtverftändlich verpflichten dieje Statuten 
den Verband und feine Mitglieder als folche, d. h, die Verfiche- 
rungönehmer der VBerficherungsgefellfchaft auf Gegenfeitigfeit. Der 
Berband darf nicht anders fontrahiren, al8 dies in den Statuten 
beftimmt ift, er darf alfo Beiträge zu dem Garantiefonds nicht 
unter läftigeren Bedingungen annehmen, al8 dies in den Statuten 
bejtimmt ift. Aber dieje Statuten, von denen in dem Zeichnunge- 
jheine mit feinem Worte die Rede ift, verpflichten nicht die 
Zeichner, die fich diefen Beftimmungen nicht in gültiger Weife 
unterworfen haben, mit der Gefellfchaft nad) Maßgabe diefer Be- 
ftimmungen zu fontrahiren. In R.G. €, Bd. 13, Nr. 12, U, 
421/84 vom 23. Yan. 1885 ift Gewicht darauf gelegt, daß Antheils- 
fcheine am Garantiefonds auf Grund des Statuts gezeichnet feien. 
Daß in diefer Weife nad) Maßgabe der Beitimmungen des A. R. 
I, 5, 8. 131 im vorliegenden Falle gezeichnet, d. h. über diejen 
wefentlichen Punkt fchriftlich Eontrahirt wäre, daran fehlt e8 eben 
im vorliegenden Ball. I, 58/95 vom 30. März. 

270. Die Aktiengefellfchaft Zuderfabrif Tiegenhoff hatte von 
der Handlung Gebrüder St. 400000 Mark und von einer Kredit- 
banf 200000 Dearf als verzinsliches Darlehn aufgenommen und 
barüber den Gläubigern Theilobligationen ausgejtellt, welche in 
einer dur) Ausloofung feitzuftellenden Reihenfolge zurücdgezahlt 
und dur) DBlanfocejfion übertragen werden jollten. Im einer 
notariellen Verhandlung haben 52 Perfonen, unter ihnen der be- 
Hagte Hofbefiger 3. und der Rentier R., Bürgichaft für die auf- 
genommenen Beträge, jeder Einzelne für eine bejtimmte Summe, 
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B. für 20000, R. für 4000 Marf geleiftet. Der Kläger Hat 
8000 Mark ausgelooite Theilobligationen und 55000 Marf nicht 
ausgeloofte, deren Zinjen mit 4162 Mark rüdjtändig find. Er 
Hagt gegen B. auf den Betrag der ausgelooften Obligationen 
und einen heil der Zinjen; gegen R. auf den Reit der Zinfen. 
Damit ift er abgewiefen. Die Darlehnsgeber hatten die in blanco 
cedirten Obligationen uriprünglid an andere Perfonen mit der 
Befugnig zur Ausfüllung der Blanfoceffion abgetreten; die leßteren 
hatten, ohne hiervon Gebrauch zu machen, die Obligationen an 
den Kläger mit der Blanfocefjion unter Cinräumung derfelben 
Befugniß abgetreten. Die urfprünglidden Ceffionare und Nedhts- 
borgänger des Klägers find nicht Kaufleute. Die Klage ift auf 
Grund ber Blanfoceffion erhoben. Zur Ceffion einer Schuld- 
forderung, über welche eine briefliche Urkunde vorhanden ift, tft 
Ichriftliche Ceffion erforderlich — AL. R. I, 11, $$. 394 und 
395; vgl. Bd. III, 564 (E., Bd.16, ©.88) —. Falle nit das 
Gefeß, wie bei dem Wechjel, dem kaufmännischen Verpflichtungs- 
Ichein, der Grundihuld von jenem Erfordernifje abfieht, fteht es 
den Parteien nicht zu, einem Nechtsafte, dem jenes Erforderniß 
fehlt, die Wirkungen einer Ceffion beizulegen. Der Beichluß der 
Generalverfammlung war daher, da hier ein vom Gefeße zu- 
gelafjener Ausnahmefall nicht vorliegt, nicht geeignet, einer Blanfo- 
ceffion die Wirkfamfeit einer eigentlichen Ceffion zu geben. Daß 
die urfpränglichen Darlehnsgläubiger Kaufleute find, verleiht dem 
Kläger aus deren Blanfoceffion feine Redite, da der Kläger nicht 
von ihnen, fondern erft von deren NRechtsnachfolgern, die nicht 
Kaufleute find, die Obligationen übertragen erhalten hat. Aus 
demjelben Grunde ift aud) nicht die Legitimation des Klägers 
durch den Umstand zu begründen, daß die Blanfoceifion im Laufe 
des Prozeffes in eine fürmliche auf den Kläger lautende Cejfion 
vervollitändigt worden ift; denn die Vervollitändigung hat nicht 
auf Grund einer zwifchen Geber und Nehmer getroffenen PVer- 
einbarung feitens des Leßteren, fondern von einem außerhalb der 
Bereinbarung ftehenden Dritten ftattgefunden (R. ©. &., Bd. 14, 
©. 301; R.02.9.6©., Bd. 12, ©. 245; Bd. 11, ©. 31). End- 
fih würde aber der Kläger im vorliegenden Nechtsftreite auf die 
vervollitändigte Ceifion aud) dann nicht, wenn die leßtere gültig 
erfolgt wäre, fich berufen fünnen, da hierin gegenüber der urfprüng- 
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fihen SKlagebegründung durd) die Blankocejjion eine unzuläffige 
Klageänderung liegen würde. IV, 371/94 vom 10. April 95. 

271. Der Beklagte behauptet, er habe fi mit dem Kläger 
dahin verglichen, daß diefer zur Abfindung wegen feiner höheren 
Darlehnsforderung im Ganzen 700 Mark gezahlt erhielt. Cr 
hat eine Duittung vorgelegt, in welcher Kläger befannt hat, 
700 Marf als Reft erhalten zu haben. Wenn die gejperrten 
Morte nicht, was Kläger behauptet, gefälicht find, fo enthalten 
fie einen deutlichen Ausdrud, daß Kläger feine Forderung in Höhe 
des die Summe von 700 Mark überfteigenden Betrages dem Be- 
Klagten erlaffen, und mit demjelben weiter verabredet habe, daß 
die damals ftreitige Yorderung durch Zahlung von 700 Mart 
getilgt fein folle. Der Mangel jchriftliher Yorm — $. 185 
ALU. NR. 1,5; S. 405, I, 16 — würde alfo dem Kläger nidt 
entgegenstehen. IV, 362/94 vom 28. März 95. 

272. Im Fall 102 bleibt zu erwägen, ob nicht Beflagter 
gemäß 8.165 AU.L.R. I, 5 einen rechtswirffamen Anfpruc auf 
Uebereignung des Sparkaffenbuche erlangt hatte, wenn zwifchen 
Parteien im Dftober 1888 al& ein NRechtögejchäft unter Lebenden 
verabredet war, daß der Bellagte den Erblaffer Iebenslang bei 
fich verpflegen und dafür feine ganze Sache befommen jolle, — 
und wenn Erblafjer die Verpflegung erhalten, wofür er dann 
einen Zag vor feinem Zode, am 30. April 1892, dem Bellagten 
das Sparkaffenbuch als Erfüllung des früher Berfprodhenen über- 
geben hat. IV, 40/95 vom 20. Mat. 

273. 2., der Eigenthümer einer Brifettfabrif, hatte fich bereit 
erflärt, dem Kläger die Fabrif für 40000 Dearf zu verkaufen. 
Kläger jchloß einen Vertrag mit der beffagten Handelögefellfchaft, 
nach welchem dieje die Fabrik von 2. für 40000 Darf erwerben 
follte und der Kläger an diefem Kauf in der Weife betheiligt 
wird, daß die Käufer ihm a conto bes zu erzielenden Gewinns 
zunädjft 5000 Mark zahlen und daß nad Realifirung des Weiter- 
verfaufs von dem Neftgewinn, nachdem aud) Bellagte 5000 Marf 
erhalten habe, 55 Proz. dem Kläger, 45 Proz. den Belfagten zu- 
fallen follten. Das Reichsgericht hat angenommen, hier liege ein 
Handelsgejhäft vor. Art. 275 9. ©. 2. ift nicht anwendbar, 
wenn bie unbewegliche Sadje nicht den unmittelbaren Gegenitand 
des Vertrags bildet. Auch hier ift das Grundftüd nicht unmittel- 
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barer Gegenjtand des PVertrags, fondern die Abtretung eines 
Torderungsrehts gegen Zahlung von 5000 Mark und Theilung 
des aus Fünftigen Rechtsgeichäften der Firma 8. & Cd). erwadjjen- 
den Gewinnes. rit die legterwähnten Nechtsgejchäfte der Firma 
8. & Sch. müffen das Grundftüd unmittelbar zum Gegenftand 
haben, bezw., foweit fie jchon abgeichloffen find, gehabt Haben. 
MRDH © €, 38.12, ©.53, Hatten mehrere Perjonen 
vereinbart, ein Grundftüd gemeinichaftlich zu erwerben und den 
Gewinn aus dem Weiterverfauf zu theilen. II, 346/94 vom 
8. Vebr. 95. 

274. Im Fall 409/10 wurden dem Kläger 6 Proz. Zinjen 
zugejprochen, weil Kläger den Berfauf von Apothefen gewerbs- 
mäßig vermittele, und der vermittelte Ankauf einer Apothefe ein 
Handelsgeichäft fei; Revifion unter Bezugnahme auf H. ©. 3. 287 
und Pr. E. ©. zum 9. ©. B. vom 24. Juni 1861 zurüdgewiejen. 
Il, 385/94 vom 26. März 95. 

275. Bellagter hatte die Grundftüde des Chemanns in der 
Subhajtation erftanden; die Ehefrau Hatte ihm ihre mit jenen 
zufammen bewirthfchafteten Grundjtüde aufgelaffen. Durdy Never 
hatte fi) Beflagter verpflichtet, diefe Grundftüde dem Flagenden 
Ehemann gerichtlich zuzuschreiben, wenn die auf denfelben ein= 
getragene Forderung biß zur Höhe der für ©. eingetragenen Hypo» 
thef von 5000 Mark innerhalb 10 Iahren abgetragen ift. Das 
Berufungsgericht hat die Klage der Erbin des Ehemanns abgewiefen. 
Die 10 Jahre liefen mit dem 26. März 1894 ab. Klägerin 
hatte behauptet, fie habe den zur Dedung der inzwilchen vom 
Beklagten bezahlten Shen Hypothek erforderlichen Betrag dem 
Beklagten am 26. März 1894 vergeblich angeboten. Das Be- 
rufungsurtheil findet in dem Anbieten feine Gewähr dafür, daß 
Klägerin auch im Stande gewejen fer, den Betrag zu zahlen. 
Nah) dem 26. März 1894 fer aber der Eintritt der Bedingung 
unmöglid geworden. Das NReichsgericht Hat aufgehoben, zurüd- 
verwielen. Klägerin wäre gemäß $. 130 &. P. D. aufmerfjam 
zu machen gewejen, ob fie nicht die von dem Richter für nöthig 
erachtete Behauptung unter Beweis ftellen wollte. Der Berufungs- 
richter folle aber auch erwägen, ob gegenüber dem prozefjualen 
Verhalten des Bellagten, welcher mehr als die 5000 Mark ge- 
fordert Hatte, nicht da8 Angebot der Klägerin, auch wenn e8 nicht 
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realiter erfolgte, genügte, um den Bellagten zu verurtheilen, Zug 
um Zug gegen Zahlung der 5000 Marf aufzulaffen. V, 241/94 
vom 2. Ian. 95. 

276. Die Beklagten hatten von der Eifenbahndireftion den 
Bau von Bahnmwärterhäufern übernommen und durften ohne Ge- 
nehmigung der bauleitenden Behörde die Ausführung des YBaues 
auf einen Andern nicht übertragen. Gtleichwohl haben fie die Aus- 
führung einiger Häufer dem Kläger übertragen für einen unter 
ihnen verabredeten Preis. Nachher haben fie dem Kläger mit- 
getheilt, daß die bauleitende Behörde die Uebertragung der Bauten 
nicht genehmigt babe, und find deshalb von dem Vertrag mit 
Kläger zurüdgetreten. Die Schadensflage ift abgewiejen, Revifion 
zurüdgewiefen. Denn der Vertrag war durd) die Genehmigung 
der bauleitenden Behörde fuspenfiv bedingt. Beide Theile kannten 
das Hinderniß und fetten deflen Befeitigung bei Abfchluß des 
Vertrages voraus. Einer ausdrüdlichen Hinzufügung der Be- 
dingung bedurfte e8 nicht; es genügt, daß diefelbe aus den Um- 
ftänden al8 gewollt erhellt. Die Behauptung des Klägers, daß 
die Beklagten dem Fisfus gegenüber als die Ausführenden des 
Baues auftreten jollten, fteht dev Annahme einer Bedingung feines- 
wegs entgegen; es läßt fi) daraus nur entnehmen, daß die Par- 
teien die — zur Bedingung gejette — Zulaffung der Bauaus- 
führung des Klägers von Seiten der bauleitenden Behörde auf 
einem andern Wege al8 bem der Genehmigung zu erreichen Hofften. 
Diefer hat aber nicht zum Ziele geführt. VI, 358/94 vom 
25. Tebr. 95. . 

277. Der Erblaffer der tläger hat im 3. 1346 der deutjd)- 
fatholifchen Gemeinde zu Berlin, weldye für jet ihren Gottes- 
dienft im Hörjaale des Grauen stlojters feiert, ein Grundftüc 
unter der Bedingung gejchenft, daR dafjelbe Lediglich zum DBe- 
gräbnißplagß für jene Gemeinde verwendet werde. Das Grundftüc 
dient jegt ald Begräbnißplag der freireligiöfen Gemeinde, welche 
objektiv identisch ift mit der frühern deutjch-fatholischen Gemeinde — 
vgl. 596 —. Iene ift ald Eigenthümerin des Grundjtüds ein- 
getragen. Ein Theil des Grundjtüds ift enteignet und die Ent- 
eignungsjunme von den Klägern in Anjprud) genommen, weil 
die Bedingung defizirt jet; damit find Kläger abgewiejen, da die 
NRüdforderung erjit in Frage kommen würde, wenn die an Stelle 
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des Grund und Bodens getretene Geldfumme nicht zwedentfprechend 
verwendet würde. Denn nach der ohne Redtsirrthum getroffenen 
Teltftellung des Berufungsgerichts hat der Stifter eine Bejtimmung 
dahin nicht getroffen, daß das Grundjtüd al® Begräbnißplag für 
die Gemeinde nur fo lange dienen follte, al8 diefe ihr damaliges 
Bekenntniß im Wefentlichen beibehalten würde. Dafür find aud) 
thatfächliche Gründe beigebradt. V, 316/94 vom 23. Febr. 95. 
278. Der Beklagte hatte bei Eejfion einer HYypothef an den 
Kläger diefem gegenüber die Ausfallsbürgichaft übernommen, war 
aber dann mit ihm dahin übereingefommen, daß, wenn Beklagter 
zu dem mitverpfändeten Brauereianwejen des Schuldners einen 
Käufer bringe, mwelder 12000 Darf für diefes Anmefen zahle, 
Bellagter von feiner Haftung befreit fein jollte. Beflagter hat 
auch) einen Kaufluftigen, W., gebradit, und W. hat zu 12000 Meart 
von dem Kläger al8 Bevollmächtigten des Schuldners gekauft. 
Der Kaufvertrag enthielt Formfehler und W. trat zurüd. Dem: 
nächft hat Kläger ald Bevollmächtigter des Schuldners an W. ohne 
Zuziehung des Beklagten für 10500 Marf verkauft; und da auf 
Andrängen der Gläubiger die übrigen Grundftüde des Schuldners 
verfauft wurden, erlitt Kläger einen Ausfall von 3026 Mark 76 Bi. 
Dieferhalb nahm er den Beklagten in Anfprud), wurde aber für 
den Fall, daß Dellagter bejchwört, er habe ben zweiten Kauf mit 
W, nidyt genehmigt, abgewiefen. Revifion zurücdgewieien, weil 
Kläger den Eintritt der Bedingung der Liberation bed Bellagten 
vereitelt hat. Denn die Erlangung eines Preijes von 12000 Mart 
wurde für möglich eradjtet. VI, 386/94 vom 14. März 95. 
279. Im Tal 523. Daß Barteien nicht etwa ftillfchweigend 
die Nichterhöhung des Zolld als Bedingung des Geihäfts ver- 
einbart Haben, durfte da8 Berufungsgericht auf die Erwägung 
gründen, daß die Bellagte durd) nichts ihren Willen, den Kauf 
von einer foldhen Forderung abhängig zu maden, den Klägern 
ertenntlic; gemadt habe. Nur unter biejer Vorausjegung hätte 
aber aus dem Schweigen der Klägerin auf ihren Willen geichloffen 


- werden dürfen, das Geihäft von folder Bedingung abhängig zu 
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machen. II, 77/95 vom 24. Mat. 

280. Dem Stiefvater der Kläger war von deren Mutter 
der Lebenslängliche Nießbraud an ihrer Hinterlajfenichaft auıs- 
gejekt; die Kinder follten erhalten, was nad dem Tode des Stief: 
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vaters übrig geblieben war; wenn er fi) wieder verheirathete, 
follte er mit den Kindern gefelich theilen. Der Stiefvater hat 
fi) nicht wieder verheirathet. Cr hat aber bei feinem Leben mit 
den Klägern bedingungslos einen Erbrezeh gefchlojfen, in welchem 
ihm diefe das Nadjlakgrundftük gegen Herauszahlung von je 
10011 Mart 15 Bf. überlaffen und fih für abgefunden erklärt 
haben. Nach dem Tode des Stiefvaters haben fie jich deijen Erben 
gegenüber an den Erbrezeß nicht gebunden erklärt. Mit diejen 
Ansprüchen find fie abgemiefen. Bon den Klägern ift geltend ge- 
macht, daß, wenn die Parteien bei Abichluß des Erbrezefles aud) 
nur von der Borausjegung einer bevorftehenden Wiederverheirathung 
des Witwers Sch. ausgegangen wären, diefe VBorausfegung immer- 
hin als ein im Sinne des $. 148 oder des 8.150, RLLU.EU. NR. 
rechtöwirfjamer Beweggrund anzujehen jei. Es fehlt aber an einer 
Darlegung, in weldhem Punkte die Kläger bei Abichließung des 
Grbrezeffes fich geirrt hätten, und inwiefern der Witwer Sc. 
einen Irrtum ihrerjeitS arglijtig veranlaßt habe (8. 148). Und 
$. 150 it ausgejchloffen, weil durch den Erbrezeß gegenfeitige 
Kechte und Pflichten der Kontrahenten begründet worben find. 
Auch fehlt e8 an den Erforderniffen einer Komdiktion. IV, 254/94 
vom 4. Febr. 95. 

2831. Im Fall Bd. XVII, 254 ift das Berufungsgericht 
bei feiner Auslegung jtehen geblieben, daß im Fall unpünftlicher 
Zinszahlung der Ceifionar nidjt jofort nach Eintritt des Verzuges 
fordern darf, jondern nur Fündigen fan zur Rüdzahlung nad) 
einer jehsmonatlihen Kündigungsfriitt. Das Berufungsgericht 
macht dafür den Sprachgebraud) und den Wortlaut geltend. Aud) 
war in der Schuldverfchreibung die jofortige Fälligkeit für nod) 
zwei andere Fälle ftipulivt (inleitung der Subhaftation durch 
andere Gläubiger und Aufhören der Verficherung gegen Feuers: 
gefahr). In legteren beiden Beziehungen enthalte die Ceffion feine 
Beitimmung; daß für den erfigedadhten Fall eine Beftimmung ge- 
troffen fei, lajfe fi) nur jo verftehen, dag für diefen Fall die 
der Scyuldverjchreibung geändert fei. Nun Hat das Neichögericht 
die Revifion zurücgewiejen. V, 270/94 vom 23. Ian. 95. 

282. Nach der Police waren die Bränien an bejtimmten 
Tagen (1. Mai, 1. Aug., 1. Nov.) oder fpäteftens innerhalb 
30 Tagen nachher zu zahlen. Ald der Kläger die am 1. Nov. 
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1890 fällige Prämie weder an diefem Zage nocd) innerhalb der 
Nacfrift zahlte, ift fie ihm bis zum 15. Febr. 1891 (einem Sonn- 
tage) geftundet worden. E83 fann feinem Zweifel unterliegen, dak 
damit die urfprüngliche Nejpeftfrift zu Gunften des Klägers ver- 
(ängert, fein neuer Verfalltag bejtimmt ift, Art. 333, 334 9. ©. B., 
und daß die Berehnung der Verzugszinjen bis zum Ende der 
Frift in dem Stundungsichreiben vom 6. Dec. 1890 die Natur 
der Frift nicht bejeitigte, jondern nur jeden Disfontoabzug aus- 
ihloß. Danad) ift der Art. 330 9. ©. B. anzuwenden und, da 
Stläger die Prämie erit am 16. Febr. angeboten hat, die Annahme 
aber abgelehnt wurde, die Police erlofchen. I, 416/94 vom 
20. Febr. 9. 

283. Im Ball 68 lag vielmehr ein obligatorifches Nechts- 
verhältniß vor. Da für diejes ewige Dauer nicht feftgejegt, liegt 
ein auf unbejtimmte Zeit abgejchloffener Vertrag vor. Ein folder 
ijt im Zweifel eimjeitig kündbar. Dem fih aus B.X!. R. 1135 
ergebenden Grundfaß einer billigen Frijt für die durd) Kündigung 
der Stadt eintretende Beendigung tft Rechnung getragen. Repifion 
zuriicgewiefen. Il, 27/95 vom 7. Mai. 

284. Stläger hat der Bellagten die Licenz zur Ausbentung 
feines Patents auf Pulfometer ertheilt. WBellagter aber Hat jich 
verpflichtet, während der Dauer des DVertrages nur joldhe auf 
dem Pulfometerprinzipe bafirte Wafferhebungsapparate zu bauen 
und in Deutichland zu verkaufen, deren Verkauf den Bedingungen 
des Licenzvertragd unterliege. Das ift vom Berufungsgericht 
dahin ausgelegt, daß die Beklagte von allen in Deutichland ver: 
fauften auf dem Pulfometerprinzipe bafirten Wafferhebungs- 
apparaten die Ticenzgebühr zu zahlen hat, aud wenn fie diefelben 
von andern Yabrifen bezogen hat, und ebenjo von allen von ihr 
fabrizirten, aud) wenn jie nach dem Anslande verkauft find, — 
auch wenn dieje Wafjerhebungsapparate die patentirte Vorrid)- 
tung nicht haben. Revifion zurickgewiejen. III, 313/94 vom 
1. März 05. 

285. Die Stadt Wernigerode hat von der Klägerin dar 
Nohrneg für eine Wafferleitung verlegen und die Hausanjchluß- 
leitungen herjtellen lajlen zu vereinbarten Preifen. In 8. 31 dee 
Bertrags ift bejtimmt: „Die übernommenen Arbeitsleiftungen des 
Unternehmers werden am Schluffe jeden Monats in feinem Bei- 
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fein oder dem feines Stellvertreterd feitens der Bauleitung auf- 
genommen und in dem für da laufende Affordobjelt angelegten 
Mepbuch eingetragen. Der Schlußberechnung Tiegen Tediglich 
diefe monatlichen Aufnahmen zu Grunde, und e& hat der Unter- 
nehmer oder fein Stellvertreter diefelben mit feiner Unterjchrift 
anzuerkennen. Irgend weldie in dem betreffenden Monat an- 
fallende aufßerfontraftlihe Forderungen müffen jofort erhoben 
werden, und können diejelben nicht nachträglich bei fpäteren Ab- 
nahmen rveipeftive Aufnahmen geltend gemacht werden; ein folder 
Nachtrag im Mekbud; findet abjolut nicht ftatt. Auf Forderungen, 
welche im Meßbudh nicht eingetragen find, fanıı fein Anfprucd) 
erhoben werden. Dem Unternehmer fönnen auf Grund diefer 
Monatsaufnahme Abfchlagszahlungen bi8 zu 80 Proz. des Werth 
der aufgenommenen Arbeiten geleiftet werden.” Das Berufungs- 
gericht legt diefen $. 31 dahin aus, daß die Beklagte die Feft- 
jtellungen des Meßbudhs an und für fi) als bindend gelten laffen 
müffe, daß ihr aber nicht habe abgefchnitten werden jollen, den 
Beweis der Unrichtigfeit der Eintragungen zu führen. Wevifion 
zurüdgewiefen. Daß die Eintragungen im Meßbud) die Bedeutung 
eine® Anerfennungsvertrages® haben follten, findet in dem $. 31 
feine Unterftügung Es würde dann aud) nicht erflärlich fein, 
weshalb Abjchlagszahlungen auf Grund des MeRbuchs nicht be- 
jtimmt zugefichert wurden, und warum fie nur zu 80 Proz. in 
Ausfiht genommen find. Die Auslegung führt auch nicht zu einer 
Gefährdung der Intereffen der Klägerin, welcher nicht ein weiterer 
Beweis für die im Meßbuch eingetragenen Leiftungen angefonnen 
wird. Sie foll fid) nur gefallen laffen, daß die Beklagte ihrer- 
jeit8 nachweilt, daß die eingetragenen Arbeiten in der That nicht 
geleiftet jeien. Diejer Beweis wurde hier al8 geführt angejehen. 
Revijion zurüdgewiejen. VI, 416/94 vom 8. April 95. 

286. Der Bellagte hatte von D. ein verzinsliches hypo- 
thefarifches Kapital zu fordern, für mweldyes Kläger fi) verbürgt 
hatte. Bellagter hat dem SD. eine Duittung über bis 1. April 
1892 gezahlte Zinfen ausgeftellt, und D. hat dem Kläger die 
Quittung vorgezeigt. Geftügt auf diefe Quittung hat Kläger als 
Solidarbürge und nachftehender Hhpothefgläubiger dem Beklagten 
das Kapital mit Zinfen feit 1. April 1892 angeboten, und ale 
Beflagter die Annahme der Zahlung verweigert hat, den Betrag 
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gemäß Code 1259 hinterlegt. Die Klage, die Hinterlegung für 
gültig zu erklären, den Eintritt des Kläger in die Rechte des 
Beklagten zu erflären u. |. w. wurde bedingt abgewielen, da Be- 
flagter einen Revers des D. vorlegte, nad) welchem die Zahlung 
der Zinfen nicht erfolgt war. DBeflagter habe die der Wahrheit 
nicht entfprechende Quittung auf Bitten des D. nur ausgejtellt, 
weil diefer durd) deren VBorzeigung den Kläger habe beruhigen 
wollen. Revifion zurüdgewiefen, weil das Berufungsgericht that: 
jächlic; angenommen hat, daß dem Kläger daraus, daß er durd) 
Borzeigung der fimulirten Quittung getäufcht war, abgefehen von 
den jpätern Koften, ein Schaden nicht erwacdjien war. Denn von 
D. konnte Kläger in feinem Falle etwas erlangen. Abgejehen 
von einem Schaden iit aber aus Code 1321 nicht zu entnehmen, 
daß dem Beklagten die Einrede ber Arglift entgegenjtehe, wenn 
er jeßt dem Kläger gegenüber behaupten wolle, die Quittung jei 
unrichtig. Kläger konnte aber nur dam in die Rechte des DBe- 
flagten eintreten, wenn er ihm deffen ganze Korderung voll bezahlt. 
Wenn Kläger wegen der durch die Hinterlegung erwachjenen Koften 
einen Schadenserfaganipruch gegen den Beklagten nadı Code 1383 
hat, fo hat er foldhen in diefem Prozeß nicht erhoben. II, 58/95 
vom 30. April. 

287. Der Grundjaß, daß Gegenbriefe (contre-lettres), durch 
welche eine in einer öffentlichen Urkunde enthaltene Webereinkunft 
von den Betheiligten im Geheimen aufgehoben oder abgeändert 
wird, nur bindende Kraft für die Vertragichließenden und deren 
Gelfammtrechtsnachfolger haben, aber gutgläubigen Dritten gegen 
über unwirkfjam find? — Code 1321 —, ift au) anzumenden, 
wenn die Abrede, jene urkundliche Lebereinfunft jolle nicht gelten, 
nur mündlich getroffen ift, und auch wenn die Simulation von 
einem Dritten, hier einem nadhitehenden Gläubiger gegenüber dem 
Ceifionar eines vorjtehenden Gläubigers aus einer angeblich fimu- 
firten Ohpothek behauptet wird. II, 73/95 vom 21. Mai. 

288. Der vorige Richter hat al8 erwiejen angenommen, 
daß der Beklagte bei Abfchluß der Wette, auf welche der Klage: 
anfpruch jich ftütt, den Kläger wegen feiner Großfprecherei über 
die Xeiftungsfähigfeit feines Pferdes nur zum Beften haben, nicht 
aber in Wirklichkeit einen Wettvertrag eingehen wollte, und daß 
Beflagter den Kläger auch durd fein weiteres Verhalten in der 
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irrigen Meinung zu erhalten beabjichtigte, feine Erflärungen jeien 
ernfthaft gemeint geweien. Das Neichögeriht hat aufgehoben, 
zurüdverwiefen. E8 liegt nicht der gewöhnliche Fall des Scherzes 
vor, fondern der einer Mentalrejervation, bei welcher der Er- 
flärende den geheimen Vorbehalt macht, das Erflärte nicht zu 
wollen. Diejer fanrr ihm nichts nügen. IIL, 275/94 vom 8. Febr. 95. 

289. Die Klägerin hatte bei der Bellagten einen VBerfiche- 
rungsvertrag mit Generalpolice bezüglid) de Xransports von 
Gütern über See gejchloffen. Die Klägerin hat von Berlin neue 
gebogene Holzmöbel nad) San Iuan de Puertorico verjendet. In- 
dem fie nad) vorgängiger Rüdipradhe mit der Spezialdireftion in 
das Volicebucdy die Klaufel „frei von VBefchädigung außer im 
Strandungsfalle” und den bei folder Berficherung ftipulirten 
Prämienfat von °, Proz. eintrug und bie BVerficherung dent 
Spezialdireftor M. jo anmeldete, habe fie dem Beklagten einen 
Antrag zur Eingehung eines von Art. 23 der Allgemeinen Police- 
bedingungen abweichenden Verficherungsvertrage® gemacht, der be- 
flagtischerjeitS angenommen fei. Neue verpadte Möbel wurden 
nah Art. 23 frei von 10 Proz. Beihädigung verfiert. Und 
wenn Klägerin fi) bewußt gewejen wäre, daß eine günftigere Ver- 
ficherung zuläffig fei, jo würde fie allerdings nicht jo verjichert 
haben. Dies fei aber fein Irrthum über das abgeichlojjene ©e- 
ihäft jelbft, jondern nur ein Irrthum in den Beweggründen. Die 
Meöbel famen gänzlich zeritört an, die Klägerin hat deren Werth 
bis auf in der Auktion erlöfte GOO Mark verloren. Sie ift aber 
mit dem Antpruch aus der Verficherung abgewiejen. Revifion 
zurüdgewiefen. I, 196/94 vom 17. Oft. 

290. Im Tall 4 und 320. Der Beflagte fann den Vertrag 
nicht wegen wejentlichen IrrthHums betreffs der fittlihen Bejcholten- 
heit der Klägerin aufrufen. Denn diejer Irrthum wäre nicht ent- 
ichuldbar. DBellagter wußte, al® er den Vertrag fchloß, daß die 
Klägerin fich während ihrer früheren Ehe eines Ehebruchs fchuldig 
gemadt Hatte; er hätte deshalb allen Anlaß gehabt, fid) über das 
Borleben der Klägerin genauer zu unterrichten. IV, 245/94 vom 
28. Ian. 9. 

291. © R. Der Ehemann hat vor der von jeiner Ehe- 
frau wider ihn wegen böslicher Verlaffung erhobenen Cheicheidungs- 
flage, in Folge deren die Ehe gefchieden und der Ehemann für 
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den allein jchuldigen Theil erklärt ift, einen Bertrag geichloffen, 
in weldhem er ihr Zahlung einer Rente nad) der Scheidung ver- 
Iprochen hat. Die Verurtheilung zu diefer Rente ift vom Neiche- 
gericht aufgehoben, zurücdverwiejen. Auch wenn der Vertrag al 
Bergleih aufzufaffen wäre, würde er wegen Irrthums anfehtbar 
fein. Denn bei dem Abfchluffe de8 Bertrages war von dem Be: 
flagten vorausgefegt, daß er in dem Scheidungsprozefle für den 
allein jchuldigen Theil erklärt werden witrde, weil er ein die De- 
urtheilung der Schuldfrage beeinfluffendes Chevergehen der Klägerin 
nadjzumeisen außer Stande fei. Die Klägerin hatte fi) aber er- 
weislid) des Ehebrudys fchuldig gemacht, und dies war dem Bellagten 
nicht bekannt geweien. IV, 204/94 vom 14. Ian. 95. 

292. Der Kläger hat bei den Vorverhandlungen ausdrüdlid) 
erflärt, daß er fein Leben nur verfichern wolle, wenn er gleidh- 
zeitig gegen Invalidität verfichert werde. Daraus rechtfertigt fid) 
die Folgerung, daß die Beklagte, wenn fie dem beftimmten Ber- 
langen des Klägers nicht entfprad, vielmehr eine nur auf Xebens- 
verficherung lautende Police ausfertigte, den Kläger vorerft von 
ihrer Ablehnung benadhrichtigen mußte, und daß daher Kläger, 
wenn ihm eine Police zugeftellt wurde, zu der Annahme bereditigt 
war, daß diefelbe feiner bejtimmten Anforderung entjprechend auf 
Lebens und Invaliditätsverficherung laute. Obwohl die Allgemeinen 
Dedingungen der beflagten Gefellihaft, welche dem Kläger nad 
jeiner Erflärung im BVerficherungsantrage befannt waren, es dem 
Berficherungsnehmer mit der Maßgabe zur Pflicht madıten, die 
ihm angebotene Police vor Annahıne und Zahlung zu prüfen, 
daß bei vorbehaltlojer Zahlung der Prämie die Police al8 ge- 
nehmigt gilt: durfte bei diejer Sachlage dem Kläger durch bedingtee 
Endurtheil die Nüdforderung der nad) feiner Behauptung im Irr- 
thum, er habe eine Police erhalten, welche aud über Invaliditäts- 
verficherung laute, gezahlten Prämie zugefprocdhen werden. I, 404/94 
vom 23. Febr. 95. 

293. DB. Die Sllägerin faufte durd) ihren Theilhaber Sc. 
von der Beklagten 3453 Kilo Hadern, weldhe offen und eingejadt 
auf einem Haufen im Magazin der Beklagten lagen, wo es fo 
hell war, daß man die Farbe der Hadern gut unterfcheiden konnte. 
Die gelieferten Hadern beftehen nur zu 46,86 Proz. aus blauen 
Hadern, während 53,14 Proz. dunfelmelirte find. Die Beflagte 
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hatte feine Kenntniß davon, daß Sc. fid in dem irrthümlichen 
Glauben befand, die Hadern feien pur blaues Tuh. Ein der- 
artiger Irrthum de8 Sch. würde bei diefem Speziesfauf die Willens- 
übereinftimmung beider Theile hinfichtlich des Kaufabichluffes nicht 
ausfchließen. II, 364/94 vom 8. März 95. 

294. Im Fall 299/300 Haben die Kontrahenten das im 
Cingange de8 BVertrages vom 14. März bezeichnete Verfahren 
gegenüber dem älteren, ihnen wohlbefannten Berfahren bes Patents 
Nr. 53420 als ein neues behandelt und darüber fowohl für den 
Fall der Ertheilung wie für den Fall der Nichtertheilung des 
Patents abgefchloffen, während ihnen beiden befannt war, daß 
das Verfahren, wenn e8 in der That nur eine Verbefferung des 
älteren Verfahrens war, der Beklagten ohne Vergütung gebührte. 
Sie haben daher über das neue Verfahren ohne NRüdjicht auf 
fein Berhältnig zum Verfahren der Batente Nr. 53420 und 
Nr. 57732 ein neues felbftändiges Ablommen getroffen, und wenn 
die Beklagte hierbei doch von der Anficht ausgegangen fein follte, 
daß das neue Berfahren fih im Verhältniffe zum älteren als 
wirffih neu und nit unter die gedachten Patente fallend dar- 
ftellen werde, To liegt Feinenfalls ein Irrthum über den Gegen- 
ftand des Vertrages jelbft vor, welder den Vertrag ungültig zu 
machen geeignet wäre. III, 354/94 vom 2./9. April 95. 

295. Die Beflagte glaubt, nad) dem VBertrage, in welchem 
ihr und ihrem verftorbenen Ehemann die Grundftüde von ihren 
(ltern veräußert feien, hätte fie ihren Mitkontrahenten zur Ab- 
findung derjelben wegen ihres zufünftigen Erbredhts in den Nad)- 
laß ihres Ehemanns nur 4500 Mark zu zahlen. Das Berufungs- 
gericht erwägt, daß die Beklagte, wenn fie fid) zum Notar begeben 
habe, um die Gejchwifter ihres Chemannes durd) Zahlung von 
4500 Mark abzufinden, in der Kinleitung der notariellen VBer- 
handlung dagegen erkläre, fie fei mit den Klägern Erbin ihres 
Shemannes geworden, ihrerjeits felbit da8 Zugeftändniß mache, 
daß fie fih über die Rechte der Kläger im Ungewiffen befunden 
und die Ungewißheit im Sinne einer Anerkennung der Elägerifchen 
Erbanfprüde gelöft habe. Die Sade fei deshalb fo zu beurtheilen, 
als wenn die Beklagte ihre Zweifel an den Rechten der Kläger 
ausdrüdlich zur Sprache gebradjt und diefe Zweifel bei Aufredht- 
erhaltung der Anfprüdje der Kläger fallen gelaffen, al8 wenn fie 
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fomit fih ausdrüädlich über die Erbberedhtigung der Kläger mit 
diefen verglichen hätte. Im einem foldhen Falle fei aber die An- 
fehtung des Vergleichd, nach welchem fie gegen Webernahme der 
Nahlafgrundftüde 39000 Mark zahlte und 39500 Marf zu 
zahlen verfpradj, wegen Irrthums nad) der Vorjchrift des $. 418, 
1, 16. NR. nit zuläffig.e Die Beklagte ift zur Zahlung von 
39500 Marf verurtheilt; Nevifion zurücdgewiefen. IV, 311/94 
vom 18. März 95. 

296. Der Belflagte hat Kure mit der Verabredung gefauft, 
dag Zubußen von 16. Sept. 1892 an auf ihn übergehen. Das 
hat Verkäufer dahin verftanden und fo verfteht e8 auch der Be- 
rufungsridter, daß die von der Gewerfichaft bereits beichlofjenen, 
aber nocdy nicht ausgefchriebenen Zubußen auf den Käufer über: 
gehen jollten. Der Bellagte hatte aber den Kläger gefragt, ob 
auf den Kuren noch unbezahlte Zubußen Lafteten, was ber Ber- 
fäufer verneint hat. Das fonnte der Beflagte dahin verjtehen, 
daß aud) Feine Zubußen befchloffen waren, während thatjächlich 
300000 Marf Zubuße beichloffen waren. Die Klage auf Er- 
füllung ift abgewiefen, wenn der Beklagte beichwört, daß er beim 
Abihluß des Kaufs geglaubt habe, daß auf den verkauften Kuren 
feinerlei Zubuße lafte. Revifion zurücgewiejen, weil e8 dann an 
Willensübereinftimmung fehlt — 8.5WU.URI4—. VI 
405/95 vom 28. März. 

297. ft die Summe vergleich&weife veriproden, fo ijt aud 
ein Irrthbum des Beklagten unerheblih, mag defjen Annahme, 
das Guthaben des Klägers betrage 250000 Marf, Beweggrund 
oder Vorausfetung gewejen fein, denn der über ftreitige Anjprüdje 
abgejchloffene Vergleich fan wegen einer irrigen Vorausjegung 
über da8 Streitige nicht angefochten werden. E8 ift zwar richtig, 
daß cin individualifirted Nechtsgejchäft nicht zu Stande gefommen 
wäre, wenn e8 al8 bewiefen zu gelten hätte, daß der Kläger eine 
Bergleihsfumme von 250000 Darf gewollt habe, der Bellagte 
aber diefe Summe nur in der Meinung und mit dem Willen 
verfprodhen hat, ein nur vorläufig in diefer Höhe berechnete, 
jpäter noch, genau feftzuftellendes Guthaben zu bezahlen. Bgl. 
L.18 D. 12, 1; L.36 D. 41,1; Zittelmann, Irethum und Redhte- 
geihäft, ©. 528, IV, 1. Ein folder Diffens ift aber bejeitigt, 
wenn durd) die Cidesleiftung des Klägers fiir bewiejen zu gelten 
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hat, daß ein Vergleich vereinbart worden ift. I, 452/94 von 
27. April 95. 

298. Die Beklagte hatte von dem Kläger eine abgebrannte 
Tabrif zum Abbrud) gefauft. 300000 ganze Ziegel follte die 
Beklagte behalten und 3000 Mark zahlen. Wenn fih mehr 
Ziegel fänden, jollte Beklagte dafür eine befondere Vergütung 
zahlen. Nad) dem Abbrud hat Beflagte nur 1000 Marf be- 
zahlt, weil fie überhaupt nur 156900 Ziegel, davon nur 80000 
ganze, gefunden habe. Das Berufungsurtheil weift die Klage auf 
2000 Darf ab, das Neichögericht hat aufgehoben, zurückverwiefen. 
Bellagte hatte behauptet, der Bevollmächtigte der Klägerin habe 
einen Beitand von 300000 ganzen Ziegeln garantirt, das DBe- 
rufungsurtheil nimmt an, der Vertrag fei nicht zu Stande ge- 
fommen, weil der Kläger eine Haftung für 300000 Ziegel nidht 
habe übernehmen wollen, Bellagte aber angenommen habe, Kläger 
ftehe dafür ein. Für die Seftftellung des Irrthums fehlt e8 aber 
an einer Grundlage, da der angeblich von der Beklagten miß- 
verftandene Wortlaut der Erklärung des Bevollmädtigten, welche 
doch nicht die Haftung für 300000 zum Ausdrud gebracht haben 
joll, nicht befannt geworden ift. Weberdies darf bei einem DVer- 
fauf in Paufch und Bogen eine Vertretung der Zahl nur gefordert 
werden, wenn da8 bejonders abgemadt ift — 8.233 UU.R. LT 
11 —. Und der wejentlihe Irrtum begründet nah A. R. 
nicht abjolute Nichtigkeit, fondern Aufechtbarkeit.. Die Beklagte 
jeldft hat aber einen Irrthunm gar nicht behauptet, alfo eine auf 
Anfechtung gerichtete Willenserklärung nicht abgegeben. I, 97/95 
vom 22. Mai. 

299. Der Käufer einer Bäckerei will zu deren Anfauf unter 
Anderm dur das wifjentliche Verfchweigen des Umftandes be- 
ftimmt fein, daß die Bädereien in %. bei dem DBerfauf weißer 
Badwaaren einen höheren Rabatt gewähren al andermwärts; da- 
dur erwachle dem Kläger ein erheblicher Ausfall in der Ein- 
nahme. Waren die Bellagten aber — und hierin muß dem 
Berufungsrichter beigetreten werden — nicht verpflichtet, dein 
Kläger von der fraglichen Gewohnheit Mittheilung zu machen, jo 
fann aud) in der Unterlaffung diefer Mittheilung eine arglijtige 
Zäufhung nicht gefunden werden, wenn nicht etwa die Beklagten 
annehmen mußten, daß der Kläger von einer irrthümlichen VBoraus- 
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Betrug.  jegung ausgehe. Hierfür fehlt c8 aber an jedem Anhalt. W, 
258/94 vom 19. Ian. 95. 

300. Der Beklagte war am 24. April 1890 verurteilt, dem 
Kläger Rechnung zu legen. Weil er das nicht that, wurde ihm 
durh Beichluß der 3. Kammer für Handelsjahen Erfüllung bei 
1000 Mark Gelditrafe aufgegeben. Nun verglichen fi) Parteien 
dahin, daß Beklagter ftatt der Rechnungslegung feine Bücdjer dem 
Kläger zur Verfügung ftellen wollte Das that er auch nid. 
Als ihn Kläger auf Vorlegung der Bücher verflagte, Teiftete Be: 
flagter den Editionseid. Nun Hat Kläger bei der 8. Kammer für 
Handelsfachen geflagt, dat jener Bergleid) für ihn nicht bindend, 
Kläger vielmehr berechtigt jei, aus dem Urtheil vom 24. April 
1890 die Zwangsvollitrefung zu betreiben. Demgemäß ift Be- 
flagter verurtheilt, Revifion zurücigewiefen. Denn das Berufungs- 
gericht Hat angenommen, daß Beklagter den Kläger vorjäglich und 
wiifentlih in den Yrrthum verjeßt hat, daß er Büdjer habe, und 
daß er ihn dadurd zum Abjchluß des Vergleich beftimmt Hat. 
Stläger war aber befugt, die, wenn er die Erefution fuchte, zu 
erwartende Einrede des Beklagten von vornherein durd) eine Klage 

zu befeitigen. I, 427/94 vom 1. Mai 95. 
Wieder: 301. Die Thatfadhen, daß der beflagte Käufer Ende Auguit 
nn lol der Klägerin die Schlußfcheine über verfchiedene zwifchen 
7 den Parteien abgefchloffene Kaufgeihhäfte über Mehl mit Aus- 
nahme des Schlußicheins vom 14. Junt 1891 zurüdgeichidt hat, 
daß die Klägerin fih am 16. Sept. bereit erklärte, jämmtliche 
Geihäfte zu annulliren, wenn Bellagter auch den Sclußjchein 
vom 14. Juni zurüdgebe, daß lchteres in der Antwort des Be 
Elagten abgelehnt worden it, daß die Klägerin gleichwohl die 
anderen Schlußfcheine behielt, jodann gerade das Mehl aus dem 
Schlußfcheine vom 14. Juni lieferte, aus den früher fällig ges 
wordenen ihr zurüdgefchieften Schlußfceinen aber feine Lieferung 
ausführte und fodann nad) der Lieferung aus dem Scluffe vom 
14. Sunt ein neues Geihäft mit dem Beklagten abjchloß und erit 
Ende Januar 1892 mit dem Anfinnen hervortrat, daß Bellagter 
das Mehl aus den zurücgefchicdten Sceinen abnehme — alle 
diefe Thatfachen rechtfertigen in ihrem Zufammenhange die vom 
Derufungsgerichte getroffene Keftftellung, daß die Verträge, über 
welche die zurüdgejandten Sclußfcheine ausgeftellt waren, durd) 
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ftilffchweigende Vereinbarung aufgehoben worden jeien. I, 393.94 Wieder: 
vom 16. Yebr. 95. ee \ 

302. Kläger fordert eine Stonventionalftrafe, weil ihm eine 
Mafchineneinrichtung für eine Schneidemühle zu jpät geliefert jei. 
Die Klage ijt abgewiefen, weil Kläger auf die Strafe vergleiche- 
weis verzichtet habe; Nevifion zurüdgewiefen. Aucd) wenn that: 
fählidy anzunehmen gewejen wäre, Parteien hätten den von ihnen 
abgeichloffenen Vergleich von den an demjelben Lage abgejchlojjencn 
Lieferungsvertrage über eine Mahlmühleneinviditung zum Breije 
von 8250 Marf und von der Erfüllung diejes Vertrags jeiteng 
de8 Bellagten abhängig gemacht, wie das Klüger behauptet hat, 
jo fteht doch feft, daß diefer legtere Vertrag durd) beiderjeitige 
Sinwilligung wieder aufgehoben it. Hat aber Kläger, wie feit- 
geitellt ijt, vorbehaltlos jeine Einwilligung zur Wiederaufhebung 
dDiejes zweiten Vertrages gegeben, jo fann er nun nicht mehr auf 
jenes Abhängigfeitsverhältnig zurüdkommen. Vielmehr würde 
durch eine derartige Wiederaufhebung des zweiten Vertrags der ab- 
gefchloffene Vergleich frei geworden jein und unbedingte Selbftändig- 
feit erlangt haben. SIft dadurd) dem Kläger der vermögensredt- 
liche Vortheil, daß er die zweite Miühleneinrichtung um 1317 Mart 
billiger erhalten follte, um dejlen willen er den Vergleich ab- 
geichloffen haben will, verloren gegangen, jo hat er fid) das felbit 
zuzufchreiben.. Er hat eben auf diefen VBortheil durd jeine Ein- 
willigung zur Wiederaufhebung des zweiten Vertrags verzichtet. 
I, 424/94 vom 9. März 95. 

303. Der Kläger hat der Bellagten die Ausbeutung eined Niückritt. 
ihm auf Heritellung von vaudhichwachen Pulver ertheilten Patents 
53420 auf zwei Jahre, demmäcdhjjt auc, eines Zujaßpatents 57 732 
überlaffen, ihr aud) Weberlafjung eventueller Zufaßpatente und 
Berbeflerungen gegen Erjag feiner stoften ohne weitere Vergütung 
zugefihert. Demmnädhjit hat Kläger mit der Beflagten am 14. Mär; 
über cin anders zujanmengejettes, von ihm zur jelbjtändigen 
Patentirung angemeldetes vauchichwades Pulver einen Vertrag 
dahin gejchloffen, daß, wenn das Patent ertheilt würde, Beklagte 
für dejjen Abtretung 23000 Mark, wenn e8 nicht ertheilt werden 
jollte, 5000 Mark zahlen follte. Doc follte e8 der Beklagten 
freiftehen, innerhalb vier Wochen auf den Erwerb zu verzichten. 
Die Beklagte hat am leßten Tage der vierwöchentlichen Frift um 
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deren Erjtrefung auf 14 Zage gebeten; der Kläger hat ihr die- 
felbe nicht bewilligt, jedocd) die Beklagte |päter aufgefordert, fidh 
binnen 5 Tagen zu erklären, ob fie verzichte; bei Nichterflärung 
würde er annehmen, Beflagte habe verzichtet. Darauf Hat die 
Beklagte eine Erklärung nicht abgegeben, und fi) in ihren fpäteren 
Schreiben auf den abgefchhlojjenen Vertrag geftellt. Da die Frift- 
verlängerung abgelehnt und Beklagte innerhalb der urjprünglichen 
drift nicht zurüdigetreten war, jo ift die Beklagte an den Vertrag 
definitiv gebunden. III, 354/94 vom 2.;9. April 95. 

304. Hat der Kläger demnädhit mit feinem Briefe vom 
21. Mai weitere Verhandlungen mit der Beklagten über ihren 
KRüdtritt begonnen, fo fann hierin redhtlih nur eine Offerte über 
die Wiederaufhebung des Vertrages gejehen werden. Hätte die 
Beklagte innerhalb der ihr gefetten Frift ihren Rücktritt erklärt, 
fo wäre damit durch gegenfeitiges Cinverjtändniß der Vertrag auf: 
gehoben gewejen. Das Schweigen der Beklagten präjudizirte ihr 
nicht, und gab ihr feine Rechte, zumal fie fi in ihren Briefen 
vom 1., 24. Suni und 15. Oft. 1891 auf den entgegengejetten 
Standpunkt gejtellt und fi dadurd) die Möglichkeit genommen 
hat, nod) jett ihr Schweigen innerhalb der Frift als Zuftimmung 
zur Offerte der Auflöfung geltend zu madjen. III, 354/94 vom 
2.9. April 9. 

305. Indem die SS. 404 und 406 Ü. U R. L, 5 der in eriter 
Inftanz fiegenden Partei das Recht geben, von dem BBertrage 
zurüczutreten, wenn fie e8 auf die Erörterungen der Streitfrage 
in den folgenden Inftanzen nicht anfommen laffen wolle, ift mit 
voller Deutlichkeit zum Ausdrud gebradht, daß die obfiegende 
Partei, wenn fie fi) diefes Rechtes bedienen wolle, vor Beginn 
der höheren Injtanz davon Gebraud) madhen müffe.. Darauf 
deutet auch das „‚jogleih” in $. 404, weldes zwar im $. 406 
nicht wiederholt, aber auch dort zu ergänzen ift. ‘Das Gefet kann 
der in erfter Inftanz unterlegenen Gegenpartei nicht zumuthen 
wollen, Mühe und Koften zu ihrer weiteren Rechtsvertheidigung 
durch) Beichreitung der höheren Inftanz aufzumwenden, wenn es in 
da8 Belieben des Gegners gejtellt bliebe, durch nachträgliche Rüd- 
trittserflärung jeden Erfolg diefer Aufwendungen abzufchneiden. 
Da nun das erjte Urtheil am 10. Nov. 1893 verkündet, am 
26. Nov. 1803 zugeftellt, die Berufungsfcdriit dem Kläger am 
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27. Dec. 1893 und feine Beantwortung den Beklagten im Anfang 
de8 Januar 1894 zugeftellt ift, jo kann feine duch Schreiben vom 
30. April 1894, aljo lange nach Ablauf der Berufungsfrift, im 
Qaufe der höheren Inftanz erfolgte Rücdtrittserflärung nicht mehr 
die Wirfung haben, die Erörterung und Enticheidung des NRedhte- 
ftreit8 in den höheren Anftanzen auszufchließen. I, 26/95 vom 
4. Mat. 

306. 8 ift zwar dem Berufungsrichter darin beizutreten, 
daß die Pflicht zur Entrihtung der Wandelpön nicht nur erzeugt 
werden Ffann dur die fchriftliche Erklärung des den Rücktritt 
mwählenden Kontrahenten (8. 316 AU. X. R. I, 5), fondern aud) 
durch formloje Erklärung und Fonfludentes Handeln des Schuld: 
ners, foweit leßtere® nur im Sinne eined NüdtrittS gedeutet 
werden fanı. So 3. B., wenn durd) das Handeln ded Schuldners 
dem Bertragsgegner die Erreihung des Vertragszweds vereitelt 
ift. Wenn aber ber Schuldner die Erfüllung auf Grund ver- 
meintlicher Ungültigfeit des Vertrags oder auf Grund ihm ver- 
meintlich zuftehender Einreden verweigert, jo Fann in folhem Ver: 
halten ein Rücdtritt vom Vertrage nur gefunden werden, wenn 
die Weigerung nicht al8 vecdhtlicdy-loyale Vertheidigung, jondern 
als ein willfürliches, bösficdyer Weile und ohme gejetliche Redht- 
fertigung erfolgendes Yosjagen von Bertrage erjcheint. V, 157/94 
vom 4. Mai 95. 

307. Der Erblaffer der Klägerin hatte den beflagten ‚Ziegel- 
meifter zum Betrieb der von ihm einzurichtenden Ziegelei engagirt, 
war dann aber von dem Vertrage zurüdgetreten, und forderte 
nun, weil er ihm mehr gezahlt habe, al8 was die hergeftellten 
Ziegel, für welde 7 Mark per 1000 Stüd geredjnet werden 
Sollten, werth waren, die Differenz zurüd. Dagegen erhob DBe- 
flagter Widerflage auf den ihm noch nicht gezahlten Kohn. Das 
Berufungsgericht hatte auf die Klage verurtheilt, die Widerflage 
abgemwiejen. Das Neichögeriht hob auf und verwies die Sade 
in die Inftanz. Denn da die Zahlungen auf Grund des Ver- 
trags geleiftet find, jo Fünnen fie nicht mittelft condictio sine 
causa zurücdgefordert werden — 88. 262, ZT ÜUUERL 13 —. 
Vielmehr muß die Auseinanderjegung auf Grund 8S. 409—411 
A. NR. 1, 5 erfolgen. Das Berufungsgericht unterftellt, daß 
die dem Beklagten vom Kläger gezahlten Gelder von dem De- 


Rlictritt. 


Nidtritt. 


Norreal- 
Ihulden. 
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Hagten vertragsmäßig verwandt feiern. War der Nüdtritt des 
Stläger8 von dem DBertrage unberedtigt, fo ift nicht erfichtlid), 
aus weldhem Grunde der DBeflagte danad zur Zurüderitattung 
der Gelder verpflichtet fein fol. Er Hat in einem foldhen Fall 
feinerfeits Entichädigungsaniprüdjhe gegen den Kläger und braudıt 
nicht, wenn auch nur vorläufig, für diefen Aufwendungen aus 
eigenen Mitteln zu machen. Daran fann aud) der Umftand nichts 
ändern, daß die Gelder ald Vorauszahlungen auf die dem Be- 
flagten zufonmende Vergütung verrechnet werden follten, da, wen 
der Rücktritt des Klägers für ungerechtfertigt zu erachten wäre, 
dem Beklagten die Erlangung der ihm zufommenden Vergütung 
durch Schuld des Klägers unmöglich gemacht fein würde. Freilich) 
muß Bellagter die vertragsmäßige Verwendung erforderlichen Fall 
beweifen. YHjt die Enticheidung über die Klage nicht aufrecht zu 
halten, jo fällt aud) das Urtheil Über die Widerflage, weil Kläger 
auf die Forderung de8 Beklagten nidht aufrecdhnen fann. VI, 
47/95 vom 16. Mai. 

308. Die Rerficherungsgejellihaft war nad) ihren DBe- 
dingungen nad) Eintritt eines Linfall®. bereditigt, vom Berficdhe- 
rungsvertrage zurüdzutreten. Sie hat dem DVerficherten auf feine 
CEchadensanmeldung erklärt, daß ihm wegen unricdhtiger Angabe 
jeines Berufes in der ‘Deklaration eine Entihädigung nicht zu= 
jtehe, weil bei Angabe feines wirklichen Berufes der Verficherungs- 
antrag nur gegen Zahlung einer höheren Prämie acceptirt worden 
wäre. Zugleich ijt ihm eröffnet, daß die Beklagte die Verficherung 
nur fortfegen könne, wenn er eine Prämie von 79 Marf 60 Pi. 
— ftatt der bisherigen von 57 Mark 10 Pf. — zahlen und jid) 
mit der Aufnahme einer die Folgen des Anfall® betreffenden 
Klaufel in die Police einverftanden erklären wolle. Bevor der 
Kläger diejes Anerbieten angenommen hatte, hat ev einen zweiten 
Unfall erlitten. Die Klage ijt abgewiejen, weil jene Erklärung 
der Beklagten als ein Rüdtritt angefehen ift, der aud) dann wirk- 
jan blieb, wenn die Beklagte nicht alle Gründe, aus welchen fie 
zum Rücktritt berechtigt war, angab. Unerheblich, daß die Bellagte 
ih nicht zugleich zur NRücdzahlung der vorausbezahlten Prämie 
erboten hat. III, 60/95 vom 28. Mai. 

309. Die Eheleute hatten einen Schuldjchein unterjchrieben: 
„BOOO Mark Ichulden wir feit 1. Ian. 1885 Frau ©. und ver- 
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zinfen obige Summe zu 5 Proz.” Darin wurde fein aus Korreal- 
veichendes Beweismittel erblidt, daß die auf Nüczahlung des Gulden. 
Darlehns verklagte Witwe eine Korrealichuld eingegangen fei, und 

deshalb auf den zugejchobenen Eid erkannt. Die Verpflichtung 

zur Rüdzahlung des Darlehne werde durch den Empfang deijelben 
begründet. Hierzu fet allerdings nicht die Förperliche Uebergabe 

des Geldes erforderlich; auch wenn der Ehemann der Beklagten 

allein das Geld in Empfang genommen hätte, vorher aber unter 

den Parteien verabredet gewejen wäre, daß auch der Beklagten 

das Darlehn gegeben fein follte, würde bie Beklagte Mit- 
empfängerin fein, da alsdann der Ehemann als ihr Stellvertreter 

das Geld in Empfang genommen hätte. Der der Klägerin ob- 

liegende Beweis, daß die Beklagte Mitempfängerin des Darlehne 

fei, könne dur den Schein vom 13. Ian. 1835 nicht geführt 

werden, dba derjelbe die Angabe eines Schuldgrundes nicht ent- 

halte und deshalb die Beweiskraft eines Schuldjcheins nicht befige. 

Der durch denjelben begründeten VBermuthung ftehen andere That- 

Sachen entgegen. WRevifion zurüdgewiefen. IV, 424/94 vom 

20. Mai 95. 

310. Der Bellagte hatte feinem Gegenkfontrahenten A. zu: Gegenftand 
gejagt, eine Strafe anzulegen, zu pflaftern und dem öffentlichen leer 
Berfehr zu übergeben. Ein privates Necht auf Begehen und Be- 
fahren der Straße war dem X. weder für feine Perjon nod für 
feine Grundftüde eingeräumt. Wenn A. demnäcjft dem Kläger 
alfo da8 Recht abgetreten hat, die Straße zu benuben, jo ift die 
Ceffion unwirkfam. Die wegen Benutung der nocd nicht öffent- 
lichen Straße erhobene Klage wurde deshalb abgewiejen. III, 

329/94 vom 15. März 95. 

311. Im December 1892 verkaufte der Schaufpieler %., Erfüllungsort. 
damals in Halle a. ©. wohnhaft, dem Beklagten, der zu jener 
Zeit in Harburg wohnte und bald darauf nad) Hamburg verzog, 
feinen in Halle befindlihen Fundus zum Preife von 2650 Marf. 

2000 Mearf von dem Kaufgelde wurden gegen Mebergabe der Sacıen 

gezahlt und über den Reit, der am 1. Oft. 1893 zu zahlen war, 

der Schuldichein vom 13. Dec. 1892 ausgeftellt. Der Vertrag ift 

in Halle gejchloffen, der Fundus ift dem Käufer nad) Hamburg 

gejandt. Halle war Erfüllungsort für die NReftzahlung Denm 

nah 8. 93 in Verbindung mit 8.221 A. R. I, 11 hat der 
Praris des Neichägerihts. XIX. 10 
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Erfüllungsort. Käufer, wenn nichts Anderes ausgemacht ift, das Kaufgeld gegen 
Empfang der Sade fofort zu zahlen, alfo fofern nichts Anderes 
beftimmt ift — 8. 94 — da, wo ihm die Sache übergeben wird. 
Mit Aufgabe auf die Eifenbahn hatte aber Verkäufer in Halle 
erfüllt — SS. 128 und 129 —. Hier ergab aber die Kreditirung 
Har, daß die Betheiligten bei Errichtung des Vertrages den Willen 
hatten, die Zahlung des Neftlaufgeldes von der Gegenleiftung 
unabhängig zu machen, und nichts |pricht dafür, daß fie dabei 
nur auf die Zeit, nicht aber audy auf den Ort der Zahlung Rüd- 
fiht genommen haben follten. Muß man aber den verbrieften 
Theil des Kaufgeldcs als eine felbjtändige, von der Gegenleiftung 
in gewilfem Sinne unabhängige Schuld auffaflen, fo unterliegt 
diefer Theil der Schuld der Regel des $. 248, I, 5 und ift ba 
zu zahlen, wo der Gläubiger zur Zeit des Vertragsichluffes feinen 
Wohnfig hatte. V, 282/94 vom 30. Ian. 95. 

312. Die Käuferin hatte für die ihr von Hamburg nad) 
Breslau überjendeten QTumaconüffe Wechjel, weldhe auf die dem 
Kaufpreis entiprehende Summe lauteten und die in Breslau 
zahlbar waren, von Breslau nad) Hamburg zu fenden. Daraus 
folgt nicht, daß für die Zahlung des Kaufpreifes Hamburg der 
Erfüllungsort gewejen wäre. Denn da8 Accept über die Kauf- 
preisihuld ift im Zweifel noch nicht Zahlung des Kaufpreifes, 
fondern erjt die Einlöfung des Wechjels. Aber aud) durch Ueber- 
jendung der Wechjel wird in Bezug auf diefe Leiftung Hamburg 
fo wenig der Erfüllungsort wie in Bezug auf die Ueberjendung 
der Niüffe von Hamburg nad) Breslau diejer Ort Erfüllungsort 
des Verkäufers wird; da vielmehr nah Art. 325 9.©.2. trof 
der Verpflichtung des Schuldners, das Geld dem Gläubiger zu 
überfenden, der gejegliche Erfüllungsort des Schuldners nicht ge- 
ändert tft, fo gilt bei einer vertragsmäßig übernommenen Verpflich- 
tung, ben über eine Geldihuld acceptirten Wechfel dem Gläubiger 
zu überjenden, dafjelbe. I, 399/94 vom 20. Febr. 95. 
ee 313. Im Fall 559. Da die Witwe, für melde die DVer- 
fonen aus von herung genommen ift, wenn fie nach dem Zode des Verficherten 
Andern abge-im Befige der Police ift, einen jelbjtändigen Anfpruch gegen die 
ee Lebensverficherungsgefellfchaft felbft dann hat, wenn fie den Ver: 
fiherungsvertrag nicht mit abgefchloffen hat, fo muß fie fich be- 
züglich ihrer Arglift jo behandeln lafjen, wie in andern Fällen, 
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in denen der Dritte den Anjprucdh nur hat, wenn er beigetreten Aniprüche 
ift, diefer Dritte; ihrem Anfpruch fteht eine Arglift auf ihrer ' nn. 
Seite, ohne welde e& zu dem DVBertrage nicht gelommen ift, emt- Andern abge- 
gegen, obwohl fie den Vertrag nicht mit gefchloffen hat. Ihren en 
erweiterten Rechten ftehen erweiterte Pflichten gegenüber. I, 77/95 N 
vom 8. Mai. 

314. Im Fall 262. E8 fannn dahingejtellt bleiben, ob bei Gegenjeitiger 
einem Gefellfchaftsvertrage, wie ber vorliegende, bei welchem nicht Dertrag. 
Leiftung und Gegenleiftung fich wie bei einem zweifeitigen DVer- 
trage gegenüberjtehen, die Einrede des nichterfüllten Vertrages 
aus 8. 271 AL. R. 1 5 überhaupt zuläjfig ift (vgl. Förfter- 

Eectus, Bd. 2, $. 143 unter I). In dem jeßigen Falle ift die Ein- 
rede Ichon deshalb unbegründet, weil die Thatfachen, auf melde 
diefelbe geftiit wird, feine Nichterfüllung des Vertrages im Sinne 
des S. 271 barftellen. Bei einem Gefellichaftsvertrage kann gegen- 
über der Verpflichtung des einzelnen, feine Beiträge zum Gefell- 
Ihaftsfonds zu zahlen, die Erfüllung des Vertrages von Seiten 
der übrigen Gefellichafter doch nur darin beftehen, daß fie jenem 
die Rechte des Gefellfchaftere einräumen und ihm die Vortheile 
gewähren, welche jedem einzelnen aus dem Gejellichaftsvertrage 
zufließen follen. Davon, daß dies der Beflagten verweigert worden 
fei, ift feine Rede. Es wird von diejer felbft aud nicht behauptet. 
Darin aber, daß die Kläger eine Generalverfammlung abgehalten 
haben, ohne die Beflagte zuzuziehen, und die in dem DVertrage 
feftgefegten Minimalpreife angeblich geändert haben, liegt feine 
Nichterfüllung des Vertrages auf Seiten der Kläger. Der Be- 
Hagten bleibt, nadydem fie ihre vorgängig und fchon mit dem Ein- 
tritt zu erfüllenden Leiftungen gemacht haben wird, unbenommen, 
ihre entiprechenden Rechte in der Gejellichaft geltend zu macden. 
Das ift auch in zutreffender Weile vom Oberlandesgericht aus» 
geführt worden. Ebenjo würde zu entjcheiden fein, wenn, was 
hier dahingeftellt blieb, das franzöfiiche Necht auf das PVertrags- 
verhältniß anzuwenden fein würde. II, 345/94 vom 19. Febr. 95. 

315. Nah den Berfteigerungsbedingungen follte Beflagter, 
welcher einen Theil der Grundftüde eritanden hatte, da® Kauf- 
geld binnen drei Deonaten zahlen, der Notar davon die Hhpothel- 
gläubiger befriedigen und für Bereinigung des Grundbuchblattes 


forgen. Sollte die Gewährung eines reinen Grundbuchblattes nicht 
10* 
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Gegenfeitiger möglich jein, was fich innerhalb eines Monats nad) Bezahlung 
Ferttag. ne Kaufpreifes entjcheiden müffe, fo ftehe es den Käufern frei, 
von dem PVertrage zurüdzutreten und das Kaufgeld zurüdzufordern. 
Da der Beflagte vorzuleiften hatte, jo trifft ihn die Veweislaft, 
daß die Kläger nicht im Stande feien, ihrerfeitd zu erfüllen. 
Diefen Beweis hat der Beklagte nicht führen fünnen, vielmehr 
hat da8 Berufungsgericht angenommen, daß die Kläger allerdings 
in der Zage fein würden, mit dem von dem Beklagten zu zahlen- 
den Kaufpreife und mit dem Preije, welchen ein anderer Käufer 
der Reftgrundftüde zu zahlen habe, die verjteigerten Grundftüde 
von den Hhpothefen zu befreien. Der Beklagte ift deshalb mit 
Necht zur Zahlung verurtheilt. V, 483/94 vom 10. April 95. 
316. Im Fall 582. Der auf Erfüllung eines zweifeitigen 
Vertrags gerichteten Klage gegenüber kann der Anspruch des Bes 
Elagten, daß diefe Erfüllung nur Zug um Zug gegen Empfang 
der Flägerifchen Leiftung zu geichehen habe, im Wege der Einrede 
geltend gemacht werben; und eine diefem Anfpruch entiprechende 
Geftaltung der Verurtheilung ftellt fih nur als Einfchränfung 
des Klagantrags dar. Daß aber die gegenwärtige Klage ben 
Charakter der Erfüllungsflage hat, legt der Berufungsrichter ohne 
Rechtsirrthfum Far. II, 42/95 vom 26. April. 

317. Kläger fordert die Konventionalftrafe, weil Bellagter 
von einem Grundftüdsfauf zurücdgetreten fei. Beklagter behauptet, 
die Mutter des Klägers habe fich weder diefem nod) den Beklagten 
gegenüber mit der Verpfändung ihres gütergemeinfchaftlichen Guts 
für den Kaufgelderrüditand des Klägers, welche der Vater des 
Klägers verjprocden hatte, einverftanden erklärt; ihre Einwilligung 
jei bisher nicht beigebracht. Diefe Behauptung war unerheblich, 
weil Kläger nicht verpflichtet war, die Einwilligung feiner Mutter 
vor der Auflafjung bereit zu ftellen. Kläger Hatte nicht vor- 
zuleiften, fondern braudte die Einwilligung erft Zug um Zug 
gegen die Auflaffung zu beihaffen. Demgemäß war er, wenn 
die DBellagten die Auflaffung weigerten oder verzögerten, nicht 
verpflichtet, zur Begründung feiner Klage nachzumeifen, daß er 
jene Einwilligung fchon beichafft habe. Erheblid) wäre nur die 
nicht aufgeftellte Behauptung gewefen, daß die Mutter des Klägers 
ihre Einwilligung weigere. V, 157/94 vom 4. Mai 9. 

318. Auf Klage und Widerflage auf Auflaffung aus einem 
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Zaufchvertrage über im Bezirk verfchiedener Amtsgerichte belegene SanON get 
Srundjtüde wurde der Beklagte und der Kläger zur Auflaffung SER 
gegen Erfüllung der dem Gegenfontrahenten obliegenden Ver- 
pflichtung verurtheilt, da im DVertrage nicht bejtimmt war, daß 
ein Theil vorleijten follte. Diefe Verurtheilung erfeßt unter den 
Borausfegungen des $. 779 (664) E. PB. DO. die Erklärung jelbft. 
Es wird alfo — in Ermangelung einer gütlichen Uebereinfunft — 
derjenige, der, um die Eintragung feines Eigenthums zu erlangen, 
die Ertheilung einer vollitredbaren Ausfertigung des Urtheild be- 
gehrt, die Erfüllung der Gegenleiftung darzuthun haben. V, 391/94 
vom 1./18. Mai 95. 

319. Das Landgericht hat den zwischen Parteien gefchloffenen 
Kaufvertrag für aufgelöft erklärt (Code 1184), weil Bellagte fid) 
ohne Grund geweigert habe, den Vertrag fo, wie er fchriftlich 
abgeichloffen, vor dem Notar zu vollziehen. In zweiter Inftanz 
Hat fich die Beklagte bereit erklärt, den Vertrag in der vom Släger 
begehrten, mit der privatichriftlichen Beurkundung übereinitimmenden 
Tafjung notariell beurfunden zu laffen. Damit wurde der Kläger 
Haglos gejtellt, ungeachtet der zwiichen den Parteien über die 
Garantieklaujel beftehenden Meinungsverichiedenheit, über welche 
eine Entjcheidung in diefenm Prozeß nicht begehrt wurde, da jene 
Klaufel in der urfprünglihen Faffung in die notarielle Be- 
urfundung aufgenommen werden follte. Klage abgewieien, Revifion 
zurüdgewiejen. II, 72/95 vom 28. Mai. 

320. Die Löjung eines Verlöbniffes gegen das Verjprehen Causa. 
einer jährlichen Nente ift namentlid) in dem alle nicht rechtlid) 
unerlaubt, wenn wie hier die Verlobte durch die Auflöfung dee 
Berlöbniffes fihere Vermögensnadtheile erlitten Hat. Die von 
der Klägerin übernommene Verpflichtung, an bejtimmten Orten 
und innerhalb beftimmter Gebietstheile des Deutichen Reiches ihren 
Wohnfig nicht zu nehmen, bewegte fi innerhalb ded Rahmens 
des an ich erlaubten Vertragszweds der dauernden Xöfung des 
Berlöbniffes und war räumlich (Hanjeftädte und Mecklenburg) 
und zeitlich begrenzt. IV, 245/94 vom 28. Ian. 95. 

321. Die Beklagten hatten behauptet, daß ihr Erblaffer in 
wucherifcher Weije verpflichtet fei, fich auf weit höhere Beträge 
als Schuldner des Klägers zu befennen, wie er empfangen babe. 
Die Einfiht der ihren Erblaffer betreffenden Folien der Elägerifchen 


Causa. 
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Gefchäftsbücher durfte den Beklagten nicht verfagt werden, benn 
fie waren nicht im Stande, im voraus die Beträge ziffermäßig zu 
bezeichnen, um welche ihr Erblaffer fid) ohne genügenden Nechts- 
grund dem SHläger zur Zahlung verpflichtet haben fol. Die Ber 
deutung des geftellten Editionsantrages ift in Verbindung mit der 
gefammten Sadjlage zu beurtheilen. Aus einer Urkunde ergibt 
ih, daß in die berechnete erfte Schuldöfunme von 8777 Mark 
50 Pf. Zinfen einer früheren Schuld im auffallend hohen DBe- 
trage von 10 Proz. eingerechnet find, daß der Schuldner für bie 
Erfüllung feiner Verpflichtungen jein Ehrenwort verpfändet Hatte, 
und daß die Kontrahenten fich gegenfeitige ‘Diskretion über ihre 
Beziehungen zuficherten. Nad) der Behauptung des Klägers hat 
derjelbe fich für die zweite Forderung von 25800 Mark fogar 
eine 12prozentige Verzinfung ausbedungen, und ift nad) feiner 
Angabe für eine Berfpätung der Zinszahlungen ihm nod) eine 
Ertravergütung von 600 Mark gezahlt. Auch wenn die Tläges 
riihen Handelsbücher nicht® ergeben, ift e8 nicht ausgefchloffen, 
daß die gefammte Sachlage ohne weiteres den Schluß rechtfertigen 
fünnte, daß der Kläger den Dr. %. unter wucherifcher Ausbeutung 
von defjen Leichtfinn oder feiner durh Morphiumgenuß geihwächten 
Willensfähigkeit zur Vollziehung der ihn fchädigenden Schuld= 
urlunde, welche ein Tonftitutives Anerkenntniß enthält, beftimmt 
hat. Das Neichögeriht hat deshalb aufgehoben und zurüd- 
verwiefen. III, 295/94 vom 19. Yebr. 95. 

322. Die Klägerin hatte von der Beklagten ‘eine Wohnung 
in Aftermiethe, das in derjelben befindliche Mobiliar käuflich über 
nommen. ‘Der Preis wurde mit Nüdficht auf die Ueberlafjung 
des bisherigen Bordellbetriebs hoc) bemeffen. Die Klägerin hatte 
auf Aufhebung des Handels geklagt, weil fie über den Werth der 
Saden und das Net der Bellagten zur Veraftermiethung ge= 
täufcht fei. Zur Beendigung biefes Prozefjes haben Parteien 
einen Vergleich gejchloffen, der Vorderrichter erachtet denjelben 
mit Unrecht für ungültig. Ein Vertrag über Rüdgängigmadung 
eines erfüllten unfittlichen Kaufgeichäftes, bei welchem das Ge= 
leiftete zurücdigewährt und der frühere Zuftand wieder hergeftelft 
werden joll, ericheint in einem anderen Lichte, al8 das Geichäft, 
welches rüdgängig gemacht wird. Wenn auch bei der vereinbarten 
Zurüdgewährung Parteien fich bewußt gewefen find, daß bie Be- 
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Hagte nunmehr in früherer Weife den Borbellbetrieb aufnehmen 
werde, fo Liegt in biefer vorausgejehenen Wiederaufnahme doc 
nur eine Nebenfolge der Vertragsaufldfung, nicht aber bejteht der 
Zwed des Geichäftes in der Verihaffung einer Stätte für den 
Borbellbetried. III, 5/95 vom 2. Aprit. 

323. Im Fall 377/79. Daß das BVerfprecdhen, einen Andern 
wegen ber fih für ihn aus der Verlegung einer Vertragspflicht 
etwa ergebenden nachtheiligen Yolgen fchablos halten zu wollen, 
au) dann als ein negotium turpe angefehen werben müffe, wenn 
die Vertragsverlegung jelbjt weder gegen ein Strafgejet verftößt 
nod) den Grundjägen der öffentlichen Moral zumwiderläuft, kann 
nicht anerfannt werden. Die Beflagte hat felbft in dem jeßigen 
Prozeffe ftet8 daran feftgehalten, daß W. ohne Verlegung feiner 
Pflichten gegen den Kläger in ihr Geichäft habe eintreten dürfen, 
und daß fie aud) deffen gefchäftliche Thätigkeit in ihrem Gefchäfte 
in einer Weife habe regeln wollen, bie ihn vor jeder Rollifion 
mit feinen Pflichten bewahren folltee Dana) Hat die Beklagte 
dur) das gegebene Verjprechen den W. zu einem bie öffentliche 
Moral verlegenden Kontraftbucd nicht beftimmen wollen und bas 
Berjprehen jelbft ift fein umfittliches geweien. I, 42/95 vom 
11. Mai. 

324. Die Hagende Rentenverficerungsanftalt hat das ihr 
für 410000 Mark verpfändete Grundftüd für 5000 Mark er: 
ftanden, und EHagt nun 10000 Mark von ben rüdftändigen, durch 
ihr Gebot nicht gedecten Zinfen von der perfönlichen Schuldnerin 
ein. Dazu ift diefe verurtheilt, ohne mit dem Cinwande gehört 
zu werden, daß zwifchen ihr und der Klägerin vor der DBerjteige- 
rung ausgemacht fei, die Beklagte folle nicht mitbieten, dafür aber 
audy von der perjönlihen Schuld für den Ausfall befreit bleiben. 
Denn ein foldes Abkommen widerfpricht der Verordnung vom 
14. Suli 1797. Die Entbindung von der perfönlichen Schuld 
war der VBortheil, welder der Bellagten erwuhe. Daß die 
Bellagte Eigenthümerin war, hindert nicht, fie ald Kaufluftige an- 
zufehen. Des Nacweifes eines beftimmten Nachtheils für bie 
Intereffenten der Subhaftation bedarf e8 nicht. IV, 402/94 vom 
27. Mai 95. 

325. Die Klägerin ift Inhaberin eines vom Beklagten 
acceptirten, am 2. Ian. 1894 auf ihn gezogenen, am 2. Dec. 1894 


Causa. 


Wedjfel. 


Wechiel. 
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fälligen Wechfels über 15000 Darf. Sie hat am 30. Ian. 1894 
wegen einer Forderung von 6847 Mark 80 Pf. aus einem Urtheil 
vom 2. Aug. 1892 im Komptoir des DBellagten pfänden laffen, 
die Zwangsvollftredung ift aber fruchtlo8 ausgefallen, nachdem 
der Beflagte erklärt Hatte, daß er zur Zahlung außer Stande fei, 
feinerjeit8 übrigens ein Guthaben an die Klägerin habe, und die 
Summe deponiren werde, wie er bereitd 4200 Marf zur Ab- 
wendung ber Zwangsvollitrefung wegen einer anderen Forderung 
hinterlegt habe. Im März 1894 hat die Klägerin gegen den 
Beklagten den Antrag auf Konkurseröffnung geftellt, fich aber 
durch Vergleih vom 27. März 1894 dem Bellagten gegenüber 
verpflichtet, den Konkursantrag zurüdzuziehen, nahbem der Be: 
Hagte bi8 zum 31. März 8000 Mark hinterlegt habe. ‘Der Be- 
Hagte hat diefe 8000 Mark hinterlegt. Nach dem Vergleiche 
jollten die zwifchen den Parteien beftehenden Differenzen im Wege 
des ordentlichen Prozefjes ausgetragen werden. Die Klage auf 
Sicherheitsleiftung aus Art. 29 der Wechjelordnung ift abgewiesen, 
Revifion zurüdgemiefen. ‘Die Annahme ift gerechtfertigt, daß die 
Klägerin auf die Sicherheit von 8000 Marf vertragsmäßig aud) 
für den jegt zur Sprade gebradhten Wechjel, aus dem fie zur 
Zeit de8 Vergleichs bereits Släubigerin war, beichränft ift, wenn 
fie nit Umjtände darthut, welche den Anfprud) auf Sicherheits: 
ftellung oder auf erhöhte Sicherheit anders begründen, al® durd) 
die Berufung auf die Nichtbefriedigung aus dem Sudilat. I, 
314,94 vom 5. Ian. 95. 

326. Al Domiziliatin war die Neich&bantitelle Emden auf 
dem Wechjel angegeben, denn der Zufat „durd das Girofonto 
des R. van 9.” follte nur der Domiziliatin Nachricht geben, auf 
weldhem Wege der Acceptant für Dedung jorgen werde Die 
jeßt durdhftrichene Quittung (daß die Zahlung durd NR. van 9., 
welcher nad) der Feftftellung die Reichsbanknebenftelle beauftragt 
hatte, für feine Rechnung den Wechjel einzulöjen, geleiftet fei) 
war von der Reichebantitelle Emden, welche Inhaberin des Wechjels 
war, auf den Wechfel gefett. Der Kläger R. van 9. ftand aber 
als Verpflichteter auf dem Wechjel überhaupt nicht, und es tjt 


"unftreitig, daß er für den Acceptanten zahlen wollte. Da hiernad) 


die Neichsbankitelle al8 Bevollmädhtigte des den Acceptanten ver: 
tretenden Klägers fich felbjt al8 Inhaberin des Wechjels befriedigt 
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hat, fo ift die Tilgung fünmtlicher Wechfelverbindlichkeiten ein- 
getreten. Wenn aud demnächft Hinter der ducchftrichenen Duittung 
ein auf den Kläger lautendes Indoffament aufgejchrieben ift, fo 
fann Kläger eine Forderung aus dem Wechjel nicht erheben. ILL, 
299/94 vom 12. Febr. 95. 

327. Der Kläger hat von einem Xiquidator einer Aftien- 
gefellichaft einen Wechjel durd) Indoffament erworben und bezahlt, 
welchen der Beklagte an feine Drdre gezogen und der Aftiengefell- 
Ichaft girirt hatte. Beflagter ift ihm zur Zahlung verurtheilt. Der 
Beklagte hatte geltend gemacht, der Wechfel fei ein Prolongatione- 
wechfel für ältere Wechfel, die er, ohne Baluta erhalten zu haben, 
aus Gefälligfeit gegen die Aftiengefellichaft ausgeftellt und mit 
feinem Giro verfehen habe. Es fteht aber weder fejt, daß der 
Liquidator, welhem der Wedel von feinem Vorgänger übergeben 
ift, von jenem Sachverhältniß etwas gewußt hat, nod) daß zwilchen 
diefem und dem Slläger verabredet wäre, daß diefer den Wedjjel 
erwerben follte, um die dem DBeflagten gegen die Aktiengejellichaft 
zuftehenden Einreden abzufchneiden. Das Berufungsurtheil hat 
das Gegentheil angenommen. ‘Da der Wechfel gejchaffen ijt zu 
einer Zeit, als fich bereits die Aftiengejellichaft in Liquidation 
befand, jo kann auch daraus, daß Kläger früher Direktor der 
Aktiengefellichaft gewejen ift, nicht darauf gejchlofien werden, daß 
diefer gewußt habe, daß der neue Wecdhfel nur an die Stelle älterer 
Gefälligfeitsmechjel getreten fei. I, 433/94 vom 11. März 95. 

328. Einen zweiten Wechjel hat der Kläger gegen Zahlung 
der Baluta durch Ceifion des früheren LKiquidators der Aktiengejell- 
haft B. erworben; nadjydem B. al8 Liquidator der Aftiengejell- 
Ihaft, aljo Namens diefer, den Wechfel an feine Perfon girirt 
hatte. Es ift feftgeftellt, daß B. als Liguidator den Wechfel an 
Stelle früherer Wedel in dem Glauben hat ausftellen und der 
Attiengefellichaft in Liquidation giriren laffen, daß der Beflagte 
aus jenen früheren Wechjeln der Aftiengejellfchaft al8 Bürge hafte, 
Daraus, daß DB. ald Liquidator den Wechjel an feine Berfon girirt 
hat, fonnte der Beklagte feinen Einwand ableiten. Solces konnte 
zum VBortheil der Aftiengejellihaft gefchehen, um deren Kredit» 
würdigfeit zu heben. Daß die Aftiengefellichaft diefes Vorgehen 
beanjtandet habe, ift nicht behauptet; und daß B. bei Erwerbung 
des Wechjeld für feine PVerfon unredfich verfahren wäre, ift in 


Wedel. 


Wedel. 
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den Borinftanzen nicht geltend gemadt. Somit wurde aud hier 
Bellagter zur Zahlung verurtheilt, Revifion zurüdtgewieien. I, 
433/94 vom 11. März 95. 

329. Der Gerichtspollzieher hat fi) in das Geichäftslofal 
der Domiziliatin begeben, dort den Wechlel dem Profuriften der 
Domiziliatin, der in einem BProtefte als deren Buchhalter be- 
zeichnet ift, ©., zur Zahlung vorgelegt, und von ihm die Erklärung 
entgegengenommen: Dedung fei nicht eingegangen, Acceptant jei 
nicht anwejend, wir Iöjen den Wechjel zu Ehren unjere8 Giros 
(unter Proteft) ein. Alles dies ift im Proteft beurkundet, und 
das genügt. Bolze, Praris, Bd. XVII, Nr. 307. Unerheblid ift 
e8, daß in den Proteften die Produkten, Kommiffions- und Handeld- 
gejellichaft nicht ausdrüdtid) al8 Domiziliatin bezeichnet ift, da aus 
dem beurfundeten Inhalt des Proteftes zu Genüge hervorgeht, 
daß von ihr in diefer Funktion die Zahlung begehrt und ihr 
gegenüber der PBroteft erhoben ift, dafelbjt Bd. VI, Nr. 403. Un- 
erheblich war e8, daß ©. nur Kolleftivprofura Hatte. I, 198,89 
vom 19. Oft. 1889, R. ©. €&., Bd. 24, ©. 16. Unerheblid ift 
aud für den vorliegenden Tall, in weldyem fich die Legitimation 
de8 ©. zur Entgegennahme der Präfentation aus dem von ihm 
erklärten Angebot der Ehrenzahlung ergibt, daß diejer in dem 
Proteft vom 12. März 1894 als „Buchhalter“ bezeichnet ift. Vgl. 
Bolze, Bd. XV, 250. I, 36/95 vom 11. März. 

330. Der Kläger war von M. aus zwei Wechjeln auf Zah: 
lung verklagt. Er hat filh in contumaciam verurtheilen laffen 
und die Wechfel an B., den Rechtsanwalt des M., nad) de8 Lebteren 
Tode gezahlt. B. Hat den empfangenen Betrag an bie Beflagten 
al8 die allein legitimirten Erben des M. ausgefehrt. Sie find 
dem Kläger zur Reftitution bedingt verurtheilt; Nevifion zurüd- 
gewiejen. Denn wenn es wahr ift, daß zwiichen Beklagten und 
M. zuvor vereinbart war, er folle aus Nüdficht auf die Krant- 
heit des M. den Einwand im Wechfelprozeffe nicht erheben, daß 
er auf die Wechjjel keine DValuta empfangen habe und fpäter 
die Wechjeljumme von M. zurüderhalten, jo konnte der Kläger 
jenen Einwand nod jett geltend machen. Gegenüber einem 
folhen Abkommen muß die Nechtsfolge des 8. 33 AL. N. 
I, 16 außer Anwendung bleiben. IV, 365/94 vom 14. März 95. 
Vol. 265. 
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331. Die Bellagten find dem Kläger aus einem Wedhjlel 
zur Zahlung von 8000 Mark verurtheilt, NRevifion zurücgewiejen. 
Der Kläger foll 1894 feinem Schwiegervater Hülfe unter der 
Bedingung zugelagt haben, daß der Schwiegervater fi zur Be- 
zahlung der ihm nadgelaffenen 10000 France verpflichte, was 
durch Annahme eines per 5. Mat 1894 auf die beklagte Firma 
gezogenen Wechjel® geichehen jei. Dabei habe Kläger verjprochen, 
den Wechfel während zehn Iahren alle Vierteljahr zu erneuern. 
Die angegebene Veranlaffung zur Ausftellung des Accepts fteht 
deifen Geltendmachung nicht entgegen. Wollten die Beklagten 
gegen bie jelbftändige Wechfelforderung aus dem unterliegenden 
Berhältniffe eine exceptio doli herleiten, jo lag ihnen die nähere 
Bezeichnung der Dienfte ob, welche er den Beklagten zu leiten 
versprochen, aber nicht geleiftet haben joll. IL, 62/95 vom 26. Aprit. 

332. Die Bellagten haben die Prolongirung des Wechjels 
verweigert. Hatte fi) aber der Kläger zu einer Befriftung feiner 
Forderung auf zehn Jahre nur unter der Bedingung verjtanden, 
daß ihm nad) Verfall des Wechjels ftetd wieder ein neucs Accept 
gegeben wurde, und haben die Beklagten diefe Bedingung nicht 
erfüllt, fi) vielmehr unter Beftreitung der Schuld beharrlich ge- 
weigert, weitere Accepte auszuftellen, jo durfte angenommen werden, 
daß der Anfpruch der Beflagten auf die Befriftung der eingeflagten 
Zahlung erlofchen fei und dem Kläger diefe Einrede nicht entgegen- 
ftehe. II, 62/95 vom 26. April. 

333. Wenn der Kläger den an Ordre des Ausftellers auf 
ihn gezogenen Wechfel für eine Spielfhuld acceptirt und denfelben 
dem Ausfteller zahlungshalber gegeben hat, jo würde zwar dem 
Kläger die Einrede der Klaglofigfeit der urjprünglichen Forderung 
entgegengeftanden haben, wenn diefer aus dem Wechjel geklagt 
hätte. Hat aber der Ausfteller den Wedjjel begeben, dafür Ba- 
Iuta erhalten, und hat ihn der Bezogene demnächft eingelöjt, fo 
tritt damit die Wirkung der Zahlung ein. Kläger fann num nicht 
aus dem Gefichtspuntt der ungeredhtfertigten Bereicherung von 
dem Ausfteller die Baluta des Wechjels zurüdfordern. Das Neichs- 
gericht wies eine derartige Klage ab. I, 467/94 vom 10. April 95. 
Ebenfo I, 115/95 vom 1. Yuli, in weldem Falle der Indofjatar 
den Wechlel vom Bellagten durch Klage und Zwangsvoliftredung 
eingezogen hatte. 
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334. Die 0.9.©. PB. & Co. in Berlin hatte ihr Grund- 
ftüd mit Gefhäft und allem Zubehör am 13. Aug. 1890 an eine 
englifche Aftiengejellichaft verkauft, weldhe fih nannte P. and 
Company Engineers limited, deren Zweigniederlaffung mit diejer 
Firma aber erft zufolge Verfügung vom 14. Juli 1893 in das 
Handelsregifter des Amtsgerichts Berlin eingetragen ift, nachdem 
der engliichen Aftiengefellichaft die nah) dem Pr. Gejege vom 
22. Juni 1861, $. 18 erforderliche minifterielle Genehmigung zum 
ftehenden Gewerbebetriebe am 29. März 1893 ertheilt war, ohne 
welche der Eintrag in das Handelsregifter nicht erfolgen kann. — 
Art. 179, Abi. 3; Art. 212, Abi. 3 9.&.8B. — Zugleidh mit 
dem Eintrag der englifhen Firma wurde die bi dahin eingetragen 
geblicbene Firma PB. & Co. durh den Eintrag gelölht: „Es tit 
das Handelsgefhäft durch Vertrag auf die unter Nr. .... des 
Sejellichaftsregifters vermerfte Aftiengefellichaft in Yirma P. and 
Company Engineers limited übergegangen und dadurd) die hier 
regijtrirte Firma erlofhen. Nacd den Erklärungen der Klägerin 
in diefem Prozeß follte die Firma der o. 9. ©. bis dahin für 
die Gefellichaftszwede der Aftiengejellihaft eingetragen bleiben; 
fie führte feit dem Vertrage vom 13. Aug. 1890 das Geichäft für 
Rechnung der Aftiengefellichaft. Die engliihe Aktiengefellichaft 
trat mit einem Parijer Bankier in Verbindung, um Betriebe- 
mittel zu gewinnen, und verabredete mit ihm, daß er Wedhjlel 
„auf unfer Berliner Haus” zichen, diefelben aber vor Verfall 
einlöfen follte. Dagegen gab er der Aftiengefellihaft Rimeflen, 
weldye fi) demnädjst al® werthlos herausjtellten. Der Barifer 
Bantier ließ nun von einer andern Parifer Firma an deren 
DOrdre auf PB. & Co. per 15., 20. und 25. Mat 1892 ziehen, auf 
fi giriren und indoffirte die Wedel an B. & ©. zu Berlin, 
welche dem demnädjft in Konfurs verfallenen Parifer Bankier die 
Baluta gutjchrieben. Auf Präfentation ber Wedel von B.& ©. 
zum Uccept hat W., weldyer al8 Mitinhaber der Firma P. & Co. 
im Handelsregifter eingetragen ift, auf die Vorberjeite aufge: 
Ihrieben: „P. & Co. Engineers limited i. B. W.’ Aus diejen 
Wechfeln haben B. & ©. bei dem Landgericht I zu Berlin wider 
die englifche Aktiengefellichaft auf Zahlung geflagt; damit find fie 
vom Neichögericht abgewiefen. Denn aus den Wechjeln jelbit 
geht hervor, daß die bezogene Firma eine andere ift al& die, unter 
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welcher acceptirt if. Wenn auh BP. & Co. wie ein römifcher 
Inftitor die Gefchäfte der englifchen Aftiengefellichaft führten, fo- 
fange diefe nicht im Handelsregifter eingetragen war und die Ge- 
nehmigung zum Gejchäftsbetrieb erlangt Hatte, umd wenn aud) 
die englifhe Firma der deutichen nachgebildet war, um anzu- 
deuten, daß es fich um dafjelbe Dandelsgeichäft handelte, weld)es 
von der englifhen Firma erworben war, fo wurden doc dadurch 
beide Firmen nicht identiih. Wenn aber eine andere Firma 
acceptirt als die, auf welche gezogen ift, jo entiteht dadurch bei 
der formalen Natur des Wechjels feine wechjelmäßige Verbindlich- 
feit weder der Bezogenen nod) der Acceptantin. — R.D.9.©. €., 
Bd. 15, Nr. 99; R.©. €, 88.14, ©. 18. — I, 18/95 vom 
20. April. 

335. Obgleid nad) 8.732 E&. BP. DO. die Pfändung von 
Forderungen aus Wechfeln dadurd) bewirft wird, daß ber Ge- 
richtsvollzieher dieje Papiere in Befig nimmt, fo hat doc die 
Verwerthung, insbefondere audy bei in blanco girirten Wechieln, 
nad) Maßgabe der SS. 736 ff., nicht nach SS. 716 ff., 722 E.P.0. 
zu erfolgen. Hier war nicht etwa ftatt einer Weberweifung in 
Anwendung des $. 743 vom Gericht eine Verwerthung ber Yorde- 
rung aus den Wechieln mittelft Verfteigerung der Wedhlel an- 
geordnet. Vielmehr Hatte der Gerichtsvollzieher die gepfändeten 
Möpel, Werthpapiere und Wechfel zur Verfteigerung gebracht 
und Kläger die von dem Erequenden auf den Beklagten an eigene 
Drdre gezogenen, auf der Nüdjeite in blanco girirten Wechlel 
verfteigert. II, 31/95 vom 3./17. Mai. 

336. Der Kläger hatte fodann, ohne daß ihm die Forderung 
aus den Wechjeln vom Gericht überwiefen wäre, das DBlankogiro 
durch Einfchreibung eines auf feinen Namen lautenden Indofja- 
ments ausgefüllt. Da ber Alt, durch welchen die Begebung des 
Wechjeld von Seiten des VBormanns auf den Kläger erfolgt fein 
fol, ungültig ift, jo ift für den Kläger ein Wechfelrecht nicht ent- 
ftanden. Denn zur Begebung würde ein gültiger Begebungs- 
und Webertragungsvertrag erforderlich fein. — R. ©. €, Bd. 5, 
©. 82/84. — Die Klage gegen ben Acceptanten wurde abgewiefen. 
II, 31/95 vom 3./17. Mai. 

337. Im Fall 461/463 ift der Anfprud) der Beklagten auf 
Zurüdnahme der zur Verfügung geftellten Apparate durd Ablauf 
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der jehsmonatlicdhen Frift — 8. 343 AL. R. I, 5 — dann nidt 
ausgefchloffen, wenn die Bellagte die Apparate überhaupt nicht 
übernommen hatte. Denn dann handelt e8 fih nit um eine 
Gewährleiftung für Mängel, fondern der Vertrag ift nicht erfüllt. 
Aber auch dann, wenn die DBellagte die Apparate zunächft als 
Erfüllung angenommen gehabt hätte, würde bei einem Verjchulden 
der Klägerin der Intereffeanipruh der Beklagten nicht verjährt 
fein. Bolze, Bd. VIII, 196. Und ein Verjchulden ift prima 
facie anzunehmen, wenn da8 gelieferte Werft nidht tauglich ift, 
die zugefagte Leiftung mit dbemjelben zu erreihen. Bolze, Bd. V, 
252. Das Intereffe fan aber in diefem Zall, abgefehen von 
dem Aniprudh auf Erjaß weiteren Schadens, dahin gehen, von 
der Verpflichtung entbunden zu werden, die gelieferten Mafchinen 
zu behalten und zu bezahlen. I, 380/94 vom 12. Febr. 95. 
Vol. 152. 

338. Kläger hat ein Haus für mehr al8 100000 Marf 
gelauft. Beklagte Verkäufer find zur Entgegennahme der Rüds 
auflaffung, Befreiung des Klägers von den übernommenen Hypo» 
thefen und Nüdzahlung verurtheilt. Denn jchon zur Zeit der 
Auflaffung, 11. Iuli 1891, und aud fchon zur Zeit der zehn Tage 
der Auflaffung vorhergegangenen Uebergabe war das Haus mit 
Schwamm, wenn aud) nicht dem echten Hausfhywanmm, und Troden- 
fäule behaftet, zu welchen der Grund während der Bauausführung 
gelegt war. Zur Zeit des Berufungsurtheils war zur Bejeitigung 
ein Koftenaufmand von 2300 Mark und ein Zeitaufwand von 
jch® Wochen erfordberlih; Ende 1891 etwa 1150 Mark und ein 
Monat. Freiheit von ber Trocenfäule ift eine gewöhnlich voraus- 
gefegte Eigenfchaftl. Mit Rücficht auf den großen Umfang der 
Shwanmmbildungen und der Trodenfäule und den erforderlichen 
Aufwand von Kojten wie Zeit würde die Störung, aud wenn 
das Haus nicht die Eigenichaft eines Miethshaujes hätte, jo er- 
heblich fein, daß darin eine Unmöglichkeit der Nachbefferung im 
©inne bes 8. 326, , BA... R. zu finden fei; dies jet aud) für 
die Zeit Ende 1891, als fi) Beklagte zur Vornahme ber Repara- 
turen bereit erflärt hätten, dev Fall gewefen. ‘Deshalb war Kläger 
zum Rücktritt berechtigt. Nevifion zurücgewiefen. V, 289/94 
vom 2. Tebr. 95. 

339. Ü.LE.R. Die Verkäufer find aus der Gemährleiftung 
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auf Aufhebung des Kaufvertrags belangt, weil ein Giebelfenfter 
von dem Nachbar habe verbaut werden dürfen und weil das ver- 
Laufte Haus nad einer Seite feine eigene Giebelmand hat. Die 
Klage ift abgewiefen. Revifion zurücdgewiejen. Wegen des Fenfters 
würde der Nedhibitionsanfprud aud) dann nicht zuftehen, wenn — 
was unentfchieden blieb — der Nachbar das Fenfter nicht zu dulden 
brauchte. Zwar wird der durh das enter erleudjtete Raum, 
welcher bisher al® Mägdelammer benußt wurde, durd) die Be- 
feitigung des Fenfters zur Wohnung von Menfchen unbraudbar; 
der Berufungsrichter erwägt aber, bei der Zahl der übrigen Wohn- 
räume fünne das Fehlen des Tenfters und die dadurch herbei- 
geführte Beeinträchtigung der Verwendbarkeit jenes Raumes als 
ein erheblicher Mangel nicht angefehen werden. Das ift nicht 
rechtsirrthümlih. V, 258/94 vom 19. Ian. 9. 

340. Bezüglich des fehlenden Giebels ftand dem verfauften 
Haufe gegenüber dem Nachbarhaufe die Grundgeredhtigfeit zu, ba 
deffen Giebelmand zum Abjchluß des verkauften Haufes diene und 
die auf jene Giebelmand anfgejegte Mauer des verkauften Haufes 
trage. Die ferneren Erwägungen, daß die Bezeichnung des ver- 
fauften, Gebäudes als ein maffives nicht die Zufage enthalte, daß 
alle Außenwände des Daufes Beftandtheile defjelben feien, und 
daß da8 bei aneinanderitehenden Gebäuden aud nicht als eine 
gewöhnlich voransgejette Kigenfchaft angejehen werden Fünne, 
unterliegen rechtlichen Bedenken nit. V, 253/94 vom 19. Ian. 95. 

341. ÜL.R. Die Klage des Käufers auf Entichädigung 
ift darauf gegründet, daß das gefaufte Haus nicht an die Kanali- 
fation angefchloffen war und daß die Klojets feine Lüftungsrohre 
hatten. Soweit Betrug des Verkäufers behauptet war, ift auf 
einen Eid erkannt. Aus dem Gefichtspunft der Gewährleiftung 
fonnte Entfhädigung nur gefordert werden, wenn jene Eigenfchaft 
ausdrüdlich vorbedungen wäre, was aus dem jchriftlichen Ver- 
trage nicht hervorgeht, oder wenn die Eigenfchaft eine gewöhnlich 
vorausgejegte wäre, wa® der Berufungsrichter aus den der Nach- 
prüfung nicht unterliegenden thatjächlichen Gründen anzunehmen 
abgelehnt hat. Lüge eine ausdrüdlich vorausgefegte Eigenschaft 
vor, jo würde der Käufer, abgefehen vom Betruge, nur wegen 
Irrthums einen Anfprudh auf Aufhebung des Vertrags haben. 
Revifion des Käufers zurücgewiefen. V, 296/94 vom 6. Febr. 
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342. Im Fall 490 will Käufer zurüdtreten, weil in dem 
ihm nadjgewiejenen Iahresumjag der Apothefe von 34000 Darf 
ein Engrosumfaß, an welchen weniger verdient wurde, nicht von 
bloß 500 Mark, wie damals angenommen, fondern von 2500 Darf 
enthalten fei. In dem nad diefer Behauptung angenommenen 
Erträgniß fonnte eine Eigenjhaft der verkauften Apothefe ge- 
funden werden, fofern es fih um eine Thatjadhe handelt, welche 
einen Schluß auf den Werth der Sache rechtfertigt oder melde 
für die WertHbeftimmung der Betheiligten von erfennbarem Ein: 
fluffe war. Begrifflich fteht auc) nichts entgegen, die Einfünfte 
eines einzelnen Iahres dann unter diefen Gefichtspunft zu bringen, 
wenn fie wegen ihres Tonftanten Charakters einen Werthmeffer 
abzugeben geeignet oder thatjählih nah dem Willen der Be- 
theiligten al® jolcher benußt find. Allein eine gewöhnlich vor- 
ausgejegte Eigenihaft, daß in ber Apothefe kein Engros- 
handel betrieben werde, lag nicht vor, da dem Käufer da8 Gegentheil 
befannt war. Cine vorbedungene Eigenjchaft liegt nicht vor, 
da in dem jchriftlihen Kaufvertrage eine Zuficherung über die 
Höhe des Umfates nicht enthalten ift. Eine ausdrüdlicdh voraus- 
gejegte Eigenichaft, welche den Käufer zum Nücdtritt berechtigte, 
weil fie nicht vorhanden ift, würde nur vorliegen — V, 103/88 
vom 15. Juni (Bd. VI, 368; €, 38. 21, ©. 57) —, wenn der 
Umftand, daß an dem Gefammtumfat von 34000 Marl das 
Engrosgefchäft mit nicht mehr al8 500 Darf betheiligt jei, für 
den Entichluß des Klägers, zu kaufen und zwar für 34000 Marf 
zu kaufen, maßgebend gewejen und dies den Bellagten erkennbar 
geworden ift. Weil die Hierfür in den Gründen des Berufungs- 
urtheil8 angegebenen Umftände als eine ausreichende Würdigung 
der fonkreten Sadjlage nicht angefehen wurden, aufgehoben, zurüd- 
verwiejen. V, 278/94 vom 26. Ian. 95. 

343. Im Fall Bd. XI, 732i, 732k hat da8 Berufungs- 
gericht wiederum den beflagten Verkäufer zur NRüdzahlung der 
Anzahlung von 5000 Marf und Erftattung der von den Klägern 
verlegten 1740 Mark Kaufftempel verurtheilt, die Nevifion ift 
zurüdgewiejen, da das Neichsgeriht den Gegenjat von direlt 
garantirter und ausbrüdlich vorbedungener Eigenjchaft, welche fich 
aus dem Zujfammenhange des Vertrags ergebe und in diefem er- 
fennbar gemacht fei, aufgeklärt erachtet. ‘Dort handle es fih um 
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die vertragsmäßige, hier um die gefeliche Haftung. Das Ber Beräufe- 
rufungsurtheil Spricht wiederum aus, e8 fei nicht erwiefen, dap 'gevertrag. 
Bellagter für Ertheilung der Bauerlaubniß Garantie geleiftet 
habe, dagegen fei nad dem ganzen Zufammenhange der Vertrags: 
verhandlungen die fofortige Bebaubarfeit al8 ausdrüdlicdh vor- 
bedungene Eigenjchaft des erfauften Grundftüds anzujehen; fie 
ericheine auch al8 gewöhnlich vorausgejckte Eigenfchaft eines folchen 
Kaufobjefts. Diefe Eigenfhaft war aber nicht vorhanden und 
fonnte auch nicht in angemeffener Frift nachgewährt werden. Den 
Klägern wurde die Bauerlaubniß verjagt, weil die NRegulirung 
der Straße 23 noch feineswegs gefichert fei; danad wurde bie 
Bauerlaubniß ganz ind Ungewifje geftellt; für den füdlichen Theil 
der Parzelle wurde die Bauerlaubniß verjagt, weil dieje nad) der 
Straße 22 entwällern mußte, in diefer Straße aber noch feine 
Kanalifationsleitung lag. Das war noch ein Iahr fpäter ebenfo. 
8 kann feinem Bedenken unterliegen, die DBebaubarfeit eines 
Terrain als eine Eigenfhaft im Sinne A... R. I, SS. 325 ff. 
anzuerkennen. Die Vorfchriften über die Gewährleiftung ver- 
langen aber, daß die zu gewährenden Eigenjdhaften alsbald oder 
doch innerhalb einer den Umftänden angemefjenen Frift gewährt 
werden. Nur in diefem Sinne hat der Berufungsridhter die jo- 
fortige Bebaubarkeit al8 vom DBellagten zu gemwährende Eigen- 
Ichaft der verfauften Bauftelle behandelt. V, 340/94 vom 9. März 
9. Bol. 493. 

34. Die Haftung für den Stempel ergibt fih aus 8. 320 
AL. R. IL 5. Denn nad dem Inhalt des Vertrags war es 
Sadje des Beklagten, -die Bebaubarkeit binnen angemeffener Zeit 
zu beichaffen. Weil er das nicht gethan Hat, liegt die Schuld an 
ihm. V, 340/94 vom 9. März 95. 

345. Die 0.9. ©. 3.8. verpflichtete fich der Klägerin, bis 
1. Iufi 1894 in Liquidation zu treten und ihr ihre bisherige ges 
fammte Kundfchaft des Ins und Auslandes zu übertragen, wo- 
gegen die Klägerin die Verpflichtung übernahm, die vorhandenen 
Maichinen und Zransmiffionen zu einem bejtimmten BPreife zu 
übernehmen. Sogleid) nad) Eröffnung der Yiguidation hat der 
GSejellichafter B. ein neues Gefchäft derfelben Brande eröffnet. 
Gegen ihn wurde einftweilige Verfügung erlaffen und aufredt- 
erhalten, durch welche ihm bei 200 Mark für jeden Zuwiderhand- 
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(ungsfall verboten wurde, den Kunden der vormaligen Firma 
B.:R. Offerten in Gold- und Silbergefpinnften zu machen, Kauf: 
und Lieferungsverträge mit benfelben abzufchliegen und Beftellungen 
derjelben auszuführen; Nevifion zurücdigewiefen. Die Uebertragung 
der bisherigen Kundichaft an einen andern durd Rechtsgeichäft tft 
zweifellos zuläffig. (Bolze, Praris, Bd. I, Nr. 751, und Bd. IV, 
Nr. 505.) Die fi Hieraus für den Webertragenden ergebende 
Pflicht der Unterlaffung, mit diefer Kundichaft ferner in Gefchäfts- 
verfehr zu treten, trägt in fich felbft eine Begrenzung der Be: 
Ichränfung der Erwerbsfreiheit, jodaß von einer übermäßigen und 
deshalb unzuläffigen Beichränfung der perjünlichen Freiheit . und 
Ermwerbsfähigfeit de8 PVeräußerers feine Rede jein Tann. VI, 
22/95 vom 8. April. 

346. AÜLR Der Bellagte hat die Entgegennahme der 
Auflaffung des ihm verkauften Haujes verweigert, weil da8 Grund- 
ftüd mit Schwamm behaftet fei. Inzwifchen ijt daffelbe wegen 
Hppothefenzinfen fubhaftirt. Das Berufungsgeriht macht die 
Entiheidung von einem Eide de8 Beklagten über feine Kenntniß 
vom Schwamme abhängig; aufgehoben, zurücdverwiefen. Mit 
Unredt ift der Einwand der Kläger verworfen, der Schwamm 
hätte fich mit geringen Koften und ohne Beeinträchtigung der 
DBraudbarkeit des Haufes bejeitigen laffen. Die Behauptung: ift 
troß der erfolgten Subhaftation nad der Richtung erheblid, ob 
der Tehler im Sinne de8 8.318 AL. R. 1, 5 als ein erheblicher 
und deshalb den Rücktritt begründender angejehen werden Fann. 
V, 339/94 vom 16. März 95. 

347. Im Tall 523 konnte Beklagte au einen Anjprud 
aus einem Yrrthum in gewöhnlich vorausgejetten Eigenjchaften 
— 8.8EL1ÜU:RT 4 — nidt ableiten. Denn der Zollzufag, 
welchen die vom Auslande eingehende Gerjte entrichtet, ijt Feine 
Eigenihaft der GSerfte. II, 77/95 vom 24. Mai. 

348. Die M’ichen Eheleute erhielten von ihrem Käufer, 
dem Beklagten, zur theilweifen Dedung des Kaufpreifes ein 
Duittungsbud der Spar- und Darlehnsfaffe zu S. an Zahlungs: 
ftatt, und gaben baffelbe ebenjo ihrem Verkäufer, dem Kläger, 
auf welchen daffelbe umgefchrieben wurde. Die M. haben dann 
ihrem Käufer über die Kaufpreisforderung quittirt — vgl. 400 —. 
Der Kläger hat der Kafje zum 21. Oft. 1891 das Buch gekündigt, 
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am 3. Nov. aber nur einen Theil gezahlt erhalten; am 4. Ian. 
1892 ift über die Kaffe ber Konkurs eröffnet. Auf Grund einer 
Ceifion der M. nimmt Kläger aus der Gewährleiftung feinen 
Negreß an den Bellagten wegen des nicht gezahlten Neftes. Das 
Berufungsgericht hat die Klage abgewielen, da8 Neichögericht hat 
aufgehoben, zurüdverwiejen. Ohne fid) des Einverftändnijjes des 
Beflagten zu vergewiffern, hat Kläger e8 unterlaffen, die Forde- 
rung fofort nach Verfall von der Kaffe beizutreiben. Ohne Ges 
fegesverlegung nimmt da8 Berufungsurtheil an, daß hier, wo 
eine Aktiengejellichaft die ihr gefündigte Forderung am Verfall: 
tage nicht zahlte, auh erft am 3. Nov. eine Abfchlagszahlung 
feiftete, Kläger fofort hätte flagen müffen. Wenn er ftatt deffen 
erit am 27. Nov. die eriten gerichtlichen Schritte that, jo lag darin 
allerdings eine Säumniß, weldhe auch dann den Verluft des Re- 
greffes gemäß 8.434 A.U.R. I, 11 zur Folge hatte, wenn der 
Beklagte den M. garantirt hatte, daß die Forderung zur Zeit der 
Fälligkeit einziehbar fein werde. IV, 259/94 vom 7. Ian. 9. 

349. Allein e8 tit nicht gerechtfertigt, wenn da8 Berufungs- 
gericht die Behauptung des Klägers für unerheblid erklärt, daß 
die Kaffe jhon am 21. Oft. 1891 zahlungsunfähig gewejen jei. 
E83 ift zwar richtig, daß der 434 M.UR. 1, 11 zu feiner An- 
wendung nicht den Nachweis erfordert, daß die Uneinziehbartkeit 
der abgetretenen Forderung in einem urjädhlichen Zulammen- 
bange mit der Säumniß des Eeffionars hinfichtlid) der Beitreibung 
geftanden habe. Daraus folgt aber nicht, daß der Ceifionar nicht 
zur Abwendung des Berluftes des Negreifes gegen den Cedenten 
zu dem Nadjweife zu verftatten jei, daß der Sculdner zu der ent- 
icheidenden Zeit, aljo zur Zeit der Geffion oder zu dem vertrags- 
mäßig anderweit feltgejegten Zeitpunfte, {on zahlungsunfähig 
gewesen und deshalb ein Vorgehen gegen ihn im Sinne des $. 434 
zur Beitreibung der Forderung nicht geführt haben, ein foldjes 
Vorgehen mithin zwedlos gewejen fein würde. Striethorft, Bd. 18, 
©. 39; Bd. 78, ©.10; 38. 80, ©. 165. Im Yall IV, 63/87 
vom 4. Juli (Bd. V, 504) fehlte e8 an einer ausreichenden that- 
lächlichen Unterlage diefes Nacdweifes. IV, 259/94 vom 7. Ian. 95. 

350. Der fpäter in RKonfurs verfallene H. hatte dem Rath 
der Stadt Leipzig zur Sicherheit für die Erfüllung feiner DBer- 
pflichtungen als ftädtifcher Verfaufsvermittler für den Großhandel 
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in der ftädtifchen Markthalle eine Kaution von 10000 Darf in 
Leipziger Stadtichuldicheinen beftellt, und folche bei der Depofiten- 
faffe des Nath8 Hinterlegt. Den Aniprud) auf NRüdgewähr der 
Kaution hat er dann dem Kläger, welchem er 13052 Mark jchuldig 
war, zur Sicherftellung abgetreten. Der Rath, weldhem die Ab- 
tretung nicht nmotifizirt war, hat die Stadtjchuldfcheine nach Er: 
Öffnung des Konfurfes dem Konfursverwalter herausgegeben. 
Die Klage gegen den Ktonfursverwalter auf Herausgabe der Papiere, 
damit fi Kläger daranıs wegen feiner Forderung befriedige, ift 
abgewiejen, weil der Kläger durd) die Seifion weder Eigenthum 
an den Werthpapieren, noch ein Yaufipfandrecht oder ein dem 
gleichitehende® Nedht (SS. 40, A R.D.; 8. 14 € ©.) an den 
Werthpapieren erworben habe und daher die Herausgabe der 
Papiere weder auf Grund des S. 35, nod) auf Grund der $$. 39 ff. 
fordern fönne. Diefe Ausführungen enthalten feine Verlegung 
einer revifibeln NRehtenorm. Db der Rath die Papiere auf Grund 
der Ceffion noch nad der Konkurseröffnung dem Kläger Hätte 
aushändigen dürfen, fann umnerörtert bleiben. Denn au, wenn 
dies gefchehen durfte, erlangte der Kläger durd) die Herausgabe 
der Papiere an ihn nach eröffnetem Konfurfe fein NRedit auf ab- 
gefonderte Befriedigung an ben Papieren und würde zu deren 
Ablieferung an die Konfursmafje haben angehalten werden Fönnen. 
Daraus ergibt fich zugleich, daß eine rechtlofe Bereicherung der Dafje 
(8. 52°) nicht ftattgefunden hat. VI, 367/94 vom 31. San. 95. 

351. Im Fall 386 war bekundet, daß die Mutter ber 
Klägerinnen bereits im I. 1888 im Befite des jtreitigen Grund- 
Ichuldbrief8 gewejen ift, mit welchen damald die erjte Ceifton 
verbunden war; ferner, daß diejelbe im I. 1891 im Befite des 
Grundihuldbriefs und den angehefteten beiden Eeffionen gewejen 
ift. Im Prozeß hat der Bormund den Grundichuldbricf mit an- 
gehängten Ceffionen vorgelegt. E8 ift aber zu vermuthen, daß 
Vormund und Mutter den Befit rechtmäßig erlangt haben — 
AL. RL 7,8.10 —, und daß fie den Befit zum Swed der 
Eigenthumsübertragung erlangt, aljo die Cefftion acceptirt haben. 
Die Beklagte hätte den Gegenbeweis führen müffen, wenn an- 
genommen werden jollte, die Sejlion fei nicht perfelt geworben. 
DBezüglicd) der von dem Cedenten bei der zweiten Cejfion gemadten 
Bemerkung — vgl. 386 — wäre zu erwägen geweien, ob fid) 
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nicht der Widerfpruch zwifchen jenem Belit feitens der Meutter 
der Klägerinnen und diefer Erklärung ftatt durch eine unterftellte 
Befiübertragung an die Mutter zu anderen Zweden al zu dem, 
die Urkunde für die ältejte Tochter H. zu verwahren, natürlicher 
dadurch befeitigt, daß anläßlid) der Geburt der zweiten Tochter 
A. der Vater im Einverftändniß mit den Betheiligten eine ber 
Wahrheit zumiderlaufende Erklärung abgegeben hat, um zu ver- 
meiden, daß in Zukunft Namens der H. der A. der Erwerb der 
Hälfte der Grundichuld bejtritten würde oder Vormund und Mutter 
für die Beeinträdhtigung der H. durch zeitige Wieberüberlaffung 
des Grundfchuldbriefs an den Vater zum Zwede wirffamer Ueber- 
tragung auf beide Züchter verantwortlich gemacht würden. V, 300/94 
vom 9. Febr. 9. 

352. Im Fall 175 war im Gejellichaftsvertrage beitimmt, 
daß der Bellagte die Gefchäftseinlage des Klägers in Höhe von 
4000 Markt am Tage der Auflöfung des Gefelffchaftsverhältniffes 
unverfürzt zurüdzuzahlen habe. Die Höhe de8 dem Kläger zu- 
Itehenden Guthabens war Hiernad) feit bejtimmt, jodaß es einer 
Liquidation des Gejellfchaftsvermögens nicht bedurfte. Hierdurd) 
erledigen fich die vom Beklagten gegen die Zuläffigfeit einer Ab- 
tretung des Aniprud)® auf den Neftbetrag der Einlage erhobenen 
Zweifel. IV, 293/94 vom 4. März 95. 

353. Nah Erhebung der Klage hat Kläger einen Xheil 
feiner Forderung abgetreten. Wenn auc diefe Abtretung nad) 
S. 2365 €. P. OD. feinen Einfluß auf den Prozeß Hat, fo durfte 
dody Kläger nach der Eeffion den Klagantrag dahin ändern, daß 
er Berurtheilung zur Zahlung an bie Ceffionare erbat. IV, 
293/94 vom 4. März 95. 

554. Der Anfprud) eines Gejellihafters gegen den gejchäfts- 
führenden Gefellfhafter auf Rechnungslegung ift zwar nach 8. 218 
UL NR. 1, 17 während bejtchender Gefellichaft nicht cejfibel. 
Diefe Vorfchrift ift aber nicht anwendbar, wenn der gefchäfte- 
führende Gefellfchafter fih dem Cejfionar gegenüber ausdrücklich 
oder ftillichweigend zur Rechnungslegung verpflichtet oder fich 
mit der Abtretung des Nechts auf Rechnungslegung einverftanden 
erflärt. I, 430/94 vom 16. März 95. 

355. Der Erblaffer der Beklagten hat feiner nad) ihm ver- 
jtorbenen Haushälterin feine Forderung an die Lübeder Lebens- 
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verfiherung aus zwei Lebensverficherungen unter deren Ucbergabe 
Ichriftlich cedirt. Die Erben und Erbeserben des Cedenten find 
verurtheilt, darein zu willigen, daß die XYebensverficherungsfummen 
den Erben und Erbeserben der GCeffionarin ausgezahlt werben, 
und die für die Legitimation der Kläger erforderlihen Crb- 
beicheinigungen, daß die beflagten Erbeserben die rejp. Erben des 
Sedenten geworden find, beizubringen. NRevifion zurücgewiejen. 
IV, 389/94 vom 29. April 95. 

356. Die Cejfion der gefammten NRedjte und Pflichten aus 
dem Sozietätsverhältnig war ungültig. Der Berufungsrichter 
hat aber angenommen, daß die Beflagten bei Ausjtellung der 
Urkunde den Willen gehabt haben, es follten, wenn aud) nicht 
jämmtliche Gefellfchaftsrechte, jo doch der Anipruh auf den Ge 
winnantheil der beflagten Ehefrau übertragen werben, fowie daß 
die Beklagten ihre Abfiht Har zu erfennen gegeben hätten, daß 
die Seifion jomweit irgend möglich gültig fein jolle. Es fei aljo 
der Anfpruh auf den Gewinnantheil abgetreten, was nad 
88. 217, 218 A... R.L 17 gültig ift. Nevifion zurüdgewiejen. 
IV, 404/94 vom 6. Mai 95. 

357. Kläger hatte aus zwei Darlehnsfcheinen 3500 Mart 
und 1900 Mark nebft Zinfen von dem Beklagten zu fordern. 
Der Beklagte hat fein Gefchäft an %. verfauft und diejer dabei 
in Anrehnung auf den Kaufpreis die Schuld des DBellagten an 
den Kläger übernommen. %. hat dem Kläger zwei Schuldfcheine 
über diejelbe Summe ald Darlehn mit der Verpflichtung zur Rüd- 
zahlung nad jehsmonatlicher Kündigung übergeben und der Be- 
Hagte hiernäcdhft auf der Abrechnung mit dem Kläger über feine 
Schuld die jchriftliche Erklärung abgegeben, daß 3. fi) verpflichtet 
habe, die 5400 Mark an den Kläger „laut heute gegebener Schuld» 
heine’ zu bezahlen. Die Schuldfcheine des Beklagten find durch 
diejen vernichtet. Auf die Schuld find hierauf von %. und vom 
Beklagten Beträge bezahlt, fodaß der Kläger noch 4341 Mart 
70 Pf. nebjt Zinfen zu fordern Hat. Er fordert diefe Summe 
vom Beklagten, der inzwiichen das verfaufte Gejchäft von 3. wieder 
zurüdgenommen hat. Der Beklagte ift verurtheilt, feine Revifion 
zurüdgewiefen. Dadurd), daß 3. die Darlchnsichuld des Bellagten 
in dem mit dem Beklagten gefchloffenen Kaufvertrage übernahm, 
wurde weder das Recht des Klägers gegen den Beflagten berührt, 
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nod) ein Recht für ihn gegen %. begründet. Nur letteres wurde 
zunädjft dadurd) geändert, daß 3. dem Kläger Schuldfcheine über 
die dem Beklagten gegebenen ‘Darlehne wie über felbjt empfangene 
Darlehne ausftellte. lm aber den Beklagten dadurd) von feiner 
Schuld zu befreien, bedurfte e8 nach) SS. 399, 400, , 1W4Ü.L.R. 
der ausdrüdlichen Einwilligung des Klägers. Ohne foldje gewann 
der Kläger durd) die Annahme der Schuldfcheine in dem %. nur 
einen neuen Schuldner neben dem Bellagten, wie durch jelbit- 
Ichuldnerifhe Bürgichaft oder constitutum. Andere würde id) 
die Sache rechtlich dann geftalten, wenn ber Belflagte feine Kauf- 
gelderforderung an %. dem. Kläger angewiejen und %. die Schuld- 
icheine über diefe Kaufgelder als über empfangenes Darlehn aus» 
gejtelit hätte. Aber ein folder Sadjverhalt ift weder behauptet 
noch feitgejtellt. Die Einwilligung des Klägers in die Befreiung 
des Beklagten von deijen Darlehnsfchuld würde aud ohne die in 
8. 400 geforderte Ichriftliche Erklärung des Klägers mit Rüdficht 
auf die Kaufmannsqualität de8 Beklagten und des %. und die 
Art. 274, 277, 317 9. ©. 3. anzunehmen jein, wenn der Kläger 
dem Beklagten deffen Schuldjcheine zurücdigegeben und der Beklagte 
diejelben mit Cinwilligung des Klägers vernichtet hätte. Aber 
nad) einem vom Kläger geleifteten Eid ift für erwielen zu er- 
achten, daB der Beklagte die auf dem Tifche liegenden Sculbd- 
jcheine ohne den Willen des Klägers an fid) genommen und zer- 
riffen habe. I, 378/94 vom 9. Febr. 95. 

358. Der Bellagte hatte fein Grundftüd an feinen Stief- 
vater 2. und an feine Mutter zu gleichen Rechten verfauft; er 
hat nad) dem Tode des Stiefvaterd dad Grundftüd der Mutter 
allein aufgelaffen, und fi) nach dem Tode der Diutter mit feinem 
Miterben und Bruder Heinrich dahin auseinandergejeßt, daß das 
Grundftüäk diefem allein aufgelaffen ift. Nun Elagt einer der 
Söhne und Erben des %. auf Feltftellung, daß Beflagter ver- 
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pflichtet jei, da8 Grumdftüd an die Erben des 2. zur Hälfte auf- 


zulaffen. Die Verurtheilung ift von dem Neichögericht aufgehoben, 
zurüdverwiefen. Dem von dem Kläger dem Heinrich gegenüber 
erklärten Verzicht auf die väterliche Erbichaft kann die Bedeutung 
beigelegt werden, daß zu Gunften bes 9., welcher durd) Auflafjung 
Alleineigenthümer geworden war, auf die Erbanfprüde an die 
Grundftüdshätfte, und mittelbar auf Vertragserfüllung des Bes 
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Hlagten entjagt werden follte, zumal fi faum eine andere Abjicht 
des Klägers bei Erklärung des Verzichts denfen ließ. V\, 348/94 
vom 23. März; 9. 

359. Der Bellagte würde das Kaufgeld haben zurücbehalten 
fönnen, bi8 die auf dem verkauften Grundftüd eingetragenen und 
von ihm nicht übernommenen Vormerfungen geldöicht waren. Cr 
hat aber in Kenntniß des Eintrags verfprodhen, das Kaufgeld auf 
Verlangen des DVerkäufers jederzeit zu zahlen. Darin findet der 
Berufungsrichter einen Verziht auf das Zurüdbehaltungsredt; 
Nevifion zurücdgemwiefen. IIL, 25/95 vom 3. Mat. 

360. Die Klägerin hatte fi das Eigenthum an einer Dampf: 
majchine, einem Keffel, Borwärmer und Transmiljion vorbehalten, 
welche fie einer demnädjft in KRonfurs verfallenen Gefellihaft ge- 
liefert hatte, und die in deren Jabrif eingebaut waren. Nachdem 
die Zabrif für den Beklagten al8 Hhpothefgläubiger beichlagnahmt 
war, nahm die Klägerin die Dampfmafcdhine aus dem Grundftüd 
heraus und veräußerte fie einem Dritten. Nun fam zwijchen 
Parteien ein Vertrag zu Stande, nah weldhenm Klägerin dent 
DBellagten den Kejiel, Vorwärmer und Zransmijfionstheile für 
8200 Mark verfaufte. Demnädjft erfland Bellagter das Fabrif- 
grunditüd. Die Klägerin fordert Zahlung der 8200 Mark, Be- 
Hlagter 50657 Mark 1 Pf. Schabenserfa wegen widerrechtlicher 
Trennung der ihr gelieferten Gegenftände von dem Grundftüde, 
indem er fi) audy auf die in das Zujchlagurtheil übergegangene 
bejondere Kaufbedingung ftüst. Der Beklagte wurde verurtheilt, 
die Widerklage abgewielen; Revifion zurüdgewicfen. Dadurch, 
daR das Abkommen in die Form eines Kaufs geichloffen tit, 
welcher zugleich neue Verpflichtungen erzeugt, wird das Vorhanden- 
fein eines hier vom Berufungsgericht angenommenen Bergleichs 
nicht ausgefchloffen, in welchem Klägerin auf den NRüdnahme- 
anfpruch, Beflagter auf die Geltendmadhung feiner Hhpothel und 
etwaige Erfaganfprüche verzichteten. — Striethorft, Bd.15, ©.335; 
R.D.9 ©. €, Bd.1, ©. 223. — VI, 57/95 vom 22. Mai, 
20. Juni. 

561. Die Beklagte, früher in Ezersf, fpäter in Berlin, jtand 
mit der Klägerin zu London in Gefchäftsverbindung. Zutreffend 
hat das Berufungsgericht angenommen, daß Klägerin ihre Beweis- 
führung bezüglich der Höhe ihrer Forderungen auf die dem legten 
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anerkannten Saldo nachfolgenden Rechnungen bejchränfen Tann, Anerkennung. 
und daß in der von der Dellagten vorbehaltlos abgegebenen Er- 
Härung, daß fie bi zum 15. April 1888 genau mit der Klägerin 
gebucht habe, ein Anerfenntniß der Wichtigkeit der Klägeriichen 
NRechnungsaufftellungen bi8 zu diefem Tage liegt. Cine weitere 
jtillfchweigende Anerkennung der Beklagten liegt darin, daß fie 
unter Fortjekung des Gefchäftsverfehre nach dem Empfang der 
ihr in der Zeit vom Aprit 1885 bi8 April 1889 allmonatlid) 
oder nach mehreren Monaten von der Klägerin überjandten fal- 
dirten Rechnungsauszüge gejchwiegen hat. Dadurd) allein, daß 
die Beklagte den Saldo vom 1. Mai 1839 bemängelt hat, wird 
die Wirfung ihrer früheren jtillichweigenden Anerfenntniffe nicht 
aufgehoben. I, 156/94 vom 6. März 95. 

362. Im Fall 633, 654 Hatte fi der Beklagte darauf be- 
rufen, daß nod) außer den zwei flagenden ein drittes uneheliches 
Kind eriftire. Damit wurde er nicht gehört. Allerdings hat der 
Erblajjer in der notariellen Vergleichsurfunde vom 2. März 1886 
gegenüber der Mutter und dem Vormunde der Martha Sp. ein 
Anerfenntniß feiner VBaterjchaft zu diefem Kinde abgegeben, welches 
im Sinne bes 8. 19, Abf. 3 de8 Pr. Gejetes vom 24. April 1354 
zur Begründung des gejetlichen Erbredhts des Kindes an feinem 
Nadjlaffe geeignet gewejen wäre. Aber in der notariellen Ver- 
gleich&urfunde vom 10. März 1386 haben die Mutter und der 
Bormund des Kindes und der Erblaffer übereinftimmend erklärt, 
daß durch diefen Akt der frühere Vergleich aufgehoben werde, weil 
der Erblafjer nicht ausdrüdlih anerkennen wolle, Erzeuger der 
Martha Sp. zu fein, und der Erblaffer hat dann für das Kind 
zur Abfindung etwaiger Erbantprüde befjelben fofort den Betrag 
von 1000 Mark, zahlbar nad) feinem — des Erblaffers — Tode, 
ausgejegt. Der durch das Anerfenntniß des Erblafferd begründete 
Nechtstitel des Kindes zum gejetlichen Erbredt in den Nadlaf 
des Erblaffers konnte auch) durch eine mit Zuftimmung der Mutter 
und dc8 Vormundes des Kindes abgegebene Willenserklärung des 
Erblafjers vedhtswirffam bejeitigt werden. IV, 330/94 vom 
1. April 95. 

363. Ein im Civilprozeß abgegebenes Anerkenntniß der ge- 
flagten Forderung lanıı nur nad) Beftimmungen des bürgerlichen 
Rechts, alfo nad) SS. 75 ff. U. 8. R. I, 4, wenn e& auf einem 
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die Willenserklärung entkräftenden Irrthum beruht, angefochten 
werden. Wenn nun auch das von dem Anwalt erklärte Anerfennt- 
niß wegen eines thatfächlichen Irrthums deffelben von der Partei 
angefochten werden fan, fo lag ein folcher Irrtfum hier nicht 
vor. V, 381/94 vom 24. April 95. 

364. Stettin. Der beklagte Kaufmann N. in Demmin 
Ichuldete dem Gutsadminiftrator %. ein Darlehn. Die Erben des 
3. Hagen auf Zahlung von 3000 Mark fammt Verzugszinien; 
der Beflagte hat die Einrede de8 Erlafjes vorgefhüst. Damit 
hat ihn der Berufungsrichter nicht gehört: Möge die urfprüng- 
fihe Darlehnsihuld von dem Erblaffer der Kläger erlaffen fein 
oder nicht, fo Habe der Bellagte gegenüber den Klägern durd 
vertragsmäßiges Anerkenntniß und Zahlungsverfpreden eine felb- 
ftändige Grundlage de8 Forderungsredhtes der Kläger geliefert. 
Bellagter hat in feinen Erklärungen, er werde zahlen, die Erben 
follten nichts verlieren, ein Sculdveripredhen mit redht8verbind- 
licher Kraft gegenüber dem Klägeriichen Vertreter X. abgegeben 
und die nad) dem Erlaffe nicht mehr einziehbare Darlehnsforderung, 
zu deren Bezahlung er nad) der Anfchauung der guten Sitte, 
namentlid) al8 Kaufmann, eine moraliihe Verbindlichfeit nad 
eigenem Zugeftändniffe hatte, als ein erzwingbares Recht Fon- 
ftituirt. Revifion zurüdgewiefen. Denn es ift eine vertrage- 
mäßige Einigung fetgeftellt, durch welche in felbftändiger Weije 
die Schuld des Beklagten als gültig und verbindend Tonftituirt 
werden follte, ohne daß für ihre Gültigkeit und Verbindlichkeit 
auf den urjprünglichen materiellen Schuldgrund jowie auf etwaige 
Einreden und Aufhebungsgründe, welche der urfprünglichen Dar: 
Ichnsfchuld gegenüber in Betracht kommen könnten, zurüczugchen 
wäre Die Begründung einer abjtraften Obligation ift aud) für 
das Rechtsgebiet des Pr. A. X. R., foweit e8 fih um eine Ab- 
vechnung handelt, anerkannt. So aud) im Anflug anR.O.9.©.€., 
Bd.4, ©.75; Bd. 16, S. 126 die reichsgerichtlichen Enticheidungen 
vom 5. Oft. 1850 und 3. Dec. 1880. Wird aber eine abftrafte 
Seltftellung des Ergebniffes einer Mehrheit einander gegemüber- 
jtchender Forderungen anerkannt, jo muß aud) eine einzelne Schuld 
fosgelöft von ihrem materiellen Verpflichtungsgrunde feitgejtellt 
werden fönnen. Dann aber fonnte auch eine wirkfame Ueber 
einfunft getroffen werden, daß der Beklagte die urfprünglide 
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Dartehnsiumme jchuldig jein folle, und jchneidet eine folche Weber: Anerkennung. 
einfunft eine weitere Diskuffion über den Beitand der anerfannten 
Schuld, abgejchen von dem Falle der Kondiltion des Anerfennt- 
nifjes, ab. III, 15/95 vom 26. April. gl. 129. 

365. Die von ihrem Bruder, dem Kläger, beerbte zweite 
Ehefrau de8 W. joll ihrem Ehemann 14200 Marf Baarvermögen 
eingebracht haben. Die gegen die erftehelichen Kinder und Erben 
des W. hierauf erhobene Klage ift abgewieien, weil in dem Ber- 
halten der Witwe W. zwar nicht mit dem Berufungsrichter ein 
Berzidt auf das Einbringen, aber die Anerkennung gefunden 
wurde, daß ihr daffelbe durch die auf Grund des Teftaments im 
Erbrezefje gewährte Abfindung reftituirt fei._ In diefem war ein 
Auszug hinterlaffen. Diefe Leiftungen betrügen Tapitalifirt 20250 
Mark. Ferner follte die Witwe die Summe von 6009 Marf 
zu ihrer Verfügung erhalten. Ohne fi) IMatenanjprüce vor- 
zubehalten, hat die Witwe die Vertheilung des ganzen Nadlafjes 
unter ihre Stieffinder im Erbrezeffe genehmigt. In dem gemein- 
Ihaftlichen Zeftamente hatte fie aber für den Fall ihres früheren 
Todes ihr ganzes Vermögen ihrem Ehemann, ihrem Bruder ein 
Bermähtnig von 6000 Mark hinterlaffen, während ihr Ehemann 
ihr eben jenen Auszug und die 6000 Mark Hinterlaffen hatte. 
Für den Fall, daf fie den Ehemann überlebte, hatte fie den Bruder 
zum Erben berufen, der dadurd) diefe 6000 Mark aud für dieien 
Tall erhielt. IV, 411/94 vom 9. Mai 95. 

366. Die Beflagte hat den eventuell erhobenen Aniprud) 
anerkannt. Dies Anerkenntniß tritt in Wirkfamtfeit, fobald der 
prinzipale Antrag nicht für begründet erachtet wird, alfo nicht 
bloß dann, wenn Kläger feinen prinzipalen Klaganfpruch fallen 
fäßt und das Anerfenntniß dann wiederholt würde. V, 429/94 
vom 29. Mai 95. 

367. Der Bürgermeilter von Oftrowo hatte ohne Mitunter- 
Schrift eines andern Magiftratsmitglieds auf die Anfrage bes Land- 
vaths mitgetheilt, daß die Stadtbehörden befchloffen hätten, das 
in die Gemarkung von Oftrowo fallende Terrain, weldes zum 
Bahııbau von Reifen (jpäter Liffa) nad Oftrowo aufzumwenden 
wäre, mit 1 Hektar 54,98 Ar unter der Bedingung unentgeltlich) 
herzugeben, daß der Bahnhof auf ftädtifchem Terrain und in einer 
Entfernung von höchftene '/;, Kilometer von der Stadt Oftromo 
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errichtet werde. Das war wegen jenes Yormmangel® — 8. 56, 
Nr. 8 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 — unverbindlid. 
Demnädft hat der Kreis das erforderliche Terrain erworben und 
dem Eifenbahnfisfus zur Verfügung gejtellt. Unter Bezugnahme 
auf obige Mittheilung des Bürgermeifters hat dann der Land- 
rath um Erftattung der für jene 1 Hektar 54,98 Ar aufgewendeten 
9171 Marf 82 Pf. erfuht, der Magiftrat wiederholt um Stun: 
dung gebeten, und demnädjt in einem von dem Bürgermeifter 
und einem Natheherrn unterzeichneten Antwortichreiben erklärt: 
„daß der vorgefchoffene Betrag vom Zage der Zahlung an bie 
Empfangsberedhtigten bi8 zum Zage der Gritattung mit 4 Bro;. 
verzinft werden wird“. Die Annahme des Berufungsgeridhts, daf 
diefer Erklärung die rechtliche Bedeutung eines Anerfenntniifes 
8.1855 AU. R. I, 5 um deswillen ermangele, weil aus ihr die 
causa obligationis nicht erfichtlich fei, trifft nicht zu. Denn aus 
dem Zufammenhange der gefammten, auf einem Blatte geführten 
Korreipondenz ergibt fich diefe causa. Einer Annahme derjelben 
jeitens des Landrath8 bedurfte die Erklärung nicht, da fie die zu- 
ftinmende Antwort auf eine entjprechende Aufforderung enthielt. 
Eine Anfechtung der Erklärung wegen Irrthums hat nicht ftatt- 
gefunden. Das die Klage abweifende Urtheil aufgehoben, zurüd- 
verwiejen. IV, 9/95 vom 30. Mai. 

368. Im all DB). XVII, 343 hat da8 Berufungsgericht 
wiederum nur auf eine Konventionalftrafe von 100 Mark, nun 
aber mit der Begründung erkannt, daß darin, daß Bellagter das 
Bier in der Zeit vom 3. Mat bis 12. Sunt 1593 von einer andern 
Brauerei bezogen habe, nur eine einzige SKontravention liege. 
Nevifion zurüdgewiejen. Die Begründung darf nad) ihrem Zu- 
fanımenhange dahin aufgefaßt werden, daß mit Rüdjicht auf die 
Erfahrung, daß gutes Bier, wie e8 die Beklagten für ihre Wirth: 
Schaft bedurften, nur von größeren Brauereien und bei Beitellung 
für längere Zeit erhältlich ift, in der Beitellung bei A. für die 
gedachte Zeit nach der Abjicht der Parteien bei Vereinbarung des 
Strafgedings nur eine den Umftänden angemefjene einmalige Be: 
ftellung von fremdem Bier gefunden werden dürfe. II, 350/94 
vom 26. Tebr. 95. 

369. Der Beflagte hatte als Reifender der Klägerin die 
Verpflichtung übernommen, bei Vermeidung einer Konventional: 
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ftrafe von 6000 Marf während der zwei erften Jahre nad) feinem Konventiona!- 
Austritt aus dem Gejchäft der Klägerin in dem Bezirk Rhein- rare: 
provinz, Weitphalen und Heflen-Nafjau ein Engagement in einem 
Konkurrenzgeihäft nicht anzunehmen. Dem Beklagten wurde wegen 

feiner Kränklichkeit von der Klägerin gekündigt; er ift dann in ein 
Gefhäft der Firma Sc. & St. in der Provinz Heffen-Naffau 
eingetreten, welches al8 Konfurrenzgejchäft dev Klägerin angejehen 

ift. Beflagter it zur Zahlung von 6000 Marf verurtheilt. Seine 
Kevifion wurde zurüdgemwiejen. Das Berufungsgericht hat es als 

nad den BVertragsabfichten der Kontrahenten für unerheblid er- 
achtet, daß der Beklagte für Sch. & St. in Amerifa zu reifen 

habe, während er für die Klägerin in Deutfchland und der Schweiz 

zu reifen hatte. Diefe Feltftellung ift ohne Gejegesverletung ge- 
troffen. Unerheblich ift auch der gute Glaube des Beflagten. Die 
Verbindlichkeit zur Zahlung der Konventionalitrafe fest an fich 

nicht ein jubjeftives Verichulden des Beklagten in Nichterfüllung 

der unter Strafe geftellten Verpflichtung voraus. Daß aber die 
Nichterfüllung von einer fremden, dem Beklagten nicht beizumeffen- 

den Urjache herrühre — Code 1147 —, ift nicht geltend gemadit. 
Revifion zurücgewiefen. II, 29,95 vom 30. April. 

370. Die Bellagten A. E. haben dem Kläger den Allein- 
verfauf ihrer Cigarrettenfabrifate für Sclefien und Bojen über- 
tragen. Sie haben fi) bei Vermeidung einer Konventionalftrafe 
von 5000 Mark für jeden einzelnen Yall der Zumwiderhandlung 
verpflichtet, an feinen andern Händler oder Privaten in Ddiefen 
Provinzen zu liefern, dem Släger vielmehr jede von dort direft 
eingehende Beftellung zur Effeltuirung zu überweilen. „Cbenjo 
haften wir dafür, daß unfere Berliner und andere Kontrahenten 
IHre Provinzen nicht bereifen lafjen dürfen.....” An diefe Ab- 
machung und ihre ftriftefte Erfüllung find A. €. bei Vermeidung 
einer Konventionaljtrafe auf die Dauer von drei Jahren gebunden. 
Die Strafe bezieht fi) danad) (‚‚ebenjo‘) auch darauf, daß jene 
dritten Perjonen die Provinzen nicht bereifen dürfen; aber nur 
in dem Sinne, daß die Beklagten jenen Dritten bei Strafe nicht 
die Befugniß dazu einräumen, nicht aber verfallen die Beklagten 
in die Strafe, wenn die Dritten ohne Zuthun und ohne Erlaubniß 
unter Umjtänden, unter welchen fie von A. E. nicht gehindert 
werden fönnten, ohne deren Wiffen und Willen die Provinzen 
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Konventional- haben bereijen lafjen. Grundjäglid) und von bejonderen Fällen 

Reale, abgejehen wird eine Strafe nur für Creigniffe, Handlungen und 

Unterlaffungen, welche in der Hand des Verjprechenden Tiegen, 
übernommen. I, 463/94 vom 8. April 95. 

371. Die jpäter in Konkurs verfallene Handlung B.H.& Sons 

hatte von der Klägerin ein Darlehn gegen Accept per 30. April 
1891 erhalten und dafür Waaren verpfändet. Zugleich hatte die 
Semeinihuldnerin als Aequivalent für die ihr erwiejene Gefällig- 
feit fich verpflichtet, bis 31. Iuli 1891 gewiffe Waaren nicht unter 
1 Mark 10 Pf. zu verkaufen und zu offeriren, bei einer Kon- 
ventionalftrafe von 3000 Darf für jeden Jall. Der Konkurs- 
verwalter hat am 31. Yuli das Darlehn zurüdgezahlt und das 
Pfand zurüderhalten. Klägerin fordert von dem Konkursverwalter 
18000 Marf Strafe, weil er vor dem 31. Juli in jehs Fällen 
jener Verpflichtung zumidergehandelt habe; eventuell hat fie die 
Forderung auf 18000 Marf als Konkursforderung angemeldet. 
Sie it vom NReichägericht abgewiefen, da weder eine Maffeforderung 
nod) eine Konfursforderung begründet ift. Der Zwed jener Be- 
ftimmung war, zu verhindern, daß durch Verfchleuderung von 
Waaren feiteng der Handlung B. H. & Sons die verpfändeten 
MWaaren und Waaren, welde die Klägerin angefauft hatte, ents 
werthet würden. Aber das Verbot richtete fi) nur gegen die 
Perfon des Verpflichteten und gegen Handeln in feinem Gefchäfts- 
betrieb. So wenig die Kontrahenten daran gedadıt haben fünnen, 
daß die Konventionaljtrafe verwirft werde, wenn Gläubiger der 
Handlung gegen fie Waare pfändeten und in der Zmangsver- 
 fteigerung unter dem in dem DBertrage beftimmten Preife ver- 
fauften, jo wenig fünnen fie daran gedadht haben, daß die Kon- 
ventionalftrafe nad) Eröffnung des Konkurjes über das Vermögen 
der Handlung durch Verkäufe feitend des Verwalterd verfallen 
folle. I, 462/94 vom 20. April 95. 

372. Redtsirrthümlid; nimmt das Berufungsgericht an, die 
Konventionalftrafe von 10000 Marf ei nur verfallen, wenn Bes 
Hagter argliftig oder grob fahrläffig gehandelt habe. Aus der 
Natur der Konventionalftrafe kann hergeleitet werben, daß die 
Nichterfüllung der dur den Vertrag übernommenen Verpflichtung 
ihren Berfall nicht zur Folge hat, wenn Schuldner beweift, daß 
fie Folge von Umftänden ift, die außerhalb feiner Perfon Tiegen, 
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wenn nicht erhellt, daß der Verfall der Strafe nad) der Abjicht Konventional- 
der Kontrahenten lediglich an die objektive Nichterfüllung geknüpft nzaje: 
fein fol. Aus der Höhe der Strafe fann aber nicht darauf ge- 

Schloffen werden, daß die Strafe nur wegen groben Verichuldens 

gefordert werden fünne. I, 432/94 vom 20. März 95. 

373. Der Bellagte hat eine Reihe objektiver Verfehlungen 
gegen den Vertrag begangen, indem er ihm zugegangene Aufträge 
für Marmorarbeiten anderen Perjonen al8 dem Kläger zugewiejen 
hat. Zur Rechtfertigung hat fi der Beklagte nur auf die ihm 
durch feinen Arbeiter B. hinterbrachte Aeußerung des Klägers be- 
rufen, er habe mit dem Beflagten nichts mehr zu thun. ‘Dieje 
im Berlauf einer Differenz über ein beftimmtes Gefchäft gethane ' 
Aeußerung war nur auf diefes Gejchäft zu beziehen, da eine 
Beranlaffung für den Kläger, auf feine Vertragsredhte allgemein 
zu verzichten, nicht vorlag, um fo weniger, al8 er in demfelben 
Bertrage gegen den Beflagten eine analoge Verpflichtung bezüg- 
lich der Zumendung von Zerrazo-Arbeiten übernommen hatte, 
die troß feines Verzichts beftehen geblieben wäre. Beritand das 
der DBellagte anders, jo mußte er fich jagen, daß die Aeußerung 
des Klägers von dem Boten leicht mißverjtanden oder ihm uns 
genau berichtet fein könne. Er mußte ferner erwägen, daß eine 
allgemeine Verzichterflärung des Klägers wenig wahrfcheinlidh fei, 
weil jede Veranlaffung zu derjelben fehlte. Die Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns hätte ihm deshalb geboten, fich durch 
Nachfrage bei dem Kläger zu vergewijjern. Daß er folde Er- 
fundigung unterlafjen hat, muß ihm al8 Verjchulden angerechnet 
werden. Das Reichögericht hat zur Strafe verurtheilt. I, 432/94 
vom 20. März 95. 

374. Im Tall 599 Hatte der Beklagte bereits in den Briefen 
vom 30. Sept. und 3. Oft. 1893 die Vollziehung der Ehe zu dem 
vereinbarten Termine beftimmt verweigert, aud) die zum Aufgebot 
erforderlichen Papiere nicht eingefandt. Damit war die auf die 
Berzögerung der Eheichließung vereinbarte Strafe verfallen. Denn 
nad) der Annahme des DBerufungsgerichts ging der Wille der 
Kontrahenten dahin, daß die Strafe für jede feit dem 1. Ian. 
1893 eintretende Verzögerung in Betreff der Chefchließung be- 
ftimmt fei. ‘Diejelbe Tonnte alfo aud) als ein erworbener An- 
Iprud) jpäter verfolgt werden, wenngleich die Klägerin dur ihren 
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Konventional- beletdigenden Brief vom 6. Dft. 1893 dem Beklagten gerechten 

Mrafe. Grund zum Niüctritt vom Berlöbniß gegeben hat. Der in I, 

209/93 vom 11. Oft. (Bd. XVII, 419; &, 3b. 32, ©. 249) 

auggejprochene Grundjaß ijt hier nicht anwendbar, weil Klägerin 

durd) das Verhalten des Beklagten zur Verübung der ihr zur 

Laft fallenden Beleidigungen gereizt wurde. Der Inhalt des 

Briefes vom 6. Dft. ift daher in einem milderen Lichte aufgefaßt, 

jodaß er dem Beklagten fein Redt gab, fich von der vereinbarten 
Konventionalftrafe zu befreien. IV, 357/94 vom 8. April 95. 

375. Der Kläger hat dem beflagten Apotheker den Verfauf 
feiner Geheimmittel übertragen. Er fordert von demfelben eine 
Konventionaljtrafe von 2000 Marf, weil der Berfauf 14 Tage 
vor Ablauf der Kündigungszeit eingeftellt fei. Das Reichsgericht 
hat die Verurtheilung aufgehoben, zurücverwielen, weil über die 
Behauptung des Beklagten eine Feltjtellung nicht getroffen it, 
daß er die Zubereitung der Mittel nicht habe Eontroliren Fönnen. 
In Apotheken dürfen aber Geheimmittel nur verkauft werden, 
wenn deren Zufammtnjeßung dem Apotheker bekannt ift. Kläger 
hatte erklärt, die außergewöhnliche Heilkraft feiner Mittel fei eine 
Folge der fpagyrifchen Bereitung; worin dieje bejtehe, Hat er 
aber nicht aufgeflärt. I, 37/95 vom 4. Mai. 

376. Hat die Konventionalftrafe die Bedeutung einer Wandel- 
pön, jo findet darauf 8. 301 A... R. I, 5 — ridterlie Er- 
mäßigung, wenn der doppelte Betrag des Interejjes überjtiegen — 
feine Anwendung. V, 157/94 vom 4. Mai 95. 

377. Der Handlungsgehülfe W. hatte fi in dem Engage: 
mentsvertrage bei Konventionalftrafe dem Kläger verpflichtet, in 
Tranffurt a./M. und dem fechsmeiligen Umfreife innerhalb drei 
Sahren nad feinem Austritt in fein Konfurrenzgefchäft einzu- 
treten. Gr ijt fogleich nad) feinem Austritt in das Gefchäft des 
Beklagten eingetreten, nachdem diejer alle aus dem etwaigen Kon= 
traftbrud) entftchenden Folgen auf fich genommen hatte. W. wurde 
dem Kläger zur Strafe verurtheilt. Sodann ließ Kläger den 
Anfprud des W. an Bellagten aus jenem Garantieverjpredhen 
pfänden und fich überweifen. Nun ift auch Bellagter dem Kläger 
zur Zahlung der Strafe und Erftattung der Koften des Vor: 
prozeffes verurtheilt; Nevifion zurüdgemiefen. Daß für andere 
Gläubiger ein vermögensrechtliches Intereffe an der Pfändung 
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nicht beftehen mag, ift fein Grund für die Unzuläffigfeit der Konventionat- 
Pfändung und Ueberweifung an Kläger. I, 42/95 vom 11. Mat. frafe. 

378. Wenn au W. gegen den Bellagten nur einen Libera- 
tionsanspruch hat, jo darf Kläger von diefem Zahlung verlangen, 
da er jede andere Art der Xiberation des W. ausschließen fann. 

I, 42/95 vom 11. Mai. | 

379. Bellagter muß auch die Entfcheidung des wider W. 

geführten Vorprozeffes gegen fich gelten laffen, nachdem der Kläger 
beichworen hat, daß die Konventionalitrafe nicht bloß pro forma 
ftipulirt fei. Vergebens beruft fi Bellagter auf das in diejem 
Prozeife von W. abgelegte entgegengefegte Zeugniß. Wenn ber 
Beklagte auf die Miittheilung des W., das DVeriprechen der Kon- 
ventionalftrafe jei nur pro forma abgegeben, fich verpflichtet hat, 
alle etwaigen Folgen einer Zumiderhandlung gegen die Straf: 
Haufel des Vertrages zu übernehmen, jo fonnte er dies nur in 
dem Sinne thun, daß er für diefe Folgen auflommen wolle, wenn 
e8 dem Kläger gelingen werde, feinen Aniprud auf die Kon- 
ventionalftrafe durchzufegen. Der Bellagte übernahm aljo durch 
fein Beriprehen die Gefahr eines vom Kläger gegen W. anzu- 
jtellenden Brozefjes, deffen WRefultat er gegen fich gelten lafien 
muß. Diejer Prozeß, den W. mit Kenntniß und Zuftimmung 
des Bellagten geführt Hat, ift aber zu Ungunften des W. ent- 
ihieden. I, 42/95 vom 11. Mai. 

380. Bellagter hatte dem Ehemann der Klägerin für eine Sicerheits- 
geleiftete Rücbürgfchaft Sicherheit mittelft der ihm angefallenen, !eiftung. 
in Preußen belegenen Erbichaft feine® Vater, an welcher ber 
Mutter no der Niepbraud zuftand, zu leiften verfprocdhen und 
demzufolge von jener Hinterlafjenichaft einen Betrag von 5000 Mar 
cedirt. Weil diefe Eeflion nah A. X. R. ungültig fer, hat das 
Berufungsgeriht den Beklagten verurtheilt, der Klägerin mittelft 
jener Erbichaft anderweite Sicherheit zu leiten. Nevifion des 
Beklagten zurüdgewiefen — 2gl. L.6 D.; L. 8, 8. 3; L. 10, 

8.1; qui satis dare cog. 2, 8; L. 3 D. de fidejuss. et man- 

dator 46, 1; ÜLU.R. 1, 20, 88. 22, 23; Deutjcher Entwurf 

8. 204. — Die Beftimmung der Art, wie die Sicherheit zu leiften 

jet, Tann der Zmwangsvollitredung überlaffen werden. Uebrigens 

war in dem Urtheil angegeben, daß der Beklagte den Tejtamente- 

vollftreder anmeifen fünne, nad) Realifirung der Erbfchaft an die 
Brarid des Neichegerihte. XIX. 12 


Sicherheits 
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Klägerin 6000 Mark zu zahlen, und der Bellagte hatte jelbit 
diefen Weg angedeutet, wa8 aud) der Intention der Klägerin ent- 
iprad. VI, 83/95 vom 30. Mat. 

381. Im Fall A und 320 Hatten fich die Klägerin und der 
Sohn des Beklagten zu vollftändiger und immerwährender Trennung 
und Aufgabe jedes perfönlichen Verkehrs verpflichtet. DIndefjen 
hatte fih der Sohn ded Bellagten das Recht vorbehalten, die 
Klägerin in bejonders wichtigen Fällen auf fürzere Zeit zu be- 
fuhen und in berathende Korrefpondenz mit ihr zu treten. Nament- 
fich aljo, wenn Klägerin in Gefahr geräth, ohne ihr eigenes fünftiges 
Verihulden ihre gerichtlich oder vertragsmäßig ausgejprocdhenen 
Rechte über das Kind verfürzt zu jehen. In diefem Yalle befonders. 
follte der Sohn berechtigt fein, die Klägerin zu befuchen und ihr 
berathend beizujtehen. Auch Hatte fich Klägerin das Nedt vor: 
behalten, den Sohn im Fall Iebensgefährlicher Erkrankung zu fid) 
zu rufen. Wenn einer der beiden Theile den hier übernommenen 
Pflichten zumiderhandelt, follte die Nente fortfallen. Das Be- 
rufungsgericht geht bei der Prüfung der Trage, ob aus den dom 
Beklagten geltend gemachten ZThatfachen eine DBertragsverleßung 
zu folgern jei, von der Auffaffung aus, daß mit Rüdficht auf 
die eigenthümliche Sacdjlage der Vertrag mit einer gewifjen Billig: 
feit ausgelegt werden müffe. Diefe Auffaffung gibt zu rechtlichen 
Dedenten feinen Anlaß; fie ift ein Ergebniß der für die Aus- 
legung des Vertrages geltenden freien Beweiswürdigung. Kiner 
Behauptung der Parteien in diefer Richtung bedurfte e8 nicht. 
ALS bejonders wichtige Fälle, die das Zufammenjein de Sohnes 
mit der Klägerin vechtfertigten, fieht da8 Berufungsgericht die 
beiden zur Konfultation des Profefjors Dr. Ezernp wegen einer 
Seihwulft in der Bruft der Klägerin gemachten Reifen nad Heidel- 
berg an und findet durch den Zmwed der Reife aud) das Benehmen 
des Sohnes, indem diefer dem Profeffor Dr. Ezerny gegenüber 
die Klägerin als feine Frau bezeichnete, genügend entjchuldigt. 
Stleihfall8 dur die genannte Vertragsbeftimmung gerechtfertigt 
erachtet das Berufungsgericht das Zufammenjein des Sohnes mit 
der Klägerin in Münden, wo die Ießtere die lebensgefährliche 
Dperation zu beftehen hatte. In dem Zureden zur Heirath jeitens 
der Klägerin und dem Gingehen auf diefe Wünfche feitens des 
Sohnes fieht das Berufungsgeriht mit Rüdfiht auf die franf- 
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hafte Aufregung beider Theile vor der Operation in Verbindung Lex 
mit dem Umftande, daß die befprochene Ehe nicht zur Ausführung OT missoria. 
gekommen ift, nicht ein bewußtes Zumiberhandeln gegen den Ver- 

trag, wie e& zu einer Vertragsverlekung erforderlich fein würde. 

Revifion zurüdgemiejen. IV, 245/94 vom 28. Ian. 95. 

382. Die Pachtverträge enthalten die Beitinnmung, daß 
Verpächter befugt jei, vom Vertrage abzugeben, wenn ber jühr- 
tiche Padhtzins nicht binnen 14 Tagen nad dem Verfalltermine 
gezahlt werde. Die Klage des PVerpächters auf Räumung wegen 
Nichteinhaltung der vertragsmäßigen Zahlungsfrift ift abgewiejen, 
weil der Kläger jeit Beginn bes Pachtverhältniffes den Padhıtzing 
regelmäßig mit erheblichen Verjpätungen erhalten, ftet8 wibder- 
fpruch8lo8 angenommen und niemals die verjpätete Zahlung aud 
nur mißbilfigt Hat. ES verftößt gegen Treu und Glauben, daß 
er fein Recht plöglid) und ohne zuvorige Ankündigung geltend 
machen will, nadhdem er durd fein Verhalten während der bis- 
herigen Bachtzeit die Pächter zu der beredjtigten Erwartung ver- 
anlaßt Hat, er werde auch bis auf Weiteres von jeinem Rechte 
nicht Gebraud) madjen. V, 315/94 vom 20. Febr. 9. 

383. Mag man in der gleichförmigen, wibderfpruchslofen 
Annahme der verjpäteten Pachtzahlung in früheren Fällen eine 
der ausdrüdtichen Erklärung gleichftehende ftilljchweigende Willens- 
äußerung des DVerpächters, daß e8 auf eine dem fchriftlichen Ver- 
trage genau entfprechende Pachtzinszahlung nicht anfomme, finden — 
88.58, SHA.U.R. I, 4 — oder mag man darin ein Mittel zur 
Auslegung des fchriftlichen Vertrags jehen, infofern fi daraus 
ergibt, was die Parteien unter der pünftlichen Pachtzahlung ver- 
ftanden wifjen wollten, jo führt das Kine wie das Andere zur 
Abweifung der Ermiffionsklage des Verpächters, vorausgejekt, daR 
die fällige Pacht im leßtern Falle dem Kläger innerhalb der dem 
Pächter danad) bewilligten Frift gezahlt ift — D.T. &., Bd. 73, 
©. 57. — Hier ift aber nur feftgeftellt, daß der Beflagte in 
ben früheren Fällen ftet® mit der Pacht oder einem erheblichen 
Theile derfelben im Nüdftande geblieben ift, aber nicht, wie lange 
Pächter mit der Zahlung nad) dem Eintritt der jedesmaligen 
Tälligkeit — 15. Iuni und 15. Dec. — im Rüditande blieb. ‘Der 
Pächter hat im leßtern Falle von den Pfandbriefzinjen und einer 
andern in Anrehnung auf die Pacht bezahlten Zinfenforderung 
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von 100 Mark abgefehen, bi8 30. Yuni 1894, aljo innerhalb 
15 Tagen von der Fälligfeit an, auf die Pacht eine Baarzahlung 
nicht geleijtet, und fol an diefem Zage dein Bevollmächtigten des 
VBerpächters erklärt haben, er könne nicht zahlen. Früher aber hat 
er innerhalb beflelben Deonats beträchtliche Theilzahlungen auf bie 
Pacht geleiftet. Das die Ermiffionsflage abweijende Berufungs- 
urtheil aufgehoben, zurüdverwiefen. VI, 35/95 vom 25. Mär;. 

384. Hat der zu Frankfurt a. M. am 2. Aug. 1892 ver- 
ftorbene Rentner U. dem Kläger aus Griesheim bei Höcdft a. M. 
furze Zeit, nadjdem diefer von jenem ein Darlehn von 4500 Marf 
erhalten hatte, erflärt: ‚Bezahlen Sie mir nur die Zinfen, folange 
ic) lebe; zurücbezahlt will ih von Ihnen nichts mehr haben”, und 
hat Kläger diefe Erklärung angenommen, jo findet der Berufungs- 
rihter darin einen Erlaß der Kapitalfchuld durd Schenkung unter 
Lebenden. Revifion zurücgewiefen. Wenn auch die vorbehaltene 
Sorderung der Zinfen nicht ohne Kapitalfchuld bejtehen kann, fo 
ift die Abrede doch dahin zu veritehen, daß an Stelle des bie- 
herigen Sculdverhältnifjes eine den Zinjen entiprechende Rente 
auf Lebenszeit des Schenferd treten jollte. IIL, 283/94 vom 
12. Sebr. 95. Vgl. 5. 

3855. D2gl. 259. Colmar. Die Witwe 2. hatte den Klägern 
durch den Vertrag die ihr gehörenden ?/,, ded Nadjlaffes ihres 
Chemannes jowie ihre Hälfte der Gütergemeinihaft mit Aus- 
nahme des Hausmobilars übertragen. Al® Gegenleiftung hat fie 
nur die Nußnießung an dem den Klägern gehörenden !/,, des 
ehemännlichen Nacjlafjes erhalten. Die 5200 Mark, welche die 
Kläger zum Nachlaß der DB. zu zahlen verjprocdhen, feten, wie das 
Berufungsgeriht annimmt, ihr bereits für Neprijen gejchuldet 
gewejen. Wirkliche Gegenleiftungen feten in der Uebernahme der 
Koften des Vertrages und der beitehenden Schulden, bezüglich 
derer bedungen worden fei, daß fie ohne NRüdficht auf das Niep- 
brauhsredht der Witwe B. aus der übertragenen Mafje bezahlt 
werden follten, nicht zu finden. ‘Die der 66 Jahre alten Witwe 
übertragene Nutnießung von "/,, des Nachlaffes ericheine aber 
al8 eine fo geringe Gegenleiftung für die von ihr übertragenen 
Vermögensmaffen und aufgegebenen NRedte, ba von einem ernit- 
haften KRaufpreije nicht die Rede fein Tünne. Zu demfelben Er- 
gebniß führe auch eine ziffermäßige Berechnung des Werthes der 
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in Betradht fommenden Vermögenstheile. Hiernad ftelle fich der 
Vertrag nicht als ein Kauf, fondern al8 eine Schenkung mit be- 
faftenden Nebenbedingungen dar, welde wegen Nichtbeachtung der 
gefetlichen Form — Code 931 — unmwirkfam jet. Revifion zurüd- 
gewiefen. II, 262/94 vom 22. Ian. 95. 

386. Der verftorbene von feiner Ehefrau, der Beklagten, 
beerbte Ehemann ift der außereheliche Vater der beiden minder- 
jährigen Schweftern S. Er hat die Vaterfhaft deren Vormündern 
gegenüber vor dem VBormundichaftsgericht anerkannt, fich zur Ali- 


mentenzahlung bi8 zu deren 14. Lebensjahre verpflichtet und ihnen 


das gejegliche Erbredt in feinen Nachlaß vorbehalten. Nachdem 
er für fich eine Grundichuld von 24000 Mark auf feinem Grund- 
ftüde hatte eintragen laffen, hat er diefe Grundihuld unter Vor- 
behalt des Zinsgenuffes bi8 zu jeinem Dahinjcheiden zumächit der 
Eritgeborenen mit der Bedingung zum freien Eigenthum ab- 
getreten, daß ihn die Gefftionarin überlebe und das 21. Lebens- 
jahr erreihe. ALS das zweite Kind geboren war, hat er jene 
Seffion urkundli mit der Bemerkung widerrufen, daß er von 
derjelben feinen Gebrauch gemacht habe, und nun die Grundjchuld 
unter den gleichen Vorbehalten, Bedingungen und Einschränkungen 
beiden Schweitern cedirt. Die beiden Schweftern haben auf die 
Zinfen der Grundfchuld geklagt; die Beklagte hat Widerflage er- 
hoben, daß den Klägerinnen Nedhte auf die Grundihuld nicht zu- 
ftehen. Das den Anträgen der Beklagten jtattgebende Berufungs- 
urtheil ift vom Reichögericht aufgehoben. Nah dem Berufungs- 
urtheil Tiegen Teine Verfügungen von Zodeswegen vor. Bei der 
unter Anderm auf das Mißverhältniß der Höhe der cedirten 
Summe gegenüber den Verbindlichfeiten des natürlichen Vaters 
gegründeten Annahme, daß reine, mangels der gerichtlichen Yorm 
wiberruflihe Schenkungen vorliegen, ift unerwogen geblieben, daß 
die Leiftungen, welde der verftorbene Chemann der Beklagten 
fonft der Mutter der Klägerinnen gemadt hat, nad) deren An- 


gabe nicht zur Tilgung des Alimentationsanfpruchs des Kindes, 


fondern zum Unterhalt der Miutter und al8 Entichädigung für 
deren verlorene Iugend und Tugend gemacht fein follen. Nun 
aber gibt e8 gemifchte Schenkungen, welche injomweit nicht wider- 
ruflih find, als fich Leiftung und Gegenleiftung deden. Endlid 
ift bei der Frage, ob die Eeffion nicht gemadjt ift, um die Kläge- 


Schenfung. 
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rinnen wegen ihrer Anjprüde an ihren außerehelihen Vater ab- 
zufinden, zu erwägen, daß der Ehemann ber Bellagten dad Maß 
der den Klägerinnen gebührenden Abfindungen angemeffen erhöhen 
fonnte, ohne daß die auf einer Verpflichtung beruhende Zumendung 
zur Schenfung wurde. — Bol. Bolze, Praris, Bb. XVII, 
Nr. 366. — V, 3060/94 vom 9. Febr. 95. Bel. 351. 

387. Colmar. Beim Verzicht, welcher nicht auf dem Willen 
das Recht zu übertragen beruht, Tann von den Formen der Schenkung 
feine Rede fein, obgleich aus dem Verzicht fi) die Folge ergibt, 
daß ein Anderer das aufgegebene NRedht erwirbt. Die Noth- 
wendigfeit der Korm der Schenkung liegt aber dann vor, wenn 
die Erwerbung durch eine Willenserklärung bewirkt wird, durd) 
welche der Berechtigte den Andern fein Necht überträgt. IL, 3/95 
vom 5. April. 

388. Das gemeine NRedht betrachtet die BVeftellung einer 
Dos an den Mann oder Bräutigam von Seiten eines der Frau 
oder Braut zur Dotation nicht Verpflichteten al8 eine Schenkung 
an diefe; und diefe Schenkung ift durch L. 31 pr. C. de Il. D. 5, 12 
von der Infinuationsvorichrift befreit. Mit dem Verfprechen, 
welches der Erblaffer der Bellagten der Klägerin gemadt hat, 
er wolle ihr, werm fie fich verheirathete, 20000 Mark zahlen, ift 
ihr eine einfache Schenkung gemacht, aber feinem Bräutigam oder 
Ehemann eine Dos beftellt. Diefe Schenkung unterliegt der Ins 
finwationsvorfchrift. VI, 6/95 vom 18. April. 

389. Die Erben des Schenfgebers find zum Widerruf einer 
außergerichtlich geichloffenen und von ihrem Erblaffer durch Ueber- 
gabe vollzogenen Schenkung von ZTobeswegen auf Grund $. 1090 
ALU. R.L 11 nidt befugt. — D.T. E., Bd. 55, ©. 38 fg. — 
IV, 385/94 vom 29. April 95. 

390. Der Bellagte ift feinem Stieffohn zur Zahlung der 
Mitgift von 2100 Darf verurtheilt, die er für den Wall ver- 
Iprochen hatte, daß DBeklagter die N. heirathen würde. Die auf 
die Verabreichung von Naturalien gegründete Kompenfationseinrede 
ift verworfen, weil die auch bei Stiefverwandtichaft und bei einem 
Schuldverhältniß Pla greifende Vermuthung der Schenkung be- 
gründet war. — 88. 1041—42 U. 8. R. I, 11 —. Dem das 
Geben war ohne Vorbehalt gejchehen. Daß der Bellagte feine 
Ehefrau beauftragt Hatte, von dem Kläger monatlih 27 Mark 
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Roftgeld zu verlangen, reichte zur Widerlegung ber Schenkung®- 
vermuthung nicht aus, da das Verlangen nicht dem Kläger gegen- 
über ausgedrüdt ift. IV, 428/94 vom 16. Mai 95. 

391. Bei Schenkung eines Miterbredhts, die nur notariell 
erfolgte, bedarf e8 nicht wie bei der Schenkung einer ganzen Erb- 
Schaft der Uebergabe der einzelnen zur Erbichaft gehörigen Saden 
(Bd. XII, 358; €, Bd. 28, ©. 351) im Sinne WU R.TL 11, 
8. 1065. Die Uebergabe bejteht Hier, da der Miterbe vor der 
Erbtheilung kein Recht an den einzelnen zur Erbichaft gehörigen 
Saden Hat, in der GCeffion der Erbquote. IV, 413/94 vom 
13. Mai 95. 

392. Die Aktiengefellichaft, Verein chemifcher Fabriken, hat 
eine Einrichtung ins Leben gerufen, welche al8 Beamten-Penfions- 
und Unterftügungskaffe der Silefia bezeichnet wird. Zwilchen der 
Sefellihaft und ihren damaligen Beamten find bejondere Statuten 
vereinbart, welche von dem Oberpräfidenten genehmigt find. Im 
denfelben Hat die Aktiengefellichaft 20000 Mart der Kaffe ale 
Stammlapital überwiejen, und zur Kaffe einen jährlichen Beitrag 
von 5 Proz. der penfionsberedtigten Gehälter der Kaffenmitglieder 
zu zahlen fich verpflichtet. Darin Tiegt Feine ftempelpflichtige 
Schenfung. Die Klägerin ift die Verpflichtungen nicht eingegangen, 
um fi freigebig zu erweifen und dem Inftitut das Kapital und 
die Jahresbeiträge unentgeltlich zuzumenden. — 8. 1037 AU... R. 
I, 11. — Denn das Inftitut fol, nachdem es ins Leben getreten 
ift, verpflichtet fein, die neu anzuftellenden Beamten der Klägerin 
als Mitglieder aufzunehmen; der Klägerin find bei der Verwaltung 
weitgehende Rechte eingeräumt, fie vertritt allein das Injtitut nad) 
Außen. E8 war der Klägerin darum zu thun, befonders tüchtige 
DBeamtentreife heranzuziehen und an fich zu feffeln. IV, 12/95 
vom 30. Mai. 

393. Der Kreis Wolfhagen hat dem Königlich Pr. Eifen- 
bahnfisfus das innerhalb der Grenzen des Kreijes belegene Terrain 
zur Erbauung einer Eifenbahn von Warburg nad) Arolfen un- 
entgeltlich zu gewähren verfproden; das in dem dem Kreije mit- 
zutheilenden Projekt bezeichnete Terrain follte binnen jech® Wochen 
übergeben werden, wibrigenfall® die Bahnverwaltnng den Erwerb 
felbjt auf Koften des Beklagten erwirken durfte. Nachdem das» 
jenige Zerrain abgetreten war, welches nad) einem vom Fiskus 
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Unentgeltlihe aufgejtellten Projekte hierfür erforberlicd) war, hat Fiskus weiteren 


Beränßerung 


mit Bortheifen Grund und Boden zur Anlage von Schußvorricdhtungen gegen 


für den 


Schneeverwehungen, welche erjt nad) Beginn des Baues für noth- 


Deräußerer. wendig erachtet und beichloffen feien, erworben und von dem reife 


Darlehn. 


Erfat der hierfür aufgewendeten Koften gefordert. Die Klage ift 
abgewiefen, weil die Verpflichtung dahin zu verftehen: fei, daß der 
Kreis Abtretung nur .fo weit verjprocden habe, als SKläger feine 
Anfprüce in einem von ihm vor der Bauausführung dem reife 
vorzulegenden Projekte beftimmt begrenzt und firirt habe. Eine 
weiter gehende Verpflihtung des Kreifes zu Nachtragsleiftungen 
würde eine unverhältnigmäßige Belaftung defjelben in Bezug auf 
den Orunderwerb enthalten, die nicht ohne bezüglichen Ausdrud 
al8 gewollt angejehen werden dürfe. Nevifion zurücdgewiefen. 
III, 269/94 vom 5. Febr. 95. 

394. Ein Vorbefiter des Klägers bat dem Badijchen Fiskus, 
welcher eine Straße von Plittersdorf nad) dem Rheine baute, das 
Selänbe, welches zur Anlage der Straße erforderlich jei, unentgelt- 
lich überlaffen. Das Oberlandesgericht hat mit Recht angenommen, 
daß diejer Vertrag der Formen der Schenkung — BL. R. 931 ff. 
— nicht bedurfte. Denn in dem Vortheil der durch die Abtretung 
ermöglichten Herftellung einer Verbindungsitraße konnte unbedenf- 
li eine Gegenleiftung und darin eine die Abficht einer Freigebig- 
feit ausjchließende Vertragsurjache gefunden werben. II, 328/94 
vom 15. Yebr. 95. DBgl. 40. 

395. Al8 der Gajtwirth A. ein Reftaurationslofal padhtete, 
hatte er dem Verpädhter eine Kaution von 6000 Mark zu ftellen. 
Eine Brauerei gewährte ihm die Kaution gegen folgenden Reverse: 
+ - Diefe Kaution hat der Unterzeichnete in 6000 Marf 3'/, fon- 
jolidirter Anleihe mit laufenden Koupons von der Aktiengejellichaft 
leihweife erhalten. A. verpflichtet fich, das in feinem Reftaurant 
zum Ausichant gelangende hiefige Lagerbier ausjchlieglicd von der 
Altiengejellichaft zu entnehmen. Sollte A. mit feinen Mieth- 
zahlungen an den Haußbefiger im Nüdjtand bleiben oder hiefiges 
Bier von einem Anderen al8 der Schloßbrauerei beziehen, jo foll 
er verpflichtet fein, die geliehenen 6000 Deark fofort zurüdzuzahlen. 
Als Sicherheit hinterlegt A. einen Sihtwechjel von 6000 Marf.‘ 
Das Berufungsgericht findet in dem Neverje ausgefproden, daß 
A. mit den 6000 Mark Eonfolidirter Anleihe ein Darlchn erhalte, 
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zumal die Summen nidht genannt find, auch die Brauerei jtatt 
der Zinfen eine Vergütung in dem DBierbezug erhielt. Danadı 
ging das Eigentum an ben Papieren, welche A. dem Verpächter 
berpfändet und demnäcdft an Zahlungsftatt gegeben hat, auf diejfen 
über. Revifion zurücgewiefen. VI, 26/95 vom 2. Mai. 

396. Die beflagte Bank hatte dem ©. zu Leipzig Gemwäh- 
rung eine® Darlehns von 1611000 Marf zur Ausführung eines 
Baues veriprochen; davon follten 300000 Mark nad) Ausführung 
eines Baued, die weiteren Zahlungen nad) dem Vorjchreiten des 
Baued in Raten von nicht unter 50000 Mark und nicht über 
200000 Mark geleiftet werden. ©. hat dem B. gewifje Arbeiten 
übertragen, für die er, foweit fie ausgeführt find, glaubt 133600 
Mark fordern zu fünnen. Bei Uebertragung der Arbeiten an ®. 
hat ©. der Bank gefchrieben, daß er dem B. den im Anfchlage 
für jene Arbeiten ermittelten Roftenpreis von 807600 Marf von 
dem Kredit abgetreten habe, den die Bank ihm eingeräumt habe. 
Darauf hat fih die Bank bereit erklärt, dem U. Beträge, welche 
vereinbarungsmäßig dem ©. im Verhältniß zum fortichreitenden 
Bau zuftehen werden, auf Anmweifung des ©. für deffen Rechnung 
zu zahlen. Demnädit hat ©. dem B. von dem ihm zu gewäh- 
renden DBetrage von 1611000 Markt die Summe von 807 600 
Deark abgetreten, fodaß B. beredtigt fein foll, die von der Bank 
zu zahlenden Beträge von derfelben zu erheben, und an Stelle 
ded ©. rechtögültig darüber zu quittiren. Die Bank hat darunter 
geichrieben, daR fie von der Eeffion Kenntnig genommen habe und 
bereit jei, die Beträge, welche ©. im Verhältniß zum Fortfchreiten 
der Bauten zu erheben berechtigt fein wird, für Rechnung des ©. 
direft an DB. zu zahlen. Nahdem S. in Konkurs gefallen ift, 
hat DB. wider die Bank auf 138600 Mark geklagt. Damit ift 
er abgewiefen. Das Berufungsgeridt nimmt an, eine Ceffion 
des Anfpruche auf Auszahlung des Geldes aus dem pactum de 
mutuo dando jei zuläffig; und eine Anweifung an die Bank, welche 
diefe mit der Wirkung einer perfönlichen Verpflichtung gegenüber 
dem Affignatar angenommen habe, fei nicht gewollt. ‘Da aber 
die Bank dem S. gegenüber zur Auszahlung der Darlehnsfunme 
nicht mehr verpflichtet war, nachdem derfelbe in Konkurs verfallen, 
fann aud) Kläger nichts fordern. Nevifion zurücdgermiejen. ILL, 
337/94 vom 22. März 95. 


Darlehn. 


Kredit- 
geichäfte. 


Kredit- 
gefchäfte. 


Auftrag. 


Anweifung. 


186 Die einzelnen Berträge, Redhtsgefchäfte und Bertragsllaufeln. 


397. Eine Aktiengejellihaft Hatte eine Grundihuld auf- 
genommen und dafür Partialobligationen ausgeftellt. 3 war 
eine aus drei Mitgliedern bejtehende Kommiffion zur Wahrung 
der Rechte der Obligationsinhaber in Beziehung auf die Grund- 
Ihuld von der Aktiengejellichaft beftellt; zur Kommiffion gehörte 
auch der Beklagte. Er ift unter Anderm, weil die Kommilfion 
ein verpfänbetes Grundftüd aus der Haftung entlaffen hat, ohne 
den Erlös unter die Obligationeninhaber zu vertheilen, von einem 
derjelben auf Schabenserjaß verklagt. Das NReichögeriht hat das 
die Klage abweifende Urtheil aufgehoben, zurüdverwiejen. I, 22:95 
vom 27. April. gl. 398. 

398. Im Fall 397 Hat das Berufungsgericht mit Recht an 
genommen, baß der Beflagte zu den Inhabern der einzelnen 
Obligationen im VBerhältniß eines Mandatars geftanden habe, ba 
die Kommiffion zu deren Gunften von der Aktiengefellichaft ein- 
gefegt war. Der Bellagte hätte beweien müffen, daß der volle 
Werth des verkauften Etabliffements in geje- und vertragsmäßiger 
Weife zur Zilgung der Obligationen verwendet feii. — UL. R. 
I, 13, 8. 52. — Einen jolden Beweis Hat der Bellagte bisher 
nicht geführt. Nach den Emiffionsbedingungen war der Kome 
milfion nur gejtattet, eine Barzelle bei deren Verkauf zu ent- 
pfänden; diefe Bedingung, und was in diefer Beziehung im Ein- 
zelnen bejtimmt war, ift aber nicht anwendbar, wenn, wie hier, 
ein ganzes Etabliffement verkauft if. Die Kommilfion durfte 
den Erlös nicht dazu verwenden, um Obligationen zum Rurfe von 
471, einzulöfen. Sie hatte vielmehr den Erlös unter die fänmt- 
lihen Obligationäre zu vertheilen; diejelben Fonnten aufgerufen, 
der auf jolche Obligationäre, welche fich nicht meldeten, entfallende 
Betrag hinterlegt werden. Die Obligationäre würden dann mehr 
erhalten haben, als was ihnen tn dem über die Aktiengejellichaft 
eröffneten Konkurje zugefallen if. Der Kläger behauptet aber, 
daß er bereits zur Zeit des Verkaufs jenes Etabliffements Obli- 
gationsinhaber geweien ift. I, 22/95 vom 27. April. 

399. Im Fall Bd. XV, 298/99. Nachdem fi jegt heraus- 
geftellt hat, daß zwiichen der Beklagten und der Firma A. in 
Auftralien befondere Abmachungen über die Afkreditive des Klägers 
bei der Beklagten gar nicht getroffen waren, daß die Vortheile, 
welche der Firma A. aus der Gejhäftsverbindung mit bem Kläger 
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erwuchien,, biefelben waren, ob biejer an alte oder neue Kunden 
fieferte, daß die Lieferungen, um welche e8 fich in bdiefem Prozeffe 
handelt, überdies neue, von A. überjchriebene Kunden waren: ift 
die Einrede der Argliit, welche die Beklagte gegen den Aniprud) 
des Klägers auf Zahlung aus ber ihm ertheilten Afkreditive er- 
hoben Hat, nicht mehr verjtändlih. Der Kläger hat fi aud, 
nachdem die Beklagte die ertheilte Akkreditive, was ihr nicht zu- 
jtand, widerrufen hat, durchaus loyal und verftändig benommen. 
Den Schaden, welcher der Beflagten aus diejer Angelegenheit er- 
wählt, hat fie Lediglich ihrem eigenen Verhalten zuzujchreiben. 
Hätte fie fi nicht widerrechtlich geweigert, ihre Verbindlichkeit 
aus der ertheilten Afkreditive dem Kläger gegenüber durch Accep- 
tation der auf fie gezogenen Wechjel zu erfüllen, jo würde fie in 
den Befit der Verladungspapiere gelangt fein, ihre Sicherheit in 
den von ihr zur Spedition übernommenen Waaren gefunden haben 
und in die Lage gefommen fein, fi mit den Auftralifchen Käufern 
zu arrangiren. Statt deffen hat fi) die Beflagte auf den uns 
haltbaren Standpunkt geftellt, unter Verweigerung der Erfüllung 
ihrer eigenen Verbindlichkeiten, von dem Kläger zu beanipruchen, 
‘er follte feine Verpflichtungen gegen die Auftrafifchen Verkäufer 
nicht erfüllen, er follte auf den Gewinn aus den abgejchlofjenen 
Gejhäften verzichten, er follte die Aufträge, weldhe er in Er- 
wartung der Altrebitive und nad deren Ertheilung gegeben hatte, 
zurüdnehmen, und, nachdem das nicht gefchehen, die ihm gelieferten 
Waaren auf feine Gefahr in London lagern lafien, — Alles nur, 
damit der vertragsbrücdhigen Beklagten feine Nachtheile erwuchfen. 
Revifion der Beflagten zurüdgewiejen. I, 348/94 vom 26. Yan. 95. 

400. Hatte der bisherige Schuldner ein Inftrument nicht 
ausgeftellt, fo fommt 8. 267 AU.LX.R. I, 16 mit der Mafigabe zur 
Anwendung, daß, wenn aud nur der Affignatar feinem bisherigen 
Schuldner quittirt, darin allein fhon die Annahme des Affignaten 
al® Schuldner liegt. IV, 259/94 vom 7. Ian. 95. 

401. Dem Bellagten war der Anfprud) auf Zahlung von 
Baugeldern für einen von den Bauunternehmern ©. und H. aus- 
zuführenden Neubau von diefen Bauunternehmern cedirt. Er hat 
aud in Folge diefer Ceffion über 53000 Mark vereinnahmt. Nach 
einer mit diefen Cedenten getroffenen Abrede war er befugt, fidh 
wegen diejer Sorderungen aus den Baugeldern bezahlt zu maden; 
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er war aber ferner von ihnen angewiesen, die Bauhandwerfer und 
Lieferanten aus den Baugeldern zu befriedigen; und er hatte diefe 
Forderung dem Kläger gegenüber, welcher eine joldhe Forderung 
an G. und H. hatte, und dem dafür ein Wechjel über 2000 Marf 
gegeben war, in der Weile angenommen, daß er ihm Zahlung 
diejes Wechfeld veriprocdhen hat. ‘Der Bellagte ift zur Zahlung 
an den Kläger verurtheilt. Wenn fein Zahlungsveriprecdhen aud) 
infoweit unter Beichränfungen abgegeben wurde, al8 Beflagter 
aus den ihm cedirten Baugeldern zu zahlen verfprocdhen hatte, fo 
hatte er doch hierbei nicht die Stellung eines bloßen Vermwalters; 
denn er hatte ein eigenes Intereffe, weil er nur dann Hoffen 
fonnte, die ihm aud) zu feiner eigenen Befriedigung cedirten Bau- 
gelder von den Geldgeber zu erlangen, wenn er dafür forgte, 
daß der Bau fortgeführt wurde. Hatte er aber dem Kläger gegen 
über eine perfönlihe VBerpflidhtung übernommen, welder 
nur durch) den Betrag der an ihn gelangten Baugelder eine Grenze 
gezogen war, jo war e8 Sadje dc8 Beklagten, wie er das von 
ihm verfolgte Ziel erreichte. Hat er fich hierbei nicht vorgefehen, 
und ohne Rüdficht auf das dem Kläger gegebene VBerjprecdhen, das 
er aus den an ihn gelangten Baugeldern erfüllen könnte, andere 
Verfpredhungen abgegeben und Zahlungen geleijtet, fodaß danadı 
von den Baugeldern bei ihm nichts mehr übrig ift, fo präjudizirt 
das ihm. I, 428/94 vom 20. März 95. 

402. Auf die Anfrage des Klägers über die Kreditwiürbdig- 
feit des W. hatte der DBeflagte im Altenburgifchen geantwortet, 
daß W. in Folge feiner Verheirathung etwa 18000 Mark zur 
jederzeitigen Verwendung in feinen Gefchäft bereit habe. W. ift 
in Konkurs verfallen, Kläger hat durch den ihm in Yolge diefer 
Mittheilung gewährten Kredit 1550 Mark verloren, zu deren Er- 
fat da8 Neichsgericht den Beklagten verurtheilt hat. Denn Be- 
Flagter wußte zur Zeit der Auskunft, daß W. damals nım 3000 
Mark als Mitgift feiner Ehefrau erhalte, und wenn aud) B. dem 
Beflagten mitgetheilt hatte, B. gebe jedem Kinde 6000 Thaler, 
fo konnte Bellagter daraus nicht folgern, daß diefe dem W., ale 
Schwiegerjohn des B. jederzeit und bedingungslos zur Verfügung 
ftehen würden, um fo weniger ald8 Beflagter felbit von bem- 
jelben Schwiegervater 4000 Thaler von den ihm überwiefenen 
6000 Zhalern nur al8 Darlehn gegen Verpfändung jeines Haufes 
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erhalten hatte. Der Beklagte hat aljo dem Kläger in Bezug auf 
die Vermögensverhältniffe des W. eine Angabe gemadıt, von deren 
Richtigkeit er unmöglidy überzeugt fein fonnte. Arglijtig handelt 
aber auch der, weldjyer etwas als feine Meberzeugung hinftellt, ohne 
von ihrer Wahrheit überzeugt zu fein, aud) wenn ihm nicht gerade 
die Unmwahrheit befannt if. Sodann hat der Beklagte bei der 
Mittheilung, daß er jeit Anfang mit W. in Verbindung jtehe, 
und daß derjelbe biß dato immer pünftlid) vegulirt habe, ver- 
Ichwiegen, daß jene geichäftliche Verbindung erft feit einigen Mo- 
naten beftehe, und weiter, daß W. fein Schwager fei. Beide 
Punfte waren aber offenbar erheblich für den Kläger, der bei 
Kenntniß derjelben den Mittheilungen des Beklagten fchwerfich 
irgendwelche Bedeutung beigelegt haben würde. III, 291/94 vom 
1. Gebr. 95. 

403. Der Kläger hatte fih im Intereffe feines Schwieger- 
fohnes, für welchen er ein Gefchäft begründen wollte, in Folge 
eines Zeitungsinjerats mit K. in Verbindung gejett, weldjer Bud)- 
halter und Reifender im Gefchäft des Beklagten war und dort 
Unterijhlagungen von 15000 Marf begangen hatte, ohne entlaffen 
zu werden. K. hatte dem Kläger mitgetheilt, daß er im Gefchäft 
de8 Beklagten das größte Vertrauen genieße. Kläger hat dem 
Beklagten diefen Brief abjhriftlicd) mitgetheilt und angefragt, ob 
K. ein gewandter, folider und fleigiger Kaufmann fei. Er erhielt 
darauf von der Tochter de8 Beklagten einen Brief, der Vater ei 
verreift, zugleich aber einen mit dem Namen des Beklagten unter- 
zeichneten, aber von SF. gejchriebenen und unterfchriebenen Bricf, 
in welchem dem R. ein jehr günftiges Zeugniß ausgeitellt war: 
„Sharafter ehrenhaft.” Es tft feftgeitellt, daß Beflagter von dem 
Inhalt diefes Briefes Kenntniß erhalten, gleichwohl auf die weitere 
Mittheilung des Klägers, in weldyem diefer für die Auskunft dankt, 
fi auf weitere Verhandlungen über die ihm proponirte Gejchäfts- 
verbindung einer von dem Schwiegerjohn des Klägers und FR. ge- 
bildeten o. 9. ©. eingelaffen hat, ohne dem Kläger davon Mit- 
theilung zu machen, daß jene Auskunft nicht von ihm herrühre. 
Danad) ift der Bellagte fo zu behandeln, al8 ob er diefe Auskunft 
ertheilt habe, und er haftet dem Kläger, welchem er die Unter- 
ichlagungen des KR. verheimlicht Hat, für den diejem dadurd) er- 
wacjenen Schaden, daß er der 0.9. ©., welche demnädjit in Folge 
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von Fälfhungen und. VBeruntreuungen des K. in Konkurs gefallen 
ift, erheblihe Summen kreditirt hat. — A... R. I, 13, SS. 217, 
218; I, 14, $$. 207, 209, 212; I, 6, 8.8. — I, 426/94 vom 
9. März 9. 

404. Kläger fordert eine Propifion von 1 Proz. für BVer- 
mittelung des Verkaufs eines Grunditüds. Das Berufungsgericht 
hat verurtheilt, dad Neichsgericht aufgehoben, zurüdverwieien. DBe- 
Hagter hat eingewendet, Kläger habe zuerft die Belanntfchaft des 
Bellagten mit dem Verkäufer herbeigeführt, den Berfauf ver- 
mittelt habe aber fchlieflich Direktor B. Da Bellagter den An= 
\prud) des Klägers auf eine Provifion nicht anerkannte, habe 3. 
im Auftrage des Beklagten dem Kläger geftattet, in des Klägers 
Srundftüd ein Berliner Tenjter nad) dem benachbarten Grumd- 
ftüd des Beklagten anzulegen; bie Einräumung biefes Tenjter- 
rechts jollte er al8 feine Provifion anjehen, wenn er glaube darauf 
Anfpruch erheben zu dürfen. Damit fei DBeflagter einverjtanden 
gewejen. Es ift nicht erfichtlich, weshalb Beklagter fi nicht folf 
auf diefes Abkommen berufen dürfen. VI, 272/94 vom 3. Ian. 

405. Ein Hamburger Makler ift in Anfpruch genommen, 
weil er dem Kläger, ber einen Hhpothelenpoften erworben hatte, 
welcher demnädjit bei der Subhaftation des Grunditüds aus- 
gefallen ift, falfche Angaben über den Miethsertrag des Grund- 
ftüd8 gemadt hat. Obwohl der Pojten auf den Namen des Be- 
Hagten gejchrieben war, Tann diefer doch nicht al8 Verkäufer in 
Anfprucdh genommen werden. Denn nad) der Schlußnote war der 
Grundeigenthümer der Verkäufer; der Bellagte war nur Ber- 
mittler. Er haftet alfo nicht aus dem dicetum et promissum, 
al8 welches die Erklärung über den Miethsertrag an fidy) bezüg- 
lich der verkauften Hypothek aufzufaffen fein würde, fondern nur 
aus der ihm zur Lalt fallenden Arglift oder Sahrläffigfeit, info- 
fern der Kläger durd) jene Angaben zum Abtchluß des Geichäfts 
bewogen fein follte. VI, 321/94 vom 11. Febr. 95. 

406. Der Vertrag zwiihen dem Kläger und der Bank über 
die Beleihung des Grundtücd des erjteren war noch daburd) be- 
fonder8 bedingt, daß die vorgelegte Zeichnung die polizeiliche Ge- 
nehmigung erhalten werde. Da Kläger das Darlehn zum Zwede 
der Erbauung eines Haufces haben wollte, war e8 felbjtverftänd- 
lich, daß, wenn die Bank fid) zur Darlehnshingabe bereit erklärte, 
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diefes unter der Bedingung geihah, daß der Bau nad) der vor- 
gelegten Zeichnung ausgeführt und daß diefe Zeichnung die polizet- 
fihe Genehmigung erhalten werde, auc) felbftverjtändlich, daß, 
wenn der Kläger dem Beklagten den Auftrag ertheilte, ihm ein 
Darlehn auf Grund der polizeilich noch nicht genehmigten Zeid- 
nung zu verichaffen, da8 Verfpredhen einer Propifion hierfür nur 
dann Gültigkeit erlangen follte, wenn die Zeichnung polizeilich 
genehmigt werde; da diefe Bedingung nicht eingetreten, fonnte 
Beflagter eine Provifion nicht beanspruchen. Revifion zurüd- 
gewiefen. VI, 370/94 vom 4. März 95. 

407. UÜL.NR Die Beklagte hatte dem Z. aufgetragen, 
den Verlauf ihres Grundftüds zu vermitteln. Dafür follte er 
1 Proz. Provifion erhalten. Der Verkauf ift zu Stande gefommen, 
aber nicht durch Vermittelung des T. Gleichwohl ift die Beklagte 
zur Zahlung der Provifion verurtheilt. Denn im Neverje hatte 
die Beklagte verfprochen, nicht anders ald durch Vermittelung des 
T. zu verlaufen oder dem X. jedenfall die Propifion zu zahlen, 
wenn verfauft würde. Wenn man den Flägerijchen Anspruch nicht 
unmittelbar aus einem dem T. gegebenen Verfpredhen, ihm in 
jedem Falle des Verlaufes des Grundftücdes die Brovifton zu zahlen, 
ableiten, fondern al8® Scadenserjataniprud begründen will, fo 
ergibt fih ein folder ohne Weiteres daraus, daß dem X. ver- 
[procdhen war, nur unter feiner Vermittelung das Grundftüd zu 
verkaufen, daß er alfo ein Recht darauf hatte, auch bei dem wirf- 
lich vorgenommenen Verkaufe ald Vermittler zugezogen zu werden, 
und daß ihm durch die Mißachhtung diefes Nechts die Gelegenheit, 
die Provifion zu verdienen, entgangen it. Der Gefichtspunft des 
Widerrufs wird nur unrichtiger Weije beim: Dlaflervertrage ver- 
werthet; der Meaklervertrag ift eigentlicd) fein Vollmachtövertrag, 
fondern ein Vertrag über Handlungen. VI, 359/94 vom 25. Febr. 95. 

408. Doftrin und Praris nehmen in neuerer Zeit überein- 
ftimmend an, daß der Meaklervertrag eine bejondere Art von DVer- 
trägen bildet und daß in den wejentlichften Beziehungen für die 
DBeurtheilung deflelben die Vorihriften vom Vollmachtsvertrage 
anzuwenden find. Der Auftraggeber bleibt Herr des Gejchäfts; 
er ift nicht gebunden, die Vorichläge des Malers über den Ab- 
Thluß von Verträgen zu genehmigen. Auftraggeber und Makler 
fönnen von dem Vertrage zurücktreten. Der Senat findet feinen 
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Grund, von diefer feftftehenden Praxis des Neichögerichts abzu- 
weichen. Nimmt man aber an, daß dem Auftraggeber der Wider- 
ruf zufteht, fo folgt daraus, daß der Mafler die ihm in dem 
aufgehobenen Bertrage zugejagte Provifion zu fordern nicht be- 
redhtigt ift. E8 finden auch in diefem Falle die Vorichriften über 
die Folgen des Widerrufs einer Vollmacht analoge Anwendung. 
(UL. NR. 1, 13, 88. 159 ff.; vgl. Motive zum Entwurfe eines 
Bürgerliden Gejegbudhe, Bd. 2, ©. 512; und für den Handele- 
mafler 9. ©. 9. Art. 82, Abi. 2.) Daß der Bellagte die Pro- 
vijion erhält, wenn fie ihm auch für den Fall des Widerrufs 
verfprochen war, worüber auf einen Eid erfannt war, hat das 
Berufungsgericht angenommen; und hierbei hat fich der Kläger 
beruhigt, jodaß die Frage nicht zu prüfen war. V, 325/94 vom 
2. März 9. 

409. Köln. Der Beklagte Hatte dem Kläger, welcher gc= 
werbsmäßig den Verkauf von Apotheken vermittelt, erklärt, daß 
er eventuell eine folde in Gemeinfchaft mit einem Dritten kaufen 
werde, und demjelben bemnädjit einen NRevers unterzeichnet, worin 
er fich verpflichtete, dem Kläger eine Provifion von "/, Proz. der 
Kauffjumme fofort nad Perfektion zu zahlen, fall® er eine von 
demjelben direkt oder indirekt zuerft nachgewiejene Apotheke Taufe. 
Der Beklagte hat demnädjft in Gemeinschaft mit 2. eine Apotheke 
gefauft. Der Kläger Hatte au von 2. den Auftrag zur Ber- 
mittelung des Anfaufs einer Apotheke und das DVerjprechen einer 
Provifion von '/, Proz. erhalten. Kläger hatte dem 2. jene Apo- 
thefe bezeichnet. Der Kauf ift geichloffen, nachdem Kläger dem 
Beklagten den X. als Sozius empfohlen hatte, und gerade in Folge 
diefer Empfehlung und des darüber zwifchen dem Beklagten und 
%. gepflogenen Briefwecfels. Das Berufungsgericht hat den 
Beklagten zu der Y/sprozentigen Provifion verurtheilt, wie 2. vor- 
her zu Y, Bros. PBrovifion verurtheilt war, da angenommen ijt, 
die /; Proz. vom ganzen Kaufpreije follten auch gezahlt werden, 
wenn Beklagter in Gemeinschaft mit einem Andern kaufe. Revifion 
zurücdgewiefen. II, 385/94 vom 26. März 95. 

410. Daß Beflagter dem Berfäufer der Apotheke einen 
Dritten, H., für den er aud) al8 Agent thätig gewefen, als Käufer 
genannt und auf eine Entjcheidung zu deffen Gunften hinzuwirfen 
gefucht habe, wurde nicht für geeignet erachtet, den Provifions- 
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anfprud des Klägers auszuschließen, weil darin fein Nachweis 
dafür Liege, daß Kläger bei dem Verkäufer gegen den Beklagten 
gewirkt und diejen von dem Beklagten und 2. abzumenden gefucht 
habe. II, 385/94 vom 26. März 95. 

411. Kläger hat feine Häufer gegen ein Rittergut vertauscht, 
das ihm demnädjjt durch eine Subhaftation wegen rüdjtändiger 
Zinjen entzogen ift, während ihm fein Gegenkontrahent B. ver« 
fihert hatte, e8 jeien feine Zinfen rüditändig. Wegen des ihm 
dadurd) erwachjenen Verluftes hat er den Unterhändler verklagt, 
dem er 1 Proz. Provifion zugefagt hatte. Das Berufungsgericht 
hat den Verklagten verurtheilt, weil diefer, als Kläger die Nichtig- 
feit der Angaben des B. bezweifelte, ihm erklärt hatte, man fünne 
fih auf B. verlaffen, er fenne denselben genau. Bellagter hat 
aber den DB. nicht genau gekannt, fondern nur oberflählid. Er 
it nur einmal, etwa zehn Sahre früher, bei ihm gewejen. Ohne 
diefe8 grobe DVerfchen des Beklagten würde der Kläger fich bei 
der Angabe des DB. nicht beruhigt, die Nichtzahlung der Zinfen 
erfahren und den Vertrag nicht abgeichloffen haben. Das NReichs- 
gericht hat aufgehoben, zurüdverwiefen. Denn Bellagter hatte 
unter nidht erhobenen Beweis geftellt, daß B. fi) der allergrößten 
Adhtung erfreute, Ehrenämter befleidete und im Ruf eines durc- 
aus ehrenhaften Mannes jtand. Wird das erwiefen, jo durfte 
Deflagter dem Kläger jagen, daß man fid) auf B. verlaffen fünne. 
E83 Fann fein entfcheidendes Gewicht darauf gelegt werden, daß 
Bellagter gejagt hat, er fenne den DB. genau. I, 11/95 vom 
17. April. 

412. Der Kläger jollte, falls der Beflagte das Haus ver- 
kaufen würde, mit der Hälfte des Verdienftes des Beklagten be- 
theiligt fein. Der DBellagte hat von den ihm al8 BProvifion 
gezahlten 5650 Marf für Bemühungen bei den Kaufverhand- 
(ungen 2200 Mark an den Reditsanwalt N. und außerdem 
650 Marf an TH. bezahlt. Danach) blieben dem Beklagten als 
wirklicher Verdienft nur 2800 Darf, jodaß Kläger nur 1400 Marf 
zu forbern Hatte. VI, 404/94 vom 28. März 9. 

413. Der Kläger hat den Kaufvertrag vermittelt, durch 
welchen die Beklagte ihr Grundftüd an DO. und ©. verkaufte. 
Mit der Klage auf die Maflergebühr wurde er abgewiejen. Nahm 
er unter Kenntniß und Bewilligung der Beklagten den Auftrag 
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aud) von dem Käufer DO. an, fo wurde er dadurd der Vertrauens- 
mann beider Theile und hatte das beiberfeitige Interefle unpar- 
teiiih wahrzunehmen. Das hat er der Beklagten gegenüber nicht 
erfüllt. Ihre Abfiht ging dahin, den hödyitmöglidhen Preis zu 
erzielen. Das hat der Kläger bewußter Weife vereitelt. OD. hatte 
ihın erklärt, daß er 10500 Marf für den Morgen zu zahlen be- 
reit je. Das verihwieg er der Beklagten und veranlaßte fie, 
das Gefchäft zum Preife von nur 10250 Mark abzufcliepen. 
VI, 9/95 vom 22. April. 

414. Dem Kläger war eine Provifion von 60000 Marf 
zugejagt, weil er die Vermiethung des Xofals für 500000 Marf 
vermittelt hatte. Davon find ihm 30000 Mark gezahlt. Er be> 
ansprudjt nod) 20000 Mark, auf welhe Summe bie Reftpropifion 
herabgefeßt jet, weil Beflagte hätte den Miethzins auf 400000 
Mark Herabjegen müffen. Der Klageaniprud fällt, wenn ber 
Kläger mit dem Mitdirektor der Beklagten ©. die Theilung der 
Provifion beredet hat. Denn dann würde ©. nad) ben SS. 26, 
62, 63, , 123 URN. einen Aniprud auf die Provifionshäffte 
nicht erworben haben, fondern nur die Gefellichaft, die ihrem 
Direktor gegenüber fo zu behandeln ift wie der Machtgeber dem 
Bevollmächtigten gegenüber. Hat die beflagte Gefellfchaft, wenn 
die behauptete Abrede getroffen, den perjönlichen Aniprud des ©. 
auf die Provifionshälfte, jo fann der Stläger gegen fie auch nur 
die halbe Provifion geltend machen, und da der Kläger die halde 
Provifion bereits erhalten hat, jo fteht ihm in diefem Falle ein 
weiterer Anspruch nicht zu. I, 48/95 vom 15. Mai. 

415. Der Flensburger Dampfichiffahrtsgefellihaft war auf 
die Jahre 1887/90 von der Flagenden Verficherungsgejellichaft ein 
Rabatt von 24, Proz. gewährt. Nach der zwifchen dem Be- 
Hagten, welcher al8 Gefchäftsführer die laufenden Gefchäfte der 
GSejellihaft nad) den Anordnungen der Direktion zu erledigen 
hatte, und der Gejellihaft getroffenen Vereinbarung hatte aber 
diefer die 24, Proz. aus feiner Brovifion von 5 Proz. zu 
deden. Wenn nun die ihm zunächt vorgefette Direktion fowie 
der Auffihtsrath, der die ganze Gefchäftsführung der Gejellichaft 
zu überwachen hatte, nahezu vier Iahre- lang die Buchung und 
Gewährung der fraglichen 24, Proz., die ihnen bei pflichtmäßiger 
Prüfung der Bücher und Rechnungen nicht entgehen fonnte, zu- 
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tießen, jo muß hierin eine ftillfchweigende Gutheißung jener Aus- 
gabepoft gefunden werden. Daran kann aud) der von der Klägerin 
in erfter Inftanz behauptete Umstand nichts ändern, daß nur die 
Monatsbilanzen und Iahresabjchlüffe, aus denen die einzelnen 
PVoften nicht erfichtlich gemeien, vom PVorjtand und Auffichtsrath 
genehmigt worden feien. Haben diefe Gejellichaftsorgane die ihnen 
obliegende Ueberwahung und Nevifion nur in unvolllommener 
Weile bewirkt, jo macht dies fie felbjt verantwortlich, befeitigt 
aber nicht ihre nad) Obigem anzunehmende Billigung ber Ge- 
Ihäftsführung des Beflagten. Letterer erjcheint vielmehr, in Er- 
mangelung einer ihm zur Xaft gelegten argliftigen Zäufchung gegen 
die Gefellichaftsorgane, der Gefellfchaft gegenüber liberirt, fo- 
daß diejelbe, wenigftens auf Grund des vorgebradhten Materials 
einen Anspruch gegen ihn nicht erheben fann. III, 280/94 vom 
22. Ian. 95. 

416. Die Klägerin hat eine Lotterie veranftaltet und der 
Bellagte hat al8 ihr Agent ihre Xoofe vertrieben. Al® er einige 
Wochen vor der Ziehung zur Auskunftsertheilung über die ab- 
gejeßten Rooje und Einlieferung der noch nicht abgelieferten Gelder 
aufgefordert wurde, lehnte er die Aufitellung einer Abrechnung 
zur Zeit ab, indem er der Klägerin weiter am 26. Ian. 1893 
Tchrieb: ‚Ich Laffe mir in meiner Gefchäftsführung von Niemandem 
Borihriften mahen; was am Ziehungstage von den dur mid) 
abgefetten Xoofen nicht beglichen ift, hat da8 Kuratorium von mir 
zu fordern und mic eventuell zu verklagen.” Diefer Aufforderung 
hat Klägerin entfprodhen. Unter Aufitellung einer Lifte fordert 
fie von dem Bellagten für von ihm vertriebene, bid zum Ziehung®- 
tage nicht zurüdgegebene Loofe nad) Abzug feiner Provifionen 
Zahlung. Da der Beklagte die Haftung für die nicht zurüd- 
gegebenen Loofe übernommen und Klägerin fein Verjprecden ftill- 
[hweigend acceptirt hat, jo vechtfertigt fid) die ausgejprochene Ver- 
urtheilung mit der thatfächlichen Feltitellung über die Zahl der 
Xoofe und ihren Geldbetrag. — Pol. 824 UÜU.URL 14 — 
1, 335/94 vom 16. Ian. 95. 

417. Aud hat der Berufungsrichter mit Recht angenommen, 
daß der Anfpruch auf Schadenserfag, weldhen Beflagter erhebt, 
weil Klägerin ihm die von ihm geführten Liften nicht zurüdigegeben 
habe, nicht begründet ift. Er ift auch nicht berechtigt, deshalb 
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die Zahlung zu weigern. Denn auf Zurüdgabe jener Liften hatte 
er überhaupt feinen Anfprud, und die Ertheilung von Abjchriften 
oder bie Einficht in die Xiften bei der Klägerin würde ihm von 
derjelben nicht verweigert fein. Hätte er fi Abjchriften geben 
laffen und die Originalliften damit verglichen, fo würde er aber 
in der Lage gewejen fein, fih mit den Loosfäufern, welche weder 
die Koofe zurückgegeben noch diefelben bezahlt haben, in Verbindung 
zu feten. I, 335/94 vom 16. Ian. 95. 

418. 9. & DO. Hatten ein Kommilfionslager des Kläger®. 
Er fchloß mit ihnen einen Vertrag, nach welchem ihm diefe gegen 
Duittirung feiner Anfprüche ihre gefammten Aftiven überließen. 
Dem Kläger ift aber von D. das Betreten des zum Betrieb bes 
Geichäfts gemietheten Grundftüds und bie Uebergabe der Saden 
verweigert. DO. ift zur Räumung des Grundjtüds und Vebergabe 
der zum Gefchäft von H. & D. gehörigen Sadhjen verurtheilt. Mit 
der Einrede, daß Kläger die Fortjegung des Verhältniffes, in 
welchem er zu H.&D. geftanden, mit ihm vereinbart habe, wurde 
Beklagter nicht gehört. Ein Nedht auf Yortbeitand eines Ber: 
tretungsverhältniffes hat der Vertreter auch dann, wenn das DVer- 
hältniß von vornherein auf längere Dauer eingegangen war, dem 
dominus gegenüber nicht, und zwar madt e8 in diefer Hinficht 
feinen Unteridjicd, ob er fogenannter unmittelbarer Stellvertreter 
oder Kommiffionär ift. Im beiden Fällen ftehen dem Vertreter 
bei einem vorzeitigen Widerruf feitens bes Gejchäftsherrn nur 
Entfhädigungsanfprüdhe zu. Solche waren vom Beklagten nicht 
erhoben. I, 349/94 vom 20. März 95. 

419. Die Bellagte hat dem Kläger ihre Vertretung für 
Berlin und Norddeutichland übertragen. Er follte eine Provifion 
von 50 Pf. für den Gentner verkauften Malzes erhalten, aber 
einen fo wejentlih über den Börfenpreis hinausgehenden Preis 
erzielen, daß ber Beklagten ein Nettogewinn von 1 Mark 50 Pf. 
für den Centner verbleibt. Die Bellagte hat dem Kläger bem= 
näcdhjjt nur eine geringere Provifion zugeltanden; feine Yorberung 
der 50 BF. ift abgewiefen. Denn für Dlalz gibt e8 feinen Börfen- 
preis; deshalb ift die Möglichkeit der Vergleichung des erzielten 
Preijes mit einem Börfenpreife nicht gegeben. Webrigens wäre 
auh, wenn man den nachträglich ermittelten Durdichnittspreis 
des betreffenden Monats mit dem von dem Kläger erzielten Preife 
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vergleicht, ein wejentlih über jenen Durchichnittspreis Hinaus- 
gehender Preis nicht erzielt. I, 454/94 vom 3. April 95. 

420. Soweit der Kläger von der Beflagten Auskunft über 
die don berfelben nad) bem Agenturbezirt des Klägers direkt ab- 
geichloffenen Verkäufe fordert, durfte die Klage nit um deswillen 
abgewiejen werden, weil Kläger eine foldhe Auskunft erft dann 
verlangen fünne, wenn feititehe, daß ihm wegen des NRücdktritts 
der Bellagten vom Bertrage ein Anjprud) auf Schadenserfaß zu- 
ftehe. Diefer Anfpruch jei aber beftritten und im vorliegenden 
Prozeffe Fünne darüber nicht entjchieden werden, weil die Frage 
des Schadenserjages von den Parteien gar nicht zur Enticheidung 
gejtellt fei. Denn Kläger fordert eben die Austkunftsertheilung, 
um feinen Anfprud auf Schadenserjag zu begründen, und er hat 
die diefen Anspruch jubftantiirenden Thatfachen behauptet. I, 454/94 
vom 3. April 95. 

421. Die Beklagte fabrizirt einen ‚„‚Argus” benannten elef- 
trifhen Einbrucdhe- und Feueralarmapparat. Sie hat dem Kläger 
den ausfchließlichen Vertrieb diefer Apparate für Elfaß-Lothringen 
auf zwei Jahre unter ber Bedingung übertragen, daß Kläger bei 
ihr 50 Stüd, weldde im Laufe der zwei Jahre nad) und nad) ge- 
Liefert werben follten, feit beftellte. Kläger hat nur einen Apparat 
bezogen; feinen Nücdtritt kann er nicht darauf ftügen, baß ber 
Apparat die zugejagten Eigenichaften nicht habe. Nach dem Bro- 
fpekt follte der Apparat auf feine denfbare Weile am Alarmiren 
verhindert, noch beichädigt, zerftört oder entfernt werden Ffünnen, 
ohne das Alarmfignal zu geben, es follte aud) ein mit der Kon- 
ftruftion des „Argus vertrauter, mit allen technifchen Hiülfs- 
mitteln ausgeftatteter Bahmann nicht im Stande fei, den „„Argus” 
in feiner Funktion zu beeinträchtigen oder abzujtellen noch auf 
irgend eine Weife das AMlarmfignal zu verhindern. Das Tann 
nicht8 anderes bedeuten, al8 daß e8 feinen regelmäßig zum Ziele 
führenden Weg gibt, den Apparat außer Wirffamkeit zu feken, 
und zwar aud für den erfahrenen Fahmann nicht. Bei der von 
dem Sadjverftändigen bejchriebenen Zerjchneidung zweier DVer- 
bindungsdrähte unter gleichzeitigem Kurzjchluß der beiden andern 
handelt es fih um eine auf dem Zufall beruhende Möglichkeit, 
daß die richtigen zu durchfchneidenden Drähte und die richtigen 
zu verbindenden Drähte gefunden werden. I, 26/95 vom 4. Mai. 
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422. Allein die Beklagte fabrizirt eine billigere Sorte des 
„Argus. Hat Kläger die Nachricht von der Herjtellung und dem 
Bertriebe des „Argus II” erft nad Abfchluß feines Vertrags er- 
halten, fo ijt ein folcher Konfurrenzbetrieb der Beklagten geeignet, 
vom Zeitpunkt feine® Beginns ab den Rücktritt des Klägers zu 
rechtfertigen. Der Kläger, dem von den DBeflagten der aus- 
Ichließliche Vertrieb eines, einem bejtimmten Zwede dienenden 
Apparates für einen gewiflen räumlichen Bezirk unter Feitfegung 
eines Minimalverfaufspreifes übertragen wurde, wogegen er fid 
zur Abnahme einer bejtimmten Zahl diejer Apparate verpflichtete, 
durfte von den Bellagten erwarten, daß diejelben fich für die Dauer 
des DBertrages jeder Handlung enthielten, welche den auf den Ab- 
fat des Apparates bezüglichen Gewerbebetrieb des Klägers zu 
Ichädigen geeignet war. Diejer Verpflichtung aber handelten die 
Beklagten zuwider, wenn fie einen dem gleichen Zwede wie der 
„Argus dienenden Apparat zu niedrigerem Preife in den Ber- 
fehr brachten, ba fi) dadurd) die Vertriebsbedingungen des DVer- 
tragsapparates wefentlih ungünftiger gejtalteten; aucd) wenn der 
billigere Apparat nicht gleicher Güte ijt. I, 26/95 vom 4. Mai. 
Vol. 305. 

423. In den als Mafchinenlieferungsvertrag bezeichneten 
Bertrage übertrug Kläger dem D. vom 1. San. 1890 ab auf zwei 
Jahre für das Königreih Sadhjen, einen Theil von Thüringen, 
für Bayern, Tyrol, Vorarlberg und einen ZTheil der Oftichweiz 
den alleinigen Vertrieb einer patentirten Viktoria» Pusmajdine. 
D. verpflichtete fich, bi 31. Dec. 1890 mindeftend 10, in jedem 
folgenden Jahre mindeftens 20 Stüd der Majchinen zu den ver- 
einbarten Preifen abzunehmen. Die Verfaufspreife waren ihm 
vorgefchrieben.. Wenn Kläger nad) dem Bezirk des D. verkaufte, 
jollte diefer beftimmte Prozente erhalten; D. durfte nicht nad) 
außerhalb feines Bezirks verkaufen. D. hat nichts bezogen. Die 
Klage auf Abnahme von 10 Mafdjinen, eventuell 3000 Mark ift 
abgewiejen. Kläger hat das Schweizer Patent fchon im Yuni 
1890, no nit 6 Monate nad) Beginn des Vertrages, und das 
für Oefterreih-Ungarn bereits im März 1891, im 1. Quartal des 
2. Vertragsjahres, dur Nichtzahlung der Gebühr verfallen laffen. 
Damit fielen die Vorausfegungen des Vertrages für einen erheb- 
lihen Theil des DVertragsgebietes, Tyrol, Vorarlberg und die Oft- 
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jchweiz, fort. Infoweit hatte fich der Kläger felbft zur Vertrags- 
erfüllung außer Stand gejett. Im 2. Vertragsjahre ift aud) nod) 
eins der Deutichen Patente verfallen. Schon mit dem Fortfall 
des Schweizer Patents im Juni 1890 lag Nichterfüllung des Vers 
trages durch den Kläger vor, und es fanıı dem ‘D. Verzug in der 
Abnahmepflicht dadurd), daß er die 10 Mafchinen bis Ende 1890 
nicht beorderte und abnahm, nicht mehr vorgeworfen werden. “Die 
Ausführung, D. habe wenigftens die Abnahme der auf die Zeit 
bis Iunt 1890 verhältnigmäßig fallenden Zahl von Mafdinen 
nicht verweigern dürfen, tft nicht durchgreifend, weil e8 an jedem 
Anhalt für die Normirung diefer VBerhältnißzahl fehlt. Aud) eine 
Erörterung darüber, ob die Oftjchweiz für D. von größerer oder 
geringerer Bedeutung war, kann dem DBertrage gegenüber zu nichts 
führen. I, 67/95 vom 25. Mai. 

424. Die Klägerin zu Königsberg hatte im September 1891 
als Einfaufsfommiffionärin des Beklagten zu Dearienwerber für 
diefen an ber Börje in Königsberg 30000 Liter Tontingentirten 
Spiritus lieferbar im Frühjahr 1892 zum Preife von 50 Mark 
für 100 Liter gefauft, indem fie als Selbjtlontrahentin eingetreten 
war. Auf fpätere Ordre des Beklagten, den Spiritus zu 41 oder 
darüber zu verfaufen, fandte fie Schlußfchein, nach weldem am 
4. und 5. April der Spiritus zu 41 und 41 Mark 25 Pf. ver- 
fauft fei. Der Beklagte, weldyer inzwilchen in den Befiß der 
Kursberichte der Königsberger Börje vom 4. und 5. April ge- 
fommen war und aus denfelben erjehen hatte, daß darin für nicht 
fontingentirten Frühjahr-Spiritus nur eine „Geld-Notirung von 
41, bezw. 41 Darf 25 Pf. enthalten war, weigerte fid), die Schluß- 
Scheine zu vollziehen. Die Klägerin war als Selbjtfontrahentin 
eingetreten. Das Redt dazu ift ihr von dem Beklagten mit 
Net beftritten, die Klägerin ift deshalb mit der Klage auf die 
Differenz abgewiefen. Denn das Nedht zum Selbjteintritt hätte 
ihr nad) 9. ©. 3. 376 nur zugejtanden, wenn nichtfontingentirter 
Spiritus Frühjahrslieferung am 4. und 5. April einen Marft- 
preis in Königsberg gehabt hätte, wie trog R.D.9. ©. E., Bd. 14, 
©. 387 ff. vom Berufungsgericht mit Recht angenommen ift. Auch 
eine börfen« oder marktgängige Waare im Sinne einer häufig 
gehandelten Waare hat nur dann einen Börjen- oder Marktpreis, 
wenn fie gehandelt wird und zwar in foldiem Umfange, daß auf 
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Kommilfion. Grund der gefchloffenen Gejchäfte gemäß Art. 353 ein Börfen- 
oder Marktpreis fejtgeftellt werden kann. In den Zwilchenzeiten, 
wenn fie nicht gehandelt wird, hat fie feinen Marktpreis und es 
fehlt ihr deshalb während folcher Zwifchenzeit diejenige Eigenfchaft, 
welche der Art. 376 al® PVorausfegung für das Selbfteintritts- 
recht des Kommiffionärs aufftellt. Die bloße Geldnotiz beweift aber, 
dag ed an den fraglichen Börfentagen zu wirklichen Abichlüffen 
nicht gelommen war. Das Tchlen eines Börfenpreijes für Termin 
waare (Frühjahrsipiritus) Tann auch durch die Notirung eines 
wahren Preijes für Locowaare nicht unfchädlich gemacht werden. 
Die Klägerin felbft hat wiederholt darauf hingewiefen, daß die 
Preife des effektiv und des auf Zeit gehandelten Spiritus ver- 
Ihiedene feien, und die getrennte Notirung beider in dem Börfen- 
bericht beweist die Verfchiedenartigfeit beider al8 Gegenftände des 
Handelsverkehrs, die eine verjchiedene Preisbildung zur Folge hat. 
Veberdies ift in den vorgelegten Börfenberichten aud) für Spiritus 
loco nur am 4. April eine Notiz für wirflid gefchloffene Ge- 
Ihäfte angegeben und der notirte Preis (41), Mark) ift höher 
al8 derjenige, den die Klägerin dem Beklagten in Rechnung ge- 
jtellt hat. Die Klägerin hat auch nicht zu behaupten vermocdt, 
daß außerhalb der Börje am 4. und 5. April Verfäufe von Früh: 
jahre-Spiritus in Königsberg ftattgefunden haben. Die Berufung 
der Klägerin auf einen ihrem Verhalten zur Seite jtehenden Handels» 
gebraud), nad) mwelddem im Spiritushandel dem Kommilfionär 
das Eintrittsrecht aud) bei fehlendem Börfen- oder Marftpreife 
zuftehe, hat der Berufungsrichter aus zutreffenden Gründen zurüd- 
gewiejen. Soweit die Elägerifche Behauptung auf da® Beitehen 
einer unabhängig von dem Parteimwillen eintretenden Necdhtsnorm, 
auf ein Dandelsgewohnheitsrecht, abzielen follte, würde demfelben 
gemäß Art. 1 9. ©. 3. die Geltung zu verjagen fein, weil es 
den Vorjchriften des Art. 376 H. ©. B. zumiderlaufen würde. 
Wollte man aber die Behauptung der Klägerin in dem Sinne 
eines zur Ergänzung des vechtsgefchäftlichen Parteimillens heran- 
zuziehenden Handeldgebrauhs im engeren Sinne auffafien, fo 
fehlt e8 an jeder thatfächlihen Grundlage dafür, daß aud für 
den Gejchäftsverfehr unter den Parteien ein folder Gejchäfte- 
gebraud; angenommen werden müffe. “Die gerügte Verlegung des 
Art. 279 ift aljo nicht anzuerfennen. I, 345/94 vom 23. Ian. 95. 
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425. Der Beklagte, ein Kaufmann zu Cöthen, welder ein 
eigenes Mafchinenfabrifationsgefchäft betrieb, hatte mit der Flagen- 
den Danbelsgefellihaft zu Halle a./S. auf fehs Iahre einen 
Vertrag geidloffen, durd welchen ihm der Bertrieb der fertigen 
Maichinen der Klägerin innerhalb eines beftimmten Kreifes mit 
der Maßgabe übertragen war, daß er die Vertretung einer andern 
Hendlung in diefer Branche nicht übernehmen, die Klägerin aber 
auch einen andern Vertreter nicht beftellen durfte. Der Beklagte 
führte ein Kommiffionslager der Klägerin. Wegen der im Laufe 
des DVertragsverhältnifjes eingetretenen Erblindung des Beklagten 
bat das Berufungsgericht die Klägerin für berechtigt erachtet, das 
Bertragsverhältniß aufzuheben. Das Neichsgericht hat das Be- 
rufungsurtheil aufgehoben, zurüdverwiefen, indem e8 angenommen 
hat, Beflagter fei VBerfaufsfommiffionär der Klägerin gemefen. 
E8 verjtehe fi) aber nicht von felbft, daß der Kommiffionär die 
zur Belebung de8 Kommiffionsgefchäfts erforderlichen Bemühungen 
perjönlich Lleifte. C8 fei im Gegentheil davon auszugehen, daß 
der Kaufmann, weldjer Artifel einer andern Firma zum Kom: 
mijfionsvertriebe übernimmt, fich hierzu nur im Rahmen feines 
Geihäfts verfteht, mithin fid) auch für das Kommiffionsgefchäft 
feines Hülfsperfonals bedienen will. Beanfprudht der Kommittent 
perjönliche Leiftungen und Bemühungen feines Kommiffionärs, 
der zugleich ein eigenes Taufmännifches Gejchäft Hat, jo muß er 
dies bedingen. ine ausreichende Vertretung der Klägerin war 
an fi) auch möglich bei DBenugung geeigneter, vom Beflagten 
im eigenen Gefchäfte verwendeter Hülfskräfte. III, 306/94 vom 
26. Gebr. 95. 

426. Der lägen ı war von dem Beklagten Ende November 
1889 beauftragt, circa 5000 Mark Aktien des Kölner Bergwerks- 
vereins und des Dortmunder Bergbauvereind anzufaufen. Im 
Erledigung diefes Auftrags und für eigene Rechnung habe Kläger 
bei B.R. in Lemgo 9600 Mark Kölner Bergwerfsaftien zum Kurfe 
von 215 und bei I. 2%. 9600 Mark Dortmunder Bergbauvorzugs- 
aftien zum Kurfe von 170 am 30. Nov. 1889 im eigenen Namen 
angefauft und dem Beklagten den Ankauf mitgetheilt. ‘Die Papiere 
blieben im Depot bei den Verkäufern, wurden aber im Frühjahr 
1890 von dem Kläger verkauft. ‘Der Bruder des Klägers hatte 
bei 3. 2. 9600 Mark Dortmunder Bergwerfsvorzugsaltien und 
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12200 Mark Kölner Bergwerfsaftien. Nod) vor Weihnachten 
1889 will Kläger aud) diefe Aktien gekauft haben. Sie blieben 
aber bei 3. 2. auf dem Namen des Bruders des Klägers. Im 
Srühjahr 1890 wurden auch diefe Papiere mit Ausnahme von 
5400 Mark Kölner und 4800 Mark Dortmunder, welche der 
Kläger im März 1893 nad) Erhebung diefer Klage einlöfte, verkauft. 
Seit dem 1. Iuli 1890 hat Kläger dem Beflagten halbjährlich Nedh- 
nungsauszüge zugefchickt, in welchen Beflagter mit der Kauffumme 
für 4800 Kölner und 4800 Dortmunder fammt Zinfen, Zinfes- 
zinfen und BProvifion belaftet ift, während ihm die Dividenden 
gutgefchrichen wurden. DBeflagter wurde für den Fall, daß Kläger 
den ertheilten Kaufvertrag beichwört, zur Zahlung ber Kaufpreije 
fammt Zinfen unter Abzug der Dividenden „gegen Lieferung von 
Vorzugsaktien des Dortmunder Bergbauvereing zum Nontinal- 
betrage von 4800 Mark und gegen Lieferung von Aktien des 
Kölner Bergbauvereind zum Nominalbetrage von 4800 Darf“ 
verurtheilt. NRevifion zurücdgewiefen. Der Xhatbeftand von 
R.G. €, 3.5, S.1— vgl. Striethorft, Ardiv, Bd. 79, ©. 91 
gegen R.D.9. ©. E., Bd. 16, ©. 213; Bd. 19, ©. 83 — liegt 
nicht volljtändig vor. Der Kläger hat bei dem Einkauf nicht 
bloß die ihm aufgegebene Menge der Werthpapiere, jondern ben 
doppelten Betrag erworben, und dem Beflagten Einfaufsanzeige 
zugehen lafjen, ohne die Stüde zu benennen und ohne für den 
Beklagten bejtimmte Nummern auszufcheiden. Wegen der Ber: 
äußerung aller eingelfauften Stüde liegt hiernady eine ‚Wieder: 
aufhebung der gejchehenen Erfüllung des Auftrags‘ nicht vor, 
dem Kläger fann aud) nicht vorgeworfen werden, daß er den Auftrag 
überhaupt nicht ausgeführt habe, weil er nicht beftimmte Stücke, 
welche er für den Bellagten in Verwahrung genommıen, aus- 
geichieden habe. Er hat den Auftrag durch Ankauf ausgeführt. 
„Der Kläger hat bei Ausführung des ihm ertheilten Auftrags 
immer nur fungible Werthpapiere zu eigenem Eigenthum er- 
worben und jedes beliebige Stüd foldjer Papiere, fofern es nur 
den Nominalwert von 4800 Marf hatte, war an fi) zur Xiefe- 
rung an den Kommittenten geeignet.” Daß er nicht für diefen 
ausgeichieden und in Verwahrung genommen, würde ihn zum 
Erjak des hieraus erwacenen Schadens verpflichten. Ein folder 
Anfprud) ift aber nicht erhoben. ‘Der Kläger hat nad) Veräußerung 


Die einzelnen Berträge, Rechtsgefchäfte und Bertragsflaufen. 203 


der beit B. %. und bei 3. 8. gefauften Stüde anderweite Stüde Kommiffion. 
im Nominalbetrage von je A800 Mark von feinem Bruder er- 

worben und fi) dadurd in den Stand gejett, die Ausführung 

des ihm ertheilten Auftrags nadhzumweilen. Ein Redtsfat des 

Inhalts, daR der Kommilfionär, welcher jo wie der Kläger e8 

gethan, feinen Anfprudh zur Strafe verliert, beiteht aber nicht. 

IL, 36/95 vom 7./14. Mai. 

427. AU. NR. Klägerin hatte aus dem Pachtvertrage den Pacht und 
Anfprud, ein von ihr auf dem erpadjteten Grumdftüd errichtete rietbe. 
Arbeiterhaus nad) beendigtem Pachtverhältniffe wegnehmen zu 
dürfen. Das Padhıtgut ift während des Padjtverhältniffes mehr- 
fach) veräußert. Die Klägerin erhebt gegen den unmittelbaren 
Borbefiter des jetigen Eigenthümers einen Schadenserfakaniprud, 
weil diefer Lebtere den Abbruch nicht dulden wolle. Damit ift 
fie abgewiejen. Denn die fortdauernde perjünliche Verpflichtung 
des DVerpäcters erleidet eine aus ber Natur dev Sadıe fid) er- 
gebende Mopdififation dadurd), daß die Naturalleiftung zunädjit 
nur von demjenigen DVerpflichteten gewährt werden Tann, der fie 
zu gewähren in der Lage ift, alfo, ebenjo wie die fernere Pacht: 
nußung von dem kraft gefeliher Vorfchrift in das Pachtverhältniß 
eingetretenen neuen Eigenthümer, aud) deffelben Verpflichtung, die 
Wegnahme jenes Haufe zu dulden. Da für diefen Natural» 
anfprud zunächjjt der derzeitige Eigentümer haftet, fo ift der be- 
hauptete Schade gar nicht erwadjjen. Der Anfprud auf Erjak 
diefe® Schadens ifi alfo nicht minder ungeredhtfertigt, als die 
eventuell erhobene Forderung auf Wiederverichaffung des thatläch- 
ih) gar nicht verlorenen Abbruchsredite. V, 252/94 vom 
9. Ian. 95. 

428. Der Beflagte hatte einen Laden nebit Kellern zum 
Sclädhtereibetriebe gemiethet und die Haftung für den Eingang 
der Miiethe übernommen, fall8 er fein Gefchäft mit Genehmigung 
feines Vermiethers veräußere. Er hat das Geichäft fo veräußert, 
und der neue Miether ift den Miethszins für mehrere Duartale 
Icyuldig geblieben. Gegen die Klage auf den Miethszins hat der 
Beklagte unter anderm eingewendet, die zur Wleiichverarbeitung 
mit vermietheten und hierzu im Schlächtereibetriebe nothwendigen 
Kellerräume hätten nad) einem polizeilichen Derbote für diefe 
Arbeiten nicht benußt werden dürfen, weil fie nicht hoch genug 
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gewejen feien. Mit diefem Cinwande ift Bellagter nicht gehört. 
Denn zwifchen jener Unbrauchbarfeit der Kellerräume bezw. dem 
polizeilichen Verbote einerfeits und der Nichtbenugung der Mieths- 
objefte während des hier in Frage ftehenden Zeitraums durd) Be- 
Hagten oder feinen Nachfolger andererjeits beftand fein innerer 
Zufammenhang, insbefondere nicht in der Art, daß lektere eine 
Tolge der eriteren gewejen. Der Bellagte ift nicht jener Um- 
ftände wegen im 9. 1890 oder 1891 von dem Miethsvertrage 
abgegangen (88. 331, 326, I, 5; 8.383, , 21WU.LU.R) Aud) 
wenn die Keller zur Wleifchverarbeitung geeignet gewejen wären 
und demgemäß das polizeiliche Verbot nicht eriftirt hätte, wären 
die Miethsräume während der fraglichen Zeit do unbenugt ge- 
blieben. Bei folder Sachlage erfcheint es nicht angängig, hinterher 
einen Einwand daraus herzuleiten, daß bie Keller nad dem 
polizeilichen Verbote in der fraglichen Zeit ja doch nicht vertrags- 
gemäß hätten benußt werden bürfen. V, 276/94 vom 30. Ian. 95. 

429. Im Fall Bd. XVII, 395 Hat das Berufungsgericht 
nad) anderweiter Verhandlung wiederum den Bellagten verurtheilt. 
Revifion zurücgewiefen. Das Berufungsgericht nimmt jett auf 
Grund des in erjter Inftanz erjtatteten Gutachtens de8 Dr. R. 
in erjter Tinte an, daß ber in Frage ftehende Laden überhaupt 
nicht gejundheitsgefährlich ei. Zur Begründung ift ausgeführt: 
Der gedachte Sacjverftändige habe in jchlüffiger Weije dargelegt, 
daß die Feuchtigkeit und die Xuftverderbniß in dem Laden mur 
eine fchwache fei, und daß die durch den Holzvorbau vermittelte 
Bentilation eine erhebliche Einwirkung der Feuchtigkeit ausjchliege. 
Dazu fomme aber, daß der Laden eben nur als folcher und nicht 
al8 Wohnung für Menfchen vermiethet jei. Der in dem früheren 
Berufungsurtheil berüdfichtigte Umftand, daß der Gejchäftsbetrich 
in dem Laden ein häufiges Deffnen der Yadenthür mit fid) bringe, 
jcheide für die Beurtheilung völlig aus. IV, 263/94 vom 
1. Febr. 9. 

430. Der Kläger hat zu Plantieres von dem Beklagten 
eine Wohnung gemiethet auf drei Iahre vom 1. April 1893. Er 
Hagt an erfter Stelle auf Aufhebung des Miethsvertrags, weil 
im Sommer 1893 Flöhe derartig maffenhaft aufgetreten feien, 
daß ihn und feiner Fantilie das fernere Bewohnen der Räume 
unmöglich geworden jei. Außerdem fei eine Giebelmand durd- 
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fäjfig geworden, in Folge deilen das Negenwafler im Intern der 
Wände herablaufe, in zwei Zimmern die Zapeten und der Kalt 
abgefallen jeien und fi) dann ein unangenehmer und modriger 
Geruch) bemerkbar madje; der Aufenthalt in diefen Räumen ge- 
fährde die Gefundheit; in zwei andern Wohnräumen fei bie 
Feuchtigkeit fo bedeutend. daß fie das Wohnen darin unangenehm 
und beläftigend made; die durch Kitt geichloffenen Yugen der 
Dielen feien in Folge ihres Federns wieder offen. “Diefer prin- 
zipale Antrag ift abgewiejen. Dafür, daß das Veberhandnnehmen 
des Ungezieferd auf die Beichaffenheit der Fußböden und des 
Füllmateriald als wirkliche und einzige Urfache zurüdzuführen 
jet, hätten fi) genügende Beweismomente nicht ergeben, wie denn 
auch die Trage feine Aufklärung gefunden habe, ob ber feftgeitellte 
Mipitand nicht im DBeginne durch geeignete Mittel feitens der 
Miethsbewohner hätte befeitigt werben fünnen. Keinesfalls fünne 
unter diefen Umftänden die verlangte Vertragsauflöfung hierauf 
geftüßt werden. Nun hätten zwar die erhobenen Gutachten nod) 
eine Reihe anderer Mängel nachgewieifen. Allein fo unange- 
nehm und unter Umftänden auch gejundheitsnachtheilig diefe Miß- 
ftännde feien, fünnten fie nicht als folche erachtet werden, die 
dern Gebraud) der vermietheten Wohnung unmöglich machen und 
jonad die Auflöfung des Miethsvertrags rechtfertigen Fönnten. 
Dies um jo weniger, al® e8 fich nicht um unabänderliche Kon- 
jtruftionsfehler, fondern um folde Mängel handle, die innerhalb 
verhältnigmäßig kurzer Zeit von Grund aus befeitigt werden 
fünnen. Der Vermiether ift dem eventuellen Antrag des Klägers 
entiprechend zu fpeziell bezeichneten Reparaturen verurtheilt; Re: 
vifion zurüdgemiejen. — Code 1719, Nr. 2; 1720 und 1741. — 
Der Berufungsrichter ift zu dem NReiultat gelangt, daß nad 
feinem Ermeffen die nicht erfüllten Verpflichtungen nicht als jo 
wejentliche zu betrachten feien, daß die gewährte Leiftung nicht 
mehr als die der Abficht der Vertragichließenden entfprechende, die 
Bedingung der Gegenleiftung bildende Erfüllung fi darftellt. 
Vgl. Code 1636 und R. ©. €, Bd.1, ©. 217. I, 274/94 
vom 8. Ian. 95. 

431. Dem Kläger ift dur Polizeiverfügung aufgegeben, 
die Wohnung nebit Laden und Oaftzimmer, weldhe er vom DBe- 
flagten gemiethet hatte, wegen deren Feuchtigkeit und Schimmel» 
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vn ie bildung zu verlaffen. Seine auf Aufhebung des Miethsvertrags 


und Rüdzahlung gezahlten Miethsgeldes gerichtete Klage ift vom 
Berufungsgericht zurüdgewiejen, weil daffelbe angenommen Hat, 
daß die Gebraudhsuntüchtigfeit ohne Verfchulden des Klägers nicht 
entftanden fein Fünne, wenngleich dahingeftellt bleiben müffe, was 
für Handlungen oder Unterlaffungen des Beklagten bie von der 
Polizei wahrgenommenen Webelftände hervorgerufen haben. Re 
vifion zurücgewiejen. V, 403/94 vom 9. Febr. 95. 

432. Kläger hatte von der Beklagten den Yükomplak in 
Berlin auf drei Jahre unter Verabredung einer Entihädigung 
von 4500 Marf gemiethet, fall8 der Pla vorzeitig zum 1. April 
1891 gekündigt würde. Kläger ift im April 1891 von der 
Stadt Berlin, welde ben Plab im Wege des Enteignungs- 
verfahrene erworben Hatte, zu deflen Räumung gezwungen. 
Seine unter der Behauptung erlittenen höheren Schadens auf 
4500 Mark gerichtete Klage ift abgewiefen; Revifion zurücgewiejen. 
Iene für den Fall vorzeitiger Kündigung ftipulirte Entichädigung 
erjtredt fich nicht auf den bei Abjchluß des Miethövertrags nicht 
ins Auge gefaßten Fall der Enteignung. Sonft aber ftellt die 
Enteignung für das VBerhältniß zwifchen Vermiether und Miether 
einen Fall höherer Gewalt dar. Ein vertragsmwidriges fchuldhaftes 
Berhbalten des Bellagten beim nteignungsverfahren lag nicht 
vor. Denn eine Verpflichtung, ben Miether von der Einleitung 
de8 Enteignungsverfahrens zu benachrichtigen, war hier nicht be= 
gründet, weil diefe Enteignung in Berlin Tagesgejpräh war und 
Kläger nicht behauptet hat, daß ihm die Eröffnung des Verfahrens 
zu Spät befannt geworden fei, um noch feine Rechte gegen die 
Unternehmerin rechtzeitig geltend machen zu fünnen. V, 320/94 
vom 27. Febr. 95. Dal. 672. 

433. Daß, wie die Klägerin dem Beflagten erklärt haben 
joll, das demjelben verpachtete Reftaurant einen näher bezeichneten 
Konjum gehabt habe, ift eine Eigenschaft, aus deren Zuficherung 
ein Gemwährleiftungsaniprud; (Meiinderungsanfprüde) erwädjlt. — 
DH. R. SG. €, 38.2, ©. 311; Bolze, Bd. IL, Nr. 771. — NV, 
17/95 vom 23. Febr. 

434. Als vorbedungene Eigenihaften — 8. 3235 UÜ.UN. 
l,5 — find nit nur folche anzufehen, welche dem Pächter 
garantirt find (promissa), fondern aud) folhe, die er bei den 
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Berhandlungen der Sadje zufchrieb (dieta). E8 liegt nahe, daf 
wenn die Klägerin dem Beklagten bei den Verhandlungen erklärt 
hat, es fei ihr mitgetheilt und verfichert, der Bierfonfum habe 
täglich 4 Heftoliter betragen, fie damit bezwedt hat, den Beklagten 
in den Glauben zu verjegen, daß der Bierfonfum thatfädjlich fo 
hod) jei; und e8 liegt ebenfall® nahe, daß der Beklagte in diejem 
Glauben den Bertrag abgejchlofien und den geforderten Mieths- 
zin® bewilligt hat. Im diefem Sinne ann die Erflärung ale 
die Zufage einer Eigenichaft angefehen werden, welche von der 
Klägerin zu vertreten ift, fofern fie nicht nachweift, daß ihr bie 
behauptete Mittheilung wirklich gemadt fei. V, 17/95 vom 
23. Vebr. 

435. Zur Annahme eines jtillfchweigenden Verzichts genügt 
nicht, daß der Beklagte zur Zeit der Zahlung des Miethszinfes 
des erjten Jahres wußte, daß er den vorausgejekten Bierumjat 
nicht Hatte; er mußte auch wiflen, daß die ihm gemadjten An- 
gaben über den bisherigen Konjum unrichtig waren. V, 17/95 
vom 23. Tebr. 

436. 8 fan auch der mwilfentlichen Annahme einer fehler: 
haften Sache der Fall nicht gleichgeftellt werden, wo der Fehler 
erft nach der Uebernahme erfannt und das vertragsmäßige Aequi- 
valent zur Vermeidung der an die Nichtleiftung gefnüpften Nad)- 
theile (Ermilfion) gefnüpft wird. Diefer Grund rechtfertigt aljo 
nicht die Abweifung des Widerflägers mit dem Minderungs- 
aniprud. V, 17/95 vom 23. Febr. 

437. ÜUÜL.R Die Bellagten haben vom Kläger Land 
zum Betriebe einer Ziegelei und zur Gewinnung des hierzu er- 
forderlihden Materials, insbejondere zur Entnahme von Lehm und 
Sand gepadtet. Die Beklagten behaupten, daß fi in der Zeit 
vom 1. April 1890 bis 1. Yuli 1893 fo viel Waffer auf dem 
Srundftüd gefammelt habe, daß fie feinen Lehm hätten gewinnen 
fünnen. Sie wollen deshalb für diefe Zeit feinen Pachtzins zahlen. 
Dazu find fie aber verpflichtet erachtet, und ihre Nevifion ift 
zurüdgewiefen. Mag aud das Wafjer in einer unerwarteten 
Menge auf dem Padhıtlande fi) angefammelt haben, nad) ber 
Auffaffung de Berufungsgerichts, die einen Nechtsirethum nicht 
erfennen läßt, it biejes Creigniß infofern nicht unvorhergejehen 
gewesen, ald die Kontrahenten bei Abfchluß des Pachtvertrags fidh 
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bewußt geweien find, daß das Ausichachten von Kehm und Sand 
eine Anfammlung von Waffer in einer im Voraus nicht zu über- 
jehenden Menge zur Yolge haben werde. Wenn nun der Padıt- 
vertrag abgefchloffen wurde, ohne daß eine Beitimmung zu Gunjten 
der Beklagten für den Fall, daß ein folches Creigniß in einem 
unerwartet nachtheiligen Umfang eintreten follte, getroffen wurde, 
jo erjcheint die Annahme beredjtigt, daß die FTontraftlichen Ver- 
pflichtungen der Beklagten gegenüber dem Kläger hierdurch nicht 
beeinflußt werden follten. VI, 41/95 vom 18. März. 

438. Der Bellagte hat dem Kläger ein Grundftüd zum 
Betriebe der Gajtwirthichaft verpachtet. Weil die lichte Höhe 
der Gafträume nur 2,52 und nicht, wie vorgejchrieben, 2,30 Meter 
betrug, wurde dem Kläger die Konzeifion zum Betriebe der Gaft- 
wirthichaft verjagt. Er trat deshalb berechtigter Weife zurüd. 
Allerdings war der Mangel der vorgejchriebenen Höhe dev Zimmer 
ihon beim Vertragsichluß vorhanden; deshalb würde $. 273, nicht 
233 AL. R. I, 21 anzuwenden fein; und da der Pächter das 
Lofal, deffen Mangel er durd) einfache Nachmefjung finden konnte, 
angenommen hat, wäre er nicht mehr zum Nüdktritt berechtigt. 
Allein die Konzeffion ift feine Eigenfchaft der Gaftwirthichaft. 
Wohl aber war der Vertrag bedingt durch Ertheilung der Kon- 
zefftion, und diefe ift ausgefallen. Daß der Bellagte demnädjit 
das Lokal dur Tieferlegung des Yupbodens geändert, und nun 
die Konzeffion erlangt hat, war unerheblid, da durd) die Ver: 
änderung das Lokal wejentlid) verändert war, in dem nun Xreppen- 
ftufen in den Saftraum Hinabführten. Auch war die beabfichtigte 
weitere Aenderung, an welcher der Beklagte nur durch den Kläger 
verhindert fein will, unerheblich, nachdem Kläger einmal zurüd- 
getreten war. VI, 17/95 vom 1. April. 

439. Der Pianofortefabrifant DB. Hatte von dem Hotel» 
befiger 3. in Kairo ein Magazin für die Zeit bi 1. Nov. 1890 
zu 120 engl. Pfund gemietet. Für ein folgendes Jahr fordert 
3.130 engl. Pfund, DB. will nur 120 engl. Pfund zahlen. Mit 
der Mehrforderung ift Kläger abgewiefen. Cine ftillichweigende 
Verlängerung des Miethövertrags fteht nicht in Trage, ba ber 
Kläger den Miethsvertrag mit einem höheren Miethszinje ver- 
längert wilfen will. Zur Gültigfeit des neuen Vertrags um 
diefen höheren Zins wäre fchriftlicher Abfchluß erforderlich ge= 
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wein — ÜUR. I, 21, S 267 —, da ein Handelsgeichäft 
nidt in Frage fteht — 9. ©. B. 275 —. Der mündlid) ge 
\hloffene Vertrag wäre aber durch die Erfüllung auf ein Iahr 
Hagbar geworden, da DB. bereits im Befike des Magazins war 
und geblieben ift. Allein ein folcher Vertrag ift nicht zu Stande 
gefommen. Da DB. den von 3. geforderten höheren Miethszins 
nicht bewilligt hatte, fündigte diefer zum 1. Nov. 1892. Beflagter 
mußte in Folge deffen an diefem Termine da8 Magazin räumen, 
und wenn er dies nicht that, fo hatte Kläger das Nedt, die 
Räumung mit gerichtlicher Hülfe zu erzwingen. Andere Kolgen 
laffen fid) aus diefem Sacdjverhalt nicht herleiten. Namentlich 
ift in dem bloßen Weiterbenugen des Magazins jeitens de8 DBe- 
flagten feine Handlung zu finden, welde die Annahme der Offerte 
des Klägers, zum höheren Zins, aljo auf Grund eines neuen 
Vertrages, die Miethe fortzufegen, vorausfegte (AL. R. IL, 5, 
8. 82). Aus dem bloßen Weiterbenuten des Magazins Fonnte 
feinenfall® mit Zuverläffigfeit auf die Abficht des Beklagten, den 
geforderten höheren Zins zahlen zu wollen, gefchloffen werden 
(I, 4, 8.58). Genügte dod die Fortfekung des DBefiges allein 
nicht einmal zur Verlängerung des bisherigen Vertrages (I, 21, 
$. 325), nachdem Kläger zum 1. Nov. 1892 den Bertrag auf- 
gefündigt hatte. V, 130/94 vom 1. Mai 95. 

440. Im Fall Bd. XVII, 437 hat das Berufungsgericht 
nad anderweiter Verhandlung angenommen, „der vom 1. Dit. 
des Laufenden Iahres bis 1. Dft. 1892 abgejchloffene Pacht: 
vertrag fei im Hinblid auf die notorifch hiermit übereinftimmende 
allgemeine Uebung erjt mit dem Ablauf des 1. Oft. (Mitternadit) 
1892 zu Ende gegangen, jodaß die Erklärung des Pächter dom 
30. Sept. 1892, ex wolle faufen, rechtzeitig abgegeben jei. Re: 
vifion zurücigewiejen. V, 422/94 vom 22. Mai 95. 

441. Der Erfteher ift in den bis 1. Nov. laufenden Pacht: 
vertrag, welchen der Subhaftat gefchloffen hatte, eingetreten. Da 
das Grundftüd nicht nach einem Anfchlage oder Inventarium 
(I, 21, 8.597 A. R.) verpactet war, fo regelte fi die Rüd- 
lieferung nad) SS. 433, 451, 477, 605 ff. dajelbft, 8.48, 1, 2. 
Tür die Höhe des Entichädigungsaniprudhe des Eritehers war 
nicht der Werth der vom Pächter gefewidrig fortgejchafften Zu- 
behörftüde, — Inventarium, Dünger und Getreide —, jondern 
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der in Folge der Fortichaffung bewirkte Mlinderwerth der PBadıt- 
Sache maßgebend — D.%. €, Bd. 30, ©. 93; Striethorft, 
Bd. 83, ©.351 —. V, 469/94 vom 22. Mai 95. 

442. Der Kläger hatte von dem Bellagten ein Haus in 
Diedenhofen gemiethet, weldjes der Beklagte felbft von dem Eigen> 
thümer gemiethet hatte. Obwohl DBellagter dem Kläger fchon anı 
18. Aug. 1890 mittheilte, daß ihm zum 24. Sunt 1891 gefündigt 
fei, und daß daher aud) da8 Haus von dem Kläger und bdefjen 
Untermicther ©., einem Bierwirth, geräumt werden müffe, ver- 
längerte der Kläger, weil ihm vom Beflagten nicht rechtzeitig 
gefündigt fei, fodaß das Meietheverhältnig zwifchen dem Kläger 
und Beklagten noch drei Yahre laufe, dem G. den Miethsvertrag 
bis Weihnachten 1893. Der Eigenthümer erzwang am 24. Iunt 
1891 die Räumung. Der Scadenserfaganiprud des Klägers 
wurde abgemwiefen, weil ber Schaden nicht eine unmittelbare und 
direfte Folge ber Nichterfüllung des Vertrags durch den Beklagten, 
fondern durch jenes Verhalten des Klägers felbjt herbeigeführt 
fei. Das fet fomohl der Fall bezüglich der Entichädigung, welde 
Kläger dem G. habe zahlen müffen, als bezüglich des Gewinnes, 
welder dem Kläger dadurch entgangen fei, daß &. eine Zeitlang 
fein Bier bezogen habe, weil er fein Schanflofal gefunden Habe. 
Sm Aug. 1890 wäre ein foldhes Lokal für die Zeit vom 24. Juni 
1891 ab in Diedenhofen zu finden geweien. Die Enticheidung 
findet in Code 1147, 1151 ihre Begründung; Nevifion zurüd- 
gewiefen. IL, 66/95 vom 24. Mai. 

443. Der frühere Miethövertrag der Parteien hat durd 
Kündigung mit dem 1. April 1892 fein Ende erreidt. Von einer 
jtillichweigenden oder mündlichen Verlängerung des Vertrags im 
Sinne 88.3235 ff. U. R. I, 21 kann deshalb nicht die Rede 
fein — D.7. €, 3b. 34, ©. 167 ff.; Striethorft, Bd. 22, ©. 182; 
3.78, ©. 184; Präjudiz 184 in der Sammlung 1, ©. 125 —, 
zumal das Miethsobjeft erweitert und der Miethszins von 8000 
auf 12000 Marf erhöht il. ES war aber ein neuer Mieths- 
vertrag zu Stande gefommen. V, 424/94 vom 25. Mai 95. 
Pol. 255. 

444. Die Kläger Hatten von der Gemeinde Hornburg Ader- 
parzellen, angeblid) biß 1894 gepadıtet und in Nukung. Sie 
fordern von dem Bellagten Entfchädigung dafür, daß diejer auf 
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Grund eines von ihm mit der Gemeinde geichloffenen Pacht- 
vertrags die Aderparzellen in Befit genommen und ihnen dadurd) 
die Nutung entzogen habe. Das Neichsgericht hat das dem An- 
Iprud dem Grunde nad) ftattgebende Berufungsurtheil aufgehoben, 
zurüctverwieien. Die Kläger haben ihren Schadensaniprud auf 
die allgemeinen Beitimmungen über unerlaubte Handlungen — 
88. 8,10, AU.U.R. 1,6 — geftügt. Die Gemeinde Horn- 
burg Hatte die Ländereien dem Bellagten am 4. Nov. 1889 zum 
fofortigen Pacdhtantritt verpachtet, und die Kläger, die fämmtlich 
Mitglieder der Gemeinde find, hatten nicht nur von dem Vertrage 
Kenntniß erhalten, fondern waren auch durd die Bekanntmachung 
des Schulzen darauf Hingewiefen, daß der Beklagte nunmehr die 
Ländereien in Befiß zu nehmen berechtigt fe. Das Berufungs- 
gericht fieht hierin eine Kündigung des mit den Klägern beftehen- 
den Bachtverhältniffes, die jedoch die Beendigung beffelben erit 
mit Ablauf der Kündigungsfrift zur Yolge gehabt Habe. Allein 
für die Trage des Verfchuldens des Beklagten kommt in Be- 
trat, daß die Gemeinde den Klägern die Abficht der fofortigen 
Auflöfung des mit ihnen beftehenden Pachtverhältniffes Fundgegeben 
hat, und e8 fragt fi), ob der Bellagte, wenn die Kläger darauf 
die angekündigte Befigergreifung ohne Wideriprud) gefchehen Liegen, 
nicht fchon deshalb glauben Fonnte, zwifchen der Gemeinde und 
den Klägern fei ein Uebereinfommen dahin getroffen worden, daß 
die Kläger in die jofortige Beendigung ihres Pachtrechts willigten. 
Das Berufungsgeriht will den Beklagten al® unrechtfertigen Be- 
iger nah , TUR. für den Schaden haften laffen. Allein 
unter einem unrechtfertigen Befiger wird nad) SS. 12, 14 bajelbft 
nur berjenige verftanden, der aus Unwifjenheit der Gefeße in der 
Gültigkeit feines Befigtiteld irrt, während nad 8. 13 ebenda ein 
bloßer Irrtfum in Thatjachen der Nedlichkeit des Beligers nicht 
ihadet, fobald nur der Irrende nicht durch ein eigenes grobes 
oder mäßiges Verfehen in einen folchen Irrthum gerathen ift. 
Solange der Beklagte in dem, duch die Thatjachen entichuldigten 
Glauben gewefen fein follte, daß die Kläger in die fofortige Be- 
endigung ihres Pachtre cht8 gewilligt hätten und damit einverftanden 
jeten, daß er die Ländereien in Befit nahm, würde der Bellagte 
als redlicher Befiger anzujehen fein. &8 wurde dahingejtellt ge- 
14* 
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lafien, ob 88. 222, 244, 248 A... R. I, 7 überhaupt auf den 
Tall paffen. VI, 36/95 vom 9. Mai/6. Iuni. 

445. Kläger ift durch Beichluß des Aufjichtsrathe einer 
eingetragenen Genofjenichaft zum Borfigenden des Vorftandes 
unter Feltjegung eines SIahresgehalts von 4000 Mark ermwählt 
bis zur eventuell vorgefehenen Liquidation. Zur Liquidation ift e8 
nicht gefommen, da am 6. Aug. 1892 über das Vermögen der Ge- 
nofjenfchaft der Konkurs eröffnet wurde. Auch wurde ein neuer 
Borftand beftelit, Todaß Kläger feitdem als Vorjtandsmitglied nicht 
mehr thätig war. Gleichwohl hat Kläger gegen den Konfure- 
verwalter für den September und folgende Monate auf fein Ge- 
halt geflagt. Damit ift er abgewiefen. Selbjt wenn feiner Auf- 
faffung in Bezug auf die NRechtsgüftigkeit und den Inhalt des 
mit ihm gefchloffenen Anftellungsvertrages beizutreten wäre, würden 
ihm auf Grund deffelben doc nur Entihädigungsanfprüde gemäß 
S. 24, Abf. 3 des Gefekes vom 1. Mai 1889 zuitehen, die er 
als Konkursforderung, nicht aber al8 Maffefhuld geltend maden 
fönnte. In der vorliegenden Klage, mit welcher der Kläger feine 
Befriedigung al8 Maffegläubiger verlangt, Tann aber nidht etwa 
der eventuelle Antrag gefunden werden, feine zum Konfurje an- 
gemeldete und vom Verwalter beftrittene Forderung als Konfurs- 
forderung feftzuftellen. MWebrigens ift auch dem Entjcheidungs- 
grunde des DBerufungsgerichts zuzuftimmen, daß die Anftellung 
des Klägers nad) dem Beichluß des Auffichtsraths vom 18. Juni 
1892 mit der Eröffnung des Konfurjes über das Vermögen der 
Beklagten ihr Ende erreicht hat, da Kläger von vornherein nur 
biß zur eventuell vorgejehenen Liquidation angeftellt war, diejer 
aber die Eröffnung des Konfurjes als zwangsweije Liquidation 
unbedenklich gleichzuftellen ift. I, 357/94 vom 30. Ian. 95. 

446. Die Klägerin war von dem Beklagten al8 Betriebs- 
leiterin feines Gafthofs in Miesbad) gedungen bi8 1. Mai 1896. 
Er hat fie am 13. März 1894 entlaffen, und ift deshalb zum 
Scadenserfag verurtheilt. Der Beklagte hat Schädigung jeinee 
Intereffes durch verjchwenderifchen Betrieb der Wirthidjaft, eigen- 
mädtiges Sernbleiben vom Orte der Dienftleiftung und Weigerung 
der NRüdfehr ale Dienftentlaffungsgrund geltend gemadt. Das 
Berufungsgericht Hält auc) diefe Thatfahen für an fich geeignet, 
die Dienftentlaffung zu rechtfertigen. Da aber ber Beklagte erft 
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am 13. März 1894 gelündigt und nody am 10. Ian. 1894 nad) 
Berpacdhtung feines Gafthofs der Klägerin erklärt hat, daß ihre 
Bezüge durd) die Aenderungen nidht beeinflußt würden, obwohl 
er nad) der Behauptung des Vertreters während des ganzen Jahres 
1893 von der verschwenderifchen Wirthichaftsführung unterrichtet 
gewefen, fie hierüber zu Rede geftellt und mit Löfung des DVer- 
trags gedroht Habe und wegen diefer Gebahrung zur VBerpadhtung 
des Gajthofs gedrängt worden fei, fo fchließt das Berufungs- 
gericht aus der Linterlaffung der Kündigung am 10. Ian. 1894, 
er habe von dem aufßerordentlihen Kündigungsrechte nicht mehr 
Gebraud) machen wollen, oder jet fich bewußt gewefen, daß er 
hiervon nicht Gebrauch mahen Fünne. Die Ueberjchreitung bes 
Urlaubs und die Weigerung, nad) Miesbach zurüdzufehren, hat 
das Berufungsgeriht dem für dhifands erachteten Verhalten des 
Beklagten gegenüber für gerechtfertigt erachtet. Repifion zurüc- 
gewiefen. VI, 409/94 vom 1. April 95. 

447. Der Kläger St. war von der Altenaer Schmaljpur- 
Eifenbahn-Gefellichaft als Stationsvorfteher angeftellt. Der Ber- 
trag follte fo lange unfündbar fein, al8 Kläger feinen vertrags- 
mäßigen Verpflichtungen voll und ganz nadhlommt. ft letteres 
nit mehr der Fall, fo fteht der Direktion eine dreimonatliche 
Kündigungsfrift offen, nach welder St. aus den Dienften der 
GSefellichaft entlaffen wird, bezw. gemäß dem Benfionsreglement 
penfionirt werden fann. Weil gegen St. ein Strafverfahren ein- 
geleitet war, in welhem er aber demnädjit freigejprocden tft, Hatte 
die Beklagte ihn veranlaßt, feine dienftlichen Funktionen einzuitellen. 
Das Berufungsgericht Hat die obige Vertragsbeftimmung dahin 
ausgelegt, daß der Beklagten zwar ein das ganze Verhältniß auf- 
Löjendes Kündigungsrecht zufteht, wenn St. dur fein Betragen 
an den Tag legt, daß er nicht mehr die Dienfte leiften will, wie 
ihm felbjt in legterem Fall ein Kündigungsredht eingeräumt ift. 
Werde aber der St. körperlich unfähig, feinen Dienft zu verfehen, 
jo habe Beklagte ebenfalls das Kündigungsredt. C8 trete aber, 
die fonjtigen Bedingungen vorausgefegt, die Penfionirung ein. 
Das Verfahren über die Penfiontrung ift dur $. 12 des Statuts 
der Penfionskaffe für Beamte der deutjchen Privateifenbahnen ge- 
regelt. Da ein desfallfiges, den Rechtsweg ausjchließendes Der- 
fahren von der Bellagten nicht beantragt ift, fo wurde biejelbe 
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zur Fortzahlung des Gehaltes verurtheilt; Nevifion zurüdgemwiefen. 
Senne Auslegung des Vertrags ftügt das Berufungsgericht darauf, 
daß die für den Betrieb von Eijenbahnen angenommenen Per- 
jonen einen verantwortungsvollen Dienft haben; daß ihnen theil- 
weiß fogar polizeilihe Funktionen übertragen find, fodaß auf 
Treue und Zuverläffigfeit der Anzuftellenden bejonders Rüdficht 
zu nehmen fei. Anbererjeits mußten ihnen aud) Garantien ge- 
boten werden, um fie an ihre amtliche Stellung dauernd zu feijeln. 
St. ift dauernd angejtellt; er war vertragsmäßig verpflichtet, der 
Penfionskaffe für Beamte deutfcher Privateifenbahnen beizutreten, 
nad) deren Statut bei dauernder Dienftunfähigkeit die Penfiontrung 
eintritt wie bei Staatsbeamten. Da aud) Disciplinarbeftrafung 
dur) den DBetriebsdireftor vorbehalten ift, jo jet anzunehmen, 
daß das DVerhältniß des St. analog dem von Staatsbeamten habe 
geordnet werden follen. Das find alles thatfächliche Erwägungen. 
II, 24/95 vom 26. Mär;. 

448. W., der NRechtsvorgänger der Klägerin, hat in feinem 
Kahn eine Partie Mais für den Beklagten gegen eine verabredete 
Vergütung gelagert. Bellagter fordert Erjag für den Minder- 
werth, welchen der Mais zufolge einer Verichlechterung im Kahne 
hat. Damit ift der Beklagte abgewiefen. Denn Mais ift zu- 
folge feiner natürlichen Beichaffenheit dem Verderben bei längerem 
Liegen ausgefeßt, wenn er nicht in jachhkundiger Weije bearbeitet 
wird. Cine Bearbeitung dur) einen der Sade nidt Kundigen 
ift aber nacdhtheiliger, al8 wenn er unberührt gelaffen wird. ‘Des- 
halb ift dem Schiffer die Bearbeitung nicht zuzumuthen. Aller- 
dings ift von dem Schiffer zu dem von ihm ausgeftellten Empfangs- 
befenntniß, in welchem er zugleich. die Ablieferung der Waare an 
die Ordre des PVerladers in Hamburg, Altona, Harburg ver- 
\prochen hat, das Formular eines Ladeicheins benugt, deifen ge= 
drucdte Beftimmungen aud die Verpflichtung des Ausftellers 
wiedergeben, die Waare nöthigenfalls auch durd Bearbeitung vor 
Schaden zu bewahren. Allein diefe gedrudten Beitimmungen ' 
paffen auf den Fall einer Lagerung überhaupt nidt, find viel- 
mehr nur für die Reife gegeben und haben zur Vorausjegung, 
daß fih die Waare unterwegs befindet und der Fürforge des 
Ladungsintereffenten entzogen ift. Unerheblich, daß der Kahn mit 
der Waare die furze Strede von Hamburg nad Altona gefchleppt 


Die einzelnen Berträge, Nechtsgeichäfte und Bertragstlaufen. 215 


ift, wo der Beklagte einen Bertreter hatte. Nachdem der Schiffer Dienftmierhe 
den Beflagten von dem eintretenden Verderb der Waare benad)- 
richtigt hat, war e& unerheblich, daß diefer den W. zur Bearbeitung 

der Waare aufgefordert hat, da diefer zur Vornahme folder 
Bearbeitung gefetlich nicht verpflichtet war, folhe auch nicht 
übernommen hatte. Revifion zurüdgewiejen. I, 318/94 vom 

12. Ian. 95. 

449. Der Kläger ift in die Dienfte der Neu-Guinea-flom- 
pagnie al8 Vorfjteher der Centraljtation getreten. Die Dauer des 
Bertrages war auf fünf ISahre beftimmt. Art. 5: „Im Uebrigen 
gelten für die beiderjeitigen Nechte und Verpflichtungen die Alf 
gemeinen Beitimmungen über die Stellung der Beamten im 
Scutgebiet der Neu-Guinea-Rompagnie, welde die Direktion 
unter dem 10. Mai 1891 erlaffen Hat.” Nad) diefen von dem 
Kläger au unterfchriebenen Beitimmungen fann der Beamte im 
Srkrankungsfalle feine Entlaffung fordern und erhält in diejem 
Valle die vertragsmäßigen Bezüge bis zum Tage der Entlaffung 
und die Koften der NRüdreife wie im Falle der Beendigung bes 
Dienftes dur Ablauf der Vertragszeit. Außer in diefem alle 
fonn er feine Entlaffung nad) vorgängiger dreimonatlicher Kün- 
digung fordern. Er erhält dann feine vertragsmäßigen Bezüge 
bis zum Dienftaustritt, verliert aber den Anfprud auf freie Rüd- 
reife und hat die Koften der Hinreife nad) Verhältniß der nicht 
abgedienten Zeit zu erjegen. Die Kompagnie fanıı Beamte aus 
dem Dienft ohne Entihädigung wegen Verlegung ihrer Pflichten 
in den vorgejehenen Disziplinarfällen entlaffen. Außerdem Tann 
die Kompagnie das Vertragsverhältniß nur nad) vorgängiger brei- 
monatliher Kündigung Löjen. Der Beamte hat in diefem Yale 
diejelben Anfprüche wie in dem feines Ausfcheidens wegen Krant- 
heit. Noch im Laufe des erften Jahres Hat die beklagte Gejell- 
Ihaft dem Kläger zum 17. Aug. 1892 gekündigt. Die Beklagte 
ift zur Entihädigung nah Maßgabe der Bezüge für den Reit 
des Jahres 1892 verurtheilt, weil ihr ein Kündigungsrecht nicht 
zugeftanden habe; Revifion zurückgewiejen. Wird erwogen, daß 
bei den dem PVertragsabichluffe vorausgegangenen Verhandlungen 
von dem Kläger auf die Begründung eines Verhältniffes von 
längerer, fefter Dauer befonderer Werth gelegt worden ift, daß 
darauf hin die Dauer des Vertrages auf fünf Jahre bejtimmt 
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Bellagten ausdrüdlid) Erwähnung zu thun, daß im $. 5 des Ber- 
trage® die „Allgemeinen Beitimmungen‘ nur „im Uebrigen‘ als 
für die beiderfeitigen Rechte und Pflichten maßgeblich erflärt werben, 
daß endlid) auch die „Allgemeinen Beftimmungen‘” nur bei ein- 
gehender Prüfung ein Kündigungsredt der Beklagten gegenüber 
anf beftimmte Zeit angeftellten Beamten erjehen laffen, fo ift 
zum mindeften zweifelhaft, ob in dem von der Beklagten felbit 
entworfenen Vertrage der Wille zu erfennbarem Ausdrud gebracht 
worden ift, daß der Beklagten dem Kläger gegenüber während 
der fünfjährigen Vertragszeit ein Kündigungsvecht zuftchen folle. 
Mit Recht Hat deshalb das Berufungsgeriht, der Auslegungs- 
regel des 8. 266, L, 5A. R. folgend, den Vertrag gegen bie 
Beklagte ausgelegt, und das NReichögericht hat Feine Veranlaffung, 
diefer Auslegung, welhe im Wefentlihen au die des erften 
Richters ift, entgegenzutreten. I, 55/95 vom 18. Mai. 

450. Audh ift dem erften Richter darin beizutreten, daß 
alle Erklärungen des Klägers nach erfolgter Kündigung nur er- 
fennen laffen, daß die Aufhebung des Dienftverhältniffes wider 
jeinen Willen erfolgte und er fid) derjelben nur gefügt hat, weil 
er einjah, daß er nad) Tage der Verhältniffe fich derjelben unter- 
werfen müfjfe. Daß der Kläger der Kündigung nicht widerjprocen, 
fein Redt auf Fortbeftehen des Vertrages nicht geltend gemadht 
und Entichädigungsanfprüche wegen ungerechtfertigter Entlaffung 
zunäcft nicht erhoben hat, vielmehr über die lette ihm gezahlte 
Gchaltsrate vorbehaltlo® quittirt, die ihm eingeräumte Dienft- 
wohnung nad) dem Wunfche der Beklagten jogar vorzeitig ver- 
laffen und um Bewilligung der Rückreijeloften für feine Ehefrau 
gebeten hat, kann bei der äußern Lage, in der der Kläger fich der 
Beflagten gegenüber befand, und bei Berüdfichtigung der Hoff: 
nungen, die er hinfichtli der Geftaltung feiner ferneren Gejchide 
nod imnter auf die Beklagte fegte, nicht mehr ergeben, al8 daß 
der Kläger geglaubt Hat, fich feiner Entlaffung unterwerfen zu 
müfjen, beweift aber nichts für feine Zuftimmung zu berielben. 
I, 55/95 vom 18. Mai. 

451. Im Fall Bd. XVII, 411 Hat das Berufungsgericht 
wiederum den Schadensaniprudh zuerfannt. Das Neichögericht 
hat nun die lage abgewiefen. Denn Kläger hatte einen Beweis 
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dafür nicht angetreten, daß die Arbeiter, welche dem Kläger zur 
Beihäftigung nicht zugewiefen wurden, in deffen Stuhlfabrif 
geeigneter beihäftigt wären al8® mit den Arbeiten der Arbeit- 
geber, welchen fie thatjächlich in größerer Anzahl zugewiefen find, 
al8 die Direktion des Arbeitshaujes verpflichtet gewefen wäre. 
Ein zum Schadenserfat verpflichtendes DVerfchulden der Direktion 
war aljo nicht bewiejen. IV, 427/94 vom 22. Mai 95. 

452. Dem Kläger, weldhem bis dahin als Betriebsleiter 
bes Steinkohlenbergwerts „Glücdhilf” auf Grund eines fchrift- 
lichen Vertrags ein Iahresgehalt von 6000 Marf und eine Tan- 
tieme gewährt war, wurde nad) der Konjolidation diefer Grube 
mit dem Bergwerk „‚Friedenshoffnung” die Direktion beider Gruben 
übertragen. 8. wurde ihm demnädft als Gehalt 6000 Mar, 
eine widerrufliche Zulage von 9000 Mark, eine Zantieme und 
Pferdegelder für die Zeit vom 1. San. 1890 ab bewilligt. Auf 
die Eröffnung diefes Befchluffes dankte er dem Vorftande für das 
ihm erwiefene Vertrauen. Hierin ift der Abjchluß eines münd- 
fichen, auf ein Jahr gejchloffenen Vertrages gefunden. Ein von 
den Grubenvorftänden entworfener fchriftlicher Vertrag wurde von 
dem Kläger abgelehnt. Er verlangte feine Entlaffung und jchied 
am 6. Nov. 1890 aus. Das Gehalt und die Pferdegelder hat der 
Kläger für die Zeit bis Ende Oftober erhoben. Die Gewerfichaft 
ijt verurtheilt, ihm die Tantieme pro rata temporis zu zahlen. 
Beklagte würde berechtigt gewelen fein, bei diefem Vertrag über 
Handlungen gemäß 8. 166 Ü.L.R. I, 5 von der mündlich verab- 
redeten Vergütung fo viel abzuziehen, al8 erforderlich ift, fich die 
nod) rüdftändigen Leiftungen zu verfchaffen. Die Beklagte hat aber 
unterlaffen, was ihr oblag — Bd. XII, 413 —, nadjzuweifen, daß 
fie die noc, rüdftändigen Leitungen fi) nicht mit demjenigen habe 
verschaffen können, was Kläger, wenn er fie geleiftet hätte, zu er- 
halten hatte. Revifion zurückgewiejen. VI, 278/94 vom 10. San. 95. 

453. Im Fall 260 lag fein Vertrag über Handlungen vor; 
das find nur joldhe, welche felbjtändig, allein und an und für 
fih den Kontrahenten geleiftet werden; nicht aber Handlungen, 
welde nur als Willenserflärungen, als Thätigung eines auf Er- 
werb, Veränderung, Sicherung, Aufhebung eines Rechtsverhältniffee 
gerichteten Rechtsgeichäfte Bedeutung haben, wie Erlaß, Verzicht, 
Vergleih n.|.w. V, 463/94 vom 9. Tebr. 9. 
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454. Im Fall Bd. XVIL, 420 hat das Kammergeriht nad 
anderweiter Verhandlung die Klage abgewiefen. Das NReidhe- 
gericht hat jeßt die Revifion zurücdgewieien. Durch) den von den 


- Beflagten abgeleiteten Eid fteht jett feit, daß die Beklagten zu 
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der Zeit, als fie ihm den Vorfchlag zum Mitglied der Direktion 
veriprochen haben follen, nicht wußten, daß der Kläger mit 5 Proz. 
affordirt Hatte. Nah dem, was Kläger von den Beflagten 
forderte, follten fie mit ihrer Perfon für ihn eintreten. Die 
Mitglieder des AuffichtsvathH8 würden den Kläger, wie diefer be- 
hauptet, auf den Voridjlag der Beklagten gewählt haben. Diejem 
Vertrauen mußten diejelben entiprechen. Bei folder Sadjlage 
muß dem perjönlichen Ermeflen der Beflagten, aud) wenn fie zu- 
vor die behauptete Verpflichtung übernommen Hatten, ein jehr 
breiter Raum zugeftanden werden. Ihre dem Kläger etwa ge- 
madhte Zujage ift, bei dem eigenthümlichen Inhalt folder Ver: 
pflihtung, al8 unter dem felbftverjtändlichen Vorbehalt abgegeben 
anzufehen, daß nicht neue Thatjachen eintreten oder befannt würden, 
welche ihre pflichtmäßige Ueberzeugung von der perjönlichen Duali> 
fifation des Klägers änderten. Waren die Beklagten der Anficht, 
daß Kläger fich wegen des Aftords zu einer folchen Vertrauens 
ftellung nicht eigne, zumal da man fid an das große Publikum 
und deffen Opferwilligfeit mit dem Vorichlage eines nod nicht 
erprobten Unternehmens wendete, und unterließen fie, nachdem fie 
vom Afford erfahren hatten, deshalb den Vorfchlag, jo mußte es 
dabei fein Bewenden behalten. I, 363/94 vom 22. Mat 95. 
455. 5. P., der Sohn des Klägers, war als perjönlich 
haftender Gefellihafter ftatt des ausfcheidenden Klägers bei einer 
Kommanditgejellihaft P._ & Co. betheiligt mit dem bisherigen 
Kapital des Baterd von 50000 Mark. Der Gewinn follte fo 
vertheilt werden, daß %. P., jolange der Kläger lebte, 35 Proz., 
der andere Kompfementar 25 Proz., die beiden Kommanbditiften 
je 20 Proz., nad) dem Tode des Klägers jeder 25 Proz. erhielten. 
Dagegen hatte der Kläger bei einer Konventionalftrafe von 50000 
Mark verjprocen, Fein Konkurrenzgefchäft zu betreiben noch fich 
bei jolhem zu betheiligen. Ein Kommanditift kündigte, in Folge 
deifen 5. B. austrat und dadurch abgefunden wurde, daß ihm die 
Sejellihaft das Prager Fabrikunternehmen nebft der öfterreichiich- 
ungariichen Kundichaft abtrat, während der andere Komplementar 
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und die beiden Kommanbitiften das deutiche Gejchäft unter der 
bisherigen Firma fortjegten. Gegen bdiefe Gejellihaft wurde feit- 
geftellt, daß fie nicht berechtigt fei, von dem Kläger Konventional- 
ftrafe zu fordern, wenn ihr diejer Konkurrenz made. Denn nad) 
dem Wortfinn und nad dem für derartige Beichränfungen der 
perjönlichen Freiheit wie für Strafgedinge bejtehenden Grundjap 
ftrenger Auslegung ericheint c8 unzuläffig, im vorliegenden Falle 
dem Konfurrenzverbot die von der Beklagten gewollte Bedeutung 
beizulegen. Bofitiv Hiergegen pricht der jonftige Vertragsinhalt, 
infonderheit der höhere Gewinnantheil, welchen der Sohn bes 
Klägers bei deffen Lebzeiten erhalten folltee Daraus ergibt fich, 
dag Kläger jene Verpflichtung nur übernehmen wollte und nur 
übernommen bat gegen eine Gefellfihaft, bei welder fein Sohn 
in der bezeichneten Höhe betheiligt war. I, 383/94 vom 19. Ian. 95. 

456. Der Beflagte, welcher bei der Klägerin als Handlungs- 
gehülfe deren Agenturen bearbeitete und für die Zeit bis 1. Nov. 
1894 engagirt war, Hatte fich bei einer Konventionalitrafe von 
10000 Mark verpflichtet, bei feinem Austritt Feine der von ihm 
unter der Firma der Klägerin betriebenen Agenturen für eigene 
Rechnung zu übernehmen. Im November 1893 hat der Beklagte 
die Vertretung eines Kunden der Klägerin, deifen Agentur er bei 
diefer bearbeitet hatte, für eigene Necdhnung übernommen. Ende 
November 1893 hat der Beklagte der Klägerin zum 1. Ian. 1894 
gefündigt. Bellagter ift zur Zahlung der Konventionaljtrafe ver- 
urtheilt. Die einfeitige Kündigung des Vertrags durd) den DBe- 
Hagten, die durch nichts berechtigt war und welde erfolgt ift, 
nahdem dem Beklagten bereits die Vertretung des Kunden über- 
tragen war, befreit den Beklagten nicht, auch nicht, wenn Klägerin 
die Kündigung angenommen hat, obichon ihr die WUebernahme 
jener Agentur befannt war. Denn diefer Umftand Tönnte für 
die Klägerin gerade den Grund abgeben, fi die Kündigung ge- 
fallen zu laffen, um mit dem ungetreuen Beflagten nichts weiter 
zu thun zu haben. I, 392/94 vom 13. Tebr. 95. 

457. Ift von der Klägerin eine ungünftige, ihrem befjeren 
Wilfen und Meinen zuwiderlaufende Auskunft über den Beklagten 
ertheilt, welche deffen Unterfommen bei einem nicht in, Wettbewerb 
mit der Klägerin ftehenden Gejchäfte zu vereiteln geeignet war, 
jo hat Klägerin felbft dahin gewirkt, daß der Beflagte, indem er 
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die bei einem Konfurrenzgefchäfte fi) darbietende Stellung an- 
nahm, von dem Verhalten abwic, zu welchem er durd) das Straf: 
gedinge angehalten werden follte. Es würde ein widerjprudhpolles 
und argliftiges Verfahren fein, wenn Klägerin die Strafe ein- 
fordert, zu deren Verwirkung fie felbft dem Beklagten, welder 
beftrebt war, bei einem nicht in Konkurrenz ftehenden Gefjchäfte 
eine Stellung zu finden, Anlaß gegeben hat. III, 268/94 vom 
1. Tebr. 95. 

458. Bol. Bd. V, 598/600. Das Berufungsgericht hält 
eine bejondere Unterjuhung und Begründung, ob von den Ber- 
tragsichließenden eine fo weit reichende Bindung des Beklagten 
gewollt gewejen fei, daß er fich bei einer ungemein hohen Strafe 
auf drei Sabre auch für den Fall der dur nichts veranlaßten 
Kündigung durd) den Dienftheren verpflichtet habe, in einem 
weiten Gebiete in kein Konkurrenzgeichäft einzutreten, um des» 
willen fir nicht erforderlich, weil die Konkurrenzenthaltung für 
die Zeit von dem Ausjcheiden des Beklagten aus dem Gefchäfte 
des Klägers an gerechnet verjprocdhen fei. Die Wahl des Aus- 
druces ‚‚Ausicheiden‘ an Stelle des fonft oft vorkommenden 
Ausdrudes ‚Austritt‘ Toll wegen der allgemeineren und farb- 
lojeren Natur des Ausdrudes „„Ausicheiden‘ über den beabfichtigten 
weiteren Umfang der dem Bellagten auferlegten Beichränkung 
feinen Zweifel bejtehen Lafjen. Bierbet ift verfannt, daß der all: 
gemeinere Sinn des Wortes ‚„‚Ausicheiden” das wirklich Gewolite 
nicht zum genaueren Ausdrude bringen fann al® das feiner Be- 
deutung nad fich wenig untericheidende Wort ‚‚ Austritt”, daß 
alfo Raum für die Willenserforihung und das Bedürfniß einer 
bejonderen Darlegung beftehen bleibt, der Bellagte habe fich wirf- 
lich in die jchwerere Gefahr begeben wollen, fofort wieder gefündigt 
zu werden und dann in der bezeichneten Weije in feiner Freiheit 
beichränft zu fein. Aufgehoben, zurücverwiefen. III, 298/94 
vom 19. Febr. 95. 

459. Will das Berufungsgericht jagen, daß die Klägerin 
bei entfallender Mebernahme des Werks einen Aniprudh auf Zah- 
lung des Preijes nur erheben könne, wenn fie da® im $. 943, I, 
11 AL. R. geordnete Verfahren einer außergerihtlichen Zuziehung 
bon Sacdverftändigen zuvor innegehalten hätte, jo verlekt cö da- 
mit das Gejet. Denn der 8. 943 gibt zwar den Parteien das 
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Recht, legt ihnen aber nicht die Pflicht auf, Befichtigung durd) 
Sadjverjtändige vorzunehmen. Nad) 8. 948 ibid. fteht auch dem 
Werfmeifter frei, über die von dem Befteller behauptete Untücdhtig- 
feit des Werks auf richterliche Unterfuhung und Enticdeidung an- 
zutragen. I, 344/94 vom 23. Ian. 95. 

460. Allerdings hat die Beklagte dad Recht, Zahlung des 
Preijes jo lange zu weigern, al8 Klägerin die etwa nocd vor- 
handenen Mängel, foweit folcdhe den orbnungsmäßigen Gebraud) 
der Mafchine beeinträchtigen, nicht befeitigt hat. Aber es iüft 
rehtsirrig, wern da8 Berufungsgericht meint, daß Klägerin nit 
au noch im Laufe diefes Prozefjes jene Mängel mit dem Erfolg 
hätte bejeitigen dürfen, daß Beklagte zur Zahlung des bedungenen 
Preifes zu verurtbeilen wäre. Wenn eine verzögerliche Einrede 
zur Zeit des Urtheil® der zweiten Inftanz befeitigt ift, jo darf 
der Richter nicht mehr die Klage abweifen, weil fie zur Zeit der 
Erhebung der Klage begründet gewefen jei. “Dies fann nur einen 
Einfluß auf die Koftenfrage ausüben. Anders würde die Sadıe 
liegen, wenn die Einvede der DBellagten Feine bloß dilatorische 
geblieben wäre, etiwa weil fie zu der Zeit, als die Klägerin nad) 
ihrer Behauptung vepariren wollte, fein Intereffe an der Repara- 
tur mehr gehabt hätte und deswegen zum Rücktritt vom VBertrage 
befugt wäre. ‘Der Berufungsrichter hätte fich alfo der Erörterung 
und Entiheidung der Frage nicht entziehen dürfen, ob die gelieferte 
Hebelpreffe der Bejtellung entiprach, ob die gerügten Mängel zu 
bejeitigen waren, Klägerin zu deren Bejeitigung bereit gewejen 
ift und nur durch die Beklagte daran gehindert wurde. 8 lag 
aber aud nahe, die Parteien in der mündlichen Verhandlung 
darauf aufmerkffam zu machen, daß, wenn e8 fich aud) jet nod) 
für die Beklagte um die dilatorifche Yunktion der Einrede des 
nicht erfüllten Vertrags handelte, Klägerin immer noc) diejenige 
Reparatur vornehmen fünne, durch welche die Mafchine, wenn 
fie es bi8 dahin nicht gewejen fein follte, betrichsfähig im Sinne 
des Beitellungsvertrages gemacht werden fünne, und daß der Be- 
Hlagten nicht das Recht zuftehe, der Klägerin den Zutritt zu der- 
jelben zu diefem Zwed zu verwehren. I, 344/94 vom 23. Ian. 95. 

461. Die Bellagte Hatte bei der Klägerin die majchinelfe 
Einrichtung für den Betrieb einer Stärfefabrit beftellt und ge- 
fiefert erhalten, einjchließlich einer Dampfmafchine und von Dampf- 
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feffeln. Das war eine Werfverdingung, und Bellagte nad) $. 947 
TUR. LI 11 zum NRüdtritt berechtigt, weil das gelieferte Wert 
der Zufage nicht entfpradj, binnen 24 Stunden 36004000 Eentner 
Stärke herzuftellen. Beklagte hat aud) jogleich nad) der Aufitellung 
und Brobe am 25. Oft. der Klägerin erklärt, fie verweigere die 
Abnahme. Diefe Erklärung ift nit damit zurüdgenommen, daß 
Beklagte weiter erflärt bat, fie vermweigere jede weitere Zahlung 
bis zur tadellofen Imbetriebfegung der Stärfefabrit. Vielmehr 
lafjen fich beide Erklärungen in Verbindung miteinander nur dahin 
verftehen, daß fich Beklagte eventuell bereit erklärt hat, die 
mafchinelle Einrichtung zu behalten, wenn die Mängel fo befeitigt 
würden, daß jener Nukeffelt erzielt werde. ‘Deshalb kann aud) 
ein zweiter Brief vom 6. Nov., in weldem Bellagte nur die let- 
tere Alternative hervorhebt, indem fie eine ganze Weihe von 
Mängeln der Einrichtung bezeichnet, nur fo verftanden werben, 
daß an der aud) in den fpäteren Briefen vom 13. und 17. Nov. 
wiederholten Annahmeverweigerung feftgehalten if. Da auch die 
Klägerin die von ber Beklagten gerügten Mängel nicht abgefteltt, 
überhaupt die Mafchineneinrichtung auf jenen Nugeffeft nicht ge: 
bracht Hat, fo war die Beflagte am 10. Dec. beredhtigt, die fchleunige 
Defeitigung und Zurüdnahme der ganzen Anlage zu fordern. Weil 
das nicht erfolgte, bat Beklagte einen Theil der Einrichtung ab- 
gebrochen und durch anderweit befchaffte Apparate erfegt. Zu 
jolcher Theilung war fie freilich nicht berechtigt. Allein Parteien 
haben fi) nachträglich dahin verglichen, daß die Beklagte den nicht 
herausgenommenen Theil der Einrichtung behalten und bezahlen 
und der Prozeß nur über den herausgenommenen Theil geführt 
werden jollte. So ift die Theilung der Bellagten unschädlich ge- 
blieben. I, 380/94 vom 13. Febr. 95. 

462. Das Berufungsgeriht Hat die Beklagte im Wefent- 
lichen verurtheilt, unter anderem um deswillen, weil fie die Ein- 
rihtung in der Zeit vom 24. Oft. bis 14. Dez. 1889 gebraudt 
habe. Die Regel, daß der Empfänger die zur Verfügung geftellte 
Einrichtung nicht weiter gebrauchen darf, hat Ausnahmen. Des- 
halb muß man bei der Enticheidung über die Anwendung der 
Regel auf den einzelnen Fall fehen. — I, 159/86 vom 13. Oft.; 
I, 62/88 vom 18. April; I, 107/88 vom 30. Mai; VI, 117/89 
vom 11. Nov.; bei Bolze Bd. III, 722; Bd. VI, 561, 599; 
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3b. VIII, 466. — Hier Hatte die Beklagte mit der Dispofitions- 
jtellung der Klägerin angezeigt, daß fie 140000 Eentner Kartoffeln 
zur Verarbeitung gefauft habe und daß fie im Intereffe der 
Klägerin, um einen größeren Schaden zu vermeiden, vorläufig 
mit der zur Verfügung geftellten Einrichtung weiter arbeiten werde. 
Die Klägerin hatte in ihrer Antwort vom 16. Nov. nicht dagegen 
proteftirt; Beklagte durfte alfo annehmen, daß Klägerin damit 
einverftanden jei, daß die Yortitellung des Betriebes allein die 
Weigerung der Uebernahme nicht ausjchließen follte. I, 380/94 
vom 13. Febr. 95. Vogl. 163. 

463. Auch der Umftand, daß die Bellagte die Mafchinen, 
nachdem fie diefelben gebraucht Hatte, nicht genau in dem Zuftande 
zurücdgeben konnte, in welchem fich diejelben befanden, bevor fie 
gebraucht wurden, jchließt noch nicht die Rüdigabe aus. Enticheidend 
ift allein, ob die Majchinen durd) den Gebrauch wefentlich ver- 
Ihlechtert find. VIE. R.DO.9. ©. €, Bd. 12, Nr. 48; Bolze, 
Bb. VI, 561, 599. Das Reichsgeriht Hat die Verurtheilung 
aufgehoben, zurüctverwiefen. I, 380/94 vom 13. ebr. 95. Vgl. 337. 

464. Nidhtig ift zwar, daß der einen Bau ausführende 
Uebernehmer in der Regel injoweit von eigener Verantwortung 
für die Art der Ausführung frei ift, al® er fi) dabei Tediglic 
nad) den Anordnungen de8 vom Bauherrn etwa beftellten Bau- 
leitter8 richtet oder fich der Zuftimmung defjelben verfichert hat. 
Zu weit geht aber das Berufungsgericht, wenn e8 aud) jede nad)- 
folgende Genehmigung des fhon Ausgeführten von Seiten des 
Banleiters ald ausreichend anfieht, um die eigene Verantwortung 
des Uebernehmers der Arbeiten zu bejeitigen. Das würde darauf 
hinauslaufen, dem Bauleiter eine rechtsgefchäftliche Vertretung 
de8 Bauherrn zuzufchreiben, welche fo weit ginge, daß jener im 
Namen des legtern auf die diejem bereit erworbenen Anfprüche 
aus Fahrläffigkeiten des Webernehmers verzichten Fönnte. “Die 
Annahme einer folhen Vertretungsbefugnig würde aber jeder 
Grundlage im geltenden Recht, infonderheit im gemeinen Recht 
entbehren. VI, 269/94 vom 10. Ian. 95. 

465. Ter Schiffer D. hatte feinen demnädjjt gejuntenen 
Kahn bei einer Verficherungsgejellichaft verfichert, und auf deren 
Beranlafjung den wieder gehobenen Kahn in das Dod der Kläger 
gebradt. Dat die beflagte Verficherungsgejellichaft den Klägern 
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den Auftrag zur Reparatur gegeben, fo hat fie auch den Klägern 
die Reparaturfoften zu zahlen, ohne daß die Bellagte einwenden 
fann, daß die Kläger den reparirten Kahn nicht ihr, jondern dem 
D. zurüdgegeben haben. Wenn au grundfäglich die Rücdgabe 
der reparirten Sade an den Beiteller zur Erfüllung der Werf- 
verdingung gehört, fo erleidet das doch eine Mopdififation, wenn 
der Beiteller die Reparatur einer fremden Sache aufträgt, welche 
der Werfmeifter aus der Hand des Kigenthümers erhalten hat. 
Daß der Kläger den reparixten Kahn an die Beflagte zurüdgeben 
jollte, fonnte er aus deren Auftrag um jo weniger entnehmen, als 
er in ähnlichen früheren Fällen ohne Widerjprudh der Beklagten 
ebenjo wie hier verfahren war, und die Beklagte die Herausgabe 
des Kahnes an D. in diefem Falle den Klägern nicht unterfagt 
hatte. I, 409/94 vom 27. Febr. 9. 

466. Der dem Schiffer W. gehörige Kahn, welcher eine 
Ladung Reis, die Schiffer W. längsjeits eines Seedampfers für 
die Kläger eingeladen und nad dem Oberländer Hafen zu trans- 
portiren übernommen hatte, ftieß, al8 er im Tau des beflagtifchen 
Schleppdampfers „Zoreador’’ auf der Fahrt dahin in den Reiher- 
jtieg einfuhr, mit einem aus dem NReiherftiege herausfommenden 


Staatsbagger zufammen, wodurd er led wurde und fanf. Seine 


Rechte aus dem mit der Beklagten abgejchlofjenen Schleppvertrage 
in Betreff des an der Ladung entitandenen Schadens Hat er 
den Slägern abgetreten. Die Beklagte al® Eigenthümerin dee 
„Zoreador” ift zum Erjag des den Klägern dur die Kollifion 
erwachfenen Schadens in Höhe von 46648 Marf 38 Pf. ver- 
urtheilt, weil der Führer des „Zoreador” den Zujammenjton ver- 
Iduldet hat. Revifion zurüdgewiefen. Eine Beidhränfung der 
Berurtheilung ift aus dem Gefeke (Art. 452 9. ©. 3. md 
$. 54 des Hamburgifhen Einführungsgefeßes zum 9. ©. 3.) 
nicht herzuleiten, da diefe außerfontraftliche Beichädigung be= 
treffen. Denn hier ift ein den Klägern von W. cedirter An- 
prud) aus dem mit der Beklagten abgeichloffenen Schleppvertrage 
einer Werfverdingung erhoben, welche die Beklagte verpflichtet, 
den bei der Ausführung des BVertrages in Folge von Yahr- 
täffigfeit der Beklagten oder ihrer Angejtellten dem Gegenfontra- 
hbenten erwadjenen Schaden der Ladung zu erjegen. I, 446/94 
vom 27. Vebr. 95. 
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467. Die Kläger haben wegen des Transports der Ladung 
nur mit dem Schiffer W. Tontrahirt, fodaß e& allein deifen Sadıe 
war, fich die zur Ausführung des Transports erforderlidhe Schlepp= 
fraft auf feine Koften felbft zu verichaffen; er hat in Folge deffen 
den Scjleppvertrag für feine Rechnung und im eigenen Namen 
abgefchloffen, fodaß den Klägern ein eigener (direkter) fontraft- 
tiher Anfpruch gegen die Beklagte nicht zufteht. Hieraus folgert 
aber da8 Berufungsgericht mit Recht, daß andererjeits das Wiffen 
oder Nichtwiffen der Kläger von dem Umftande, daß die Beklagte 
zur Zeit der Eingehung des Vertrages Mitglied des Interefjenten- 
vereind Hamburger und Altonaer Flußfchleppdampfer war, welde 
nah einem erlaffenen Cirkular nur in beijhränftem Umfange haften 
wollen, für den Umfang der den W. aus diefem Vertrage gegen 
die DBellagte erworbenen Rechte nicht in Betradht fommt, wie e8 
aud) zutreffend ausführt, daß hier von einem ‚zu Gunften Dritter” 
geichloffenen Vertrage nicht die Nede jein fünne. I, 446/94 vom 
27. ebr. 9. 

468. Wenn fodann das Berufungsgericht andererjeits für 
bewiefen erachtet, daß aus der Kenntniß des W. von der Gründung 
des gedachten Vereins und von deffen Schleppvertragsbedingungen 
nicht gefolgert werden fünne, daß W. beim Abfchluffe des DVer- 
trags, obgleich ihm die Vereinsangehörigkeit dev Beklagten nicht 
befannt war, doc) mit der Möglichkeit, in dem Schlepper ‚„„Zoreabor” 
einen Vereinsfchlepper und mithin in der Beklagten ein Vereins- 
mitglied vor fi) zu haben, hätte rechnen und fich deshalb durch 
Befragen darüber hätte vergewiffern müffen, wenn er nicht wollte, 
daß man feinen Vertragswillen dahin auslege, daß er eventuell 
damtit einverflanden fer, unter den ihm befannten Bedingungen 
der DBereinsichlepper fontrahirt zu haben, jo beruht dies auf ein- 
gehenden thatfächlichen Erwägungen in Betreff der näheren Ums 
ftände des Falles, die prozefjualifch zu feinem Bedenken Ver- 
anlaffung geben und aus denen da8 Berufungsgericht ehr wohl 
den Schluß ziehen konnte, daß das Nichtwiffen des W. von dem 
Beitritt der Bellagten zu dem gedachten Vereine nicht auf fchuld- 
hafter VBernadhläffigung feiner Erfundigungspflicht beruhe, jondern 
3. vielmehr ruhig habe annehmen dürfen, daß er in dem „Zoreador 
einen Vereinsichlepper nicht vor fi) Habe. I, 446/94 vom 
27. Behr. 95. 
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469. Da ferner W. den Klägern auf Schadenserjat aus 
Art. 395 9. ©. B. Haftete, fo war er auch legitimirt, den den 
Klägern erwacjjenen Schaden gegen die Beklagten zu verfolgen, 
und die Kläger durften ihre Schadensforderung auf die Ceifion 
de8 W. gründen. I, 446/94 vom 27. Yebr. 95. 

470. Die Klägerin hatte die Ausführung ihrer Pulver- 
transporte auf der Elbe und auf der Oder dem Schiffseigner W. 
al8 Frachtführer Übertragen. Im Juli 1892 übergab fie dem W. 
circa 1400 Gentner Pulver zum Transport auf dem Wafferwege 
von ihrer Yabrif ab bi8 nah Schwientochlowis in Oberjchlefien. 
Der Transport erfolgte in dem Kahne des W. III 1288. Diefer 
hatte jeinerjeit8 mit den Beflagten einen Schleppvertrag geichloffen, 
in welchem fich dieje verpflichteten, die mit Pulver und Spreng- 
ftoffen beladenen Kähne mit ihren Dampfern von Hohenjaaten 
bis Kofel D./S. zu fchleppen. In Ausführung diefes Vertrags 
wurde der Kahn III 1288 von dem Dampfer der Bellagten von 
Hohenfaaten aus in einem Schleppzuge von fünf Kähnen, von 
denen jener der dritte im Yuge war, gejchleppt. Der Schleppzug 
war am 31. Juli 1892 in Glogau angeflommen.. Am Morgen 
des 1. Aug. 1892 ließ der Kapitän de8 Dampferd zunädjit 
durch eine an ihn ergangene Weifung zurüdgehen, löfte dann jeine 
Verbindung mit dem Schleppzuge und fhmwamm hinunter, um 
den vierten Kahn aus dem Scleppzuge auszureihen und zum 
Löfchen and Land zu bringen. Hierbei ließ er feinen Anker in 
der Nähe des dritten Kahnıe fallen. Der dritte Kahn, der nicht 
veranfert war, Ichwamm feitwärts auf die Stelle zu, wo der Anfer 
lag. Der Kapitän des Dampfers wollte den Anker aufwinden 
laffen, jtieß dabei auf Widerjtand, ließ ftromabwärts dampfen 
und befam dadurd den Anfer frei. Wenige Zeit darauf fank der 
Wiche Kahn. Nach der Behauptung der Klägerin ift ihr dadurch) 
an dem Pulver, welches der Kahn III 1288 geladen hatte, ein 
Schaden von 36000 Mark erwadien. Auf Grund einer ihr von 
dem Sciffseigner W. ertheilten Cejjion madt fie die Beklagten 
für diejfen Schaden verantwortlih. Die Beklagten find zum Erjag 
verurtheilt.e Das Berufungsurtheil nimmt thatfählih an, daß 
der Anker des Dampfers in den Kahn III 1238 ein Loch geriffen 
bat, in Solge deffen der Kahn gefunfen if. Es nimmt ferner 
an, daß diejer Unfall die Folge eines Verjehens des Kapitäns Sc. 
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war, der den Dampfer führte. Denn es fei in hohem Grade 
unvorfichtig gewejen, daß der Kapitän, während der Schleppzug 
noch in Bewegung war, fo nahe herangefahren jet und den Anter 
geworfen habe. Auch hätte der Kapitän, al® das Ziehen bes 
unter dem W.’ihen Kahne fich befindenden Ankers auf Schwierig- 
feiten ftieß, bei gewöhnlichen Fähigkeiten und ohne Anftrengung 
der Aufmerkfamfeit, da er doch fehen Eonnte, daß der Kahn fidh 
über dem Anker befand, mit der Möglichkeit rechnen müffen, daß 
der Kahn fi auf dem Anker feftgefetst haben fünne, und er hätte 
unter feinen Umftänden VBerfuche machen dürfen, den Anler dod) 
heraufzuzichen, fondern er hätte Ableichterung des Kahnes an- 
ordnen müfjen. Andererfeits nimmt der Berufungsrichter an, dem 
Cedenten der Klägerin und deffen Leuten falle eine Verjchuldung 
nicht zur Laft. Nevifion zurücgewiefen. I, 394/94 vom 6. März 95. 

471. Die Berfuche der Beklagten, darzulegen, daß das DBe- 
rufungsurtheil auf Gejetesverlegung beruhbe, find ihnen nicht ge- 
lungen. Der Schiffseigner W. ftand einerjeits mit der Klägerin, 
andererjeitg mit den WBellagten in einem Vertrageverhältniffe. 
Das Berufungsgeriht führt richtig aus, daß ihn das Vertrags- 
verhältniß zu der Klägerin befugte und verpflichtete, den Beklagten 
gegenüber, wenn fie oder ihre Leute, für welche fie hafteten, in 
Ihadenbringender Weife die Vertragspflichten dem WW. gegenüber, 
welcher mit dem Pulvertransport im Intereffe der Klägerin thätig 
war, verjehentlich verlegten, auch das Interefje der Klägerin zu 
verfolgen. Die Klägerin wird alfo durch bie Cejjion des W. 
legitimirt, Erja ihres Schadens von den Bellagten zu fordern. 
Das Berufungsgericht hat fodann den Vertrag, den W. mit den 
Beklagten gejchloffen Hatte, richtig als Werkverdingung charalteri- 
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pflichten, al8 er e8 unternahm, einen Kahn aus ber Einheit des 
Schleppzuges auszurangiren. Er hatte bei diefem Manöver die 
ihm aus dem Vertrage obliegenden Pflichten gegenüber den Kähnen 
zu erfüllen, mit aller Sorgfalt darüber zu wachen, daß nicht durch 
jeine eigenen Handlungen, die er in Ausführung der Werkver- 
dingung vornahm, einer der Kühne des Schleppzuges befchädigt 
werde. Und wenn er diefe Sorgfalt außer Acht ließ, jo haften 
die Beklagten, die das Refultat zu präftiren hatten, die ungefährdete 
Ankunft des Schleppzuges mit der Ladung an feinem Beitimmunge- 
15* 
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orte, für die durch ihren Kapitän dur Außeradtlaffung der er- 
forderlihen Sorgfalt herbeigeführte Vereitelung diejes Nefultats 
und den fi daraus ergebenden Schaden. I, 394/94 vom 
6. März 9. 

472. Da der Uebernehner des Werkes den Kläger jchuld- 
hafter Weife zum Abfchluß des Vertrags behufs Anbringung einer 
demnächft als völlig verfehlt erkannten Anlage veranlaßt hat 
(Code 1383), fo fann der Lettere nicht für gehalten erachtet 
werden, das Weiterbeftehen der feinen Intereffen widerfprechenden 
Anlage zu dulden, und ift daher berechtigt, von dem Unternehmer 
deren Befeitigung und Wiederherftellung des früheren Zuftandes 
zu fordern. Nad) der erftinftanzlichen Verurtheilung brach über 
das Bermögen des Beklagten der Konkurs aus; der Konkurs- 
verwalter nahm das Verfahren auf. E& unterliegt diefe Zu- 
Iprehung des Anfpruchs aud) feinem Bedenken der beklagten 
Konkursmaffe gegenüber; aus derjelben ergibt ji) in&bejondere 
nicht, daß die eventuelle Forderung der Koften der eigenen Be- 
feitigung, die gemäß $. 773 E. P. OD. eingetreten tft, ganz und 
nicht Tediglich als Konkursforderung gegen die Maffe geltend ge- 
macht werben fünne. II, 23/95 vom 26. Mär;. 

413. Der Beflagte Hatte bei dem Kläger einen von diejem 
auh zu montirenden Windmotor beitellt. Schon vor der Mon- 
tirung ftellte fi) heraus, daß der Windmotor die zugejagte Eigen- 
haft nicht haben würde, wenn er aus den gelieferten Zheilen 
aufgebaut wurde. Unter diefen Umftänden fonnte der Beflagte 
ihon vor der Montirung auf Grund 88. 947, ,ELW.UR. I, 11 
zurüdtreten: zumal zur Fertigftellung Tundamentirungsarbeiten 
auf dem Grund und Boden des Beklagten erforderlid) gewejen 
wären und Beflagter !/, des Preijes bei der Anlieferung zu zahlen 
gehabt hätte. II, 39/95 vom 19. April. 

474. Im Fall 285 follte nad) dem PVertrage für Aushub 
im Material, welches nur unter Anwendung von Keil, Schlägel, 
Spigeifen oder Sprengmaterialien [lösbar ift, ein höherer Preis 
berechnet werden. Diefen höheren Preis hat die Klägerin berechnet 
für Aushub von Material in größerem Umfang in Veberein- 
ftimmung mit dem Eintrag im Meßbudh. Lnerheblich), daß eine 
entjprecyende Vereinbarung mit einer Kommilfion des Magiftrats, 
beftehend aus den beiden Bürgermeiftern und drei Stadträthen, 
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getroffen und an das Bauamt eine entjprechende Inftruftion er- u. ! 
gangen fei, aud die danach aufgeftellten Rechnungen ftets ale u 
richtig bejcheinigt feien und der Magiftrat die Zahlungen angewiefen 
habe. Der Aushub flel nicht unter die urfprünglicdhe Vertrags: 
beftimmung. Die Klägerin würde die 3 Mark nur berecdinen 
fönnen, wenn eine von dem Bertrage abweichende Vereinbarung 
rechtögültig getroffen wäre. Solde fonnte nur von der Stadt- 
verordnetenverfammlung bejchloffen werden, nicht aber von dem 
Bürgermeifter oder Magiftrat; das behauptete Abkommen hätte 
außerdem neben dem Beichluffe der Stadtverordnetenverfammlung 
nah 8.131, , 5 A. R. der Schriftform bedurft; es hätte eine 
dem $. 56 der Städteordnung vom 30. Mai 1851 entjprechende 
Urkunde angefertigt werden müffen. VI, 416/94 vom 8. April 95. 

475. Der Bellagte hat dem Kläger eine der Beftellung 
nicht entjprechende Dampfmajchine geliefert; fie verbraucht mehr 
Kohlen, al8 zugefihert. Er ift deshalb unter anderem verurtheilt, 
die Cichorienfabrif des Klägers mit Brennvorrichtung wieder in 
den früheren betriebsmäßigen Zuftand zu feßen. So weit ift das 
Urtheil aufgehoben und die Sache zurüdverwiejen. Der Beflagte 
hatte feine Verpflichtung hierzu unter Angabe näherer Thatumftände 
mit der Behauptung abgelehnt, der Kläger Habe nad) Empfang 
ber Mafchine Aenderungen vorgenommen, durd) welche die Wieder: 
herftellung des Betriebes mit Göpelwerf und einem Pferde mwefent- 
fich erjchwert werde, obwohl folche Aenderungen durch den Ma- 
Ichinenbetrieb nicht geboten gewejen feien. Dieje Einrede, welche 
die Eontraftliche Verpflichtung de8 Bellagten ganz oder doch zur 
Zeit trifft, durfte nicht der Zwangsvollftredung überlaffen bleiben 
und ift nad ihrem Inhalt nicht unbeadhtlih. E& ift zu ent- 
cheiden, ob unter foldhen Umftänden der Bellagte nicht für be- 
rechtigt zu achten ift, die Wiederherftellung überhaupt oder doc 
bi8 dahin zu verweigern, daß zunädft der Kläger jene ihn hin- 
dernden Aenderungen befeitigt oder ihn wegen der entjtehenden 
Mehrkoften det. III, 103/95 vom 22. April. 

476. Als der beflagtifche Kahn neben einem Dampfer im Sradtvertrag. 
Hamburger Hafen lag, um aus bdiefem Schiffe für den Kläger 
eine Partie Mais zu übernehmen, und fchon ein großer Theil 
davon fih an Bord des Kahnıes befand, wurde diejer led und 
ein Theil feiner Radung in Folge deffen bejchädigt. Der Bellagte 
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tft al& Frachtführer zum Erfaß verurtheilt, Revifion zurüdgewiefen. 
Das Berufungsgericht erwägt mit Nedit, daß zwar das Schiff des 
Beklagten aud) zur Yagerung des Mais für einen begrenzten Zeit- 
raum habe dienen follen, daß aber der Vertragsinhalt zunädjit 
und vornehmlich auf die Fortbewegung ber Ladung von der Ein- 
nahmeftelle zur Ausladeftelle gerichtet gewefen fei und gerade in 
der Erlangung diefer Bewegungsmöglichkeit für den Kläger das 
Motiv gelegen habe, fi) au zur vorübergehenden Lagerung nicht 
eines feften Speichere, fondern eines Kahnes zu bedienen, bdaf 
aud) die Herrichaft über den Kahn nicht etwa dem Kläger zeit- 
weilig abgetreten jei, fodaß diefem die Bewerfftelligung der Trans- 
porthandlungen obgelegen habe, daß, wenn e8 fid) um einen bloßen 
Sacdmiethvertrag gehandelt hätte, ohne Zweifel aud) Abreden über 
die Unterhaltung und Bedienung des Kahnes während ber Mieth- 
zeit getroffen fein würden, und andererjeits in biefem Falle die 
Zuficherung des Klägers, den Kahn frei bis zum Löfchplate und 
zurüd zu bugfiren, auffällig fein würde, da dann die Sclepp- 
foften ganz felbitverftändlich den Kläger getroffen haben würden, 
wie denn auch die über den Vertrag errichtete Urkunde ald Schiffe- 
befradhtungsschein bezeichnet fei und der Bellagte fi darin „für 
diefe Befrachtung” den in Hamburg üblichen Bedingungen unter- 
worfen habe. Auch da8 Neichsgericht hat fchon in ganz ähnlichen 
Fällen einen Transportvertrag al8 dem Willen der Kontrahenten 
ent|prechend angenommen (vgl. Bolze, Braris, Bd. VII, 535 und 
Ad. XIV, 406c). I, 167/94 vom 29. Sept. 

Aa7T. Mit Recht geht dag Berufungsgericht ferner davon 
aus, daß der Schaden zu vermeiden gewefen wäre, wenn man 
nur den möglihen Eintritt feiner Entftehungsurfade, die Ein- 
wirkung des durch) vorbeifahrende Dampfer verurjadhten Wellen- 
ichlages, rechtzeitig in Erwägung gezogen hätte, was, da der Kahn 
in einem verfehrsreichen, unabläffig von Dampfern aller Art und 
Größe befahrenen Hafen gelegen habe, erfordert Hätte, au) der 
Möglichkeit Rechnung zu tragen, daß diefer Wellenfchlag Hin und 
wieder über das gewöhnliche Maß hinausgehen Fönne. Der Ges 
danke, daß dadurd der Kahn gegen den Dampfer gefchleudert 
werben fünne und deshalb Vorkehrungen zu treffen feien, um die 
Einwirkung eines folden Zujammenftoßes zu paralyfiren, habe 
um fo näher gelegen, al8 der Eachverftändige bekundet habe, daß 


Die einzelnen Berträge, Rechtegeichäfte und ertragsliaufeln. 231 


derartige Beichädigungen des Kahnıes, wie fie hier eingetreten find, Brachtvertrag. 
Thon mehrfad) dur) die gleiche Veranlaffung vorgelommen feien. 
Der Schaden hätte nun aud) thatjächlich unfchwer vermieden werden 
fönnen, indem e83 dazu nur der Anbringung einer genügenden 
Anzahl kräftiger Tender bedurft hätte. Daran habe e8 eben ge- 
fehlt und dadurch jet der Unfall möglich geworden. Ebenjo wenig 
ftehe feft, daß es unmöglich gewejen fei, die Erjchütterung des 
Kahrıes und deffen Ledipringen dadurch zu verhindern, daß Kleinere 
Bahrzeuge an feine Außenfeite gelegt wurden, wozu bei der Un- 
zulänglichfeit der benugten Wender jedenfall DVeranlaffung vor- 
gelegen habe. Der Beflagte hätte da8 Gegentheil behaupten und 
beweisen müffen, um fi durd) Berufung auf höhere Gewalt von 
feiner Haftung zu befreien. I, 167/94 vom 29. Sept. 

478. Die Klägerin fordert von der Bellagten, welche auf 
Grund der in ihrem Befise befindlichen, an Drdre lautenden und 
mit Blanto-Indoffamenten verjehenen Konnoffemente eine mit dem 
Hägeriihen Schiffe von Saigon im Beltimmungsorte Bremer: 
haven eingetroffene Ladung Reis empfangen hat, den Reftbetrag 
der Tradht. Die Bellagte weigert die Zahlung wegen eines 
Echabens, welcher ihr dadurch verurfadt ift, daR vor der voll- 
ftändigen Entlöfchung des Schiffes im Hafen von Bremerhaven 
von dem nod) im Schiffe befindlichen Reis I00 Säde beim Auf- 
füllen der Wafferballaft- Tanks durd in den Cdiffsraum ein- 
gedrungenes Waffer befchädigt wurden. Nad) den Konnofjementen, 
auf Grund deren die Beklagte den Reis empfangen hat, war das 
Ediff beftimmt nach ‚Port Said F. O.” (d.h. for orders) und 
waren die Güter abzuliefern in the like good order and well 
conditioned at the a foresaid Port „as by charterparty“, 
all and every the Dangers and Accidents of the Seas and 
Navigation of whatever nature and kind excepted. Die Fradıt 
follte gezahlt werden at the rate „as per charterparty“. Rad) 
der in Bezug genommenen, zwilchen den Abladern und der Klägerin 
abgefchloffenen Charterpartie jollte dag Schiff dur den Sue; 
Kanal fahren und Port-Said als Drdre-Hafen anlaufen, um dort 
jeine weitere Beitimmung nad) einem der angegebenen verschiedenen 
Töfchungspläße (unter denen fi) auch Bremen befindet) zu erhalten, 
und zwar mit ber Klaufel ‚or so near there unto as she may 
safely get always afloat” und mit der Beftimmung, daß die 
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Güter in irgend einem Dod, Werft u. |. w. nad) Wahl der 
Empfänger abzuliefern feien. Den fonjtigen üblichen Charter- 
partie- Beftimmungen ift dann nod) eine jehr viel weiter al® die 
in den Konnofjementen enthaltene gehende Freizeichnungs- Klausel 
beigefügt, nad) welcher die VBerfracdhterin insbefondere ihre Haftung 
für accidents of navigation aud) dann ablehnt, wenn diefelben 
durch Nacjläffigkeit der Schiffsbefagung u. f. w. verurfadt find. 
Das Berufungsgericht hat Art. 6539. ©. B. ridjtig angewendet. 
Da das Schiff nah der Charterpartie zunächft nad) Port- Said 
dirigirt und angewiejen war, bie Ladung je nad) der dort er- 
haltenen Drdre in einem der ferner genannten Pläte Amfterdam, 
Rotterdam, Bremen, Antwerpen oder Dünfirchen zu löfchen, war 
der Zufag im Konnofjement, daß die Güter abzuliefern feien „at 
the a foresaid Port as by charterparty” nur jo aufzufafien, 
daß die auf die Ablieferung der Güter an beftimmten Orten be- 
züglichen Bejtimmungen der Charterpartie als integrirender Be: 
itandtheil des SKonnoffements bezeichnet war, nicht aber dahin, 
daß auch die auf die Haftung des DVerfrachters bezüglichen Be- 
ftimmungen der Charterpartie zu einem Theile der Konnoffemente 
gemacht wurden, zumal bereits in die Konnoffemente eine Klaufel 
aufgenommen war, welde das Maß der vom Verfracdhter zu über: 
nehmenden Haftung fcharf präzifirte.e Zwar würde der im vor- 
liegenden Falle erjt im Abladehafen eingetretene Unfall, das Ein- 
dringen von Waller in den Sciffsraum beim Füllen der Tante, 
al® ein accident of navigation anzujehen fein; das hätte aber 
die Klägerin nur befreit, wenn der Unfall ohne Verjchulden der 
Khederei und der Sciffsbejagung entitanden wäre, indem eine 
derartige Klaufel Lediglich eine Umkehrung der Beweislaft dahin 
bewirkt, daß, während fonjt der Verfrachter da8 Vorliegen höherer 
Gewalt naczumweifen haben würde, jett der Befradhter oder 
Empfänger ein Verichulden der Gegenjeite zu behaupten und nad)- 
zumeijen habe. Das Berihulden hat das Berufungsgericht ohne 
Gejegesverlegung al8 ermwiefen angejehen und deshalb die Klage 
abgewiejen. Revifion zurücgewiefen. I, 384/94 vom 23. Ian. 95. 

479. Nahdem der Schiffer etwa ?/, der geladenen Kohlen 
audgeliefert Hatte, ftellte er die weitere Löjchung ein, weil die 
Empfängerin fid) weigerte, alsbald nad VBerhältniß des aus 
gelieferten Theile® der Ladung Fradht zu zahlen, und ließ bie 
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von den gelöfchten Kohlen nod) vorhandenen 50 tons Kohlen mit Sradtvertrag. 
Beihhlag belegen. Den Reit der Ladung von 287 tons hat ber 
Schiffer dann bi8 14. Sept. Abends in Leichter Löfchen laffen. 
Die Empfängerin Hatte an die in London wohnenden Nheder 
3067 Mark 50 Pf. remittirt, dem Schiffer 240 Mark gezahlt. 
Die Rheder haben die in Leichter geladenen Kohlen am 7. Nov. 
öffentlich verfaufen laffen, was einen Erlös von 2266 Mark 80 Pf. 
ergab. Die Fradıt betrug 5006 Mark 65 Pf. Die Empfängerin 
erhebt Schadenserfatanfprüche, weil ihr der Reft der Ladung nicht 
ausgeliefert ijt; die NAheder haben widerklagend Erjaß von Koiten 
und Xiegegeld gefordert. Die Klage ift abgewiejen, den Wider- 
flägern find 288 Markt 90 Pf. zugeiprochen. Revifion und An- 
Ichließung find zurüdgewiefen. Der Klägerin fteht ein Schadens- 
erjaganjprud) nicht zu. Denn die Auslieferung der Ladung erfolgt 
gegen Zahlung der Fradıt (H. ©. B. 615, Ab. 2). Etwas anderes 
fagte auch die Charterpartie nicht: „the freight to be paid on 
unloading and right delivery of the cargo”; und das Konnoffe- 
ment: „they paying freight for the same”. Die Schiffer durften 
alfo, al8 die Empfängerin weder eine dem Fortichritt der LKölchung 
entiprechende Fradıtzahlung leiftete noch die Fracht hinterlegte, die 
weitere Auslieferung der Yadung an die Empfängerin einftellen 
und das Pfandrecht des Verfracdhterd an dem fi im Befit der 
Empfängerin befindlichen Zheile der ausgelieferten Yadung burd) 
Erwirfung einer einftweiligen Verfügung ficherftellen. I, 32/95 
vom 16. Tebr. 

480. An diefer Sadjlage ändert nichts die Abrede, welche 
die Empfängerin mit dem Schiffer dahin getroffen haben will, 
daß die Fracht erft nach völliger Auslieferung der Xadung durch 
Rimeffe an die Aheder bezahlt werden follte. Auch nad) H. ©.2. 
496 war der Schiffer zu einer jolchen die Nechte des Verfrachters 
aus dem von dbiefem abgejchloffenen Sradjtvertrage beeinträcdhtigenden 
Abrede nicht legitimirt. — Lewis, Seehandelsrcht, Bd. 1, ©. 135; 
Seuffert, Ardiv, Bd. 12, Nr. 292. — Daß Fälle vorlommen 
fönnen, in denen der Schiffer fi mit Recht für ermächtigt halten 
darf, einen beftehenden Frachtvertrag zum Nachtheil des Nheders 
abzuändern, 3. B. wenn die Erhaltung des Schiffes oder der Ub- 
Thluß eines neuen vortheilhaften Frachtvertrags davon abhängt, 
ift zugugeben. Allein derartige Fälle werden ftets auf bejonderen 
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äußeren Umftänden beruhen, welche aud) dem britten Kontrahenten 
erkennbar find. Solche Umftände lagen hier nidht vor. I, 32/95 
vom 16. Yebr. 

481. Der Schiffer mußte au, al8 er fih in Folge der 
Säumigfeit der Empfängerin bei Zahlung oder Hinterlegung der 
Tracht genöthigt jah, mit der weiteren Auslieferung der Ladung 
an die Klägerin innezuhalten und das Pfandredht der Beklagten 
an dem bereits ausgelieferten Theile der Kadung geltend zu machen, 
einerfeit8 Vorkehrungen zur Lagerung der zurüdzubehaltenden 
Kohlen treffen und andererfeits die erforderlihen Schritte zur 
Beichlagnahme der noch im DBefige der Klägerin befindlichen 
Kohlen thun. Kine Unterbrehung der Xöfcharbeit war aljo 
nicht zu vermeiden, und es ift nicht zu beanftanden, wenn das 
Berufungsgeriht den für die Maßnahmen des Sciffers er: 
forderlihen Zeitraum unter Berüdfihtigung der berechtigten 
Erwartung defjelben, daß die Klägerin nad) Einftellung der 
öihung nad) Möglichkeit bemüht fein werde, für Zahlung 
der Fracht zu forgen, auf 2%, Zage feftgejett hat. I, 32/95 
vom 16. Bebr. 

482. Der Schiffer hat wegen der Yagerung des zurüd- 
gehaltenen Theiles der Ladung Erfundigung an geeigneter Stelle 
eingezogen, dort aber den Rath erhalten, in Prähme zu löjchen. 
Das Berufungsgericht legt dem Schiffer dieferhalb ein Verjchulden 
nicht zur Laft, da die gezahlte Prahmmiethe den Kieler BVBerhält- 
niffen entfpricht. Der Revifionsangriff ift nicht begründet; nament- 
fi beftand für den Scdiffer feine Verpflidtung, nach auöge- 
brochenem Streit mit der Klägerin fid) wegen de Lagerplages 
für die zurüdzubehaltenden Kohlen an diefe zu wenden, auch) wenn 
er durch die Charterpartie an die Klägerin gewiefen war. Der 
Kapitän handelte vielmehr mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
Sciffers, wenn er fid) wegen der Art der Yagerung an ein orte: 
und fachkundiges Handlungshaus wendete und bdeifen Rath be- 
folgte. Der Kapitän verlegte ferner die Nedte der Klägerin 
nicht, fondern wahrte vielmehr deren Intereffe, wenn er ihr durd) 
eine angemefjene Wartezeit Gelegenheit gab, den bei einem dffent- 
fihen Verkauf zu erwartenden größeren Verluft dburd) Zahlung 
der Fracht und der Nebenkoften abzuwenden. I, 32/95 vom 
16. Febr. Dgl. 135. 
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483. Eine Verlegung über die Hälfte liegt nicht vor. Der 
Werth der Grundftüde des Klägers ift auf 109000 Mark an« 
genommen; darauf haften 88500 Mark Hhpothefen. Nacd dem 
Zaufchvertrage Hat Beflagter das fo belaftete Gut zu übernehmen, 
Kläger 5000 Mark nadhzuzahlen. Dagegen hat Bellagter feine 
mit 20600 Marf belaftete Ziegelei nebjit Beftänden abzutreten, 
deren Werth auf 100834 Mark angenommen ift. Der Berufungs- 
richter rechnet richtig fo, daß er zu dem vom Beklagten gewährten 
Grundjtüdewerth die von ihm übernommenen 88500 Marf Hhpo- 
thefen Hinzuzieht, und von der Summe von 189334 Mark die 
vom Kläger duch Hhpothefenübernahme und Baarzahlung zu 
feiftenden 25600 Marf abzieht, fodaß fich die Gegenleiftung des 
Beklagten auf 163734 Mark berechnet, weldje den doppelten 
Werth des Hägerifchen Grundftüds 2 x 109000 nicht überfteigt. 
Die Uebernahme von Hypotheken ift beim Kauf wie beim Zaufche 
ein Theil des Kauf- oder Zaufchpreifes, aljo nicht bei der DVer- 
gleihung der Werthe vorweg abzuziehen. Aus 8.111ULENR. 
I, 2 ift nicht zu entnehmen, daß die Hhpothefenzinfen von der 
Nukung des Grundftüds abzuziehen feien, um banad deffen Werth 
zu beitimmen. V, 460/94 vom 20. April 95. 

484. Hamburg. Der Kläger hatte dem Bellagten jeine 
Wirthfchaft, welche er in einem gemietheten Xofale betrieb, nebit 
Inventar und Kundichaft für 1600 Mark verkauft. BBeklagter 
hätte biejelbe am 31. Oft. zu übernehmen gehabt, war aber im 
Annahmeverzuge. Bellagter hätte auch, wozu der Wermiether 
feine Einwilligung ertheilt hatte, nod) vor dem 1. Nov. in den 
Miethvertrag eintreten und die am 1. Nov. fällige Miethe für 
da8 von da ab Laufende Bierteljahr zahlen müfjen. Bei diejer 
Sadlage braudte Kläger dem Bellagten gegenüber nicht mehr 
die neue BVierteljahrsmiethe auszulegen, um die Pfändung des 
Inventars abzuwenden, nocd brauchte er den Wirthichaftsbetrieb 
fortzufegen, um benjelben zu Gunften des Beflagten im Gange 
zu erhalten. L. 1, 8.3 D. de peric. et commodo (18, 6). ‘Der 
Kläger hat das Inventar an den Vermiether für das Miethgeld 
veräußert, was eine für alle Betheiligten vortheilhafte Maßnahme 
war, denn fonft wäre es, wie das Berufungsgericht feititellt, zum 
Zmwangsverfauf des Inventars gefommen. Kann hiernad Kläger 
in Folge des Verzugs des Beklagten bie Gegenleiftung nicht mehr 
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gewähren, fo ift Bellagter mit Recht zur Leiftung des Kaufpreifes 
ohne Gegenleiftung verurtheilt. VI, 336/94 vom 31. Ian. 95. 

485. Im 8.3 des Kaufvertrags hatte der beflagte Verkäufer 
verfichert, daß andere al8 die angegebenen Laften auf bem Gute 
nicht exiftiren. Er hat aber die ihm befannte Belaftung des 
Gutes mit den Rentenbanfrenten dem Kläger nicht mitgetheilt. 
Darin liegt ein mindeftend mäßiges Verfehen; denn bei einiger 
Aufmerkjamkeit mußte fid) Bellagter jagen, daß eine Gutöbelaftung 
zum Rapitalswerthe von mehr als 5000 Mark für den Vertrags- 
entSchluß des Klägers, mindeftens für die Preisbeftimmung von 
erheblichem Einfluffe jei. Die vom Berufungsgericht unterftellte 
Möglichkeit, daß der Bellagte geglaubt habe, der Kläger müffe 
die Nentenpflicht al® „gemeine Laft” (AUL.R. IL, 11, $. 175) 
auch ohne ausdrüdliche Erwähnung übernehmen, befreite den Be- 
Hagten nicht von der DBerpflichtung, die ihm befannte Laft anzu- 
zeigen. 8 handelt fid) hier nicht um die im $. 183 für gewiffe 
Kategorien von Xaften vorgefchriebene Anzeige, welde den Ber: 
fäufer von der Gewährleiftungspflicht befreit, die ihm bezüglich 
jener Laften auch obliegt, wenn er fie nicht fannte, fondern um 
die im Intereffe des Käufers duch Treue und Glauben gebotene 
Pfliht, die dem Verkäufer befannten Xaften und Mängel anzu- 
zeigen, durch deren Unfenntniß der Käufer gejchädigt wird. Auch 
mußte der Beklagte fi) bei einiger Aufmerkfamkeit jagen, daß er 
das Beftehen einer Rentenpflicht, zumal in beftimmter Höhe, als 
felbftverftändlih für den Kläger felbft dann nicht vorausfchen 
dürfe, wenn diefelbe rechtlich unter den Begriff der ‚gemeinen 
Laften’’ zu bringen jei. Der beitimmmten Angabe des Beklagten, 
daß andere al® die angegebenen Laften nicht beftänden, durfte ber 
Käufer Glauben fchenten; ihn trifft daher feine das BVerfchulden 
des Beklagten aufwiegende Yahrläffigkeit, wenn er weitere Er- 
fundigungen, 3. B. durd) eigene Einficht des Grundbud)e, unter: 
laffen hat. Die Entfchädigung, die dem Kläger gebührt, Fann 
nur in dem beftehen, was er in der Klage gefordert hat: Befreiung 
des Gutes von der Rentenpflicht oder Zahlung des hierzu erforder- 
lihen Betrages und Erjat der vom Kläger entrichteten Nenten. 
V, 247/94 vom 2. San. 95. 

486. Vgl. Bd. XI, 236; Bd. XVII, 436. In dem Kauf- 
vertrage haben die Barzellenfäufer nur die öffentlichen Laften über- 
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nommen, welche bei der Nepartition durch die zuftändigen DBe- 
hörden auf die abverfauften Parzellen gelegt werden. Da nad 
der beftehenden Gejeßgebung die dem felbftändigen Gutsbezirf ob- 
liegenden Rommunallaften — von gewiffen Ausnahmen abgefehen — 
überhaupt feiner Repartition fähig find, fo ift, wie da8 Berufungs- 
gericht jetzt anerkennt, jene Vertragsbeftimmung dahin auszulegen, 
daß, von jenen Ausnahmen abgejehen, weiter feine Kommunal- 
laiten des Gutsbezirks als folche von dem Parzellenfäufer über- 
nommen werden follten, Diefer Auslegung hat aber da8 Be: 
rufungsgericht die Beichränfung Hinzugefügt, daß der Kaufvertrag 
dem Kläger nur einen Anfprud auf Erftattung der Kommunal- 
abgaben gewähre, die al& Realabgaben von ihren Parzellen 
erhoben würden, alfo des Theiles der Kommunalabgaben, welcher 
nad dem Maßftab der ftaatlichen Grundfteuer, nicht aber des 
Theiles, weldyer nah dem Maßftab der Einkommen- und Gebäude- 
ftener auf die Parzelle repartirt fei. Diefe Auffaffung fteht mit 
dem PVertrage in Widerfpruh und beruht anjcheinend auf dem 
Nechtsirrthum, daß die fommunalen Gutslaften einer Scheidung 
in dingliche und perjönliche überhaupt fähig feien. 8 liegt eine 
Berwechjelung der repartirten Laften mit dem Bertheilungsfuße 
vor. Das Neichsgericht hat nun felbft ausgejprodhen, daß Be- 
flagter verpflichtet fei, dem Kläger die Kommunallaftenbeiträge zu 
erjtatten, welche ihm feitens des Gutsbezirfs Birkfholz außer jolchen, 
die gejeglich einer Untervertheilung unterliegen, abverlangt werden 
jollten, und ihm die bereits erhobenen der gedachten Art zu er- 
ftatten. Zur Enticheidung über den Betrag it die Sache an das 
Landgericht zurüdverwiejen. V, 240/94 vom 22. Dec./26. Sar. 95. 

487. Kläger hat von dem Beklagten den Holzbeitand einer 
Parzelle zum Abtrieb gekauft, al8 deren Eigenthümer der Bellagte, 
wie er dem Kläger durch Vorlegung der Nachricht über feine Ein- 
tragung nachgewiejen hatte, im Grundbuc, eingetragen war. DBe- 
flagter befaß aber die Parzelle nicht, fondern Sc., der fie aud) 
durch dreißigjährige Erjigung zu Eigenthum erworben hatte. Nadj- 
dem Kläger wenige Tage nad) dem Kauf den Abtrieb des Holzes 
begonnen hatte, wurde ihm auf Antrag des Sch. der Abtrieb durd) 
gerichtliche Verfügung unterfagt und diefe Verfügung aud) dem 
nächft durch vechtsfräftiges Urtheil aufrecht erhalten. Im einem 
Brozeffe zwilhen Sch. und dem DBellagten ift demnächjlt gegen 
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diefen feitgeftellt, daß er und fein VBorbefiger bei dem Ermerbe 
der Parzelle in böjem Glauben waren, weil fie das Eigenthum 
des Sch. Tannten, und DBellagter ift zur Auflaffung der Parzelle 
an Sc. verurteilt. Kläger hat nunmehr auf Rüdzahlung des 
Kaufpreifes (700 Mark) und auf Eritattung einer an Sc. ge- 
zahlten Entfhädigung (100 Mark), den Stempel für den Rauf- 
vertrag (2 Mark 50 Pf), der ihm aus dem Prozeß wider Sc). 
erwachienen KRoften (966 Darf 97 Pf.) und der durch Holzfällen 
erwachfenen Koften (36 Mark 50 Bf.) Klage erhoben. Diefer 
Klaganiprucd ift für begründet erachtet. Zu Unrecht aus dem 
SGefihtspunft der Eviktion (AL. R. I, 11, SS. 162, 163). Denn 
diejer Anfpruch würde vorausjegen, daß dem Kläger das verkaufte 
Holz übergeben war. Das ijt aber nicht der Yall. V, 293/94 
vom 2./9. Febr. 95. Dgl. 25 und 169. 

488. Zu denjenigen Laften und Abgaben, welche der Ber: 
fäufer dem Käufer nah $. 183 A... R. IL, 11 anzuzeigen oder 
zu vertreten hat, wenn fie nicht allen Grundftüden derjelben Art 
in der Provinz, db. h. Gegend — D.T. €, Bd. 64, ©.53 —, 
gemein zu fein pflegen, gehört auch ein auf dem Grundftüd 
haftender Erbpaditfanon. Denn $. 183 bezieht fih nicht bloß 
auf die gemeinen, d. h. öffentlich-vechtlichen Laften des $. 175. 
V, 382/94 vom 16. Febr. 95. 

489. Bei den Berfaufsunterhandlungen vom 3. 1892 legte 
der Hagende Käufer auf eine wahrheitsgemäße Angabe der Feuer: 
faffentare Gewicht; die ihm von dem beklagten Verkäufer mit- 
getheilte Zare von 1885 war thatjählic unrichtig; inzwilchen 
war die Berfiherungsjumme herabgefegt. Dennod bezeichnete 
der Beklagte die alte Tare „als die amtliche Schätung der ver: 
brennlichen Theile des Kaufgegenjtandes” und fagte damit dem 
Kläger zu, der Feuerkaffenmwerth des verkauften Daufes betrage fo 
viel; für die Nichtigkeit der Zufage haftet der Bellagte, felbit 
wenn er babei in gutem Glauben war. Der Berufungsriditer 
bat aber die unter Zeugenbeweiß gejtellte Behauptung des DBe- 
flagten nicht gewürdigt, daß der Kläger, welcher beim Kauf wußte, 
daß ein Theil des früheren Grundftüds inzwischen abgetreten war, 
auch gewußt habe, daß die ihm vorgezeigte Tare aus dem 9. 1885 
ftammte. Deshalb aufgehoben, zurüctverwiefen. VI, 369/94 vom 
11. Febr. 9. 
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4%. Berlauft find 1) Gebäude und Aeder zu Franffurt a.D.; 
2) die in einem der &ebäude betriebene LXöwenapothefe nebit 
Apotheferprivilegium, den Einrichtungen und Vorräthen; 3) die 
auf den verfauften Grundftüden befindliche Fabrik für Mineral- 
wäfjer- und Succuspräparate nebjt Mafchinen und allem Zubehör. 
Das ift nicht der Verkauf eines Inbegriffs von Sadhen gemäß 
8.32 AU. NR. 1 2. Denn verkauft ift ein auf einem Grund- 
buchblatt eingetragenes Grundftüd mit Zubehörungen. Für bie 
Trage, ob wegen eines Mangeld, der nur auf einen der ver- 
Ihiedenen Zwede, denen die einzelnen Theile des Grundftüde 
dienen, von Einfluß ift, da8 Gefchäft im Ganzen angefochten werden 
fönne, ift entjcheidend, ob diefer Zwed für den Willen des Käufers 
von wejentlicher Bedeutung war, und daß der Hauptzwed des 
Klägers, eines Apothefers, der Anfauf einer Apothele war, ilt 
nad dem gefammten Parteivorbringen vom Berufungsgericht ohne 
NRechtönormenverlegung feftgeftellt werden. Wollte man aber aud) 
die verfchiedenen Beftandtheile des Grundftüds (Häufer und Acder) 
als einzelne Sahen anfehen, jo läßt doch aud darüber die Sad)- 
lage feinen Zweifel, daß der Kläger nur deshalb alles gefauft 
hat, weil die Apothefe, um die es ihm zu thun war, für fid) 
allein nicht feil war. — V, 278/94 vom 26. Ian. 95. 

491. Nah dem Statut der Aktiengefellichaft, bei welcher 
der Bellagte als Aktionär betheiligt war, hatte jeder Aktionär, 
wenn er eine größere Fläche mit Nüben baute, al8 er zu bauen 
verpflichtet ift, den Ertrag unverfürzt an die Fabrik zu liefern. 
Diefe Kaufrüben werden nad) Maßgabe des beim Anlauf ge- 
jchlofjenen Vertrags bezahlt. Im 3. 1890 hat der Pächter des Be- 
Hagten zwar eine größere Flähe mit Nüben bebaut, die mehr 
gebauten Rüben aber an die Fabrik nicht abgeliefert. Die Ge- 
jellichaft Hat deshalb Schadenserjag gefordert; damit ift fie ab- 
gewiejen. Das Berufungsgericht verfteht die ftatutarifche Be- 
ftimmung dahin, daß die Aftionäre die über den Pflichtbetrag 
hinaus gebauten Rüben nur zu dem in jedem einzelnen alle be- 
jonder® zu vereinbarenden Preife abzuliefern haben, nicht aber 
verpflichtet find, fich einem einfeitig vom VBorftande feftzufegenden 
Preije zu unterwerfen. Der von der Revifionsklägerin erhobene 
Borwurf, daß das Berufungsgericht es unterlaffen habe, die feit 
etwa 20 Jahren von allen Intereifenten befolgte abweichende 
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Vebung al® Auslegungsmittel zu benugen, geht fehlt; denn das 
Dberlandesgericht ftellt gerade feit, daß die Aktionäre oder deren 
Pächter, wenn fie fich thatfächlich den ihnen jährlich vom Bor: 
Itande mit den Beitellungsplänen mitgetheilten Preifen der Kauf- 
rüben unterwarfen, damit nur das ihnen geftellte Anerbieten an- 
genommen haben, und daß fomit jedesmal die ftatutengemäß 
vorbehaltene Vereinbarung über den Preis zu Stande gefommen 
if. Daß aud einmal von einem Aktionär Widerfprud gegen 
den mitgetheilten Preis erhoben, diefer aber von der Klägerin 
überwunden worden fei, hatte die Klägerin nidjt ausdrüdlich auf- 
geftellt, fodaß dem Berufungsrichter aud) nicht ein Vorwurf daraus 
gemacht werden fann, daß er fi nicht ausdrüdlich die Trage 
jtellt, unter welchen Vorausjegungen Thatfachen, weldde dem Ab- 
ichluffe eines Vertrags erit nachfolgen, zur Auslegung des Ber- 
tragswillene benutt werden fünnen. Revifion zurüdgewiefen. 
II, 367/94 vom 5. März 9. 

492. Hatte, wie hier, der Verläufer aus grobem Verjehen 
feine Kenntniß von einem Vorlaufsrechte, und war von diejem 
Rechte eines Dritten bei den Kaufverhandlungen zwiichen Parteien 
feine Rede, fo fteht dem Käufer, welcher da8 Vorkaufsreht fannte, 
ein Entichädigungsaniprudy gegen den DBerfäufer, welcher dem: 
nädjit dem Workaufsberechtigten aufgelaffen und übergeben hat, 
dann nicht zu, wenn er benfelben abfichtlid) auf das VBorfaufe- 
recht nicht aufmerkffam gemadjt Hat, um deffen Unfenntniß eventuell 
zur Begründung eines Entichädigungsanfprudhs für fi) zu ver- 
werthen. Diefer Fall lag aber hier nicht vor; vielmehr war hier 
angenommen, der Käufer habe vorausgejett, Verkäufer würden 
den Borfaufsberechtigten befriedigt haben. Die Bellagten find 
zur Auflaffung an den Kläger verurtheilt, und falls fie das nicht 
fünnen ober wollen, zum GErjat des dem Kläger entgangenen, 
im Urtheil bezifferten Gewinne. V, 362/94 vom 3. April 95. 
Vol. 245. 

493. Der Kläger hat Parzellen al8 Baupläge in der Stadt 
Berlin gekauft; die al8baldige Bebauung einiger Parzellen wurde 
ihm nicht geftattet, weil diefelben noch feinen Anjchluß an die 
Ranalifation hatten. Mit feinem Entfhädigungsanfprucd gegen 
die Stadt Berlin ift er abgemwiejen. Das Berufungsgericht führt 
aus: Selbjt wenn Kläger der Meinung gewejen fei, nur an- 
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Schließbare Parzellen zu faufen, die Vertreter der Bellagten da- 
gegen den wahren Sachverhalt gekannt haben, fo treffe dieje doch 
fein Vorwurf, wenn fie bei den Vertragsverhandlungen nicht ein= 
mal auf den Gedanken gekommen feien, daß der Kläger, welcher 
gewerbsmäßig Srundftücde Kaufe und verkaufe, den Sachverhalt 
nicht fenne und ein Intereffe daran habe, daß diefer ihm aus- 
drüctich mitgetheilt werde. Vielmehr jet e8 Sacdje des Klägers 
gewefen, vorher durch Rüdfrage diefen Punkt feftzuftellen, falls 
er Gewicht darauf gelegt habe. Der Mangel des Anjchluffes an 
die Kanalifation nehme der Parzelle nicht die Eigenjchaft von 
Bauftellen, wie fie Kläger durch den Vertrag erworben habe, da 
diefe mit Entwäfjferungsanlagen haben verjehen werden Fünnen. 
Sofort bebaubare oder an die KRanalifation anfchließbare Grund- 
jtüdfe habe Kläger nicht gefauft. Denn da zur Zeit des Vertrags- 
ihluffes die Kanalifation in der Gegend nahe der Grenze des 
Weichbilde8 von Berlin, wo bie dem Kläger verkauften Grund: 
jtüde liegen, noch in geringem Umfange fertig geftellt gewelen 
und nur allmählid” mit dem Ausbau der Straßen vorgefchritten 
jei, habe nicht als felbjtverftändliche VBorausfegung angefehen werden 
fönnen, daß die Grundftüde an die SKanalifation bereit3 ans 
geichloffen oder anfchließbar feien. NRevifion zurücgemiejen. it 
auch nicht zu bezweifeln, daß die Bebaubarfeit als eine Eigen- 
Ihaft des Grundftäds im Sinne $$. 325 ff. WUR IL 5 ar 
gejehen werden muß, fo beruht die Feftftellung, daß der gejchehene 
oder mögliche Anfchluß an die Kanalifation in einer bejtimmten 
Stadtgegend nicht eine gewöhnlich vorausgejegte Cigenjchaft der 
Parzellen fei, auf thatjächlichen Erwägungen. Hat der Kläger 
jene Eigenjchaft gleichwohl vorausgefeßt, jo würde ihm das viel- 
leicht einen Anfprud) auf Aufhebung des Vertrags wegen Yrr- 
thums geben -A.U.R. 1L 4, 8.77 —. Einen Schadenserjaß- 
anjprucd) würde er nur haben wegen Betrugs des Verkäufers, der 
nicht vorliegt, oder wegen Verfehens. ‘Das Berufungsgericht hat 
aber angenommen, daß das DVerfehen auf Seiten des Käufers 
liegt, den Vertretern der Stadt feinenfalls ein ftärferes Verjehen 
zur Xajt fällt. V, 344/94 vom 20. März 9. 

494. Kläger hat von der Stadt Berlin ein Grundjtüd ge 
fauft, auf welches aus einer früheren fisfalifchen Veräußerung 
im Grundbuh) das Verbot der Bebauung ne war. 8 
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wurde verabredet, daß Verkäuferin vor der Auflaffung die Er- 
theilung des Komjenfes zur Löfchung des DVermerfs nadhjjuchen 
jolle, Verkäuferin jedoch eine Garantie für die Ertheilung des 
Löichungskonjenfes nicht übernehme. Die Löfchung ift nur gegen 
Zahlung von 5706 Mark, welde Käufer hat tragen müffen, ge- 
nehmigt. Kläger ift mit feinem Negreß gegen die Stadt vom 
Berufungsgericht abgewiejen. Aufgehoben, zurüdverwiefen. Die 
Nichterifteng der hier in Rede ftehenden Laft hat Bellagte dem 
Kläger gegenüber allerdings nicht behauptet, aber dadurd), daß fie 
fi) verpflichtete, vor der Auflaffung die Löfhung nadhzujuchen, 
hat fie in dem Kläger den Irrthum hervorgerufen und nothwendig 
hervorrufen müffen, daß der Lölchung ihrer Annahme nad erheb- 
liche Umftände nicht entgegenftänden. Und wenn fie auch die 
Garantie für Erlangung der Löjchungsbewilligung abgelehnt hat, 
io hat fie damit zur Befeitigung des Irrthums des Klägers nichts 
gethban.. Da aber die Frage ded materiellen ÜBeftehens oder 
Nichtbeftehens der Kaft offenfichtlic den Gegenftand der Vertrags: 
verhandlungen mit gebildet hat, fo war die Beklagte unzweifel- 
haft verpflichtet, dem Kläger alle erheblichen Umftände mitzutheilen, 
welche ihrer Annahme entgegenitanden. Crhebli war aber die 
der Bellagten Schon vor dem VBerfauf befannte Thatfadhe, daß der 
Fisfus für Ertheilung der Löjchungsbewilligung eine bedeutende 
Summe forderte, und daß die Beklagte aud) die Erheblichkeit diejer 
Thatfache erkannt hat, geht aus ihrer Anführung hervor, fie habe 
die Thatfache verjchwiegen, um nicht die Verhandlungen mit dem 
Kläger zu erfchweren. Durd diejes Verfchweign Hat die Be- 
flagte ihre Pflicht bei Abfchliefung des Vertrages verlegt und 
ih dem Kläger gemäß 8.285, L,5UMULU.R. für das ganze In- 
tereffe verantwortlich gemadt. V, 402/94 vom 20. April 95. 
495. Der Belflagte hatte vom Kläger, welcher al8 Eigen- 
thümer eingetragen war, das Grundjtük mündlich gefauft und 
übergeben .erhalten, auch den Kaufpreis bezahlt, ohne daß eine 
Auflaffung erfolgt war. Beflagter konnte nach Wahl des Klägers 
Erfüllung oder Nüdgabe des Preifes fordern — WUR.] 5, 
SS. 156 ff. —. Släger hat aber bereits die Erfüllung verweigert, 
vielmehr feinen Rüdtritt vom Kaufe erklärt. Nun bleibt dem 
Beflagten als vedlichem Befiter das Recht, das ihm auf Grund 
des DVertrags übergebene Grunditüd bis zur NRüdzahlung des 
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Preifes zurüdzuhalten (AL. R.I, 5, $.163; I, 20, $$. 536, 537; 
TZurmau, ©. B.D., ©. 692, Anm. 14), fodaß Beflagter nur zur 
NRücgabe des Grundftüds gegen Eritattung des PBreifes verurtheilt 
werben fann. V, 390/94 vom 1. Mai 95. Bol. 66. 

496. Bgl. 613. Die Eheleute ©. übereigneten ihr gefammtes 
Immobiliar- und Mobiliarvermögen ihrem Sohn €. ©. im 9. 1871 
mit der Verabredung, daß die Uebergabe nach dem Zode des 
Erftverfterbenden erfolgen follte. Bon dem Annahmepreije follte 
Annehmer 1200 Thaler an den Meberlebenden feiner Eltern und 
an deren Rinder zahlen bezw. zur XTheilung bringen. Cr hat 
von ber Uebergabe an den Leberlebenden feiner Eltern ftatt Zinjen 
jährlich 6O Thaler auch bei Verminderung des Kapital zu zahlen, 
auf Abjchlag des Kapitald aber jährlihd 50 Thaler, ferner für 
Noth-, namentlid Kranfheitsfälle des Lettlebenden parens, außer- 
dem nad dejjen Befinden noch jährlich biß zu 20 Thaler ab- 
Ihläglih. Was beim Tode de& Lebtlebenden der Webergeber von 
ber Uebertragsfumme noch nicht gezahlt ift, foll auf die Kinder 
derjelben einjchlieglich des Annehmers, aljo nah drei Stämmen, 
im Uebrigen gleichmäßig vertheilt werden. ‘Der Berufungsridter 
nimmt ohne Redtsirrthum an, daß Hier ein Rechtegefchäft unter 
Lebenden gejchloffen war, und zwar nicht bloß unter den Eltern 
einerjeitd und E. ©. andererfeits, fondern auch unter jenen beiden 
unter einander, weil jeder fein Vermögen bergab und nur einer 
von ihnen VBortheile genießen folltee Danach durfte der Ueber: 
lebende nicht ohne Zuftimmung der Erben des Zuerjtverjtorbenen 
den DBertrag zu deren Nachtheil abändern, insbejondere nicht in 
Bezug auf das Kapital einfeitig über die im DVertrage gezogenen 
Beichränfungen hinaus verfügen. V, 271/94 vom 23. Ian. 95. 
Bol. 83. 

497. Die Hagende Hamburger Firma hatte der beflagten 
Tirma zu Schleswig 4000 Centner Rangoon- Reis: Tuttermehl 
verfauft, welche aus dem Dampfer ‚Norge‘, der nad Hamburg 
unterwegs fei, geliefert werden follten. Verkäuferin follte für 
andere Waare forgen, fall der Dampfer bis 15. Mai nicht ein 
treffen werde. ‘Der ‘Dampfer ift am 19. Mai in Hamburg ein- 
getroffen. Weil das Futtermehl am 25. Mai nicht geliefert war, 
obwohl daffelbe bi8 zum 24. Mai hätte entlöfcht fein können, ift 
Käuferin vom Vertrage zurücdgetreten, nachdem fie zuvor bie DVer- 
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fäuferin wiederholt vergeblich wegen Lieferung gemahnt hatte. Da- 
gegen hat Verkäuferin die Käuferin aufgefordert, da8 Neismehl 
abzunehmen, und weil diefe Aufforderung vergeblich geweien, da®- 
jelbe in öffentlicher Auftion verkauft. Die Käuferin ift zur 
Zahlung der Differenz verurtheilt, Nevifion zurüdigewiefen. Denn 
e8 war am 24. Mai zwifchen ber Berfäuferin und Käuferin eine 
neue Verabredung getroffen, daß Verkäuferin die Waare vor der 
Lieferung ftürzen, umfchaufeln und gleihmäßig neu jfaden laflen 
follte.e Da Beklagte am 24. Mai wußte, daß mit der Lölchung 
nod nicht begonnen fei, fo wurden die bi8 dahin gejegten Nad): 
friften feit dem Verzuge der Verkäuferin Hinfällig. Da Beklagte 
aud) nicht eine neue bejtimmte Frift ausbedungen hatte, jo würde 
Verfäuferin erft wieder durch eine neue Mahnung in Berzug ges 
rathen fein. Webrigens waren jene Hantierungen in einem Qage 
nicht zu bewirken. Der ohne Weiteres am 25. Mai von der 
Käuferin erklärte Nücktritt war nicht gerechtfertigt. Vielmehr 
war Käuferin im Berzuge, als fie fih auf Aufforderung der 
Verkäuferin weigerte, die bis 30. Mai entlöfchte Waare zu em- 
pfangen. I, 56/94 vom 10. Oft. 

498. Daß die Verkäuferin die Bearbeitung dann body unter- 
faffen hat, hinderte ihre Erfüllungsbereitichaft und den Eintritt 
des Empfangsverzugs nicht, da fie am 25. Mai ausdrüdlich ihre 
Erfüllungsbereitfchaft für den Fall, daß Käuferin von ihrer 
Empfangsweigerung wieder zurüctreten werde, zu erfennen ge 
geben hat. Bei der erflärten Weigerung der Käuferin bedurfte 
e8 einer Realoblation nicht. Auch fchloß die unterlaffene DBe- 
arbeitung der Waare den Selbjthülfeverfauf nit aus. Nur 
wurden die erfparten Koften der Bearbeitung der Verkäuferin 
zur Laft gerechnet. Nah Art. 343 9. ©. 2. fei nicht erforder- 
(ich gewejen, daß die Klägerin ihre der Beklagten gegenüber ein- 
gegangene Berpflihtung zur Bearbeitung vor dem Gelbjthülfe- 
verfaufe erfülle; aus der Vorfchrift deffelben folge nur, daß die 
Waare unter Berüdfichtigung des Interefjes beider Theile zum 
hödhitmöglichen Preife zu verwerthen ift, wobei aber nicht gerade 
alfe bei dem urjprünglichen Kaufgefchäfte vereinbarten Vertrage- 
bedingungen innegehalten zu werden brauditen, fondern e8 genüge, 
daß die Verwerthung der Waare in der Weile ftattfindet, daf 
feitjtehe, auch bei Einhaltung jener Bedingungen fei durch den 
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Berfauf ein höherer Preis nicht zu erzielen gewejen. Das De- 
denken, baß möglicher Weile ein Kaufrefleftant, der bearbeitete 
Waare haben wollte, fi um bdeswillen von dem Bieten bei der 
Auktion habe zurüdhalten laffen, werde von den Sachverftändigen 
nicht getheilt und treffe (wie näher ausgeführt wird) jedenfalls 
in concreto nidjt zu, für die im vorliegenden alle in Betradit 
fommenden SKaufrefleftanten fünne es fich bezüglich des Preis- 
unterfchiedes lediglich um die Kojten der Bearbeitung gehandelt 
haben. Endlicd) ericheine auch) der Selbfthülfeverfauf von 4200 
(nicht bloß 4000) Eentnern gerechtfertigt durd) das Gutachten der 
Sadpverftändigen, nah weldhem die Circa-Beitimmung ufance- 
mäßig 5 Proz. bedeute und die Beklagte fi daher die Lieferung 
von 4200 Eentnern gefallen laffen müffe. Darin ift fein Nechts- 
irrthum enthalten. I, 56/94 vom 10. Oft. 

499. Kläger hat dem Beklagten Rangoon-Reis-Futtermehl 
100 tons im September /Dftober 1891, 200 tons im DOftober/ 
November 1891, bie erfteren „von NRangoon nad) Hamburg“, die 
feßteren „von Nangoon direkt oder indireft nad) Hamburg‘ zu 
verladen, verfauft mit der Klaufel Zahlung netto Kaffe gegen 
Dokumente, wenn der Steamer Rurhaven paffirt hat. Erft am 
28. Ian. 1892 diente Kläger dem Beklagten die Waare an, die 
Beflagter anzunehmen fid) weigerte, weil ihm durch die vorgelegten 
Dokumente die vertragsmäßige Abladung nicht nacdhgewieien war. 
Der Kläger hat Selbithülfeverfauf vorgenoinmen; feine Klage ift 
abgewieien, Revifion zurüdgewiefen. Die Innehaltung der Ab- 
ladezeit ijt wejentliche Vertragsbeftimmung; Beflagter dürfe, aud) 
wenn er die Waare nicht weiter verfauft hatte, und wenn die- 
jelbe angefommen war, hier, wo ein berechtigter Zweifel an der 
rechtzeitigen Abladung bejtand, die Zahlung des Preifes gegen 
die Dofumente oder gegen die Waare weigern, wenn ihm die 
Nechtzeitigfeit der Abladung nicht nachgewiejen wurde. Auf eine 
ihn vom Kläger angebotene ‚Garantie‘ der rechtzeitigen Ablabung 
und eventuelle Haftung für den Schaden, wenn das nicht der 
Tall, brauchte er jich nicht einzulaffen. I, 246/94 vom 22. Nov. 

500. Die Kläger hatten von der Beklagten 29800 Eentner 
Melafje gekauft, welche in genannten Raten in den Monaten Iuli 
biß Dezember 1891 geliefert werden follten. Es find nur 6354 
Gentner geliefert worden. Der Schadensansprud) der Kläger wegen 
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Nichtlieferung des Neftes ift abgewiefen, Nevifion zurücgewiefen. 
Kläger haben der Beklagten im November und Dezember 1891 
verijprocdhen, den durd die verzögerte Abnahme einer Quantität 
der Beklagten entjtandenen Schaden von einigen Zaufend Mar 
zu erfegen, dann aber im ISanuar 1892 jeden Schadenserjag ab- 
gelehnt. Der Berufungsrichter verneint das VBorhandenfein bes 
Berzugs, weil er die Beklagte überhaupt nicht für verpflichtet er- 
achtet, den noch nicht erfüllten Theil des Vertrags zu erfüllen, 
da die Kläger e8 abgelehnt haben, den durd ihren Annahme 
verzug entitandenen Schaden der Beklagten zu erjegen. Die Ent- 
Icheidung beruht demnah auf Anwendung des in 8.2IL1A.U.NR. 
I, 5 ausgejprochenen Nechtefates. Die Verpflichtung der Kläger 
zum Schadenserjag und die Verpflichtung der Beklagten zu weiterer 
Lieferung beruhen auf ein und demfelben Lieferungsvertrage; daran 
wird weder daburd) etwas geändert, daß die Verpflichtung der 
Kläger durch ein Anerfenntnig feitgeftellt ift, noch dadurd), daf 
die Erfüllung des Lieferungsvertrags im Sinne des Art. 359 
9. ©. 3. ald eine auf beiden Seiten theilbare angejchen werden 
fann, denn troß diefer Theilbarfeit ift e8 immer derfelbe zwei- 
jeitige Vertrag, aus welchem die Verpflichtungen beider Theile 
herrühren. II, 270/94 vom 4. Ian. 95. 

501. Die Trage, ob die Lieferung von Bienenwads als 
jtillfchweigend vereinbart anzunehmen fei, wäre zu bejahen, wenn 
die Klägerin auf die Anfrage der beflagten Firma: „Haben Sie 
gelbes Bienenwacs abzugeben‘, bei Sendung der Probe zuftimmend 
geantwortet hätte. Allein die Klägerin hat darauf geantwortet, daß 
fie „„oftindifches Wah)8 nad) beiliegendem Mujter” offerirte. Sade 
der Beklagten war e8 nunmehr, entweder bie Eigenfchaft des Bienen- 
wacdjes zu premiren und fi) vertragsmäßig zufagen zu laffen, 
oder die Probe darauf unterfuchen zu lafien, ob fie reines Bienen- 
was enthalte. Die beflagte Firma hat feines von beiden ge= 
than und damit zu erkennen gegeben, daß fie Werth nur darauf 
lege, ein probemäßiges Wachs zu erhalten. ‘Da die gelieferte 
Waare der Probe entiprad, wurde die Beklagte verurtheilt, ohne 
mit der Behauptung gehört zu werden, es jet unter Wade im 
Handelsverfehr immer reines Bienenwad® zu verftehen. III, 
232/94 vom 4. Ian. 95. 

502. Klägerin theilte bem Beklagten auf deffen Anfrage bie 
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Preife pro 1892 mit; Beklagter beftellte darauf 2 Waggons und Handelefauf. 
theilte ber Klägerin gleichzeitig mit, daß er auf Grund der Preis- 
offerte 26 Waggonladungen verfauft habe; der Kauf der 26 Waggons 
ift perfeft geworden. Denn bei Berüdfichtigung des Gejchäfts- 
verfehrs der Parteien ift in der Mittheilung des DBeflagten an 
bie Klägerin, daß er auf Grund der Preisofferte 26 Waggon- 
fadungen verfauft habe, eine Offerte zu finden, die in einem weitern 
Schreiben der Klägerin, daß fie die 26 Waggons zu den erjtmit- 
getheilten Preifen für den Beklagten in das Schlußbuch eingetragen 
habe, deutlich acceptirt if. Damit ift der Vertrag zu Stande 
gefommen. So hat der Beflagte e8 auch offenfichtlich veritanden, 
denn er hat nunmehr durch feinen Käufer über die Waare dis- 
poniren laffen. I, 336/94 vom 19. Yan, 9. 

503. &8 ift verfauft „Lieferung cif Stettin Februar- März‘. 
Das ift nicht gleichbedeutend mit „‚Abladung Tebruar-März“. 
Der Verkäufer Hatte den Superphosphat erft am 31. März in 
Hamburg abgeladen; Käufer hatte ihm, al® er am 1. April die 
Waare in Stettin nicht Hatte, eine Nadhjfrift von 24 Stunden ge- 
jtellt, und war dann zurüdgetreten. Verkäufer hatte einen Selbit- 
hülfeverfauf vorgenommen und auf die Differenz geflagt. ‘Damit 
ift er abgewiefen. I, 319/94 vom 12. Ian. 95. 

504. Xerfauft find im Selbfthülfeverfauf 2390 Gentner 
Schwefelfäure, „lagernd in den Kammern der Kupferfammerhütte 
zu Hettjtädt”. Der Verkäufer hatte feinerjeitS mit der Mans- 
felder Gewerfichaft auf 50000 GEentner Säure abgejchloffen, auf 
diefen Schluß im I. 1892, zur Zeit des Selbfthülfeverfaufs, nod) 
. mindejtens 2390 Centner zu fordern, die Gewerfichaft war ver- 
pflihtet und im Stande, diejed Duantum auf Verlangen aus 
ihren VBorräthen jederzeit zu Tiefern, und dies Quantum war wirt: 
fih vorhanden. Danad) Fonnte der Selbjthülfeverfauf jo vor- 
genommen werben. Denn es war umnerheblid), daß der Kläger 
die 2390 Gentner nicht im eigenen Gewahrfam hatte, e8 war 
genügend, daß die Säure bei der Mansfelder Gewerfichaft, wenn 
auch unausgefchieden, vorhanden war, daß der Kläger fie ver- 
tragsmäßig zu empfangen hatte und daß fie thatfächlich zu feiner 
Verfügung ftand. Gejegliche Vorausfegung des Selpithülfeverfaufg 
ift allerdings, daß Waare und nicht nur der obligatorische An- 
Iprud des Verkäufers auf Bezug der Waare gegen einen Dritten 
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zum Berfauf gejtellt und gebracht wird. Daß er fie felbft in 
Sewahrfam hat, wird weder vom Gejeg noch von den Anjchauungen 
des DVerfehrs gefordert, wenn er fie nur jederzeit aus dem Ge- 
wahrfam des ihm verpflichteten Dritten dem Käufer verjchaffen 
fann. 2ol. Bd. XII, 440; Bd. XIV, 445; Bd. XV, 356. 
Inden RG €, Br. 11, ©. 112 ift der Selbjthülfeverfauf des- 
halb für unftatthaft erklärt, weil nicht einmal die vertragsmäßige 
Berpflichtung de8 Dritten, in deffen Händen die verfaufte Waare 
fich befand, feititand. In Bd. XVII, 450; R.G. €, Bd. 33, 
S. 95, 97 ftand ausweislicd; der Entiheidungsgründe dahin, ob 
die im Selbithülfeverfauf verkaufte, nad) Dualität und Bezugs- 
quelle überdies unbeftimmt gelaffene Waare bet dem Dritten, von 
dem der Selbithülfeverfäufer fie zu fordern hatte, nad) Quantität 
und Qualität überhaupt vorhanden war. I, 351/94 vom 23. Jan. 95. 

505. Auf Grund des Selbjthülfeverfaufs, welchen der Ber: 
fäufer vorgenommen hatte, konnte er eine Schadensforderung nicht 
erheben, weil derjelbe nur einen Tag vorher in einer Zeitung 
angefündigt war. Unerheblich, daß der beflagte Käufer dem Selbft- 
hülfeverfauf felbjt beigewohnt und die Waare gekauft hat, ohne 
die ungenügende Bekanntmachung des Termind zu rügen. Die 
Berantwortlichfeit für die Beobachtung der gejeßlichen Vorfchriften 
und Sorgfalt füllt allein dem Verfäufer und feinem Beauftragten 
zu, und e8 fann demnad) aus dem CScdjweigen des Erjchienenen 
zu vorgefommenen Ungehörigfeiten auch nicht eine Genehmigung 
derfelben gefolgert werden. II, 302/94 von 22. Yan. 95. 

506. Slägerin hatte dem Beklagten in der Zeit vom 13. Juli 
1885 bis 18. März 1893 Getreide geliefert, und ihre Beftätigungs- 
Ihreiben und Fakturen enthielten ftetS den Vermerk, daß der Be- 
Hagte die Säde 20 oder 4O Tage leihfrei behalten Fönne, bei 
Ueberfchreitung der Frift aber /, Pf. pro Sad und Tag Sad- 
miethe zu bezahlen habe. In diefer ganzen Zeit hat aber Klägerin 
ntemal® Sadmiethe gefordert, obwohl vielfache Negulirungen der 
Kaufpreife jtattgefunden haben, einmal auch wegen der nicht zurüd- 
gelieferten Cäde abgerechnet ift. Klägerin wußte, daß die Er- 
hebung des Anfprudhs auf Eadmicethe bei fortdauernder Säumig- 
feit dc8 Beklagten eine Höhe erreichen konnte, welche jeden Gewinn 
des Beklagten in Trage ftellen mußte. ‘Deshalb durfte der DBe- 
flagte das Schweigen der Klägerin dahin auffaffen, daß fie von 
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der Klaufel feinen Gebraud) machen wollte. Als fie nad) Abbrucd) 
der Gefchäftsverbindung auf 2387 Marf 87 Pf. Sadmiethe für 
jenen ganzen Zeitraum Flagte, wurde auf Grund der Einrede der 
Arglift die Klage abgewiefen. III, 309/94 vom 1. %ebr. 95. 

507. Das Berufungsgericht hat die Schadenserjakflage des 
Käufers gegen den Berfäufer bezüglich zweier Sendungen von 
Kleefamen abgewiejen, weil der Käufer den Mangel, daß der 
Samen Seide enthielt, obwohl jeidenfreier Kleefamen verkauft 
war, nicht innerhalb fe Monaten geltend gemacht Hatte. — 
Art. 349 9. ©. 3. — Daß Kleefamen, welder Seide enthält, 
nicht eine andere Waare als feidenfreier Kleefamen fei, Hatte 
das Berufungsgericht thatjächlich angenommen. So weit wurde 
die Nevifion zurüdgewiejen. Bezüglid) einer dritten Sendung 
war allerdings die Frijt des Art. 349 gewahrt, das Berufungs- 
gericht hatte aber den Schadenserfaganfprucd abgewicien, weil ein 
folcher nicht fubftantiirt fei. Allein der Käufer Hatte einem feiner 
Abnehmer, B., freiwillig Schadenserjaß geleiftet. Und daß diefer 
gegen den Kläger feinen Schadenserfaganiprud gehabt habe, weil 
jener nicht nad Art. 347 9. ©. 2. rechtzeitig Mängelanzeige ge- 
macdıt habe, war nicht haltbar, weil der Abnehmer an demjelben 
Orte wohnte wie der Kläger, alfo, wie bi auf Weiteres anzıı- 
nehmen, ein Platgefchäft vorlag. Für eine Genehmigung der 
Waare lag nihts vor. ES ift nit erfihtlid, warum B., nad: 
dem Kläger öffentlich Hatte befannt machen lafjen, daß er feiden- 
freien Kleefamen offerire, verpflichtet gewefen fein joll, den Samen 
fofort nad) Empfang zu unterfucdhen, und nidyt mit feiner Aus- 
jtellung hätte warten fünnen, bi® ihm fpäter aus dem Aufwucdhs 
auf dem Felde die Mangelhaftigfeit der gefauften Wanre befannt 
wurde. II, 316/94 vom 8. Febr. 95. 

508. Bellagter hatte von dem Kläger eine beftimmte Menge 
Kohlen der Zehe M. gekauft, zu liefern in der Zeit vom Juli 
und Auguft 1889 bis ult. Juni 1890 in möglichft gleichen monat- 
fihen Raten. Bis Ende Februar 1890 war Släger mit der 
Lieferung von 49 Doppelwaggons im Nüdjtande geblieben. Am 
1. März trat auf der Zeche M. eine Betriebsftörung ein, melde 
eine weitere Lieferung unmöglid) machte. Am 10. März forderte 
der Beklagte den Kläger zur Nachlieferung auf, welde nicht er- 
folgte. Kläger ift deshalb für verpflichtet erachtet, dem Beklagten 
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Schadenserfag wegen Nichtlieferung zu leiften, Revifion zurüd- 
gewiefen. Die Annahme, daß der Kläger fchon mit dem 1. März 
1890 au ohne Mahnung im Erfüllungsverzug gewefen, erjcheint 
mit Rüdficht auf die Beftimmungen des AL. R. I, 16, SS. 15 ff. 
und den Umijtand, daß Kläger feinen Verzug, abgejehen von dem 
Einwande, daß ‚force majeure‘ zu feinen Gunjten vorgelegen 
habe, gar nicht beftritten hatte, vollftändig ausreichend. Da in 
gleihmäßig monatlihen Raten geliefert werden mußte, war die 
Zeit der Erfüllung im Bertrage beftimmt. II, 337/94 vom 
1. Tebr. 95. 

509. Die Korpsintendantur zu Straßburg hatte von S.EM. 
in Nürtingen Roßhaare nad) einer Probe gefauft. “Die Prüfung 
der Waare Sollte von einer bejonders eingefegten Kommilfion er- 
folgen. „Die von der Abnahmelommilfion al8 unprobemäßig 
verworfenen NRoßhaare werden auf Koften des Lieferanten zu 
jedem Preife anderweit beichafft.” Dem Lieferanten ift indeffen 
die Anrufung einer Schiedsfommiffion geftattet. Die von S.&EM. 
gelieferte Waare wurde von der Abnahmelommilfion zurüdge- 
wiefen; ebenfo eine nachgelieferte Erjfakwaare; die von der In- 
tendantur berufene Schiedsfommiffion entjchted ebenfo. Nun jchloß 
die Intendantur mit A. auf Grund deifen Angebot und Probe 
einen Vertrag zu einem um 60 Pf. für das Kilogramm höheren 
Preife, nahm deflen Lieferung als probemäßig an und verflagte 
©. & M. auf die Preisdifferenz. Die Verurtheilung ift vom 
Neichsgericht aufgehoben, zurücverwiejen. Allerdingg war die 
Intendantur, wie da8 Berufungsgericht fahgemäß den Vertrag 
auslegt, befugt, den in Wirklichkeit und in gutem Glauben dem 
N. bewilligten Preis feiner Entfchädigungsforderung zu Grunde 
zu legen, ohne ihrerjeits die Angemefjenheit diefes Preifes oder 
die Beobadhtung einer befonderen Sorgfalt darlegen zu müffen. 
Allein da8 Berufungsgeriht Hat bisher nicht geprüft, ob der 
Intendantur bezw. der von ihr beftellten Prüfungsfommiffion die 
Prüfung der Dualität des A’ichen Mufters im Verhältniß zu 
der von der Beklagten gelieferten Waare, weldhe nad der Be- 
hauptung der Beklagten fchlechter geweten fei, und fonad bie 
Beurtheilung, ob der Preis von 4 Mark 60 Pf. für die von N. 
nad feinem Mufter angebotene Waare ein erfichtlid außer Ver- 
hältniß ftehender fei, unmöglich gewejen wäre; eventuell ob die 
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Intendantur zur Zeit der Prüfung des A’fchen Mufters nicht in Handelsfauf. 
der Lage und hiernach verpflichtet war, auf die ebenjo gute, aber 

um 60 Pf. billigere Waare der Beklagten zurüdzugreifen. VI, 

319/94 vom 11. ebr. 95. 

510. Bellagter Hatte von der Klägerin Roggenmehl der 
Schöpfurther Mühle gefauft, und zwar 400 GCentner der Marke 
R. O/I zum ®Breife von 33 Marf 90 Pf. per 100 Kilo und 
1200 Eentner der Marfe R. II zum BPreife von 24 Mart 50 Pf. 
per 100 Kilo, vom Januar bis Iuli in Raten zu liefern. Er 
war don bem Kaufvertrage über beide Marken zurücgetreten, als 
Klägerin von R. II eine nicht muftermäßige Theillieferung gemadjt 
hatte, ohne jtatt derjelben eine probemäßige nadjzuliefern. Die 
Klägerin hat Selbithülfeverfauf der rüdftändigen Raten vor- 
genommen, Beflagter ift zur Preisdifferenz bezüglich der 400 Centner 
von Dearfe R. O/I verurtheilt. Das Berufungsgericht fcheidet das 
Kaufgefchäft über Marfe O/I als felbftändiges von dem Kauf- 
gefchäfte über Marke R. II, indem es zwei nur äußerlich ver- 
bundene Kaufgeichäfte annimmt. Die Verfchiedenheit des Kauf- 
gegenstandes, die Bejonderheit der Preisbeftimmung und die 
Verfchiedenartigfeit dev Zwecbeftimmung fchließen einen fachlichen 
Zufammenhang mit dem Kaufe der Marke R. II aus. DBeflagter 
fonnte alfo eine Nüdtrittserflärung nur bezüglich der zweiten 
Marfe abgeben. Der Revifionsangriff, Bellagter hätte fich nicht 
durd) Beichränfung feines Nüdtritts auf die Marle II der Ge- 
fahr auszufeßen braudjen, dag ihm die Klägerin entgegengehalten 
haben würde, er hätte nur vom ganzen Vertrag zurüdtreten, nicht 
aber feinen Rüdtritt auf Marfe IL bejchränfen dürfen, trifft aud) 
aus dem Grunde nicht zu, weil bei Ratenlieferungen der nidt 
jäumige Kontrahent auc betreffs der einzelnen Raten von ver- 
chiedenen der ihm nah Art. 354, 355 zuitehenden Befugniife 
Gebrauh machen kann. R.OD.9.©. €, Bd. 9, ©. 121; Bd. 13, 
©. 131. Wenn die Klägerin auf der Abnahme aller Raten von 
Marfe I und II beftand, fo ift nicht abzufehen, warum fie ver- 
pflichtet geweflen fein follte, dem Beklagten bejonders zu er- 
flären, daß fie an dem Lieferungsvertrage bezüglid) der Marfe I 
auch dann fefthalte, wenn des Beklagten Rüdtritt bezüglich der 
Marke II al® berechtigt anerkannt werden follte. VI, 342/94 vom 
1. Febr. 95. 
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511. Dagegen wurde der Rücktritt bezüglich der nod) nicht 
gelieferten Raten von Marke R. II vom Reichsgericht für beredjtigt 
eradjtet und der Preisdifferenzanfpruch der Klägerin abgewiejen. 
In Eonftanter Redhtipredjung hat das NReichsoberhandelsgericht er- 
fannt, daß bei Succeffivlieferungen die NRüdtrittsbefugniß des 
Käufers, wenn der BVerfäufer auch nur mit einer Rate im Ber- 
zuge fei, fi) auf den ganzen Vertrag, joweit er nicht erfüllt fei, 
Somit auf alle nod) weiter fällig werdenden Raten erftrede. (Vgl. 
R.0.9.6.€., Bd.2, ©. 84; 38.9, ©. 59; 3b. 13, ©. 104; 
Bd. 16, S. 193.) Wenn auch diefe Anficht in der Literatur An- 
fechtung erlitten hat und aud in einer Entjceidung vom 14. Ian. 
1887, II, 281/86 (R. ©. €., 3b. 17, ©. 61) mit Rüdficht auf 
den zur Entjcheidung vorgelegenen Fall der Zweifel aufgeworfen 
wird, ob der fragliche Redhtsjag in der Allgemeinheit anzuerkennen 
fei, melde ihm da8 Berufungsgericht beigelegt hat, fo hat fi) 
doch das Neichsgericht der Anjchauung des Reich8oberhandels- 
gerichts in einer Reihe von Entjcheidungen mit folder Entjchieden- 
heit angejchloffen, daß in einer Entjcheidung vom 1. Oft. 1887, 
I, 199/87 (Bolze, Bd. V, 431), die Anwendung diejes Sates 
als fefte Praris dc8 Neichsgerihts bezeichnet wird. Vgl. R.G. €., 
9.4, ©.54; Bolze, Bd. IX, 407; 3b. VIL, 58.) Der erfennende 
Senat fand feinen Anlaß, von diefer feititehenden NRecdhtiprechung 
abzugcehen. VI, 342/94 vom 7. Tebr. 95. 

512. Beflagter hatte von der Klägerin 500 Tonnen Schrauben: 
und Preßmuttereifen, wie feither von diefer bezogen, lieferbar in 
gleichen Monatsraten, für das zweite Quartal 1890 zu fpezifiziren 
nah) dem dem Beklagten eingefandten Dimenfionsverzeichniß, 
Scraubeneijen zum Grundpreife von 175 Marf und Preßmutter- 
eifen zum Grundpreije von 173 Marf für 1000 Kilogramm nad 
Mafgabe der Verbandsüberpreisifala von 1. Tebr. 1888 abzüg- 
ih) Bahnfradht bis Station Küfelhaufen gekauft. Die Preife 
wurden im Auguft 1890 wegen allgemeinen Sintens der Eifen- 
preije heruntergejegt. Dennoch jandte Beklagte im November 
Spesififationen nicht mehr ein. Klägerin hat deshalb mit einem 
Gelbithälfeverfauf gedroht und demnächjft den NReft des Abjchluffes 
mit 309 Zonnen, lieferbar nad) vorgängiger Spezififation von 
Seiten ded Käufers, öffentlich verjteigern laffen. Die Waare ijt 
von B., weldder an demjelben Orte wohnt wie Beflagter, erftanden 
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unter felbjtichuldneriicher Bürgichaft des Beklagten, und hat gegen Hanbelstauf. 
den nad) dem Abjchluffe mit dieferm feitgeftellten Preis eine Differenz 
von 9079 Mark 97 Pf. ergeben. Zu deren Zahlung ift Beflagter 
verurtheilt, Revifion zurüdgewiefen. I, 291/94 vom 22. Ian. 95. 

513. Belflagter in Hamburg hatte an Klägerin dafelbit zwei- 
mal 100 tons Prima sundried Bally (eine fleine Infel) coprah 
per St. im Suli/Auguft 1892 von Singapore nad) Hamburg ver- 
fauft. „Sollten Sie die Ihnen gelieferte Coprah al® Prima 
sundried Bally nicht anerfennen, fo entjcheidet hiefige Arbitrage, 
ob die Waare Fontraftmäßig oder ob fie mit einer und welder 
Vergütung zu empfangen ift.” Als die Waare angelommen war, 
wurde fie von der Klägerin beanjtandet. Die Arbitratoren ent- 
Ichieden, daß fie der FTontraftlichen Qualität Prima sundried 
Bally coprah nicht entjpredje und Käuferin berechtigt ift, die An- 
nahme derjelben zu refufiren. Den Sciedsrichtern it nicht die 
Alternative dahin geftellt, zu enticheiden, ob die Waare fontraft- 
mäßig oder mit welcher Vergütung fie — wenn nicht Fontraft- 
mäßig — zu empfangen jei, fondern dahin, ob fie mit einer und 
mit welcher Vergütung zu empfangen fei. Aus diefer Faflung 
ergibt fi) mit Nothwendigfeit auch die Ermächtigung der Schied®- 
richter, zu verneinen, daß die Waare felbft gegen eine Kürzung 
abzunehmen, alfo dem Käufer die Befugniß zuzufprechen, die 
Waare ganz oder theilweife abzulehnen. Die Jahresernte von 
Bally ijt nicht groß, weshalb die Waare nicht immer am Marfte 
it. Daraus folgt, daß, wenn die Sadverjtändigen das Recht 
des Käufers anerkannt haben, einen Theil der Waare aufzufchießen, 
von einer Verbindlichkeit zur Nachlieferung diefer Waare keine 
Nede fein fanı. Der Inhalt und die Bedeutung der DVerein- 
barung find die, daß Hinfichtlic) der für nicht empfangbar erklärten 
Waare der Vertrag gelöft fein fol, jodag der Käufer feine wei- 
teren Anfprüdhe wegen der Kontraftwidrigfeit hat. Die Stlage 
auf Preisdifferenz wurde vom Neichsgericht abgewiefen. I, 355/94 
vom 30. Ian. 95. 

514. Im Fall 312 Hatte Klägerin die nad Breslau über- 
jendeten Nüffe fofort nad) ihrer Ankunft unterfuht und deren 
Annahme verweigert, weil diejelben nicht vertragsmäßig feien. 
Wechjel Hatte er acceptirt und überfendet über den Betrag feiner 
Schuld für diefe und für eine andere von ihm nicht beanftandete 
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Sendung. Er flagte auf Rücgabe der Accepte gegen feine Zah- 
(ung von 1254 Marf 40 Pf. (Schuld für die nicht beanftandete 
Waare) oder auf Zahlung von 4277 Mark 5 Pf. (Kaufpreis der 
beanftandeten Nüffe). Die Klage läßt fih in dem Sinne ver- 
itehen, daß Klägerin geltend macht, Beflagte habe überhaupt nicht 
erfüllt, weil das, was fie al® Erfüllung angeboten habe, von der 
Klägerin ald Erfüllung nicht angenommen zu werden brauche 
und nicht angenommen fei. Vgl. Bolze, Bd. XII, 460; Bd. XVI, 
426. In diefem Falle braucht aber Klägerin fo wenig nad G.R. 
wie nah Pr. AU. X. R. die von der Bellagten nad) Breslau ge- 
Ihaffte Waare nah Hamburg zurüdzufchaffen, um dort gegen 
KRücdgabe der Waare die Wechjel zurüdzufordern. Sondern fie 
fann Rücdnahme der von ihr nicht acceptirten Waare in Breslau 
fordern, diejelbe zu ihrer Sicherheit zurücbehalten, bi8 fie die in 
Erwartung vertragsmäßiger Lieferung der Bellagten ausgeant- 
worteten Wechjel zurücerhält, und eben deswegen Nüdgabe der 
Wechfel gegen Rüdnahme der Waare in Breslau fordern. I, 
399/94 vom 20. Tebr. 95. Bol. 6. 

515. Bellagter bejtellte am 16. Sept. 1892 beit dem Kläger 
150 Stüd Qud) Nouveautes aus der Sommerfolleftion 1893 
mit der Abrede, daß die Dispofition der Beklagten über die an- 
zufertigenden 150 Stüd in der auf den 16. Sept. folgenden Woche, 
die Abnahme in den Monaten ‘December 1892 bi8 Februar 1893 
zu geichehen habe. Die Preife verabredet für Mufter 1— 38 
per Meter 6 Marl; 39—93 5 Marf 40 Pf.; 94—114 5 Marf; 
114—150 4 Mar 60 Pf. Bellagter disponirte bi Ende Februar 
1893 nur über 46 Stüd. Am 1. März wurde vergleichgweis 
beftimmt, Beflagte folle über vüdftändige 100 Stüd bis 1. Suni 
zur Abnahme bis Ende Auguft disponiren; diefelben fünnen aud 
aus der Winterfolleftion 1893/94 beordert werden. Beklagte hat 
nicht disponirt, Kläger fordert deshalb Schadenserfag. Das Be- 
rufungsgericht hat die Klage abgewiefen, weil der Aniprud auf 
Schadenserfak wegen Nichterfüllung die vorgängige Niederlage 
der Waare oder den öffentlichen Verkauf vorausfege. Das Reiche: 
gericht hat aufgehoben und zurüdverwieien. Der Beflagten jtand 
die Wahlbefugniß unter circa 260 Muftern zu, deren Breife 
gruppenweis abgeftuft waren. Ein Spezififationsfauf Liegt nicht 
vor; vielmehr erjcheinen fowohl nad Art der Preisfeitfegung wie 
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nad Beichaffenheit der Waare die einzelnen Deufter als verjchiedene 
mit Wahlbefugniß des Käufers alternativ verkaufte Waaren, welche 
überdies auf Grund der Dispofition erjt angefertigt werden follten. 
Veberdied handelte e8 jih um Saijonartifel. Art. 343 und 354 
H. ©. 2. in folhem Fall nicht anzuwenden. Ein Selbfthülfe- 
verkauf fonnte nicht vorgenommen werden, weil dies fein Verkauf 
der Waare, fondern ein Verkauf des Aniprudhs auf Herftellung 
der Waare gewejen wäre. I, 400/94 vom 20. Febr. 95. 

516. 2gl. Bd. XI, 443. Kläger hat nun auf Erjat des 
von ihm gezahlten Kaufpreifes jammt Zinjen feit 1. Oft. 1883 
gegen Rückgabe ded Rumäntjchen Nententitel8 geklagt. Dazu ift 
die Direktion der Diskontogefellfchaft verurtheilt, Nevifion zurüd- 
gewiejen. Die Erjagpflicht des Klägers gegen feinen Käufer er- 
gab fid) aus denjelben Gründen, aus welden die Beklagte dem 
Kläger regreßpflichtig ift. Für den Erjaganfprud, Klägers ift c8 
aber unerheblih, ob er feinen Käufer befriedigt hat. I, 19/95 
vom 27. April. 

517. 3u ihrer Befreiung von der Haftung in Folge ber 
Entwährung kann fi die Beklagte nicht darauf berufen, daß fie 
fein DBerjehen trifft. Denn fie war bereitd vor dem DBerfauf 
bon der Rumänifchen Regierung benachrichtigt, daß wegen bdiefes 
Rententiteld Oppofition eingelegt jei. ES gereicht aber nicht zu 
ihrer Entjchuldigung, daß ihr diefe Nahridt nur in ihrer Eigen- 
haft al® Zahljtelle zugegangen ift, und daß die mit dem Ber- 
fauf des Nententitel® befaßten Beamten ihres Cffeftenbüreaus 
hiervon feine Kenntniß erlangt haben. ‘Die grobe Verfchuldung 
der Beklagten liegt eben darin, daß fie nach jener Nachricht feine 
Borfehrung getroffen hat, um die Lieferung diefes Netentitel® zu 
verhüten. I, 19/95 vom 27. Aprit. 

518. Die Klägerin war in der Rage, ihre Verpflichtung zur 
Uebergabe zu erfüllen. E8 ftanden ihr die an die Beklagte zu 
fiefernden Deai- und Yuni-Baffins Alkohol bei U. & Cie. in 
Magdeburg zur Verfügung. Der Lieferung mußte der Abruf von 
Seiten der Beflagten voransgehen, die Beklagte Hat aber nicht 
abgerufen und war deshalb von der Klägerin in Verzug gefett 
worden mit dem Androhen, daß wenn fie nicht binnen drei Tagen 
über das verfallene Baffin Dispofition treffe, die Waare fteuer- 
amtlich) abgefertigt in Magdeburg der Beklagten zur Verfügung 
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geftellt und vertragsmäßige Zahlung des Kaufpreijes nebit Erjak 
des durch den Verzug entitandenen Schadens von der Beklagten 
werde gefordert werden. Die Beklagte hat dann die Klägerin er- 
jucht, die Firma U. & Cie. anzumeifen, daß fie die beiden fälligen 
Baffins Alkohol zur Verfügung der Beklagten halten möge, mit 
dem Beifügen, fie werde fih) wegen weiterer Dispofition mit 
U. & Cie. direkt ins Benehmen fegen. Darin hat das Oberlandes- 
gericht nad) der Auslegung, welde e8 dem betreffenden Schreiben 
gibt, ohne Nechtsirrtfum einen richtigen Abruf der beiden Xiefe- 
rungen nicht gefunden. Die Klägerin hatte nad) dem Vertrag 
das Nedht und die Pflicht, die Waare zuvor fteneramtlich behandeln 
zu laffen, und dies fette voraus, daß ihr ein Empfänger zur jo- 
fortigen Abfertigung an diejen bezeichnet war. Sie war daher 
nur in der Lage, der Beklagten die Waare in Magdeburg zur 
Verfügung bereit zu legen in der Weife, wie fie dies mit Schreiben 
vom 30. Suni 1893 gethan Hat, und war e8 an der Beklagten, 
nunmehr die Waare abzunehmen, fie aus der Berfügung der 
Klägerin in die eigene zu übernehmen. Beklagte ift zur Zahlung 
des Kaufpreifes verurtheilt, ihre auf Lieferungsverzug der Klägerin 
beruhende Widerklage ift abgewiefen. Nevifion zurüdgewielen. 
ll, 32/95 vom 3. Mai. 

519. Der Verkäufer hatte die Kohlen mit der Eijenbahn 
abgejandt, Kläger aber diefelben nicht abgenommen. Weil er 
einen Selbfthülfeverfauf dur) die Eifenbahnverwaltung vor- 
genommen habe, forderte er von dem Käufer die Differenz zwijchen 
Kaufpreis und Mindererlös. Damit war er abgewiejen, weil der 
Öffentliche Verkauf nicht durd) einen zu Verfteigerungen befugten 
Beamten bewirkt fei. Nevifion zurücgewiefen. Der den Ber: 
fauf leitende Beamte muß ein unparteiifcher Dritter fein. Das 
trifft hier nicht zu, da der Verkauf durd) einen Beamten der 
Güterabfertigungsftelle, aljo durd) einen Angeftellten der Eijen- 
bahnverwaltung bewirkt ift, welche die ihr al Frachtführerin zu: 
jtehenden Rechte wahrgenommen hat. Mit der Darftellung in 
der Revifion, Kläger fordere, nachdem er durd Abladung der 
Kohlen den Kaufvertrag erfüllt habe, den Kaufpreis; wegen Nidt- 
abnahme fei von der Eifenbahn al8 Fradhıtführerin verkauft, und 
er bringe nur dem Käufer die an die Stelle der Waare getretene 
Rofung gut, wurde Kläger nicht gehört. Denn der Verkäufer hat 


we 


Die einzelnen Berträge, Nechtsgefchäfte und Bertragsflaufen. 257 


die Nedhte aus H. G. B. 343 wegen Annahmeverzugs geltend 
gemadt, und mußte deshalb dafür forgen, daß der Verkauf in 
Gemäßheit des Art. 343 erfolge. I, 56/95 vom 18. Mai. 

520. Bis zum DVerzuge des Käufers in der Empfangnahme 
muß der Verkäufer die Waare mit der Sorgfalt eines ordent- 
lichen Kaufmanns oder Geihäftsmanns aufbewahren. Nad) Ein- 
tritt des VBerzugs nah A.L.R. I, 11, 8. 98 fo, daß er fi) weder 
eine® WVorfates nocd eines groben Verfehens fchuldig madıt. 
Darauf, daß die Kartoffeln nicht durd) das bloße Erfrieren die 
Empfangbarfeit verloren haben, jondern erjt durch das Aufthauen, 
fanın fic) der Verfäufer nicht berufen. Denn das Aufthauen würde 
nicht in Trage fommen, wenn fie nicht zuvor erfroren wären. 
V, 414/94 vom 18. Mai 95. 

521. Die Elagende Handlung hat der Beklagten Mehl ver- 
fauft. Klägerin duldete nicht, daß ihr Neifender B. das Mehl 
anders als zur hödjiten Notiz verkaufte. Da Beklagte diejen 
Preis nicht zahlen wollte, fam B. mit ihr dahin überein, daß er 
für da8 derjelben gelieferte Mehl zwar die höchiten Preije notirte, 
die Beklagte aber durd) Beipadung weiteren Meehles, das er in 
die Handelsbücder der Klägerin nicht eintrug, entjchädigte. Wegen 
diejer Kollufion wurde Beklagte verurtheilt, aucd) das beigepadte 
Mehl zu zahlen. I, 53/95 vom 18. Mai. 

522. Im Ball 145 fteht der beflagten DVerfäuferin feine 
Einrede aus dem Grunde zu, daß Klägerin das von der ita- 
ltenifchen Regierung angehaltene gefälfchte Stüd der Bellagten 
nicht zurücgeliefert habe. I, 61/95 vom 22. Mat. 

523. Die Bellagte, eine Firma in Hagen, hatte von der 
Klägerin, einer Firma in Odeffa, am 23. Sunt 1893 circa 100 tons 
Gerjte zum Preije von 93 Mark per 1000 Kilogramm, ablieferbar 
per Dampfer nad) Rotterdam innerhalb der Monate Auguit, 
September gefauft. Vor Ausführung der Lieferung wurde der 
Einfuhrzoll in Deutfcdhland für ruffifche Gerfte von 2 Mark 25 Pf. 
auf 3 Mark 25 Pf. erhöht. Da die Beklagte trog Erjuchens 
von dem Bertrage nicht entbunden wurde, und die Gerfte nicht 
abnahmı, erfolgte ein Selbfthülfeverfauf. Beklagte tft zur Zahlung 
der Differenz verurtheilt. Der Fall der veränderten Umftände, 
durch weldhe die Erreichung des Endzweds beider Theile un- 
möglich gemacht wäre, lag überhaupt nicht vor. Denn an der 
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Einführung der Gerfte nad Deutfchland hatte Verfäuferin fein 
Sntereffe, wennfchon ihr befannt war, daß die Käuferin zu diejem 
Zwed gekauft hatte. Webrigens Liegt diefer Tall anders als die 
in Bd. VII, 566/67 (R. ©. €., Bd. 22, ©. 14) entfchiedenen. 
Denn bier trat burd) die Zollerhöhung nur ein Unterfchied im 
Preife von 10 Proz., alfo Feine außergewöhnliche Werthsänderung 
ein. IL, 77/95 vom 24. Diai. Bol. 347. 

524. Die Bellagte Hatte fi auf die Bemerkung beichränft, 
bei dem Selbithülfeverfauf, wenn folcher vorgenommen, feien die 
gefeglichen Formen nicht beobadtet. Wenn das Berufungsgericht 
hierauf da8 beigebradjte Driginalprotofoll al8 eine echte aus- 
fändische Urkunde anfieht und auf Grund derfelben den vermißten 
Beweis als erbradt anficht, jo genügte das. Cine Veranlaffung, 
die beobachteten Formen einzeln anzuführen, lag nicht vor, da be- 
fondere Ausftellungen nit gemadt waren. I, 77/95 vom 
24. Mai. 

525. Klägerin hatte fic) verpflichtet, dem Beklagten bis Ende 
December 1893 im Ganzen 10000 Tonnen Cement zu liefern. 
Beflagter war nur zur Abnahme der erften 5000 Tonnen ver- 
pflichtet, während die Abnahme der zweiten 5000 Tonnen in fein 
Belieben geftellt war. Doc) follte Beklagter die erft in der Fabrif 
der Klägerin herzuftellende Waare in ziemlid) gleichmäßigen Monats- 
raten bejtellen und Klägerin nur in folder Weife liefern. Beflagter 
hat aber in den Deonaten März bis December immer erheblid) 
unter jenem Durdhfchnittsquantum bleibende Diengen beftellt. Nadj- 
dem Beflagter für December 723 Zonnen beftellt hatte, blieben 
nod) unbejtellte 4205 Tonnen von den 10000 übrig. Am 17. Dec. 
hat der Beklagte 280 Tonnen, zu liefern am 27., 28., 29., 
30. Dec., und am 19. Dec. 3920 Tonnen, zu liefern am 23., 
27., 28., 29. Dec. bejtellt. Die Ausführung diefer Ordres hat 
Klägerin geweigert. Der Beflagte hat das ihm eingeräumte Er- 
mejjen in unbilliger und vertragswidriger Weife ausgeübt, fodaf 
Klägerin mit ihrer Weigerung nicht in Xieferungsverzug gefommen 
ift. Klägerin war im Ungewiffen, ob und wieviel Beflagter von 
den zweiten 5000 Zonnen überhaupt abnehmen werde, fie durfte 
darauf rechnen, daß Bellagter auch diefe zweiten 5000 Tonnen 
nicht in größeren Durdichnittsmengen, als bis dahin gethan, ab- 
rufen werde. Der Bellagte wurde zur Bezahlung des Gelieferten 
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verurtheilt, ohne mit feiner auf Schadenserfag für das Nicht: 
gelieferte gerichteten Einrede gehört zu werden. VI, 51/95 vom 
22. Mai. 

526. Der Beflagte, ein Gutsbefiger in der Provinz Pofen, 
welder nad, feiner unbejtrittenen Behauptung ein Gut von 
1600 Morgen hat, auf weldem Hhpothefen haften, und der von 
feinen Outserträgen nicht mehr als jährlich 50 Wilpel Roggen 
verkaufen könne, hat an eine Firma F. & Co. zu Pofen im April 
1891 2000 Wifpel Roggen per September /Dftober und im Mai 
1891 2000 Wifpel per November/December, beides in Berlin 
zu liefern nad) Berliner Börfenufancen ‚verkauft‘. Der NRoggen- 
preis jticg, und der DBellagte faufte, von 3. & Co. gedrängt, im 
Auguft 4000 Wijpel zurüd. Die Differenzen von zujfammen 
183382 Mark 25 Pf. zu zahlen erklärte fich Bellagter nad) feinen 
Vermögensverhältniffen außer Stande. E8 wurde ein Bergleid) 
dahin geichloffen, daß Beklagter im Ganzen 65000 Mark in 
Raten zahlen follte; er hat einen Theil gezahlt, über fpätere Raten 
Wechfel gegeben, deren einer über 4000 Darf von der bei Er- 
werb über die Eritehungsurfahe unterrichteten Klägerin eingeflagt 
ft. Das Neichegericht Hat die Wechjelllage abgewiefen. Das 
Berufungsgericht hat fih der Annahme nicht entziehen Tünnen, 
daß die Abficht der Kontrahenten auf eine Abwidelung der im 
3.1891 abgejchloffenen Gefchäfte, ebenfo wie bei den in früheren 
Sahren zwijchen ihnen gejchloffenen Zermingefchäften über größere 
Mengen von Roggen und Spiritus, durd) Zahlung von Diffe- 
renzen gerichtet war. Die Unzulänglichfeit ihrer beiderfeitigen 
Bermögensverhältniffe im Verhältniß zu den Abjchlußfummen Laffe 
nur den Schluß zu, daß fie feinen Großhandel mittelft Herein- 
nahme und demnädjtigen Abverfaufs jener Roggenmengen unter 
Benutung eigener oder gemietheter Speicher in Berlin betreiben 
wollten. Das Neichsgericht nahın aber au an, daß die Abficht, 
e8 follte die effektive Lieferung ausgefchloffen bleiben, zum Aus- 
drud gefommen fe. Denn 3. & Co. hatte mit dem Beklagten 
als Selbjtlontrahentin abgefchloffen. ‘Der Beklagte hätte, wenn 
er duch einen Dritten liefern wollte, durd) bdiefen Dritten an 
3. & Eo. liefern müffen. Dies war nicht allein nicht in Aus- 
fit genommen, fondern e8 war von vornherein verabredet, daß 
die gejchloffenen Gefchäfte durch Gegengefchäfte, welche während 
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Börfen- Taufenden Engagements zwifchen den Kontrahenten abzufchließen 

geihäfte.  reien, Fompenfirt werden follten. Cine derartige Abrede ift aber 
das kaum noch verhüllte reine Differenzgefhäft. %. & Co. hatte 
bereits in den erjten Schlußfcheinen zum Ausdrud gebracht, daß 
fie fi) mit dem verabredeten Preife als „KRäuferin‘ nur abzüg- 
(id) der doppelten Provifion in Höhe von 1'/, Proz. veip. 2 Proz. 
belafte, alfo wie fi) aus den fpäteren Rechnungen ergibt, von 
dem DBeflagten behauptet, von der Klägerin nicht beftritten ift, 
der Provifion für die im April und Mai 1891 abgejchlofjenen 
Seichäfte, und für demnädjft zwiichen den Kontrahenten abzu= 
Ichließende Dedungsgeichäfte mit je °/, Proz. refp. 1 Proz. — 
Damit war von vornherein die beiderjeitige Abficht zwijchen den 
Kontrahenten fundgegeben, d. 5. e8 war verabredet, daß nicht 
effektiv erfüllt, fondern daß jchon vor dem Stichtage das Engage- 
ment durd) Berechnung der Differenzen mit Hülfe abzufchließender 
Gegengeschäfte ausgeglichen werden jollte. Aus dem reinen Differenz- 
geichäfte fteht aber ebenfowenig wie aus dem darüber abgejchlofjenen 
Bergleihe und aus den hierüber aceptirten Wechfeln eine Klage 
zu. Daß die Klägerin die Einrede fo wie fie gegen %. & Co. 
begründet war, gegen fic) gelten laffen mußte, hat fie jelbjt ein» 
geräumt. I, 320/94 vom 5. Ian. 95. 

527. Hamburg. Das Berufungsgericht, an welches die 
Sache zurücdverwiefen war, hat wiederum den Bellagten ver- 
urtheilt. Das Reichsgericht hat wiederum aufgehoben und zurüd- 
verwiejen. Beflagter hat neuerdings behauptet, daß Kläger, ale 
er den Beklagten zum Abjchluß von Börfengefchäften aufgefordert, 
auf die Erklärung des Beklagten, daß er weder empfangen nod) 
liefern könne, geantwortet habe: ‚Das made nichts, es jet jelbit- 
verftändlich unnöthig, da jie ja bloß ultimo abredhneten; von 
Empfang fünne gar feine Rede fein.” Beflagter hat über dieje 
vom Kläger bejtrittene Behauptung den Eid zugefchoben, der vom 
Kläger angenommen ift. Das Berufungsgericht will vorftehende 
Behauptung dur die Erwägung befeitigen, daß hiernad) dod) 
nur der Kläger fi) des Nechtes begeben haben würde, vom Bes 
Klagten reale Erfüllung zu verlangen, daß dagegen dem Beklagten 
jtet8 das Necht verblieben fein würde, durch effektive Lieferung, 
bezw. Abnahme zu erfüllen. ‘Diefer Entfcheidungsgrund jteht im 
Widerfprudy mit der dem früheren Revifionsurtheile zu Grunde 
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liegenden rechtlichen Beurtheilung. Das Reichögericht hat in feiner 
Entiheidung ausgefproden, daß der XThatbeftand des reinen 
Differenzgefhäfts au dann vorliegt, wenn bei Eingehung des 
Geihäfts der Wille, Feine Verpflichtung zur Lieferung und Ab- 
nahme der gehandelten Effekten, jondern nur eine Verpflichtung 
zur Differenzausgleichung zu übernehmen, in einer für den an- 
deren Kontrahenten fenntlichen Weije hervorgetreten und zur Grund- 
Inge de8 DVertragsfchluffes gemacht worden ift. E8 erjcheint hier- 
nad) unbedenklich, daß, wenn die obige Behauptung des Beklagten 
erwiejen werden follte, die eingeflagten Gejchäfte als reine Differenz- 
geichäfte anzufehen find. I, 316/94 vom 12. Ian. 95. 

528. Auf vorgedadhte Behauptung wird e8 aber nur an- 
fommen, wenn fid) aus der fonftigen Sachlage feine Anhaltspunfte 
für die Annahme einer ftillfchweigenden auf den Ausschluß effektiver 
Erfüllung gehenden Abmadhung ergeben follten. Das frühere 
reichsgerichtlihe Urtheil hatte in diejer Hinficht eine anderweite 
Prüfung des Sachverhalts angeordnet mit Rüdlicht auf die Be- 
hauptung des Beklagten, daß jein Vermögen zur reellen Erfüllung 
der ftreitigen Gefchäfte nicht zulänglich gemwejen und daß dies dem 
Kläger bei Eingehung der Gefchäfte befannt geweien fe. Das 
Berufungsgeriht hat in dem gegenwärtig angefochtenen Urtheil 
fih nit an die ihm vom NReichSgericht ertheilte Anweifung ge- 
halten, jondern Erörterungen angeftellt, die darauf hinauslaufen, 
daß nad) der Organifation des Börjenhandels der Beklagte, wenn 
er nicht wollte, niemals in die Zage kommen Fonnte, die Waaren 
liefern und bezahlen zu müffen, daß mithin der Umjtand, daß 
dafür feine Verhältniffe nicht genügend gewefen feien, für die 
Annahme eines reinen Differenzgefchäfts nicht verwerthet werden 
fünne,. Diefe Erörterungen, die gegen den vom Neichsgericht in 
der NRechtiprehung über das Differenzgefchäft eingenommenen 
Standpunft anfämpfen, find in der vorliegenden Sadje nit am 
Plage, da die für leitere maßgebenden Rechtsgrundfäße durd) das 
frühere Revifionsurtheil in bindender Weije feitgeftellt find. Da- 
bei wird bemerkt, daß für die Vermögenslage des DBeflagten bei 
Abjhlug der Gejchäfte enticheidend ift, daß es hierbei nicht auf 
den Betrag der vom Bellagten auf das Spiel gefetten Diffe- 
renzen, fondern auf den Umfang der übernommenen Berpflid- 
tungen jelbft anfommt. Wer fi in Börfengeihäfte einläßt, zu 
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deren reeller Erfüllung fein eigenes Vermögen offenbar unzuläng- 
id) ift, von dem ift anzunehmen, daß er von vornherein nicht 
den Willen hat, am Stichtage effektiv zu liefern oder abzunehmen, 
jondern daß jein Wille lediglich) auf Zahlung oder Empfangnahme 
der Differenz gerichtet war. Die verjchiedenen im Berufungs- 
urtheil hervorgehobenen Möglichkeiten der Regulirung, die durd 
die Drganifation des Börjenhandels dargeboten werden, find nicht 
geeignet, vorftehende Annahme zu entfräften. Ein dem Beklagten 
etwa zu Gebote ftehender Kredit würde nur injoweit zu berüd- 
fichtigen fein, al8 Hierfür beftimmte, aus den Gefchäftsbeziehungen 
des DBeflagten oder feinen perjönlicden Verhältniffen fid) ergebende 
fonfrete Anhaltspunkte vorliegen. Die Möglichkeiten, welche die 
Einridtung des Börfenverfehre für die Sciebung von Zeit- 
geihäften gewährt, find auch in diefer Beziehung außer Betradit 
zu laffen. I, 316/94 vom 12. Ian. 95. 

529. Im Fall Bd. XV, 387 hat nun das Berufungsgericht 
die Klage abgewiefen. Das Berufungsgericht fieht als erwiefen 
an, daß der Beklagte im 3. 1888 nur im Beige fehr gering- 
fügiger Mittel, welche in feinem PVerhältniß zu den aus der 
flägerifhen NRechnungsaufitellung fich ergebenden umfangreichen 
Spefulationsgejchäften geftanden, befunden habe, daß vielmehr bei 
Abichluß der Spekulationsgeichäfte die Abficht des Beklagten nur 
dahin gegangen fein Förmne, effektive Lieferung folle ausgefchloffen 
bleiben, die Erledigung folle vielmehr nur durd) Ausgleichung der 
entitandenen Differenzen herbeigeführt werden. Auf Grund von 
Aeugerungen des Klägers wird ferner für erwiefen angejehen, daß 
Kläger beit Eingehung der Geihäfte fi) diefer Willensrichtung 
de8 Beklagten vollfommen bewußt gewejen fei. Kläger müffe bei 
Abfchlup der Spekulationsgefchäfte von der Weberzeugung aus- 
gegangen fein, daß der Beklagte nicht im Stande und daher aud) 
nicht willens fei, die Gejchäfte effektiv zu erfüllen. Der Vertrage- 
willen fei zum übereinftimmenden ftillfehweigenden Ausdrud ges 
bradjt, daß das Recht auf wirkliche Tieferung und Abnahme aus- 
geichloffen und die Erfüllung lediglich in Zahlung der Differenz 
beftehen folfe. Revifion zurückgewiefen. Unerheblic), daß der Be- 
Hagte al8 Inhaber einer Firma in das Firmenregifter al8 Kauf- 
mann eingetragen, daß er mit börfengängigen Papieren Handel 
treibt und daß er täglich die Tonbsbörfe bejucht habe. Denn bie 
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feitgeftellte Vermögenstlofigfeit defjelben ift nicht nur dann eine 
erhebliche Anzeige für feinen Willen, reine Differenzgefchäfte zu 
machen, wenn er Nidhtlaufmann gewefen ift, fondern aud) dann, 
wenn er börfenmäßige Handelsgejchäfte betrieben hat. IV, 340/94 
vom 14. Sebr. 95. 

530. Hamburg. Das Berufungsgericht lehnt die Annahme 
eines reinen Differenzgefchäfts jelbit für den Fall ab, wenn, wie 
der Beklagte behauptet hat, fein Vermögen vollftändig unzuläng- 
ich war, um die in hohen Summen auf Termine gehandelten 
Papiere abzunehmen und zu liefern, Beklagter vielmehr auf die 
mäßigen Einnahmen aus feinem Gewerbe als Möbelladirer an- 
gewiejen und diefe Bermögenslage dem Kläger befannt war. Das 
ift rechtsirrthümlih. War der Beklagte durd) diefe Vermögens- 
lage darauf angewiejen, wenn er an der Börfe fpekuliren wollte, 
auf Differenzen zu pefuliren, weil er die auf Termine gehandelten 
Papiere, wie von vornherein feititand, nicht bezahlen und nicht 
zur Lieferung anjchaffen fonnte, und war Died dem Kläger bei 
Abjhluß der Gefhäfte befannt, find aud, wie das Berufungs- 
gericht annimmt, die Gefchäfte zwifchen den Kontrahenten in diejer 
Weife thatfählicd) realifirt, jo waren die Parteien von vornherein 
darüber einverjtanden, daß gefpielt, d. H. durd) Differenzen vegu- 
lirt werden follte. Und diejes Einverjtändniß ift durd) den fort- 
gejegten Abfchluß von Gejchäften über die mit den Vermögens- 
verhältnifien des Beklagten in ftarfen Mifverhältniß ftehenden 
Beträge erklärt. Das NReichdgericht würde aljo, wenn die von 
dent Bellagten behaupteten Thatjachen fejtftänden, unter Aufhebung 
des DBerufungsurtheils die Klage auf Grund der Einrede des Be- 
Klagten abgewiejen haben. Aufgehoben, zurüdverwiefen. I, 441/94 
vom 25. März 9. 

531. DBellagte haben für die Klägerin Börfenpapiere ge- 
fauft und verkauft. Sie haben, weil Klägerin ihr Depot nicht 
verftärft hat, eine Zwangsregulirung vorgenommen, welche Klägerin 
nicht gegen fich gelten Lafjen will. Nad) der Behauptung der Be- 
Hagten bat aber nad) der Zmwangsregulirung eine Unterredung 
zwilchen der Klägerin und €. 9., einem Gefellichafter der DBe- 
Hagten, ftattgefunden, in welcher fid) Klägerin verpflichtet hat, ihr 
Depot bis 1. Oft. 1889 um 3000 Mark zu verjtärken, wogegen 
fi Beklagte verpflichtet haben, die Papiere zu einem bezeichneten 
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Kurje zurüdzufaufen. Das Berufungsgericht eradjtet für er- 
wiefen, daß diefe Unterredung fjtattgefunden hat. Klägerin Hat 
vorbehaltlos einen Nevers entgegengenommen, in weldem ©. 9. 
verfprochen hat, die Effekten zu gewiffen Preifen zurüdzufaufen. 
Aus der engen Verbindung, in weldje hier die Verpflichtung zum 
KRüdfauf der veräußerten Papiere zu der von der Klägerin zu- 
gefagten Depotverftärfung gebracht wird, ift zu entnehmen, daf 
e8 nad der Abficht der Parteien bei dem ftattgehabten Verkauf 
der Papiere, alfo bei der Zmangsregulirung, fein Bewenden haben 
Sollte, falls Klägerin ihrer Verpflichtung nit nachfommen würde. 
MWenigitens erfcheint dies al& die zunädjft fich darbietende Aus- 
legung des MNeverjes,; e8 würde de8 Nachweifes befonderer Um: 
ftände bedürfen, um eine abweichende Auffaffung zu rechtfertigen. 
Klägerin würde danad) die Zwangsregulivung genehmigt haben. 
I, 88/95 vom 8. Mai. 

532. Hamburg. Wenn aud ein ernftliches Zeitgefchäft bei 
der heutigen Entwidelung des Börfenverfchre von jedem Kontra- 
henten jchlieglicy in ein Differenzgefhäft aufgelöft werden Tann, 
jo darf hieraus nicht gefolgert werben, daß jedes Differenzgeichäft 
ein ernftliches Spekulationsgefchäft fein müffe. Bei einem gänz- 
ih mittellojfen Kontrahenten hängt die Art der Auflöfung des 
Seihäfts nicht von feinem Willen ab; er fann nidyt nad) feinem 
Gutdünten effektive Erfüllung oder Differenzzahlung wählen, fon- 
dern er muß von vornherein auf die Differenz ausgehen, und der 
mit diefer Sadjlage befannte Gegenfontrahent muß damit einver- 
Itanden fein, daß die Differenzzahlung der ausfchliegliche Inhalt 
dc8 Geihäfts fein foll, wenn überhaupt ein Gefchäft zu Stande 
fommen joll. Unter folhen Umftänden finft das Dedungsgeichäft 
zu einer bloßen Form herab, welde nur den Zwed Hat, die 
Differenz der Preife für einen bejtimmten Zeitpunkt feitzuftellen, 
gleichviel ob diejfer Zeitpunkt ein von vornherein feitgejetter war 
oder von einem oder dem andern Kontrahenten frei gewählt werden 
durfte. Die ftets vorhandene Möglichkeit der Abichliefung eines 
Dedungsgeichäfts vermag alfo die aus der Mittellofigfeit eines 
Kontrahenten fi) ergebende ftarfe Vermuthung für den Abjchluf 
eines reinen Differenzgefchäfts nicht zu widerlegen. Nun hat aber 
der Beklagte behauptet, daß er zu der Zeit, al8 die in Rede 
ftehenden Gefchäfte gejchloffen worden find, außer feinem Yahres- 
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gehalt von 4000 Mark feine fonftigen Gelbmittel zur Verfügung 
gehabt Habe. Dazu kommt, daß feine Stellung al8 Handlungs- 
gehülfe ihm den Abfchluß eigener Gefchäfte verbot. Beide That- 
umftände mußten ihn nöthigen, von der Erfüllung der Gefchäfte 
durch effektive Abnahme oder Lieferung abzufehen, und find des- 
halb wichtige Anzeigen dafür, daß fein Vertragswille ausjchlieg- 
ih nur auf Differenzzahlung gerichtet gewesen fein fann. “Der 
gleihe Vertragsmwille aber müßte bei Kenntniß jener Umftände 
auch bei den Gegenkontrahenten de8 Beklagten angenommen werden. 
Aufgehoben, zurücverwiefen. I, 63/95 vom 25. Mat. 

533. Die Bremer Lagerhausgejellichaft Hatte bei mehreren 
Feuerverficherungsgejellichaften erlaubte Kaufmannswaaren aller 
Art für eigene und/oder fremde Rechnung, in verfchiedenen 
Schuppen des Freibezirfs Bremen lagernd, insgefammt 323 000 
Mark, gegen Teuersgefahr verfichert. Auf Grund diefer Ber- 
fiherung waren unter anderm auch 48291'/, Kilo Weizen und 
803 Süde für 6277 Mark 90 Pf. verfichert, welche in einem 
Schuppen V lagerten und dort verbrammten. Die VBerficherungs- 
gejellichaften wurden für fchadenserfagpflichtig eradjtet, ohne daß 
fie mit dem Einwande gehört wurden, der Eigenthümer des Weizens 
habe jeinerjeit8 laut einer noch laufenden Iahrespolice bei einer 
dritten Gejellfhaft für erlaubte Kaufmannswaaren für eigene 
und/oder fremde Recdynung, lagernd in jenem Schuppen V, in Höhe 
von 30000 Mark Berficherung genommen. Die fänmtlichen Policen 
enthielten die Klaufel: ‚„Anderweitige Verficherungen präjubdiziren 
nit und find erft im Falle eines Brandichadens nachzumeijen.‘‘ 
Die Beklagten konnten nicht verlangen, daß fie nur im Verhält- 
nig von 6277,90 :30000 Mark jchadenserfaßpflichtig feien. Hatte 
auch hier die Klägerin im Auftrage des Eigenthümers bei den 
Beklagten DVBerfiherung genommen, jo Tiegt doch eine Doppel- 
verfiherung nicht vor. Denn die Klägerin hat eben nur bei den 
Bellagten und nicht bei der dritten Gefellichaft Verfiherung ge- 
nommen, bei welcher E. jelbjt verfichert hat. Würde €. aus 
faftiichen Gründen von feinem DVerficherer feinen Schadenserjat 
erhalten, jo würde Klägerin in die Xage kommen, ihrem Auftrag- 
geber den vollen Schaden erjegen zu müffen, während fie von 
den Beklagten nur pro rata entfchädigt wäre. Umgefehrt fann 
natürlih E., der Cigenthümer, wenn er von der Klägerin den 
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Schaden erjegt erhalten hat, nicht nody einmal denfelben Betrag 
von feinem Berficherer fordern. I, 177/94 vom 6. Oft. 

534. Entjprehend I, 176/94 vom 6. Oft. Die Verficherung 
der Bremer Lagerhausgejellichaft erftredte fich auch auf 270 Ballen 
Korkholz im Verficherungswerth von 10704 Mark 60 Pf., welche 
im Schuppen V lagerten und dort verbrannten. Die Verficherungs- 
gefellfchaften find deshalb verurtheilt, obwohl der Eigenthümer des 
KorkHolzes feinerjeits in Höhe von 10000 Mark Verficherung 
gegen Teuersgefahr auf erlaubte Kaufmannswaaren für eigene 
und/oder fremde Rechnung, lagernd in den Speichern und [oder 
Schuppen de8 Freibezirts Bremen, mit der Klaufel genommen 
hatte: ‚„‚Anderweite Verficherung jchadet nicht.” Denn die Grund- 
jäße der Seeverfiherung mit ihrem ©regenjag zwilchen Berfiche- 
rungsnehmer und Verfiherten — 9. ©. 3. 785 ff. — find nidt 
auf die Binnenverficherung anzuwenden. Wenn alfo ein DBer- 
ficherter auf Grund der hier maßgebenden allgemeinen Bedingungen 
in eigenem Namen für eigene und/oder fremde Rechnung fontra- 
hirt hat, fo Steht er wie der Kommiffionär dem Verficherer als 
alleiniger Kontrahent gegenüber; aus dem Dertrage werden nur 
für ihn Rechte und Pflichten gegen den Verficherer begründet. Als 
verfichert ift aber nur anzujehen die verficherte Sache felbft, nicht 
das Intereffe, welches der Verficherte daran hat, daß die verficherte 
Sadıe nit von Yeuersgefahr betroffen werde. — Bel. Bd. V, 
692; Bd. VI, 582; Bd. VIII, 510; Bd. IX, 420; 2b. XII, 
461, 462. — Bieran ift gegen Ehrenberg — Handbud de8 Vers 
fiherungsrechts, und in Ihering’s Iahrbüchern, Bd. 30 und 33 — 
feftzuhalten. Bd. XII, 468 ftcht nicht entgegen, da nad der 
dortigen fpeziellen Sadjlage die Grundjäße der Seeverfidherung 
für anwendbar eradıjtet wurden. 

535. Allerdings enthielt die Police die Beftimmung: ,... find 
die verficherten Gegenftände noch anderswo verfichert, jo wird der 
Schaden pro rata vergütet”. Das ift aber dahin zu verftehen, 
daß, wenn die Klägerin jelbft in eigenem Namen eine Doppel- 
verficherung genommen hätte, diefe Vertheilung dc8 Schadens eins» 
treten follte, nicht wenn neben ihrer Verfiherung aud) ihr Auf- 
traggeber verfichert hatte. I, 176/94 vom 6. Oft. 

536. Die Verfiherung war von der Klägerin im Auftrage 
eines Gläubiger8 des Eigenthümers genommen, welchem diejer 
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die Waaren verpfändet Hatte. Natürlih muß Klägerin ihrem 
Auftraggeber die Berfiherungsjumme abzüglich der Brämie, LTager- 
foften und Cpefen herauszahlen; und das fommt indireft dem 
Eigenthümer zu Gute, kann aber zu deffen Bereicherung nicht 
führen, da feine Verficherer, wenn er gegen diefe Klage erheben 
will, ihm die Einrede entgegenfegen dürfen, daß fein Eigenthums- 
intereffe an der Waare durch deren Verpfändung und durd, die 
Auszahlung der an Stelle des Pfandes getretenen DVerficherungs- 
junıme an feinen Pfandgläubiger völlig gedeckt fei, er mithin durch 
nocdhmalige Auszahlung der Verfiherungsjumme einen ungeredt- 
fertigten Gewinn madjen würde. I, 176/94 vom 6. Oft. 

537. Die Bellagte hat in diefem Prozeffe gar nicht be- 
ftritten, daß fie dem Kläger 11006 Mark 61 Pf. zu zahlen habe. 
Gefordert hat der Kläger nur 11528 Mark 10 Pf. Wenn fie 
wegen ber geringfügigen Differenz von 521 Mark 49 Pf. die 
Auszahlung des hohen unftreitigen Betrages dem Kläger vor- 
enthalten, den Kläger zu einem Prozeß genöthigt hat, der mehrere 
Yahre gewährt hat, fo widerspricht die Berufung auf die Police- 
beftimmung $. 11, daß die Ent{chädigungsfumme erft binnen Monats- 
frift, nachdem ihr gefammter Betrag durd) rechtslräftiges Urtheil 
feftgeftellt ift, in diefem alle den guten Sitten. Die Beklagte 
fann deshalb aus jener Vertragsbeftimmung feine Rechte für fich 
herleiten. Die Beklagte ift mit Recht zur Zahlung der 11528 Marl 
10 Pf. fammt Zinfen zu 5 Proz. jeit der Klagerhebung verurtheilt. 
I, 358/94 vom 30. San. 95. 

538. Im Fall 39 Hatte der Kläger, welcher bei der be- 
Elagten Gejellihaft fein in dem Gehöft befindliches Deobiliar, 
Vieh, Wirthichaftsgeräth und Getreide gegen Teuerögefahr ver- 
fihert Hatte, mit jämmtlichem lebenden und todten Inventar und 
der vollen Ernte, wie e& fteht und liegt, am 3. Aug. 1892 zum 
Ausichlachhten verkauft, 15000 Mark waren auf den Kaufpreis 
angezahlt. Die Uebergabe erfolgte am gleichen Tage, die Auf: 
taffung jollte fpäteftens am 1. Sult 1893 erfolgen. Am 22. Aug. 
entitand auf dem Gute ein Brand, bei welddem an mitverfauften 
Borräthen von Holz, Getreide und Geräthen ein Echaden 
von 6170 Mark 40 Pf. entftand. Die Gejellichaft wollte nicht 
zahlen, weil nad) den BVerficherungsbedingungen die Verficherung 
durch den Eigenthumswechjel erlofchen und nicht wieder in Kraft 
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getreten fei. Sie wurde zur Zahlung verurtheilt, weil ein Eigen- 
thumswechfel nicht eingetreten fei. Nevifion zurücgewiefen. II, 
311/94 vom 1. Febr. 9. 

539. Celle. Dem Kläger als Hhpothefgläubiger des durch 
Teuer beichädigten Haufes fteht zwar ein direfter Anfpruch gegen 
die Bafeler Teuerverficherungsgejellichaft zu, obgleid) er mit der 
Beklagten nicht Fontrahirt hat, weil deren Berficherungsbedingungen 
Teftfegungen zu Gunjten der Hypothefgläubiger enthalten. — Vgl. 
R.G.€., Bd. 8, ©. 169. — Allein die Klage ift mit Net ab- 
gewicjen, weil wegen eine® von der Beklagten nicht genehmigten 
Befittwechjel® deren Verbindlichkeit aus der Verficherung nad) ihren 
Bedingungen ruhte. Dies präjudizivt auf den Hypothefgläubiger, 
wenn fchon derfelbe bei laufender Verficherung dadurd) nicht aus: 
geichloffen wird, daß derjelbe dem PVerficherten gegenüber durd) 
dbeffen Verjchuldung verwirft wird. III, 380/94 vom 22. Febr. 95. 

540. Kläger Hatten bei der Beklagten ihre Dampfboote, 
„befindlih im Sommer auf dem Schweriner: fowie aud) Ziegel- 
See, und im Winter auf Lager in dem auf dem Schweriner 
Stadtbinnenfelde hart am Ziegel-Sce befannten Schuppen”, ver: 
fihert. In der Naht vom 11. auf den 12. Dec. 1893 Tagen 
diefe Boote, miteinander vorn, achtern und mittfchiffs verbunden, 
im Ziegel-Sce vor dem zu ihrer Aufnahme während des Winters 
beftimmten, feewärts offenen Schuppen, in weldhem fi zum Auf: 
ziehen der Boote zwei Stips befinden. Im der Nacht ift auf den 
Booten Feuer ausgebrochen; fie find auf den See hinausgetrieben 
und verbrannt. Die VBerficherungsgejfellichaft tft zur Zahlung der 
Verfiherungsjumme verurtheilt, ohne damit gehört zu werden, 
daß fih die Boote nidht an der Winterjtelle befunden haben. 
Das Berufungsgericht verlett Feine Interpretationsregel, wenn 
c8 nach der Faffung der BPolicen den BVerficherten ein gewifles 
freie8 Ermeffen und einen weiteren Spielraum für die Zeit der 
Einbringung der Boote in den Schuppen einräumt. C& hält fid) 
ferner ganz auf dem Boden thatfächlicher Erwägungen, wenn e8 
nad) den vorliegenden Berhältniffen jelbjt nod) für die in Frage 
jtehende Zeit Luftfahrten auf den Seen nit für ausgejchloffen 
erachtet. Mit diefen Erwägungen tritt das Berufungsgericht aud) 
nit mit der Sachlage, insbefondere mit der bereits erfolgten 
Entlaffung der Schiffsmannidaft, in Widerfprud) ; denn e8 kann 


Die einzelnen Verträge, Rehtsgeichäfte und VBertragsflaufen. 269 


ohne weitered angenommen werden, daß die DVerficherten jederzeit 
in der Lage waren, die Boote bei fi) findender Gelegenheit unter 
Heranziehung des erforderlichen Bedienungsperjonals zu benugen. 
III, 36/95 vom 10. Mat. 

541. Im Fall 289 ftand der Klägerin fein Aniprud) zu. 
Denn hier kommen die Beftimmungen des Art. 855 9. ©. 2. 
zur Anwendung, nad) welden der Verficherer überhaupt für feinen 
Cchaden haftet, „welcher aus einer Beichädigung entitanden, ohne 
Unterfchied, ob derfelbe in einer Werthsverringerung oder in einem 
gänzlihen oder theilweifen Verlufte und insbefondere darin befteht, 
daß die verficherten Güter gänzlich) verdorben oder in ihrer ur- 
iprünglihen Beichaffenheit zerftört den Beftimmungshafen er- 
reihen... e8 fei denn, daß das Schiff... geftrandet ift“. Daß 
aber das Schiff gejtrandet oder ein der Strandung nad) $. 24 
der Bolicebedingungen und Art. 855 9. ©. 3. gleich zu achtender 
Seeunfalf eingetreten fei, hat Klägerin gar nicht behauptet. Selbit 
wenn die verficherten Möbel in ihrer urfprünglichen Beichaffen- 
heit — wie Klägerin behauptet — zerjtört wären, würde daher 
die Haftung des Beklagten für Schadenserfag ausgejchloffen fein. 
Die in 8. 37 der Allgemeinen Policebedingungen enthaltene, aus 
Art. 858 9. ©. 3. herübergenommene Begriffsbeftinnmung des 
ZTotalverluftes findet alfo bei der Verfidherung „frei von Bes 
Ihädigung außer im Strandungsfalle” Feine Anwendung. Bol. 
Boigt, Das Deutihe Seeverfiherungsredt, ©. 598 ff. und 
©. 432 ff. I, 196/94 vom 17. Dkt. 

542. Die Klägerin hatte bei der Bellagten antheilig DBer- 
fiherung gegen Seegefahr genommen für Waaren aller Art, 
welche von Häfen oder Pläten Curopas nad) Häfen oder Pläten 
Brafiliens in der Zeit vom 1. Ian. bis 31. ‘Dec. abgeladen werden, 
auf Grundlage des Fakturamwerths zuzüglich aller Koften bis an 
Bord, der Verficherungskoften, der Tracht reip. des Tradıtvor- 
\chuffes und als Zujchlag 25 Proz. imaginären Gewinns u. |. w. 
Belonders vereinbart war, daß dem Berficherten alle die Schäden 
reip. Koften zu voll zu erjegen feien, welche ihm durch Ouarantäne- 
maßregeln oder Einfuhrverbote, deren Urfadhe in Beforgniß vor 
Einfchleppung anjtedlender Krankheiten liegt, erwachlen; namentlic) 
in dem Talle, daß Güter in Brafilien nicht gelandet werden dürfen, 
vejp. daß verfügt wird, daß diefelben zu vernichten find oder daß 
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diejelben zufolge Dauer von Quarantäne verderben jollten. Die 
durch Solche Umftände verlorenen Trachten reip. die Rüdfradhten, 
Affefuranz- und andere Kojten für zurücdbeorderte oder in Folge 
von Quarantäne zurüdgefandte Güter find gleichfall® zu erjegen. 
Die Hamburg- Südamerifaniihe Dampfichiffahrtsgefellihaft Hat 
durch ein Circular vom 26. Sept. 1893 fundgegeben, daß fie in 
Anbetracht der neuerdings wieder in Brafilien in Kraft getretenen 
Duarantänemaßregeln und der den Dampfern dadurd) entjtehenden 
Ertrafoften, anfangend mit der Crpedition des Dampfichiffes 
„Santos am 4. Oft. 1893, zur Dedung folder Koften einen 
Zulhlag zu den Fradtkoften von 10 Mark per Kubikmeter veip. 
1000 Kilo erheben und die Ablader mit der Fracht belajten werde. 
Ein fpäteres Cirkular theilt mit, daß die Koften vom 23. Nov. 
ab nicht mehr zur Hebung kommen. Die Beklagte ift zur Er- 
ftattung des auf fie aus der Verficherung entfallenden Antheils 
an den Mehrkoften, welche in der Zwijchenzeit erhoben find und 
die, wie die Police zu verftehen ift, unter die verficherten Koften 
fallen, verurtheilt; Revifion zurücgewiefen. Die Sade Fünnte 
anders liegen, wenn die Revifionsbeflagte zur Zeit der Abladung 
gewußt hätte, daß fie nicht darauf rechnen könne, daß der Fradıt- 
zujchlag zurücgezahlt werde. Denn die VBerfiherung wird nur gegen 
eine Gefahr übernommen, alfo gegen einen Schaden, von welchem 
der Verfiherungsnehmer möglicherweife betroffen werden Tann, 
nicht gegen einen Schaden, deffen Eintritt ficher ift, wenn der 
Berficherungsnehmer fi) auf das unter die Verficherung fallende 
Unternehmen einläßt. Und da die Verfiherung nicht gegen die 
Gefahren des Gewerbebetrieb8 genommen wird, aljo fi) nicht auf 
die wechjelnden Konjunkturen der Höhe der zu zahlenden Frachten 
im Allgemeinen erftrect, fondern gegen Seegefahr genommen ift, 
jo fan zu Gunften der Revifionsbeflagten nicht entjcheiden, daß 
zu der Zeit, als fie den Verficherungsvertrag mit der Revifions- 
Hägerin jchloß, jene Quarantänemaßregeln in Brafilien noch nicht 
getroffen waren und die Ankündigung einer Erhöhung der Trachten 
aus diefem Anlaß von den NRhedern noch nicht erlaffen war. 
Allein, daß hier überhaupt eine Unficherheit, alfo auch eine Ge- 
fahr bejtand, ergibt fi) aus dem Inhalt der Ankündigung vom 
26. Sept. 1893. Denn nad diefer Ankündigung follte der er- 
hobene Sracdhıtzufchlag bei folchen Dampfern, welche in der Lage 
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fein werden, die Reife ohne Duarantänebeläftigung in gewohnter Transport- 
Weife wieder auszuführen und die Waaren ohne Behinderung zu Yeriherung. 

töfchen, zurüderftattet werden. Db aber in concreto bei den von 
der Klägerin erhobenen Fradhtzufchlägen die Ausficht auf folche 
ungehinderte Xöfchung zur Zeit der Abladung mit Sicherheit aus- 
geichloffen war und ob e& danad für die Klägerin mit Sicder- 
heit feitftand, daß fie den Frachtzufchlag definitiv verlieren werde, 
das ijt fein Gegenftand der Verhandlung in der Revifionsinftan;. 
I, 402/94 vom 23. Febr. 95. | 

543. Klägerin hatte bei der Beklagten bezüglich der von ihr | 

bezogenen Baumwolle BVBerficherung genommen. Während des 
Transports einer Partie Baumwolle von Gent nad) Mülfort ge- oo 
rieth der Eifenbahnwaggon in Brand und die Baumwolle wurde | 
zum Scheil beihädigt. Die Schadensflage ift abgewiejen, Re- 
vifion zurüdgewiefen. Denn nad) den Allgemeinen Verficherungs- 
bedingungen hat die Beklagte bei Beichädigungen von auf der 
Eifenbahn transportirten Waaren nur für den NReitichaden auf- 
zufommen, welcher den durd die reglementmäßige Entjchädigung 
dur) die Bahn zu vergütenden Schaden überfteigt. Da der ge- 
meine Handelswerth hier den Normaljfag von 60 Mark für 50 Kilo- 
gramm Brutto nicht überfteigt, jo bleibt ein Reft, für welden 
Deklagte in Anfpruch genommen werden fünnte, nicht übrig. Aller- 
dings hatte Klägerin feinen direkten Anjpruch gegen die Eifenbahn- 
verwaltung, da der Fall des Art. 405 9. ©. B. nidht vorlag. 
Aber die Abjenderin hatte die Verfendung für Gefahr und Ned): 
nung der Klägerin ausgeführt und war deshalb zur Abtretung 
der Aniprüde an die von dem Schaden betroffene Klägerin ver- 
pflihtet. II, 41/95 vom 10. Mai. 

544. Kläger war im 93. 1893 bei der Beklagten gegen Hagel: 
Hagelfchaden verfihert; am 22. Mai d. 3. ging ein Hagelwetter Perfiherung. 
über ein verfichertes Napsfeld nieder. Die Klage auf Erjat des 
Schadens ijt abgewiejen, weil Kläger den Hageljchaden der General- 
agentur erjt am 30. Mai angezeigt hat, während derjelbe gemäß 
den DBerficherungsbedingungen binnen 72 Stunden jeit Eintritt 
des Greigniffes bei VBerluft des Entjchädigungsanipruch® anzu- 
melden ift. Wenn, wie Kläger behauptet hat, nicht jelten nad) 

Eintritt eines Hagelwetters der Schaden an den Pflanzen in den 
nädjten Zagen für das unbewaffnete Auge unwahrnehmbar bleibt, 
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ift e8 geboten, in jedem alle die vorgejchriebene Anzeige fofort 
zu machen und nicht erjt abzuwarten, bis die Beichädigung aud) 
dem bloßen Auge fichtbar wird. Denn es ift dann willfürlid) 
anzunehmen, e8 fei fein Schaden eingetreten, weil er nod) nicht 
für das bloße Auge fihtbar if. Will der Landwirth in foldhen 
Valle nicht felbft die mifrosfopiiche Unterfudhung vornehmen, weldje 
ja aud) nad) der Angabe des Klägers die Beichädigung fo zeitig 
erkennen läßt, daß die Frift der Anzeige nad) Erfennung des 
Schadens gewahrt werden kann, jo mag er das dem Vertreter 
der Verficherungsgejellichaft überlaffen. Webrigens ftand e& dem 
Kläger frei, den Antrag auf Abihäkung fid) auf acht Tage vor- 
zubehalten. Die Berjpätung der Anzeige war demmad) keineswegs 
unverfchuldet. Und da die Verficherungsgefellichaft ein wohl be- 
gründetes Intereffe daran hat, daß der Schaden fobald e8 gejchehen 
fann fejtgejtellt wird, und daß DBerdunfelungen vermieden werden, 
jo ift an ftrenger Beurtheilung derartiger Verfäumniffe feitzuhalten. 
I, 367/94 vom 2. Tebr. 95. 

545. €., der damalige Befiger des Nittergut® W., Hatte 
bei der Klägerin auf fünf Jahre von 1888 ab gegen Hagelfchaden 
verfihert. Nachdem da8 Gut von der Landihaft in Zwangs- 
verwaltung genommen war, wurde den DBerficherungsbedingungen 
entjprechend von dem beftellten Verwalter im April und Mai 
1890 die Deklaration der Feldfrücdte für das Jahr 1890 bewirkt 
und die Vorprämie entrichtet. Das Gut ift von einer Bank er» 
Itanden, welche daffelbe an den Beklagten veräußert hat. Die 
Klägerin hat die Bank aufgefordert, die Nahjchüffe für 1890 zu 
zahlen. Diefe hat der Klägerin Mittheilung von dem Verkauf 
gemadht, aud) jei Beflagter nad) dem Abrecdhnungsprotofoll vom 
23. Suli 1890 in die beftehenden Verficherungsverträge eingetreten 
und habe fid) zur Zahlung etwaiger Brämiennadhfchüffe verpflichtet. 
Auf die Aufforderung der Klägerin vom November 1890 hat der 
Beklagte die Nahjchüffe für 1890 bezahlt, eine Deklaration für 
1891 aber nidyt eingereicht. Da nad) den Bedingungen ein Mit- 
glied, welches nicht vor dem 1. Oft. fündigt, für das nachfolgende 
Jahr den vorjährigen Beitrag einfchließlic) des etwaigen Nad- 
Ichuffes zu zahlen hat, audy wenn e8 feinen Verfiherungsatt nicht 
erneuert, ift DBeklagter vom Neichsgeriht zur Zahlung von 
1757 Mark 50 Bf. verurteilt. Denn die von dem Beklagten 


Die einzelnen Berträge, Nechtsgefchäfte und Bertragsflaufen. 273 


der Bank gegenüber abgegebene Erklärung trug die Ermächtigung 
in fi, von ihr aud) der Klägerin Kenntniß zu geben, und die 
Klägerin hat den Eintritt des Beflagten in den von E. mit ihr 
abgefchloffenen Verficherungsvertrag dem Bellagten gegenüber ge- 
nehmigt. I, 422/94 vom 9. März 9. 

546. Mebrigens it $. 2163 A. 2. R. IL, 8 über die Un 
erheblichfeitt der Veränderung in der Perjon des Eigenthümers 
der verficherten Sache aud) auf Hagelverficherungsverträge an- 
wendbar. Allerdings tft nad) $. 15 der Verficherungsbedingungen 
der Klägerin der Mebergang des Eigenthums der verjicherten Teld- 
früdhte der Klägerin binnen vier Wochen vom Verficherten an- 
zuzeigen mit der Wirkung, daß der neue Befiker nach erfolgter 
Anzeige in die DVerficherung eintritt. Erfolgt die Anzeige nicht, 
jo bleibt der erfte Verficherte der Gejellihaft für das laufende 
Sahr verpflichtet, während der neue Befiter feine Rechte aus der 
Berfiherung des Vorbefigers erwirbt. Aus diefen Beitimmungen 
fann nicht mit dem DBerufungsgerichte abgeleitet werden, daß die 
Berfiherung zum Nadhtheile der Verfiherungsgefellichaft 
erlojchen jei, weil nicht der Verficherte den Eigenthumswechjel 
angezeigt habe. Denn einerjeitS hat die Anzeige nicht die ihr 
beigemefjene Bedeutung einer Willenserklärung, durdy welche der 
Berficherte über fein Vertragsrecht verfügte, jondern fie ift eine 
Benadhridtigung thatjächlichen Inhalte. Deshalb genügte aud) 
zur Abwendung des Präjudizes des $. 15, daß die Yandidhaft 
die Klägerin davon benacdjridhtigte, daß das von ihr in Zmwang®- 
verwaltung genommene Rittergut durd) Zwangsverfteigerung auf 
die Bank übergegangen fei. Sodann aber gibt der $. 15 nur 
der Klägerin Redjte, welche eine dem $. 15 nicht entjprechende Mit- 
theilung nicht gelten zu laffen braudte. Dagegen kann fich weder 
die Vorbefigerin des Beklagten noc) diejer jelbft auf den Mangel 
einer forreften Anzeige berufen. I, 422/94 vom 9. März 9. 

547. Nad) dem Verficherungsvertrage find die thatfächlichen 
Borausfegungen des Anipruchs zu einem Theile vom ordentlichen 
Richter, zum andern, nämlid) ob eine vorübergehende oder eine 
dauernde Erwerbsunfähigfeit des Verficherten vorhanden, und ob 
fie die unmittelbare Folge des Unfalls ift, durd; Arbitratoren 
feftzuftellen. Diefe Scheidung des Prozekftoffes bringt es mit 
fi, daß gleichzeitig mit dem Verfahren vor den Arbitratoren und 

Bragid des Reihägerihtd. XX. 18 
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aud) Schon vorher — denn der Vertrag enthält nichts Gegen- 
theiligeg — Klage bei dem ordentlichen Richter erhoben werden 
fann, die auf Zuerlennung des Anfpruchs für den Fall abzwedt, 
daß die Arbitratoren die ihrem Ausipruche vorbehaltene Cnt- 
Iheidung zu Gunften des Klägers treffen. Dieje Feftitellungs- 
lage ift, da8 Vorliegen eines rechtlichen Interefle8 an der als- 
baldigen Feftitellung vorausgefeßt, zuläffig. Soldes Tam hier in 
Trage, injoweit Parteien darüber ftritten, ob Kläger durd) fein 
Verhalten nah dem Unfall feines Anjpruchs verlujtig gegangen 
jei, weil er eine von ihm verwirfte Konventionalfitrafe nicht ge- 
zahlt Hatte. Das Reichsgericht hat die Klagabweifung aufgehoben, 
zurüdverwiefen. VI, 273/94 vom 7. Ian. 95. 

548. ©. war bei der beflagten Berficherungsgefellichaft gegen 
die Folgen körperlicher Unfälle für den Fall des Xodes, für den 
Tall des Lebenslänglichen Verluftes der Arbeitskraft mit 20000 
Mark und für den Fall vorübergehender Arbeitsunfähigfeit mit 
10 Mark pro Zag verfidert. Er ift am 16. Dec. 1891 durd) 
ein vom Sturme losgeriffenes Firmenshild am Kopf und Yaud) 
getroffen und zu Boden geworfen, und hat deshalb geflagt; 
nad) feinem am 25. April 1892 erfolgten Tode haben die Erben 
die Klage in Höhe von vorläufig 1600 Mark aufredt er- 
halten. Die Klage wurde abgewiefen. Soweit die für den Fall 
des Zode® zu zahlende Verficherungsiumme in Frage fommt, hat 
das Neichsgericht die Klagabweifung mit der Erwägung aufrecht 
gehalten, weil nad) der Feftitellung der od die Folge einer mit 
dem Unfall nit in Zufammenhang ftehenden Lungenentzündung 
fei. Sollte aud), wa® der vernommene Sadhverftändige nicht für 
ausgejchloffen hält, da8 nad dem Unfall eingetretene Siehthum 
mit feinem allgemeinen Kräfteverluft und der dadurch vergrößerten 
Herzihmäce die Kataftrophe bejchleunigt haben, jo werde doc) 
dadurch der nad) den Verjicherungsbedingungen erforderliche Zu- 
jammenhang zwifchen Unfall und Zod nicht gegeben. IIL, 83/95 
vom 3. Mai. 

549. CEbenjo ijt die Abweifung einer Entjhädigung mit 
10 Mark pro Tag damit ausreichend begründet, daß die eingetretene 
Arbeitsunfähigkeit eine dauernde war. III, 83/95 vom 3. Mat. 

550. Dagegen ijt nicht begründet die Abweifung der Klage, 
jomweit fie den Anfpruch für den lebenslänglichen Verluft der Arbeits- 
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traft betrifft. Es ift richtig, daß die Beklagte nad) den Be- 
dingungen bei der Verficherung für den Fall der Invalidität nur 
eine nad) der Qabelle zu beredjnende, der Berficherungsfumme 
entiprechende lebenslängliche Nente gewährt und daß die Elagende 
Partei eine Imvaliditätsrente nicht gefordert hat. Nun ift aber 
die Verficherung felbjt auch für den Zall der Invalidität auf ein 
Kapital gerichtet, und wenn e8 aud) bei Geltendmachung diefes 
Berfiherungsanipruds Aufgabe des Klägers ift, die entiprechende 
Rente zu berechnen und den Klagantrag auf dieje, nicht auf die 
Verfiherungsfunmme, zu richten, jo handelt es fi) injoweit doc 
nur um eine Unvollftämdigfeit, nicht um die Geltendmachung eines 
Ipeziftih andern Anfprucdhs. II, 83/95 vom 3. Mat. 

551. Aud) fonnte der Berluft des VBerfiherungsaniprudhs 
nidyt darauf gegründet werden, daß die Anzeige von dem Unfall, 
welche nad) den Bedingungen bei Verluft des Anfpruchs binnen 
drei Tagen zu machen ift, erft am 3. San. 1892 gemad)t jet. Das 
Berufungsgeriht nimmt an, daß der Kläger „in den erften Tagen 
nad) dem Unfalle, wenn nicht fortwährend, jo doch zeitweilig feine 
Geiftesfräfte noch befeffen, daß er nad) dem Unfalle mindeftens 
insgefammt einen dreitägigen Zeitraum gehabt hat, in weldhem er 
fih nody im Befiße feiner VBerftandesfräfte befand, fpäter aller- 
dings bei dem rvafchen Verfalle feiner geiftigen Kräfte weder 
phyfiich noc) geiftig in der LYage gewelen ift, die Anzeige zu er- 
jtatten”. Hat der Erblaffer in den erjten drei Zagen nad dent 
Unfalle fic) zeitweilig nicht im Befite feiner Gelftesfräfte be- 
funden, fo ift die Verjäumung der furzen Anzeigefrift entjchuldigt; 
der DBerficherer darf mit feiner aus der VBerfäumung der Frift 
entnommenen Einrede nicht gehört werden, wenn dem DVerficherten 
in Folge unabwendbaren Zufall® die dreitägige Frift nur theil- 
weife zur Verfügung geftanden hat. Unzutreffend ift die Zurüd- 
weifung der Erkulpation aus dem Grunde, weil der Erblaffer 
nah dem Unfalle mindeitend insgefammt einen dreitägigen Zeit- 
raum gehabt Habe, in welchem er fi noch im DBefite feiner Ver- 
ftandesfräfte befunden. Ein dreitägiger Zeitraum, der durch Zu- 
fammenredynung foldyer Zeiten gebildet wird, in welcdyen der 
Grblaffer feine Verftandesfräfte bejaß, ift nicht die vertragsmäßige 
dreitägige Präflufivfrift. IIL, 83/95 vom 3. Mai. 

18* 
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552. Der Kläger war verfichert gegen die wirthichaftlichen 
Kactheile und körperlichen Unfälle, welde ihm durd) äußere und 
gewaltjame Beranlafjung zuftogen und unmittelbar feinen Xod, 
feine bleibende Invalidität oder jeine vorübergehende Crmerbe- 
unfähigfeit zur Folge haben, jedody) nur injomweit nicht die im 
8. 2 aufgeführten Ausnahmen in Betradt kommen. In $. 2 
werden alfe gewöhnlichen Krankheiten, und ihre Yolgezujtände, 
operative Cingriffe, welche nicht aus Anlaß eines Unjalles vor- 
genommen werden, Scjlag- und Krampfanfälle jeder Art, Sonnen: 
jtih, Anftefungen und Vergiftungen, Cpilepfie und Brüche von 
der Verfiherung ausgenommen. Der Kläger hat in Folge Aus- 
rutijhens eines Riemens eine ftarfe Eridütterung des Körpers 
erlitten und ift darauf und am folgenden Tage in Krämpfe ge- 
fallen, welche Zudungen hervorgerufen haben. Nah drei Wochen 
ift bei dem Kläger Lähmung der linfen Körperhäffte eingetreten, 
welche die lebenslängliche Invalidität des Klägers zur Yolge ge- 
habt hat. Die als Urfache der Lähmung feftgejtellte Gehirn- 
erfranfung (Blutaustritt oder Gefäßverftopfung im Gehirn), welche 
eine Yolge des Unfalls war, rechnet das Berufungsgericht zu den 
Schlag: und Krampfanfällen jeder Art, welche von der Berfiche- 
rung ausgenommen waren. Deshalb ift der Anfprud) auf die 
Verjiherungsjumme abgewiefen. Revifion zurücgemwieen. III, 
34/95 vom 7. Mai. 

553. Der Berufungsricdter geht davon aus, daß unter 
„Berftümmelung“ nad) dem allgemeinen Spracdhgebraudy der Ver- 
luft de nothwendigen Theiles eines Gliedes, nach dem für den 
vorliegenden Ball vor allem mafgebenden Wortlaut des 8. 11 
unter b der Allgemeinen Berficherungsbedingungen aber der theil- 
weile DVerluft eines Gtliedes zu verftchen fei, bei welchem die 
dauernde — gängzliche oder theilmeife — Gebraudhsunfähigkeit des 
Gliedes und die dadurd bedingte — gänzliche oder theilweife — 
Srmwerbsunfähigfeit der verlegten PBerfon ohne weiteres erfennbar 
jei; eine folhe Berftimmelung aber fünne, nad) dem auf Grund 
dc8 gerichtsärztlichen Befundes feftgeftellten Zuftande des Fläge- 
rijhen Armes, wonad) der Subftanzverluft nur Theile betroffen 
habe, welche für die äußere Form des Armes nicht wejentlidh 
jeien, nicht angenommen werden. Revifion zurüdgewiefen. Wenn 
Berftümmelung im 8. 193 der Pr. St. ©. B. und im 8. 72 des 
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NReichsgefeßes vom 27. Juni 1871 anders ausgelegt ift, jo ift 
das nicht maßgebend. III, 42/95 vom 10. Mai. 

554. Der Bereiter und Stallmeifterafpirant M. ift bei 
einem Schnitelreiten vom Pferde gejtürzt und an den Folgen 
der hierdurch erlittenen Verlegung geftorben. Nad) den Unfall 
verficherungsbedingungen waren Unfälle von der von dem Der: 
ftorbenen genommenen DVerficherung ausgenommen, welche durch 
Theilnahme an Wettrennen und an Jagden zur Pferde herbeis 
geführt werden. Das Berufungsgericht hat zu der Verficherungs- 
fumme verurtheilt, weil da8 Schnigelreiten weder ein Wettrennen 
nod) eine Jagd zu Pferde fei. Das Reichsgericht hat die Repifion 
zurüctgewiefen, weil es fich hierbei um thatjächliche Feititellung 
handele. VI, 42/95 vom 20. Mai. 

555. Nach den Unfallverficherungsbedingungen follte jpäteftens 
binnen zehn Tagen nad) dem Ereigniß, bezw. nad) erhaltener 
Kenntniß von demjelben der Direktion oder der Platagentur das 
ausgefüllte Schadenanzeigeformular mit einem Bericht des be- 
handelnden Arztes zugeftellt, und die Gefellichaft von den Einzel- 
heiten des Falles in Kenntniß gefett werden. Dieje Mittheilungen 
find der beflagten Gejellihaft erft nad Ablauf von zehn ZTagen 
gemacht, fie hatte aber jchon erklärt, daß e8 ihrerjeits einer weiteren 
Erfundigung nad) dem Hergange des Unfalls nicht bedürfe, und 
damit zu erfennen gegeben, daß fie auf jene Mittheilung fein 
Gewicht lege. Bei diefer Sadjlage trat eine Verwirkung ebenjo- 
wenig aus diefem Grunde wie auch nicht deshalb ein, weil die 
vorgefchriebene jofortige Meldung des Zodesfall$ der Agentur 
nit von dem Vater, fondern von einem Dritten gemacht, und 
die Direktion nicht telegraphiih, jondern brieflich benadjrichtigt 
war, da dadurd ein beredhtigtes Intereffe der Beklagten nicht 
verlegt war. VI, 42/95 vom 20. Mai. 

556. GR. Nah den Bolicebedingungen der beflagten 
Mutual Life Insurance Company in New-Iorf geht der Ber- 
ficherte der Verfiherung und der jchon bezahlten Prämien ver- 
fujtig, wenn er eine fällige Prämie am Tage der Fälligkeit nicht 
zahlt, ohne daß Neipekttage gewährt find. Wenn die Verficherungs- 
geiellichaft dem Verficherten, als derielbe die Prämien mit Zinjen 
nachträglich einfandte, nicht erklärt hat, daß fie von dem durd) die 
lex commissoria begründeten Rechte Gebrauch made, nüßt das 
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dem Kläger nichts, da die Lebenöverficherung die nachträgliche 
Leiftung nicht angenommen hat. Denn heutzutage befteht jeden- 
fall8 Uebereinftimmung der Anfichten darin, daß, wenn ein be- 
ftimmter dies für die Leiftung feitgefegt ift, eine Befeitigung der 
Säumniß und deren Folgen dur Nahholung der Leiftung aue- 
geichloffen ift, obwohl der Berechtigte das Erlojchenjein jeiner 
Verpflichtung zufolge der Verwirfungsflaufel no nicht angerufen 
hat: er müßte denn die nachträgliche Leiftung als folche angenommen 
und damit zu erkennen gegeben haben, daß er auf die durch bie 
lex commissoria begründeten Rechte verzichte. Die Klage auf 
Teltftellung, daß die Lebensverjiherung noch zu WRedt beftche, 
wurde abgewiejen. VI, 397/94 vom 21. März 95. 

557. Kläger Hat fi) darauf berufen, daß er dem Agenten 
und damaligen Subdireftor der Beklagten, N. in Ulm, fon im 
September oder Dftober 1892 mitgetheilt habe, daß er die am 
3. Nov. 1892 fällig werdenden Prämien erjt im Tebruar 1893 
entrichten wolle, jowie daß N. Hierauf ihm erklärt habe, dies 
werde einem Anftand nicht unterliegen. Die angebliche Aeußerung 
N.’8 habe, felbft wenn N. beigefügt haben follte, Kläger folle die 
Zahlung ruhig unterlaffen, ihm gezeigt, dag N. in diejer Ridy- 
tung feine bindende Zujage habe geben können oder wollen; Kläger 
hat zumal angefichtS der Notiz auf der Police, wonach fein Agent 
die Frift der PBrämienzahlung hinauszujhieben berechtigt jet, mit 
einer derart unbejtimmten Zufage, die nicht geeignet geweien, im 
ihm ben Glauben zu erweden, daß N. in Beziehung auf die 
Stundung bindende Zuficherungen ertheilen fünne, fich nicht be- 
gnügen dürfen. Da er nun Ende Oftober 1892 unter Hin- 
weifung auf die Folgen nicht pünftlicher Prämienzahlung an dieje 
gemahnt worden ift, jo Hatte er allen Grund, fid) noch vor dem 
3. Nov. 1892 über den Stand der Sadje zu vergewifjern. Hat 
er, ohne dies zu thun, die Prämienzahlung unterlaffen, jo hat er 
auf eigene Gefahr gehandelt. Revifion zurücgewielen. VI, 397/94 
vom 21. März 95. 

558. Im Fall 355 konnten Beklagte aus der Vorfdhrift der 
Statuten ber Bellagten, daß die Uebertragung des Anjpruds aus 
der Lebensverfiherung auf der Police notariell oder gerichtlich 
erfolgen mußte, feine Einrede ableiten. Denn dieje Form ift, 
wie das Berufungsgericht auslegt, nicht Bedingung der Gültigkeit 
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der Uebertragung, fondern joll nur zur Erleichterung der Legiti- 
mation dienen. IV, 389/94 vom 29. April 95. 

559. Im Fall 18 würde der Klägerin die Einrede der 
Argliit entgegenftehen, wenn fie zu der Zeit, al8 ihr Ehemann die 
Verfiherung für fie beantragte, gewußt hätte, daß ihr Ehemann, 
der Antragfteller, an fortichreitender Baralyfe der Irren litt. Denn 
die Klägerin mußte fi) jagen, daß die Beklagte, wenn fie diefe 
Krankheit gefannt hätte, nicht geneigt fein würde, auf die PVer- 
fiherung eines Lebens einzugehen, das von einer fehr gefährlichen 
Krankheit bedroht war. I, 77/95 vom 8. Mai. Vgl. 313. 

560. Die Verficherte hatte unter Anderm vor ihrem Tode 
an delirium tremens gelitten. Da nad) der Police Trunfjudt 
ohne weitere® al8 bewielen gilt, wenn die Verficherte an Säufer- 
wahnfinn gelitten hat, überdies feitgejtellt war, daß bdiejelbe, jeit- 
dem die DVerjicherung genommen, dem chronischen Alkoholismus 
verfallen war, und nach den Bedingungen der Verfiherungsvertrag 
für die Gejellichaft unverbindlich ift, und die gezahlten Prämien 
verfallen, wenn der Verficherte in einen ausjchweifenden Lebens- 
wandel, 3.8. in Trunfjucdht, verfällt, fo ift die Klage ber Hinter- 
bliebenen auf die Berficherungsfumme mit Recht abgewiefen. Une 
erheblih), ob der übermäßige Alfoholgenuß durd) Appetitlofigfeit 
veranlaßt ift. I, 73/95 vom 29. Mai. 

561. Die von der beflagten Ehefrau übernommene Wedjfel- 
verpflihtung würde wegen unterlaffener Aufnahme des Aftes vor 
Gericht nach vorgängiger Nechtsbelehrung gemäß Sädji. Yürger- 
fihem Gefegbud 8. 1650 ungültig fein, wenn eine Interceflion 
für den Chemann vorläge. Der Berufungsrichter verneint da8. 
Soweit die Enticheidung auf Anwendung des Sädj. Nedts be- 
ruht, ift fie nach $. 511 E.P. DO. dem Angriff der Revifion ent- 
zogen. Die Enticheidung beruht auch niht auf ungenügender 
Würdigung des Vertragstertes oder ber Sadjlage. Die Ehefrau 
hatte für die Schuld ihres Ehemanns an die Klägerin eine ihr 
am Grundftüd ihres Chemanns zuftehende Hypothef unter Be- 
obadhtung des $. 1650 der Klägerin abgetreten. Damit der Ehe- 
mann dies Grunditüd hypothefenfrei gegen ein anderes, auf den 
Namen der Ehefrau zu fchreibendes Grundftücd vertaufchen fünne, 
gab die Klägerin die Hypothek zurüd gegen den von dem Ehemann 
auf die Ehefrau gezogenen, von diefer acceptirten, von dem Che: 
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mann in blanco girirten Wedel. Das Berufungsgericht erwägt: 
E38 dürfe nicht angenommen werden, die Klägerin habe die rechts- 
gültig erworbene Hhpothef aus der Hand geben wollen, um dafür 
eine nidhtige Bürgichaft der Ehefrau zu erlangen. Terner wird 
erwogen, der Umftand, daß die Ehefrau den Wechjel acceptiren 
jollte, jprehe für die Abficht, daß fie die Hauptichuldnerin aus 
demjelben fein jollte. Endlich wird darauf hingewiefen, daß die 
Ehefrau Eigenthümerin des einzutaufchenden Haujes werden follte, 
woraus die Abjicht erhelle, fie als die Hauptverpflichtete Teijtungs- 
fähig zu erhalten. Diefe Erwägungen, bei denen keineswegs außer 
Acht geblieben ift, daR, abgefehen von der Wechfelverpflicdhtung 
der Ehefrau, deren Ehemann Hauptlontrahent des Vertrages ge: 
weien tft, ergeben eine fachgemäße Beurtheilung der Sacjlage 
durch da8 Berufungsgericht und bilden eine gefegmäßige Grund- 
lage für die darauf gegründete Feftitellung, daß die Ehefrau fidh 
nicht al8 Bürgin ihres Ehemanns, fondern jelbjtändig der Klägerin 
verpflichtet Habe. I, 331/94 vom 16. Jan. 95. 

562. Die Klägerin hatte der Handlung ©. DB. & Co. im 
September 1892 einen Acceptfredit von 50000 Marf eingeräumt; 
fetttere hatte fich verpflichtet, drei Tage vor Fälligfeit eines jeden 
Accepts die Klägerin in den Befiß der Wechjelfumme zu fegen. 
Für diefen Acceptfredit hatten die Beklagte W. und der 9. die 
felbjtichuldnerifche Bürgichaft in Höhe von je 25000 Marf über- 
nommen. Zwei von der Klägerin für ©. 2. & Co. acceptirte 
Wechfel über 10000 Marf per 30. Aug. 1893 und über 22000 
Mark per 6. Sept. 1893 wurden, ohne daß Klägerin dafür in 
Anfprud) genommen wurde, eingelöft. Dagegen ließ ©. B. & Co. 
einen über 10500 Marf per 19. Sept. 1893 und einen über 
7500 Darf per 4. Oft. 1893 ungededt, jodaß Klägerin felbit 
beide Wechfel einlöfen mußte. Beklagte hat der Klägerin 9000 Marf 
eritattet, jede weitere Zahlung abgelehnt. Nachdem fie nod) 5000 
Mark auf die Wechjel erhalten hatte, ift Beklagte zur Zahlung 
von AOCO Marf und den Nebenkoften verurtheilt, ihre Revifion 
ift zurücgewiefen. Allerdings hat Beklagte behauptet, fie habe 
zur Erfüllung ihrer Bürgfchaftsverpflichtung gegenüber der Klägerin 
bereitS 5000 Mart an ©. B. & Co. und 11000 Marf an 9. 
mit dem Auftrage gegeben, diefe Beträge an die Neichsbankneben- 
ftelle zu Weißenfels behufs Einlöfung der beiden erften Wedhjel 
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über reip. 10000 Darf und 22000 Mark zu zahlen. Allein das 
Berufungsurtheil betont, daß die Zahlungen ‚Lediglich Akte der 
Gefälligfeit” gegen die Hauptjchuldnerin gemwejen feien, „nicht aber 
vertragsmäßige Leiftungen der Beklagten, die er in Erfüllung 
feiner gegenüber der Gläubigerin übernommenen Verpflichtung 
al8 Bürge gemacht hätte”. Selbjt wenn diefe Feititellung wegen 
unzureichender Begründung zu beanftanden- wäre, fünnte der DBe- 
weisantritt der Beklagten al8 erheblich nicht angejehen werden. 
Die Revifion legt ein ungerechtfertigtes Gewicht auf die Abfichten, 
welche die Beklagte bei Leiftung der Zahlungen von 5000 Marf 
und 11000 Marf verfolgt hat. Entjcheidend ift vielmehr, ob die 
Klägerin diefe Zahlungen al& theilweije Erfüllung der Bürgjchafts- 
verpflichtungen angenommen hat, und ob fie, wenn dies nicht zu= 
trifft, die Zahlungen nad) dem Gejege ald Erfüllung gegen fi 
gelten laffen muß. Daß eine Annahme weder ausdrüdlic nod) 
durch das Stillfchweigen auf da8 Schreiben vom 5. Sept. 1893, 
vor deflen Abjendung die DBellagte bereits 5000 Mark gezahlt 
hatte, jowie auf das jpätere Schreiben vom 14. Sept. 1893 erfolgt 
ist, hat da8 Berufungsgericht in unangefochtener und rechtlich un- 
bedenklicher Weife dargelegt. Andererfeits ging die von der DBe- 
flagten bis zur Döhe von 25000 Marf übernommene Bürg- 
Ihaftsverpflihtung nicht etwa dahin, daß die Beflagte für jeden 
Wechfel, den die Klägerin in Folge der Krediteinräumung zu 
Sunjten der Handlung ©. B. & Eo. acceptiren würde, zur Hälfte 
aufzulommen habe, vielmehr erftrecte fi) ihre Haftung auf den 
ganzen Acceptfvedit bis zum Betrage von 25000 Mark, infofern 
für einen Wedel feine Anfhaffung durd die Hauptichuldnerin 
erfolgen und alsdann die Klägerin ihren Rüdgriff auf die Be- 
Elagte nehmen würde. Diefe Vorausfegungen der bürgschaftlichen 
Haftung find bei den letten beiden Wecdjjeln über zujammen 
18000 Mark eingetreten, fie lagen dagegen in Betreff der eriten 
beiden Wechfel über zufammen 32000 Marf nit vor. ‘Durd) die 
zu deren Dedung an die Hauptichuldnerin oder deren Mitbürgen 
geleifteten Zahlungen konnte fi) jomit die Beflagte von den gegen 
über der Klägerin übernommenen Verpflichtungen ohne Zuftim- 
mung der Klägerin nicht befreien. VI, 341/94 vom 31. Ian. 95. 

563. © R. Die im I. 1884 verftorbene Erblafferin der 
DBellagten hatte fi) bei der Klägerin fo verbürgt: I. M. hat bei 
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der Gewerbebanf einen Kontofurrentfredit bis zum Betrage von 
5000 Marf. Für Alles, was M. der Gewerbebanf aus diefem 
Kredit fchuldig ift oder noch jchuldig werden wird, hafte ich ale 
Bürgin, Selbitjchuldnerin und Selbitzahlerin unter Verzicht auf 
die Vorausflage de Hauptjchuldners.” Die Klägerin Hatte fich 
vorher und nachher für den dem M. gewährten Kredit Sicher. 
heiten aud) durh Bürgichaften anderer Perjonen je biß zu be- 
ftimmten Beträgen bejtellen lafjen, zujammen mit dem Betrage 
der Erblafferin für 31000 Mark. Nodh im 3. 1891 hatte fi 
Klägerin für den Kredit ein Unterpfand von 120000 Mark be- 
ftellen laffen. Sie hat im Juli 1892 den beflagten Erben mit- 
getheilt, daß fie dem M. den Kredit, für welchen fich deren Erb- 
(afferin bis 5000 Darf verbürgt habe, auf 1. Aug. 1892 gekündigt 
habe. Am 2. Aug. bradı der Konlurs aus; in demjelben hat 
Klägerin auf ihre Kreditforderung von 144122 Mark 8 Pf. aus 
der Hhpothef 110000 Mark erhalten. Von den vier Erben der 
Bürgin nimmt fie zwei auf 1250 Mark und den andern, der 
730 Mark gezahlt hat, auf 520 Mark in Anfprud. Dazu find 
fie verurtheift. Nevifion zurücgewiefen. ‘Denn die Klägerin Hatte 
mit M. in einem Kontofurrentverhältniß geftanden; für den aus 
diefem Verhältniß fich ergebenden Schlufjaldo hafteten die 
Erben bis zum Betrage von 5000 Mark, einerlei, ob in der 
Zwilchenzeit einmal die Schuld des M. größer oder geringer ge= 
wejen, ob und welche Zahlungen er oder die andern Bürgen auf 
den dem M. gewährten Kredit an Klägerin geleiftet haben. Nur 
fommt jede inzwiichen erfolgte Zahlung auf den Gelammtkredit 
in Abrechnung; und fein Bürge haftet über den von ihm ver« 
bürgten Betrag hinaus. Dagegen fann ein Bürge nit auf den 
von ihm verbürgten Theil der Schuld die Zahlung eines andern 
Bürgen abrednnen. Dgl. Bolze, Prarie, Bd. I, 1134; Bd. U, 
377, 878; Bb. IV, 607; VL, 6135 R.®. €, 38.3, ©. 351. 
Daß aber von dem Schuldner oder von den andern Bürgen fo 
viel auf die Gefammtichuld bezahlt fei, daß nicht mehr ber volle 
Betrag der 5000 Mark verichuldet würde, haben die Beklagten 
gar nicht behauptet. Auch haften die Erben.der Bürgin für den 
nad) deren Tode dem M. weiter gewährten Kredit. — Vgl. Bd. VI, 
476, ud R.OD.9.©. €, Bd. 11, ©. 5 ff. — VL 328/94 vom 
18. Vebr. 95. 
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564. Die beflagte Spar- und Wedhjeldarlehnsfaffe Hatte 
der Hagenden Kreditgefellichaft Bürgichaft für 50000 Marf von 
deren Hypothefarifcher Forderung von 150000 Marf an Frau P. 
mit der Maßgabe geleiftet, daß die Bürgjchaft aufhören jolite, 
jobald da8 verpfändete Gut aus den Händen der Frau P. oder 
deren Kinder in andere Hände übergehen oder der Betrag von 
50000 Mark auf das Kapital unter Vorbehalt der Priorität für 
den Neft abgezahlt jein würde. Die Trau B. Hat demnädjft das 
Gut an ihren Sohn ©. verkauft, welcher 20000 Mark auf die 
Hypothef abgezahlt hat. In feinen Händen ift da8 Gut 1892 
fubhaftirt und von der Klägerin erjtanden. Sie fiel dabei mit 
mehr al8 100000 Marf aus und Hat num zur Konkfursfache der 
Beklagten eine Forderung von 50000 Mark angemeldet. Damit, 
daß das Gut durch zwangsmweile Subhaftation aus den Händen 
des Sohnes gefommen ift, ift die obige Bedingung für die DBe- 
endigung der Bürgichaft nicht eingetreten. Vielmehr ift gerade 
der Tall eingetreten, für welchen die Bürgjchaft übernommen ift, 
die gar feinen Sinn hat, wenn jte nicht eben für den Fall der 
Subhaftation in den Händen der P.’fchen Familie gelten foll. — 
8.292 UL. R. 1, 14. — 1, 359/94 vom 27. Febr. 95. 

565. Der Berufungsrichter verjagt der Zahlung der 20000 
Mark die Bedeutung der Minderung der Schuld der Bellagten, 
weil nicht behauptet worden jei, daß bei Zahlung diefer 20000 
Mark dem Refte der Hhpothef die Priorität vorbehalten worden 
jei. Nun fagt der Revers8 vom 12. Nov. 1885 allerdings, daß 
die Bürgichaftsverpflichtung übernommen werde, bi8 50000 Dart 
unter Vorbehalt der Priorität für den Neft abgezahlt feien. Aber 
wenn deshalb Gewicht darauf gelegt wurde, daß die 20000 Marf 
unter diefem Vorbehalt abgezahlt worden find, jo hatte fid) der 
Berufungsrichter nicht damit zu begnügen, daß in diefer Beziehung 
nichts behauptet worden, fondern gemäß $. 130 E. P. DO. die Ver: 
handlung der Parteien darauf hinzulenten. Da dies nicht ge- 
Ichehen ift, fehlt e8 dem Berufungsurtheil injoweit an der erforder- 
fihen Begründung. I, 359/94 vom 27. Febr. 95. 

566. Eine Ausfallbürgichaft trägt vertraggmäßig die Be- 
Ihränfung und Bedingung in fih, daß der Bürge nur für dae- 
jenige haftet, was der Gläubiger bei Anwendung gehöriger Sorgfalt 
von dem Hauptichuldner zu erlangen nicht im Stande ift. Handelt 
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e8 fich, wie hier, um eine Ausfallbürgichaft für eine unterpfänd- 
ih geficherte Forderung, jo haftet der Ausfallgläubiger nur für 
das, was der Gläubiger dur den Verlauf der Pfänder nicht zu 
erlangen vermag (1.116 D. de V.-O. 45, 1; 1.63 D. de fidej. 
46, 1; 1.21 D. de solut. 46, 3; 1.18 Cod. de fidejuss. 8, 41). 
Bei folder Ausfallbürgfchaft für eine unterpfändlich geficherte 
Forderung nimmt der Berufungsridhter jodann nad) den DVor- 
Schriften der Württembergifchen Gefekgebung über die Art und 
Weile des Berlaufes der Unterpfänder und dem Zwede bdiefer 
Borfchriften mit NRedt an, daß der Gläubiger ohne Zuftimmung 
oder Genehmigung des Bürgen nicht privatim mit dem Der- 
pfänder unter Abjehen von dem vorgejchriebenen Wege des 
Zwangsverfaufes die ald Unterpfänder eingelegten Liegenfchaften 
verfaufen und für den hierbei erlittenen Ausfall den Ausfall- 
bürgen in Anfprud) nehmen darf. Der Gläubiger mußte in 
diefem Falle den Nachweis erbringen, daß der Zwangsverlauf 
feinen höheren Ertrag ergeben haben würde. VI, 386/94 vom 
14. Mär; 9. 

567. Hamburg. Eine Firma in Chaur de Fonds und Wien 
befand fid) in Zahlungsichwierigfeiten. Damit die Firma Baar: 
vorfhüflfe in Höhe von 100000 Frances erlange, durch welcde fie 
glaubte fic) Halten zu fünnen, leifteten die Verwandten des Im- 
habers zufammen in Höhe diefer Sunme, die Einzelnen in heilen 
derfelben, die Beklagten in Höhe von 10000 Francd Garantie 
für die von der Klägerin, einer Bank, der Firma gegen deren 
Accepte in Höhe von 100000 France herzugebenden Baarvor: 
ihüffe. Dabei madıten es die Einzelnen in ihren Garantie- 
erflärungen zur Bedingung, daß die in ihrer Erklärung genannten 
übrigen Verwandten für die je bei ihrem Namen bezeichneten 
Summen die Garantie übernehmen, fodaß eine Garantie von im 
Ganzen 100000 France zu Stande foınme. Die Bank, welcher 
die Sarantieerflärungen eingehändigt wurden, hat aber der Firma 
für die von derfelben gezeichneten Wechjel über 100000 France 
zunädjft nur 65000 Francs zur Verfügung geiftellt, die Verfügung 
über die übrigen 35000 France aber von der Erledigung aller 
noch jchwebenden Dbligos abhängig gemadt und fi) demnädhft 
anderweitige Dedungen von der Firma verfchafft. Die Firma 
hat fi) nicht gehalten, fondern Hat fich gezwungen gefehen, mit 
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ihren Gläubigern zu affordiven. Die Bank hat deshalb die be- 
Elagten Garanten in Anprud) genommen. Das Berufungsgericht 
hat diefelben al8 aus dem Garantieverjpredhen in Höhe von 
65000 France haftbar, das NReichsgericht al8 gar nicht haftbar 
erachtet. Denn die Garanten, reip. die Beklagten wollten inhalte 
der Haftungserflärung der Firma baare Geldvorfhüffe in Höhe 
von 100000 Francs gewährt wilfen, und diefe Vorausjegung 
wurde von der Klägerin nicht erfüllt, indem fie fih durd) Re- 
fervirung von 35000 Francs für etwaige Anjprüde aus früherer 
Zeit — nidt etwa für fällige Forderungen — ficherjtellte. 8 
waren aber nicht nur die Firma, fondern au die Garanten an 
der Erfüllung diefer Vorausfegung intereffirt, da es fich gerade 
um die Beichaffung desjenigen Mittel® handelte, durc weldhes — 
wie die Garanten begründeter Weife annehmen konnten — die 
Wiederherftellung und Erhaltung der Solvenz der Firma bewirkt 
werden konnte. Unter diefen Umftänden und da nicht nur die 
dirma, fondern aud) die Klägerin fi) jagen mußten, daß die ver- 
einbarte Beichränkung der freien Verfügung der Firma über ihr 
Guthaben bei der Klägerin nicht entiprad), entbehrt die Annahme 
des Berufungsgerichts, die Firma habe trogdem gutgläubig an- 
nehmen fünnen, daß die Garantie infoweit, ald der Kredit zur 
freien Verfügung der Firma geftellt war, wirffam bleibe, und 
infoweit feien auc, die Bürgen durch die Handlungen der Yirma 
„al8 ihrer Stellvertreterin‘ gebunden, jeder Begründung. Un- 
erhebli, ift auch, ob durd) die vereinbarte Zurücbehaltung des 
Borjchuffes in Höhe von 35000 (oder 32740) France die Zah: 
lungseinftellung der Firma verschuldet (oder doch thatjächlich her- 
beigeführt) ift; denn es fcheitert die Klage jchon an der Thatladhe, 
daß in Solge der getroffenen Vereinbarung die Klägerin der Firma 
gegenüber die Vorausferungen, an welche — wie ihr flar erficht- 
(ih war — die Garantieübernahme geknüpft ift, nicht erfüllt Hat. 
Damit find die Garanten des Nachweifes, daß die Injolvenz- 
erflärung der Firma eine Folge der Beicdhränfung des derjelben 
zu gewährenden Baarvorfchuffes gewejen fei, überhoben, und zwar 
um jo mehr, al8 die Garantieleiftung zugeftandenermaßen auf die 
Darlegung des Elägerifchen Direktors hin erfolgt ift und diefer 
Daher, wenn er —. wie anzunehmen ift — hierbei gutgläubig ge- 
handelt hat, troß des Beltreitens der Silägerin die Verhältniffe 
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der Firma gefannt und mithin jelbjt angenommen haben muß, 
daß ein baarer VBorfhuß von 100000 Francs erforderlih, aber 
aud ausreichend fei, um der Firma über ihre Zahlungsschwierig: 
feiten binwegzuhelfen. I, 164/94 vom 26. Sept./3. Dft. 

568. Nah einer zwilcdhen DB. und dem Bellagten mündlich 
getroffenen Abrede follte das Grundftüd für gemeinfchaftliche 
Rechnung gefauft, bebaut und veräußert werden, B. aber da® 
Grundjtük auf feinen Namen erwerben, nach außen al8 alleiniger 
Eigenthümer und Bebauer gelten und ermächtigt fein, die erforder. 
lichen Verträge abzuschließen, wogegen Beflagter 100000 Mart 
Baugelder hergeben, ftiller Theilnehmer fein und die Hälfte des 
Gewinnes erhalten follte.e Der Beklagte hat die 100000 Mearf 
hergegeben, DB. das Grundftüd auf feinen Namen duch Auflaffung 
erworben und ein Haus gebaut. NRedtsirrthümlich nimmt das 
Berufungsgeriht auf Grund A.L.R. IL, 17, 8.171 an, daß das 
Haus gemeinschaftliches Eigenthum de8 B. und des Beklagten 
geworden, zur ideellen Hälfte in das Vermögen des Beklagten 
gefallen fei. Das Gegentheil folgt aus $$. 55, 56. — Vgl. Striet- 
horit, Bd. 79, ©. 87 ff. — Derjenige, auf deffen Namen Auf» 
lafjung und Eintragung gejchehen, ift Alleineigenthümer geworben, 
und dDiejes Alleineigenthum befteht auch, da der Eigenthümer nicht 
zugleich) Allein- und Miteigenthümer fein kann, gegenüber dem 
an der Bereinbarung Betheiligten, nur daß diefem gegenüber der 
Erwerber verpflichtet ift, das erworbene Grundjtüd al® gemein- 
Ichaftliches Eigentum zu behandeln. IL, 293/94 vom 25. Ian. / 
1. Gebr. 95. Bol. 164. 

569. Parteien vereinbarten im I. 1836, daß die Beklagte 
den Zitel des in ihrem Verlage ericheinenden Blattes ‚‚Berliner 
Lloyd” ummwandeln follte in ‚Berliner Marfthallenzeitung (Ber: 
liner Lloyd)“, während Kläger für andere Sournalunternehmungen 
auf diejen Zitel verzichtete. Kläger verpflichtete jich, für das Blatt 
einen Marft- und Kouröbericht der Mearkthallenwaaren zu liefern, 
wofür ihm 10 Proz. vom Reingewinn zugefihert wurden. Dem 
Kläger war ein Vorkaufsrcht eingeräumt, fall® Beklagte nad) 
Ablauf der fünfjährigen Vertragszeit zurücdtrete. Beklagte haben 
dem Kläger jchon innerhalb des erften Iahres ihren Rüdtritt er- 
färt und haben demnädjt da8 Unternehmen dem Mitbeflagten D. 
zum Alleineigenthbum abgetreten. Nach Ablauf der fünf Jahre 
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hat Kläger auf Abtretung des Unternehmens gegen den im Ber- 
trage feltgeftellten Preis geklagt. Damit ift er abgewiejen, We: 
vifion zurüdgewielen. Das Reichsgericht Iehnt die Annahme eines 
Vertrags über Handlungen im Sinne des A,L!.R. ab, vielmehr 
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fiegt ein Gejellichaftsverhältnig vor. Kläger hat feit Mitte Juli | 


1889 feine Marktberichte wieder unter den ihm durch den DVer- 
trag unterjagten Titel „Marfthallenzeitung‘ verfandt. Damit hat 
er fich auch feinerfeitS vom Bertrage thatfächlid) losgejagt. Bier: 
durd) hat er die Befugnig verloren, einen Anfprud) geltend zu 
machen, der wie der hier in Rede ftehende das Fortbejtehen des 
Vertrages bi$ zum Ablauf der fünfjährigen Vertragsdauer voraus- 
legt. I, 414/94 vom 2. März 95. 

570. Im Fall 166 beruht die Haftung des Gejellichafters 
ale Bürgen nicht auf einem felbftändigen Grunde wie bei der 
vertragsmäßigen Webernahme der Bürgichaft, jodaß Hierauf die 
Stage befonders zu begründen wäre, jondern lediglich auf dem 
Gefellihaftsverhältnig, auf weldyes die Klage fi) gründet. Der 
Gefellfchafter haftet in diefer feiner Eigenfchaft für die Antheile 
der übrigen Gefellichafter nah Maßgabe der Beftimmungen über 
die Bürgichaft. Da Mar 8. fih im Konfurje befindet, Fonnte 
die Släubigerin mit Uebergehung des Hauptfchuldners fih an den 
Beklagten halten — AR. R. I, 14, SS. 297, 300 —. $. 301 ff. 
findet feine Anwendung mehr, da der Bürge feine Rüdgriffs- 
forderung nad der 8. D. SS. 60, 142, 144 felbit al8 eine be= 
dingte anmelden fann, fodaß es einer Anmeldung der Forderung 
zum SKonfurfe des Hauptfchuldners im Intereffe des BYürgen nicht 
mehr bedarf. Aus 8. 301 A.U NR. I, 17 ift nicht zu folgern, 
daß in Folge Austritts eines Gejellfchafters die Haftung des Ge- 
jellichafters, welche durch 8. 238 auf das Ganze begründet war, 
nun nur noch auf den Gefellichaftsantheil ging. Das würde dem 
Haren Wortlaut des $. 300 widersprechen. WUebrigens lag bier 
nicht der Fall des Austritts, fondern der einer Auflöfung der 
Gejellihaft vor (8. 307). VI, 379/94 vom 18. März 95. 

571. Kläger ift ftiller Gefellichafter des Beflagten in der 
Zeit vom 1. San. 1870 bis 1. Juli 1892 gewefen. Bei jeinem 
Eintritt ift eine Inventur, aber ohne Einfegung der Preife der 
verzeichneten Waaren, NRohmaterialien und halbfertigen Fabrifate 
aufgenommen, fpäter ift nie wieder eine Inventur oder eine Bilanz 
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aufgenommen. Die Klage ift auf Auskunft durch Aufftellung 
einer richtigen Inventur per 1. Ian. 1870 und Rechnungslegung 
für die Zeit vom 1. Ian. 1870 bi8 zum 1. Juli 1892 über Ge- 


. Wwinn und Berluft unter VBorlegung von Belegen und der Gejchäfts- 


bücher gerichtet. Sie ift abgewiejen; denn die Parteien feien dahin 
übereingefommen, daß die Auseinanderfeßung auf Grund des nod) 
feitzuftellenden Gefammtumfaßes unter Abftandnahme von der 
Kahholung von Inventuren und Bilanzen und unter Annahme 
eines beftimmten Prozentfages als Neingewinn zu erfolgen habe. 
Der Beflagte habe eine Zufammenftellung des Gefammtumjages 
angefertigt, der Kläger auf die Mittheilung derfelben dagegen 
feine Einwendung erhoben. Hinfichtlicd der Vertheilung des nod) 
feftzuftellenden Neingewinns hätten beide Parteien offenbar in 
Anhalt an $. 13 des Gefellfchaftsvertrags in Ausficht genommen, 
daß jedem von ihnen die Hälfte zufallen folle. Der al® Rein» 
gewinn zu betrachtende Theil de8 Gefammtumjages könne auf 
Grund der Yüder der Firma von jedem Sacdperjtändigen feit- 
geftellt werden. Wenn aud) feine endgültige Auseinanderjegung, 
jo liege dod) eine den Erforderniffen des Sähf. Yürgerl. Gejeß- 
buch8 entjprechende beide Theile bindende Abmadhung über die 
Grundjäge vor, nad) denen die Abfindung des Klägers berechnet 
werden folle. Revifion zurüdgewiejen; Art. 265 9. ©. 3. ift 
dispofitiver Natur, und das Sädjl. bürg. G. DB. irrevifibel. VI, 
309/94 vom 4. Febr. 95. 

572. Die ftille Gefellichaft ift nach der Entmündigung des 
Komplementars von deffen Kurator und dem ftillen Gefellichafter 
fortgejeßt. Das Berufungsgericht nimmt einen durch ftillfchweigende 
Uebereinfunft gefchloffenen neuen Vertrag an, bei weldem unter 
den veränderten Umftänden für die Anwendung der Beftimmung 
des bisherigen Vertrags, daß dem Komplementar für feine per- 
\önliche Thätigfeit jährlih 3000 Mark Honorar zu zahlen feien, 
fein Raum jei. Revifion zurücdgemwiefen. II, 293/94 vom 
8. Ian. 95. 

573. Der Beklagte war ftiller Gejellichafter des Gemein» 
ihuldnere. Der bis 31. Dez. 1897 laufende Vertrag ift burd) 
freiwillige Uebereinfunft am 31. Dez. 1892 aufgelöft, der Konkurs 
ift im Oktober 1893 eröffnet. Auf die Klage des Konkurs: 
verwalters ijt der DBellagte zur Erftattung der ihm auf feine 
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Einlage von 30000 Mark zurüdgezahlten 5012 Mart 25 Pf. 
verurtheilt. Scine Revifion ijt zurüdgemwiefen. Mit der Einrede, 
daß er durch Betrug ded Gemeinfchuldners zum Abfchluß des 
Gejellfchaftsvertrags beftimmt fei, wurde der Beklagte nicht gehört. 
Denn auch der betrogene ftille Gefellfhafter hat auf NRüdgabe 
der Einlage, die Eigenthum des Gejchäftsinhabers troß des DBe- 
truges8 geworden ift, H. ©. B. Art. 252, Abf. 1, nur eine perfün- 
lihe Forderung, die er im Konkurje wie jeder andere Gläubiger 
al8 Konkursforderung geltend zu machen hat. Und durd Rüd- 
zahlung feiner Einlage wird er, wenn er die Präfumtion des 
Gefetes nicht widerlegt, vor den andern Gläubigern ebenfo be- 
vorzugt, wie in dem Falle, daß das Gefellihaftsverhäftnig nicht 
durch Betrug herbeigeführt worden ift. I, 419/94 vom 6. März 95. 

574. Im Fall Bd. VIII, 1039 bat das Berufungsgericht 
nun die beflagte Kommanbditgejellfchaft verurtheilt, den Erben des 
ausgefchiedenen Gefellfchafters 64697 Mark 58 Pf. fammt Zinfen 
zu zahlen; die NRevifion ift zurüdgewiefen. E8 Handelt fih um 
eine Gefellfchaft, die bei dem Ausfcheiden eines Gefellichafters ale 
folche fortbefteht, den bisherigen Gefchäftsbetrieb unverändert fort: 
fett. Im Anfhluß an 38. 1IV, 821; R.©. €., 38.19, ©. 111 ff., 
in&befondere 121, ift davon auszugehen, daß der für die Auf- 
ftellung der Bilanz maßgebende Werth — 9.6.8. 31 — ber 
objektive Werth ift, welchen die Vermögensftüde für das Geichäft 
haben (nicht der ohne Nüdficht auf das Gefchäft fich bei einer 
augenbliclichen Zwangsverfilberung ergebende gemeine Werth der 
einzelnen Gegenftände), daß alfo bei den im Betriebe befindlichen 
Anlagen nicht Lediglich der Subjtanz- oder Materialwerth der 
Grundftüde, Gebäude (Mafchinen) in Betraht fommt, fondern 
auch der bei dem gejchäftlichen Betrieb fich ergebende Ertragswerth 
zu berüdfichtigen ift. IL, 371/94 vom 26. Febr. 95. 

575. Die Kommanditgejellihaft war als Ausitellerin des 
Mecjels durch rechtskräftig gewordene Verfäumnißurtheil vom 
5. Sebr. 1892 zur Zahlung der Wechjelregreßfumme verurtheilt. 
Auf Grund diefes Urtheils ift gegen den perfünlich haftenden Ge- 
jellichafter im 3. 1894 Klage auf Zahlung eines Theil8 der 
Wedhjelfumme erhoben. Er ift unter Verwerfung der Einrede 
der BVerjährung zur Zahlung verurtheilt, da er wie der offene 
Handelsgejellichafter da® gegen die Gefellichaft ergangene rechtd- 
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kräftige Urtheil gegen fich gelten Laffen muß, Beflagter auch ihm 
perjünlich zuftehende Einreden nicht geltend gemadjt hat. I, 1/95 
vom 10. April. 

576. Die NRegrepflage, welche Kläger wegen des Schadens, 
der ihm im Fall Bd. VI, 631 erwadjjen ift, gegen den Badifchen 
Visfus erhoben hat, weil Ziegler & Co. als offene Handelsgejfell- 
haft in das Handelsregifter eingetragen feien, ift abgemicjen, 
Nevifion zurücdgewiefen. ‘Denn das Dberlandesgericht hat eine 
Prüfungspflidt des Regifterrichterd darüber verneint, worin der 
Sefchäftsbetrieb der von den Arditelten den Vorfchriften des 
Handelsgefebuch8 ent|prechend angemeldeten offenen Handelögefell- 
haft beftehe und ob fie in Wirklichkeit eine offene Handelsgefell- 
Ihaft fei. $. 30 de8 Badiihen Gejeßes vom 6. Aug. 1862 über 
die Einführung des Handelsgefebuchs und die Badifche Verord- 
nung vom 3. Oft. 1862 — Yaflung vom 31. Dez. 1870 — über 
die Führung der Handelsregifter find nicht revifibel. Soweit aber 
revifible Normen in Frage Stehen, ift das Gefeß nicht verlekt. 
Namentlich ift im diefer Hinficht die Erwägung zutreffend, daf 
bei der Anmeldung der Inhalt des Gejellichaftsvertrag® oder die 
Art des Gejchäftsbetriebes gar nicht anzugeben if. II, 272/94 
vom 4. ar. 95. 

577. Gemäß 9. ©. B. 122 verwandelt fih im Falle des 
Konkurfes über das Vermögen einer 0. 9. ©. die im Art. 112 
ausgesprochene Solidarhaftung der Gejellichafter in eine fubfidiäre 
Haftung für den im Gejellfchaftsfonkurje erlittenen Ausfall aud) 
dann, wenn da8 Privatvermögen der Gejellfchafter Tonkursfrei 
bleibt. — VIT.NR.O.9.©. €, Bd. 17, ©. 284; R.®.€., Bd. 5, 
©. 52. — Diefe Beihränfung der Gefellfchaftsgläubiger gilt aud 
dem ausgejchiedenen Gejellichafter gegenüber, wenn fchon nad II, 
8/92 vom 1. März (R. ©. E., Bd. 29, ©. 11) im Fall eines 
Zwangsvergleih8 der vor dem Konfurfe ausgeichiedene Gejell- 
\hafter den Gefellfchaftsgläubigern weiter haftet, weil 8.D. 8. 200, 
Abt. 2 nur die nicht ausgeichtedenen Gefellichafter betreffe. Auch 
der eventuelle Antrag, auszujpredhen, daß der Beklagte dem Kläger 
für den Ausfall Hafte, welchen er im Gejellichaftsfonfurfe erleiden 
werde, wurde abgewiejen, weil ein rvechtliches Intereffe an ber 
alsbaldigen Feltjtellung nicht gegeben fei. Solches kann aud) nit 
aus der drohenden Verjährung abgeleitet werden, weil während 
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dc8 Gejellichaftsfonfurfes die Verjährung nicht läuft. I, 418/94 
vom 2. März 95. 

578. Im Fall 244. Da eine auf Errichtung einer 0.9. ©. 
gerichtete Willenseinigung zwischen der Witwe und ihren Rindern 
nicht vorlag, fo tft troß der Eintragung eine 0.9. ©. nicht zu 
Stande gelommen. — R.O.9.©.€, Bd. 12, Nr. 15. — Eine 
jolche ift auch nicht dadurch begründet, daß die Witwe, welche zu- 
gleih Vormünderin der Kinder war, das Gejhhäft unter der früheren 
Sirma fortgejeßt hat. — 8.656 A.UR LH 1(RD.9G. €, 
Dd. 11, Nr. 37; Bd. 23, Nr. 57). — Auch folgt daraus, daß 
der Richter, welcher die Eintragung der Gefellichaft in das Handels 
regifter verfügt hat, zugleich Bormundihaftsrichter war, nicht, daß 
er in diefer legteren Cigenfchaft auf Grund einer nach diefer 
Richtung vorgenommenen Würdigung der Verhältniffe jeine Zur 
ftimmung zur Erridtung der 0.9. ©. ertheilt Habe. Wenn ferner 
in einer Nadlaßverhandlung der den Kindern beitellte Pfleger 
und die Witwe erflärt haben, daß das zum Nadjlaf gehörige Ge- 
Thäft für jet von der Theilung ausgefchloffen bleibe, jo bedeutet 
da® nur, daß das Geichäft nad) wie vor von der Witwe weiter 
verwaltet werde, nicht aber, daß der Pfleger und das obervor- 
mundjchaftliche Gericht die Eintragung der 0. H. ©. in das Handels- 
regifter nachträglich genchmigt haben. I, 425/94 vom 9. März 95. 

579. Die fünfjährige Verjährung des 9. ©. 3. 146 findet 
im Fall der Auflöfung der Gefellichaft durd) Konkurs über deren 
Dermögen feine Anwendung. —R.D.9. ©. E., Bd. 23, ©.232. — 
Denn nad) Abf. 2 des Art. 146 läuft die Verjährung von dem 
Zage ab, an welchem die Auflöfung der 0. H. ©. in das Handels- 
regijter eingetragen ift. Auf Grund einer Beltimmung de 9.6.2. 
wird aber die Auflöfung durch Konkurs nicht eingetragen — Art. 129, 
Abf. 1 —. Unerheblid, daß nad) Art. 13 Pr. & ©. zum 9.©.2. 
der Konkurs eingetragen wird und daß hier die Gefellichaft nad) 
Beendigung des Ronkurjes gelöjcht war. 1, 448/94 vom 27. März 95. 

580. Da die Vorausfegung des Art. 140 nicht vorlag, war 
der Kläger ©. al8 Liquidator nad Art. 137 9. ©. B. bereditigt, 
für den zum Zwede der Auseinanderjegung erforderlichen Verfauf 
der Altiven, insbejondere der Immobilien, die Berfaufsbedingungen 
felbft zu beftimmen. Er hatte dem beflagten Mitgefellichafter die 
widhtigiten für den Berfauf von ihm in Ausficht genommenen 
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Bedingungen mit dem Erfuhen um Cinverjtändniß mitgetheilt, 
und der Bellagte hatte darauf weientlic; abweichende Modalitäten 
des Berfaufs gefordert, auch gegen ein anderes Vorgehen pro- 
teftirt und mit gerichtlichen Schritten gedroht. Bei diefer Sadı- 
lage hat ©. ein rechtliches Intereffe an der gerichtlichen Feititellung 
der Nichtberechtigung jenes Proteftes, um eventuellen Schadens 
erfatanfprücen aus feiner Gefchäftsführung von vornherein zu 
begegnen. Die Feitftellungsflage ift, foweit fie die Berechtigung 
des Liquidators betrifft, nad feinen Vorfchlägen zu verlaufen, 
auch begründet, fchon weil ihm da® Beitimmungsrecht zuiteht, 
und die fraglichen DVerfaufsbedingungen, jo wie diefelben aud) 
vom Therlandesgericht in die Entjcheidung auf die von dem Mit 
fläger und Mitgefellichafter 2. erhobene Klage aufgenommen find, 
mit irgend einer gejetlichen Beitimmung nidt in Widerjprud 
jtehen.. 8 ift diejes insbejondere auch der Fall bezüglich der 
Beitimmung über bie von den Anjteigerern zu leiftende Bürg- 
ichaft. II, 391/94 vom 29. März 95. 

581. Das zur Widerflage erhobene Berlangen der Auf- 
ftellung einer Bilanz fowie der Feltftellung der Höhe des Ge- 
chäftsantheils des Beklagten vor Verfilberung der Maffe entbehrt 
der gefeßlichen Begründung. Für den Fall der Liquidation einer 
offenen Handelsgefellichaft durd; einen dritten Riquidator ift, ab- 
weichend von der Vorjchrift des Art. 244°, Abf. 3 des Gefekes 
über die Aftiengefellichaften vom 18. Juli 1884, die Aufnahme 
einer Bilanz bei Beginn der Tiquidation oder auch nur vor Ber- 
filberung der Maffe unter die dem Liquidator durch Art. 137 des 
9. ©. B. obliegenden Verpflichtungen nicht aufgenommen. Einen 
Anfpruh auf Gewährung von Unterhaltsmitteln hat der beflagte 
Gefellfchafter nidt. II, 391/94 vom 29. März 95. 

582. Die 0.9. ©. beftand aus mehreren Zheilhabern, von 
denen einer nad dem andern gegen eine verjprocdhene oder ge- 
währte Abfindung ausgefchieden ift, während die Zurüdbleibenden 
die Gefellichaft fortgefegt haben, bis der vorlette dem lebten die 
gefammten Aktiven des Gefellichaftsvermögens überlaffen hat. 
As die Erben des Gefellfchaftere ©. ausfchieden, verpflichteten 
fih die zurückbleibenden Gefellichafter Sp. und Si. (der lekte), 
Senen 7800 Thaler zu zahlen. Zur Sicherheit verpfändeten fie 
Srundftücde, welhe zum Gejellfchaftsvermögen gehörten. Nachdem 
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das Ausscheiden de8 ©. zum Handelsregifter angemeldet war, 
ift zu demfelben vermerkt: „Die Gefellichaft ift durd) den Aus- 
tritt des ©. aufgelöft, die Firma erlofchen.” Durch) diefen falichen 
Eintrag ift dem Kläger Si. die Regelung des Grundbuch un- 
möglich geworden. Auf feine Klage und die Einwendung der 
verklagten S.’Ichen Erben ift erfannt: E8 wird feitgeftellt, daß 
die Sämmtlichen Aktiven der früheren 0.9.©. ©., D. & Comp. 
zu Herne, insbefondere auch die im Grundbude von Redling- 
haufen, Bd. 11, auf den Namen diefer Firma eingetragenen Grund- 
ftücfe durch Verträge mit den übrigen Gefellfchaftern auf den 
Kläger allein übertragen worden find. Die beklagten Erben ©. 
werden verurtheilt, die8 anzuerkennen und darin zu willigen, daß 
die gedachten Grundftüde auf den Namen des Klägers im Grund- 
buch eingetragen werden, jebody mit ber Maßgabe, daß der Kläger 
feinerfeits, fobald er feine Eintragung al® Eigenthümer diefer 
Grundftüde beantragt, gleichzeitig zu bewilligen und bei dem 
Grundbuchrichter zu beantragen hat, daß in Gemäßheit der Schuld» 
urfunde vom 1. Iuli 1875 für die beklagten Erben ©. eine Ab- 
findung von 7800 Thalern nebft 5 Proz. Zinjen u. |. w. auf die 
fraglichen Grundftüde Hypothefarifch eingetragen wird. Xevifion 
beider Theile zurücigewiefen. II, 42/95 vom 26. April. Qgl. 316. 

583. Die rechtliche Unfähigkeit eines der Gejellichafter zur 
felbftändigen WVermögensverwaltung — 9. ©. B. 123°? — tritt 
der Regel nach nicht Schon mit einer augenblidlichen Geiftesjtörung 
oder mit dem Beginn einer Geiftesfranfheit, jondern erft mit 
deren Yeltftellung al® eines dauernden Zuftandes ein. III, 13/95 
vom 24. Mai. 

584. Die im I. 1860 zu Mühlhaujen i. E. unter dem 
Namen Societe civile du casino de la Bourse auf Aftien mit 
einem Kapital von 72800 Mark, eingetheilt in 182 Aktien zu 
AOO Mart, gegründete Gejellichaft erklärte fich Iaut notarieller Ur- 
funde vom 4. April 1891 als Aktiengejellichaft im Sinne des 
9. ©. 3. unter ber Firma „Gefellihaft des Kafinogebäudes in 
Müplhaufen‘ mit einem Kapital von 72800 Mark, zerlegt in 
182 Aftien im Nennwerthe von je 400 Mark. An Stelle der 
alten Aktien, welche vernichtet wurden, erhielten die Aftionäre 
neue. Mit Einziehung der Aktien und Ausgabe neuer an Stelle 
derjelben ift eine Aufhebung der Aftiengejellihaft nicht nothwendig 
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verbunden. Hier löfte fich die Societe nicht auf, vielmehr wurde 
nur unter Annahme einer neuen Firma das Statut den An- 
forderungen der neuen Gejeßgebung entiprechend abgeändert und 
demzufolge aud) nur ein Umtaufch der Aktien bewirkt, wie das 
vom Berufungsgeridht auf Grund der notariellen Urkunde vom 
4. April 1891 feitgeftellt ift. Ein Redhtsirrthum liegt diefer Feft- 
ftellung nicht zu Grunde. Daraus ift vom Berufungsgericht die 
Holgerung gezogen, daB die Aftiengefellichaft, welche nad) ihrer 
Begründung gemäß Art. 22 des franzöfiihen Gefetes vom 5. Juni 
1850 mit der Enregiftrementsverwaltung das Ablommen getroffen 
hatte, an Stelle des Stempels von 1 Proz. de8 Nennwerths jähr- 
(ih 36 Mark 40 Pf. Abfommensgebühr zu zahlen, diefe Gebühr, 
auf welche Fiskus ein unmiderrufliches Recht erworben hatte, weiter 
zu zahlen. Revifion zurücdgewiefen. Unerheblidh, daß für die 
neuen Aktien die Reichsftenpelgebühr erhoben ift. $. 5 des Neichs- 
jtempelgefeßes ijt nicht verlegt. Denn die Landesabgabe tft nicht 
von den neuen Aktien erhoben. Ob die Neichsftempelabgabe mit 
Recht erhoben ift, war hier nicht zu entjheiden. Il, 377/94 vom 
22. Sebr. 95. 

585. Die Klage der Aftiengejellfchaft gegen einen Aktionär 
auf Lieferung der von ihm über die Aftienrüben hinaus gebauten 
Mehrrüben war für die Zufunft abgewiefen. Die Gefellichaft 
legte Berufung ein, und wandelte fid) dann in eine Gejellichaft 
mit bejchränfter Haftung um. Die neue Gejellfchaft verfolgte die 
Berufung weiter, wurde aber damit abgewiefen, NRevifion zurüd- 
gewiefen. Denn der Anfprud, daf ber Bellagte die Mehrrüben, 
folange er Mitglied der Gefellichaft mit befchränfter Haftung ift, 
der Gefellichaft zu lirfern Habe, wird hier aus dem Statut der 
neu gegründeten Gejellihaft mit bejchränkter Haftpflicht, deren 
Mitglied der Beklagte geworden tjt, abgeleitet, während der ur- 
fprünglicdhe Klaganjprud) auf das Statut der Aftiengefellichaft 
und die Eigenfchaft de8 Beklagten als Aktionär gegründet war; 
e8 ift alfo ein anderer Gefellichaftsvertrag, weldher dem eventuellen 
Antrage zur Unterlage dient. Mit diefem Antrage werden nicht 
Anjprühe der Aftiengefellichaft verfolgt, in welche die neue Ge- 
jeltichaft gemäß $. 79 des Neidysgejees vom 20. April 1892 
fuccedirt jet; denn die beanfpruchte Verpflichtung des Bellagten, 
der Gefellihaft mit beichränfter Haftpflicht, folange er Mitglied 
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berjelben jei, die Mehrrüben zn liefern, beftand noch nicht, fo- 
lange die Aftiengejellichaft fortdauert. Die Verpflichtung, die auf 
Dardesheim gebauten Mehrrüben der Aftiengefellichaft jo lange zu 
liefern, al8 er Aktionär fein würde, ging mit Auflöfung der 
Aftiengefellihaft unter, gleichviel 0b man diefelbe als einen in- 
tegrirenden Xheil der Aftionärspflichten oder al® auf einem 
Nebenvertrag beruhend anfieht; denn mit Auflöjfung der Aktien- 
gejellichaft hörte auch) die Aktionärseigenichaft des Bellagten auf; 
ein fih auf die Zukunft erftredendes Recht der Aftiengejellichaft, 
in welches die Gejellichaft mit befchränfter Haftpflicht Hätte jucce- 
diren fünnen, war nicht vorhanden. Vielmehr übernahm der Be- 
flagte, indem er fich, wozu er nicht verpflichtet war, an der neuen 
Gefeltihaft betheiligte, Fraft neuen Vertrags eine neue Ver- 
pflihtung. E8 liegt jomit unzuläffige Klagänderung vor, weil 
ein neuer Klaggrund geltend gemadt wird. II, 367/94 vom 
5. März 9. 

586. Der Borftand der Aftiengefellichaft hat fich für die 
Gefellihaft unter Genehmigung des Auffichtsrath8 verpflichtet, 
dem Staate für den Fall des Ausbaues der Eijenbahn Elgers- 
(eben über Wolmirsleben nad Förderftedt die der Gejellichaft ge- 
hörige Grubenbahn, joweit fie nad) dem Bauplan in die lektere 
hineinfälltt, im 3. 1902 unentgeltlich abzutreten, aber fon vorher 
Befit und unentgeltlicye Benutung auf den Staat zu übertragen. 
Dabei handelt e8 fi um ein Objekt von 300000 Marf. Das 
Berufungsgeriht Hat angenommen, Vorjtand und Auffichtsvath 
haben pflichtwibrig gehandelt, weil fie nicht zuvor, wie fie nad) 
9. ©. 2. 236 und 241, Abf. 2; 225, Ab}. 2; 226, Abf. 1 mußten, 
die Oeneralverfjammlung einberufen und über die Abtretung ge- 
hört haben. Das Berufungsgericht hat indeflen die von der Aftien- 
gejellidyaft wider die Mitglieder des Vorftandes und des Auffichts- 
rath8 erhobene Schadenserfagflage abgewiefen. Das Neichögeridt 
hat aufgehoben, zurücverwicien. Dit durd die dem See nicht 
entiprechende pofitive Handlung der Beklagten der Gejellichaft ein 
Schaden entftanden, fo haften fie auf Erjat, e8 fei denn, daß fie 
fi von diefer Haftung durch den Beweis befreien, daß die 
Generalverfammlung, wenn berufen, den Abichluß des Vertrags 
beichloffen haben würde. Unerheblih, daß Vorftand und Aufe 
fichtsrath, das Gefchäft wegen der dadurd für die Aftiengejellihaft 
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vermiedenen Gefahren einer Umgehung für vortheilhaft gehalten 
haben. I, 69/95 vom 28. Mai. 

587. Da die ftädtifhe Baudeputation bei ihren Gutachten 
die Stadt nicht al8 Willensorgan vertrat, aud nicht, wenn fie 
ein für allemal zur Abgabe folcher Gutachten amtlich verpflichtet 
war, jo fann die Stadt im Fall 677 auch nidht aus dem Ge- 
fihtspunft eine® Verjehens jener Deputation für den Schaden 
verantwortlich gemacht werden. VI, 296/94 vom 23. Ian. 95. 

588. Die Hagenden 17 Bergleute fordern ein Jeder für 
fih von dem Allgemeinen Rnappfchaftsverein zu Bodum Rüd- 
zahlung von Beiträgen, welde fie bis 1. Ian. 1892 feit Auf: 
nahme der Bergarbeit im Bezirke des Märkiichen Knappfchafts- 
vereind zu Bodum mit monatlich je 1 Mark 50 Bf. zu den 
Bereinszweden, jeit 1. Oft. 1887 fpeziell für die Aufgaben der 
„Penfionskafle”, an den genannten Verein, jeit 1. Juli 1890 an 
den nunmehrigen Beklagten als Recdhtsnachfolger des vorgedadten 
Vereins entrichtet Haben. Sie ftüten diefe Forderung im AL- 
gemeinen darauf, daß ihren Beitragsleiftungen in Anfehung der 
Invalidengelder feine Gegenleiftung des Krnappfchaftsvereins gegen- 
über geftanden habe. Damit find fie abgemwiefen. Denn die 
Kläger ftanden in einer Zwangsgenoffenihaft — vgl. $. 168 
Pr. 4.8 6& —. Diefelbe kann nit aus Gründen, welde für 
Privatverträge gelten, mit rüdwirfender Kraft aufgelöft werden. 
Nur wern von den Klägern Beiträge eingezogen wären, deren 
Erhebung überhaupt oder in diefer Höhe gejeglichen Borjchriften 
zumiderlief, wäre für die Kläger ein NRüdforderungsredt nad 
8. 207, , 16 Ü.X.R. begründet, ohne daß auf die condictio 
sine causa oder condictio indebiti zurüdzugreifen wäre. Das 
war aber nicht der Fall. II, 295/94 vom 6. Febr. 95. 

589. Nach einem im I. 1832 errichteten Rezeß vereinigten 
fih die Stadt Naumburg und die Domfreiheit dafelbft in eine 
Gefammtgemeinde unter einem Magiftrat, jodag die Hausbefiger 
und Gewerbtreibenden der domfreiheitlichen Gemeinde mit den 
Bürgern und übrigen Mitgliedern der Stadtgemeinde in ein 
gleiches Verhältniß traten. Dadurd follte aber in Bezug auf 
die Korporationsrechte und den Domanialbefig des Domtkapitels 
nicht® geändert werden. Im einem NRezeß vom 3. 1838 tft dann 
unter Anerkennung des Tortbeftandes des Domtkapiteld als einer 
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jelbftändigen Korporation außerhalb des Kommunalverbandes be» Korporation. 
ftimmt, daß die näher bezeichneten Gebäude und Grundftüde, jo- 
fange fie fi) im unmittelbaren Befite des Domfapitel® befinden, 
vom Stabtbezirf ausgeichlofien fein und ein für fich beftehendes 
Patrimonium bilden follen. Unter Befreiung des Domfapitels 
von allen Beiträgen zu ftädtifchen Laften verzichtete daffelbe auf 
den Mitgenuß ftädtifcher Gerecdhtfame: das foll jedod) feine An- 
wendung auf die Anitalten finden, von welden das Domtlapitel 
und defjen Mitglieder in gleichem Maße Gebraud) madhen und 
Vortheil ziehen. Zur Unterhaltung diejer Anftalten leiftet das 
Domkapitel einen Koftenbeitrag, deilen Verhältniß, namentlich 
bezüglich der Unterhaltung der Kanäle, näher bejtimmt war. Die 
Stadt Naumburg hat ein neues Kanalifationsiyften eingeführt. 
Auf Klage des Domkapitels ift die Stadt verpflichtet erachtet, 
die Abfallwafler von den domfapitularifchen Grundftüden in die 
ftädtifchen Kanäle aufzunehmen, aud) die jchon beftehenden Kanal- 
anfchlüffe zu dulden, und zwar gegen die in den gedachten Rezeflen 
feftgejegte verhältnigmäßige Gejfammtvergütung; aud) zu gejtatten, 
daß die in der Klage genannten Grundftüde den beftehenden orts- 
polizeilichen Vorjchriften gemäß durd) Thonrohrleitungen an das 
ftädtifche Kanalneg angejchlofjjen werden. Denn jene Rezeffe follten 
die gegenjeitigen Berhältniffe dauernd ordnen; jchon im 9. 1838 
beftanden zur Ableitung der Abwäfler Rinnjteine und offene ge- 
mauerte Kanäle, die jegige Nohrleitung bildet nur einen Eriak 
der im NRezeh erwähnten NRohrfahrten und Kanäle. Es Tonnte 
aber nidt, zumal au im Allgemeinen nicht beftimmte fefte 
Summen, jondern immer ein Bruchtheil des in jedem SYahre 
wechjelnden Ausgabepojtens als die vom Domkapitel zu gewährende 
Gegenleiftung ausbedungen war, die Intention der Kontrahenten 
fein, da8 Domkapitel, dejien Mitglieder, Beamte u. |. w. nur an 
den gerade im 3. 1838 beftehenden Anftalten theilnehmen zu laffen, 
ihnen aber die Theilnahme an den verbejjerten oder den neuen 
demjelben Zwed dienenden Anftalten zu verfagen. Revifion zurüd- 
gewiejen. V, 287/94 vom 23. Ian. 95. 

590. Der badische Fijchereiverein ift nad der Klage als 
folder, d. 5. al® Einheit, aufgetreten und hat die Zahlung der 
eingellagten Schuld des Beflagten an den Verein, nicht etwa an 
beifen Mitglieder, beantragt. Diefer forporativ organifirte Verein 
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mit wechjelnden Mitgliedern, welcher öffentliche Zmede verfolgt, 
hat nad) Maßgabe der landesherrlichen Verordnung vom 17. Nov. 
1883 die Rechte einer Körperichaft im Sinne des $. 9 des II. Kon- 
jtitutionsedifts erlangt, die Korporationsrechte find ihm furze Zeit 
nad Erhebung der Klage im Laufe des erjten Verfahrens ertheilt, 
und das ift Schon vor der Verhandlung, in welcher der Beflagte 
den Mangel der Bartei- und Prozekfähigfeit des Klägers vor= 
Ihüßte, nachgewiejen. Die Rechte, welche der bejtehende Verein 
erworben Hatte und zu welchen auch die eingeflagte Korderung 
gehört, ftehen ihm jett al8 einer von den einzelnen Mitgliedern 
verfchiedenen Berfon zu. Damit darf die Aftivlegitimation des 
Klägers al vorhanden angenommen werden, zumal ein berechtigtes 
Sntereffe de8 Beklagten nicht erfichtlich ift, den Verein zur Er- 
hebung einer erneuerten Klage zu veranlaffen. II, 348/94 vom 
22. Febr. /1. März 95. 

591. Im Fall TO fonnte au wegen Cinheitlichfeit des 
Tisfus von der Klägerin nicht geltend gemacht werden, daß die 
Regierung zur Vertretung de3 Eifenbahnfisfus nicht zuftändig jet. 
Yın vorliegenden Tale würde ein Berfauf des an die Cijenbahn- 
anlage anftoßenden Forjtlandes ohne Vorbehalt der Berechtigung 
für den Tisfus, aud) ferner den Raud) auf das verkaufte Grund 
ftüf zu immittiren, zu einer erheblichen Befcdhränfung des Fiskus 
in der bisherigen Benukung der Bahnanlage geführt haben. E# 
ift nicht rechtsirrthümlih, wenn da8 Berufungsgericht annimmt, 
daß dies nicht in der Abjicht der Regierung gelegen haben Fönne, 
und daß dieje durd ihre Stellung al® Vertreterin des Tiskus 
dazu berufen war, den DVerfauf unter Wahrung des Nechts des 
Tisfus auf ungehinderte Weiterbenugung der Eijenbahnanlage ab- 
zufchließen. VI, 354/94 vom 14. Febr. 95. 

592. Aus den Statuten der Berliner Künjtler ergibt fi, 
daß die Mitglieder de8 Ehrengerichts, welche einjtimmig über die 
Entfernung eine® Mitgliedes geurtheilt haben, insbejondere der 
BVorligende und die Mitglieder des Borftandes von der Xheil- 
nahme an der al® Rekursinftanz beichließenden außerordentlichen 
Dauptverfammlung nicht ausgefchloffen, vielmehr zu diefer Theil» 
nahme ausdrüdlich berufen find. Da eine derartige ftatutarifche 
Beftimmung aud) erlaubt ift, fo durfte der Sprud) der Rekurs- 
inftanz nidyt al® formell unzuläffig aus dem Grunde eradtet 
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werden, weil die Mitglieder des Ehrengerichts an demfelben theil- 
genommen haben. IV, 386/94 vom 29. April 95. 

593. Der Poften Nr. 4 unter den Aktiven der eine Anlage 
der Hauptbilanz bildenden Nettobilanz der Sägemühle mit den 
Worten: „Sägemühle, im Jahre 1890 abgebrannt — —” ent: 
hält eine derartig ungenaue Bezeichnung ded Sachverhalts, daß 
die Bemängelung feiten® der Beklagten nicht jowohl als eine An 
fehtung des Beichluffes der Generalverfammlung, jondern als 
Nüge eines aus der Bilanz felbft erfichtlichen Mangels betrachtet 


werden Eönnte, bdeffen Geltendmachung aud) dem ausgeschiedenen‘ 


Senoffen nicht verfagt werden dürfte. Die vom Oberlandesgeridht 
getroffene Feitftellung aber, daß das Verfahren der Generalver- 
fanmlung, für die Sägemühle nihts in der Bilanz anzufeken, 
materiell gerechtfertigt fei, weil dem unter die Aktiva aufzu- 
nehmenden Betrage der Brandlaffengelder und des Berfaufs- 
werthes ein gleich Hoher Betrag an Koften des Wiederaufbaucs 
unter den Paffiven gegenüberjtchen würde, enthält einen Red)ts- 
irrthum nicht; insbejondere fanın ein folder nicht darin gefunden 
werden, daß das Dberlandesgericht es fiir zuläflig erachtet, den 
Werth der Sägemühle für 1890 aus dem Erlöje bei einem erft 
mehrere Monate jpäter ftattgehabten VBerfanfe abzuleiten. II, 
397/94 vom 15. "ebr. 95. 

594. Nad) $. 116 des Gejekes vom 1. Mai 1889 ift nur 
die Forderung, welche bereits in dem Konfurje über die Genoifen- 
Ichaft al8 richtig feitgeftellt ift, nad) Abzug der bei der Vertheilung 
im Konfurfe auf fie gefallenen Beträge gegen den einzelnen joli- 
darifd) haftenden Genoffen zu verfolgen. Daß diejes NRedt nur 
dem Oenoffenfchaftsgläubiger für feine Perfon zuftehe, nicht aud) 
deffen Eefftionar, wenn er die Forderung abtritt oder bereits vor 
der auf feinen Namen erfolgten Yeltftellung im SKonfurje ab- 
getreten hat, läßt ji aus dem ©ejeße nicht entnehmen. IV, 
406/94 vom 4. April 95. 

595. Die Meiereigenoffenfchaft war unbeftritten weder Handelg- 
gefellichaft, nod) al8 Genofjenjchaft eingetragen; fie ift alfo nad) 
den gemeinrechtlichen Grundfäßen über die Sozietät zu beurtheilen, 
jomweit dieje nicht dadurd) modifizirt find, daß nad) ben Statuten 
der verklagten Genofjenfchaft unbejchadet ihres Fortbeftchens das 
Ausicheiden einzelner Mitglieder und das Eintreten neuer geftattet 
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Bereine und ift. Derartige Perjonenvereine Förnnen zwar als folche Eagen und 
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verklagt werden, ohne daß e8 nöthig ift, die einzelnen Mitglieder 
zu belangen; da8 fan aber nur zuläffig fein, folange fie be- 
ftehen. Nad) der Auflöjung hat aud) die BVertretungsbefugniß 
des früheren Vorjtandes aufgehört, und ein Bebürfniß für die 
Parteifähigfeit befteht nicht mehr, da mit der Auflöfung die Miög- 
Iichkeit des Wechjels der Mitglieder fortgefallen ift. R.O.H.©.€., 
Bd. 19, ©. 160 ff. ift deshalb für die zu entjcheidende Frage ohne 
Bedeutung, und ebenfo wenig jteht R. &. U. III, 274/93 vom 


23. Febr. 94 (Bd. XVIIL 535) entgegen. Denn in diefem Falle 


beitand die verflagte Genoffenfhaft zur Zeit der Klagerhebung ; 
erit während des Prozejjes beichloß fie ihre Auflöfung und be- 
antragte dann Abweifung der Klage. III, 250/94 vom 18. Ian. 95. 

596. Im Fall 277 Handelt c8 fi um eine erlaubte Privat- 
gefellichaft, 8.1, I, 6 A.L.R. Daß die betheiligten, im Laufe 
der Zeit wechfelnden Mitglieder ftets die Kontinuität der ehemals 
als „deutich=Fatholifche‘‘, fpäter als „chrift=Fatholifche”‘, fchlieklich 
al8 „freireligiöfe‘ Gemeinde bezeichneten Perfonenverbindung ge> 
wollt und entiprechend diefem Willen gehandelt haben, unterliegt 
feinem Bedenken. ‘Der derzeitige Perfonenbeitand ift das Ergebniß 
des Eintritts in die beftehende Verbindung wie des AustrittS aus 
derfelben. Die Aenderungen ded Namens und der Grundfäte 
find al® Veränderungen der Namensbezeihnung und der Ver: 
faffung der beftehenden Vereinigung bejchloffen, dem PBolizei- 
präfidium angezeigt und von diefem ohne Erinnerung hingenommen 
worden. Kine freiwillige Selbjtauflöjfung der Gejellfchaft durd) 
einen dahin gehenden Beichluß der Mitglieder hat niemals ftatt- 
gefunden. Keine Minderheit hat, foweit erfichtlich, den Fortbeitand 
ber Gejellihaft wegen Aenderung ihres Zwedes oder der Un- 
möglichkeit, denjelben nod zu erfüllen, angefochten oder den Fort: 
beitand mit den bisherigen Vermögensrechten unter Ausschliegung 
der von dem urfprünglicd) gefegten Ziele abgewichenen Mehrheit 
für fi in Anjpruch genommen. Die Staatsgewalt hat eine Auf: 
hebung der Gefellichaft wegen Aenderung ihres urjprünglichen 
Endzweds dergejtalt, daß der nunmehrige der öffentlichen Drd- 
nung zumider fei, nicht bewirkt. Desjenigen Maßes von Organt- 
lation, defjen eine erlaubte Privatgefellichaft bedarf, entbehrt die 
Gefellfchaft bi8 heute nicht. Ein NRechtsjag aber, daß jchon durch 
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eine wefentliche Aenderung des Zwedes von jelbft die bejtandene Vereine und 
Privatgefelifchaft ihre rechtliche Eriftenz verfiere, läßt fih nicht Genen 
begründen, aud) nicht für eine al8 Kirchengefellichaft eingegangene 
Verbindung unter dem Gefichtspunfte, daß fie wegen Aufgabe 
ihres Belenntnifjes aufgehört habe, eine Kirchengejellichaft zu 
fein. Vgl. Gierfe, Genoffenfchaftstheorie, S. 809 ff., insbefondere 
©. 824, 825, Note 1, und bie dortigen auf 8.171, I, 11LU.U.R. 
bezüglichen Citate.e &8 ift daher für die Frage der rechtlichen 
‘oentität der freireligiöfen Gemeinde mit der deutjch = katholischen 
(chrift-fatholifchen) Gemeinde von feiner entjcheidbenden Bedeutung, 
daß die dur Beichluß vom 22. April 1862 unter gleichzeitiger 
Namensänderung angenommene Verfaffung der freireligiöjen Ge- 
meinde Grundfäge enthält, die eine vollftändige Ablehr vom 
ChriftenthHum bedeuten, und daß durch weitere Beihlüffe in den 
Sahren 1877 und 1890 die Gemeinde fi) aud) von dem Glauben 
an Gott Losgefagt Haben fol. Auch) im Webrigen ftehen der 
Richtigkeit der in erfter Inftanz von dem Polizeipräfidium dahin, 
„daß beide Vereinigungen identisch find“, ertheilten Auskunft und 
der hiermit übereinjtimmenden Feftjtellung des Berufungsrichtere 
rechtliche Bedenken nicht entgegen. V, 316/94 vom 23. Febr. 95. 
597. Vgl. Bd. IX, 565/566. Das Berufungsgericht hat die 
Klage wiederum abgewiefen, ber Widerflage entjprodhen. Das 
Reichögericht hat nun die Revifion zurücgewiefen. E8 ijt für er» 
wiefen erachtet, daß 3. St. und 9. als die offenen Gefellichafter 
von der Zeitungsfommiffion bes fozialdemofratijchen Arbeitervereins 
zu Berlin gewählt find, daß in ihrer Stellung zu dem von ber 
Zeitungslommiffion ausgegangenen Unternehmen aber dadurd) 
nicht8 geändert wurde, daß die Gefellichaft in Wahrheit nie be= 
ftanden hat, niemals Eigenthümer der 1877 errichteten ‘Druderei 
gewejen ift, vielmehr nur ihren Namen hergegeben hat, während 
die jozialdemofratifche Partei oder der Verein oder die Gejfammt- 
heit der Parteigenoffen Eigenthümer der Druderei waren. Aud) 
der Kaufvertrag vom 19. und der Neverd vom 29. Aug. 1884 
waren nur Scheingefchäfte, durch weldye nur ein anderes Organ 
für die rechtlichen Beziehungen der Druderei und der Gefammt- 
heit der fozialdemofratiichen Genoffen vorgefchoben werden follte. 
3. und St. haben weder eine Einlage gemacht, nod waren fie 
dazu im Stande. Vielmehr find die als Einlage bezeichneten 
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Vereine und A000 Mark und 3000 Mark durd) Beiträge von Parteigenoffen 


Genofjen- 


Ichaften. 


Stiftung. 


Berlöbniß. 


zufammengebradit.. Wären die 4000 Mark aus den Erträgniffen 
der von der 0. H. ©. vertriebenen Neuen Gerichtszeitung zurüd- 
gezahlt, jo war auch dies ein Blatt der fozialiftifchen Bartei. 
Die Erträgniffe deijelben fünnen Kläger nicht als eigene Auf: 
wendungen charakfterifiren. Das Unternehmen hat dem fjozial- 
demofratiichen Verein gehört; die Druderei ift für da8 Handels: 
gewerbe dieje® Vereins errichtet mit Mitteln, welche unter der 
Form des Darlehns oder der Kommanbitbetheiligung dem Verein 
gegeben find. Der Verein ift aber verboten auf Grund $. 7 des 
Spzialiftengejetes vom 21. Dit. 1878; fein Vermögen verfiel hier: 
nad) und nad) SS. 190 FF. AU.L.R. I, 6 dem Staate. Daß aber 
die Kläger für Vereinsmitglieder oder für Dritte auftreten, 
um deren Rechte gegen den Verein geltend zu machen, behaupten 
die Kläger felbft nicht. Die Rechte folder Perjonen werden dee» 
halb durd diefe Enticheidung nicht berührt. I, 464/94 vom 
20. März/1. Suni 95. 

598 Im Ball Bd. XIV, 164, 582 hat ba8 Berufungs- 
gericht nun auf Grund der Beweisaufnahme die Weberzeugung 
erlangt, baß ein ftiftungsmäßiges Recht des beflagten Gymnafiums 
zur Theilnahme an den DVertheilungen der jährlichen Einkünfte 
der Stiftung, und zwar neben, nicht erft nad) den Firchlichen 
Injtituten, erwiefen fei; daß diefes Recht nicht auf die Einkünfte 
aus befondern für Schulen und Lehrer gemadjten Zuwendungen 
beichränft fei; daß auch nichts dafür dargethan fei, daß für die 
Sahre 1886 bis 1891 dein Bellagten ein geringerer Betrag von 
den jährlichen Einfünften zugeftanden habe als jährlich 2869 Dart 
42 Pf. Demgemäß hat das Berufungsgericht die Klage abgemiefen. 
IV, 365/94 vom 18. April 95. 2gl. 162. 

599. Als der Schon damals gejchäftsfähige Bellagte noch in 
Berlin ftudirte, hat er fih im I. 1889 mit der Klägerin verlobt 
und vereinbart, daß die Ehe bis jpäteftend Ende 1892 gefchloffen 
werden follte, und daß er, wenn er bi8 dahin nicht zur Ehe- 
ihließung fchritte oder vorher zurüctrete, zur Zahlung einer Kon- 
ventionalftrafe von 15000 Marf verpflichtet fein follte. Nachdem 
der Beklagte im März 1893 da8 Staatderamen beftanden und 
fi in der Provinz Pojen als Arzt niedergelaffen hat, wurde von 
den Parteien die Hochzeit auf den 30. Dit. 1893 feftgefegt. ‘Die- 
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jelbe fand indefjen, obichon Klägerin und deren Eltern die er- Berlöbnif. 
forderlichen Vorbereitungen gemacht Hatten, in Folge Nücdtritts 

des DBeflagten nicht ftatt. Der Beklagte ift zur Zahlung der 
Konventionalftrafe verurtheilt; feine Revifion tft zurücgewiefen. 

IV, 357/94 vom 8. April 95. Ball. 374. 

600. Die eheweibliche impotentia coeundi begründet nad) Ungüftigfeit 
dem Neichsgefeg vom 6. Febr. 1875 die Ungüttigfeit der Ehe num der Ehr- 
aus dem Gefichtspuntt des Irrthums. Die Impotenz war vor 
der im 9. 1869 erfolgten Eheichließung vorhanden; der Ehemann 
hat in Folge der ärztlichen Unterjuchungen von 1884 und 1887 
—88 die Unheilbarfeit des gefchlechtlichen Mangels feiner Ehefrau 
erfahren. Da er 25 Jahre mit feiner Ehefrau zufammengelebt 
hat, konnte der Berufungsrichter die Folge ziehen, daß er fid 
des Rechts auf Anfechtung der Ehe begeben hat. ‘Die Ehe wurde 
wegen Ehebrucdh8 des Ehemann gejchieden und die der Chefcheidungs- 

Hage gegenüber nad) S. 575, Abf. 1, und 592 &. PB. D. wegen 
des genannten Chehindernifjes an Sich zuläffige Widerflage ab» 
gewiejen; Revifion zurücgewiefen. III, 269/94 vom 19. Zebr. 95. 

601. Die Ehe ift geichieden, weil der Ehemann fi) grober Eheiheidung. 

und widerredtlicher Chrenkränfungen und wiederholter und muth- 
williger ZThätlichfeiten ohne dringende VBeranlaffung fchuldig ge- 
macht hat; die Widerflage des Chemanns wegen efelerregenden, 
unheilbaren Gebrechens der Ehefrau — einer Nafenkrankheit in 
Volge jfrophulofer Veranlagung — und wegen unübermwindlicher 
Abneigung ift abgewiefen; Berufung und Revifion wegen der 
Schuldfrage zurüdgewiefen. Abgejehen von anderen Erwägungen, 
jteht dem Angriff der Revifion der Umftand entgegen, daß der 
Scheidungsgrund de8 8. 6IT A... R. U, 1 als ein jchwerer im 
Sinne des $. 748 nur dann anzufehen ift, wenn der mit einem 
Ekel und Abjcheu erregenden Gebrecdhen behaftete Ehegatte diejes 
Gebrechen felbft verjchuldet hat. Da diefe Vorausjegung im 
Streitfalle nicht zutrifft, jo würde, auch wenn der von dem DBe- 
Hagten aus $. 697 hergeleitete Cheicheidungsgrund erwiejen würde, 
doc jedenfalls ein Chevergehen nicht vorliegen. ‘Der Ehefcheidungs- 
grund der unüberwindlicdhen Abneigung aber würde nur gemäß 
SS. 718*, 718® zu beurtheilen fein, mithin die Erklärung des 
Bellagten für den allein fchuldigen Theil zur Folge haben müfjen. 
IV, 191/94 vom 3. Ian. 95. 


Cheicheidung. 
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602. Der Ehemann hat fortgefegt Börjenfpefulationsgejichäfte 
ohne eigene Mittel und mit dem Erfolge betrieben, daß dadurd) 
das faft 100000 Mark betragende Vermögen feiner Ehefrau ver- 
braucht ift und der Beklagte fidh verleiten ließ, das feiner Ber- 
waltung anvertraute Vermögen feiner Stieflinder dur Unter: 
chlagung von 46000 Mark anzugreifen. Das erweift fi, aud) 
wenn es fich nicht um reine Differenzgefchäfte handelte, al8 eine 
unbefonnene und ungeregelte Gefchäftsführung und damit al8 eine 
unordentlihe Wirthichaft. Sie hat die Yolge gehabt, daß der 
Beklagte fchließlich nicht mehr im Stande war, feiner Ehefrau, 
welcher nur nod eine Witwenpenfion von jährlid 262 Mearf 
50 Pf. und vielleicht die Kinnahme aus einem Grundftüd von 
hödhftens 300 Mark verblieben ift, den nothdürftigen Unterhalt 
zu gewähren. Auf die für die Erziehung der beiden Zöchter der 
Klägerin aus erfter Ehe beftimmten Gelder hat der Beklagte durd) 
die Verheirathung mit der Klägerin fein Recht erworben, welches 
deren Verwendung zu einem anderen Zwed, als zu weldhem fie 
beftimmt waren, geftattet. Die Ehe ift deshalb mit Nedht aus 
AR. IL, 1, 8. 711 gefchieden. Unerheblich, daß Klägerin aud 
die Verlufte bezahlt oder fonjt beglichen habe, welche aus reinen 
Differenzgefchäften herrührten. Denn dadurd) Hat fie nicht eine 
Mitihuld an der unordentlihen Wirthichaft des Beflagten auf 
fi) geladen. Die Vorihrift de8 A. 2. R. IL, 1, $. 721 findet 
auf den Scheidungsgrund des $. 711 bafelbit überhaupt feine An- 
wendung. Denn der Grund beruht in dem durd) ein beftimmtes 
Berhalten des Diannes hervorgerufenen Mangel, welchen die rau 
zur Zeit der Slageerhebung leidet (vgl. Bolze, Praris, 3d. VII, 
570), alfo in einem Zuftande, deffen Natur es nothwendig mit 
fih bringt, daß er aud) innerhalb des im $. 721 gedachten Iahres 
beiteht. Db er vor diefem Iahre ebenfalls fchon beitanden hat, 
ift deshalb gleihgültig. Ebenfo unwefentlich aber ift demgemäß, 
wann die unfittliche Handlung oder die einzelnen unfittlichen Hand- 
lungen des Mannes begangen find, da fie nur das eine Erforder- 
niß de8 Scheidungsgrundes, nicht aber diefen jelbft bilden. IV, 
277/94 vom 18. Febr. 95. 

603. Die Ehe ift gefchieden und der Ehemann für ben. 
überwiegend jchuldigen Theil eradtet; Nevifion zurücgemieien. 
Die gleichartigen Vergehungen wörtlicher Beleidigungen und ge- 
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jundheitögefährlider Tchätlichleiten treffen beide Theile. Wenn Eheicheidung. 
gleichartige Vergehen auf beiden Seiten vorliegen, ohne daß dem 
quantitativen Umfange der fic) al& Vergehen darftellenden Hanbd- 
lungen eine Erheblichleit beizulegen ift, jo wird ein Webergewicht 
der Schuld durdy die objektive Schwere der Verfchuldungen und 
durch den Grad der Zurechnung des Hanbelnden begründet. Hier 
lag jenen Verfhuldungen nicht eine überlegte böswillige Abficht 
zu Grunde, e8 lag nur eine Verübung zufolge Erregung bes 
leidenschaftlihen Temperaments beider Theile vor. ‘Der Ehemann 
hat aber außerdem ich der böslichen Verlaffung jhuldig gemadıt. 
Diefe beruht aber ftetS auf überlegtem Vorfat. IV, 268/94 
vom 14. Tebr. 95. 

604. © 8. Ein fchon einmal zur Begründung der Kom- 
penfationgeinrede gegen eine Scheidungsflage verwendetes Per: 
gehen fann nicht nod) einmal zur Begründung der Kompenfations- 
einrede gegen eine neue Klage aus einem neuen Scheidungsgrunde 
gebraucht werden (vgl. von Scheurl, Cheredht, ©. 323, und das 
Sädhf. Bürgerl. Gefegbudh $. 1727). Dabei ift das Erhebliche 
nicht die prozeffuale Seite ber Sade, fondern der neue Klage- 
grund. 8 fcheint in der Natur der Sadhe zu liegen, daß min- 
deitens folchen Chebrücden gegenüber, die von demjenigen Chbe- 
gatten, der die Kompenfationseinrede vorgejchüßt hat, feit diefer 
Vorfhütung neu begangen find, frühere Ehebrüche des andern 
Ehegatten nicht mehr zur Kompenfation benugt werden Tönnen. 
VI, 329/94 vom 18. Febr. 95. 

605. Die Beklagte hat ihren Ehemann oftmald vor andern 
Leuten beihimpft, ihn „gemeiner Kerl, Hurenferl, Hurenbod‘ 
genannt und ihm vorgeworfen, er gebe jich mit andern Frauen- 
zimmern ab. Die Klagabweifung tft aufgehoben, weil $. 700 
AERO, 1 nidt für anwendbar eradjtet ift. Die Motive des 
Haffes und der Rache jchließen den 8. 700 nicht aus. Auch beim 
Ausbruch) des Zornes und des Aergers Tann bei dem Beleidiger 
Borjat, Handlungen zu begehen, welche unter $. 700 fallen, und 
Bemwußtfein des Tchädigenden Erfolges vorhanden fein. ‘Deshalb 
bedarf e8 einer Prüfung des einzelnen alles, welche aud) die 
Anzahl der Ehrenfränkungen, die unmittelbar gegebene Veranlafjung 
oder den Diangel berfelben in Betracht zu ziehen hat. IV, 408/94 
vom 9. Mai 95. gl. Bb. VII, 687. 

Braris des Neichsgerihtd. XX. 20 


Ehefcheidung. 
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606. MUebrigens erfchien auch bei Anwendung der $8. 701, 
702 die Annahme, daß der Klagende Maurermeifter zu den Leuten 
gemeinen Standes gehöre, dadurch nicht motivirt, daß er em 
früherer Diaurer gewefen fei und noch jest mit feinen Gejellen 
zufammen arbeite. Die Aneignung höherer Fachlenntniffe, wie 
folche für einen Maurermeifter erforderlich find, läßt jchon an 
und für fich auf einen höheren Grad allgemeiner Bildung jchließen ; 
und die Angaben des Berufungsurtheils über den Eindrud, welden 
der Kläger auf das Gericht gemadt Hat, find zu allgemein. Un: 
erheblich, daß die Ehefrau aus einer Keinen Bauernwirthichaft 
ftammt. Denn fie theilt den Stand ded Ehemanns. IV, 408/94 
vom 9. Mai 95. Ä 

606b. Gegen Anwendung des $. 703 entjcheidet nicht, dap 
die Zankfucht der Beklagten die Gejundheit des Klägers noch nicht 
bejhädigt Hat. Entfcheidend tft, ob fie dazu geeignet war. IV, 
408/94 vom 9. Mai 95. 

607. Kläger, welcher nad) feinen Angaben die Bellagte im 
Berdadht des Ehebrudhs mit N. gehabt, hat fih in einer Nacht 
der Beklagten freiwillig in der Abficht genähert, um fi mit ihr 
zu vertragen, felbjt wenn fie die Ehe mit N. gebrochen haben 
jollte, und um nad erreicdhter Verföhnung mit ihr den Beifchlaf 
zu vollziehen, freilich in der Vorausfegung, daß Beklagte zuvor 
gewiffe vom Kläger an fie zu ftellende Tragen befriedigend be- 
antworte. Nicht einzugehen ift auf die Kidesdelation über den 
bloßen Berfud) der Beilhlafsvollziehfung, bezw. auf den vom 
Kläger der Beklagten gegebenen Kuß. Denn nad) Xage der Sadıe 
fann das Abjtehen des Kläger von dem Beilchlaf nur beruht 
haben auf feinem Entidhluß vor Ausführung des Altes, welder 
allein die Verfühnung oder Verzeihung erjt zum Ausdrud bringen 
folite, hervorgerufen durd) das Verhalten der Klägerin, insbejondere 
etwa durd Nichtbeantwortung jener Tragen oder einen von ihr 
geleifteten Widerftand, alfo Zurüdweifung der nur angebotenen 
Berzeihung oder VBerföhnung feitens der Beklagten, und es kann 
nicht angenommen werden, daß Kläger der Bellagten au dann 
hätte verzeihen wollen, wenn fie ihre Mitwirkung zu dem Afte 
der DVerzeihung verfagte. WRepifion zurücdigewiefen. VL, 61/95 
von 16. Mai. 

608. Keine Scheidung aus $. 6IT AL R. IL, 1 wegen 
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Tefundärer Syphilis der Chefrau, weil diefelbe heilbar fei. Re Eheiheidung. 
vifion zurüdgewiefen. IV, 422/94 vom 22. Mat 95. 

609. Die vom Kläger geltend gemachten Chefcheidungsgründe 
des Ehebruche, der efelerregenden und unheilbaren Krankheit und 
der einjeitigen, unüberwindliden Abneigung find im Wefentlichen 
auf die Behauptung des Klägers geftügt, daß die Bellagte im 
3. 1892 an felundärer Syphilis gelitten habe. Die Klage ift 
troß der Unterftellung der Wahrheit diefer Thatfacdhe abgewiefen, 
Revifion zurüdgewiefen. Da die Shphilis nicht nur durch ge- 
Ichlechtlichen Verkehr, fondern aud) auf andere Weije übertragen 
werden fönne, und Typhilitiihe Erjcheinungen ganz verjchwunben 
jein Fönnen, um erft nad) Jahren wieder aufzutreten, jo jei von 
jener Thatfache darauf, daß die Bellagte während der Ehe außer- 
ehelichen geichlechtlichen Verfchr gepflogen habe, nicht fiher zu 
Tchließen. Biel näher liege die Vermuthung, daß die Beklagte 
von dem Kläger, der eingejtandenermaßen Chebruch getrieben habe, 
angeftect jei. Der vom Kläger angetretene Beweis dafür, daß 
er jelbft im Sommer 1892 nicht jyphilitiich frank gewejen, daß 
er überhaupt nie an Syphilis gelitten habe, ift abgelehnt. Aud) 
wenn im Sommer 1892 bei genauer Unterfudhung feine Spur 
von Syphilis bei dem Kläger gefunden fei, Fünne derjelbe da=- 
mals fyphilitifch Frank gewefen fein, da die Krankheitserscheinungen 
bisweilen äußerlich verfchmwunden fein und dann doch wieder auf- 
treten fünnen. Auch fei Syphilis heilbar, jodaß, wenn Kläger 
jet gejund fei, doch die Beklagte früher von ihm angejtedt fein 
fönnte. IV, 422/94 vom 22. Mai 9. 

610. Da der Kläger felbjt Ehebrud) getrieben, war angenommen, 
e8 lafje fich nicht vorausfegen, daß Klägerin wegen der behaupteten 
Inphilitifchen Erfranfung feiner Ehefrau einen fo tiefen Wider: 
willen gefaßt haben follte, wie ihn 8. 718 WUR. IL, 1 ver: 
fange. Revifion zurüdgewiefen. IV, 422/94 vom 22. Mai 95. 

611. Nad) Behauptung der Klägerin hat ihr Ehemann, der Perjöntihe 
Beklagte, in Linden bei Hannover, jest in New-Ierjey, jofort, Be hai. 
nadhdem fi) die Eheleute thatfächlic) getrennt haben, mit einer 
Konkfubine zufammengelebt, und lebt nod; mit ihr zufammen. Bei 
folder Sacdjlage würde Klägerin berechtigt fein, fi) von dem- 
jelben getrennt zu Halten und von ihm Alimente in Geld zu 
fordern. III, 273/94 vom 8. Febr. 95. 

20* 


Perjönliche 
Berhältniffe 
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612. Die Ehefrau hatte bei Eingehung der Ehe ein Handels- 
geichäft in die Ehe gebradt, dem Ehemann Profura ertheilt und 
diefe demnächft zurüdgezogen. Der mittellofje Ehemann hatte 
darauf aus Chifane feine Genehmigung zur Führung bes Ge- 
Ihäfts widerrufen, die Ehefrau Eheicheidungsflage erhoben. Ohne 
Gefegesverlegung ift durch einjtweilige Verfügung der Ehefrau, 
welcher fonft erhebliche Vermögensverlufte drohten, geftattet, bis 
zur vechtsfräftigen Entjcheidung des Chefcheidungsprozefles das 
von ihr betriebene Handelögefchäft weiter zu führen. 9.6.8. 
Art. 7, Abi. 2 findet in foldem Falle Feine Anwendung. Das 
Handelsgejegbudh hat nur geordnete eheliche Verhältniffe im Auge 
und von feinem Standpunkte aus ift der unredliche Widerruf ber 
der Ehefrau gegebenen Erlaubniß zur WYührung eines Dandels- 
geihäfts durch den Ehemann bei aufrechter Ehe überhaupt nidht 
denfbar. IV, 169/94 vom 14. Febr. 95. 

613. Naumburg. Ohne daß ein Theil für überwiegend 
Ihuldig erflärt wurde, ift die Ehe gefchieden. Die Klägerin hatte 
vorher im Beiftande, unter Vollmort und ausdrüdlicher Ges 
nehmigung ihres damaligen Ehemanns Grundftücde mit Utenfilien 
und Borräthen verkauft. Der Sohn hatte fi) unter anderm ver- 
pflichtet, feiner Mutter und deren jeßkigem Ehemann, jo- 
lange einer derjelben Lebt, einen fpeziell beftimmten Auszug zu 
gewähren. Das Reichögericht hat unter Aufhebung der vorinjtanz- 
lihen Urtheile ausgefprochen, der gefchiedene Ehemann fei nicht 
berechtigt, während der Lebenszeit der Klägerin bie Hälfte des 
Altentheils für fi zu beanfpruchen, bderjelbe gebühre ganz der 
Klägerin allein. Bertragfchließende find lediglich die Eigenthümerin 
und der neue Erwerber. Nur die Genehmigung, nicht eine eigene 
Beräußerungserflärung des Chemanns find beurfundet. ‘Das 
Niekbrauchsreht des Ehemanns ging mit der Auflaffung unter. 
Auch dadurd), daß Erntevorräthe mit verfauft wurden, welche der 
Ehemann auf Grund des Niefbrauds erworben habe, wurde er 
nit Mitkontrahent. Ein Anfprucd) wegen Gewährsmängel wäre 
allein gegen die Verfäuferin zu richten gewejen. Die Annahme 
ded Berufungsgerihts, daß die im Kaufvertrage den Beklagten 
ausbedungene Altentheilshälfte ald Aequivalent für die Aufgabe 
des Nießbrauchsrechts angejehen werden könnte, oder „baß die 
Verpflichtung zur Gewährung des Altentheild als ein Entgelt 


Familienredtt. 309 


für die Aufgabe feines Nießbraudhsrechts und die Weiterveräußerung 
feines Erntetheil® erjcheint”‘, ift eine willfürliche. Auch der Mit- 
genuß des Altentheils während beftehender Che, und, falls die- 
jelbe durch den Tod der Klägerin getrennt wäre, der Alleingenuß 
für feine ganze übrige Lebenszeit wäre ein Entgelt für die Auf- 
gabe gewejen. Bei derartigen Gutsüberlaffungsverträgen nimmt 
der Gatte des abtretenden Theil, wie er vorher am Befit und 
Genuß de8 Gutes theilgenommen hat, jo aud) an den Bor- 
theilen theil, die fich der Abtretende für feine Lebenszeit aus dem 
Gute vorbehält, und für den Tall de& Todes des Abtretenden 
wurbe ber Fortgenuß für den überlebenden Gatten bedungen. Von 
einem Rechte zu folhem Mitgenuß während der Lebenszeit der 
Ehefrau kann aber nicht mehr die Rede fein, fobald das eheliche 
Berhältniß durd) Ehetrennung gelöjt ift._ Ein abweichender Ver- 
tragswille fan nit vermuthet werden, fünnte vielmehr nur feft- 
geftellt werden, wenn er aus dem Wortlaut bes Vertrages, dem 
übrigen Inhalt defjelben oder fonftigen Umjtänden Elar hervor- 
ginge. Derartige Feitftellungen hat der Berufungsrichter nicht 
getroffen. ‘Deshalb erfcheint der auf Verneinung eines foldhen 
Rechts und Anerkennung des Rechts der Klägerin auf den ganzen 
Altentheil gerichtete Klagantrag gerechtfertigt. V, 260/94 vom 
5. Ian. 95. 

614. ÜUR. Die Klage gegen die Ehefrau unter Zu- 
ziehung des Chemanns war beabfichtigt; aber dieje Abficht ift 
nicht ausgeführt, da eine Zuftellung an ben Ehemann ber Be- 
Hlagten nicht ftattgefunden hat. Die Klagefchrift ift der Ehefrau 
und zwar, da fie nicht anwefend war, auf dem Wege ber Erfah- 
zujtellung an ihren Ehemann zugeftellt worden. Wenn er nun 
auch aus der Klagefchrift Hat erjehen fünnen, daß die Klage gegen 
_ feine Frau „im Beiftande ihres Chemannes’ gerichtet werden follte, 
jo reicht das nicht aus. Sollte der Ehemann mitverflagt werben, 
jo hätte auch ihm al® Beflagten die Klage zugeftellt werden 
müffen. Der Mangel der Zuftellung ift aud) dadurch nicht ge- 
heilt worden, daß der Ehemann in einer Anzahl von Terminen 
für die Frau (aljo nicht für fich feldft) aufgetreten if. Da die 
Klage einen zum Eingebracdhten der Ehefrau gehörigen Gegenftand 
betraf, jo ift die Klage mit Necht abgewiefen. V, 370/94 vom 
20. April 95. 
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615. Dagegen ift der Kläger auf die Widerflage der Ehe- 
frau bedingt verurtheilt. Daß die Ehefrau nicht hätte ohne Zu= 
ziehung ihres Chemanns die Widerklage erheben können, war in 
den Vorinftanzen nicht geltend gemacht und konnte, da es fi) um 
eine Trage des materiellen Rechts handelte, in der Revifion nicht 
mehr geltend gemacht werden. V, 370/94 vom 20. April 95. 

616. A.L.NR. Die Klägerin ift, falls Bellagter einen Eid 
leiftet, daß Klägerin die eingeflagten 1800 Mark, welche fie ihm 
geliehen haben will, feiner Ehefrau im I. 1888 gejchenft und 
diefe Schenkung im 9. 1893 feiner Ehefrau gegenüber anerkannt 
habe, mit ihrer Klage abgewiefen. Revifion zurücgewiefen. Im 
3. 1888 lebte der Ehemann der Klägerin nod. Nachdem der 
Ehemann aber gejtorben war, wird die Rechtswirkfamfeit der ehe- 
weiblichen Verfügung über das zu ihrem Eingebradhten gehörige 
Geld durch eine in formlojer Weije feitens der Ehefrau gefchehene 
Ratihabition begründet. IV, 372/94 vom 18. April 95. 

617. Celle. Die Ehefrau des Gemeinjchuldners Hatte ihr 
mütterliches auf der Stelle ihres Vaterd eingetragenes Erbtheil 
ihrem Chemann al® Dos zugebradt. Wenn baffelbe auch bei 
Eröffnung des Konfurfes formell zum Vermögen des Ehemanns, 
aljo zur Meaffe gehörte, fo Efonnte doch die Ehefrau mit Wirkfam- 
feit auch gegen den Konfursverwalter die Rückgabe ihrer Dos 
wegen VBerarmung des Chemanns fordern. Danad) wurde ber 
Konkursverwalter zur Anerkennung verurtheilt, daß er nicht be- 
vechtigt fei, die Forderung zur Konkursmaffe zu ziehen. III, 
55/95 vom 21. Mai. 

618. Da die Klägerin, übrigens mit Zuftimmung ihres 
Chemannd, da8 Zimmereigefchäft betrieb, jo fonnte fie, wenn 
Ihon märkfifhe Ehefrau, ohne Beitritt ihres Ehemanns als ©e- 
werbefrau wegen eines aus jenem Gejchäft herrührenden Anspruchs 
Hagen — ©. ©. 8. 11, Abi. 2 — und der Ehemann Fonnte in 
diefenn Prozeffe al8 Zeuge vernommen werden. VI, 48/95 vom 
20. Mai. 

619. Im Fall 176 wurde die Subhaftation Über das Grund- 
ftüct, welches der Kläger von den beflagten Eheleuten eingetaufcht 
hatte, am 18. Tebr. 1891 eingeleitet, nachdem der Konfurs über 
den beklagten Ehemann am 17. Oft. 1890 beendigt, Kläger dem 
Hppothefgläubiger am 14. Juni 1890 zur Zahlung der 9000 Mark 
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verurtheilt war. Der Schadenserjaganfprucd, welcher nach diejem 
Urtheil des Neichsgerichts in Frage kommt, wenn aud) nicht der, 
welchen da8 Berufungsgericht zugeiprochen hat, hätte alfo, wenn 
er auch noch nicht ziffermäßig feititand, da er dem Grunde nad) 
befannt war, vom Kläger im Konkurfe des Ehemanns angemeldet 
werden müflen, und unterfiel alfo dem Zwangsvergleih. Dem 
Anfpruc) gegen die Ehefrau würde der Zmangsvergleihh, welchen 
der Ehemann geichloffen hat, dann entgegenftehen, wenn der Kläger 
feinen Anfprud aus einer Verfügung des Chemanns über das 
zur ehelichen Gütergemeinfchaft gehörige Vermögen herleitete. ‘Denn 


der Ehemann Tann durch feine einfeitigen Verfügungen wohl das 


gemeinjchaftliche Vermögen, nicht aber die Ehefrau darüber hinaus 
auch perjönlich verpflichten. — 8.380 AU.LE.R. U, 1. — Wenn 
aljo das gemeinichaftliche Vermögen in den Konkurs des Che- 
manns hineingezogen worden ift, jo müßte der Zmangsvergleid) 
auch für diefes ganze Vermögen abgefchloffen jein. Anders ftellt 
fi) aber die Sache, wenn die Ehefrau perjönlich haftet, weil fie 
mit verfauft hat und aud) dem Kläger die unrichtige Mittheilung 
über den fällig werdenden Rapitalbetrag gemadjt hat. V, 456/94 
vom 20. März 95. 

620. Der Mitbellagte, welcher mit feiner Ehefrau in Güter- 
gemeinihaft lebt, hat mit diefer zufammen die Grundftüde an 
ihre gemeinfchaftliche Tochter gegen einen Auszug veräußert. Die 
Anfechtungsflage, foweit fie nachträglich auch gegen die Ehe- 
frau mit erhoben war, ift vechtsfräftig abgewiejen, weil fie gegen 
diefe nicht innerhalb eines Iahres feit dem angefochtenen NRechts- 
afte erhoben war. Damit ift die Klage nicht auch gegen den Ehe- 
mann hinfällig geworden. Gemäß $. 377, ,1UL. NR. gebührt 
dem Ehemann die Verwaltung bes gemeinichaftlichen Vermögens 
mit der Beichränktung, daß er zur Veräußerung von Grundftüden 
der Einwilligung der Frau bedarf. Mag die Ehefrau ihre Ein- 
willigung duch Mitabihluß des Veräußerungsgejhäfts oder in 
anderer Yorm erklären, der eigentliche Veräußerer bleibt doc) der 
Chemann. Wären die Grundftüde von dem Ehemann nit ver- 
äußert worden, jo würden fie für feine Schulden unbedingt ge- 
haftet haben und wäre namentlicd) ber Kläger berechtigt geweien, 
feine Befriedigung wegen der erjtrittenen Forderung aus den 
Srundftüden zu fuchen, ohne daß der Ehefrau ein Widerjprude- 
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recht zugeitanden hätte. (8. 3EOW.UNR. II, 1.) Auf Wieder- 
heritellung diefes Zujtandes hat der Kläger gemäß 8. 7 des Ge- 
jeßes vom 21. Iuli 1879 einen begründeten Anjpruc, jofern im 
Uebrigen die Borausfegungen der Anfechtung vorliegen. Ob hier- 
nah die Mitbelangung der Chefrau A. überhaupt geboten oder 
doch — etwa wegen eines auch für fie eingetragenen Ausgebinges — 
zuläffig war, bedarf feiner weiteren Prüfung. VI, 396/94 vom 
21. März 95. 

621. Die von ihrem Ehemann gefchtedene Klägerin forbert 
von bemfelben nach Code 301 Unterhalt. Damit ift fie abgewiefen, 
weil die Klägerin bei Eintritt der Nechtskfraft des Scheidungs- 
urtheil® der Penfion nicht bebürftig gewefen fei. Aufgehoben, 
zurüdverwiefen. Die Annahme de8 Berufungsgerichts, daß die 
Klägerin zur Zeit des Eintritts der Nechtsfraft des Scheidungs- 
urtheil® von den Chefapitalien noch eine Zinfeneinnahme von 
800 Marf gehabt habe, ift auf die Erwägung geftüßt, daß da- 
mal® von den Ehefapitalien noch ein Beitand von 16000 Marf 
vorhanden gewejen fei, möchten als damalige Schuldner der Bar- 
teien noch die urjprünglichen Schuldner oder die Witwe R., bie 
Mutter der Klägerin, zufolge ihrer unberedtigten Einziehung von 
für die Klägerin ausgelichenen Kapitalien anzufehen fein. Dieje 
Erwägung läßt nicht erkennen, inwiefern ein Rapitaldanfpruch der 
Parteien in dem obenbezeichneten Zeitpunkt als ein Vermögend- 
jtücf der Klägerin allein erachtet werden Fünne. ‘Das Berufungs- 
gericht ift felbjt davon ausgegangen, daß die Parteien in der 
Rheinifch-rechtlichen Gütergemeinichaft gelebt Haben und nad) diejer 
dem Chemanne die Verwaltung des gütergemeinjchaftlichen Der: 
mögens zufteht. Danad) mußte das Berufungsgericht darlegen, 
inwiefern nad) ebendiefem Nechte mit der Nechtsfraft der Scheidung 
die bi8 dahin gütergemeinschaftlichen Ehefapitalien wieder in die 
alleinige Verfügung und Nutnießung der Klägerin gelangt feien. 
An einer jolhen Darlegung fehlt es. IV, 391/94 vom 8. April 95. 

622. Hamburg. Die Ehe der Parteien ift wegen Ehebrudh® 
der Beklagten gejchieden. Der Kläger verlangt von der Beklagten 
die Herausgabe der beiden bei ihr befindlichen, gegenwärtig elf 
und adıt Iahre alten Kinder aus diefer Ehe. Seinem Antrage 
entiprechend ift in beiden Vorinftanzen erfannt. Revifion zurüd- 
gewiefen. Auszugehen ift von dem überwiegenden Rechte des 
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Baterd auf die Erziehung der Kinder. Allerdings modifizirt fich 
dur die Rücficht auf das Wohl der Kinder das Erziehungsredt 
und fan ausnahmsweife nad richterlidem Ermefjen die Er- 
ziehung dem jchuldigen Theile zugejprochen werden, wenn ber 
andere Theil entweder zu einer ordentlichen Erziehung der Kinder 
für unfähig zu eradjten oder bei ihm mindeitens die Gefahr einer 
Berwahrlojung der Kinder anzunehmen ift. Dabei bleibt zu be- 
achten, daß das Prozeßgericht nicht fchledhthin über die Erziehung 
der Kinder zu befinden, fondern nur zwijchen den gewejenen Che- 
leuten darüber zu entjcheiden hat, wem von beiden die Erziehung 
zufomme, und daß daher aud) erhebliche Bedenken gegen die Er- 
ziehung der Kinder bei dem unfchuldigen Theile aufgewogen werben 
fönnen durd) die Bedenken, welche gegen die Befähigung des 
Schuldigen ThHeil8 zu einer gehörigen Erziehung der Kinder fprechen. 
Hier war von der Bellagten geltend gemadt, daß der Kläger den 
bei ihm befindlichen, bi8 Dftern 1894 jchulpflicdhtigen Sohn Frit 
nicht zur Schule geichidt habe, und daß er fi dahin geäußert 
habe, e8 liege ihm nichts an den Kindern, er wolle nur nichts 
für fie zahlen. Die erjtere Behauptung ift vom erjten Richter 
deshalb für unerheblid, erklärt, weil das Ausbleiben des Frik 
aus der Schule durd; Krankheit veranlaßt worden fei. Das Atteft 
des Schulvorjtehers, aus welchen das Gericht dies entnimmt, er- 
gibt aber zugleich, daß der Sohn Frig in derfelben Zeit, in der 
er, angeblich wegen Krankheit, die Schule verjäumte, den Kon- 
firmationsunterriht, und zwar auf Veranlafjung der Beklagten, 
bejucht hat. Das Berufungsgericht durfte diefe Momente nicht 
mit Stillfchweigen übergehen. Allein das Berufungsgericht fieht 
den im Chejcheidungsprozeß feitgeftellten ehebrecheriichen Verkehr 
der Beklagten für erwiejen an und leitet aus diefem unfittlichen 
Verhalten der Beklagten die Gefahr einer jchlechten Erziehung der 
Kinder bei ihr — nämlich wegen des von der Mutter ihnen ge- 
gebenen fchlechten Beifpield — her. Der von der Bellagten an- 
gebotene Beweis darüber, daß fie die Kinder ordentlicd) halte und 
zur Schule fchicle, Fan diejes Bedenken nicht befeitigen, und 
ebenjo unerheblich ift es, ob das umfittliche Verhältniß der Be- 
Magten noch gegenwärtig fortgefett wird ober aufgehört hat. VI, 
294/94 vom 28. Jan. 95. 

623. Die Bellagte hatte bei ihrer Verheirathung bereits 
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eine den Berhältniffen entjprechende, fogar reichlich bemeffene 
Naturalausftattung von ihrer Mutter, der Ehefrau des Klägers, 
erhalten. Zur Hergabe einer weiteren Mitgift war die Erblafferin 
im Hinblid auf die Borfchriften der SS. 233, 237 und 43AU.LU.R. 
II, 2 nicht verpflichtet. Wenn fid) diefelbe aber unter Zuftimmung 
ihres Chemannes dazu entichloß, der Beflagten außerdem zum 
Zwede ber Ausftattung noch die ftreitige, zum Anlauf von Grund- 
ftüden verwendete Geldfumme zufommen zu lafjen, fo verlor dieje 
Zuwendung der Erblafferin die Natur einer von diefer gewährten 
Mitgift nicht dadurch, daß die Zahlung auf ihren Wunfch durd 
die Hand des Klägers, des Stiefvaters der Beklagten, aus deffen 
Mitteln geleiftet wurde. Ift die desfallfige Behauptung des 
Klägers der Wahrheit entiprechend, jo handelte derfelbe bei diefer 
Zahlung im Auftrage feiner Ehefrau al& deren Vertreter, und in 
folhem Falle muß er für berechtigt erachtet werden, den der Be- 
Hagten in olge jenes Auftrages al® Mitgift gewährten Betrag 
aus dem Nacdlafje feiner von beiden Parteien beerbten Ehefrau 
erstattet zu verlangen. IV, 264/94 vom 11. Tebr. 95. gl. 263. 

624. Die Annahme, die dur Refkript legitimirte Tochter 
des Ehemann fjei die Stieftochter von defjen Ehefrau, entipricht 
dem gemeinen Recht. III, 44/95 vom 17. Mai. 

625. Wenn der Vater den von feinem Sohne abgejchloffenen 
Pachtvertrage beigetreten ift, fo ift dadurh nah 8.125 U.L.N. 
II, 2 der Vertrag für den Sohn, welcher unter väterlicher Gewalt 
Itand, rechtskräftig geworden. Eine Beftimmung, durch weldje der 
Bater zufolge feiner Einwilligung perfönlich verpflichtet wird, 
gibt e8 im AL. NR. nidt. V, 364/94 vom 3. April 95. 

626. Die Frage, ob die Gründe, eine Intereffefollifion mit 
dem Vater, die das Vormundichaftsgericht zur Cinleitung der 
Pflegihaft beftimmt haben, zutreffend find, entzieht fich der Ent- 
\cheidung des PVollitredungsgerihts. Die Pflegichaft ift vom zu- 
ftändigen Bormundfchaftsgericht im geordneten Verfahren eingeleitet, 
und dieje Anordnung fann nur vom Vater, der allein daran ein 
SIntereffe hat, im Bejchwerbewege angefochten werden, nicht aber 
im DBollftrefungsverfahren, bei welchen die Unmündigen als 
Gläubiger betheiligt waren, von einem “Dritten, für den es ohne 
Intereffe ift, wie die Vertretung der Minorennen geregelt wird. 
B. V, 60/95 vom 31. Mai. 
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627. Rafiel. Dur eine von der Fideilommißbehörbe be- 
jtätigte und in das Grundbuch eingetragene Bereinbarung vom 
%. 1874 haben die vier Mitbefiter des Fideilommißguts Wül- 
merjen ausgemacht, fie follten berechtigt fein, unter Verpfändung 
des Gutes ein Darlehn bi8 zur Höhe des tarirten Werthes auf- 
zunehmen. Sie haben bemgemäß unter Verpfändung des Gutes 
und folidariiher Haftung 45000 Mark angeliehen; ein für das 
Gut nicht verwendeter Theil der Summe ift in der gemeinfchaft- 
lichen Kaffe verwaltet und dann mit Zuftimmung aller Fideilommiß- 
befiger dem Beklagten, einem derfelben, al8 Darlehn gegeben. Der 
Kläger, ein anderer ber vier Befiger, bat allein dem Beklagten 
gekündigt und auf Zahlung zweds NRüdzahlung an den gemein- 
ihaftlichen Gläubiger geflagt; damit ift er abgewiefen,. Denn 
jener vorläufig nicht verwendete Xheil des Kapital® harrt nod) 
feiner Verwendung in das Fideilfommißgut, und jollte danad) nad) 
der Vereinbarung unter den vier Befikern wie Fideilommißgut 
behandelt, insbefonbere der einfeitigen Verfügung des einzelnen 
Befiters entzogen bleiben. Das ift aud) noch jet maßgebend, 
wenn fchon 20 Jahre ohne Verwendung verfloffen find. Sollte 
eine Einigung über die Verwendung in das Fideilommiß nicht 
erreicht werden, fo muß dem Einzelnen überlaffen bleiben, eine 
bie Intereffen der folidariich Haftenden Mitglieder, etwa durd) 
NRüdzahlung an den gemeinfchaftlichen Gläubiger, wahrende Auf- 
hebung der an dem Gelde bejtehenden Gemeinfchaft herbeizuführen. 
Ill, 255/94 vom 22. Ian. 95. 

628. Im Fall 638 waren die in dem gemeinfchaftlichen 
Zeftament ernannten ZTeftamentsvollitreder weggefallen; die Ans 
ordnnungen der Zejtatoren über die Auswahl anderer Perjonen 
hatten zur Wahl anderer Zeftamentsvolljtreder nicht geführt. 
Unter diefen Umjtänden durfte das Amtsgericht I zu Berlin als 
Stiftungsgericht gemäß 8. 90 der Breufßifchen VBormundichafts- 
ordnung den unbefannten Stiftungsintereffenten einen Pfleger be- 
jtellen und durd) biefen die Stiftungsurfunde verlautbaren laffen. 
Von feiner rechtlichen Erheblichkeit ift e8, daß inhalts diefer 
Stiftungsurfunde an Stelle der in dem Teftamente ernannten 
Zejtamentserefutoren nicht zur Familie gehörige Kuratoren die 
Derwaltung zu führen haben und daß die Stiftungsurfunde aud 
jonft einige in dem Zeftament nicht getroffene Beftimmungen ent- 


Samilien- 
fiveiloimmiß. 


Familien: 
ftiftung. 


Bamilien- 
ftiftung. 


316 Familienredtt. 


hält, indem insbejondere den Kuratoren für ihre Mühewaltung 
ein Honorar audgejegt, auch beftimmt ift, daß nah dem Fortfall 
unterftügungsbedürftiger Familienmitglieder das Stiftungsvermögen 
an die eheliche Dejcendenz der Stifter zurüdfallen und eventuell 
auf die jüdifche Gemeinde übergehen foll. Denn durch die Auf- 
nahme biejer Beftimmungen in die Stiftungsurfunde ift weder 
gegen das Gejet verftoßen, noch ein Mangel der Identität der 
von den Zeftatoren beabfjichtigten und der thatjächlich errichteten 
Tamilienftiftung begründet worden. IV, 314/94 vom 21. März 95. 

629. Allerdings nennt die verlautbarte und gerichtlich be- 
ftätigte Bamilienftiftung eine Summe von 60 000 Marf, während 
das Vermädtnig nad 638 nur in Höhe von 30000 Mark gilt. 
Da aber die größere Summe bie Kleinere in fich enthält, fo ift 
die Stiftung gültig erachtet. IV, 314/94 vom 21. März 95. 

630. Da der Ehemann 9. feinen legten Wohnfig in Berlin 
hatte, war das Amtsgericht I zu Berlin fein ordentliches perjön- 
liches Gericht, und diefes ift nah 8.2IA.LE.R. IL, 4 ale das 
zuftändige Gericht anzufehen. Dem fteht au) der Umftand nicht 
entgegen, daß der lette Wohnfit der zuerft verftorbenen Ehefrau %. 
Ehriftburg war, aljo außerhalb des Bezirks des Amtsgerichts I 
zu Berlin fi) befand. Deun es handelt fi) um von beiden Ehe- 
feuten 3. zum Zwed nur einer Stiftung gemeinfchaftlich gemachte 
Zumendungen, und da die Vermächtniffe erft nad) dem Tode des 
Lettlebenden zu zahlen waren, die Stiftung aljo erjt zu diejer 
Zeit ins Leben treten follte, fo fann al® das nad) $. 29 zuftändige 
Gericht nur das Gericht gelten, in defjen Bezirk der überlebende 
Ehemann feinen legten Wohnfig hatte. Das wird aud) dadurd) 
nicht anders, daß die der Elagenden Stiftung zuerfannten 30000 
M. fi al8 der die gütergemeinichaftlide Hälfte der Ehefrau 9. 
beichwerende Theil der Vermächtnifje barftellen. IV, 314/94 vom 
21. Mär; 95. 

631. Nah der Anordnung der Erblaffer find ausgejegt: 
a) 10000 Thaler, wovon bie Zinjen jährlih für ein junges 
Mädchen aus der Familie der Erblafjer al8 Beihülfe für ihre 
Ausftattung zu ihrer DVerheirathfung verwendet werden follen; 
b) 5000 Thaler, wovon die Zinfen zur Erziehung und Deran- 
bildung von Söhnen der beiderjeitigen Yamilien der Erblafjer 
verwendet werden follen; c) 5000 Thaler, wovon die Zinjen zur 
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Unterftügung verfchämter Armen, Witwen und Waifen der Fa- 
milien beider Erblaffer verwendet werden follen. E8 liegt eine 
Samilienftiftung im Sinne 88. 21, 27 Ff.UUR. IL, 4 vor, da 
die Zeitatoren den Willen hatten, daß beftimmte Kapitalien aus 
ihrem Nachlaß ausgefchieden und die Hebungen zu Gunjten von 
Tamilienangehörigen verwendet werden follten. IV, 314/94 vom 
21. März 95. 

632. Danach find die Kinder des Chemanns als feine Erben 
verurtheilt, 30000 Mark fammt Zinjen zu 5 Proz. feit 1. Yuli 
1887, dem Tage, an welchem die Ueberlegungsfrift für die Erben 
ablief, an die Kuratoren der Familienftiftung zu zahlen; NRevifion 
zurüdgewiefen. Die Entfcheidung wegen ber Zinjen entipricht dem 
8.328 ÜU.LU.R.1L 12. IV, 314/94 vom 21. März 95. 

633. Der Erblaffer Hatte in feinem Xeftament voraus- 
geihicdt, daß er mit feiner Frau in finderlofer Ehe und in ge- 
trennten Gütern lebe, mehrere VBermäctniffe ausgejegt und dann 
beftimmt, daß es im Uebrigen bei der gejeßlichen Erbfolge ver- 
bleiben folle. Uneheliche Kinder des Erblaffers haben ihr gejet- 
Tiches Erbredht auf '/;, des Nacjlafjes geltend gemadt. $. 652 
AU.R. I, 2 Steht ihnen nicht entgegen. Denn nad dem Inhalt 
des Teftaments liegt die Klare und deutliche Beitimmung vor, daß 
e8 bei der gejeglichen Erbfolge überhaupt, jomit auch für die un- 
ehelichen Kinder bewenden follte. Die Eriftenz diejer legtwilligen 
Verordnung fchließt alfo deren Erbrecht nicht aus. IV, 330/94 
vom 1. April 95. 

634. Ebenfo wenig wurde dafjelbe dadurd) ausgefchloffen, 
dag der Erblafjer feinen unehelihen Kindern die gejeglichen Ali- 
mente gezahlt hat. $. 97 Anh. AL. R. beichränkt das gejegliche 
Erbreht der umehelichen Kinder nur infoweit, als fie gegen den 
Nachlag nicht zugleich das Erbredht und nod) etwa rüdjtändige 
Alimente beanspruchen dürfen. IV, 330/94 vom 1. April 95. 

635. Die Erblafferin hat ein eigenhändiges Zejtament hinter- 
Laffen, welches am Kopfe und am Schluffe das Datum 10. November 
1879 trägt. Das Datum am Kopfe ift durch eine Korrektur her- 
geftellt, die Sahreszahl Lautete urfprünglich 1883. Das Berufungs- 
gericht entnimmt indeffen daraus Feine Vermuthung, daß das 
Zejtament im 9. 1883 niebergefchrieben fei, nimmt vielmehr an, 
daß die Zahl 1883 aus DVerfehen von der Erblafferin nieder: 
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geichrieben und Forrigirt fei, erachtet aud) den Beweis, baf fie 
das Teitament an dem 10. Nov. 1879 nicht errichtet Habe, nicht 
für geführt. Nevifion zurüdgewiejen. ‘Die Vordatirung würde 
das Teftament nad) Code 970 nichtig machen. Wegen der Ueber: 
Ichreibung des Datums ift daffelbe nicht ungültig. IL, 4/95 vom 
22. Mär;. 

636. Die M.’ichen Eheleute hatten bejtimmte und einzelne 
Perjonen, ihre Kinder, als ihre Erben eingefekt; fie hatten aber, 
wie das Zejtament ausgelegt ift, jeder Einzelne nur über jein 
eigenes Vermögen verfügt, fodaß der Ehemann nad; dem Zode 
der Ehefrau nicht gehindert war, über fein eigenes Vermögen zu 
verfügen — Bolze, Bd. VII, 723 — und den Kläger, feinen 
Sohn, welder fi) einer ‚„‚unordentlichen und verfchwenderifchen 
Wirthihaft” fchuldig gemacht habe, in guter Abficht enterben 
fonnte — U. R. II, 2, 8.420 —. Da aud) zwei der Kinder 
nad) dem Zode der Mutter verftorben und von dem Vater beerbt 
waren, fobaß derjelbe nun °), des Gelfammtvermögens bejaß, fo 
eritredte fi) die Enterbung auf diefe °/,, während der Kläger ', 
al8 fein mütterliches Erbtheil zur freien Verfügung erhielt. Eine 
Veltitellung, daß der Enterbungsgrund thatjächlich vorgelegen habe, 
war nicht erforderlich, weil die Anfechtung durd) Verjährung er- 
lojhen war — 8. 440 a.a.0.—. IV, 231/94 vom 17. Ian. 95. 

637. Die Bichen Cheleute, welche in Gütergemeinichaft 
nad der Bommerjchen YBauernordnung lebten, hatten ein wechjel: 
feitige8 Zeftament errichtet, in welchem fie fich gegenfeitig und 
ihre beiden Kinder zu Erben eingejeßt hatten. ‘Der überlebende 
Ehegatte follte, jolange er fich nicht wieder verheirathete, das 
Recht haben, über die gemeinschaftlihen Grundftüde frei unter 
Lebenden zu verfügen, aud die Grundftüde ohne Konfens ber 
Kinder zu verpfänden. Die Witwe 2. fette nach dem Tode ihres 
Chemanns die Gütergemeinshaft mit den Kindern bis zu ihrem 
Tode fort. Drei Tage vor ihrem Tode überließ fie in einem 
gerichtlichen Bertrage der beflagten Tochter die gütergemeinfchaft- 
lihen Grundftücde nebft einer Kuh für 9000 Mark, auf welde 
fi) Beflagte 4500 Marf künftiges Elternerbe anrechnete. Den 
Kindern der verjtorbenen Tochter jollte fie 1800 Mark auszahlen, 
1200 Mark auf deren Mutter gewährte Darlehne anrechnen, 
270 Mark gemeinshaftlihe Schulden übernehmen und 2230 Mart 
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dur einen Auszug am die Mutter leiften. Die Enkel find mit Gemeinigaft- 
ihrer Klage auf Bewilligung der grundbuchmäßigen Eintragung ed 
ihres Miteigentbums und Rüdlgewähr der Kuh zum Nachlaß, weil 
die Mutter zum Abjchluß des Vertrags nicht befugt geweien fei, 
abgewiefen. Denn Anhang $. 168 zu 8. 68EI AL. R. IL, 18 

enthält num dispofitives Nedht. Der Berufungsrichter hat aber 

das Zejtament dahin ausgelegt, daß der Weberlebende die eheliche 
Gütergemeinichaft jo fortjegen follte, daß die Verfügung über die 
gemeinihaftlihen Grundjtüde, wie fie vorher beiden Cheleuten 
zujammen zuftand, auf ihn allein übergehen follte, jodaß er ohne 
Zuziehung der Kinder veräußern und den Erlös aud) verzehren 

dürfe. Auch enthielt der Bertrag, welden die Witwe mit ber 
Beklagten geichloffen Hatte, feine von dem Zejtament abweichende 
Bertheilung auf den Todesfall, fondern war als ein bei Xebzeiten 

der Witwe in Wirfjamkeit tretendes Nechtsgeichäft beabfichtigt. 

IV, 237/94 vom 24. Ian. 95. 

638. Die Eheleute 3., welche in Gütergemeinjchaft lebten, 
haben in Chriftburg zu gerichtlichem Protokoll ein wechfelfeitiges 
Zeitament errichtet, in welchem fie für eine Yamilienftiftung ein 
VBermädtniß über 60000 Marf Kapital Hinterließen. Nach dem 
Zode der Ehefrau hat der Ehemann die Erbichaft aus dem wechfel- 
jeitigen Zejtamente angetreten; dann ift er eine zweite Ehe ein- 
gegangen und hat Kinder erzeugt. Bei feinem in Berlin erfolgten 
Tode hat er ein Teftament errichtet, in welchem er dieje Kinder 
al8 Erben eingefeßt und die in dem wechjelfeitigen Zeftament er- 
richtete Familienftiftung widerrufen hat. Nach SS. 454, 450, 451 
ALNR. II, 2, welde, wie das Berufungsgericht angenommen 
hat, aud) in der Mark gelten, und da der Erblafjer nad) Ber- 
lauf eines Jahres feit der Geburt der Kinder verftorben ift, ift 
das gemeinjchaftliche Teftament bezüglich der Dispofition des Che- 
manns hinfällig geworden und den Kindern zweiter Ehe die gejet- 
liche Erbfolge eröffnet, da das zweite ZTeftament wegen 88. 492, 
4LIZ AL. R.LD, 1 ungültig if. Das Vermädtniß ift aljo mur 
infoweit gültig, al8 e8 von der erjten Ehefrau errichtet anzujehen 
ift, d. h. in Höhe von 30000 Mark. IV, 314/94 vom 21. März 
95. Dgl. 628, 629. 

639. In dem gemeinschaftlichen Teitamente der S.’Ichen 
Eheleute find nad dem Ableben beider Cheleute die Neffen umd 
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Nichten des Ehemanns al8 Erben des Sammtguts berufen. Das 
Berufungsgericht hat fih mit Recht dahin entichieden, daß den- 
jelben die eine Hälfte des Sammtguts von ber Ehefrau Hinter- 
faffen fei, und danad) die Erbichaftsfteuer bemeffen. Denn die 
fettwillige Verfügung war nad L. 34, 8.1 D. de leg. II; L. 34 
D. de reb. dubiis 34, 5 fo auszulegen, daß fie beitehen fann. 
Der Berufungsrichter hat aber angenommen, die Verfügung würde 
bei anderer Auslegung nad) Bremifhem Partifularreht nicht zu 
Recht beitehen können. VI, 10/95 vom 25. April. 

640. Celle. Die in Münfterfcher allgemeiner Gütergemein- 
Ichaft lebenden Eheleute fetten fi) für den Yall, dag ihre beiden 
Kinder vor ihnen verfterben follten, gegenfeitig zu Erben ein. 
Sur den Tal, daß die Eheleute vor ihren Kindern verfterben 
jollten, haben fie beftimmt, daß der Sohn die Wohnung mit 
Scheuer nebft allen dazu gehörigen Immobilien, Mobilien, Sprud) 
und Forderungen haben und feiner Schwefter annod zum Sinder- 
theil 1000 Thaler Courant zahlen jol. Die Urkunde ift von 
einem Dritten gejchrieben, vom Chemann unterfreuzt, von der 
Ehefrau unterfchrieben, Beides notariell beglaubigt. Die Kinder 
haben die Eltern überlebt. Wäre die Verfügung als testamentum 
parentum inter liberos aufzufafjen, jo wäre fie aus formellen 
Gründen ungültig. Sie ift aber nah L. 26 C. fam. erc. 3, 36 
al® divisio parentum inter liberos aufredht zu Halten, wenn 
deren Erfordernifje vorliegen. Beitimmung von Erbguoten liegt 
niht vor — Nov. 107 ce. 3 —. Die Novelle erfordert zwar 
Unterschrift. AS folche ift aber die notariell beglaubigte Unter: 
freuzung jedenfall® dann gelten zu laffen, wenn der parens den 
Inhalt Kennt. Das ift Hier anzunehmen, weil der Vater nicht 
\chreibensunfundig war, fondern nur unterkreuzte, weil er wegen 
Zittern der Hände nicht unterjchreiben konnte. III, 297/94 vom 
22. Febr. 95. 

641. Der verftorbene Ehemann hatte in dem gemeinjdhaft- 
lihen Zeftamente feine Ehefrau und die Kinder als Erben ein- 
gelegt. E8 war jodann beitimmt: „Der Ueberlebende von uns 
beiden .... joll.... befugt fein, zu falten und zu walten nad) 
feinem eigenen Ermeffen mit dem Nachlaß des Erftverfterbenden, 
verichenken, verkaufen, verpfänden, veräußern zu dürfen nach Be- 
lieben, jodaß alfo der Ueberlebende mit dem Nachlaß vollitändig 
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verfahren fanıt, wie es bemjelben gefällt und gut dünkt.” Der Fidei- 
Berufungsrichter folgert hieraus mit Recht, daß die Beflagte als in 
Siöuziarerbin, die übrigen Perjonen als Fideilommiffare angejehen 

werden müßten, und daß danach die Beklagte, alS die derzeitige, 

nur dur das Recht der Nacdherben beichränfte Eigenthümerin des 

Nachiajjes, der von einem Sohne des Erblafjers erhobenen DVer- 
mächtnißflage auf den für den Wall der Unzufriedenheit mit 

2000 Mark ausgefegten Pflichttheil gegenüber paffiv legitimirt 

fei. IV, 202/94 vom 14. Ian. 9. 

642. Der Erblaffer Hat in feinem ZTeftamente feine Ehefrau 
als Univerfalerbin eingefeßt und angeordnet: „Die Univerfalerbin 
fol nad ihrem Zode das ererbte und womöglich vermehrte Ver- 
mögen einem von mir noch fchriftlich oder mündlich zu bezeich- 
nenden Sohne meines Bruders Leopold Hinterlaffen und ebenfalls 
zum Univerfalerben einjegen. “Derfelbe wird hiermit verpflichtet, 
für fih und feine Erben Sorge zu tragen, daß nur wieder ein 
Graf von R. Befiter von PB. wird, in der Art, daß diejes Gut 
und Vermögen immer bis in ewige Zeiten in der Hand diejes 
Namens ift.”“ Im den verichiedenen Nadzetteln ift mehr nicht 
angeordnet, als daß die Ehefrau den Nachfolger wählen folle. Es 
ift aber gejeglich unzuläffig, die Ernennung des Nacderben in einem 
vorbehaltenen formlojfen Nachzettel einem Dritten zu übertragen. 
IV, 196/94 vom 10. San. 95. 

643. Aus dem Zeftament und den Nachzetteln ergibt fidh, 
daß der Erblaffer die Abficht gehabt Hat, mit jeinem Vermögen 
und jedenfalls mit dem Gute P. ein Tamilienfideilommiß zu er- 
ridhten. Diefe Abfiht Hat die Witwe durch eine den Wünfchen 
de3 Erblafiers entiprechende Sumilienfideifommißftiftung zu er: 
reichen gejucdht. Das ift aber dur) die Kläger, die fünf Söhne 
bes Leopold von R., vereitelt. Diefelben haben die Eintragung 
einer QVormerfung mittelft einjtweiliger Verfügung erlangt, dal; 
die Kläger der Witwe als eingetragenen Eigenthümerin von ®P. 
in der Art fubftituirt feien, daß ihr die Auswahl eines derjelben 
zum Fideilommißerben zuftehe. Das Lberlandesgericht hat als 
Videilommißbehörde die YBeftätigung des von der beflagten Witwe 
eingereichten Entwurfes eines Yamilienfideilommiffes verjagt, weil 
vor DBerlautbarung der Stiftungsurfunde zunächft die Löichung 
der eingetragenen VBormerktung erfolgen muß. Sollte e8 nicht ge» 
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Iingen, den Willen des Erblafjers nad) diefer Richtung zur Gel- 
tung zu bringen, jo würden die SS. 259, 260A.L.NR. L 12 an- 
zuwenden fein. Nad dem Tode der Witwe, welche nur bis zu 
einer gewifjen Zeit als Erbin eingejegt ift, würden die gefeßlichen 
Erben des Erblaffers als fubjtituirt zu erachten fein. Da fie 
nicht die einzigen gefeglichen Erben find, auch als foldye die Klage 
nicht erhoben haben, fo hat das Neichögericht die Kläger mit ihren 
auf Grund der Nachzettel erhobenen Erbanfprücen abgemwielen 
und der Widerflage entjprechend die einftweilige Verfügung auf- 
gehoben. IV, 196/94 vom 10. Ian. 95. gl. 651. 

64. Die Shen Eheleute hatten ein gemeinschaftliches 
Teitament errichtet, in welchem fie erflärt haben, daß fie die gejeß- 
lihe Erbfolge nicht ausfchließen wollen, und fi) demnächft auf 
Lebenszeit den Befiß, den Nießbraud, die Verwaltung ihres Nad)- 
lajjes und die Verfügung über denjelben eingeräumt haben. Da- 
nad ijt die Witwe Fiduziarerbin geworden, und ba fie die Erb- 
Ihaft aus dem Zeftament angetreten hat, war fie nach SS. 492, 
IZUUR. U, 1 nicht beredhtigt, von den teftamentarifchen An- 
ordnungen, nach melden die Kinder der Sichen Eheleute als 
Tideifommißerben einzutreten hatten, abzugehen. Sie hat aber 
nach dem Zode bed Chemanns ein Teftament errichtet, in welchem 
fie bejtimmt Hat, daß ihre außergerichtlichen Verfügungen mit dem 
Zeftamente gleiche Kraft haben follen. In jolhem Nachzettel hat 
fie erklärt, fie habe über die Hypothefjchuld ihres Sohnes E. von 
90000 Mark bereits im vergangenen Jahre quittirt. Seine Bud 
Ihuld folle geftrichen werden und er joll noch 9000 Mark vorweg 
ausgezahlt erhalten. Auf die Klage der Miterben ift E. ver- 
urtheilt, anzuerkennen, daß die gezahlten 9000 Marf und die ein- 
getragen gewejenen I0000 Mark zum Nadjlaß der Frau ©. gehören 
und fich die Theilung diefer Summen unter die Erben der Frau ©. 
gefallen zu laffen. Denn unter den Lebenden hatte die Frau ©. 
über die 90000 Mark nicht quittirt, fondern nur in Löjchung 
der Hhpothef gewilligt. Ihre mündlichen, auf einen Erlaf 
hinauslaufenden Erklärungen hatten aber ebenjo wenig Gültigfeit 
wie jene legtwillige Verfügung. IV, 203/94 vom 24. Ian. 95. 

645. Der Erblafjer Hatte teftamentarifch angeordnet, daß 
jeine drei Güter unter feine zwei Söhne und einen Enkel 9. zu 
theilen und daß mit jeder Havel ein Yamilienfideilommiß zu er- 
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richten jei, bei welchem in jeder Linie jedesmal der ältefte Sohn Zibei- 
als Nachfolger einzutreten habe. Wenn Th. kinderlos verftürbe — en 
was eintrat —, jolle deflen Ravel unter die beiden Andern getheilt 

werden. Das Familienfideilommiß, welches H. mit ber ihm aus- 

gejetten dritten Kavel errichten wollte, ift nicht beftätigt. Der 
Berufungsridhter Hat dahingeftellt gelaffen, ob H., nachdem ihm 

auch die Hälfte der Kavel des Th. angefallen ift, nunmehr der 
Anordnung des Teftators wegen Erridtung eines Familienfidei- 
fommiffes zu genügen habe. “Denn jedenfalls gelte die Anordnung 

des Teftators als fideifommiffariiche Subftitution zum Beften des 

ersten und zweiten Subftituten. — Ü.UR. IL, 12, 8. 55. — 
Nevifion zurücgewiefen. — IV, 364/94 vom 22. April 95. 

646. Der Erblaffer hatte VBorwegnahme der eriparten Yand- 
Ihaftszinfen von NRefehl verboten und angeordnet, daß diejes Ver- 
bot fi auch auf die Erben erjtreden jollte, und zwar bis dahin, 
dag jämmtliche Pfandbriefe von ihrer Güterfavel abgelöjt jeten. 
H. ift in den Befit derjenigen Kavel gelangt, zu welcher Rejehl 
gehört. Der Bruder des H. und die beiden Söhne des älteften 
Sohnes des Erblaffers haben dagegen proteftirt, daß der finder- 
loje Kläger den abhebbaren Amortifationsfonds des auf dem Gute 
des Klägers haftenden Pfandbriefdarlehns einziehe. Mit der Klage 
auf Zurüdnahme des Widerfprudhs ift H. abgemwiejen. Denn als 
eventuelle Subjtituten find die Bellagten beredtigt, das Verbot 
des Erblaffers geltend zu machen. Cine Entjcheidung der Trage, 
welche von den berufenen Perfonen demnäcdjit als erjter und zweiter 
Subjtitut anzufehen fein werde, kann nah 8.57 WUR. I, 12 
erit beim Zode des Klägers bezw. bes nad) ihm in den Belik 
gelangten erften Subftituten erfolgen, jodaß die Möglichkeit vor- 
handen ift, daß die Beflagten als erjte oder zweite Subjtituten 
in den DBefig gelangen. Revifion zurücdgewiefen. IV, 364/94 
vom 22. April 95. 

647. Nad) dem gemeinfchaftlichen Tejtament der gütergemeins 
Ihaftlichen Cheleute B. follte der Lektlebende im unbejchränften 
Befige und Genuffe des gefammten Nacjlaffes bleiben; der ge- 
jammte in Forderungen beftehende Nachlaß aber nad feinem 
Zode an die beiderfeitigen Gefchwilter al8 Erben je zur Hälfte 
fallen. Die Ehefrau ift 1871, der Ehemann 8. Tebr. 1891 ver- 
ftorben. Er hatte 1877 an die Beflagte gegen die Verpflichtung, 
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ihm in ihrem Grundftüde freien Aufenthalt und Unterhalt zu 
gewähren, 2850 Marf Hppothefforderungen abgetreten. Das 
Berufungsgericht hat fie auf die Klage eines Schweiterjohnes der 
Ehefrau verurtheilt, 2850 Mark fammt Zinfen zur Nadlagmaife 
der B.’ichen Eheleute zu zahlen. Soweit die Verurtheilung fi) 
auf die Zinfen vom 1. Oft. 1877 bis 8. Febr. 1891 erftredt, hat 
das Neichsgericht die Klage abgewiefen. Denn diefe Zinfen ftanden 
dem Fiduziar zur freien Verfügung als Nießbrauder zu. — 
LUER.L 12, 8.466; I, 21, $. 23. — IV, 2/95 vom 16. Mai. 

648. Bezüglich eines Theiles von 1500 Mark nimmt das 
Berufungsgeriht an, daß fie zur Subftanz des gütergemeinfchaft- 
fihen Vermögens gehören, weil Beklagte einen Eid unausgefchmworen 
gelafjen, fie habe nicht die Ueberzeugung erlangt, daß diejelben 
von dem Chemanne mit Mitteln erworben feien, die aus der che- 
lien Gütergemeinjchaft herftammten. Das jchließt nicht aus, 
daß fie aus Revenuen der Gütergemeinfchaft gefloffen find. IV, 
2/95 vom 16. Mai. 

649. Die Bellagte würde unredlie Beliterin nur fein, 
wenn fie wußte oder zur Zeit des Erwerbes der Forderungen bei 
Anwendung eines gewöhnlichen Grades von Aufmerkjamfeit wifjen 
mußte, daß die Forderungen zur Subftanz des gütergemeinichaft- 
fidhen Vermögens gehörten. Das ift nicht feftgeftelt.. Die am 
19. Sept. 1877 erfolgte Uebertragung von Forderungen Ipricht 
nicht ohne Weiteres dafür, daß Beklagte nicht hätte annehmen 
fünnen, daß die Forderungen aus den von dem Ehemann feit 
dem Zode feiner Ehefrau gezogenen Nutungen hätten erworben 
fein Eönnen. Der Bellagten fommt aber die Bermuthung der 
Nedlichkeit nah 8. 1E A. ER. I, 7 zu Statten. War fie in 
gutem Glauben, jo würde ihr wegen ihrer Oegenleiftungen nad) 
88.25 ud HA. NR. LI, 15 ein Erftattungsanfprud zuftehen. 
IV, 2/95 vom 16. Mai. 

650. Der Promittent eine® CErbvertragg muß fähig fe, 
(cgtwillig zu verfügen und jelbjtändige Verpflichtungsfähigfeit br 
figen. Da aud) das vormundichaftlihe Amt, wie nah Gemeineni 
Nedht jo nah Pr. BD, nur die Befugniß zu Verwaltungshand- 
lungen gibt, jo fann der mündige Minderjährige den Erbvertrag 
auch nicht mit Zuftimmung des Vormunds fchließen. Das gilt 
auch, wenn der Erbvertrag mit einem Chevertrage verbunden ift. 
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Allerdings ift in jedem einzelnen alle forgfältig zu prüfen, ob Erbvertrag. 
in dem Ehevertrag der Abjchluß eines Erbvertrags erblickt werden 
muß, oder ob e8 fich um bloße güterrechtliche Beftimmungen handelt, 
die in ihrer materiellen Wirkung erbredtlihe Folgen nad fich 
ziehen fünnen. Dieje Prüfung ergibt jedoch) im vorliegenden Falle, 
daß die Paciscenten den Vertrag vom 24. März 1892 als „‚Ehe- 
stiftung und Erbfontraft” überjchrieben, auch ihn mündlich dein 
Gerichte gegenüber in gleicher Weife bezeichnet haben, fodann daß 
der $. 6 die Beftimmung enthält, daß der überlebende Ehegatte 
des zuerft Verfterbenden alleiniger Erbe fein folle, und endlich, 
daß der 8.9 den Verzicht der Mutter auf ihr Notherbrecht unter 
nochmaliger Bezeichnung des Vertrags als ‚„‚Erbberedung” aus- 
Ipridht. Aus allem dem geht unzweifelhaft hervor, daß die fontra- 
hirenden Theile im $. 6 ihres Vertrags einen Erbeinjegungsvertrag 
gewollt und diejen Willen aud) ausgeführt haben. Diefe ver- 
tragsmäßige Erbeinjegung ijt daher für unwirkffam zu erklären, 
e8 wäre denn, daß — worüber das Berufungsgericht bis jett fi 
nod) nicht geäußert Hat — in der Provinz Hannover oder an 
dem Orte des Vertragsabidjluffes eine die oben entwidelten ge- 
meinredhtlichen Grundjäte abändernde partifulare Rechtsnorm be- 
ftehen würde. III, 239/94 vom 8./29. Ian. 95. 
651. Im Fall 642, 643 Hatte der Berufungsrichter „unter Auslegung 
Anwendung des 8. 5II A... NR. I, 12° dem Zeftament „eine SR 
; ; i gungent. 
Umbdeutung angedeihen lafjen” und die Beitimmung $. 542 zur 
Anwendung gebradt. Als Nacherben feien die fünf Neffen nicht 
als alternativ, fondern als fumulativ zu Nacherben eingejekt an- 
zujehen. Der Richter hat aber den Willen des Zeftators zu er- 
forjchen, und nicht denfelben umzudeuten. Hier ergibt fih ganz 
far, daß nad) der Abficht des Teftators einer der fünf Neffen 
Nacherbe fein folle. Er Hat den Namen nicht angegeben und 
fein an die Ehefrau in den Nachzetteln gerichteter Auftrag, aus- 
zuwählen, ift ungültig. IV, 196/94 vom 10. San. 95. 
652. Der Rentier ©. und feine Ehefrau aus Berlin haben 
im 93. 1865 ein wechfeljeitiges ZTeftament errichtet, in dem — 
$. 1 — fie zu Erben ihres dereinftigen Nadjlaffes fich gegenfeitig 
und ihre vier Söhne, die drei Beklagten und Friedridh ©., mit 
der Mafgabe eingefeßt haben: „... Sollte das eine oder das 
andere ... zur Erbichaft berufene Kind jchon vor unferem Xode 
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veritorben jein, fo follen ihm jeine ehelichen Defcendenten und in 
deren Ermangelung feine nädjften gejeglichen Erben fubftituirt 
fein. Sollten wir aber wider Erwarten ohne ehelihe Defcenden; 
verfterben, fo joll unjer beiderfeitiger Nachlaß nad) dem Tode des 
Zulestlebenden von uns an die nächften gejetlichen Erben des 
teftirenden Chemanns ©. fallen.” ‘Der Ehemann ©. ift im I. 1882, 
die Ehefrau im 9. 1892, vor diefer 1888 der Sohn Friedrich ©. 
verftorben. Der leßtere hat Feine ehelichen Dejcendenten hinter- 
laffen und dur Zeftament feine Chefrau, die Klägerin, zur Uni- 
verfalerbin berufen. Site erhebt Anjprüde an ben Nachlaß der 
G.fchen Eheleute. Das Berufungsurtheil hat fie abgewiefen, das 
Neichsgericht aufgehoben, zurücdverwiefen wegen Verlegung der 
Auslegungsregeln der 88.65 FF. L, LA. R., die aud) für bie 
Auslegung lestwilliger Verfügungen maßgebend find (8. 556, I, 
12). An fi) gibt der Sinn des Ausdruds ‚‚nächjte gefetliche 
Erben” zu Zweifeln feinen Anlaß, und zwar jomwohl nach der 
gewöhnlichen al8 nach der tedhnifchen Bedeutung der Worte (88. 65, 
69, L, 4); e8 find damit diejenigen Perjonen bezeichnet, die nad) 
dem Gefete in erfter Reihe zu Erben berufen find, fodaß nad 
dem Wortlaute des Zeftaments, vorausgejett, daß der märkischen 
Ehefrau ein Erbredt in den Nachlaß de8 Ehemann neben den 
Verwandten zufteht, auch die Klägerin als jubjtituirt anzufehen 
jein würde. E& ift nun zwar der Berufungsrichter mit Nedt 
davon ausgegangen, daß bei der Auslegung von Willenserklärungen 
der buchftäbliche Sinn des Ausdruds nicht allein entjcheidend ift, 
daß e8 vielmehr auf die Feftftellung des Willens des Erflärenden, 
der zum Ausdrucd gebracht werden jollte, anfommt, und daß des- 
halb der Richter zu ermitteln hat, welche Bedeutung der Erflärende 
den gebrauchten Worten beigelegt hat (vgl. 8.67 a.a. D.). Bier: 
bei muß aber vorausgejett werden, daß Zweifel darüber beftehen, 
ob der Erkflärende mit dem Ausdrude eine dem gewöhnlichen oder 
tehnifchen Spracdgebraude entiprechende Bedeutung verbunden 
habe, und diefe VBorausfegung liegt aud) der Vorjchrift des $. 70, 
I, 4 zu Grunde, indem diefe dahin geht, daß, wenn in der Er- 
Härung die Abficht deutlich ausgebrüdt ift, zweifelhafte Stellen 
diefer Abfiht gemäß auszulegen find. Zutreffend ift, daß bei 
einer dem Wortlaute des Zeftaments entjprecdhenden Auslegung 
die Ehefrauen vorverftorbener Söhne nur in dem im vorlegten 
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Abfake des 8. 1 vorgefehenen, thatjächlich eingetretenen, nicht aber 
auh in dem im Ietten Abjate dafelbft gedachten Subftitutions- 
falle al8 Erben berufen erjcheinen. Es ift jedoch nicht Ichlüffig — 
und zum mindeften fehlt e8 in diejer Hinficht an einem thatjäd)- 
lichen Anhalt —, aus der für den legteren Tall getroffenen An- 
ordnung die Folgerung zu ziehen, die Erblaffer hätten in dem 
eriteren Falle den Kreis der zu Subftituten berufenen gejeßlichen 
Erben ber vorverftorbenen Kinder zum Nachtheil der Ehefrauen 
derjelben einfchränfen wollen. Beide Tälle haben wefentlich von- 
einander verjchiedene thatjächlihe Verhältniffe im Auge. In dem 
eriteren Falle ift unterftellt, daß ein Kind oder mehrere Kinder 
ohne Defcendenz vor den Eltern oder vor einem derjelben fterben 
würden, und einem foldhen Kinde find feine gejeglichen Erben 
jubftituirt; in dem zweiten Falle ift vorausgejett, daß jämmtliche 
Kinder ohne Defcendenz vor den Eltern fterben würden, und für 
diefen Fall find die gefeglichen Erben des teftirenden Chemannes 
ale Nechtsnachfolger in den beiderjeitigen Nachlaß fubjtituirt. 
Dazu tritt, daß durch die Anordnung im leßten Abjage des $.1 
des Teftaments Teineswegs deutlich zum Ausdrud gelangt ift, daß 
e8 in ber Abficht der Zeftatoren gelegen habe, nur die DBluts- 
verwandten zur Nachfolge zu berufen. Denn wenn nad) dem 
finderlojen Ableben jämmtlicher Söhne zuerft die Yrau ©. ge: 
ftorben, demnädjft der Ehemann eine andere Ehe eingegangen und 
er dann vor feiner zweiten Chefrau verftorben wäre, jo würde 
auch diefe (vorausgefegt, daß der märkfifchen Ehefrau ein Erbredit 
in ben Nachlaß des Mannes zufteht) zu den gefeglichen Erben 
des Chemannes gehört haben und folglich) mit zu der Erbichaft 
berufen gemwejen fein, fodaß fi) der Kreis der Berufenen nicht 
auf die Blutsverwandten beichränft hätte. IV, 272/94 vom 
14. Febr. 9. 

653. Im Fall 83. Wenn num aud) die zwilchen ©. sen. 
und R. gefchloffenen Verträge unter diejen Kontrahenten verbind- 
fi) waren, jo fei die aus der Verhandlung vom 14. Dec, 1886 
hervorgehende Schuld des ©. sen. nur wie andere Nachlafichulden 
bei der Theilung zu berüdfichtigen. Bei dem als noch ungetheilt 
zu unterftellenden Nachlaß hafte auch der vorbehaltloje Erbe per- 
fönlih nur nad Verhältniß feines Antheild am Nachlaß; der Be- 
Elagte als gütergemeinfchaftlicher Ehemann einer Tochter und Erbin 


Auslegung 
letstwilliger 
Berfügungen. 


Erbe. 


Erbe. 


Benefizialerbe. 


328 Erbredit. 


des ©. sen. fei im PVerhältniß zum Kläger ald Miterbe anzu- 
jehen; und die Vorfchriften über die Erhaltung der NRecdhtswohl- 
that des Inventar feien auf das Verhältnig der Erben unter- 
einander, jelbft wenn fidh unter ihnen Nadjlaßgläubiger befinden, 
unanwendbar; falls endlich Beflagter jelbit die Erbichaft unter 
Vorbehalt angetreten und ein Nachlafinventar rechtzeitig bei Ge- 
richt eingereicht haben follte, fo würde dies auch dem Kläger zum 
Bortheil gereichen. Alle diefe Ausführungen laffen einen Nechts- 
irrthum nicht erfennen. V, 271/94 vom 23. Ian. 95. 

654 U. R. Zur Subftantitrung ded gegen die Klage 
des Legatars erhobenen Cinwandes der Infuffizienz des Nachlaffes 
genügt die Behauptung nicht, daß der Nachlaß zur Dedung der 
Gläubiger und der Legatare nicht ausreiche. Vielmehr muß ber 
Beklagte den beanfpruchten Abzug vom Vermädtniß durch) NRed- 
nungslegung über die Veräußerung der jämmtlihen Nachlafftüce 
und die gehörige Verwendung des Nachlaffes zur Bezahlung ber 
Gläubiger begründen. Da aber der Erbe nur als Vorbehalts- 
erbe nad Kräften des Nachlaffes verurtheilt ift, fo fann er nod 
in dem Zwangsvollitredungsverfahren gehörig begründete Einreden 
nad) 8.696 E. BP. D. geltend madjen. IV, 251/94 vom 21. Ian. 95. 

655. Der Beneftzialerbe Hat fich nad) $. 11 des Hamburgi- 
hen Ausführungsgefeges zur 8. D., jobald ihm Umijtände zur 
Kunde kommen, welche die Beforgniß rechtfertigen, daß der Nad)- 
laß zur vollftändigen Befriedigung der Gläubiger nicht ausreicht, 
jeder weiteren Zahlung aus demfelben oder jeder die Gläubiger 
benachtheiligenden Verfügung zu enthalten. Mit Necht hat das 
Berufungsgericht diefe Vorichrift aud) auf den Teftamentsvoll- 
jtredder angewendet, welcher nod) nad jolcher Kenntniß fich wegen 
Vorderungen, welche er gegen den Erblaffer hatte, aus dem Nad- 
laß durd) Zufchreibung einer dem Nachlaß gehörigen Hypothek 
bezahlt gemacht hat. Der Zeitamentsvollftreder Hatte zur Zeit 
des Lebens des Erblaffers für deffen Rechnung Aktien im eigenen 
Namen gezeichnet und danad) einen Anjprudh auf Befreiung von 
diejer Verbindlichkeit rejp. Erjat des Gezahlten. Diefe Sadjlage 
wird dadurch nicht geändert, daß der Zeftamentsvolfftreder die 
nad dem Zode des Erblafjers geleifteten Einzahlungen al von 
ihm dem Nachlaß vorgeihoffen gebucht hat. Der Teftamente- 
volfftreder ift verurtheilt, die Hhpothef wieder dem Nachlaß zus 
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fchreiben zu laffen; Revifion zurüdgewiefen. VI, 383/94 vom Benefiziaferbe. 
11. März 95. 

656. Da der Erblaffer unvereheliht und ohne Zeftament Driterben. 
verjtorben war, wurde vom Amtsgericht ein Nachlaßpfleger be- 
ftellt. Der Nachlaßpfleger hat nad) Abichluß des Aufgebots- 
verfahrens und nach Ausfertigung der Erbbeicheinigung Antrag 
auf geridhtlihe Nadlafregulirung zugleih als BVertreter 
und Geichäftsführer der befannten Erben geftellt und die Erben 
haben dur Zheilnahme an der geridhtlihen Nachlafregulirung 
diefelbe genehmigt. ‘Der unter Zuziehung des Nadjlaßrichters ge: 
ichloffene Theilungsrezeß hat aber die Kraft einer vechtsfräftigen 
Entiheidtung — 4.6.0.1, 46, 8.8; Bolze, Praris, Bd. XII, 
567 —: wenn fchon die Theilung lediglich durd) gütliche Ueberein- 
funft und Einverftändniß herbeigeführt it. — D.T. E., Bd. 26, 
©. 301. — Das ift durch die Yuftizgefege nicht geändert (Dern- 
burg, Preußijches Privatredt, 5. Aufl, Bd. 1, $. 224°, und 
3. Aufl., Bd. 3, ©. 716, Abf. 2). Die eine Hälfte der Erb- 
theilungsmafje ift den N., Kindern eines vorverftorbenen Bruders 
des Erblaffers, ausgejchüttet, während die andere Hälfte den 
Kindern einer vorverftorbenen Schweiter zu Theil wurde. Lebtere 
haben gegen die N. auf Herausgabe jener Hälfte geklagt, weil 
bei der Erbtheilung unbefannt geblieben war, daß der Bruder 
halbbürtig, die Schweiter vollbürtig war. Das Neichsgericht Hat 
die Klage abgewiejen, weil die nad den Regeln eines rechte- 
kräftigen Urtheils zu behandelnde gültige Theilung auf Grund 
eines Irrthums nicht anfehtbar if. — 8. 11LU.U.R. 1 17. — 
IV, 322/94 vom 25. März 9. 

657. Gegen Striethorft, Bd. 52, ©. 25, mit Dernburg, Bermädtnif. 
Bd. 3, 8. 172, Anm. 15, und Rehbein, E&,3d.2, ©.537. ÜER. 
I, 12, 8. 586 ijt dahin zu verjtehen, daß der in einem fpäteren 
Kodizill mit einem andern Vermächtnig Bedachte auch das früher 
Ausgefette fordern Tann, wenn diefe Willensmeinung des Erb- 
laflers auch auf andere Weife al8 aus der Kafjung der jpäteren 
Dispofition ermittelt wird. IV, 292/94 vom 4. März 95. 

658. Nah dem ZTeitament der Mutter und Erblafferin der 
Parteien follten die zu Gunften der Kinder des Klägers angeord- 
neten Bermächtniffe aus den Nacjlaffapitalien gezahlt werden. 
Das Gericht hat den Bellagten zur Zahlung der Vermächtniffe 
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Bermähtmiß. nad Verhältniß feines Erbtheil® ohne Rüdficht darauf verurtheilt, 
ob im Nachlaß zur Dedung der Vermädhtniffe ausreichende Kapital- 
beträge vorgefunden find, weil die Erbichaft ohne Vorbehalt an- 
getreten ift; Nevifion zurüdgewiefen. Ein Wille der Erblafferin, 
die DVermädhtniffe fo weit einzufchränten, al® Naclaßfapitalien 
vorhanden jeien, durfte hier um jo weniger angenommen werben, 
als es fi) um vermacdhte Geldfunmen handelt und das Teftament 
nur ganz allgemein auf die Nadjlaffapitalien verweilt, aus welchen 
fie nad) der damaligen Auffafjung der teftirenden Erblafferin die 
erforderlihen Summen zur Zahlung der rein angeordneten Ber- 
mächtniffe entnehmen fünnten. Namentlid ift die Behauptung 
de8 Beklagten nicht begründet, daß die LXegate nur von beftimmten, 
auf den Kläger perfönfich übertragenen Kapitalien zu entrichten 
feien. Denn Bellagter hat nicht zu behaupten vermocht, daß dieje 
Mebertragung zur Dedung der Bermädtniffe und für Rechnung 
der Vermächtnißnehmer erfolgt ei. Diefen fteht aber ein Ans 
Ipruh auf Zahlung zu, und fie brauchen das Erbieten des Be- 
flagten auf Ceffion feiner angeblichen Anfprüche gegen den Kläger auf 
antheilige Ausfehrung jener Kapitalien nicht anzunehmen. Aud, ift 
aus jenem angeblichen Aniprud an die Perjon des Vaters nicht eine 
Einrede der Arglift abzuleiten, welche der von ihm im Namen feiner 
Kinder erhobenen Klage entgegenftände. ILL, 2/95 vom 19. Aprit. 

659. Im Teftament war der Mutter der Parteien eine 
Leibzucht Hinterlaffen mit dem Hinzufügen, baß, womit fie ein» 
veritanden jei, der Erlös für das von ihr in die Ehe gebradjte 
und fpäter verkaufte Land gegen Gewährung diejer Leibzucht in 
der Stelle bleibe; außerdem ift ihr in einem fpäter errichteten 
Kodizill der Niekbraud) de8 ganzen Nadjlafjes auf die Dauer von 
drei Iahren vermadt. Ob die Mutter die Leibzucht angenommen 
oder ausgeichlagen Hat, ift nicht feftgeftellt. Gemwiß bildet das 
Kodizill mit dem ZTeftamente ein einheitliche Ganzes. Daraus 
folgt aber nicht, daß die Mutter mit Annahme des ihr im Kodi- 
zill Hinterlaffenen Nießbrauchs fic) aud) verpflichtet habe, den Er- 
[88 für das Land in der Stelle zu laffen, weil folches im Zeftament 
für den Fall der Annahme der dort ausgefeßten LXeibzucht beftimmt 
war. Denn bei der Unabhängigkeit beider Vermädhtnifie von- 
einander würde das aud) nicht der Fall fein, wenn beide im Zeita> 
ment hinterlaffen feien. IL, 14/95 vom 26. April. 
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660. Soweit nicht abweichende NRechtsnormen gelten, ver- Bermädtnif. 
fiert der Erbe, welcher nicht innerhalb der beftimmten Frift ein 
Öffentliches Inventar über den Nachlaß errichtet, im Gebiet des 
gemeinen Rechts die Falcidifhe Duart. Ein öffentliches Inventar 
muß unter Zuziehung und Mitwirkung eines hierzu befugten 
öffentlichen Beamten errichtet werden. Ein von dem Erben allein 
errichtetes Inventar, zu welchem er, abgefehen von der Vorlegung 
eines Konvoluts von Werthpapieren, nur die mündliche Erklärung 
vor dem inftrumentirenden Notar abgegeben hat, daß das In- 
ventar richtig fei, ift Kein öffentliches Inventar. 8.14 &. €. ©. 
zur €. B. DO. berührt obige Vorfchrift nit. III, 54/95 vom 
24. Mai. 

661. Im HerzogthHum Braunschweig find durd ein Gefek 
von 1850 die Samilienfideiflommiffe aufgehoben. In einem Ber- 
trage von 1870 wurde verabredet, daß das Rittergut Groß-Velt- 
heim nad dem Ableben des Ludolf von DB. an deffen Bruder 
Georg von B. und deffen männliche Defcendenz zurüdfallen folle. 
Yn den Verträgen von 1879 und 1881 wurde verabredet, daß 
zunächft der Bruder Auguft von DB. und deffen Defcendenz, nad) 
deren Abgang der Bruder Karl und fchlieflich Georg von O. je 
mit ihrer Defcendenz juccediren follten. In Trage fteht allein 
der Anspruch des Auguft von 3., welder nad) dem Zode von 
Ludolf von B. das Gut von deffen Witwe forderte. Dazu ift 
diefe verurtheilt. Daß durd) das Braunfchweigische Gejet aud) 
an den Univerfal- und Eingularfideifommiffen des gemeinen Rechte 
etwas hätte geändert werden follen, ift nicht feftgeftellt. Wie weit 
die entfernter Bedacdhten nad den Normen ded gemeinen Rechts 
nicht mehr al& berechtigt anzuerkennen jeien, Tann bdahingeftelit 
bleiben. Denn der Umftand, daß im Vertrage eine zu weit gehende 
Beftimmung Hinfichtli der Subftituten getroffen ift, Tann nit 
die Ungültigfeit der ganzen Beftimmung nad fi ziehen. Der 
Bertrag zu Gunften des Klägers ift gültig, gleichviel ob die An- 
Sprüche eventueller weiterer Prätendenten begründet wären oder 
nicht und ob der ganze Vertrag nur die zukünftige Stammguts- 
qualität vorbereiten und die damit begründete Succejfionsordnung 
Soweit al® möglich einführen follte. Eine Abficht der SKontra- 
henten, daß die abjolute Gültigkeit der fämmtlichen Bertrags- 
beftimmungen die Bedingung jeder einzelnen hätte fein follen, tft 
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von den Vorderrichtern nicht angenommen. III, 39/95 von 
31. Mai. 

662. Der im 3. 1850 in Subdenburg verftorbene 3. hat in 
feinem Zeftamente die Armenkfaffe der Stadt Subenburg zur Uni- 
verjalerbin feines als ein befonderer Fonds unter bem Namen 
der „PB. 3.’Ichen Stiftung” zu verwaltenden Nachlaffes eingefekt. 
Sodann hat ber Erblaffer Anordnungen in Betreff feines auf 
dem Sudenburger Kirchhofe belegenen Grabgewölbes getroffen. 
Zur Verbefferung und Inftandhaltung diefed Grabgemwölbes hat 
er die Pächte mehrerer näher bezeichneter, in der Subdenburger 
FTeldmarf belegener Aeder mit der ausdrüdlichen Bedingung be- 
jtimmt, daß fie nie zu anderen Zweden verwendet werben follen. 
Ferner ift angeordnet, daß der jedbesmalige Kämmerer ber Suden- 
burg die Verwaltung der Aeder führen und dafür eine jährliche 
Nemuneration von 15 Thalern erhalten fol. Zur Beauffichtigung 
des Kämmerers in biefer Verwaltung endlich ift der Bürgermeiiter 
2. fowie der jedesmalige erite Paftor und der Kirchenvoritand 
der Sudenburg bejtimmt. Dieje Aufficht erftredt fih nach ihrem 
Haren Wortlaut Lediglich auf die Verwaltung der Aeder, nicht 
aber auf die Verwendung der Einkünfte Die Verwaltung der 
Stiftung als eines bejonderen Fonds der Armenkaffe tft nad) der 
Bereinigung der Sudenburg mit Magdeburg auf den Magiftrat 
von Magdeburg übergegangen. Die lektwillige Anordnung be- 
züglich jener Verwendung ift eine der Stiftung gemachte Auflage, 
nicht aber ift der Kirche ein Vermächtniß zugemwendet. Die Klage 
des Gemeindefirchenraths St. Ambrofii zu Magdeburg: Sudenburg 
gegen den Magiitrat, mit welcher ein Auffichtsrecht über jene Ver- 
wendung verfolgt und dem Meagiftrat da8 Recht zu gewilfen von 
ihm gemachten Verwendungen beftritten wird, ift abgewiefen. IV, 
198/94 vom 7. Ian. 9. 

663. Hamburg. Der Erblaffer A. 3. hatte eine feiner 
Töchter, die Ehefrau des Beklagten, nur mit einem QVermäcdhtniß 
von 200000 Mark unter Beichränfung auf den Genuß der zu 
8000 Mark beftimmten Zinjen bedacht und die Rente der Ver- 
fügung de8 Beflagten entzogen. Der Erblaffer hat weiter ver- 
fügt, daß wenn fein Bruder Berthold F., wohnhaft in Wiesbaden, 
fpäter mit Tode abgehe als er, der Theil der Erbichaft des B. 3, 
welcher der Ehefrau des Bellagten zufallen würde, hinfällig fein 
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und ben Daupterben des Erblaffers überwiefen werden fol. Nad) 
dem Tode von U. %. haben fi) der Beklagte und feine Ehefrau 
mit ihren zu Zeftamentsvollftredern ernannten Schwägern, den 
Klägern, zugleich al8 Vertretern von deren Ehefrauen, dahin ver- 
glihen, daß der Bellagte und feine Ehefrau bie lettwillige Ver- 
fügung bes A. F. als rechtsgültig anerkannt haben. Auch ver- 
pflichtete fich Beflagter, das, was feiner Chefrau aus der Erb- 
ichaft des Berthold 3. zufallen würde, an die Kläger auszulehren. 
Hierauf verftarb Berthold $. mit Hinterlaffung eines Tejtaments, 
in welchem die Ehefrau ded Beklagten zu !/, al8 Erbin eingejett 
war. DBellagter hat von den Tejtamentserefutoren bes Berthold %. 
23000 Marf auf den feiner Frau ausgefegten Erbtheil erhalten. 
Beflagter ift verurtheilt, die 23000 Mark an die Kläger zu zahlen. 
$n 1.17, 8.1; 1.27, 88.9, 10 D. ad S. 1. Trebellianum 36, 1 
ift anerfannt, daß ein Zeitator feinem Erben auch auflegen Fünne, 
eine ihm von einem Dritten zufommende Erbichaft herauszugeben. 
Wenn man hiergegen das Bedenken erheben will, daß aus diefen 
Stellen nicht zu erjehen fei, daß der mit der Auflage befchiwerte 
Erbe die Erbichaft des Dritten noch nicht angetreten gehabt, und 
daß der lettere zur Zeit ber Errichtung de8 Tejtaments, in welchem 
die Auflage gemacht worden, nod) gelebt habe, fo würde doch diejer 
Einwand nur die ausdrüdliche Anerkennung einer derartigen Auf- 
lage im Römifchen Recht bejeitigen können. Um eine folche letzt- 
willige Verfügung allgemein für ungültig zu erklären, würde 
immer nod eine dahin gehende pofitive gefegliche Vorfchrift er- 
forderlich fein. An diefer fehlt e8 aber. Die 1. 30 C. de pactis 
II, 3 bezieht fi) nur auf Gejchäfte unter Lebenden, nicht auf 
legtwillige Verfügungen über die Erbichaft eines Dritten, und e8 
fehlt an einem Grunde dafür, die Beftimmung der L. 30 auf die 
lettere auszubdehnen. (Vgl. R. ©. E., Bd.8, ©.194; Henr. Aug. 
Heife, De aliena hereditate restituenda, 8. 15; Seuffert, Ardiv, 
Bd. 7, Nr. 74.) VI, 403/94 vom 28. März 95. 

664. Die lettwillige Anordnung von U. %., daß feine Tochter 
aus feinem Nachlaß und aus dem feines Bruders zujammen eine 
Rente von 8000 Mark erhalten folle, ift fo wenig anitößig, wie 
daß er diefe Verfügung dem Berthold 3. verfchwiegen hat. Aud) 
jteht dem Vergleich, welchen der Bellagte mit den Klägern ge- 
Ichloffen Hat, nicht 1. 30 C. de pactis entgegen. Der Umijtand, 
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daß die Ehefrau des Beklagten über den ihr von Berthold %. 
hinterlaffenen Erbtheil nicht felbftändig disponiren kann, fondern 
daß felbiger der Verwaltung und Verfügung ihres Ehemannes 
unterworfen ift, fannn ebenfall® die Ungültigfeit der Auflage nicht 
zur Yolge haben, da einem Vermächtnißnehmer aud auferlegt 
werden kann, Saden, die ihm nicht gehören oder feiner Ver- 
fügung nicht unterftehen, einem Anderen zu verichaffen. VI, 
403/94 vom 28. März 95. 

665. Klägerin ift Erbin zu einem Adıtel; ihr find die Teftea- 
mentsvollftredier verurtheilt, die Einfidht in die Handelsbücdher des 
Erblaffers zu geftatten. Denn die Einficht ftellt fich al8 vor- 
bereitender Alt der Ausmittelung und Konftituirung des Nach: 
lafjes dar; jeder Erbe ift zu folhem Afte befugt, wennichon die 
Rechnungslegung nur einmal für alle Erben zu erfolgen Hat. 
Der Erblaffer hatte die Vorlegung der Bücher an die Erben aud 
nicht verboten, und der Klägerin ift die Erlaubniß zur Einficht- 
nahme der Bücher nur mit dem Vorbehalt eingeräumt, daß da- 
durch der Handelsbetrieb der Firma nicht geftört wird. IV, 
363/94 vom 8. April 95. 

666. Im Fall Bd. VI, 767, 768 Hat fich jeßt herausgeftellt, 
daß auf Grund eines damals geltenden Bebauungsplans jchon 
im 3.1843 und fpäter wiederholt den Vorbefigern des Klägers 
die Bebauung bes die jett an die Stadt Berlin zur Straßen 
anlage abgetretene Fläche einjchließenden Theil8 des Grundftüde 
theil® ganz verfagt, theil® nur unter der Bedingung, daß die zu 
errichtenden Gebäude bei dereinftiger Anlegung des in dem Be- 
bauungsplane vorgejehenen Plates ohne Entihädigung befeitigt 
werden müßten, geftattet fei. Auch ift jett ermittelt, daß von der 
Släche nicht, wie früher angenommen, 273, fondern 341 Quadrat- 
meter bebaut waren. Auch ift der frühere Bebauungsplan bis 
zum Erlaß der Kabinetsordre vom 13. Nov. 1872 in unveränderter 
Geltung geblieben, fodaß es feinen Zeitpunkt gegeben hat, in 
welhem die Fläche der Bebauung wiedergegeben worden wäre. 
Wenn danach aber die Fläche nicht als frei und unbejchränft be- 
baubares Terrain gejchätt werden fonnte, fo hat doch der Kläger 
den Anfpruch auf Erfat des Werthes, den das Grundftüd zur 
Zeit der Abtretung hatte, welcher im Fall des $. 13, Nr. 2 des 
Gejeßes vom 2. Yuli 1875 mit der Freilegung zufammenfällt. 
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Zwar kommt das gedachte Gejet hier unmittelbar nicht zur An- 
wendung; erfichtlich aber find die Betheiligten von der Anwend- 
barkeit diejes Gefees ausgegangen, und es tft demgemäß beiber- 
jeit8 verfahren worden, d. 5. Kläger hat da8 Grundftüd bis zur 
neuen Yludhtlinie von Gebäuden freigelegt und davon, daß dies 
geichehen, der beflagten Stadtgemeinde Anzeige gemacht, worauf, 
wie e8 $. 14 a. a. D. vorjchreibt, die Feititellung ber Entjchädigung 
nah den Norneen des Enteignungsgejetes erfolgte. Die Parteien 
find auch, wie der erfte Richter konjtatirt, darüber einig, daß durch) 
Sreilegung bes Grundftüds bi8 zur neuen Straßenfluchtlinie dem 
Kläger das EigentHum an dem zur Straße beftimmten Terrain 
entzogen, und die Entichädigung nah) Mafgabe der SS. 13 und 
14 de8 Gefeßes vom 2. Juli 1875 bezw. 8 ff. und 24 ff. des 
Gejeßes vom 11. Suni 1874 zu gewähren fei. Unbedenklidh ift 
daher die Freilegung des Grundftüds zur Straßenanlage als die 
den Anjprud auf Entihädigung begründende Thatjache anzufehen, 
und nad diefem Zeitpunkt der Werth des Terraind zu bemeijen. 
Diefer Werth wird aber bezüglich der jhon feit 1825 bebauten 
Tlähe bedingt durch ihre Verwendung und — ohne die erfolgte 
Abtretung — fernere Verwendbarkeit ald Bauplat des darauf 
ftehenden Wohngebäudes unter Berüdfichtigung freilich” der fchon 
aus dem Bebauungsplan von 1843 fich ergebenden Beichränfung 
in Anfehung baulicher Veränderungen. Daß die Freilegung, wie 
der Berufungsrichter hervorhebt, freiwillig und in Anlaß eines 
Neubaues erfolgt ift, fteht diefer Auffaffung ebenjowenig entgegen, 
wie e8 der Anwendung des $. 13, Nr. 2 des Gefekes vom 2. Yuli 
1875 entgegenftehen würde. V, 242/94 vom 12./19. Ian. 95. 

667. Die Beklagte hatte erklärt, fie wolle bie für die be- 
baut gewejenen 341 Duadratmeter feftgejegte Entjchädigung von 
341 x 230 Dart = 78430 Mark nicht bemängeln, vielmehr ge- 
ftehe fie diefen Betrag zu. Wenn bie DBellagte, wie der Be- 
rufungsrichter annimmt, mit ihrer Erklärung nur deflarirte, wie 
weit der Entihädigungsfeititelungsbeijhluß von ihr mit ber er- 
hobenen Widerflage angefochten werde, jo Liegt hierin nicht noth- 
wendig ein Verzicht auf ihr prozefjuales Recht, den Widerklage- 
antrag, wie gefchehen, zu erweitern. Als Gejtändnig können die- 
jelben ebenfalls nicht in Betradht fommen, da darin nicht eine 
vom Kläger behauptete Thatfache zugejtanden ($. 261 E&. P. D.), 
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vielmehr ber Behauptung des Klägers gegenüber eine ©egen- 
behauptung aufgeftellt ift. V, 242/94 vom 12./19. Yan. 95. 

668. Dem Berufungsrichter ift darin beizuftimmen, daß 
zur Auszahlung der hinterlegten Entjhädigungsfumme, wie fie im 
Verwaltungsverfahren feitgeitellt wurde, die Genehmigung des 
Unternehmers überhaupt nicht erforderlih ift. Das fchließt aber 
nicht aus, daß nad) erfolgter Hinterlegung zwijchen dem Bered)- 
tigten und dem Hinterleger über die Auszahlung der hinterlegten 
Summe Vereinbarungen ftattfinden können, aus denen ein den 
Hinterleger bindendes Anerfenntniß zu entnehmen tft. Hier hatte 
der Kläger die Auszahlung von 78430 Mark eventuell von 
60000 Mark zu einer Zeit begehrt, wo die leßtgebadhte Summe 
nod nicht ftreitig war, und die ftädtifche Baubeputation hatte Die 
Auszahlung von 60000 Mark ohne Vorbehalt bewilligt. Darin 
lag eine Vereinbarung, die ein Anerfenntniß der Forderung in 
diefer Höhe im fich fchließt. Das Neichsgericht hat deshalb die 
Widerflage, jomweit als fie die Feftftellung der Entichädigung auf 
eine niedrigere Summe al® 60000 Mark begehrt, abgemiejen. 
Da aber nicht erhellt, wieviel der Kläger bei einer Schägung des 
bebauten Theils im Sinne von Nr. 666 im Ganzen fordern darf, 
die Sade im übrigen zurücdverwiefen. V, 242/94 vom 12./ 
19. Ian. 95. 

669. Dem Kläger ift eine Ede feines Grundftüds, über 
welche die Einfahrt zum Hofe ftattfand, zur Bahnhofserweiterung 
enteignet. Der enteignete Theil ift demnächlt zur Anlegung eines 
vierten Geleijes benugt. Das Grundftüd liegt an der Provinzial: 
ftraße, von wo über die Niveaufreuzung der nahegelegene Güter: 
bahnhof zu erreichen war. Nachdem das vierte Geleife angebracht 
worden, ift der Niveauübergang dev Provinzialitrage am Grund» 
jtüd des Klägers gefperrt und ftatt defjen eine Unterführung 
parallel zur bisherigen Straße angelegt worden. Obwohl da- 
durch an dem Zuftand der Straße und deren Verfehr mit der 
Stadt und dem Perfonenbahnhof nichts geändert wurde, ift Klägerin, 
weil fie nun an einer GSadgafje liegt, von dem durchgehenden 
Berfehr abgefchnitten und gezwungen, den Zugang zu dem Güter- 
bahnhof auf einem Ummege durch die Unterführung, deren Senkung 
und Steigung zu nehmen. Für dieje legteren Nachtheile ift der 
Klägerin eine Entjchädigung verjagt. Allerdings ift der Klägerin 
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nad dem Pr. Enteignungsgefee nicht nur der Minderwerth des 
Reftgrundftücs, fondern auch der durch bie Anlage, für welche 
die Enteignung erfolgt, und deren Betrieb entftehende Schaden 
zu erjegen. Aber unter der Anlage ift nicht das ganze Eifenbahn- 
unternehmen zu verjtehen, welches die Sperrung der Straße zur 
Tolge gehabt Hat, fondern die einzelne Anlage, für welde die 
Enteignung erfolgte. Das war hier die Bahnhofserweiterung. 
As für diefe die Enteignung erfolgte, war die Wegeverlegung 
no gar nicht geplant, fodaß diefe mit jener Enteignung in gar 
feinem Zufammenhang ftand. II, 321/94 vom 5./12. Bebr. 95. 

670. Das Pr. Enteignungsgejeß vom 11. Suni 1874 fennt 
nur eine in Geld zu gemwährende Entichädigung (8. 7), welde 
nicht bloß bei der Entziehung des Grundeigentbums ($. 8 ff.), 
jondern auch bei der Beichränfung defjelben (8. 12) Plag greift. 
Der 8.79, 1,64. R. ift niht anwendbar. Im 8. 4 des 
Enteignungsgefeßes ift eine Wicherherftellungspflicht nicht aus- 
geiprochen. Dem Kläger ift außer dem Werthe der zweijährigen 
Benugung die Entjchädigung für den durch Verfchledhterung der 
Parzelle entftandenen Minderwerth, die Entjchädigung für Wieder- 
herftellung der Parzelle zu nutbarem Garten mit 1000 Marf zu- 
gejprodien. Der Anfprud des Klägers auf Wiederherftellung zu 
nugbarem Gartenlande ift abgewiejen; Nevifion zurüdgewiejen. 
V, 254/94 vom 16. Febr. 95. 

671. Der Enteignete und der Eijenbahnfisfus haben ver- 
abredet, das Kaufgeld excl. der zu zahlenden Entichädigung wird 
vom 9. April 1889 ab verzinft. Da bie vorliegende Vertrags- 
beitimmung Kaufgeld und Entjchädigung unterfcheidet und nur das 
Kaufgeld vom Tage bes Vertrages ab verzinft wiffen will, überläßt 
fie die Entfcheidung über die Verzinfung der Entjhädigung dem 
Sefeß. Sade des Inftanzrichters blieb e8, zu entjcheiden, welche 
Theile der zugefprocdhenen Summe zum Kaufgelde, welde zur 
Entihädigung im Sinne jener Vertragsbejtimmung zu rechnen 
feien. Der Berufungsrichter hat den Miinderwerth des Reftgrund- 
ftids al8 Entihädigung im Gegenjat zum Kaufpreife, und VBer- 
zinfung der für jenen Minderwerth ermittelten Summe für die 
Zeit jeit der Enteignung zugefprodhen; Revifion zurüdgewicien. 
V, 254/94 vom 16. Febr. 95. 

Brazis de8 Neichögerihts. XX. 22 
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672. Im Fall 432. Die Trage, ob der DVermiether bie 
Entihädigung des Miethers im Enteiynungsverfahren zu liquidiren 
hat, ijt weder voll zu bejahen noch voll zu verneinen. In dem 
dem Eigenthümer für Abtretung bes Grundeigenthümers zu ge: 
währenden vollen Werthe des Grundftüde ann die dem Neben- 
berechtigten, hier dem Miether zu gemwährende Entjchädigung mit 
enthalten fein. Dieje Entjchädigung it, wie fih aus $. 29, 
Abf. 2 des Pr. Enteignungsgefeßes ergibt, nur der Eigenthümer 
in Anjaß zu bringen beredtigt. Er haftet dem Meiether für den 
diefem zufommenden The.l der Entfhädigung perjönlidy; da8 Ge- 
leg erleichtert die Auseinanderjegung zwifchen beiden, indem es 
die Teititellung des Antheilsverhältniffes im VBerwaltungsverfahren 
zuläßt — 8.29, Abi. 2 —. V, 320/94 vom 27. Febr. 95. 

673. Auf Erjak des Schadens, welcher in der für das ent: 
eignete Grundeigenthum bejtimmten Entjchädigung oder in der von 
derjelben zu gewährenden Nutung nidjt begriffen tft, gibt $. Il 
des Pr. Enteignungsgeießes einen bejonderen Anjprud), der nad) 
8. 29, Abf. 2 für jeden Nebenberedhtigten bejonders feftzuitellen 
und defien Betrag nad) 8. 36, Abj. 1 an diejen zu bezahlen tft. 
Diejen Schadensbetrag in Anfat zu bringen oder zu erheben, ift 
nah den angezogenen Bejtimmungen nur der Nebenbercchtigte, 
dem er nad) $. 11 zuiteht, befugt. Wenn der Eigenthümer aber 
zur Anjeung oder Erhebung diefes Schaden&betrages — mangels 
befonderer hier nicht in Frage ftehender gejetlicdher oder vertrag®- 
mäßiger Ermädtigung — nicht befugt sit, jo fann in der unter: 
laffenen Geltendmachung feine fchuldhafte Verlegung der Vertrags- 
pflicht des Vermicthers gegenüber dem Miether gefunden werden. 
Daß im vorliegenden Fall der Schaden des Klägers ganz oder 
theilweife in dem vollen Werth des Grundftüds oder in der an 
der Entihädigung für diejes zu gemährenden Nutung enthalten 
jet, tft weder vom Kläger behauptet, nod) aus der Sachlage zu 
entnehmen. V, 320/94 vom 27. Febr. 95. 

674. Die Stadt Berlin hat zur Gewinnung einer Waffer- 
itation am Müggeljee fisfalifche Grundftüde durh Enteignung 
erworben. Vor dem Entihädigungsfeititellungsbefchluß Hat die 
Stadt von dem Fiskus freihändig einen Theil des Secs er- 
worben, welchen fie dann dburh Erdauffchättungen zu Land ge- 
macht hat. Dadurdy verloren die zu enteignenden Parzellen den 
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Zufammenhang mit dem See, woburd fie einen niedrigeren Werth Enteignung. 
erlangten. 8 fehlt an jedem Grunde, diefer Thatfache einen 

Einfluß auf die Abihäkung zu verfagn. V, 361/94 vom 

4. April 95. 

675. Die Vergrößerunggsfähigfeit eines Grundftüds durch 

Anfhwemmung kann unter Umständen al8 durch eine den Werth 
mitbejtimmende, und deshalb im Enteignungsverfahren zu berüd- 
fihtigende Eigenihaft und Beichaffenheit des Grundftüde ericheinen. 
Die Klägerin hat aber nicht dargelegt, daß und in weldiem Maße 
in dortiger Gegend die VBergrößerungsfähigkeit durd) Anjchwenmung 
im Grundftüdsverfehr troß der durch die Eindeihung entftehenden 
Koften ein werthbeftimmender Faktor fei. Deshalb wurde die 
wegen Nichtberädfichtigung jenes Umiftandes eingelegte Nevifion 
zurüdgewiejen. III, 64/95 vom 31. Mai. 

676. Bol. 15. Die Regulirungen öffentlicher Flüffe er- Befhädigung 
folgen fraft jtaatlichen Hoheitsrechts in Wahrnehmung ftrompolizei- os 
licher Befugniffe; wenn die vom Staate zur Beförderung der Strombauten. 
Schiffahrt oder zu anderweiten Zweden dc8 gemeinen Bejten im 
Sluffe angelegten Werfe eine Veränderung des Wafferlaufs be- 
wirfen, die weiterhin Abfpülungen und Ueberftrömungen der im 
Privateigenthum ftchenden Kändereien und dadurd) eine Entziehung 
oder Beihädigung des Eigentums zur Tolge haben, fo liegt der 
Tall vor, daß der Einzelne fein wohlerworbenes Recht dem ge- 
meinen Wohle aufzuopfern genöthigt wird. Die dem Ufereigen- 
thbume gezogenen gefeglichen Schranten find nicht von der Art, 
daß dadurd der Entihädigungsanfprud ausgejchloffen würde, der 
ihnen vielmehr fchon nad) 88. 74, 75 Einl.; 88. 29-31 MÜ.U.R. 

I, 8 gegen den Staat zufteht. VI, 16/95 vom 25. April. 

677. Das Königliche Polizeipräfidium zu Breslau hatte gYotieitiche 
auf Grund eine® Gutachtens der Breslauer Stadtbaudeputation Verfiigung. 
dem Kläger B. aufgegeben, eine Scheune wegen ihrer Baufällig- 
feit zur Verhütung von Unglüdefällen abzubrechen. Obgleid) P. 
hiergegen Klage im Berwaltungsitreitverfahren erhoben hatte, ließ 
da8 Polizeipräfidium die Scheune im Zwangswege abbrechen. 

Das Oberverwaltungsgericht fette jene polizeiliche Verfügung außer 

Kraft, weil die aus der Baufälligfeit drohende Gefahr hätte durd) 

DBornahne von Reparaturen befeitigt werden können. Die von 

P. gegen die Stadt Breslau auf Schadenserfag erhobene Klage 
22* 
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ift abgewiefen. Wo die Anordnung einer Behörde auf einer ge- 
fetlihen Einfhränfung des Eigenthume, namentlicd; auf den durd) 
die 88.36 FeAU.U.R. I, 8 den EigentHümern ftädtifcher Gebäude 
auferlegten EigenthHumsbeichränfungen beruht, kann von Anwendung 
der SS. 74, 75 Em. z. A. R. nicht die Rede fein. Vgl. Bd. X, 
650. Wenn das Polizeipräfidium irrthümlicher Weife die gejeh- 
lichen Vorausfegungen der 88. 39—56 AL. R. 1, 8 als gegeben 
anfah, fo fann das einen Entfhädigungsanfprucd) gegen diejenigen 
begründen, die den Irrthum verfchuldet Haben, aber niemals auf 
Grund des 8. 75 der Einl. gegen ben Staat oder die Gemeinde, 
in deren Interefje das Polizeipräfidium weder gehandelt hat nod) 
hat handeln wollen. VI, 296/94 vom 24. Ian. 95. Vgl. 587. 

678. Die Aktien Lit. A und die bisherigen Prioritätsaktien 
Lit. B find dur Generalverfammlungsbefchluß für gleichberedy- 
tigt erklärt; und dies ift dadurdy ausgeführt, daR die Prioritäts- 
aftien, deren Inhaber auf ihre Prioritätsrechte verzichtet haben, 
abgeftempelt und jenen zurüdgegeben find. E8 find feine neuen 
Aktien ausgegeben, alfo Fein Aftienftempel und fein Schlußnoten- 
ftempel. IV, 197/94 vom 7. Ian. 95. 

679. Das Bernfungsgeriht Hat mit Recht angenommen, 
daß 8. 17 des Neichsfternpelgefeges vom 29. Mai 1885 eine Be- 
freiung vom landeögefeglihen Stempel nicht in dem Sinne aue- 
Ipricht, daß jedes durd) das befteuerte Anfchaffungsgeichäft ver: 
anlafte Nechtsgefchäft fteuerfrei bleiben follte; vielmehr war 
die Schuldverfchreibung, melde die Nationalbanf über die aus 
dem Anfchaffungsgeichäft refultirende Schuld ausjtellte, ftempel- 
pflihtig. Eine Schuldverfchreibung hat aber das Berufungsgericht 
mit Redht in den an die Allg. Elektr. Gefellichaft gerichteten 
Cchreiben gefunden, weil, dem Umftande gegenüber, daß die Banf 
und die Gejellfchaft im Kontofurrentverfehr ftanden, die Buchung 
des Schuldbetrags auf ein Separatfonto angezeigt und Verzinfung 
bis zu einem beftimmten Termin verijproden wurde. IV, 229/94 
vom 17. Ian. 95. Dgl. 256. 

680. Das Berufungsgericht hat bei dem zu verjtempelnden 
Werfverdingungsvertrage die in dem Anfchlage für „Fracht, Ver: 
padung, Aufftellung der Mafchinen, Montage und Inbetriebjegung 
der Anlage” ausgeworfenen Koften von 3600 Darf auf den Ges 
fanımtpreis als Arbeitsfoften gemäß 8. 2, Abf. 2 des Br. Gejeßes 
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vom 6. Iuni 18284 in Abzug gebradt. Allein diefe Annahme 
trifft in Beziehung auf die Koften der Fradht und Verpadung, 
die lediglich) für die Ermittelung des Werth der Materialien zu 
der nach dem Gefete erheblichen Zeit, wenn fie mit dem Grund 
und Boden in dauernde Verbindung gebracht werden, von Be- 
deutung find, nicht zu, und da nicht feititeht, wie viel für Fradıt 
und Verpadung zu rechnen ift, fehlt eine fefte Grundlage für Be- 
rechnung der Arbeitskoften; deshalb Fann ein Abzug hierfür über- 
haupt nicht gemacht werben. IV, 229/94 vom 17. Ian. 95. 

681. Der Kaufmann ©. zu Hamburg hat in Hamburg 
zwei auf den Namen des Klägers lautenbe, im Übrigen unausgefüllte 
VBollmahtsformulare zweds Erhebung von Klagen bei einem 
Kreisausfchuffe unterzeichnet. Die Formulare find fodann im 
Büreau de8 Klägers zu Harburg dur Eintragung des Gegen- 
ftandes ber Vollmacht, des Drted und der Zeit der Unterzeid:- 
nung ausgefüllt worden. ‘Die Urkunden find zu VBollmahtsurkunden 
erit dur die Eintragung des Gegenftandes der Vollmadıt ge- 
worden und diefe Eintragung ift im Stempelinlande erfolgt. 
Damit ift die Stempelpflicht (zweimal 1 Markt 50 Pf.) für fie 
eingetreten. III, 339/94 vom 12. Febr. 95. 

682. Die Steuerfreiheit des VBerwaltungsftreitverfahrens ift 
ohne Einfluß auf die Stempelpfliht der in dicfem Verfahren 
überreichten Vollmadıtsurfunden. III, 339/94 vom 12. TVebr. 95. 

683. Die Kläger find die Stieflinder des Erblaffers, welcher 
in einem gemeinfchaftlichen Zeftamente mit deren leiblicher Meutter, 
feiner Ehefrau, unter anderm bejtimmt hat: „Wir bemerfen, daß 
unjere Tochter bezw. Stieftohter Augufte H. verehelihte KR. in 
Anrehnung auf ihr zufünftiges, ihr von uns beiden zugedachtes 
Erbe bereits die Summe von 9000 Mark erhalten hat, und baß 
fie verpflichtet fein joll, fich diefe Summe auf ihr Erbtheil an 
rechnen zu laffen.” Das ift nicht die Beurkundung, Betätigung 
oder Anerkennung einer Schenfung, zumal gar nicht erhellt, ob 
die 9000 Mark dur eine Schenfung oder ein anderes Redhts- 
geichäft zugewendet find. IV, 206/94 vom 24. Ian. 95. 

6834. In einem Che- und Erbvertrage, welchen die durch ihren 
Bater, in deffen Gcwalt fie fich befand, vertretene Braut unter 
ihrem perfönlichen Beitritt mit ihrem Bräutigam fchloß, veriprad) 
der Vater, feiner Tochter und deren zufünftigem Ehemann zur 
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Beitreitung der Koften eines ftandesmäßigen Haushalts jährlich 
38500 Mark, welde im Fall des Ablebensd eines Chegatten, 
wenn Kinder vorhanden fein follten, weiter zu zahlen feien, zu 
gewähren; indem er fi) das Net vorbehielt, die Rente durch 
Zahlung eines Kapitald von 570000 Mark abzulöfen. Neben 
dem für Eheverträge vorgefchriebenen Stempel war ein folder 
von 4812 Mark 50 Pf. für die Leibrente zu erheben. Denn ein 
von dem Chevertrage verfchiedenes Geihäft im Sinne Nr. 1 der 
allgemeinen Vorjchriften zum Stempeltarif lag jchon um de#- 
willen vor, weil der Leibrentenvertrag nicht von denfelben Berjonen 
geichloffen wurde wie der Ehevertrag. Ein Leibrentenvertrag im 
Sinne des Stempelvertrags liegt aber fchon dann vor, wenn der 
andere Kontrahent irgend eine Verpflichtung übernimmt gegen die 
auf die Dauer feines Lebens zu gewährende Geldabgabe, — hier 
die der Ehelihung. IV, 269/94 vom 11. Tebr. 95. 

685. Der Kläger hat in einer notariellen Urkunde mit der 
Bemerkung, daß feine beiden andern Kinder andgeftattet feien, 
fich verpflichtet, feinem Sohne, um aud ihm eine feinem Stande 
angemeffene Exiftenz zu fichern, „geichenfweis‘ eine jährliche Rente 
von 6000 Mark und unter näher angegebenen Bedingungen jähr- 
fi) noch 12000 Marf, im Ganzen 18000 Mark, bie zu des 
Klägers, eventuell bei früherem Tode feines Sohnes bi® zu deffen 
Ableben zu zahlen. Zutreffend hat das Berufungsgericht ange- 
nommen, daß nicht Schenkung, fondern Ausftattungsverjprecdhen 
vorliege. — ÜL.R. II, 2, 88. 232, 304, 305. — Dazu gehört 
auc) eine wiederholte Zuwendung, wenn die erfte ihren Zmed 
nicht oder nicht vollftändig erreicht. Deshalb Schuldverjchreibungs: 
ftempel. IV, 282/94 vom 21. ebr. 95. 

686. ER. und W. KR. waren zu einer 0. 9. ©. vereint, 
welcher ein Berliner Grundftüd gehörte. Die Gefellichaft ift durd 
den Tod des W. KR. aufgelöft. Nad) dem Gejellichaftsvertrage ift 
der Weberlebende berechtigt, das Handelsgefchäft allein zu über- 
nehmen, das Grundjtüd für 590000 Marf; das Guthaben des 
Verjtorbenen ift dejjen Erben auszuzahlen. Der Xejtamente- 
vollitreder des W. 8. Hat vor dem Grundbudhrichter die Ein- 
tragung des €. 8. als Eigenthümers jenes Grundftüde bewilligt, 
diefer hat fie beantragt; fie ift erfolgt. Mit Nedht ift von dem 
E. 8. der Auflaffungsftempel von 1 Proz. de8 Werth des Grund- 
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ftücts, nicht bloß der ideellen Hälfte, eingezogen. Denn der Ge: 
lellichaftsvertrag enthielt feine, auch nur bedingte, Veräußerung, 
londern jprah nur die Grundjäße aus, nad welchen eine Aus- 
einanderfegung erfolgen könne. ‘Daß eine derartige Auseinander- 
fegung erfolgt fei und die Auflaffung nur den durch folche bereits 
geregelten rechtlichen Zuftand zur grundbuchmäßigen Anerkennung 
bringen follte, haben die Kontrahenten dem Grundbuchrichter nicht 
dargelegt. IV, 355/94 vom 11. März 95. 

687. Die Klägerin zu Berlin hat einem Kaufmann in Odeffa 
für die Zeit vom 1. Yuli 1892 bis 30. Juni 1895 fänmtliche 
Berichiffungen von Getreide, Saat und Fradhtvorichuß per Dampfer 
nad) beftimmten Häfen bi8 zur Höhe von 100000 Darf zu den 
angegebenen Bedingungen verfichert. Der Verficherte Hat fich ver- 
pflichtet,, die Verfendungen beim Abgang in das der Police bei- 
gegebene Verficherungsjournal einzutragen und anzumelden. Auf 
Grund diefer Generalpolice find 163 Verficherungen zu einem 
Prämienbetrage von 13645 Mark 61 Pf. genommen. Es war 
indeffen, da der Prämienbetrag in der Generalpolice nicht be- 
urfundet war, nur ein Stempel von 1 Mark 50 Pf. zu erheben, 
da nicht erhellt, daß der Prämienbetrag weniger al8 150 Mark 
oder mehr al& 300 Mark beträgt. IV, 419,94 vom 16. Mai 9. 

688. Der Kläger hat mit zwei anderen Perjonen eine Kom- 
manditgejellichaft geichloffen, in welche er nach dem Gejelljchafte: 
vertrage 10000 Marf einzubringen hatte. Er hat jein Grund- 
ftüd, für welcdes ein Werth von 234600 Mark feitgejett und 
das mit 224600 Hnpothefen belaftet war, eingebradjt. Die Gefell- 
ichaft hat die Hnpothefen al8 Selbftjchuldnerin übernommen. Da- 
nad) hat da® Berufungsgeriht 100 0 Markt von dem Werthe des 
Grundftüds al8 Gefellfchaftseinlage, die übernommenen Hhpothefen 
al8 Kaufpreis von dem Grundftüde angefehen und von diejem 
Raufpreife den Kaufitempel berechnet. Revifion zurücgeriefen 
unter Bezugnahme auf R. &. E., Bd. 2, ©. 305 über die Altien- 
gefellihaften. ‘Diejelbe ift entjprecdhend aud bei 0. 9. ©. und 
Kommanditgefellfchaften anzuwenden. Wenn fdyon diejelben feine 
juriftiihen Berfonen find, Liegt doc, eine Veräußerung vor. Da 
auch die in das Vermögen der Gejellichaft übergegangenen Grund- 
ftüde in ungetheiltem Cigenthum der Gefjellichaft ftehen, fo war aud) 
dem Kläger nicht eine Quote gutzurecjnen. IV, 8,95 vom 27. Mai. 
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Erbichafte- 689. Der Erblaffer hat der Stadt Königsberg ein Ber- 
Neuer. — mächtnig von 100000 Mark für ein Kunftinftitut hinterlaffen. 
Das wurde als ein Bermädtniß zu Zweden der ftädtiichen Gemälde: 
galerie veritanden. Danad) in Hinblid auf Nr. 2° des Tarife 
zum Erbichaftsfteuergefeg vom 30. Mai 1873 in Verbindung mit 
SS. 7 und 8 de8 Gefeßes fteuerfrei. IV, 210/94 vom 21. Ian. 95. 
690. Im Fall 683 find aud) die 9000 Mark nicht, fomweit 
fie aus dem Vermögen des Erblaffers herrühren, als Theil von 
deffen Nachlaß zu verjteuern. ‘Der follationspflidhtige Erbe Hat 
jih nah dem Preußifhen Nedhte das DVorausempfangene nur 
zum Zwede einer Sleichftellung der übrigen Miterben anrechnen 
zu laffen. Hierdurch wird der zur Theilung fommende Nachlaß 
nicht vergrößert. Etwas Anderes ergibt fih aud nit aus $. 5, 
Abj. 2 des Pr. Erbichaftsfteuergefetes. IV, 206/94 vom 17. Ian. 95. 
691. Der Erblaffer hatte angeordnet, daß von dem feinem 
Sohne ®. hinterlaffenen und für denfelben verwalteten Erbtheil 
deffen Witwe den gefelichen Erbtheil, den Reft zu einem ‘Dritt- 
theil feine Schweiter R., feine Schweiter N. und die Defcenden; 
des N. erhalten follten. Die Schwefter N. ift vor BP. verftorben. 
Der Vorgang, daß die 8. auch den Antheil der Schwefter WR. an 
fih nahm und dem Ehemann N. 4000 Mearf zahlte, präjudizirt 
der Steuerbehörde nidht. Das Berufungsgericht hat mit Recht 
angenommen, daß bei diejer fideiflommiffarischen Subftitution die 
N. bereitS nah dem Tode des Erblaffers ein perjönlicyes ver- 
erbliches Recht auf das Legat (1/, des dem PB. vom Erblafjer ver- 
erbten Vermögens) erworben hatte, welches nad) ihrem Tode auf 
den Ehemann N., die KR. und die Witwe ded P. übergegangen fei. 
Revifion zurücdgemwiefen. IV, 255/94 vom 4. $ebr. 95. 

692. Der Witwen: und Waifenpenfionslaffe der franzöfifch- 
reformirten Prediger in der Provinz Brandenburg, in Stettin, 
Magdeburg und Königsberg i.'Pr. tft ein VBermädtniß von 10000 
Mark Hinterlaffen. Davon find 8 Proz. Erbichaftsfteuer zu zahlen. 
Dei Zuwendung des Legatd von 10000 Mark an die Kaffe ift 
eine Bedingung oder ein Zwed nicht beigefügt, die Kaffe felbjt 
gehört an fi) nicht zu den Anftalten, welche fubjektiv von der Erb- 
Ichaftsfteuer befreit find. Wenn fie aud) in $. 1 des Statuts 
eine Unterjtüßungsfaffe genannt wird, fo ift die Penfion doch 
lediglich auf Grund der Mitgliedfchaft und ohne NRüdjicht darauf 
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zu gewähren, in welchen Vermögensverhäftniffen fi die Dinter- 
bliebenen des Mitglieds befinden. IV, 278/94 vom 21. Febr. 95. 

693. Die in Gütergemeinichaft Tebenden Eheleute haben 
einander und ihren Neffen DB. jo zu Grben eingejegt, daß der 
Ueberlebende zufammen mit B. erben, aber allein die unein- 
gefchränfte Verfügung unter den Lebenden haben und B. nur das 
von dem gemeinfchaftlichen Vermögen erhalten foll, was bei dem 
Tode des Ueberlebenden nod) vorhanden ift. Der Ehemanı ftarb 
zunächft; B. Hat fein Erbrecht an defjen Nachlaß den Klägern 
verkauft und diefe haben hiervon die Erbichaftsjteuer gezahlt. Erbe 
der Witwe ift B. geworden und geblieben. Von diefem Nad:- 
(aß Haben die Kläger eine Erbichaftsfteuer nicht zu zahlen; fie 
find au nit zur Zahlung aus dem Gefidhtspunft verpflichtet, 
weil fie Miterben des DB. feien. Denn das find fie nicht. IV, 
284/94 vom 25. Febr. 95. 

694. Die Nichten, gefetliche Erben des Erblaffers, hatten 
vergleichöweife den natürlichen Kindern deffelben 20000 Mark zur 
Abfindung von deren Erbredt gewährt, während fid) deren Erb- 
theil nur berechnet auf 15363 Marf 68 Pf. Fiskus hat auf die 
8 Proz. Erbfchaftsfteuer, welche die natürlichen Kinder zu zahlen 
haben, nur Anfprud von diefem Ietteren Betrage, während die 
Differenz von 4636 Darf 32 Pf. auf den Erbtheil der Nidhten 
zu verrechnen, alfo mit 2 Proz. zu verjteuern ift. IV, 30/95 
vom 27. Mai. 

695. Dem Kläger ijt von der Regierung die Verwaltung 
der Stenerlaffe in der Stadt Docdhum übertragen unter der Mit- 
theilung, daß da8 mit der Stelle verbundene Dienfteinfommen 
nah dem Befoldungsetat für das laufende Iahr fi) auf etwa 
1300 Thaler belaufe. Zhatfählid, hat Kläger bis zum Ablauf 
des Ctatsjahres 1891/92 eine Hebungsgebühr mit 3 Proz. von 
der Klaffenftener und 2 Proz. von der Einfommenfteuer bezogen. 
Nah dem Inkrafttreten des Einfommtenfteuergejetes vom 24. Juni 
1891 ift dem Kläger als Vergütung für die Erhebung der Ein- 
fommenfteuer für 1892,93 ein widerrufliches Firum von 3307 Dart 
bervilligt. Er Magt auf eine ZTantieme von 3 Proz. der Veft- 
einnahme der von Einfommen unter 3000 Marf und von 2 Proz. 
der von Einfommen über 3000 Mark erhobenen Einfommenftener. 
Damit ift er abgewiejen. Revifion zurücgewiefen. Der Anfprud 
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des Klägers ift aus dem Gejet vom 24. Juni 1891, 8. 73 nidt 
zu begründen, welches nur die Erhebung und Beranlagung der 
Steuer durd) die Gemeinden regelt. Ebenfo wenig nad ben 
früheren Gefegen vom 30. Mai 1820 über die Klafjenfteuer und 
vom 1. Mai 1851 über die Klaffen- und Haffifizirte Einfommen- 
fteuer, oder nach den Gejeßen vom 2. Ian. 1874, 16. Juli 1880, 
26. Mär; 1883, welche nur über die den Gemeinden bewilligten 
Gebühren bejtimmen. Aud) die Kabinetsordre vom 6. Yebr. 1841 
hat, wie fih aus der Sclußbeftimmung ergibt, den Steuer- 
empfängern eine in Anfehung des Prozentjages fejt normirte 
Hebegebühr nicht zugebilligt. Dahingeftellt fann bleiben, ob nicht 
dem Kläger ein Recdhtsanfpruch darauf zufteht, daß ihm ein dem 
Duantum feiner früheren Dienfteinfünfte entfprechendes Einfommen 
gewährt werde. Soweit der Aniprud auf die Zufidderung der 
Zantieme gerichtet ift, ift die Annahme des Berufungsrichters 
durchgreifend, daß für die Beitimmung der Höhe einer nad) Pro- 
zentjäten ber eingehenden Steuern bemefjenen Hebegebühr die be- 
ftehende Steuerverfaffung eine wejentlihe Grundlage bildet und 
daß die Abficht der Regierung bei der Bewilligung einer folchen 
Gebühr nur dahin gegangen fein Zünne, daß diefelbe fo Lange zu 
gewähren fei, al® nicht jpäter im Wege der Gefetgebung die 
Steuerverfaffung geändert werde und damit eine Aenderung in 
Anfehung der Höhe der einzuziehenden Steuern eintrete. IV, 
303/94 vom 18. März 95. 

696. Gegen den Flagenden Pojtjefretär trat in olge feiner 
Verhaftung im gerichtlichen Strafverfahren die vorläufige Dienft- 
enthebung fraft des Gejeßes ein (8. 125, Nr. 1 des Neichsbeamten- 
gejeges). Er ift freigefprodhen und aus der Haft entlaffen. Bier 
Wochen nad) der Haftentlaffung verfügte die oberjte Reich&behörde 
die Einleitung des fürmlicdhen Disziplinarverfahrens und beichloß, 
den Kläger anderweit des Dienftes zu entheben. ‘Da die erite 
Suspenfion nad) $. 126 des Neich8beamtengefeges mit dem zehnten 
Zage nah Wiederaufhebung des Berhaftungsbeichluffes abtief, jo 
fan die zweite Suspenfion in feinem Fall als Fortjegung der 
eriten Suspenfion angefehen werden. Der Poftfisfus ift deshalb 
auf Grund $. 130 des Neich&beamtengefetes zur Nadjzahlung des 
innebehaltenen Theile des Dienfteinfommens verurtheilt. VI, 
29/95 vom 22. April, 
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697. Der Elagende Beamte hat zwei Dienftreifen gemadit. 
Bon feiner Liquidation find 14 Mark 40 Pf. gekürzt. Denn 
vom Bahnhof Solingen bis zu dem 2 Kilometer entfernten Wind- 
fein und vom Bahnhof Dieringhaufen bis zu dem von Diering- 
haufen 6 Kilometer entfernten Drte Gummersbad) feien Reife- 
foften um deswillen nicht zu berechnen, weil Windfeln und Solingen 
einerfeitd und Gummersbadh und Dieringhaufen anderfeits eine 
politifche Gemeinde bilden. Fiskus ift zur Zahlung der abgejetten 
Reifekoften verurtheilt; Revifion zurüdgewiefen. Denn das Pr. Ge- 
fe vom 24. März 1873 enthält feine Andeutung darüber, daß 
e8 bezüglich des Endpunftes der Reife auf die politifche Ge- 
meinde und den Gemeindebezirk anfomme, in weldem ber DBe- 
ftimmungsort liegt. Das Gefe will vielmehr im Allgemeinen 
dem Beamten NReijefoften nad) der Zahl der von ihm zurüd- 
gelegten Kilometer gewähren. II, 65/95 vom 7./10. Mai. Ent- 
iprechend IV, 414/94 vom 13. Mai/17. Juni 95. Der Elagende 
Richter wohnt in Küftrin, wo fi) aud) das Amtsgericht befindet. 
Er hat in der „langen Borftadt”, weldhe von Küftrin burd einen 
Sumpf getrennt ift, und in dem fid) an dieje anjchließenden Dorfe 
Kie richterlihe Gefchäfte der freimilligen Gerichtsbarkeit vor- 
genommen. Der Ort der Aufnahme war über 2 Kilometer ent- 
fernt von dem legten Haufe von Küftrin. Er durfte Zagegelder 
und Reifefoften liquidiren, wenn auc die lange Vorftadt zu dem= 
jelben Gemeindebezirf gehört. Vgl. aud) das Urtheil vom 5. April 
1880 bei Grudot, Bd. 25, ©. 123. 

698. Ein Schugmann war 1878 bei der Polizeidirektion 
in Pofen unter Anmweifung jeine® Wohnfiges in der Stadt PBofen 
ernannt mit der Eröffnung, daß er den Wohnungsgeldzufchuß der 
eriten Servisflaffe mit 180 Mark jährlid) erhalte. Qom 1. Dft. 
1891 an wurde ein neues Polizeirevier in dem Vorort Ierfit 
errichtet. Der Schugmann wurde angewiefen, feinen Wohnfig in 
Serfit zu nehmen. Nun Hat er nur 108 Marf Wohnungsgelbd- 
zuihuß nach der für Serfi maßgebenden dritten Serpisflafje zu 
beanfpruchen. Der amtlidde Wohnjig der Beamten — $. 3 bes 
Gejeßed vom 12. Mai 1875 — beitimmt fi) zwar in der Regel 
nad) dem Orte, an weldem die Behörde ihren Sit hat, bei 
welcher er angeftellt if. Das erleidet aber eine Ausnahme, wenn 
einem der Behörde unterjtellten Beamten feine Amtsthätigfeit und 
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fein Wohnort an einem anderen Orte angewiefen wird. IV, 1/95 
vom 22. Mai. 

699. Nah 8. 6 des Br. Gefeges vom 24. Mai 1861 find 
der richterlichen Beurtheilung der vermögensrechtlichen Anfprüde 
der Staatsbeamten aus ihrem Dienftverhäftniffe auch die von den 
Sentralbehörden ergangenen, den Provinzialbehörden mitgetheilten 
alfgemeinen Verfügungen, foweit fie nicht den Gefeken zumider- 
laufen, zu Grunde zu legen. Die Verfügung des Minifters vom 
29. März 1884 beftimnt, daß die Ausbildung der Yolomotivheizer 
feine technifche im Sinne des $. 14, Nr. 4 des Pr. Penfionsgejetes 
fei. Diefe Inftruftion der Eifenbahndirektionen über die Aus» 
fegung erftreckt fid) aber in ihrer Wirkung nicht auf die Beamten 
feloft. Ihnen gegenüber fteht die Auslegung nur den Gerichten 
zu. — 8$$. 15, 46, 79 Einl. zum U.U.R. — Der Hüflfsheizer 
wird nad der Preußischen Dienjtpragmatif nicht al8 Beamter 
angeftellt, fondern nur in einem privatrecdhtlichen Vertragsverhält- 
niffe beichäftigt. Der verftorbene Tofomotivheizer ©. hat aber 
vor feiner Anftellung als jolcher, in feiner Eigenfdaft als Hüffs- 
heizer, alfo außerhalb des Staatsdienjted vor Erlangung der Att= 
ftellung, die in den Prüfungsporfchriften angeordnete praftifche 
Beihäftigung zum Zwede der tehnischen Ausbildung ausgeübt, 
weil fie fich auf die Erwerbung von folden Kunftfertigfeiten richten 
mußte, welche nach dem gemeinen Wortjinn und dem davon nicht 
erfichtfic) abweichenden de& Gejetres als technische bezeichnet werden. 
Dana) war dieje Zeit von jehs Monaten der Dienftzeit des 
Verftorbenen al® Lofomotivheizer hinzuzurechnen. Danad) ergab 
fih eine mehr als zehnjährige Dienftzeit. Der Witwe fteht aljo 
nad) dem Gefek vom 20. Mai 1882 der Anfprud auf Witwen- 
penfion zu. IV, 421/94 vom 20. Mai 95. 

700. Im Fall 16 ift der Kläger nad) einjührigem Sciffs- 
dienjt in Kamerun auf der Rüdreife an Malaria erfranft, in 
deren Verlauf fich die hronishe Milzanfchwellung herausgebildet 
hat. Das Neichögericht hat die Abweifung der auf $. 52 des 
Sejeßes vom 27. Suni 1871 gegründeten Klage aufgehoben, zurüd» 
verwiefen. Die Außerordentlichfeit der Himnatifchen VBerhältniffe 
beurtheilt fich nicht danach), daß dadurd) bleibende jchiwere Sejund- 
heitsftörungen hervorgerufen werden. “Denn das Gefeß bezeichnet 
al8 deren Folge nur die Invalidität und Seeuntüdjtigleit. Ebenjo 
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wenig ijt aber der Eintritt einzelner, fpeziell nadjweisbarer außer- 
ordentlicher Naturereigniffe vorausgejeßt. E83 genügt, daß der 
Kläger einer befondern Gefahr, hier in Folge des Dientes der 
Einwirkung der in Kamerun herrichenden außerordentlichen, be- 
fonders ungünftigen Elimatifchen Einflüffe, welche vom Kläger 
beichrieben find, ansgejeßt gewejen und diefer Gefahr unterlegen 
ift. IV, 6/95 vom 27. Mai. 

1701. Bgl. Bd. 19, 743. Die Pfarre, vertreten durch den 
damaligen Paftor, hat den Pfarrader mit Zuftimmung des Ge- 
meindefirdjenrath8 und der Gemeindevertretung an den Beklagten 
mit Genehmigung des Konfiftoriums verpadtet. Das ift jo zu 
verftehen, daß der Pfarrer als Nubnießer und Verwalter des 
Pfarraders denfelben verpachtet hat, und dazu war er nah AL. R. 
II, 88. 800—803 Iegitimirt. Dadurd, daß die firchlichen Organe 
der Verpachtung zugeftimmt haben, ift die Kirchengemeinde nicht 
Mitkontrahentin geworben. Dieje Zuftimmung hat nur Bedeutung 
für den Ausschluß der Kündigung des Amtsnachfolgere — $. 803 
AUR. IL, 11 —. Durd) $. 22 der Kirchengemeinde und Synodal- 
ordnung vom 10. Sept. 1873 (Gefeß vom 25. Mai 1874, Art. 2°) 
ift weder eine Aenderung der bisherigen Rechtsftellung des Pfarrers 
zum Pfarrvermögen, noch eine von der oben vertretenen Auf: 
faffung abweichende Nechtsanichauung über die Bedeutung des 
8. 803 zu erbliden. VI, 7/95 vom 21. Febr./18. März. 

702. Danad) war S;., der Amtsnacdjfolger des verpachtenden 
Paftors zu Carwin, aud) nicht gehindert, die Rechte aus dem von 
feinem Vorgänger gejchloffenen und nod) laufenden Padıtvertrage 
dur Kündigung wegen nicht pünftlicher Pachtzahlung auszuüben, 
da der PBacdıtvertrag einen entgegengejeßten Vorbehalt nicht ent- 
hielt. Auch Hatte urfprünglic die Pfarre, vertreten durch den 
Paftor S;., auf Räumung der Pacht geklagt; und damit war der 
PBaftor in feiner Eigenfchaft als Verwalter und Niepbraucder des 
Pfarrvermögens gemeint. Allein das landgerichtliche Urtheil hatte 
‚die Pfarre” als von der Kirchengemeinde unterjchiedenes Rechtd- 
jubjekt für die Klägerin angefehen und auch für legitimirt erachtet. 
Um die fi) gegen diefe Auffafjung der Pfarre als felbjtändigen 
Nechtsfubjelts ergebenden Bedenken zu bejeitigen, war in zweiter 
Inftanz die Kirchengemeinde al8 Klägerin aufgetreten, und zwar 
durch den „der Pfarre und Kirchengemeinde” durch da8 Kon- 
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er u fiftorium bejtellten Vertreter Rechtsanwalt 3. Indeljen Tann der 
Emule Kirchengemeinde die Legitimation nicht abgefprochen werden, weil 
es fih nur um die Räumung der Pacht handelt, die Kirchen- 
gemeinde aber als Eigenthümerin des Pfarraders die Rüdgabe 
beffelben von dem feit der Aufhebung des Padjtvertrage® durch 
den dazu befugten Pfarrer ohne Recht befitenden früheren Pächter 
nah 88. 1, 11 U.X.R. I, 15 verlangen fann, da der Pfarrer 
den Beklagten im Beige nicht dulden will. VI, 7/95 vom 
21. Febr./18. März. 

703. Im Fall Bd. XVI, 609 wurde der DBellagte nad 
anderweiter Verhandlung verurtheilt, die Kirchenfchlüffel der 
Hagenden Kirchengemeinde fo oft, als diefe fie zur Vornahme 
gottesdienftliher Handlungen gebraudht, herauszugeben. Mit dem 
Antrage auf vollftändige Herausgabe der Schlüffel wurde Klägerin 
abgewiefen; beiderfeitige Revifionen zurüdigewiejen. Aus firchlichen 
Zeugniffen geht hervor, daß die Kirche feit länger ald 100 Jahren 
al® ecclesia, ecclesia parochialis oder ecclesia filialis der Pfarr: 
firhe von Sc. bezeichnet ift, an welder der Kurat von Sc. an 
gejtellt war; daß in ihr Gottesdienst, beftehend in Gebet, Kirchenlehre 
und Mefje, an den Sonntagen und einigen Feiertagen abgehalten 
ift. Der jetige Propft U. ift 1865 al8 Kommendator aud für 
die Kirche in B. angeftellt. Alles dies rechtfertigt die rechtliche 
Tolgerung, daß die Kirche ein öffentliches Gotteshaus ift. Wenn 
der an der Kirche angeftellte Geiftliche die Gutsherrichaft um Er- 
faubniß zur Abhaltung des Gottesdienfted gebeten haben jollte, 
jo ift daraus nicht zu folgern, daß die Kirche jene Eigenfchaft 
verloren hat. Unerheblich, daß die Gutsherrichaft häufig Privat- 
geiftliche für den Gottesdienfi angenommen hat, denn dazu ift 
jtet8 die Genehmigung des BPropftes von Sc. eingeholt. V, 
323/94 vom 27. Sebr. 95. 

704. Bellagter war danad) nicht befugt, die katholische Kirchen- 
gemeinde zu B. durd Vorenthaltung der Schlüffel am gottesdienft- 
lichen Gebrauch der Kirche zu hindern. Weil aber der Beklagte 
Eigenthümer der Kirche ift und unbeftritten die Schlüffel fidh ftets 
in der Verwahrung der Gutsherrichaft befunden haben, überdies 
das Kirchhofsthor zugleich den Zugang zum Herrichaftlichen Parke 
bildet, ift die Klage auf volljtändige Dergabe der Schlüffel mit 
Recht abgewiefen. V, 323/94 vom 27. Yebr. 95. 
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705. Nadydem am Anfang des vorigen Jahrhunderts eine 
Kirche in Falkenberg erbaut war, bei welder die pfarramtlichen 
Tunktionen durd) den Pfarrer in Schmerkendorf ausgeübt wurden, 
ift das früher beftandene Mitbenugungsredht an der Kirche zu 
Sch. für die Gemeinde F. auf Grund eined Ablommensd vom 
9.1890 durch) eine Verfügung des Konfiftoriums unter Genehmigung 
der Staatsbehörde aufgehoben. Damit ift auch die gewohnheits- 
rechtlich begründete Beitragspflicht zur Kircdhenbaulaft, weldye als 
ein Rorrelat zu dem Mitbenutungsrecht der Kirche anzufehen ift, 
weggefallen. Demgemäß ift die Klage der Kirchengemeinde Sc. 
wider die Kirchengemeinde 3. auf Beiträge zu den Bau- und 
Reparaturkoften der Kirche, des Kirhthurms und der Pfarrgebäude 
zu Sc). abgewiefen; Revifton zurüdgewiejen. IV, 333/94 vom 
4. April 95. 

706. Im Fall 598. In Stargard hatte fich zwiichen den 
bei der Vertheilung der Einkünfte des St. Marien großen Kaftens 
fonfurrirenden Kirchen und Schulbehörden eine fejte Objervanz 
dahin ausgebildet, daß zu den für das Gymnafium erforderlichen 
Ausgaben jährlih ein beftimmter Zufhuß aus jenen Einkünften 
gezahlt wurde. Dieje Objervanz als eine notorifche Ortsverfaffung 
anzufehen erjcheint vechtlich unbedenklich zuläffig; deshalb die von 
der Regierung in Stettin angeordnete Verwaltungszwangsvoll- 
ftredung nad) der Kabinetsordre vom 19. Iuni 1836 nidht zu 
beanjtanden. IV, 365/94 vom 18. April 95. 

707. Das Berufungsgeriht hat ohne Recdtsirrthum an- 
genommen, daß das Kirchhofsgrundftüd, aus deffen Erträgnijfen die 
Kichhofsfafle hHauptfächlich herangezogen werden foll, nicht von der 
Kirchengemeinde von Lübbenau, fondern von der aus den Ein- 
gepfarrten der fieben Ortichaften, welche zu diefer Kirchengemeinde 
gehören, beftehenden Gemeinschaft käuflicd) erworben tft, und daß da- 
her diefer Gemeinfchaft, nicht der Kirchengemeinde die Kirchhofstaffe 
gehört. Folgeweis kann fi) aud) der zu einem Drittel zu den Kirdjen- 
baufojten. hHerangezogene Patron nit darauf berufen, daß jene 
Kaffe zu den Koften heranzuziehen fei. IV, 399/94 vom 6. Mai 95. 

708. Die Pfliht zur alleinigen Dotation des Geiftlichen 
ijt weder nad) gemeinem evangelifhen Kirchenrecht, no nad 
ALNR., nod) nad) Weitpreußifhem Provinzialrecht als Ausfluß 
de8 Patronats anzuerkennen. IV, 194/94 vom 9. Mai 95. 
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709. Bol. Bd. II, 1379. Die Entfcheidung über die Noth- 
wendigfeit eines Kirchenbaues muß vor Befchreitung des Nechts- 
weged über den Beitrag auch dann im VBerwaltungswege — 
58. TOT—TOIA.L.R. IL, 11 — erfolgen, wenn der Bau bereit® 
thatfählih ausgeführt if. Der Beklagte ift der Patron und 
hatte al8 folcher auf Grund des 8. 700, I, 11U.U.;R. und des 
$. 40 de8 Gefehes vom 20. SYuni 1875 über die Bermögend- 
verwaltung in den Fatholiichen Kirchengemeinden ba8 Recht, bie 
Mittheilung der Beichlüffe des Kirchenvorftandes über die Bauten 
an Kirchen und Pfarrgebäuden zu verlangen. Widerfprah er 
dem Befchluffe, fo hatte auf die Berufung des Kircdjenvorftandes 
die Bezirksregierung zu enticheiden, weldje den Widerfprud ver- 
werfen und die Zuftimmung des Patrons ergänzen konnte. Eine 
Mittheilung des auf die hier ftreitigen Bauten bezüglicdhen Be- 
Ichluffes des Kirhenvorjtandes Hat der Beklagte nicht erhalten, 
jondern nur eine an ihn in feiner Eigenjchaft al8 Pächter ge- 
richtete Aufforderung vom 4. Mai 1892 betreffend die Ausführung 
gewiffer ihm obliegender Reparaturen. Bei dem Widerfpruche, 
den der Bellagte noch jett dem Hinfichtlid der ftreitigen Bauten 
ergangenen Beichluffe des Kirchenvorftandes entgegenfegt, war 
deshalb zunächft die Enticheidung der Bezirksregierung einzuholen 
und erft, wenn diefe die Nothmwendigfeit der Bauten feftftellte, die 
Klage im ordentlichen Necdtswege gegen den Bellagten zuläffig. 
IV, 234/94 vom 21. Ian. 95. 

110. Bezüglich des Ausfertigungsftempel® muß es gemäß 
8.TEWUR. II, 14 dabei verbleiben, daß der Rechtsweg aus- 
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geihloffen ift. Tür diefe Unzuläffigkeit des Nechtöweges ift es 
belanglos, aus welchem Grunde die Verpflichtung zur Zahlung 
des Ausfertigungsftempel® behauptet oder verneint wird, und e8 
unterliegt daher auch nicht der Einwand, daß das betreffende 
Scriftjtüd feine Ausfertigung fei, der gerichtlihen Prüfung. 
Enticheidend ift vielmehr Lediglich der Umftand, daß der Stempel 
al8 Ausfertigungsftenpel erfordert worden ift, um die Unzuläffig- 
feit des Nechtöweges über die Verpflichtung zur Zahlung des 
Stempels zu begründen. IV, 248/94 vom 31. Ian. 95. 

711. Die Kagende Frau Maurermeilter und die |beflagte 
Nordöftlihe Baugewerfsberufsgenofjenihaft zu Berlin ftreiten 
darüber, ob die Klägerin im Sinne der Vorichriften des Gefeßes 
betreffend die Unfallverficherung der bei Bauten beichäftigten Per- 
fonen vom 11. Sult 1887 al8 Unternehmerin des auf einem Grund- 
ftüdfe des Klempnermeifters H. in Berlin im I. 1890 ausgeführten 
Baues anzufehen und danad) zur Zahlung von Unfallverficherungs- 
prämien für bie bei jenem Baue beichäftigten Berfonen verpflichtet 
ift. Klägerin fordert die von ihr erhobenen Beiträge zurüd. 
Das Reichögericht hat gemäß $. 26, Abf. 3 den Necdhtsweg für 
unzuläffig erachtet, wie da8 auch den Beftimmungen des Unfall- 
verfiherungsgejeßed vom 6. Yuli 1884 (88. 34 ff.; 37, Abf. 4; 
88, Abf. 1), des Ausdehnungsgefetes von 28. Dat 1885 (88. 1,11) 
dem Gefeß vom 13. Yult 1887 (8$. 43, 44) u. |. w. entipridt. 
$. 26, Abi. 2 des Gefetes vom 11. Iult 1887 ift zu verftehen 
von den angeblich von ihm beichäftigten Perfonen. (Vgl. Wehf, 
Lehrbuh des Neichsverficherungsredhts, ©. 440.) VI, 356/94 
vom 25. Febr. 95. 

712. Die beflagte Berufsgenoffenichaft hat auf Grund der 
88. 27, 42 de& Bauunfallverficherungsgejetes vom 11. Juli 1887 
Prämien zum Gejammtbetrage von 2609 Markt 25 Pf. wegen 
Zahlungsunfähigkeit der zu ihrer Entridtung an erfter Stelle 
verpflichteten Bauunternehmer von der Klägerin als der angeb- 
lihen Bauherrin der betreffenden Negiebauten im Wege des 
Zwangöverwaltungsverfahren® beitreiben Laffen. Die Klägerin 
beftreitet jedod) ihre Bauherreneigenichaft und danad) ihre Haft- 
barkeit für jene Prämien. Hierüber findet der Rechtsweg ftatt. 
Das Gefeh gibt dem ald Bauherrn in Anfprud Genommenen 
fein Mittel, feinen Widerfprud; gegen diefen Anfprucd) dur An- 
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rufung einer Verwaltungsbehörde oder eines DBerwaltungsgerichts 
geltend zu madıen. VI, 394/94 vom 18. März 95. 

713. Durch Zuftellung der gerichtlichen Koftenrecdhnung über 
einen von der Klägerin zu zahlenden Werthitempel mit der Auf: 
forderung, die Koftenfchuld binnen einer Woche an die Gerichts- 
faffe zu zahlen, und mit dem DVermerfe, daß andernfall® ohne 
weitere Mahnung die Beitreibung im Zwangsverfahren eintrete, 
ift der Anfang von Zwangsvollitredungsmaßregeln nicht gemacht. 
Da die Klägerin den Stempel zwar nad) diefer Aufforderung, 
aber bevor die zmwangsmweife Beitreibung durch Einftellung des 
NRücditandes in die Beitreibungslifte gemadht war, ohne VBor- 
behalt gezahlt Hat, findet eine Klage auf Rüdzahlung des an- 
geblich nicht gefchuldeten Stempel nicht ftatt. — 8.12 des Br. 
Gefeßes vom 24. Mai 1861. — IV, 346/94 vom 4. März 95. 

114. Der Bater hat feinen minderjährigen Sohn dem be- 
Hagten Apothefer zur Erlernung des Droguengefchäfts in die Kehre 
gegeben. Der Beklagte hat ihn entlaffen und der Vater hat des- 
halb auf Erfat geklagt. Für dieje Klage ift der Rechtsweg zu: 
lälfig. Denn die Gewerbegerichte find nah dem Gefeke vom 
29. Sult 1890, $. 1 nur zuftändig für Streitigfeiten zwifchen den 
Arbeitern und ihren Arbeitgebern. I, 5/95 vom 24. April. 

715. Beiträge zu den Straßenbaufoften, welche auf Grund 
eines DOrtsftatuts wie das der Stadt Velbert erhoben werden, 
haben die Natur einer Gemeindelaft, fodaß bezüglich ihrer der 
Rechtsweg ausgeichloffen ift. — ©. 2. ©. $.13; Pr. Zuftändig- 
feitögefeg vom 1. Aug. 1883, $S$. 18, 160 —. Die Klage wider 
die Stadt, welche wegen folcher Beiträge den Kläger gepfändet 
hatte, ift vom Neichögericht abgewiefen. Hat der Kläger mit ber 
Dellagten eine Vereinbarung getroffen, um den Ausbau der Wil- 
heimftraße, an dem er felbjt nach feiner Erklärung ein Intereffe 
hatte, zu ermöglichen, und hat er zu diefem Zwede freiwillig er- 
hebliche Beiträge geleiitet, jo berührt das nicht die öffentlicheredht- 
liche Pflicht des Klägers zur Zahlung feines Antheil® an den 
itatutenmäßigen Einrichtungstoften. II, 47/95 vom 17. Mai. 

716. Ueber die Anfprüde auf Penfionen aus dem Militär- 
penfionsgejeg vom 27. Suni 1871 findet nach $. 113 der Nedts- 
weg jtatt mit der alleinigen Einfchränfung, welche fi) aus ben 
SS. 114 und 115 ergibt. Unter diefe Einfchränfung fällt die Ent» 
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Icheidung darüber, ob die Invalidität durch außerordentliche Hima- 
tische Einflüffe, namentlich längeren Aufenthalt in den Tropen, 
hervorgerufen if. Das ift nicht eine Entfcheidung darüber, in 
welhem Grade die Dienftunfähigfeit eingetreten if. Denn 
e8 handelt fi) nicht um die Wirkung, jondern um eine bejondere 
Urfadhe der Invalidität. In den SS. 17 und 55 find aber nur 
die Behörden bezeichnet, durch weldhe im Verwaltungswege 
die betreffende Enticheidung zu erfolgen hat, ohne daß damit der 
NRechteweg ausgeichloffen ift. IV, 6/95 vom 27. Mat. 

716b. Für den bei dem Landgeriht Hamburg erhobenen 
Anjprud eines angeblich ohne Grund aus dem Dienste entlaffenen 
Urbeiters ift der Rechtsweg nicht deshalb unzuläffig, weil in 
Hamburg, wo die Arbeitgeberin, eine Kommanbditgejellichaft, domi- 
zilirt, ein Gewerbegericht domizilirt. Denn in LXägerdorf, wo fid 
die Yabrif der Bellagten befindet, für welche Kläger engagirt 
war, und wo die jtreitige Verpflichtung zu erfüllen ift — 8. 25 
des Gefeges vom 29. Suli 1890 —, ift ein Gewerbegericht nicht 
gebildet. I, 230/94 vom 19. Sept. 

116c. Bol. Bd. XVIIL, 655. In der Zmangsverfteigerungs- 
jache eines Grundftüds liquidirte die Stadt Berlin 62915 Marf 
65 Pf. Koften für Freilegung, erfte Einrichtung und Pflafterung 
der Straße, melde zur Hebung famen. Ein in Folge davon 
auögefallener Hhpothelgläubiger hatte Widerfprucd) eingelegt, und 
erhob gegen die Stadt Klage. Soweit er die Unrichtigkeit der 
dem Liquidat zu Grunde liegenden Veranlagung beftritt, wurde 
der Rechtsweg für unzuläffig erflärt. Für zuläfftg, imjomweit der 
Widerjpruh darauf gegründet war: 1) daß dem Anfprud) der 
Beklagten ein Nealvehht nicht zuftehe; 2) daß derjelbe nicht ins 
Grundbuch eingetragen fei; 3) daß er nicht unter die laufenden 
Lajten im Sinne des Immobiliargefeges vom 13. Suli 1883 falle; 
4) daß die Straßenbaulaft zwar eine dffentliche, aber feine ge- 
meine Laft im Sinne diefes Gefekes fei; 5) daß eine zur Ver- 
haftung des Grumdftüds führende Veranlagung überhaupt nicht 
ftattgefunden habe, weil der Baumeiiter ©. zur Zeit feiner Ver- 
anlagung überhaupt nicht mehr Kigenthümer beffelben gewejen 
lei; 6) daß die Stadtgemeinde nicht binnen Monatsfrift nad) 
Bildung der Streitmaffe Widerfprud, erhoben, und daher feinen 
Anfpruh auf Berüdfichtigung bei der Vertheilung habe; 7) daf 
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die Stadtgemeinde die Baulaftkoften bereits erhalten habe. V, 
218/94 vom 22. Sept. 

716d. Wenn aud nad) dem Xippe’fchen Gefeg über den 
Civifftantsdienft vom 11. Mai 1859 die Trage, ob die Zur- 
dispofittonsftellung des Klägers gerechtfertigt fei, zur Entfcheidung 
der Schulbehörden jteht: jo war doc durd) die Vereinbarung von 
1880/82 die Art und das Maß der dem Kläger, als Leiter der 
Rektorichule in Lage, zuftehenden Rechte und obliegenden Ver- 
pflihtungen im Wege des Dienftvertrages feitgeftellt. Neuerdings 
wird ihm mit dem Angebot der zweiten Lehrerftelle an der neuen 
Mittelfchufe eine Aenderung der feitherigen Rechte und DVerpflic- 
tungen angefonnen. Mag aud) hierbei nad) der irrevifibeln Teft- 
jtellung des Berufungsgerichts der $. 30 des erwähnten Gefekes 
maßgebend fein, fo berührt doc) jedenfall® die Trage, ob der Kläger 
in die erwähnte Aenderung zu willigen habe, feine privatrecdhtlichen 
Befugniffe und ift daher von den Gerichten infonderheit nad) der 
Richtung zu enticheiden, ob die thatjächlichen Vorausfeßungen des 
8. 30, bei deren Vorhandenfein der Kläger zur Uebernahme der 
ihm angebotenen Stelle verpflichtet fein würde, hier gegeben find, 
ob insbejondere Tebtere nah Art und Umfang der jeitherigen 
Dienftftellung des Klägers entjpricht. III, 135/94 vom 5. Oft. 

716e. Im Fall Bd. XIX, 118 Das Berufungsgericht 
jtellt feft, daß nad) dem im Herzogthum Anhalt geltenden Barti- 
Iularrechte der Rechtsweg in Beziehung auf Verfügungen der 
Polizeibehörden, aud; joweit Entfchädigung gefordert wird, nur 
dann zuläffig fei, wenn die Befreiung von einer polizeilidh auf- 
erlegten PVerpflihtung auf Grund eines bejonderen privatredt- 
(ihen Titel8 in Anfprucd genommen werde, und nimmt jodann 
ohne erkennbaren Redtsirrtfum an, daß ein joldher privatredjt- 
licher Zitel von der Klägerin nicht geltend gemadjt fei. Da aud 
8.51 ©. DO. nicht anwendbar, Revifion zurüdgewiejen. III, 149/94 
vom 19. Oft. 

716f. Klägerin nimmt gegen die Stadt Elberfeld eine Dienft- 
barkeit an einem Wege in Anspruch, weldjer von der Stadt an 
einzelnen Stellen eingeengt und erheblid) verfteilt war. Rechtsweg 
zufäffig.. Die Beitimmung in $. 56, Abi. 4 des Gejeges vom 
1. Aug. 1883, daß entftehenden Falls im Verwaltungsftreit- 
verfahren darüber zu entfcheiden ift, ob der Weg ein öffentlicher 
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äft, läßt erkennen, daß jene Frage nur dann der Rognition ber 
Gerichte entzogen ift, wenn öffentlih=rechtlihe Beziehungen in 
Trage ftehen. Das war hier nicht der Fall. Auf ein privat- 
rechtliches Verhältnig weift der Erbpachtbrief des Vorgängers der 
Klägerin Hin, durd) welchen jenem eine Nothwegefervitut am Wege 
beftellt ift. Auch wurde die Stadt bereits der Klägerin rechts- 
fräftig verurtheilt, eine hölzerne Barriere wegzunehmen. Dafür, 
daß die Beklagte jene Aenderungen nicht Fraft polizeiliher An- 
ordnnungen vorgenommen bat, fpricht, daß fie erft im Laufe bes 
Prozeifes entdeckt haben will, daß der Weg ein öffentlicher fei, 
und daß fie den Betheiligten nicht die in $. 56 vorgejchriebene 
Präflufivfrift zur Erhebung des Einfprudhe offen gelaffen hat. 
Nevifion zurüdgewiejen. II, 223/94 vom 13. Nov. 

116g. Durch $. 31, Nr. 6 der Kirchengemeinde- und 
Synodalordnung vom 10. Sept. 1873 und die Art. 3 und 9 dee 
Sefetes vom 25. Sept. 1874 haben die nad) 8.710, I, 11... R. 
für die Vertheilung der Kirchenbaulaft durd) Berträge, rechte- 
fräftige Erfenntniffe, ununterbrochene Gewohnheiten oder Gejeße 
gegebenen Regelungen feine Aenderung erlitten, jondern dadurd 
ift der Kirchengemeinde zur Beihaffung der für die Firchlichen 
DBedürfniffe erforderliden Geldmittel ein Befteuerungsredt nur 
injoweit verliehen, als e& fih) um neue Bedürfniffe handelt, für 
welche die Dedungsmittel nicht beveit8 dur das beftehende Necht 
angewiejen werden; der nad) $. 709, IL, 11 offen gelaffene Redhts- 
weg über die Vertheilung der firchlichen Baulaft muß jelbft in 
dem Walle zuläffig erfcheinen, wenn ein von den Organen ber 
Kirchengemeinde über Beihaffung der Baukfoften erlaffener Um- 
fagebeichluß von den Firdhjlichen und jtaatlihen Behörden genehmigt 
worden ift. IV, 166/94 vom 29. Oft. Vgl. Bd. XIX, 11. 

716b. Zmar foll die Klage gegen die Anordnung der 
Schulauffichtsbehörde wegen der Schulbauten nad $. 47 des Zu= 
jtändigfeitögefeges im Verwaltungsftreitverfahren ftattfinden und 
diefe Vorjchrift nach $. 49 auch angewendet werden, menn bie 
Küfterei mit der Schule verbunden ift. Allein das ift hier nicht 
maßgebend, denn es handelt fich hier nur um einen Streit zwifchen 
einem Eingepfarrten mit der Kirchengemeinde, fodaß durd die er- 
gehende Entjcheidtung der Frage überhaupt nicht vorgegriffen 
wird, ob und in welhen Umfange der Kläger zur Aufbringung 
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von Schulbauloften nad) Maßgabe eines Beichluffes der Scul- 
aufjichtsbehörde verpflichtet fein würde. IV, 166/94 vom 29. Oft. 

7116i. Nach der Iandesherrlich beftätigten Verordnung des 
Magiftrats zu Schwerin vom 27. Suni 1885 tritt ein jchiebe- 
richterliches Verfahren nad) Maßgabe der SS. 851— 872 E.B.0. 
ein, wenn nad) Erriditung eines ftädtifchen Schladhthaufes eine 
Einigung über die Höhe der dem Befiger einer Privatichladit- 
anftalt zu zahlenden Entihädigung zwilchen diefem und der Stadt 
nicht zu erzielen if. Die Annahme, daß da8 Schiedsgericht die 
Eigenfchaft einer Verwaltungsbehörde im Sinne ©. VB. ©. 8. 13 
habe und daß deshalb über den Antrag, da8 fchwebende fchieds- 
richterliche Verfahren für unzuläffig zu erflären und über die ge- 
forderte Entihädigung zu erkennen, der Rechteweg ausgeichloffen 
jet, ift vechtsirrthHümlidh. Das Schiedsgericht wird hier durch den 
Willen der Staatögemwalt berufen, nad eigenem Ermefjen für eine 
Aufgabe des Staats thätig zu werben. ‘Dadurch allein wird es 
aber nidht in die Stellung einer öffentlichen Behörde gerüdt; 
denn al8 Behörde kann nad) gemeinem Staatsreht nur ein folches 
Drgan der Stantögewalt angefehen werden, welches fid) al8 ein 
Beitandtheil der Amts- und Behördenverfaflung darftellt, als 
dauerndes Subjekt ftaatlicher Hoheitsrechte organifirt if. An 
diefen Merkmalen fehlt e8 dem nad) S. 11 u. f. w. berufenen 
Schiedsgericht. ES wird für Zwede des Staates thätig, aber 
nicht al® eine dem Behördenorganismus eingegliederte Amtsitelle. 
B.R ©. 6t. €, Bd. 18, Nr. 64. II, 192/94 vom 27. Nov.| 
4. Dec. 

716k. Wenn aud) rechtskräftig feitfteht, daß die Kirchfpiel- 
Ichulbibliothef zu Kropp Eigenthum der dortigen Kirchengemeinde 
ift, fo ift über die von der Regierung getroffenen Verwaltungs 
anordnungen nicht auf von dem Kirchenvorftand wider die Negie- 
rung erhobene Klage im NRechtswege zu entjcheiden. Denn wie 
auf Grund der irrevifibelen Schulordnung von 1814 feftgejtellt 
wurde, ift die Bibliothek zwar aus den Mitteln der Kirche an- 
geichafft, aber für die Zwede der Schule beftimmt und das in 
$. 75 verliehene Auffichtsrecht dem Prediger nur in feiner Eigen- 
ihaft als Schulauffichtsbeamter übertragen. Daraus folgt, daß 
e8 jih nicht um ein von der Beklagten für die Schulen in Ans 
Iprud) genommenes privatredhtliches Gebrauchsredht Handelt, jondern 
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um bie burd $. 1 des Gejetes betreffend die Aufficht über das NRedtsreg. 
Unterrichts- und Erziehungsweien vom 11. März 1872 feitdem 

den Staatsbehörden zuftehenden, im öffentlichen Rechte wurzelnden 
Schulauffihtsrecdhte. Ebenfo ift die Verpflichtung ber Kirchen- 
gemeinde, 8 Neichsbankthaler zu zahlen, keine privatrechtliche, fon- 

dern duch die Allgemeine Sculordnung beftimmt, fodaß aud) 

über die Vorausfegungen der Zahlungspflicht nach dem Zuftändig- 

feitögefege vom 1. Aug. 1883 im Verwaltungsftreitverfahren zu 
enticheiden ift. III, 204/94 vom 7. Dec. 

7161. Ein penftonirter Hülfsbremjer der Oberfchleftichen 
Eifenbahn hat wider die Benfionskaffe der Arbeiter der Preußifchen 
Staatseifenbahnverwaltung Benfionsansprücde erhoben. NRechtöweg 
zuläffitg. Die Eigenihaft der Beklagten als einer unter $. 5 des 
Neichsgeleßes vom 22. Iuni 1889 betreffend bie Alters- und In- 
validitätsverficherung fallenden Kaffeneinrichtung erftrect fich nicht 
auf diejenigen Einrichtungen, welche Lediglich dazu beftimmt find, 
vertragsmäßige Anfprüde der Mitglieder, in&bejondere die in 
8. 77 der jeigen Satungen der Bellagten erwähnten Anfprüche 
gegen die Abtheilung B der Kaffe zu verwirklichen. In diefer 
Beziehung ift die Beklagte lediglich ein auf Vertrag (Statut) be- 
ruhender Perjonenverein mit felbjtändiger vermögensrecdhtlicher 
Perjönfichkeit. Dem jteht weder die minifterielle Genehmigung 
der Satungen noch die Anerkennung derfelben durch den Bundes- 
rath entgegen, da die Beftimmungen de Neichsgejeted dom 
22. Sunt 1889 nicht über den Kreis der durd) dafjelbe begründeten 
Anfprüce Hinaus anwendbar find. Auch aus den Statuten war 
die Unzuläffigfeit bes Nechtswegs nicht abzuleiten. IV, 186/94 
bom 17. Dec. 

716m. “Der 8. 23 des Pr. Gefetes vom 23. März 1872/ Bedingte 
30. April 1884 ift für die Frage, unter welchen Vorausfegungen Sutöifigteit 
die unmittelbaren Staatsbeamten den Rechtsweg gegen die Ents lee 
Tcheidung ber centralen DBerwaltungsftellen (8. 22) darüber, ob 
und weldye Penfion den Beamten zu gewähren tft, bejchreiten 
dürfen, allgemein maßgebend auc) in dem Falle, wern der Beamte 
wegen eines Betriebsunfalls einen Anjprud aus dem Zürforge- 
gejeg vom 18. Juni 1887 erhebt. Denn diefer Anjprucdh hat die 
Natur des Anfprudhs auf eine Penfion (8.7). Aus 8. 23 cit. 
ergibt fich aber, daß die Befchreitung des Nechtsweges dem Beamten 
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erst eröffnet wird, jofern eine zuvorige Enticheidung des Nefjort- 
und bes Finanzminifters über feine Penfionsberechtigung erlaflen 
ift, und daß ein Verluft des Klagerechts erft in Frage fkommit, 
Sofern nad Eröffnung des Nechtöweges der Beamte nicht binnen 
ich® Monaten die Sage erhoben hat. Yın vorliegenden alle 
ift nun nad) der Feftftellung des Berufungsgerichtd in Bezug auf 
den BPenfionsaniprud) des Klägers erft eine Entjcheidung des 
Departementschefs ergangen. Die im Gejete vorgefehene Ent- 
iheidung des Reffort- und des Finanzminifters fteht no) aus. 
Danadh ift bie für die Eröffnung des Nechtsweges bejtinmte 
Vorausfekung nod nicht gegeben und diefer zur Zeit alfo nod 
unzuläjfig, worauf das Neichögeriht von Amts wegen erlannte. 
IV, 57/94 vom 12. Juli. 

117. Das Landgericht hatte die Beklagten nur als Benefizial- 
erben zur Auflaffung verurtheilt. Berufung des Klägers. Streit- 
werthb 9525 Mark, zu welchem Preife Kläger von dem Erblaffer 
der Beflagten gelauft hatte, da die Erklärung der Beklagten, fie 
nur al8 Benefizialerben zu verurtheilen, al8 Weigerung der Ver- 
tragserfüllung aufzufafien if. B. V, 58/95 vom 22. Mai. 

118. Das Schiff des Klägers wurde auf dem Rhein, während 
ed fi in einem Schleppzuge befand, von einem Segelidiff an- 
gerannt und verfanf. Auf die von dem Kläger unter anderem 
wider den Tührer des Schleppzuges bei dem Rheinjchiffahrts- 
gericht erhobene Feftitellungsflage wurde vehtsfräftig die VBerpflicd- 
tung bes Bellagten zum Schadenserfat ausgeiprochen. Als Kläger 
darauf feinen Schaden in quanto einflagte, erklärte fi das Ahein- 
\hiffahrtsgericht rechtskräftig für unzuftändig.e Nun Hat er die 
Klage auf eine bejtimmte Schadensfumme bei dem Landgericht 
Duisburg erhoben, und dies hat den erhobenen Anjprud) dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Die Nevifion ift zurüd- 
gewiejen. 8. 11 E&. PB. D. ijt allerdings bier nicht maßgebend. 
Die fachliche Zuftändigfeit des Landgerichts ergibt fi) aber daraus, 
daß der Beklagte auch aus dem Schleppvertrage, nicht bloß aus 
dem Delikt, auf Schabenserfaß haftet, und die Vertragsflage nicht 
zu den nach Art. 34, II° der revidirten Aheinschiffahrtsafte vom 
17. Dft. 1868 den Rheinfchiffahrtsgerichten überwiefenen Saden 
gehört. Dagegen war das Rheinichiffahrtsgericht, in dev Berufung 
die Gentralfommilfion zu Mannheim, über den Aniprud) aus dem 
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Delikt zu erkennen zuftändig, durch das rehtöfräftige Urtheil der Sadlice 
Sentralfommiffion rechtfertigt fi) aber die Enticheidung des Ye- Fufändigkeit. 
rufungsgeridhts in der Sadıe. II, 352/94 vom 26. Febr. 95. 

718b. Das Oberlandesgeriht Hat die unter Kumulation 
mit einem Anfpruc auf 1700 Mark erhobene Klage auf 74 Mart 
35 Pf. abgemwiejen, weil das Amtsgericht zuftändig fe. Das 
Neichegeriht hat aufgehoben und verurtheilt, weil der Mangel 
der Zujtändigfeit von dem Beklagten nicht gerügt war (CE. B.O. 

88. 33— 40) und weil die fachliche Zuftändigfeit nad) dem durch 
die Zufammenrehnung der Klagjummen zu bejtimmenden Werth 
des Streitgegenftandes gegeben war. III, 164/94 vom 30. Okt. 

119. Die Mühle des Klägers liegt im Bezirk des Land- Gerichtsftand. 
gerichts Hildesheim, die beflagte Zuderfabrit läßt im Bezirk des 
Landgerichts Hannover unreine Wäller in den Fluß Aue laufen, 
von wo fie der Saale zugeführt werden. Soweit nad) den Klag- 
behauptungen das zugeführte Wafjer eine Schädigung der Mühle 
herbeiführt, ift da8 Landgericht Hildesheim für zuftändig eradtet; 
joweit die Klage al8 Imterdift die Störung de8 Gemeingebraudhs 
am Yluffe verfolgt, ift fie wegen Unzuftändigfeit diefes Gerichts 
abgewiejen,; Nevifion des Klägers zurücgemwiejen. Daß einzelne 
NacıtHeile, wie die Unverwendbarkeit des Waffers im Haushalte 
und Wirthichaftsbetriebe, die Verringerung der Zriebfraft des 
Waffers und die Verihlämmung des Fluffes, fich nicht mit der 
actio negatoria verfolgen laffen, liegt auf der Hand, und ebenfo 
wenig ijt zu bezweifeln, daß der Kläger die Urjache aller Nach: 
theile bejeitigen will, wenn er die VBerurtheilung der Beklagten 
zur Unterlafjung der Ableitung ihrer Abfallwäfjer in den Fluß 
beantragt. III, 246/94 vom 18. Ian. 95. Vgl. 723. 

720. Wegen der von dem Pächter gegen den Verpächter 
nad) Aufhebung des Pachtverhältnifjes erhobenen Anfprüche, weldje 
bei der Aufhebung vom Verpächter nicht anerfannt waren, war 
da8 Landgericht Pojen zuftändig, in deifen Bezirk die Pacıtung 
belegen ift, wenn glei) der DVerpächter dort nicht wohnte — 
e.82.02. 8.29 —. Das gilt bezüglich der Forderung von Ent- 
Ihädigung wegen Entziehung von Pachtnugungen durch Schmäle- 
rung des Pachtguts, da mit der Entichädigungsflage der Aniprud) 
auf Erfüllung verfolgt wird; bezüglich des Anfpruchs auf Rüd- 
gabe der Pactlaution. Ebenjo wegen der Erftattung der Feuer: 
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bverjiherungsfumme für eine von dem Pächter angefchaffte Stein- 
frippe, denn hier hängt die Entfcheidung davon ab, ob Kläger 
nad) dem Pachtvertrage Eigenthümer der Sadıen, die er während 
feiner PBachtzeit anjchaffte, damit fie den Zweden des Pachtgutes 
dienen, verbleiben und diefe nad) Beendigung der Pacht follte 
wegnehmen dürfen, oder ob er folhe Sahen auf dem Padhtgute 
ohne Vergütung belaffen mußte. Terner hat Kläger den Schutt 
eines auf dem BPadıtgute befindlichen, dur Teuer zerftörten 
Schlofjes und eines Pferdeftalles abfahren und die Baupläge 
planiren laffen. Denn nad) der Behauptung des Klägers ver- 
pflichte der Pacdtvertrag den PVerpädter zur Wiederherftellung 
der abgebrannten Gebäude, und Kläger geht davon aus, daß zu 
diefer Wiederherftellung aud) die Bejeitigung der Nudera von der 
Bauftelle gehöre. Ebenfo handelt es fid) um Erfüllung des Pacht- 
vertrages, foweit Kläger Erftattung der Auslagen fordert, die er 
gemacht haben will, um dem Auftrage des Verpächters entpredhend 
da8 Dad zu einer Scheune herzuftellen. Kläger hat ferner Ab- 
gaben bezahlt, welche nad, feiner Angabe auf den nicht mitver- 
pacdhteten Forften hafteten. Er beftreitet den Umfang feiner Pächter: 
pflichten dahin, daß er dieje Abgaben zu tragen gehabt hätte, die 
aber von ihm, al8 dem Pachtbefiter, eingezogen und bezahlt wären. 
Hätte er Feftftellungsflage auf Nichtbeftehen feiner Verpflitungen 
erhoben, jo war 8. 29 E&. PB. DO. anwendbar, alfo aud für den 
Erftattungsanfprud. Kläger hat ferner Bankrenten gezahlt. Nad) 
88. 293, 414, I, 21U.UR. ift der Verpächter verbunden, wenn 
feine anderen Beftimmungen getroffen find, für die Leiftung von 
Präftationen zu forgen, die aus Berträgen auf dem Gute haften. 
Kläger behauptet, daß die Bankrenten foldhe Präftationen feien. 
Es handelt fi) alfo um eine Erfüllung, welche der VBerpächter 
dem Pächter aus dem Pachtverhältnig fchuldet, da andernfalls 
dem Pächter der Pachtgenuß durd Geltendmachung der Anfprüde 
der Präftationsberechtigten entzogen werden Tönnte. V, 434/94 
vom 12. San. 95. 

121. Die Klägerin ift Kommiffionärin für den Verkauf 
von Vieh und betreibt ihr Kommilfionsgefhäft in Berlin. Sie 
hat dem Bellagten den Kaufpreis für das ihr zum Verfauf zu= 
geführte Vieh defjelben bezahlt, bevor fie jelbft von dem Käufer, 
welhem fie Zahlungsfrift gegeben hat, den Kaufpreis erhalten 
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hat. Da fich aber nachträglich herausgeftellt Hat, daß das Vieh Gerigtsftand. 
franf war, fo ift ihr von dem Käufer ein Abzug gemadt, den 

fie nun von dem im Kreife Norddithmarfchen wohnenden Bes 

flagten, ihrem Kommittenten, auf Grund 9. ©. 2. Art. 371 zurüd- 

fordert. Für diefen Anfprud) ift nad) 8.29 &.P.D. das Land 

gericht I Berlin zuftändig. I, 350/94 vom 26. Ian. 95. 

122. Die Klägerin in Hamburg hat dem Beflagten in 
Dresden 2000 Centner Donaumais verfauft. Der Schlußfchein 
enthielt die Schiedsgerichtsflaufel und die Angabe „Erfüllungsort 
Hamburg”. Klägerin hat aus einem von dem PVorjtande des 
Vereins der Getreidehändler der Hamburger Börfe erlaffenen 
Schiedsiprud Klage auf Erlafjung des Volljtredungsurtheils bei 
dem Landgericht Hamburg erhoben. ‘Die Unzuftändigfeitseinrede 
ift verworfen. Das Berufungsgericht hat angenommen, daß die 
Beitimmung über den Erfüllungsort fi) auf die Verbindlichkeiten 
beider Kontrahenten bezog. DBellagter hat geltend gemadt, in 
der Schlußnote jet auch vereinbart „Zahlung per cassa gegen 
Berladungsdofumente”, und e8 feien ihm die VBerladungsdofu- 
mente in Dresden angeboten. Allein dur die Klaufel über den 
Erfüllungsort war vereinbart, daß Hamburg der redtlihe Sit 
des Vertragsverhältniffes fein jolle. Wird hiervon ausgegangen, 
jo erjcheint es für die Entjcheidung des vorliegenden NRechtsftreits 
unerheblich, ob durd) die Klaufel „Zahlung per cassa gegen Ver- 
ladungsdofumente‘ für den Bellagten ein Recht darauf begründet 
worden tft, die Berladungsdofumente nad) Dresden zugefandt zu 
erhalten und dort Zahlung zu leiften, denn aucd wenn biejes 
Recht des Beklagten anzuerkennen ift, bleibt daneben die allgemeine 
Vertragsbeftimmung in Kraft, daß Hamburg derjenige Ort fein 
jo, den beide Kontrahenten als Sit des ganzen Vertragsverhält- 
nifjes, als „Erfüllungsort”, gelten laffen müfjen. ‘Das hat im 
Hinblid auf die Vorjchrift des 8. 29 E.P.D. den guten Sinn, 
daß für jeden auf Erfüllung des Vertrags bezüglichen Rechtsjtreit, 
ohne Rüdfiht auf die gerade ftreitig werdende Keiftung, Hamburg 
als Erfüllungsort zu gelten hat, fodaß die Klaufel „Erfüllungsort 
Hamburg” gegenüber dem etwa aus dem fonftigen Vertragsinhalt 
fi ergebenden Rechte des Beklagten, an dem Orte feiner Handels: 
niederlaflung Zahlung leiften zu dürfen, die Bedeutung einer ver- 
tragsmäßigen PBrorogation des Gerichtsftandes gewinnt. Hieraus 
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folgt, daß die Hamburger Gerichte in jedem Yalle auch für die 
Klage auf Vertragserfüllung gegen den Beklagten zuftändig ges 
weien jein würden. I, 337/94 und I, 338/94 vom 19. Ian. 95. 

123. Die Zuderfabrif der Klägerin liegt in Calbe a./S., 
im Bezirk des Landgerichtd Magdeburg. Klägerin behauptet, die 
Mansfelder Gewerkichaft führe die beim Betriebe ihrer Bergwerte 
gehobenen falzigen Grubenmwäffer der Saale zu und wirfe dadurd 
auf das Grundftüd der Klägerin ein. Den zu Fabrikationszmweden 
erforderlichen Wafferbedarf habe fie ftet® aus der Saale ent- 
nommen und fönne ihn nur von dort beziehen. ‘Die Zuleitung 
des Wafjers erfolge durch einen auf dem Ufergrundftüd angelegten 
Stollen, der in ein Abjat- und Sammelbaffin führe. Zur befjeren 
Neinhaltung de8 Waflers habe fie im I. 1888 einen Brunnen in 
den Stollen Hineingebaut. In der Kampagne 1892/93 Habe fie 
Ichwere Betriebsjtörungen und DVerlufte dadurd) erlitten, daß das 
Saalewaffer in Folge feines großen Salzgehalts die Mafchinen 
und die Rohrleitungen dur den Anfat von Keffelftein beichädigt, 
die Wafferverforgungsanlage brauchbares Waffer nicht mehr ges 
liefert habe und dadurch entwerthet fei; fie habe in Folge deffen 
ein brauchbares, marktgängige® Produkt nicht Liefern können. 
Klägerin fordert Schadenserfag; auf Grund $. 27 C.BP. O0, 
welcher für alle Klagen maßgebend ift, die fich auf eine Beichädigung 
des Grundjtücs beziehen, ift mit Recht das Landgericht Magdeburg 
für zuftändig erklärt. Die Beichädigungen der Brunnenanlage, 
der Rohrleitung, der Kefjel und Majchinen betreffen theild Sub- 
ftanztheile, theil® Pertinenzitüde des Fabrifgrundftüdse. Nad Dar 
ftellung der Klägerin ift aud) der Gefchäftsverluft die mittelbare 
Tolge der Zuleitung der jalzigen Stoffe und der dadurch bewirkten 
Einwirkung auf die Anlagen, alfo ein Schaden, weldher ihr durch 
Beihädigung des Grundftüds erwachlen ift. ‘Dahingeftellt gelaffen, 
ob auch) die VBorausfegungen der $$. 25, 32 vorliegen. V, 418/94 
vom 6. Febr. 9. Bgl. 719 und die Urtheile vom 20. Dec. 
1882 und 25. Dft. 1883 bei Daubenjped, bergr. Enticheidungen, 
©. 285 und 237. 

124. Die in Glarus domizilirte Klägerin erhob wider den in 
Münden wohnenden Beklagten in München Wechlelflage aus einem 
von ihr auf diefen an eigene Drdre gezogenen und von ihn ans 
genommenen, in DBafel zahlbar geftellten Wedel. Die Klage 
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wurde wegen Unzuftändigfeit des Gerichts abgewiefen, weil an- Geridtsftand. 
genommen war, daß der gedachte Wechjel auf einem Vertrage be> 
ruhe, dur welchen die Klägerin 140 Stüd Aktien an den Be- 
Hagten und deffen zwei Söhne für 100000 France verkauft 
hatte und in welchem vereinbart worden war, daß für die Ab- 
widelung aller Forderungen und auch allfälligen Differenzen, die 
aus dem DVertrage entitehen Fönnten, Glarus al® Domizil und 
Gerihtsftand gelten follte. Nevifion zurüdgewiefen. Die Pro- 
rogation auf einen ausfchlieglihen Gerichtsjtand ift zuläffig, aud) 
wenn das Gericht ein ausländifches und auch wenn es fih um 
einen Wechjel handelt, in welchem ein deutfcher Ort al8 Wohnort 
des Bellagten und ein jenem Gericht gejetlich nicht unteriworfener 
Zahlungsort angegeben ift. VI, 385/94 vom 18. Febr. 95. 

1725. Im Fall 6. Darf man davon ausgehen, daß die 
Verbindlichkeit der Klägerin aus dem Kaufvertrage zu der Zeit, 
al8 die Klage erhoben war, noch nicht getilgt war, daß fie viel- 
mehr nur neben der Verbindlichkeit aus dem Kaufvertrage eine 
zweite, die Wechjelverbindlichkeit, eingegangen war, jo hatte die 
erhobene Klage den Sinn, daß die Klägerin von der übernommenen, 
aber noch nicht erfüllten Verbindlichkeit befreit fein wollte. Eine - 
Volge diefes Liberationsanfpruchs war der Anfprud auf Rüdgabe 
des Wecjeld. Tür diefen Liberationsaniprud tft aber ohne alle 
Trage die ftreitige Verpflichtung diejenige, von welcher die Klägerin 
entbunden fein wollte Und da jene Verpflihtung in Breslau 
zu erfüllen war, fo würde aud) aus diefem Gefichtspunft das 
Landgericht Breslau nad) 8. 29 E. PB. DO. zuftändig fein. Das- 
jelbe ergibt jih nah) Pr. A... R. für die Wandelungsflage, wie 
wiederholt vom Neichsgericht angenommen ift, und wenn die An- 
nahme des Berufungsgerichts, welche Hier nicht nadyzuprüfen ift, 
richtig wäre, daß nad) Gemeinem Redt da zurüdzugewähren wärg, 
wo der Käufer erfüllt hat, felbft bei dem Standpunft des DBe- 
rufungsgerichts für das Gemeine NRedht — vgl. 312 —. 1, 399/94 
vom 20. Tebr. 95. 

126. Daß die Lölhung einer eingetragenen Belaftung des 
Grundftüds im dinglichen Gerichtsftande aud) auf Grund eines 
Vorderungsrechts begehrt werden könne, ift vom Neichögeriht nur 
angenommen, wenn ein legitimirter Vertreter der Interefjen des 
Grundftüds deffen Freiheit geltend macht. Bier hat der frühere 
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ECigenthümer, weldjer dieferhatb feinem Käufer haftet, gegen dem 
Beklagten, welcher früher eine Vormerfung wegen feiner Forde- 
rung für gelieferte Schlofferarbeiten Hatte eintragen lafjfen, auf 
Grund eines Vergleichs, den er mit dem Beklagten gefchloffen hatte, 
auf Löfchung geklagt. Für diefe Klage ift der Geridhtsftand des 
belegenen Grundftüds aus 8.25 €. P. OD. fo wenig begründet wie 
für die negative Feitftellungsflage eines noch nicht als Eigenthümer 
eingetragenen Käufers gegen den Prätendenten eines dinglichen 
NRehts — Bolze, Bd. XIIL, 616 —. V, 411/94 vom 12. März 95. 

727. Für Klagen aus den VBermächtniffen des Cigenthumse 
eines Grundftücs, hier auf Bewilligung des Eintrags der Klägerin 
im Grundbuch, ift das forum hereditatis — 8.28 C&.P.D. — 
zuftändig. Injoweit ift $S. 25 E. P. OD. modifizirt. IV, 292/94 
vom 4. März 95. 

128. Aus 8.29 &,B.0. kann die Zuftändigfeit des Kon 
julargerichts nicht begründet werden. Diefe fett nach $. 1, Abi. 2 
bes Gejeßes vom 10. Suli 1879 voraus, daß die betreffenden 
Staatsangehörigen und Schubgenoffen in dem SKonjulargerichts- 
bezirk fi aufhalten oder wohnen. Bei Gefellihaften oder Korpo- 
rationen genügt e8, daß fie im Bezirk ihre Hauptniederlaffung 
oder eine bejondere Niederlafjung mit einem dortigen Vertreter 
für diefelbe haben. I, 251/94 vom 17. April 95. 

1729. Dem Kläger find am 14. Ian. 1893 von der Witwe 
E. Rentenbeträge cedirt, welche fie von dem SYuftizrathd M. als 
Berwalter eines Familienfideilommiffes zu beanfpruchen batte. 
Der Bellagte hat bei dem Amtsgericht zu Witenhaufen im Jumi 
und September 1893 Pfändungs- und Ueberweifungsbeichlüffe er: 
wirkt, welhe dem Yuftizrath M. in jenen Monaten zugeftellt find. 
Tür die Intervention aus 8. 690 E. B. D. würde danach das 
Landgericht Kaffel zuftändig fein. M. Hat aber die fällig ge- 
wordenen Rentenbeträge hinterlegt, und da der erjte Pfändungs- 
und Ueberweifungsbeichluß für den Fabrifanten R., welcher ihm 
am 15. April 1890 zugejtellt war, von dem Amtsgericht I zu 
Berlin erlaffen war, beantragte er bei diefem das Vertheilunge- 
verfahren — 88. 759, 750 —, bei weldhem aud hinterlegt tjt. 
Da hierdurch diefes Amtsgericht Vollftredungsgericht wurde, hat 
auch Kläger mit Recht bei dem Langericht I zu Berlin die Wider- 
Ipruchsflage erhoben. IV, 361/94 vom 1. April 95. 


Allgemeine Beftiimmungen des Civilprozeffes. 367 


730. Bol. Bd. XVII, 831. Im Tall 300 lag eine Klage Gerichtsftand. 
aus 8. 686 E. P. D. nidt vor. Dem Kläger ftand alfo aud 
nicht entgegen, daß der jetige Prozeh bei einer andern Kammer 
für Handelsjadhen deffelben Gerichts angebracht fei, als bei welcher 
die Sadhe früher in der Zwangsvollitrefung anhängig war. I, 
247/94 vom 1. Mai 9. 

1731. Das Gerichtsverfaffungsgeje $. 70, Abi. 3 Hat Feine 
Beitimmung über den Gerichtsftand getroffen. Wenn aljo das 
Heffiihe Ausführungsgefeg zum ©. 3. ©., Art. 20 nit dahin 
zu verjtehen it, daß die heffifchen Landgerichte nur bezüglich der 
gegen Hejfifhe Beamte und ihre Amtshandlungen erhobenen 
Klage für ausfchlieglih und ohne Rüdficht auf den Streitwerth 
zuftändig erklärt find, jo ift die Klage gegen einen früheren 
preußiichen Beamten, welcher jetzt in IUbenftadt in Hefjen wohnt, 
bei dem Landgericht Gießen, fonft, ba es fih um ein Objekt von 
120— 200 Darf handelt, bei dem Amtsgericht Friedberg zu er- 
heben. III, 47/95 vom 21. Mai. 

731b. Der Bellagte, ein Bankier in Hamburg, hat feinen 
Willen, in Krempe eine Niederlafjung zu errichten, von welcher 
aus unmittelbare Gejchäfte gefchloffen werben follten, daburd) deut- 
ih an den Tag gelegt, daß er auf längere Zeit dort einen Ge- 
Ihäftsraum gemiethet, ein Firmenfcdild angebradjt und feine Firma 
in das amtsgerichtliche Handelsregifter hat eintragen laffen. Auc) 
find von der Niederlaffung aus unmittelbare Gefchäfte mit den 
Umwohnern gefchloffen. Aus einem folchen durfte in Kiel gegen 
ihn geflagt werden. — 8. 22 E&. BP. D. — Unerheblid), daß die 
gefammte Korrefpondenz und Buchführung von dem Gejchäfte in 
Hamburg bejorgt ift, woraus Bellagter ableiten will, daß nicht 
ein bejtimmter Geihäftsfreis abgezweigt und der Niederlaffung 
übertragen jei. — Das Verhältniß des einheitlichen Eifenbahn- 
betriebes zu der einzelnen Eijenbahnitation — R. ©. €, Bd. 2, 
©. 386 ff. — ijt mit Gefchäften diejer Art nicht zu vergleichen. 
II, 78/94 vom 15. uni. 

731c. Die Bellagten haben, nachdem troß der von ihnen 
in der Berufung wiederholt vorgebradhten Unzuftändigfeitseinreden 
auf die Anichlußberufung der Klägerin ein in der Sache jelbft 
entiheidendes Theilurtheil erlaffen, durch weldes der Antrag auf 
Austritt der Beklagten aus der von ihnen mit begründeten Firma 
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abgewiejen murde, diejes ZTheilurtheil nicht angefochten, fondern 
auf Zurücdweifung der Revifion der Klägerin angetragen. Diefer 
Antrag enthielt ftillfchweigend den Verzicht auf die Einrede der 
Unzuftändigfeit, da die Bellagten das in der Sadje felbft er- 
gangene Urtheil des von ihnen bisher al8 unzuftändig bezeichneten 
Gerichts aufrecht erhalten wiffen wollen und fich jomit diejem 
Gericht unterwerfen. I, 206/94 vom 30. Juni. 

131d. Der Hamburger Bankier Hagt in Hamburg gegen einen 
Auftraggeber aus Halberftadt mit der Begründung, nad) feinen Ger 
ihäftsbedingungen „unterwerfen fi) die Kommittenten wegen aller 
Streitigfeiten den Hamburgifchen Gerichten”. Diefe Erflärung 
ift nur bei den einzelnen Gefchäften abgegeben. ‘Die Klage ijt 
aber auf das Anerfenntniß des Saldos in dem zwifchen den Par- 
teien beftandenen Kontofurrentverhältniffe gegründet. Wür Diele 
Klage ift jene Unterwerfung nicht maßgebend; die Klage wurde 
deshalb wegen Unzuftändigkeit abgewiefen. I, 138/94 vom 4. Yuli. 

731e. Die Intereffenklage ftellt fi) zwar al8 Umwandlung 
der Erfüllungsklage dar. E8 ift aber wiederholt entjchieden worden, 
daß bei Entihädigungsffagen wegen Nichterfüllung oder nicht ge 
höriger Erfüllung eines Vertrags die VBertragspflicht, deren Nicht- 
erfüllung ober nicht gehörige Erfüllung zur Klage Anlaß gegeben 
hat, die ftreitige Verpflichtung im Sinne des 8.29 E.P.O. bilde 
und die Intereffenklage den Gerichtsftand der Erfüllungsklage theile. 
(BI. R. SG. E., Bd. 32, ©. 430.) Das Garantieveripredhen des 
Beklagten befteht in der Zufiherung einer beftimmten Leiltungs- 
fähigkeit der nach den Plänen des Beklagten hergeftellten Anlage. 
Aus dem Garantieveriprechen ergibt fi) die Verpflichtung zum 
Schadenserfat beim Mangel diefer zugeficherten Eigenihaft. Die 
Heritellung des garantirten Nußeffefts der Anlage ift aber von 
der Durchführung der Anlage in allen ihren nad) einem beftimmten 
Plane zu Konftruivenden Theilen bedingt. Was auf Grund des 
Garantieverfprechens geleiftet werden follte, fünnte jomit nur in 
und mit der Anlage, alfo in der Fabrik der Klägerin, hergeitelit 
werden. Für die Erfüllung der prinzipalen Verpflichtung war 
daher zweifellos der Ort der Fabrik Erfüllungsort. Danad) war 
aud) hier ein Gerichtöftand für die Klage auf Zahlung der Ent- 
ichäbigungsfumme, welche dafür gefordert wurde, daß die garantirte 
Leiftung nicht zu erzielen fei, Erfat von !/, des Werth der An« 
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lage und Erjag für unbrauchbar gewordenes Fabrikat, gegeben. Gerichtsftand. 
VI, 102/94 vom 2. Juli. 

7318. Kläger fordert von dem Beklagten Ro., welcher einen 
Wohnfig im Deutfchen Reiche nicht hat, eine Anzahlung zurüd 
und hatte einen Arreft auf dem Beklagten angeblich gehörige 
Hölzer, welche fich im Bezirk des Landgerichts Bromberg befanden, 
ausgebradht. Der Arreft follte gegen Hinterlegung von 751 Dart 
80 Pf. wieder aufgehoben werden. Die Hölzer wurden von Ra. 
als deifen Eigentfum in Anfpruch genommen. In feinem Auf- 
trage hinterlegte Sch. 751 Mark 80 Pf. Der Arreft wurde auf: 
gehoben, demnächft ift die Intervention von Ra. rechtsfräftig ab» 
gewiefen. Na Aufhebung des Arreites ift die Klage bei dem 
Landgericht Bromberg erhoben. Daffelbe ift nah E&. P. OD. $. 24 
zuftändig, da die von dem ‘Dritten hinterlegten 751 Mart 80 Pf. 
al8 Surrogat der Hölzer des Beklagten anzufehen find. I, 234/94 
vom 29. Sept. 

731g. Die Vertragswidrigkfeit befteht nad) der Klagebehaup- 
tung darin, daß die Beklagte die zum Transport übernommenen 
Waaren nicht gegen die ftipulirte Trachtgebühr in Harburg ab» 
geliefert habe, und die Schädigung der Klägerin wird von ihr 
darin gefunden, daß fie, um in den Befig der Waaren zu ges 
langen, genöthigt war, die zu Unrecht angefegten, die vertrags- 
mäßige Fracht überfchreitenden Gebühren zu bezahlen. Die Klägerin 
macht aljo Schadenserfag wegen Nichterfüllung des Vertrags geltend, 
und daß für Klagen folcher Art der Gerichtsftand des 8.29 E.P.O. 
zugelaffen ift, Tann ebenjo wenig bezweifelt werden, als daß in 
Harburg diefer Gerichtsftand zutrifft, weil Harburg derjenige Ort 
ift, an welchem die „ftreitige Verpflichtung”, nämlich Ablieferung 
der Waaren gegen Erhebung ber vertragsmäßigen Frachtgebühr, 
zu erfüllen war. III, 185/94 vom 20. Nov. 

132. €8 ijt eine Klage erhoben gegen die 0. 9. ©. Felir W. Partei und 
& Ev. in Sc., deren Gejellichafter der Kaufmann Felir W. und re 
der Dr. med. ©. fein follen. Die Gefellihaft ift im Hanbdels- ” 
regifter nicht eingetragen, die Klage ift anjcheinend dem Felix W. 
zugeftellt, welcher den Rechtsanwalt PB. zu feinem Bevollmächtigten 
beftellt hat. Diefer hat geltend gemacht, daß eine folde 0.9. ©. 
nicht beftehe; das Randgericht hat darüber Auskunft von der Polizei- 
verwaltung eingeholt, welche negativ ausgefallen ift. In der münd- 
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Iihen Berhandlung hat PB. Abweifung der Klage beantragt. Das 
Landgericht hat den Beichluß verfündet: Da P. nur eine Boll 
macht des 5. W. beigebradht hat, nad) der Klage aber die Firma 
5.8. & Eo. die Beklagte tft, jo ift die DBellagte nicht vertreten. 
Das Oberlandesgericht Hat auf erhobene Beichwerde diefen Be- 
Ihluß aufgehoben und die Anberaumung eines Zermind zur münd- 
fihen Verhandlung angeordnet. Das Reichsgericht hat die hier- 
gegen erhobene Befchwerde zurüdgewiefen. ‘Denn der Kläger, 
welcher F. W. & Co. als Gefellichafter der 0. 9. ©. bezeichnet 
hat und bdenjelben in der Eigenjchaft eines gejetlihen Vertreters 
diefer zwar parteifähigen, aber nicht progzekfähigen Gefellichaft die 
Klage hat zuftellen Laffen, muß fi mit 3. W. jedenfalls injoweit 
auf den Nechtsftreit einlaffen, als diejfer das BVeftehen der 0.9. ©. 
und damit zugleich feine Legitimation als deren Vertreter beftreitet. 
B. 1, 9/95 vom 13. Febr. Entfprechend B. I, 12/95 vom 9. März. 

133. Der Neichsmilitärfisfus wird in Prozeffen dur die 
einzelnen Landestontingentsverwaltungen vertreten; nad) dem Staatd- 
recht des einzelnen Randes richtet e8 fich, durch welche Behörde. In 
Preußen hat gemäß einer nicht veröffentlichten Allerhöcdjften Ordre 
vom 3. Suli 1883 im Gebiet des Feltungsbaumwefend die Yorti- 
fifation die Vertretung, wie das fchon durch einen Erlaß dee 
Preußiichen Kriegsminifteriums vom 20. Juni 1875 unter gewiflen 
Vorbehalten beftimmt war. Da hier das Pr. Kriegsminifterium 
al8 Bertreter verklagt, die Fortififation zu Thorn aber al Ber- 
treterin mit Genehmigung ded Kriegsminifteriums für ben Be 
Magten aufgetreten war, fo konnte zwar die Klage nicht wegen 
mangelnder gefetlicher Vertretung abgewiejen werden. Die bei dem 
Landgericht Berlin erhobene Klage wurde aber auf Grund der Ein- 
rede der Unzuftänbdigfeit abgewiejen, weil fie nad) 8.20 E.P.0. 
in Thorn zu erheben gewejen wäre. VI, 371/94 vom 7. März 95. 

1734. Im Fall 224 hätte die Klage von dem Oberftaatd- 
anwalt ftatt vom Rendanten der Gerichtsfaffe erhoben werden 
follen. Allgemeine Verfügung vom 23. März 1885 im Yujtiz- 
minifterialblatt von 1885. Allein der Dberftantsanwalt hat nod 
im Laufe des erftinftanzlichen Verfahrens die 6i8 dahin von dem 
Anwalt des Nendanten vorgenommenen Prozeßhandlungen umd 
defien Bevollmächtigung ratihabirt. Damit ift der Mangel ge- 
heilt. IV, 327/94 vom 1. April 95. 
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735. Der nah $. 609 einem durch Beihluß des Amts- 
gerihts Entmündigten zur Klage wegen Anfechtung diefes Bes 
Tchluffes beigeordnete Rechtsanwalt ift nicht gefeglicher Vertreter 
des Entmündigten, jondern Prozeßvertreter defjelben als einer 
prozekfähigen Partei. Anders liegt die Sache im Fall des $. 620 
EB. 0D., wenn bie Entmündigung rechtskräftig ausgefprochen und 
in vollem Umfange in Wirfjamtkeit getreten war. Der Entmün- 
digte war hier ohne Beitritt feine® Prozekbevollmächtigten befugt, 
perfönlid eine Ablehnung von Richtern zu erklären. — 88. 44, 
74, 46).2 8.8.09. — TV, 341/94 vom 7. März 95. 

736. Der Einwand, Kläger Tünne al8 Hausfohn feines 
Daters nicht Hagen, ift nad) $. 51 C. BP. 0. verfehlt. V, 157/94 
vom 4. Mai 95. 

1737. Die Klage ift gegen die Ehefrau im Beiftande ihres 
Chemannes gerichtet. Das ift eine genügende Bezeichnung, daß 
der Ehemann wegen feines Verwaltungs: und Nießbrauchsrechts 
an dem zum Eingebrachten der Ehefrau gehörenden Prozefgegen- 
ftande mit verklagt fein foll. V, 43/95 vom 8. Mai. Entiprechend 
IV, 402/94 vom 27. Mai 95 unter Bezugnahme auf L, 278/94 
vom 5. Dec. 

138. Im Fall 346 hat das Reichögericht angenommen, e& 
liege auf Seiten der Elagenden Verkäufer nothwendige Streitgenoffen- 
Schaft vor. Denn fo wie fie die Auflaffung nur hätten gemein- 
Ihaftlih vornehmen Fönnen, jo könne aud) das Rücktrittsrecht nur 
allen Klägern gegenüber einheitlich feftgejtellt werden. V, 339/94 
vom 16. März 95. 

139. Die H’fche Baugelderforderung gegen den Fiskus war 
an R. abgetreten und Fiskus hiervon benachrichtigt, bevor H. die- 
felbe Forderung an den zweiten Geffionar Ha. cedirte. NR. hat 
ben Fiskus auf Zahlung verklagt. Wenn nun aud Fiskus dem 
Ha. verjpätet ben Streit verfündigte, und fich deshalb diejem 
Hauptintervenienten gegenüber nicht auf die Streitverfündigung 
berufen durfte, fo ift doch Hauptintervenient mit Recht dem Fiskus 
gegenüber abgewiejen, weil Fiskus nur dem erften Ceffionar mit 
befreiender Wirkung zahlen konnte und gezahlt Hat. Auch ift 
8.61 &.B.D. nicht dadurdy verlegt, daß zwilchen dem Haupt- 
intervenienten und dem Fisfus gejondert erkannt ift. Denn wenn 
auch die Hauptintervention gegen beide Parteien in einer Klage 
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geltend gemacht wird, fo hängt die Frage, ob eine nothwendige 
Streitgenoffenichaft vorliegt, von dem materiellen Inhalt des Ans 
iprud)8 des Hauptintervenienten und feinem Slageantrage ab. Hier 
lag nicht ein Anfpruch vor, über welchen nur hätte einheitlich er- 
fannt werden können. Cs waren vielmehr vom Dauptintervenienten 
gegen Fiskus und gegen NR. gefonderte Klaganträge gejtellt, über 
welche auch gejondert erfannt werden konnte. Die durch die 
Hauptintervention in Anfpruch genommenen Parteien waren aljo 
Streitgenoffen im Sinne 8.58 €. PB. D., fodaß gegen Ieden ge- 
trennt entfchieden werden konnte. Vgl. R. G. E., 3b. 17, ©. 339. 
III, 256/94 vom 22. San. 95. 

740. Aus 8. 85 des Gerichtsfoftengejeges ift von einem 
Nuffen ein Auslandvorfchuß gemäß des Hanbelsvertrags zwilchen 
dem Deutfhen Reich und Rußland vom 10. Febr. 1894 wicht zu 
erheben. B.I, 91/94 vom 5. Ian. 95. 

141. Auch infoweit, als nad) Verlefung des SKlagantrages 
in Anerlennung des Klaganfprudhs gezahlt und dementipredhend 
lodann die Klage ermäßigt ift, muß eine Verhandlung zur Sade 
im Sinne der Gebührenordnung für Rechtsanwälte als ftattgehabt 
angenommen werden, und zwar eine nicht kontradiktoriiche DVer- 
handlung; aljo Gebühr für eine folhe. B. III, 3/95 vom 22. Yan. 

142. 3u den al8 von der beflagten Ehefrau, welde im 
Ehefcheidungsprozeß unterlegen und zur Koftenerftattung verurtheilt 
ift, dem Ehemann zu erjtattenden feitzuftellenden Koften gehört der 
Borhuß nicht, welchen der Ehemann gemäß 8. 2HAU.UR. I,1 
auf Grund gerichtlicher Anordnung an feine Ehefrau zur Ber 
ftreitung der diejer erwadjjenden Koften des Eheicheidungsprozefles 
aus dem eingebradhten Vermögen der Chefrau, in defjen Er- 
mangelung aus feinem eigenen Vermögen zu zahlen gehabt hat. 
B. IV, 51/87 vom 3. Mai und B.IV, 40/95 vom 18. Febr. 

143. Wenn in den Gründen ber oberlandesgerichtlichen Ent- 
Iheidung gejagt wird, daß durch die Vorfchrift des $. 187, II, 1 
AENR. einem Chemanne nicht das Net genommen wird, bei 
einer etwaigen Vermögensauseinanderfegung zwilchen den Che- 
leuten diejenigen Koften erjtattet zu verlangen, die ausjchließlich 
durch die jelbjtändige Ausübung eines Rechts feiner Ehefrau gegen 
ihn entftanden find, daß er alfo mit Nücficht auf die Deöglichkeit 
einer Auseinanderfegung bezüglich des Ehevermögens ein Intereffe 
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daran hat, derartige Koften ihrer Höhe nad) zur Zeit ihrer Ent: Koflen. 
ftehung zur Veftfegung zu bringen, und wenn durd) den Tenor | 
der Entfcheidung der amtsgerichtliche Koftenfeftfegungsbeichluß ale 
vollftredbarer Schuldtitel wiederhergeftellt wird, fo ift darin fein 
Wideripruch zu erbliden; denn der Ehemann ift feinesiwegs ver- 
pflichtet, den ihm ertheilten vollftredbaren Schuldtitel gegen feine 

Ehefrau dur Zwangsvollitredung zur Geltung zu bringen. B.V, 

25/95 vom 12. März. 

744. Der Antrag des Ehemanns auf Feftfegung der Kojten, 

zu deren Tragung die beflagte Ehefrau rechtskräftig verurtheilt 
war, wurde zurüdgewiefen, weil 8. 187 A... R. IL, 1 aud bei 
BProzeffen anzuwenden ift, welche die Eheleute wider einander 
führen. $. 726 fpricht nur eine Folge aus. — Bd. ILL, 842. — 
Der Ehemann fann alfo die Koften erit nad Auflöfung der 
Ehe eritattet verlangen. Und da die Feitjekung von der fo- 
fortigen Vollftredbarteit des Teitiegungsbejchluffes untrennbar 
ift, ift fie bei beftehender Ehe unftatthaft. B.IV, 140/95 vom 
11. Suli. 

1745. Im einem bei dem Landgericht in Siegnit anhängigen 
Brozeffe wurde zur VBernehmung eines Zeugen über Behauptungen 
des Klägers das Amtsgericht Senftenberg requirirt; da der Zeuge 
von dort nad Dresden verzogen war, das bortige Amtsgericht, 
und da er von hier weiter nad) Dortmund verzogen war, da8 
Amtsgeriht Dortmund, wo der Zeuge auch vernommen tft. Der 
obfiegende Beklagte hatte nad einander je einen Anwalt bei jedem 
diejer drei Amtsgerichte zur Anmwejenheit bei der Zeugenvernehmung 
beauftragt. Er durfte Erftattung diefer Koften der drei Nechts- 
anwälte an je 1/, Prozeßgebühr und ber Beweisgebühr des dritten 
fordern. B.VI, 44/95 vom 22. April. 

746. Der Beichluß des Oberlandesgerichts, welcher auf die an 
Beichwerde des Klägers gegen den feinen Antrag auf Anordnung geieh- 
einer einftweiligen Verfügung zurüdweiienden Beichluß des Land- 
gerichts Karlsruhe erging, jtellt fich feinem ganzen Inhalte nad) 
als eine unter 8. 45, Abf. 1 ©. 8. ©. fallende Enticheidung in 
der Bejchwerbeinftanz dar, nicht aber Tann er zerlegt werden in 
einen unter 8. 45, Abf. 1 fallenden Ausfprud), daß „die Bejchwerde 
zuläffig und begründet jet”, und in eine unter $. 35, Ab. 3 fallende 
„Anordnung der beantragten einjtweiligen Verfügung”. Cs trifft 
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die zur völligen Gebührenfreiheit deffelben führende Beftimmung 
des S. 45, Abj. 1 zu, wonach für die Enticdeidung in der Bes 
Ichwerbeinftang Gebühren nur erhoben werden, foweit die Be 
fchwerde als unzuläffig verworfen oder zurüdgemwiejen wird oder 
die Koften des Verfahrens einem Gegner zur Xaft fallen (von 
welchen. drei Fällen Teiner hier vorliegt). B.II, 28/95 vom 
19. Febr. 

147. 8.51 ©. DO. betrifft nicht den nachträglichen Beitritt 
zum Prozeß, fondern zur Prozekvollmadt. Bei nadträglicdhem 
Beitritt eines Streitgenofjen zu der von dem andern Streitgenoffen 
ertheilten Prozeßbevollmädhtigung erhöht fi} die Gebühr des Rechte» 
anwalts um zwei Zehntel. Das muß auch gelten, wenn fich der 
von dem Nebenintervenienten ertheilten Vollmacht die Hauptpartet 
anfchließt. B.IIL, 19/95 vom 8. März. 

748. Daß das Reverturverfahren unter Ehegatten nad) den 
Vorfchriften über einftweilige Verfügungen zu beurtheilen fei, ift 
zu bezweifeln. Da e8 eine durh 8. 16° E. ©. 3. &. P.O. auf: 
recht erhaltene prozefiuale Vorausjegung für die Dejertionsklage 
bildet, jo finden E. B. D. und deren Nebengejege überhaupt feine 
unmittelbare Anwendung. Allein jelbit wenn man die EC. PB. 0. 
für anwendbar erachtet, fo ift doch da8 auf den Widerjprud der 
Bellagten gegen den NRüctehrbefehl jtattgehabte Verfahren, welches 
durd) Keine Klage eingeleitet war und zu feiner endgültigen Nege- 
fung des ehelichen DVerhältniffes führte, vielmehr alles weitere 
der Entjcheidung im Cheprozeß vorbehielt, Teinenfall® als ein 
Klageverfahren behufs Wiederherftellung des ehelichen Lebens an- 
zufehen. Deshalb find die Säte für Prozeß- und Verhandlungs- 
gebühr mit Recht auf die Hälfte herabgefeßt (8.20 ©.D.F.R.X., 
8.26° ©. 8.©.).. B.IIL, 52/95 vom 5. April. 

149. 8 war erkannt, daß Bellagter nicht berechtigt jet, 
die Zwangsvollftredung zu betreiben, vom erjten Richter auf Grund 
8. 686 ©. P.D.; vom Berufungsrichter war die Klage ald Teit- 
ftellungsflage charafterifirt. Koften nad $. 26, Nr. 8 des Ge- 
richtsfoftengejeßes und 8.20 G.0.|.R.A. Es liegt fein Grund 
vor, die Kojtenfrage anders zu behandeln, wenn die Klage gegen 
eine drohende, al8 wenn fie gegen eine begonnene Zwangsvoll- 
ftredung gerichtet if. B.I, 23/95 vom 22. Meat. 
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750. Wenn in dem Zermin zur Verfündigung bes Urtheils en 
ber Gerichtshof anders zufammengejegt ift, ald in dem legten Berbanbturtg. 
Berhandlungstermin, jo darf diefer Gerichtshof dem von einer 
Partei geftellten Wiedereröffnungsantrage nicht ftattgeben, fofern 
er fih nicht in Folge des Antrags als erfennendes Gericht Fon- 
jtituirt und die Wiederholung der bisherigen mündlichen Verhand- 
fung veranlaßt. Andererfeits ift diefer Gerichtshof nicht befugt, 
einen Wiedereröffnungsantrag ohne weitered von. der Hand zu 
weifen, vielmehr verpflichtet, auf der Grundlage der zur Begrün- 
dung deflelben vorgebradjten Zhatfachen und der vom Prozeß- 
degner abgegebenen Erklärungen zu prüfen und zu enticheiden, ob 
der Antrag offenfichtlich unbegründet ift, oder zu einer Wieder- 
eröffnung der Verhandlung führen Ffönnte. Im erfteren alle ift 
der Antrag zurücdzumeifen und mit der Verkündung bes Urtheils 
vorzugehen, im anderen Yalle, unter Ablehnung der Verfündung, 
die Sache dem erfennenden Geridhte zur Enticheidung über den 
Antrag zu unterbreiten. Der Gerichtshof hätte daher dem Ber 
Hagten geftatten follen, feinen Wiedereröffnungsantrag näher zu 
begründen. Aber wenn diejes gejchehen wäre, jo würde der Be- 

Hagte nach feiner ausgeiprochenen Abficht nur die in der zwifchen 
der letten mündlichen Verhandlung und dem Eröffnungstermine 
gemachten Eingabe enthaltenen thatfählidhen Anführungen gemadt 
haben. Dieje Thatfadhen wären al8 neue vorgetragen worden, und 
auf Grund anderer al8 in der mündlichen Verhandlung geltend 
gemachten Zhatjadhen ift die Wiedereröffnung der Verhandlung 
nicht zuläffig. — E., Bd. 16, ©. 418. — In der Abweijung der 
Wiedereröffnung murbe ein NRevifionsgrund nicht gefunden. IV, 

66/95 vom 2. Mai. 

751. Während nad) Zufprecdhung des Schadenserfaganiprudhs Ansfegung 
dem Grunde nad; das Verfahren über deffen Höhe fhmebte, ber gerfuhrene, 
antragte der Bellagte die Ausfegung der Verhandlung nad) $. 140 
E.BP.0D., weil er die Klägerin wegen angeblich wifjentlich faljcher 
Ausichwörung des ihr im erjten Verfahren auferlegten Eides 
denunzirt hatte. Sein Antrag ift mit Recht zurüdgewiejen. Denn 
jelbft wenn die Verurtheilung der Klägerin in dem Strafverfahren 
erfolgt, würde da8 noch nicht auf die Enticheidung des fchwebenden 
Nechtöftreits über die Höhe des Schadens von Einfluß fein. Erft 
ber Erfolg der danach) zu erhebenden Reftitutionsklage könnte auf 
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die nod) außjtehende Entfcheidung von Einfluß fein. . Offenbar 
will Bellagter Zeit und Raum gewinnen für einen fpäter nad 
8. 139 &. B. DO. zu ftellenden Antrag auf Ausfegung ber Ber- 
handlungen. Soldhem Zwed kann 8. 140 nicht dienftbar gemacht 
werden. B. VI, 62/95 vom 20. Mat. 

752. Das Situngsprotofoll vom 19. Ian. lautete: „Die 
Anmälte verlafen die Anträge aus Klage und Klagebeantwortung, 
und verhanbelten mündlidy) zur Sache.” Unter diefem Protokoll 
fteht ber vom DBorfigenden und vom Gerichtsfchreiber unter- 
Ichriebene Vermerk: ‚Die Anwälte beantragten vor Eintritt in 
die mündliche Verhandlung Vertagung.” Damit ift das Protokoll 
richtig geftellt, und wurden dem entfprediend die Anwaltsgebühren 
feftgeftellt. B.I, 30/95 vom 22. Mat. 

753. Nachdem Beklagte gegen das fie zur Zahlung von 
10000 Mark verurtheilende Berufungsurtheil Berufung eingelegt 
hatte, wurde über ihr Vermögen der Konkurs eröffnet. Kläger 
hat unter der Angabe, daß er die Forderung zum Konfurje an- 
gemelbet, der Konktursverwalter aber diefelbe beftritten habe, diefen 
zur Aufnahme und zur Verhandlung der Hauptjadhe vor das 
Dberlandesgericht geladen. Da der Beflagte nicht erfchienen war, 
beantragte Kläger, durd) Verfäumnißurtheil auszufprechen, daß der 
Nechtsftreit durch den Verwalter aufgenommen fei. ‘Das ift vom 
Berufungsrichter abgelehnt, Beichwerde zurüdgewiefen. Aller 
dings foll nad Abi. 6 des $. 134 KR. OD. der Widerfprechende den 
Widerfpruc verfolgen. C8 fehlt aber an einer Beitimmung, 
welche da8 Prozeßgericht ermächtigte, in einem alle wie dem 
vorliegenden ein Verfäumnißurtheil des beantragten Inhalts zu 
erlaffen. Denn 8. 217 &. BP. ©. ift nur für den Tall der KO. 
8. 8 anwendbar. Dem Kläger muß aljo überlaffen bleiben, die 
Feititellung feiner Forderung duch Aufnahme des Verfahrens ge- 
mäß $. 134, Abf. 3 zu betreiben. Ob der Kläger burd) Ladung 
des DVerwalters den Rechtsftreit bereitd aufgenommen hat, war 
hier nicht zu enticheiden. B. VI, 166/94 vom 7. Ian. 95. 

754. Der Kläger war durch Urtheil des Kammergerichts 
vom 11./20. Nov. 1893 mit feiner Klage abgewiejen. Er ift am 
13. Nov. 1893 verftorben. Das Berufungsurtheil ift bem Prozeß- 
bevollmädhtigten des Klägers am 19. Dec. 1893 zugeftellt. Diejer 
hat den Tod angezeigt und Ausjegung des Verfahrens beantragt. 
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Da das Verfahren zweiter Inftanz durch die Zuftellung des WVBe- Unterbregung 
rufungsurtheils abgefhloffen war, jo war der Beichluß über PIE HER 
die Ausfegung des Verfahrens (88. 217, 223, 225 E&.BP.0O.) 
vom Revifionsgerichte zu erlaffen und es hat vor diefem aud) 
die Verhandlung über das Aufnahmeverfahren zu erfolgen, ob- 
fhon die Erben des Klägers eine Revifion noch nicht eingelegt 
haben. Die Beklagten haben die NRechtsnachfolger nur zur Ver- 
handlung über die Aufnahme des Verfahrens geladen, und es 
entipricht die® auch diefer Lage des Streitfalles. Denn die Aus- 
fegung des Verfahrens hat nad) 8. 226 E. P. DO. die Wirkung, 
daß der Lauf einer jeden Frift aufhört und nad) Beendigung der 
Ausfegung die volle Frift von neuem zu laufen beginnt; die Aus- 
jegung endigt aber im alle des 8. 217, Abf. 2 mit der Erflärung 
der Aufnahme dur die Nechtsnacdhfolger bezw. mit dem Ergehen 
des jeßt gegen die Erben erlaffenen Verjäumnißurtheils, welches 
ausipricht, daß das Verfahren von ihnen aufgenommen tft. Eine 
Verhandlung zur Hauptfadjhe kann erjt nad) Ablauf der Einipruche- 
frift bezw. Erledigung des etwa eingelegten Einiprucdh® erfolgen, 
aud) auf die von der Ceffionarin als Nebenintervententin eingelegte 
Revifion, da diefe nicht berechtigt ift, ohne Zuftimmung der Be- 
Hagten den Prozeß al Hauptpartei an Stelle ihres Redhtsvor- 
gängers zu übernehmen oder eine Hauptintervention zu erheben. 
— 8.0.8. 236, Abf. 2. — IV, 377/94 vom 7. Tebr. 95. 
755. Das pommerihe Lehngut P. fam im 3. 1883 wegen 
Schulden des damaligen Befiters von DB. zur Zmangsverfteigerung. 
Gemäß ber Verordnung vom 11. Mai 1839 veranlafßte dad Amts- 
gericht ein Aufgebot der Lehnberedhtigten zur Ausübung ihrer 
Rechte. Durd) Präffufionsurtheil vom 12. Dec. 1885 wurde feft- 
geitellt, daB in folgender Reihenfolge die Agnaten zur Uebernahme 
des Lehnguts gegen eine Lehntare berechtigt feien: 1) die Brüder 
€. und ©. von B.; 2) der General M. von B.; 3) der Oberft 
2. von 2. Diefelben erklärten fi) zur Uebernahme bereit, geriethen 
aber mit den beflagten Realgläubigern darüber in Streit, ob fid) 
das Necht der Uebernahme nur auf das Gut B. allein oder aud) 
auf das Inventar erftrede. Der General erhob Feititellungsflage, 
daß die gedachten Gegenftände Lehntheile oder Lehnpertinenzien 
feten ; daß auch Beklagte zu dulden haben, daß Kläger, wenn er 
im Laufe des Verfteigerungsverfahrens zur Ausübung ber Rechts» 
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ANGESEHEN wohlthat der Lehntare berufen werden follte, da8 Gut mit jenem 

Beetaietae: Zubehör für die Lehntare übernehmen dürfe. Betreffs dreier 
DBanergüter und des Inventar wurde erftinftanzlich zu Gumften 
des Klägers erfannt. Nachdem der Prozeß auf Berufung der Be- 
Hagten und Anjchlußberufung des Klägers in die Berufungsinftanz 
gediehen war, ift der Kläger verftorben und das Verfahren auf 
Antrag der DBellagten ausgejegt. Seine drei Söhne umd fein 
Bruder, der Oberft von ®., haben den Prozeß aufgenommen. 
Die Verhandlung ift auf die Enticheidung über die Lehnnachfolge 
befchräntt.. Das Berufungsgericht hat erkannt, daß die vier an- 
geblichen NRechtsnachfolger des Klägers zur Aufnahme des Ver: 
fahrens an deifen Stelle nicht berechtigt feien. Das Reichsgericht 
Hat aufgehoben, zurüdverwiefen. V, 291/94 vom 9. Febr. 95. 

756. Die Trage, ob den Lehnfolgern da8 Recht zur Auf: 

nahme des Prozeffes zuftehe, war durch Urtheil zu entjcheiden. 
Und da den Revifionsklägern das Recht abgeiprochen wurde, 
{ag ein mittelft Revifion anzufechtendes Enburtheil vor. V, 291/94 
vom 9. Tebr. 9. 
757. DB. ift nod) jeßt ein Lehngut, das von bem verjtorbenen 
Kläger in Anfprud; genommene Redht ift ein ihm als Agnaten 
zuftehendes Lehnreht. Sofern diefes Recht nah dem Tode des 
General® von ®. überhaupt auf bdeffen Erben übergeht, Tann 
diefer Uebergang nur auf feine Erben erfolgt fein -A.L.R.L, 
18, 88. 380 ff.; Zettwad), Bommerfches Lehnredht, S. 151 —. 
Sie fünnen aljo aud) nur das Verfahren nad) 8. 217 E.P.O. 
aufnehmen. V, 291/94 vom 9. Yebr. 95. 

158. Die von dem Berufungsurtheil in den Entiheidungs- 
gründen verneinte Trage, ob ben Söhnen des Generals von B., 
wenn ihre Eigenihaft als lehnfähige Defcendenten anerkannt 
wird, aus materiellen Gründen da® verfolgte Recht zuftehe, oder 
ob, wie da8 Berufungsgeriht annimmt, General von ®. durch 
feine Anmeldung nicht zugleid) da8 Neht für feine lehnfähige 
Defcendenz gewahrt habe, kann nur nad Vortrag des ganzen 
Sadjverhalts durch; Endurtheil entfchieben werden. Das Berufungs- 
gericht verlett progeffunle Grundfäge, indem e8 über den Antrag 
auf Wiederaufnahme nicht nad) bloß prozefiualen Grundfägen ent- 
Icheidet.. V, 291/94 vom 9. Febr. 95. 

759. Wenn, wie der Berufungsrichter annimmt, der Oberft 
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von DB. durch das Präflufionsurtheil bereits ein eventwelles Necht Unterbredjung 
auf Uebernahme des GutS gegen eine Tare hat, ift er, fofern bie BeRsaie, 
Söhne des Generals von ®. wegen ihrer angeblichen Präffufion 
außer Betracht zu bleiben hätten, der nädjite Lehnberechtigte und 
als folher zum Eintritt in den Prozeß berechtigt. Auch ift folche 
Kumnlirung der Wiederaufnahme des Prozeffes feitens ber Söhne 
des General® mit der eventuellen des Oberjten von DB. zuläffig. 
Ein Widerfprud) der Bellagten würde fein Hinderniß bilden. 
Für fie ift die Frage, welcher Lehnnadhfolger den Prozek fort- 
feßt, ohne Bedeutung. Vgl. von Wilmomsfi, Beiträge zum Pom- 
merichen Landredt, Nr. 25P, ©. 60. Wenn wie hier die Söhne 
des Generals mit bem Eintritt des Oberft von ®B. al8 eventuellen 
Lehnnachfolger in den Prozeß einverftanden find, um damit bie 
materielle Streitfrage zwilhen den Parteien im gegenwärtigen 
Verfahren zu Ende zu bringen, fo kann ein Widerfprud) der Be- 
flagten nur gegen da8 eventuell dem Oberft von DB. zuftehende 
Lehnredht, nicht aber, wenn diefes bewiefen oder anerfannt wird, 
gegen feinen Eintritt in den Prozeß gerichtet werden. Cbenfo 
wenig erjcheint der Richter befugt, wenn die Agnaten darüber 
einverftanden find, baß neben den zunädjft berufenen Xehnerben 
auch ein fernerer Lehnnacdfolger als Streitgenofje in ben Prozek 
eintreten fol, die hierauf gerichteten Anträge abzulefnen. V, 
291/94 vom 9. Febr. 95. 

160. Nachdem der Konkurs über das Vermögen des Be- 
Hlagten ausgebrochen war, hat ber Kläger die Forderung im Kon- 
furje angemeldet. Sie wurbe fowohl vom SKonkursverwalter als 
bom Gemeinfchuldner beftritten. ‘Der Kläger hat das Verfahren 
gegen Beide aufgenommen. Das war, auch bezüglid) des Ge- 
meinfhuldners, nicht unzuläffig. — 8. DO. 8. 132, Abf. 2. — 
VI, 18/95 vom 22. April. 

761. Auch beim Mahnverfahren finden die Beitimmungen 
der CE. PB. DO. über die Unterbrediung bes Verfahrens wenigjtene 
jo weit Anmendung, al8 es fi) um den Eintritt der Unterbrechung 
handelt. Der Bellagte aus Koblenz hält fi) dauernd in Lurem- 
burg auf. Sein Vermögen ift nad $. 332 St. ©. B. mit Be- 
Tchlag belegt und H. ihm al8 Pfleger beftellt. Am 8. März wurde 
ihm für den Bellagten ein Zahlungsbefehl des Amtsgerichts 
Koblenz zugeftellt; aber fon am 21. März wurde E. dem Bes 
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den zu führenden Prozeß beitellt; fpäter wurde ihm die ganze 
Bermögensverwaltung übertragen. Am 27. März wurbe, ba ein 
MWiderfpruch nicht erhoben war, der Zahlungsbefehl für vorläufig 
vollftredbar erklärt; am 18. April ift der Vollftredtungsbefehl mit 
der Beicheinigung der Nechtöfraft verfehen. Da ber Vollftredungs- 
befehl dem neubejtellten Pfleger nicht zugeftellt ift, würde derjelbe 
noch jet Einfprucd einlegen fünnen. II, 61/95 vom 24. April. 

762. Eine Zuftellung des erftinftanzlichen Urtheils, welches 
die CEhejcheidungsflage und die Widerklage abgewiefen hat, auf 
Betreiben der Partei hat nicht ftattgefunden, vielmehr hat das 
Landgericht von Amts wegen zugeftellt, während foldhe Zuftellung 
nur ftattfindet, wenn auf Trennung, Ungültigfeit oder Nichtigkeit 
ber Ehe erfammt ift. Diefer Mangel konnte aud) nicht durch Ver- 
zicht auf die Rüge geheilt werden. Das Neichsgericht hat des- 
halb die Berufung als wirkungslos eingelegt verworfen. IV, 
242/94 vom 17. Ian. 95. 

1763. Das NRedht der Partei auf Abichriften — 8. 271 
E. B. DO. — erftredt fih au auf die den Prozeßaften beigelegten 
Hülfsakten, welche, foweit beftimmt bezeichnete Schriftftüde in 
Bezug genommen find und fomit einen Theil des Prozeß- und 
Beweismaterial® bilden jollen, al® zu den Prozeßalten gehörig 
angefehen werden müffen. B.V, 24/95 vom 12. März. 

1764. Die Wiedereinfekung in den vorigen Stand ift dem 
Beflagten verfagt; er gründet feinen Antrag hauptjählich darauf, 
daß die Urtheilsausfertigung in Folge der Nachläffigfeit feiner 
Angehörigen erft am 10. Iuli in feine Hände gelangt fei und 
er erit an diefem Zage Kenntniß von der ihm nadıtheiligen Ent- 
iheidbung erlangt habe. Der Bellagte hat jedoch zugegeben, daß 
er von dem DVerhandlungstermine vor dem Berufungsgericht und 
dem Crlaffe des MUrtheils Kenntniß hatte. Diefer ftand am 
6. Yuni 1894 an und der Bellagte durfte deshalb erwarten, baß 
ihm in den näcjften Wochen das Urtheil von feinem Anwalt zu= 
geichiekt werde. Als vorfichtiger Mann mußte er, wenn er den 
Tag über von Haufe abwejend war, dafür Vorjorge treffen, daß 
ihm die in feiner Abwejenheit eingegangenen Poftjendungen fofort 
vorgelegt wurden. Dies hat er unterlaffen; e8 ift deshalb auf 
fein eigene® VBerjchulden zurüdzuführen, wenn er den Brief des 
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Anwalts, der das Urtheil enthielt, exit mehrere Wochen nad dem 
Eingange ausgehändigt erhalten hat; erft banad) hat er Schritte 
gethan, um das Armenrecht für die NRepifionsinftanz zu erlangen. 
Inzwiichen ift die Nevifionsfrift abgelaufen. V, 334/94 vom 
16. März 95. 

1765. Der Kläger hatte fi im Laufe des Redhtsftreits wieder 
verheirathet und hat deshalb feiner auf Herausgabe der von feiner 
eriten Ehefrau, mit welcher er nad) ber Bommerfchen Bauern- 
ordnung in Gütergemeinichaft Iebte, dem Beflagten behänbigten 
Sadjıen erhobenen Klage den eventuellen Antrag beigefügt, den 
Beklagten zur Derausgabe der qu. Werthe an einen Sequefter 
oder zur Einräumung des Mitbefites und Herausgabe der Hälfte 
einer erhobenen Geldfumme zu verurtheilen. Das Berufung 
urtheil hat den Beklagten fchuldig erkannt, jene Werthe jeiner- 
jeit8 in die zu theilende Maffe im Theilungsverfahren einzumwerfen, 
welches er übrigens nad feiner am Scluffe des Thatbejtandes 
des Berufungsurtheil® erwähnten Behauptung bereit8 bei dem 
zuftändigen Amtsgerichte beantragt hat. Die Entjheidung über 
diefe Verpflichtung ift allerdings nicht wörtlich beantragt, e& vedht- 
fertigt fich jebod) nad) der Fonkreten Sachlage die Annahme, daß 
der bezügliche Antrag al® minus in den geftellten Anträgen ent- 
haften fei. Mit der Wiederverheirathung des Klägerd war das 
Recht des Beklagten auf Abfhichtung von dem gemeinschaftlichen 
Vermögen gegeben, und der Streit der Parteien bewegte fid) nun= 
mehr mefentlich um die Frage, ob die ftreitigen Werthe zu diefem 
demnädft zu theilenden Vermögen gehören. Wenn in diejem 
Streit, weldjer nur vor dem Prozeßrichter zum Austrag gebradt 
werden fonnte, der Antrag auf Verurtheilung des Beklagten zur 
Herausgabe des Streitobjeltd an einen Sequefter geftellt ift, jo 
bezwecte diefer Antrag die Enticheidung über die Zugehörigkeit 
ber fraglihen Werthe zu dem zu theilenden Vermögen und die 
Vorbereitung und Sicherung ber Thetlung felbft. Hiernad) ent- 
Iprad) e8 dem Inhalt des Klagantrags, daß über die Pflicht des 
Beklagten zur Einwerfung der Streitobjette in die Theilungs- 
mafje entjchieden ift, auch wenn dem Verlangen auf deren jo. 
fortige Ausantwortung an einen Sequefter feine olge gegeben 
werden fonnte. III, 238/94 vom 8. Ian. 95. 

166. Käufer hat wider feinen Verkäufer Klage auf Erjag 
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bes Interefje wegen der ihm gemachten unmwahren Angaben, be= 
treffend den Feuerfaffenwerth des Grundftüds, erhoben. ‘Dieje 
Klage verjtößt nicht gegen den Plenarbeichluß des Neichsgerichts 
bom 28. Juni 1888. ‘Denn der Kläger hat, wenn er auch jeinen 
Schaden in ber Klage nicht beziffert hat, auf die Begutachtung 
des Betrages durch Sadhperftändige angetragen und fi dazu er- 
boten, den Schaden bi® zu einer gewilfen Höhe eidlich zu fchägen. 
Dementfprehend hat das Dberlandesgericht über den Grumd der 
Klage vorab entfchieden und die Ermittelung des Betrages weiterer 
Verhandlung vorbehalten. VI, 369/94 vom 11. Febr. 95. 

767. Unter dem rechtlichen Intereffe des 8. 231 E. P. OD. 
ift jedes Intereffe begriffen, welches fid) in irgend einer Weije 
auf die NRechtsverhältniffe des Klägers bezieht, auch das wirth- 
Schaftlihe Intereffe, zu wilfen, woran man in Anjehung eines 
gewiffen NRechtsverhältniffes ift, um fein Verhalten danad) einzu- 
richten. Danadı ift mit Recht aus einem Schenfungsverfpredhen, 
der Klägerin, wenn fie fich verheirathe, 20000 Mark zu zahlen, 
obgleich Klägerin fich noch nicht verheirathet Hat, die Feititellunge- 
lage zugelaffen. ‘Die Auffaffung in R.®.€., Bd. 10, ©. 368 ff. 
ift zu eng und feitdem in zahlreichen Entjchetdungen verlaflen. 
VI, 6/95 vom 18. April. 

168. Geflagt war erftinftanzli auf Alimente vom Sohne 
gegen die Mutter auf Grund des Gefeges; die Begründung auf 
das Teftament des Vaters in der Berufung war unzuläffige 
Klageänderung. IV, 394/94 vom 31. Yan. 95. 

769. In erfter Inftanz Hatte Kläger die Halde der beklagten 
Gewerkichaft als die Anlage bezeichnet, aus der feinem Grundftüd 
Ihädliche Stoffe (Nuß und Afche) zugeführt wurden. E8 tjt Teine 
Klageänderung, wenn ber Kläger noch andere Anlagen defjelben 
Grundftüds als diejenigen bezeichnet, aus denen die Immiffionen 
erfolgen. Denn Klagegrund bleibt immer die Zuführung der 
Stoffe von dem Grundftüd des Beklagten; die einzelnen Anlagen 
dienen nur zur Erläuterung. V, 425/94 vom 24. April 95. 

770. Im Fall 516/517 war vom Kläger oder einem der 
Nechtsnachfolger deijelben in Numänien wider Sonescu de la Brad, 
welcher, weil ihm die Obligation gejtohlen jei, Oppofition ein- 
gelegt Hatte, Prozeß geführt und derfelbe wider den Opponenten 
verloren. Die auf Erfat verflagte Verkäuferin, welcher feiner 
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Zeit Nahriht von ‚der Einleitung des Prozefjes gegeben war, 
durfte fi in ihrer NRechtsvertheidigung nicht darauf beichränfen, 
zu beftreiten, daß dem 9. de la DB. der Nententitel geftohlen fei. 
Wollte fie das in Rumänien durchgeführte Verfahren nicht gegen 
fih gelten laffen, fo hätte fie barthun müflen, daß Kläger oder 
deffen Rechtsnadhfolger hierbei ihre Schufdigfeit nicht gethan haben. 
I, 19/95 vom 27. April. 

771. Die Klägerin beanfprudt gegenüber anderen Gläubigern 
des bisherigen Pächters H. ihre Befriedigung aus dem Erföje der 
für diefe gepfändeten und zwangsmweije verkauften Ernte. Damit 
ift fie abgewiejen, weil fie durd) die Padhtlaution, die fie verfilbert 
bat, wegen aller ihrer Forderungen gededt ift. Unerheblidh, daß 
die Beklagten behauptet haben, H. jet nicht als Pächter der Lände- 
reiten anzujehen. Klägerin kann daraus nicht die Folgerung ziehen, 
daß fie al8 Eigenthümerin der Ernte zu gelten habe. Denn der 
Berufungsridter hat angenommen, 9. jet Pächter, und diejen 
Standpunft Hat die Klägerin jelbit in den Vorinftanzen ein- 
genommen. VI, 45/95 vom 16. Mat. 

772. Im Fall 231, 232 Hatte die Beklagte Widerflage er- 
hoben; auf diejelbe ift ausgefproden, daB dem Slläger aus den 
in der Klagjchrift bezogenen angeblichen Aktien der Kölner LXager- 
hausgejellichaft Nr. 365—404, 421—462, rejp. aus der von ihm 
geichehenen DBeleihung diefer Aktien Feinerlei Anfprüce gegen die 
Beklagte zuftehen. Revifion zurüdgewiefen. Bür die Trage des 
rechtlichen Zufammenhangs fommt es darauf an, ob Klageaniprud) 
und Gegenanfprudy ihre thatfählihe Begründung in demjelben 
Nechtsverhältniffe finden. Es ift dabei nicht erforderlich, daß beide 
Anfprüdje gerade auf daffelbe einzelne Rechtsgefchäft gejtütst werden, 
jondern es Fann fi) aud) um verjchiedene Vorgänge handeln, 
wenn nur bdafjelbe Rechtsverhältniß in Trage fteht. Bol. Bd. IX, 
142, R.©.€., Bd. 25, ©. 396. Im vorliegenden Yalle haben 
Klage und Widerklage benfelben Thatbeitand, und es ift nur der 
Unterfchieb vorhanden, daß e8 fid) um verfchiedene Yombardirungen 
von durd) D. gefäljchten Aktien handelt. Im Uebrigen tft das 
aus denjelben Thatfachen fi) ergebende Wechtsverhältniß die 
Orundlage der Klage fowohl wie der Widerflage, indem beide 
Parteien das Nechtsverhäftniß verfchieden beurtheilen und dabei 
zu entgegengefegten Refultaten gelangen. Bei diefer Sadlage 
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ift die Widerflage für zuläffig zu eradjten. IL, 289,94 vom 
15./22. März 95. 

773. Der Bellagte hat gegen Crfag feiner Aufwendungen 
dem Släger die Kolonatftelle verichaffen wollen, die der Kläger 
Ihon befefjen Hatte, aber nicht hatte halten können. Während aber 
die Rlagebehauptung dahin geht, daß der Bellagte bie gedachte 
Verpflichtung ohne jede zeitliche Schranke übernommen habe, will 
der Deflagte die Zufage nur für den Fall ertheilt haben, daß 
der Kläger die ihm obliegenden Leijtungen längftens in drei Jahren 
beihaffe. Mit diefer Behauptung hat nicht der Beklagte die 
Klagebehauptung unter zufäglicher Behauptung eines dies zu- 
geftanden, vielmehr eine Zufage von wefentlid anderem Inhalt 
behauptet. Die Verpflihtung des Beflagten hat wirthichaftlich 
eine völlig verfchiedene Bedeutung, je nadjdem fie nur für einen 
verhältnigmäßig nicht erheblichen Zeitraum oder zeitlicd) unbegrenzt 
übernommen worden ift. Der Beklagte hat daher mit feiner Er- 
Härung, daß er fi für längftens drei Jahre gebunden habe, die 
vom Kläger geltend gemachte Verpflichtung geleugnet. Mithin ift 
der Kläger mit Recht für feine Behauptung al® beweispflichtig 
erachtet worden. III, 236/94 vom 8. Ian. 9. 

774. Kläger hat alle Thatfacjhen zu beweifen, auf welde er 
feinen Anfprud) ftüßt, ohne Nüdficht, ob fie pofitiv oder negativ 
audgedrüct find. Hier hatte Kläger behauptet, er habe fich mit 
dem Beklagten geeinigt, da8 Sc.’iche Gut gemeinfchaftlih anzu- 
faufen; da8 Gejchäft fei 1891 und 1892 ausgeführt und habe 
einen Gewinn von 13698 Markt 23 Pf. ergeben, wovon Kläger 
die Hälfte fordert. Der Beklagte hatte den Gutsanfauf allein 
geichloffen. Er gibt zu, daß er den Kläger nachher zur Be- 
theiligung an dem Geichäft aufgefordert und diefer dazu bereit 
gewejen und ihm Borjchläge über die Höhe der Einlage und die 
Beihhaffung weiterer Geldbeträge gemadjt habe. Da aber bie von 
dem Kläger angebotenen Summen einfchließli der dem DBeflagten 
zur Verfügung ftehenden nicht ausreichend gewefen feien, fo jeien 
die Parteien fchließlid; mit dem Sohne des Bellagten einig ge= 
worden, daß diefer fi an dem Gejchäft betheilig.. Der Sohn 
habe dann nicht nur 2800 Marf baar eingelegt, fondern auch 
berabredetermaßen bei der Barzellirung und dem Verlauf des In= 
ventars mitgeholfen. Im diefer Erklärung liegt nicht, wie der 
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Berufungsrichter annimmt, ein Geftändnig des DBellagten, daß 
das. Geichäft jo, wie e8 der Kläger behauptet, zu Stande ge- 
fommen fei, verbunden mit dem Einwande, daß dur eine fpätere 
Vereinbarung der Sohn de8 Beklagten als dritter Theilnehmer 
in die Gemeinihaft aufgenommen ei. Sondern Bellagter be 
ftreitet, daß der Gefellfchaftsvertrag von zwei Berfonen geichloffen 
jet und daß dem Kläger mehr als ein Drittel an der Gemein 
haft zuftehe. V, 256/94 vom 9. Ian. 95. 

775. Im Fall 321 hatten DBellagte behauptet, ihr Erblaffer 
3. habe dem Kläger 600 Darf ohne nähere Beitimmung über 
die Abrechnung der Summe überjandt, während Kläger behauptet, 
e8 fei damit eine Vergütung entrichtet, melde 3. ihm al8 Erjag 
für die Schäden verfpäteter Zinszahlung zugefagt habe. Die Be- 
Hagten waren beweispflichtig für ihre Behauptung, aus welcher 
fie theilweife Zilgung der eingeflagten Schuld herleiten. III, 
295/94 vom 19. Febr. 95. 

776. Hat der Beauftragte für den Auftraggeber Zahlungen 
gefeiftet, jo kann er deren Erijag von den Erben des Auftrag- 
geber8 nach Code 1999 fordern. Den Beweis ihrer Behauptung, 
daß der Beauftragte die Mittel zur Zahlung von bem Vollmadıt- 
geber erhalten habe, haben die Erben zu führen. II, 375/94 
vom 1. März 95. | 

777. Die von dem Ehemann feiner Ehefrau wegen eines 
angeblichen Darlehns beftellte Hypothef wird von dem Slläger, 
welcher feine dem Ehemann geleitete Auflafjung mit Erfolg wegen 
Simulation angefochten hatte, angefochten, weil die Ehefrau ein 
Darlehn ihrem Chemanne nicht gegeben habe. Das hat die Ehe- 
frau zugegeben, aber einen anderen Schuldgrund behauptet. “Daß 
ein folcher der Hypothek zu Grunde liege, und zwar ein entgelt- 
licher, muß fie beweifen. V, 317/94 vom 23. Tebr. 95. 

778. Das Oberlandesgericht nimmt als thatfächlich feititehend 
an, daß den Angaben über das Mietherträgnig im Hamburger 
Hppothefenverkehr eine nicht unmwejentliche Bedeutung zufomme, 
und hält es für fehr möglid), daß der Kläger gerade durch dieje 
Angaben zum Abichluffe des fraglichen Geihäfts beftimmt worden 
jei. &8 verlangt aber vom Kläger ben ftrengen Beweis ber Ne- 
gative, daß er nicht durch andere Faltoren, fondern gerade dburd) 
die in Rede ftehende Angabe zum Anlauf des Hhypothekpoftene 
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bewogen worden fei. Hiermit geht e8 zu weit. E8 genügt, wenn 
die falfche Angabe nah dem gewöhnlichen Verlaufe der ‘Dinge 
geeignet war, einen verftändigen Menfchen zu dem Cntjchluffe, 
fih auf das Geichäft jo wie gefchehen einzulaffen, zu beftimmen. 
Wenn die Sade fo liegt, fo muß es dem Gegner des Beweis- 
führers überlaffen bleiben, jeinerjeit8 Gründe darzulegen, weshalb 
hier gerade anzunehmen fei, daß jener auch ohne den bei ihm er- 
regten Irrtfum das Geichäft doch abgejchloffen Haben würde. Bol. 
Seuffert, Ardiv, Bd. 34, Nr. 146, und Bb. 36, Nr. 7. VI, 
321/94 vom 11. Tebr. 95. 

779. ©R. Nah der Behauptung bes DBellagten Tiegen 
zwei getrennte Schentungen von 4000 und 3000 Mark vor; nad) 
der Behauptung bes Klägers eine einheitliche von 7000 Mart, 
die er wegen mangelnder Infinuation in Höhe von 2333 Mearf 
33 Pf. anfechtet. Kläger ift beweispflichtig. III, 326/94 vom 
12. März 95. 

780. Im Fall 293. 8 handelt ih um einen Speziesfauf; 
der gekaufte individuelle Gegenftand ift von der Verkäuferin der 
Käuferin übergeben und der Anfpruch der Verkäuferin auf Zah- 
fung des Kaufpreifes ift an fi) durd diefe Uebergabe begründet. 
Gegenüber diefem Anfpruc Teitet die Käuferin einen felbftändigen 
(theil8 mit der Klage auf Rüdzahlung des im Voraus gezahlten 
Theild des Kaufpreifes, theild im Wege der Einrede gegen bie 
Widerflage auf Zahlung des Reftlaufpreifes erhobenen) Aniprud) 
auf Befreiung von der an fi) hiernah für die Käuferin ein- 
getretenen Pfliht zur Zahlung daraus ab, daß fie fi) auf ein 
dictum et promissum beruft, wonad die Verkäuferin ihr die 
Zufage gemadt habe, daß ber Kaufgegenftand ‚pur blaues Tuch” 
fei, alfo eine beftimmte Eigenfchaft habe. Diejes von der Käuferin 
behauptete, dem Speziesfauf beigefügte dictum et promissum 
bildet den Rechtsgrund eines felbftändigen Anipruchs der Käuferin 
auf Befreiung von ihrer Zahlungspflicht, welcher Anfprud) als 
Volge der Haftung der Verkäuferin aus diefem nicht erfüllten 
dictum et promissum abgeleitet wird, und der Käuferin Tiegt 
daher die Beweislaft ob, daß das von ihr behauptete dietum et 
promissum bei dem Kaufabichluß verabredet jei. Il, 364/94 
vom 8. März 95. 

781. Beflagter hat vom Kläger am 13. Iuni 1892 „eine 
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Duantität Kies, weldhe Bellagter bis zum 1. November d. I. nur 
zu entnehmen und wegzufchaffen vermag‘, aus dem Marienberge 
für 50 Pf. per Kubilmeter verkauft; DBellagter follte beim Ab- 
Ichluß des Vertrags 2000 Mark und bis 22. Yuni 1892 weitere 
2000 Mark zahlen. ‘Da der Bellagte fid zur Zahlung diejer 
Summen in der furzen Frift verpflichtet und den Berg zur Aus 
Ihadhtung ohne Vorbehalt übernommen hat, jo muß er gegen- 
über der Klage auf Zahlung bes Kaufpreijes den Beweis feiner 
Behauptung führen, daß eine diefem Preis entiprechende Mienge 
von Kies in dem Berge nicht enthalten fei. V, 385/94 vom 
2. März 9. 

782. Im Fall Bd. XVII, 321 bat das Berufungsgericht nach 
anderweiter Verhandlung angenommen, es jet in Pofen nad den 
dort obwaltenden örtlichen Verhältniffen al8 gewöhnlich voraus- 
gejegte Eigenichaft eines Gebäudes zu betrachten, daß aud) die 
Grenzmauer befjelben dem Cigenthum nad zu dem Gebäude ge- 
höre. Deshalb wiederum zu Ungunften des Beklagten erfamnt. 
Revifion zurücgewiejen. Die Beweislaft ift nicht verfannt. Denn 
der Regel nad fanıı der Käufer die Zugehörigkeit der Grenz- 
mauer vorausfegen. Der Beklagte hätte aljo die Ausnahme be= 
weijen müfjen, daß nadı den örtlichen Gewohnheiten von Pofen eine 
andere Auffaffung anzunehmen fei. V, 471/94 vom 11. Mai 95. 

783. Nah dem zwiichen vier Steinbruchbefigern getroffenen 
Bertrage follte der von jenen dem Fiskus für die Anlegung einer 
Straßenbahn aufzubringende Beitrag niit nad) Köpfen, fondern 
nad) dem DBerhältnig aufgebracht werben, in welchem die einzelnen 
Steinbruchbefiger die Bahn mit Steintransporten benußgt haben. 
Klägerin behauptet, außer dem auf fie entfallenden Antheil dem 
Viefus 2420 Markt 87 Pf. gezahlt zu haben, welde von den 
Beklagten aufzubringen gewejen wären. Damit ift fie abgewiejen. 
Denn fie hätte zu beweifen gehabt, in welchem Verhältnig von 
den Parteien Steine auf der Bahn transportirt waren, dafür hat 
fie aber nichtS beigebradit. II, 1/95 vom 21. Mai. 

784. Der zwilchen Parteien gefchloffene Vertrag, Bellagter 
jolle ohne Genehmigung des Klägers in Igehoe fein Rejtaurant 
betreiben dürfen, erftredte fi auf die Abhaltung von Zanzlujtbar- 
keiten. Gefteht der Kläger zu, er habe dem Beflagten die DBe- 
treibung eines Reftaurants geftattet, derjelbe müffe aber die Ab- 
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haltung von Zanzvergnägungen unterlafjen, — jo muß der Beklagte 
beweifen, daß Kläger auch diefe Einfchränfung nicht vorbehalten 
habe. III, 19/95 vom 21. Mai. 

185. Nah dem zwifchen Eifenbahnfisfus und einem arbeits- 
unfähig gewordenen Mafchinenpuger abgejchloffenen Vergleiche hat 
ber Arbeiter für die Dauer feiner Erwerbsunfähigfeit die feft- 
geleßte Nente zu beziehen, für den Fortbezug der Rente jollte die 
Beitimmung des $. 7 des Haftpflichtgejeges maßgebend fein. DBe- 
Hagter Eifenbahnfistus hat zu beweifen, entweder daß der Kläger 
in Folge behaupteter Befferung feiner Gefundheitsverhältnifje einen 
gewiflen Erwerb thatfächlich verdient oder daß und wieviel er 
nad billiger Berüdfichtigung der VBerhäftniffe verdienen Fünnte. 
Nicht Kläger hat zu beweifen, daß es ihm troß feiner ärztlich 
fonftatirten theilweifen Arbeitsfähigfeit unmöglich fei, einen dem» 
entiprechenden Erwerb zu finden. III, 52/95 vom 24. Mai, 

1785b. Im Fall Bd. XIX, ;683. Dem Kläger liegt, wie 
der Berufungsrichter angenommen hat, ber Nachweis ob, daß die 
neu erworbenen Örundftüdle mit dem ex proprio des Erblafjers 
Eriparten und Erworbenen angefchafft feien, und es trifft nit 
den Beklagten die Beweislaft, daß diefe Grundftüde mit der Eigen- 
haft des Yamiliengutes al8 einer nicht zu vermuthenden Ein- 
hräntung behaftet feien; dem VBeflagten ftehe zur Seite, daß 
feinen Rechtsvorgängern nad den Hausverträgen ein Erbredit auf 
den gefammten Nachlaß in dem Vorprozefje endgültig zuerlannt 
fei, wogegen das dem Grafen Dietrich) von B. nad) den Ehepaften 
verbliebene freie Verfügungsrecht nur einen befhränkten Theil dee 
Vermögens, mithin eine Ausnahme betreffe; das Vorhandenfein 
diefer Ausnahme Habe der Kläger nachzuweifen, nicht aber jet 
dem DBeflagten der Beweis dahin aufzuerlegen, daß das mit der 
Erbihaft ihm angefallene Vermögen als Yamiliengut im Sinne 
der Hausverträge anzufehen fei; daffelbe müfje bezüglich der ander- 
weit geforderten Vermögensgegenftände gelten. Revifion zurüd- 
wiejen. IV, 159/94 vom 29. Nov./13. Der. 

186. Der Berufungsrichter hat die Erhebung eine® Zeugen- 
bemweijes darüber abgelehnt, ob Zeugen, fall® die Enteignung bes 
Grundftüds nicht bevorftand, in welchem fie Wohnungen gemiethet 
hatten, den geforderten Miethszins bewilligt haben würden. Da- 
mit ift 8.338 ©. P. OD. nicht verlegt. Da die Entfchließung des 
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Zeugen wejentlih auch von einer Schägung des Miethöwerths 
der betreffenden Räume und einer Vergleichung deffelben mit dem 
geforderten Miiethszins abhängig war, verläßt der Beweisfak den 
Boden des rein Thatjählihen. V, 350/94 vom 27. Mär; 95. 

787. Die Bellagte will durh Ausfage ihres Chemannes 
beweijen, daß derjelbe bei Beftellung der Arbeiten, wegen deren 
fie verklagt ift, nicht als ihr Bevollmächtigter, fondern in eigenem 
Namen und für eigene Rechnung gehandelt habe. Hierauf tft 
8. 350, Nr.4 6. BP. OD. nit anzuwenden; denn diefer feßt voraus, 
daß das Gegentheil, Handlungen des Chemanns als Rechtsvor: 
gänger oder Vertreter vom Beweisführer behauptet werben. 
I, 28/95 vom 30. April/7T. Dat. 

788. Aus E.B.D.$. 341 ergibt fich die Berechtigung bes 
Beamten, fein Zeugniß über folche Thatjadhen, über welde er 
Amtsverfchwiegenheit zu beobachten hat, zu weigern, bi8 die Ge 
nehmigung feiner vorgejegten Dienftbehörde eingeholt ift. Bezüglich 
ber Neichsbeamten vgl. 8. 12, Abf. 2 des Gejeges vom 31. März 
1873. Der Preußifhe Beamte hat bezüglich aller ihm vermöge 
jeines Amts befannt gewordenen Angelegenheiten VBerfchwiegenheit 
zu beobadıten, wenn das der Natur der Sade nad) erforderlich 
oder von den Vorgefegten vorgejchrieben tft. Dazu gehörten für 
den Gerichtsvollzieher die von ihm vollzogenen Zmwangsvoll- 
ftredungen. B. VL, 59/95 vom 24. Mai. 

788b. Im einem Prozefie über die Gebühr für Vermitte- 
fung der Heirath weigerte die Schwiegermutter das Zeugniß über 
die Höhe ded Vermögens, welches ihre Zocdter dem Bellagten 
zugebracdht habe. Die Zeugnikweigerımg wurde für begründet er- 
achtet, da jene Zhatfache nicht die durd) das Tamilienverhält- 
niß bedingten VBermögensangelegenheiten betrifft. — $. 350, 
Nr. 3. — B.VI, 108/94 vom 17. Sept. 

788c. Da e8 fich bei den Beweisthatjachen um vermögens- 
rechtliche Abmachungen ımter Eltern und Kindern handelt, welche 
in innerem Zufammenhange mit der durch einen Vertrag erfolgten 
Ueberlaffung des väterlichen Gutes an den Beklagten ftanden, 
und um die Erfüllung diefer Abmadhungen feitens des Beklagten 
gegenüber feinen Gejchwiftern, Gutsüberlaffungsverträge zwijchen 
Eltern und Kindern aber nad) der Redhtsfitte des Deutjchen Bauern- 
jtandes den Zwed verfolgen, das Vermögen der Eltern jchon zu 
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Lebzeiten derfelben unter die Kinder zu vertheilen, alfo eine anti- 
cipirte Erbtheilung feitens der Eltern unter ihren nächften Familien- 
angehörigen darjtellen, jo war die Zeugnißweigerung bed DBaters 
und des Bruders der Parteien nad 8. 350° E&. PB. DO. nidt ber 
gründet. B.IV, 142/94 vom 20. Sept. 

789. Das Gericht kann fchriftliche Begutachtung anordnen 
und nach feinem Ermeflen das Erjicheinen des Sachverftändigen 
zur Erläuterung des Gutachtens in der Gerichtsfikung anordnen 
(8. 376 &. 2.08.) Vorliegendenfalls hat das Berufungsgericht, 
nachdem es fchon einmal ben Dr. Pf. in der Gerichtsfigung ver- 
nommen hatte, allerdings zweimal beichloffen, eventuell ihn od} 
mals mündlich zu hören. Diejen eventuellen Vorbehalt zu er- 
ledigen, war da8 Berufungsgericht nicht verpflichtet. Das Gericht 
ift an feine Beweisbeichlüffe überhaupt nicht gebunden und bie 
Partei hat fein Recht auf Erledigung eine® Beweisbefchluffes. Die 
Revifion konnte darauf nicht geftüßt werden, daß das Gericht nur 
wiederholte fchriftlihe DBegutadhtung des Dr. Pf. eingeforbert 
hat. VI, 2/95 vom 18. April. 

7%. Der Sadjverftändige DB. Hatte in feinem Schreiben 
ausdrüdtich erklärt, daß er die Abgabe eines Gutachtens überhaupt 
ablehne. Nah $. 351, Abi. 3 E. P. D., welcher nad $. 367 
au) auf Sacpverjtändige anzuwenden, braudte DB. im Termin 
nicht zu eriheinen. Das Amtsgericht durfte deshalb nicht eine 
Strafe gegen B. ausiprechen, jondern mußte die Entideidung 
dem Prozeßgericht überlafjen, ob die Verweigerung des Gutachtene 
gerechtfertigt fei. Daß das Amtögericht dem DB. aufgegeben hatte, 
ein Atteft des Kreisphufilus beizubringen, und diefer das nicht 
gethan, fchließt S. 351 E&. PB. D. nit aus. B.II, 71/95 vom 
7. Mat. 

790b. Der Sadhpverftändige %. wurde vom beflagten Fiskus 
in einer Enteignungsjfache abgelehnt, die Ablehnung verworfen, 
die Befchwerbde zurücigewiefen. Fisfus hatte von %. außergericht- 
ih ein Gutachten erbeten, was diefer abgelehnt hatte. Der Ber 
Flagte behauptet, daß %. fich hieraus auf die Seite des Gegners 
geftellt Habe. %., der vom Berufungsrichter gehört ift, erinnert 
fi) nur gejagt zu haben, man möge ihn mit dem Gutachten ver- 
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weien feien. Aus diefem Umftande folgt, wie der Vorderrichter 
mit Recht annimmt, nocd) feine Befangenheit. Ebenjo wenig fchlüffig 
ift der weitere Ablehnungsgrund des Beklagten. Der von ihm 
erwähnte Termin war zur Vereidigung der Sachverftändigen be- 
ftimmt, während die Begutachtung felbft chriftlich erfolgen follte; 
e8 fann deshalb der Beichwerde zugegeben werden, daß %. vor- 
eilig handelt, wenn er fih jhon in diefem Termin zur Sadıe 
ausließ. Aber wenn ein Sachverftändiger, der jchon Information 
gefammelt und fidh eine Anfiht über die ihm vorgelegten Fragen 
gebildet hat, feine Meinung dem Richter, der mit der Ber- 
nehmung beauftragt ift, fund thut, fo Tann daraus allein, daß 
die Aeußerung mündlich im Termin und nicht erft Shriftfich hinterher 
geichehen ift, nicht auf eine Befangenheit de8 Sacverftändigen 
geichloffen werden. Gänzlich verfehlt endlih ift der lekte Ab- 
lehnungsgrumd. Hätte der Sachverftändige in der vorliegenden 
Sadhe dem Kläger zur Begründung feiner Klage ein Gutachten 
ertheilt, fo würde daraus an fih noch nicht folgen, daß ihm die 
zur Begutachtung erforderliche Unbefangenheit fehle Noch viel 
weniger Tann aber ein folches vorläufiges Gutachten in Betracht 
fommen, wenn es über andere Grundftüde für andere Parteien 
in einem anderen Prozeffe angefertigt worden if. Daß dieje 
Handlungsweife der Ausflug einer befonderen Abneigung gegen 
den Fiskus wäre, läßt fi) ohne nähere Begründung nicht annehmen. 
B.V, 179/94 vom 10. Nov. 

17%0c. 3. war von dem hierzu durch das Kammergeridt 
ermächtigten Amtsgerichte zu Driejen zum Sachverftändigen er- 
nannt und nach Vorlegung der Prozeßakten zur fehriftlichen Be- 
gutachtung veranlaßt worden. Er erihien alsdann unvorgeladen 
an der Gerichtsftelle zu Driefen, überreichte ohne Anmejenheit der 
Parteien jein jhriftlihes Gutachten und leiftete darauf den Sad)- 
verftändigeneid vorichriftsmäßig ab. Wäre hiernad) das damals 
niedergelegte Gutachten der Entjheidung zu Grunde gelegt worden, 
jo müßte der Vorwurf einer Verlegung des $. 322 E. BP. DO. für 
zutreffend erachtet werden (vgl. R. ©. E., Bd. 6, ©. 351). Das 
Kammergeriht hat indeffen den B. noch einmal unter Zuziehung 
der Parteien vernommen; er hat jett die Nichtigkeit feines Gut- 
achtens unter Berufung auf den früher geleistete Sachverftändigen- 
eid verfichert, auch das Gutachten erläutert und ergänzt. Damit 
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war der frühere Verftoß geheilt. Dadurch, daß die zweite Der- 
nehmung des DB. unter Zuziehung der Parteien ftattgefunden und 
diefe Gelegenheit gehabt haben, dem Sadperftändigen gemäß 
88. 362, 367 Fragen vorlegen zu laffen, ift der Vorjchrift des 
$. 322 genügt. War aber der Sachverftändige bei feiner erften 
Vernehmung in einer dem Gejege entiprechenden Norm beeidigt 
worden, jo behielt der damals, wenn aud in Abwefenheit ber 
Parteien, geleiftete Eid immerhin feine Bedeutung, fobaß der 
Nichter bei der zweiten Vernehmung gemäß $$. 363, Abf. 3, 367 
den Sadverftändigen die Nichtigkeit feines Gutachtens unter Bes 
rufung auf den früher geleifteten Eid verfichern Laffen durfte. 
VI, 202/94 vom 12. Nov. 

791. Ein Abwejender, deifen Aufenthaltsort unbefannt und 
welchem deshalb ein Pfleger beftellt ift — Pr. B.D.8.83 —, 
gehört zu den Perjonen, weldhe nad $. 433 &. P. OD. zur Leiftung 
des Eides unfähig find. Die Vormundfchaftsbeftellung hängt 
lediglich von dem Ermefjen des Vormundfchaftsgerichts ab, ohne 
daß dem Prozeßgericht eine Nachprüfung zufteht. Wenn aljo die 
Partei, nachdem ihr durch bedingtes Urtheil ein Eid auferlegt 
worden, im weiteren (Läuterungs-) Verfahren wegen Abwefenheit 
einen Vormund oder Pfleger erhalten hat, und dadurch prozek- 
und eidesunfähig geworden ift, fo darf der gejegliche Vertreter 
an ihre Stelle in den Prozeß eintreten und e8 muß dann das 
im $. 433, Abi. 2 €. P.D. vorgezeichnete Verfahren ftattfinden. 
Ericheint ein Pfleger im Schwurtermin, dann ift die Partei er- 
Schienen und e& darf nicht gemäß $. 430 PVerfäumnißurtheil auf 
Eidesverweigerung ergehen, e8 muß vielmehr nad) 8. 433, Abf. 3 
verfahren werden. Dit gegen das gemäß $. 430 EP. O0. er- 
gangene Verjäumnißurtheil Einfprucdh eingelegt und im Termine 
zur Verhandlung darüber der inzwilchen für die Ihwurpflichtige 
Partei betellte Pfleger erjchienen, dann darf der Einiprud nicht 
unter Anwendung des $. 310 aus dem Grunde verworfen werden, 
daß die Partei nicht erfchienen fei. V, 266/94 vom 16. Ian. 95. 

792. Kläger fordert von ber Beklagten eine Konventional- 
ftrafe, weil fie nach Beendigung des Dienftverhältnifjes in ein 
Konkurrenzgefhäft eingetreten fei. Der Berufungsridter hat der 
Beklagten einen richterlihen Eid darüber auferlegt, daß das :Dienft- 
verhältniß durch Kündigung des Klägers beendigt fei. Wenn Be- 
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Klagte den Eid leiftet, tft die Klage abgewiefen. Wenn fie nicht 
Shwört, foll Kläger einen ihm zugefhobenen Eid ableiften, daß 
er auf die Konventionalftrafe nicht verzichtet Habe. Nevifion bes 
Klägers zurüdgewielen. Es ift richtig, daß der Thatbeftand keinen 
Anhalt für die Auffaffung bietet, daß VBerziht und Kündigung 
in zwei getrennte Alte auseinandergefallen feien, denn jomwohl in 
der Berufungsinftanz, wie in erfter Inftanz hat die Bellagte be- 
hauptet, daß der Kläger feinen Verzicht und die Kündigung in 
unmittelbarer Aufeinanderfolge und in folden Worten erflärt 
habe, welche erkennen Tießen, daß fi für ihn die Kündigung als 
eine Folge des DVerzichts ergab. Dadurd) wird jedody nicht aus- 
gefchloffen, daß das Berufungsgericht zwar die Kündigung, nicht 
aber den Verzicht bi zu einem der Beklagten aufzuerlegenden 
richterlichen Eide für bewiefen erachten und jo zu getrennten Eides- 
auflagen gelangen konnte. Die auf die Erklärungen bes Klägers 
bezügliche Behauptung der Beklagten kann zum Xheil wahr, zum 
Theil unwahr fein, und das Berufungsgericht hatte, je nachdem 
ihre Wahrheit ganz, oder nur theilweife durch die Beweisaufnahme 
beftätigt wurde, die fich daraus ergebenden Rechtsfolgen feftzujegen. 
Daß e8 dieje Feftfekung rechtsirrthümlicdh getroffen habe, ift nicht 
erfichtlih. I, 374/94 vom 13. Yebr. 95. 

793. Dem DBellagten ift zufolge Beweisbefchluffes troß 
Proteftes der Klägerin ein zugefchobener Eid abgenommen. Wenn 
anzunehmen wäre, daß $. 426, Abi. 2 CE. P.O. verlett fei, weil 
hier nicht ein einzelnes von mehreren VBertheidigungsmitteln vor- 
liege, jo würde das nicht zur Aufhebung des auf diejer Eides- 
leiftung beruhenden Berufungsurtheils führen. Denn die Auf- 
hebung würde nur zu dem Crgebniß führen, daß nun auf den 
Eid dird Endurtheil zu erkennen und der Eid noch einmal zu 
leiften wäre. Das würde der Heiligleit des Eides widerfprecden. 
‚1, 369/94 vom 6. $ebr. 95. 

794. Im dem Urtheil war gemäß dem mündlichen QVor- 
bringen der richterliche Eid dahin gefaßt, daß der Kläger die Kar- 
toffeln zu 1 Mark 88 Pf. für den Gentner gefauft habe. Das 
Dberlandesgericht hat die Zahl in 1 Mark 80 Pf. geändert, weil 
fi dieje bereitS in der fehriftlihen Neplit finde. Das Reichs- 
gericht hat aufgehoben, weil das mündliche VParteivorbringen maß- 
gebend ift, die diefem entfprechende Normirung alfo nicht auf einem 
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Derfehen beruht. Ueber den von dem Släger geftellten Antrag 
auf Abänderung der Eidesnorm kann nicht vom WBeichwerderichter, 
Sondern nur dur Urtheil bezw. in Folge eines gegen das Be- 
rufungsurtheil eingelegten Rechtsmittel erfannt werden. B. VI, 
167/94 vom 10. San. 95. 

79%. Der Bellagte hat zugegeben, daß er fi dem Kläger 
gegenüber verpflichtet habe, in Hamburg und Altona und im 
zehnmeiligen Umfreife beider Städte ein gleiches oder ähnliches 
Gefhäft wie das dem Kläger verfaufte zu betreiben, auch wolle 
er bemfelben eine Urkunde über feine Verpflichtung ausitellen. 
Kläger behauptet einen weitergehenden Inhalt der von dem Bes 
Hagten übernommenen Verpflichtung. Darüber find dem Beklagten 
zwei Eide auferlegt. Für den Fall, daß er die Eide fchwört, ift 
er verurtheilt, eine Urkunde des von ihm angegebenen Inhalts, 
für den Fall, daß er feinen Eid fchwört, eine Urkunde des von 
dem Kläger angegebenen Inhalts, für den Fall, daß er einen Eid 
nicht Schwört, eine Urkunde entfprechenden Inhalts anszuftellen; 
Repifton des Klägers zurüdgewiefen. Der Beklagte Tann nur 
berurtheilt werden, eine jchriftliche Erklärung über die von ihm 
übernommene Verpflidhtung abzugeben. Zur Abgabe mehrerer 
(Theil-) Erklärungen ift er nicht verbunden. ‘Der Inhalt der ab- 
zugebenden Erklärung wird ein verfchiedener fein, je nachdem der 
Bellagte nur den einen oder ben andern Eid oder beide Eide 
feiftet oder beide Eide verweigert und dadurch der Inhalt der 
übernommenen Verpflichtung verjchieden feitgeftellt wird. I, 413/94 
vom 27. Febr. 95. 

796. Hier Handelt es fi nit um einen unbeftimmten 
Verdacht, fondern das Berufungsgericht hat es für wahrfcheinlich 
angejehen, daß der Beklagte mit anderen Berfonen, als ber 
Klägerin, den Beilhlaf während des Beftehens der Ehe vollzogen 
hat, und dem Beklagten den Eid, daß er den Beilchlaf mit einer 
anderen Trauensperjon, als feiner Ehefrau, nicht vollzogen habe, 
nur für die kurze Zeit von Eingang der Ehe, den 27. Diai 1890, 
bi8 Ende Yulti 1891 zugemuthet. Die Eidesnorm widerjpricht 
daher nicht den vom Neichsgericht aufgeftellten Grundfägen. IV, 
66/95 vom 2. Mat. 

796b. Aus der Entftehungsgeihichte des 8. 437 E.P.O. 
ergibt fih, daß die Befugniß des Gerichts, einer Partei einen 
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Eid aufzuerlegen, nicht dadurch eingejchränft fein foll, daß vorab 
alle angebotenen Beweismittel erfhöpft feien. Ein Zufag, welcher 
diejes ausfprechen follte, ift im Laufe der Berathungen als zu 
beengend wieder geftrichen. Das Gericht kann dbemmad mit der 
DBeweisaufnahme einhalten, wenn e8 einfieht, daß ed au nad) 
aufgenommenem Beweife ohne einen Urtheilsetd zu feiner ge- 
nügenden Ueberzeugung gelangen würde. V, 53/94 vom 9. Iuni. 

1796c. Das Berufungsgericht hat dem Beklagten einen Eid 
dahin auferlegt, daß er bei Unterzeichnung des Kaufvertrags der 
Ueberzeugung gewejen fei, die ihm verfauften Grundftüde um- 
faßten aud) das dem Lehrer M. gehörige, aus der Handzeichnung 
erfichtlihe Land. Im Schwörungsfall ift die Klage abgewiefen. 
Allerdings war dem Beklagten der Eid darüber zugeichoben, daf 
Kläger vor oder bei Niederichrift des Kaufvertrages auf die Frage 
des Beflagten, wen der nördlich zwifchen dem Flägerifchen Grund- 
ftüd und dem Garten gelegene Ader gehöre, erflärt habe, er habe 
früher dem Lehrer M. gehört; er wiffe aber nicht, ob er biefem 
noch gehöre. Das Berufungsgericht nimmt aud) an, daß, wenn 
DBeklagter fi) bewußt ift, daß jenes Gefpräd jtattgefunden habe, 
er den ihm auferlegten Eid nicht jchwören fünne. Gleichwohl 
durfte der Richter davon abfehen, auf den zugefchobenen Eid zu 
erkennen. Denn indem das Berufungsgericht den normirten richter- 
lichen Eid in Hinblid auf die unter Eidesdelation geftellte That- 
fahe ausdrüdlich für dazu geeignet und daher zugleich) dazu be- 
ftimmt erachtet, jene Zhatjache zu widerlegen, bringt es die 
Bedeutung des normirten Eides dahin zum Ausdrud, daß — um 
beim vorliegenden Yalle zu bleiben — Bellagter den normirten 
Eid nicht Ihwören darf, wenn er fi) bewußt fein muß, daß jenes 
Geipräh ftattgefunden hat und daß alle Bedenken, die er haben 
müßte, einen Eid über die Thatfache jenes Gejprähs zu leilten, 
auch für die Leiftung des normirten Eides zutreffen würden. Da 
e8 dem Kläger unbenommen ift, durch entjprechende Anträge darauf 
binzumwirfen, daß der Richter gemäß $. 442 ©. PB. DO. den Be- 
flagten vor Leiftung des Eides auf diefe Bedeutung bdeffelben noch- 
mals befonders hinmweife, fo ift eine Verlegung bes Parteirechts 
des Klägers darin, daß nicht der über das fpezielle Eidesthema 
zugeichobene Eid erfordert worden, nicht zu erbliden. V, 53/94 
vom 9. Juni. 


Eid. 


Eides- 
zufchiebung. 


797. Die Verweigerung der Annahme eines zugeihobenen 
Eides fteht nicht der Verweigerung ber Leiftung des angenommenen 
Eides gleich. Liegt in erfter Inftanz nur jene vor, fo kann ber 
Delat noch in der Berufung den zugefhobenen Eid annehmen. 
IV, 294/94 vom 4./18. März; 95. 

798. RedtsirrthHümlih nimmt das Berufungsgericht an, die 
Eideszufchtebung fer unzuläffig über Xhatfachen, von denen auf 
andere für den Prozeß erheblidhe Thatjachen gejchloffen werden 
fann (Indizien). VI, 4/95 vom 18. April. 

798b. Die Ehefrau hat die Ehe gebrochen; fie hat Ber- 
zeihung behauptet, da der Ehemann fich zu ihr, um fi) mit ihr 
zu vertragen und den Beifchlaf zu vollziehen, wozu e& nicht ge- 
fommen, in da8 Bett gelegt habe. ‘Damals habe der Ehemann 
die Ueberzeugung davon gehabt, daf fie mit N. die Ehe gebrochen 
gehabt Habe. Die Eideszufchiebung hierüber war zuläffig. VI, 
151/94 vom 8. Okt. 

798c. Nahdem das Berufungsgericht einmal durch den 
Schuldichein, deffen Echtheit zugeftanden war, ohne Redtsirrtihum 
für erwiefen erachtet, daß Kläger dem verftorbenen M. in der 
That 20000 Mark darlehnsweije gegeben habe, hat e& den Eid, 
da8 Darlehn fer nicht gegeben, mit Recht gemäß 8.411 E.P.D. 
verworfen. Denn der Inhalt diejer Eidesdelation geht auf das 
gerade Gegentheil beffen, was da8 Berufungsgericht ald erwielen 
erachtet. Anders verhält es fi) aber mit der Eideszujchiebung 
darüber, daß ber verftorbene Ehemann der Beklagten den Schulb- 
fhein unterfchrieben habe, um hierdurch dem Kläger nad der 
zwifchen Beiden getroffenen Vereinbarung eine Schentung von 
20000 Marl, zu zahlen aus feinem Nadlaffe, zu machen, welche 
Schenktung aud nah der Anficht des Berufungsgerihts wegen 
mangelnder Infinuation zum Betrage über 342 Mark 86 Pf. 
nidhtig wäre. Denn die Beklagte behauptet hiermit, das Necht- 
geichäft, welches der Schuldfchein nad) feinem Wortlaute bezeuge, 
jet ein fimulirtes und der Darlehnsschuldfchein vereinbarungsgemäß 
als folcher ausgeftellt worden, um das Nechtsgefchäft der Schenkung 
zu verjchleiern. Darüber war die Eideszufchtebung zuläffig und durch 
8.411 €. BP. D. nit ausgefchloffen. VI, 246/94 vom 6. Dec. 

798d. Soweit der Eid darüber zugefchoben ift, daß ber 
Kläger die Abficht des VBellagten, nur reine Spielgefhäfte abzu- 
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chließen, gefannt habe, würde er nur unter der Vorausfegung CTides- 
zufäffig fein, daß die Abficht des Bellagten, nur foldhe Gefchäfte FIH*bung. 
zu jchließen, feftftände. An diefer Fejtftelung fehlt e8 aber, da 

der angetretene Imdizienbeweis zu derfelben nicht hingereicht hat, 

und dur die Eideszufchiebung an den Kläger kanıı ber Beweis 

dafür, wie der Berufungsrichter zutreffend ausführt, wegen der 

Vorihrift des 8. 410 ©. B. DO. nicht erbracht werden. Damit 

aber wird auch die Eideszufchiebung über das Einverftändniß des 

Klägers mit diefer angeblichen Abficht des Beklagten hinfällig. 

I, 92/94 vom 9. Juni. 

798e. Auf richterlihe Befragung Hat der Vertreter der 
Klägerin feine Erklärungen der Parteien behauptet, fondern die 
Eideszufchiebung in der Faffımg aufrecht erhalten, daß der im 
DVertragsentwurfe zu $. 3 enthaltene Zufag lediglich deshalb in 
den Vertrag nit aufgenommen worden fei, weil die Kontrahenten 
ihn für felbftverftändlich erachtet hätten. Das „Eradjten‘ ift ein 
innerer Vorgang und kann jedenfalls von der Bellagten ein Eid 
darüber nicht gefordert werden, daß die Klägerin, von der eine 
Aenferung nicht behauptet ift, von der gleichen Anficht wie fie 
ausgegangen fei. I, 169/94 vom 29. Sept. 

199. Die Erllärung des NRedhtsnachfolgers, hier des einen Heilung von 
Sejellfchafters nad Auflöfung der 0. 9. ©., den Prozeß zu über- ee 
nehmen, ift feine Verlegung einer das Verfahren betreffenden 
Vorichrift, und auf die Unterlaffung des Gegners, dagegen einen 
Widerjpruch zu erheben, ift deshalb nicht 8. 267 E&. BP. DO. anzus 
wenden. Für den Eintritt des Rechtsnachfolgers ift neben 8. 236, 

Abi. 2 kein Raum. Derfelbe fordert die Zuftimmung des Gegners. 
ft diefelbe weder ausdrüdtich noch ftilljchweigend, etwa dadurd, 
daß er fi mit dem Neueintretenden ohne Widerjpruch eingelafjen 
hat, erfolgt, fo kann zwar in dem fpäteren Verhalten des Gegners 
unter Umftänden eine nachträgliche Zuftimmung und eine Zurüd- 
nahme des Widerfpruchs liegen und dadurd) aud) eine etwaige fehler- 
hafte Behandlung des Eintretenden ala mammehriger Prozekpartei 
von Seiten des Gerichts nachträglich möglicherweile geheilt werden; 
e8 bedarf aber dazu nicht der Heranziehung des $. 267 cit., 
fondern nur der Anwendung des $. 236, Ab. 2, der die Wirt- 
famfeit einer folhen fpäteren Zuftimmung (die hier übrigens 
nicht erfolgt ift) nicht ausfchließt. VI, 372/94 vom 7. März 95. 
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Heilung von 800. Infoweit, als die Aufnahme des duch den Konkurs 
a des Bellagten unterbrochenen Verfahrens dur den Konkurs: 
verwalter und nicht den Kläger als Gläubiger erfolgte, bedarf es 
einer näheren Erörterung nicht, da wenn diefe Bedenten auch be- 
gründet fein follten, nah 8. 521 der E. PB. DO. die desfallfigen 
Mängel des Verfahrens dbadımd gededt fein würden, daß in ber 
Berufungsinftanz feitens feiner der Parteien eine bezügliche Rüge 
erhoben worden ift. Daß aud) die Vorjchriften des 8. 134K.D. 
über die Aufnahme eines durch die Eröffnung des Konkurjes gegen 
den Gemeinfchuldner unterbrodydenen Verfahrens zu denjenigen 
prozeffualen Beitimmungen zu rechnen find, deren Nichtinnehaltung 
nah ben SS. 267 und 521 nur dann in Betracht zu ziehen ift, 
wenn bdiejelbe feitend einer der Parteien rechtzeitig gerügt wird, 
fann einem Bedenken um fo weniger unterliegen, al® der $. 218 
E. B. D. ausdrüdiih auf die bezüglidhen Vorfchriften der Kon- 
fursordnung verweilt. II, 23/95 vom 26. Mär;. 
Riteramt 801. Wenn au ein Verftoß gegen das Pr. Verbotsgejek 
De vom 14. Inli 1797 (Winfelverträge bei Öffentlichen Verfteigerungen) 
von Amts wegen zu berüdfichtigen ift, jo fett das voraus, daß 
die Parteien in den Vorinitanzen dem Richter die Thatfadhen umter- 
breitet haben, die erforderlich find, um zu beurtheilen, ob ein 
verbotenes Gejhäft vorliegt. Hier ergab fich Feine Behauptung, 
daß zum VBortheil eines Licitanten ein anderer Kaufluftiger von 
der Abgabe feines Gebot8 abgehalten fi. V, 417/94 vom 
22. Mai 95. 
801b. Sadje des Klägers war es, bei dem Widerfpruche 
des Beklagten darzuthun, daß eine rechtswirffame Abrechnung, 
deren Nejultat eingellagt wird, ftattgefunden habe. Zum Behufe 
diefes Nachweifes hat fi der Kläger auf Zeugen berufen. Auf 
Grund diefer Zeugenausjfagen und bei Würdigung der übrigen 
Sadjlage ift aber der DBerufungsrichter zu der Anficht gelangt, 
daß Kläger diefen Beweis nicht erbradt habe, daß zwar Abrech- 
nungsverhandlungen ftattgefunden haben, daß aber als Bedingung 
ihrer Rehtswirkjamleit die fchriftliche Abfaffung bedungen worden, 
welche, wie unbeftritten, nicht erfolgt fei. Es ift nicht einzufehen, 
weshalb der Berufungsrichter gehindert gewefen wäre, diefe Schluß- 
folgerung zu ziehen und feiner Entjcheibung zu Grunde zu legen, 
wenngleich die beklagte Partei den Mangel der fchriftlihen Form 
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nicht geltend gemadt, fjondern auf eine einfache Negation des Richteramt 

tägeifden VBorbringens fi) beicpränft hat. IIL, 80/94 vom Tungemaime 
80O1c. Im Fall Bd. XIX, 380 hatte der Kläger auf An- 

erfennung geklagt, daß der Mliethvertrag feit 2. Aug. 1893 nicht 

mehr beftehe, und dies damit begründet, daß er vom Bellagten 

in der Ausübung des Gejchäftsbetriebes geftört fei. Das Land 

gericht hatte der Klage ftattgegeben, weil der Vertrag von Anfang 

an nichtig war. Im der Berufung Hatte fich der Kläger diefen 

Standpunkt angeeignet. Revifion zurüdgewiefen. V, 261/94 

vom 19. Sept. 

801d. Im Fall Bd. XIX, 161 war zwar die Klage auf 
die Ronventionalitrafe rechtskräftig abgewiejen. Da der Kläger 
den Beflagten die Wahl gelaffen hatte zwijchen der Rüdauflaffung 
de8 Grundftüds oder der Zahlung von 30000 Mark oder der 
Zumauerung der Gartenfenfter, durfte der Berufungsrichter ihnen 
diefe Wahl nicht dadurch abfchneiden, daß er fie jchlechtweg zur 
NRücauflaffung verurtheilte Der Umftand, daß der Kläger, wie 
der Berufungsrichter zutreffend ausführt, nicht das Necht hat, 
von den Beflagten die Zahlung von 30000 Marf oder die Zu- 
mauerung der Gartenfenjter zu verlangen, hinderte ihn nicht, 
ihnen diefe Leiftungen freizuftellen und dadurch feinen Anfprud) 
auf Rüdauflaffung zu beichränten. So weit wurbe das Berufungs- 
urtheil auf die Nevifton der DBellagten abgeändert. V, 129/94 
vom 13. Dit. 

802. Der NRevifionsantrag, da® Berufungsurtheil aufzur Urtheit. 
heben und nad) dem DBerufungsantrage zu erkennen, war dahin 
zu verjtehen, daß aud, wie in der Berufungsinftanz beantragt 
war, der Kläger verurteilt werde, die auf Grund des für vor- 
läufig vollftredbar erklärten landgerichtlichen Urtheils eingezogenen 
2907 Mark 10 Pf. zurüdzuzahlen. Das Revifionsurtheil Hatte 
zwar die Klage abgewiefen, aber jenen Antrag übergangen. Auf 
Antrag des Beklagten ift das Urtheil gemäß 8. 292 C.B.O. nad) 
diefer Richtung ergänzt. IV, 134/94 vom 28. San. 95. 

802b. Der $. 291, Abf. 4 EP. OD. fchreibt vor, daß bei 
der Entiheidung über einen Berichtigungsantrag diejenigen Richter 
mitwirlen follen, welche bei dem Urtheil mitgewirkt haben. Aus 
der Nichtzuziehung des Landrichters Dr. ©. bei der Enticheidung 


Urtbeit. 
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über den Berichtigungsantrag muß daher geichloffen werden, daß 
er an der Mitwirkung verhindert war, da andernfalls, wie zu 
vermuthen, feine Zuziehung erfolgt fein würde. Als Grund biejer 
Verhinderung ergibt fi unjchwer, daß der Dr. &., welder, wie 
fein Amtstitel ergibt, bei dem Dberlandesgericht nur ale Hülfs- 
richter fungirt hat, zur Zeit der Beichlußfaffung über den Be- 
rihtigungsantrag diejer Yunktion wieder enthoben gewefien fein 
wird und deshalb an der dem Dberlandesgericht obliegenden Ent- 
Iheidung nicht mehr theilnehmen fonnte. ‘Daß diefer Grund der 
Verhinderung in oder neben dem gefaßten Beichluffe nicht befonders 
feftgeftellt ift, ift Fein Neviftionsgrund, da das Gefet eine foldhe 
Seititellung nicht vorfchreibt. I, 99/94 vom 13. Juni. 

802c. Im Tall Bd. XIX, 105 enthält das Urtheil unter 
Abweifung des Kägerifchen Aniprucdh& auf Abwehr jeder Benußung 
des Waffers des Mühlenkanald zur Wiefenmwäflferung gegenüber 
den beklagten Wiefenbefigern die Beitftellung, daß ihre Wäffereien 
den Beftand bezw. Betrieb der Hanauer Mühle nicht in der Weife 
gefährden dürfen, daß fie dadurd) der Mühle das zum Betriebe 
im bisherigen Umfange nothwendige Waffer entziehen. Damit 
find die beiderfeitigen Rechte in genügend beitimmter IWeife be= 
grenzt, jodaß die Ausübung Hiernad) geregelt und über etiwaige 
Zuwiderhandlungen richterlich entfchteden werden fanıı. IL, 131/94 
bom 29. Juni. 

803. Das Berufungsgericht hat ausgeiprodhen, Beflagter 
jei fchuldbig, dem Kläger denjenigen Schaden zu erftatten, welder 
diefem dadurch erwacjien ift, daß u. f.w. Zugleich hat das DBe- 
rufungsgeriht zur weiteren Verhandlung über die Höhe des 
Schadens und über die Kompenfationseinrede des Beklagten neuen 
Termin anberaumt. Danad) liegt ein Zwifchenurtheil nad) $. 276 
nicht vor, fondern nad) $. 275, gegen welches Revifion nit zus 
tälfig if. I, 30/95 vom 1. Mat. 

803b. Daß der Thatbeftand des Urtheild auf den „XIhat- 
beitand” des Beweisbeichluffes Bezug nimmt, war nicht unzus 
läffig. Damit ift die dortige Darftellung des Sad) und Streit- 
ftandes zum integrirenden Theile des Urtheilsthatbeftandes gemacht, 
weil fie dem mündlichen Vorbringen der Streittheile entiprecde. 
Dadurh wird and die Befugniß der Parteien nicht aus 
geichloffen, eine Berichtigung des Urtheilsthatbeftandes rüdfichtlich 
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des in Bezug genommenen Cheiles zu beantragen. I, 99/94 vom XThatbeftand. 
13. Suni. 

804. Im Fall 609. Daß das Berufungsgericht feine Kennt- _ Urtheits- 
niß von den Erfcheinungen und Folgen der Syphilis, dem Wefen Praründung. 
diefer Krankheit und ihrer Heilbarkeit aus Gutachten genommen 
hat, welche ärztlide Sachveritändige in anderen Redhtsftreiten ab» 
gegeben haben, madt es nicht erforderlich, daß die bezüglichen 
Akten vorgelegt und die Gutachten vorgetragen werden. Denn 
das Gericht ift, wenn e8 auf Grund feiner eigenen Fachlenntniffe 
die Vernehmung von Sachverftändigen nicht für erforderlich hält, 
nicht verpflichtet, die Quellen, aus welchen es feine SKenutniffe 
geihöpft Hat, näher darzulegen. Ob die fachwiflenfchaftlichen 
Kenntniffe des Berufungsgerichts ausreichten, um danad) die be- 
fonderen Tragen bes vorliegenden Falles zu entjcheiden, unter- 
fag feiner eigenen Beurtheilung. IV, 422/94 vom 22. Mat 95. 

804b. Die beklagte Handlung hat felbjt den Antrag geftellt, 
die während des Prozeffes aus der beflagten 0. 9. ©. ausge- 
Ichiedenen A. und Sch. als Zeugen zu vernehmen. Sie hat aud) 
jpäter vor und bei ber VBernehmung weder gegen die VBernehmung 
noch gegen die Beeidigung einen Widerfprucd erhoben. Sie ift 
daher dur die eidlihe Vernehmung der genannten beiden Per- 
jonen nicht bejchwert, denn diefe war von ihr jelbft beantragt. 
Da nah $. 259 ©. PB. DO. unter Berüdfichtigung des gefammten 
Inhalts der Verhandlungen über da8 Ergebniß der Beweis- 
aufnahme zu entfcheiden war, fo Liegt darin, daß das Berufungs- 
gericht diefe Ausfagen überhaupt berüdfichtigt hat, Fein Nechte- 
irrthum. Bei der Würdigung der Ausfagen ift auf das bejondere 
Berhältniß, in welhem A. und Sch. zu der gegenwärtigen Streit- 
jadhe ftehen, Bezug genommen und diejes berüdfichtigt. ALS ein 
Geftändniß find die Ausfagen nicht angefehen; fie find auf ihre 
materielle Glaubwürdigkeit geprüft. VI, 233/94 vom 8. Nov. 

805. Weil die Trage nad der Erijtenz eined Schadens fo 
eng mit der Frage nad) deifen Höhe zufammenhänge, daß die 
zweite ohne die erfte nicht beantwortet werden fünne, hat das 
Berufungsgericht auf einen Schäßungseid und zwar in der Form 
erkannt: „Ich fchäße das Interefie, welches der Beklagte mir da- 
für zu erfeßen bat, daß er das durch den Vertrag vom Auguft 
1882 an mid vertaufchte Gut M. mir bis zum 1. DH. 1882 
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nit aufgelaffen hat, mindeftens auf den Betrag von 4000 Mar.’ 
Eine Gejeßesverlegung liegt weder darin, daß die Eriftenz eines 
Schadens nicht jelbjtändig feitgeftellt ift, noch darin, dag in den 
Eid nicht Spezielle Faktoren aufgenommen worden find, aus denen 
die Höhe des Schadens abgeleitet wird. V, 396/94 vom 8. Mai 9. 
805b. Dem Kläger find Nadeln geftohlen, welche, wie ber 
Berufungsrichter thatfächlich feitgeftellt Hat, der Bellagte durd) 
Hehlerei erlangt hat. Es ift al8 erwiefen angenommen, daß dem 
Kläger Nadeln im Werthe von 4458 Marf 75 Pf. geftohlen find 
und daß fämmtliche bet dem Bellagten vorgefundene Nadeln aus 
diefen Diebftählen herrühren. Der ‘Dieb hat folhe Nadeln aber 
auh no an andere Perjonen veräußert. Der Berufungsrichter 
hat dem Kläger einen Schätungseid darüber auferlegt, daß der 
ihm durd die Diebftähle des SG. an foldhen Nadeln, welche dem- 
näcdft der Bellagte von ©. angelauft habe, zugefügte Schaden 
fih außer dem Werth der wiedererlangten Nadeln nach feiner 
Ueberzeugung auf minbeftens 3000 Mark belaufe; Revifion zurüd- 
gewiefen. Gewiß muß die Thatjfacdhe, aus der die Verpflichtung 
zum Schabenserjag abgeleitet wird, nach den allgemeinen Beweis 
regeln nachgewiejen werden. Das ift hier aber auch geichehen; 
die befchädigende Handlung des Beklagten ift die wiederholte oder 
fortgejette Hehlerei von Nadeln, die bem Kläger geftohlen waren, 
und diefe Thatfahe tft erwiefen. Nicht bewielen ift nur nod, 
und mit anderen Beweismitteln jo gut wie unerweislich, die Dienge 
der gehehlten Nadeln. Es handelt fi) hier um fungible Sadıen, 
deren Werth fih nur nad) der Menge bejtimmt und bei denen 
deshalb der durch eine Entwendung verurjachte Schaden mit dem 
entwenbdeten Quantum zufammenfällt. Tür die Enticheidung dar- 
über, ob die befhädigende Handlung — die Entwendung und ihr 
gleichftehend die Hehlerei — erwiefen fei, ift die Menge der Nadeln 
ohne Einfluß, die Menge beftimmt lediglich die Höhe des ent- 
ftandenen Schadens. Der dem Kläger auferlegte Eid betrifft 
gerade die Höhe diefes Schadens. V, 50/94 vom 23. Junt. 
806. Die Kläger waren dur ein erftinftanzliches Urtheil 
verurtheilt, eine ihnen zugehörige Hhpothek Löfchen zu Tlaffen. 
Auh wenn davon ausgegangen wird, daß durd da8 Wrtbeil, 
deffen Formel dahin geht, daß die — jegigen — Kläger fchuldig 
feien, die bezeichnete Pot Löfhungsfähig zu quittiven, alfo die 
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damals behauptete Zahlung anzuerkennen, rechtsfräftig ausge Rechtskraft. 
fprodhen ift, daß die Poft durd) Zahlung getilgt fei, wird die 
Berufungsenticheidung des jeßigen Prozeffes durch die weiter ge- 
troffenen Feftftellungen getragen. Denn die Kläger haben behauptet, 
und darüber ift ihnen ein richterlicher Eid auferlegt, daß fie nach 
Einlegung der Berufung im Vorprozeffe mit dem Schuldner ein 
Ablommen getroffen haben, fie follten die Berufung nicht fort- 
ftellen, die Hypothet follte ihnen aber zu einem fpäteren Zeitpunft 
gezahlt werden. Deshalb fei damals die Appellation nicht fort- 
gefegt. Der Klageanipruh ift begründet, wenn das Abkommen, 
da8 die Kläger nad ihrer Behauptung mit dem Erblaffer der 
Beklagten geichloffen haben, erwiejen wird. ‘Denn durch das Ab- 
fommen würde die Wirkung der Nectsfraft des Urtheild vom 
15. Sept. 1877, foweit durch baffelbe die gefchehene Zahlung des 
jtreitigen Raufgeldanfpruch8 ausgefprocdhen tft, aufgehoben fein, 
und demzufolge würde aud die Vorfchrift des 8. 3833 W.L.R. 1, 
16, deren Verlegung die Revifion rügt, dem Anfpruche nicht ent- 
gegenftehen. Revifion zurüdigewiefen. IV, 232/94 vom 17. San. 95. 

807. Das Urtheil Bd. XII, 443/444 fteht der jeßt — 
516/517 — erhobenen Klage nicht entgegen. Denn im Vorprozeß 
war ein auf anderem Nechtsgrunde beruhender Anfprud auf 
anderen Gegenstand erhoben. Damals verlangte Kläger Lieferung 
eines anderen Rententitels, jett fordert er Rüdzahlung des Kauf: 
preife8 wegen der ftattgehabten Entwerthung. ‘Damals wurde 
darauf Hingewiejen, daß diefer Anfprucd) dem Kläger verbleibe. 
I, 19/95 vom 27. April. 

807b. Die Hägerifche Wechfelforderung und die Elägerifche 
Koftenforderung find dem Gemeinfchuldner gegenüber bereits 
durch rechtsfräftiges Urtheil, beziehungsweije rechtsfräftige Koften- 
feftjegung, feftgeftellt und die Wirkung der Judilatsnatur geht 
nicht dadurd) verloren, daß die Klägerin diefe Forderungen wegen 
des im Konkurfe von dem Konkursvermwalter erfolgten Widerjpruche 
zum Gegenjtand einer Yeitftellungsflage nad) $. 134 R.D. gemadht 
hat, da fie mit derjelben nicht etwa den Umjtand preisgeben will, 
daß ihr für die Wechjelforberung bereits ein vechtsfräftiges Urtheil 
zur Seite fteht und ebenjo die Koftenfeftfegung bereits rechtsfräftig 
erfolgt ift, vielmehr gerade auf das Beftehen diefer rechtskräftigen 
Ausfprüdhe die Klage ftüst. Aus der Yudilatsnatur ergibt fidh 
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Rechtskraft. aber, daß, wenn die gegen ben Gemeinjcyuldner rechtskräftig feit- 
geftellten Forderungen auf Grund einer Einrede der Kompenfation 
mit einer Gegenforderung bed Gemeinfchuldnerd als getilgt bes 
zeichnet werden wollen, died von bem Konkursverwalter — welchem 
hinfichtlih der Einrede der Kompenfation Feine größern Rechte zur 
Seite ftehen, al® dem Gemeinfchuldner felbft — nur unter ber 
Behauptung geichehen Lünnte, daß die Tilgung nad der redhtd- 
fräftigen Weltftelung der Klägerifchen Forderungen eingetreten 
jet. Diefe Vorausfegung liegt jedoch nicht vor, da beflagterjeits 
eine Begründung der Kompenjationseinrede dahin, daB die zur 
Kompenfation angerufene Provifionsforderung des Gemeinfchuldnere 
nad) der rechtsfräftigen Feftftellung der Elägerifchen Forderungen 
entitanden fei, nicht erfolgt ift. IL, 173/94 vom 6. Juli. 

807c. Der Bellagte Hatte ein Grundftüd zum Betrieb einer 
Druderet gemiethet, zugleich die eingemauerte Dampfmafchine ge- 
fauft. Nachdem das Grundftüd fubhaftirt war, ift der Beklagte 
den Klägern gegenüber, welche die Veräußerung der Mafchine 
durch ihren Schuldner an den Bellagten anfodhten, zur Herbei- 
Ihaffung der Deafchine, damit die Zmwangsvolfftredung in bdiejelbe 
vollzogen werden fünne, eventuell zum Schadenserfat rechtsfräftig 
verurtheilt. DIett ift, da die Mafchine nicht herbeigeichafft ift, 
deren Werth und fomit der Schaden auf 1500 Mark 50 Bf. feft- 
geftellt. Die Nevifion des Beklagten ift zurücgewiejen. Es ift 
hier nicht zu prüfen, ob die Rüdgewähr der Mafchine im Sinne 
deö 8. 7 de8 Anfechtungsgejeßes als erfolgt gelten müfje, weil fie 
in der Zwangsverfteigerung mit dem Grundftüde anderweit als 
Zubehör verkauft ift, und ebenfo wenig fteht dem Anfpruche ent- 
gegen, daß die Klägerin, wenn fte ihren vollftredibaren Schulbtitel 
erft nach der Zwangsverjteigerung oder nad der Beichlagnahme 
des Grundftüds nebft Zubehör dur die Hypothefengläubiger er- 
langt haben jollte, — worüber nichts feftgeftellt ift —, die Mafchine 
nicht zu ihrer Befriedigung Hätte in Anfprucdh nehmen fünnen, und 
daß ihr daher dur Vorenthaltung derjelben in jenem Walle ein 
Schaden nicht entftanden ift. Alles dies find unbeachtliche Momente, 
nadhdem fie im Anfechtungsprozeffe zur Abwendung der aud die 
Dampfmafchine betreffenden Verurtheilung entweder nicht geltend 
gemacht worden find oder wenn dies geichehen fein jollte, Die 
Verurtheilung nicht gehindert haben. VI, 130/94 vom 24. Sept. 
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807d. Allerdings ift e8 unrichtig, wenn das Berufungs- Rechtskraft. 
gericht die Geltendmadhung der Einrede der Konfufion Schon durch 
das frühere Urtheil für ausgejchloffen erachtet; denn da im Vor- 
prozeffe die dingliche Köfchungsklage auf Konfufion überhaupt nicht 
geitütt worden ift, fo ift e8 unerfindli, wie die Abweifung der 
damals erhobenen Löjhungsflage die Klägerin gegen den jegt 
erhobenen Einwand des Untergangs der der Hypothek zu Grunde 
fiegenden Forderung durch Konfufion foll fchügen fünnen. IIL, 
173/94 vom 6. Nov. 

807e. Allerdings ift im Vorprozeffe die Xöfchungsflage der 
jegigen Beflagten aud; auf die jegt compensando geltend gemachte 
orberung geftügt worden; wie aber das frühere Urtheil zeigt, 
ift die Abweifung der Klage infoweit nur wegen angeblicher Klag- 
änderung erfolgt; diefe Entiheidung fan alfo unter feinen Um- 
ftänden der jetigen Verwerthung der Gegenforderung zum Zwede 
der Aufrechnung gegen die der eingeflagten Ohypothel zu Grunde 
fiegende Forderung entgegengehalten werden. III, 173/94 vom 
6. Nov. 

807f. Im Fall Bd. XIX, 119 waren Parteien und Gericht 
in dem PVorprozeffe von der fi jett als vedhtsirrthümlich er- 
weijenden Auffafjung ausgegangen, die gefammte eleftriihe DBe- 
leuchtungsanftalt ftehe unter dem Schute des 8.26 G.D. Es 
war deshalb nur auf Heritellung von Schugeinrichtungen geklagt 
und erfolgte eine entipredhende Verurtheilung In der Boll- 
ftredumgsinftanz ergab fich nad) der eigenen Erflärung des Klägers, 
daß foldhe Einrichtungen mit vollem Erfolge fich nicht treffen Laffen. 
Der Kläger ift fodann zu der Erfenntmiß gelangt, daß er bei der 
Verfolgung feines Rechts nicht unter der Beihränfung des $. 26 
ftehe, und hat einen entiprehenden neuen Klagantrag geitellt. Der 
neuen Klage fteht die Nechtstraft des früheren Urtheils nicht ent- 
gegen. III, 203/94 vom 4. Dec. 

8078. Dgl. Bd. XIV, 611b und 6llc. Die Eheleute ©. 
erwarben von den Eheleuten R. dur ZTaufchvertrag eine Mühle; 
an R. follte eine Geldzulage erfolgen, von weldher 800 Mart 
rüdftändig waren. Die Klage auf die 800 Mark und eine Felt- 
ftellungsflage des Chemanns R., daß den Beklagten ©. die von 
ihnen geltend gemachten Entfchädigungsanfprüde nicht zuftehen, 
ift vechtöfräftig abgewiefen, nachdem der beflagte Ehemann ©. den 
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ihm auferlegten Eib geleiftet hat, daß der Kläger bei den nad 
dem 1. Sept. 1882 gepflogenen mündlichen Verhandlungen über 
das in der Klage erwähnte Taufchgefchäft ihm zugefichert hat, daf 
der Taufchmühle während des ganzen Iahres hinreichende Waffer- 
fraft für zwei Mahlgänge zufließe. E8 wurde angenommen, daß 
RN. die Eheleute ©. getäufcht habe. Iekt haben die Eheleute ©. 
gegen die Eheleute R. wegen des Betrugs, an welchem aud) die 
Ehefrau R. Theil genommen habe, auf Erfat von nod) 2950 Mart 
geklagt. Perfonenidentität liegt vor, joweit jett der Ehemann R. 
verklagt wird. Aus der auf dem materiellen Grunde, daß der 
jetst geflagte Entfchädigungsaniprucdh beftehe, erfolgten Abweifung 
der negativen Teftftellungsflage ergibt fich die Nechtöfraft der 
pofitiven Teftjtellung diefes Inhalte. In den Gründen des 
damaligen Urtheils ift nur angedeutet, daß wenn ein ent|prechenber 
Antrag des N. gejtellt wäre, das Gericht fich vielleicht für befugt 
gehalten habe, eine Entfcheidung dahin zu geben, daß die ©. Ent- 
Shädigung nicht über eine beftimmte Summe hinaus fordern könne. 
Da aber eine folhe Einfchränkung nicht ausgefprocden ift, fo ent- 
häft die Abweifung der negativen Welttellungsflage die pofitive 
Teftftellung ohne Beftimmung eines Höchftbetrags ber Entjchädigung. 
V, 195/94 vom 1. Dee. 

808. Eine Gewerlihaft Mud & Horft in $. war im I. 
1888 rechtskräftig verurtheilt, dem Kläger für die Entziehung von 
Brunnenwaffer Entihädigung zu zahlen. Nun wird gegen diejelbe 
Gewerkichaft die Höhe des Schadens geklagt. Im zweiter Inftanz 
erging ein verurtheilendes Xheilurtheil. Erft nach diefem trat der 
Rechtsanwalt, welcher für jene Gewerkichaft aufgetreten war, mit 
der Behauptung auf, eine Gewerkihaft Mud & Horft babe nie 
beitanden; der al8 deren Nepräfentant belangte Kaufmann B. jet 
auch nicht Nepräfentant einer Gewerkichaft diefes Namens. In 
der Beweiserhebung ertheilte das Oberbergamt die Auskunft, eine 
Sewerkihaft Mud & Horft habe nie bejtanden. ‘Die Zeche Mud 
und die Zeche Horft feien mit noch andern Zechen durd) von dem 
Dberbergamt beftätigte Gewerkfichaftsbeichlüffe aus den SIahren 
1892 und 1893 zu einem einheitlichen Ganzen unter dem Namen 
Zehe DOranien Tonjolidirt, und DB. als deren Nepräjentant be- 
ftätigt._ Nun erklärte der Vertreter des Klägers, in einem ber» 
bundenen Schriftfate, welcher dem Gegner zugeitelit ift, und dems 
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nähft im Schlußtermin, er richte die Klage in der jeßt auch den im 
ZTheilurtheil zugefprodhenen Betrag umfaffenden Höhe auch gegen 
die Gewerkichaft Du und gegen die Gewerkichaft Horft, beide ver- 
treten durch den Nepräfentanten ®. Der Rechtsanwalt der be- 
Hagten Partei wideriprad diefem Antrage und erflärte, daß er 
für diefe beiden Gewerfidhaften nicht auftrete.e Das Berufungs- 
gericht Hat die genannten Gewerkichaften dem Antrage des Klägers 
entiprechend durch Verfäumnißurtheil verurtheilt. Revifion zurüd- 
gewiefen; foweit diefelbe von der Gewerkihaft Mud & Horft ver- 
folgt wird, ift fie gegenftandslos, weil diefe nicht verurtheilt ift. 
Die Gewerffchaft Mud und die Gewerfichaft Horft hätten aber 
nur Einfprudy einlegen künnen, da e8 gegen das Berfäumnißurtheil 
Nevifion nit gibt. Die NRevifion ift auch nicht das richtige 
Nechtsmittel, um die in dem nocmaligen Ausfpruch über den 
Gegenftand des Zheilurtheils liegende Nichtigkeit zum Austrage 
zu bringen. V, 386/94 vom 27. April 95. 

808b. Vogl. R.®. €., 38.10, ©. 386 ff. In dem Ber: 
lefen der kontradiftorifchen Anträge allein ift eine kontradiftorifche 
Verhandlung nicht nothwendig zu finden, vielmehr auf den einzelnen 
Tall zurüdzugehen, um die Trage, ob kontradiftorifh verhandelt 
fei, zu enticheiden. Im vorliegenden Falle fehlt e8 an den Voraus» 
jegungen einer Tontradiktorifchen Verhandlung. Denn e& hat der 
Vertreter des Nepifionsklägers Tediglih zur Erläuterung feines 
Vergleichs» und Vertagungsantrags nur einen Theil der Klage: 
thatfachen vorgetragen, und von dem Sachverhalt der Widerflage 
überhaupt nichts erwähnt. Da hiernad) der Vertreter des Revifions- 
Mägers nicht zur Sade verhandelt hat, fo war, da im Uebrigen 
die gefeglichen Erforderniffe für den Erlaß eines Verjäumniß- 
urtheil® nachgewiejen find, dem eventuellen Antrage der Revifions- 
beflagten gemäß das Verfäumntßurtheil auf Zurücdweifung der 
Nevifion zu erlaffen. IV, 319/94 vom 1. Nov. 

809. Der Konfursverwalter hatte eine Pfändung angefochten. 
Das Berufungsurtheil vom 4. IYuli Hat der Anfechtung jtatt- 
gegeben. Durch gerichtlich beftätigten Zwangsvergleich vom 11. Mai 
war das Anfechtungsrecht der Ehefrau des Gemeinichuldners cedirt. 
Durch DBeichluß des Amtsgerihts vom 7. Yult ift der Konkurs 
aufgehoben; der Beihluß ift in dem Amtsblatt vom 10. Suli ab- 
gedrudt, galt aljo allen Betheiligten gegenüber am 12. Yuli als 
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öffentlih befannt gemadt. Hiernad war der Konkursverwalter 
nicht mehr legitimirt, am 19. Yult durch feinen zweitinftanzlichen 
Prozeßbevollmädtigten dem Beklagten das Urtheil zuzuftellen. 
Deffen am 14. Aug. dem zweitinftanzlichen Vertreter des Konkure- 
verwalters zugeftellte Revifion wurde ald wirkungslos, die Neben- 
intervention der Chefrau des Gemeinichuldners als unzuläffig 
zurüdtgewiefen. II, 258/94 vom 15. Febr./1. März 95. 

810. Ebenfo wenig ift geltend zu machen, daß jedenfalls 
der Anfechtungsbeflagte befugt fein müffe, in Anfehung der ihm 
eventuell zu erftattenden Koften den Prozeß gegen den Konkurs- 
verwalter weiter zu führen. Als Vertreter der Maffe würde 
Lesterer fchon deshalb nicht mehr in Anjpruc, genommen werden 
tönnen, weil eine foldhe nah Beendigung des Konkurjes nicht 
mehr befteht. Eine perjönliche Haftpflicht des Verwalter würde 
fih dagegen nur im Falle eines ihn durch Vernadläffigung der 
Obliegenheit aus 8. 176 KR. D. treffenden Verjchuldens annehmen 
laffen. Nach diefer Richtung aber ift die Klage nicht begründet 
und nicht nachträglich in der Nevifionsinftanz zu ergänzen. Aud) 
würde der Beklagte, wenn feine Revifion in der Hauptjache 
wirkungslos oder unzuläffig ift, folhe nad $. 94 der E&.P.0O. 
nicht lediglich gegen die Entjcheidung im Koftenpunkt richten können. 
II, 258/94 vom 15. Febr./1. März 95. 

811. Das Berufungsgericht hatte in einem Zwifchenurtheil auf 
einen Eid des Ehemanns über die von der Ehefrau behauptete Ber- 
zeihung des Chebruchs geiprodden. Das Endurtheil wurde von dem 
Neichsgericht aufgehoben, ohne daß davon das Zwijchenurtheil berührt 
wurde. Bei diefer Sachlage war das Berufungsgericht nicht befugt, 
bei der erneuten Entjcheidung von jenem Zwifchenurtheil abzujehen, 
indem e8, ohne daß neue Thatjahen oder Beweile borgebradt 
waren, jet die Verzeihung für erwielen hält. — $$. 289, 485 
E.B.D. — Aufgehoben, zurüdverwiejen. III, 43/95 vom 17. Mai. 

812. Bei der mündlichen Verhandlung zweiter Inftanz war 
troß Ausübung des richterlihen Fragerechts nicht zur Kenntniß 
des Gerichts gebracht, daß der Berufungsfläger da® Urtheil dem 
Gegner zugeftellt habe. Die desfallfige erjt nad) der Urtheils- 
verfündigung gemachte neue Anführung konnte keine Berüdfichtigung 
finden. Die Berufung ift mit Recht al wirkungslos angejehen. 
IV, 11/95 vom 30. Mat. 
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812b. DBellagter, welcher den Zransport von 2000 Eentner Rechtsmittel. 
Hafer von Breslau nah Berlin übernommen batte, tft nad der 
Abladung nicht abgefhwommen, weil dies bei dem damaligen 
Wafferftande nicht möglid war. Er wurde erftinftanzlid am 
20. Zuli verurtbeilt, an einen von der Klägerin zu ftellenden LXeichter- 
fahn fo viel abzugeben, al8 erforderlich jet, damit der Beklagte ab- 
Schwimmen könne, und dann fofort abzufahren. Nachdem inzwijchen 
genügendes Waffer eingetreten war, ift Bellagter am 19. oder am 
20. Iuli von Breslau abgefahren und am 30. Yult in Berlin 
angefommen. Am 12. Aug. hat er Berufung eingelegt, mit dem 
Antrage auf Abweifung der Klage. Die Klägerin beantragte, bie 
Berufung als unzuläffig zu verwerfen, weil zur Zeit ihrer Ein- 
[egung ein ftreitiger Anspruch nicht mehr beftanden habe, eventuell 
die Hauptjache für erledigt zu erklären und dem Beklagten die 
Koften aufzuerlegen. Das Berufungsgeridt hat nad) 8.94 C.P.O. 
die Berufung als unzuläffig verworfen, das Neichsgericht hat auf- 
gehoben, zurüctverwiefen. DBeklagtens prozeffunle Berechtigung, 
durch Einlegung der Berufung auf VBefeitigung bdiejes Urtheile 
hinzumirken, fan nicht in Zweifel gezogen werden. Ob von der 
Klägerin der in der Klage erhobene Anfpruch noch aufrecht er- 
halten werden konnte, nachdem der Beklagte die ganze eingenommene 
Ladung an den Beltimmungsort transportirt hatte, fam für die 
Zuläffigfeit des von dem Bellagten eingelegten Recdhtsmittels nicht 
in Betradt. Diefe Erfüllungshandlung des Beklagten konnte 
dahin führen, dag in Abänderung des Urtheild erfter Inftanz der 
Klageanjprud für erledigt erklärt oder die Klage abgemiefen wurde, 
der Einlegung der Berufung fteht fie nicht im Wege, denn das 
Streitverhältnig der Parteien war badurdh nicht erledigt. Die 
Parteien Hatten bi8 zum Schluffe der erften Inftanz ihre einander 
entgegenftehenden Anträge aufrecht erhalten und aud nah Er- 
lfaffung des Urtheile Hatte eine prozeßrechtliche Erledigung des 
Streites bis zur Einlegung des Necdhtsmitteld nicht ftattgefunden. 
Daß die Klägerin fpäter, im Laufe der Berufungsinftanz, ihren 
Anfprucd für erledigt erklärt Hat, tft für die Zuläffigfeit der Ein- 
legung des NRechtsmittel® ohne Belang. I, 87/94 vom 6. Juni. 
”gl. 2b. XI, 858 (E., 3b. 27, ©. 365 ff.). 

812c. Das Landgericht hatte den Beklagten, welder den 
Abjchluß des Kaufvertrags zugab, aber die Fälligkeit der geflagten 
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Kaufpreisforderung beftritt, zur Zahlung verurtheilt, weil bie 
Vorderung fällig jei. Der Bellagte fandte den Klägern am 17. Iuli 
ohne Vorbehalt die Hauptichuld zu; diefe erhielten am 18. Iuli 
das Geld, am 19. Juli Tieß Beklagter die Berufung zuftellen. Er 
beantragte die Klage abzuweijen. Das Neichögericht hat die Be- 
rufung ald unzuläffig verworfen. Denn zur Zeit von deren 
Einlegung war die Sade jelbit erledigt. Imzwifchen war bie 
Vorderung fällig geworden, fodaß VBeflagter die früher gegen bie 
Nechtsbeftändigfeit der Klage erhobenen Einwendungen nicht auf- 
recht hielt. 8 Handelt fi) nur noch um die Koften. VI, 72/94 
vom 7. Iunt. 

813. Die Verfolgung neuer Anfprühe in der Berufungs- 
inftanz tft grundfäglic ausgefchloffen. ‘Dies gilt — mit der Ein- 
Ihränfung der S$. 240, Nr. 2 und 3 und 491, Ab. 28.$%.0D. — 
nicht num Hinfichtlich neuer Anfprüche des Klägers, fondern aud) 
von der Geltendmahung neuer Ansprüche oder einer neuen Wider: 
Hage von Seiten des Beklagten, und ebenfo dürfen Präjudizial- 
incident=- Klagen oder -Widerflagen, da fie den Charakter neuer 
Anfprühe in fih tragen, in der Berufungsinftanz nicht mehr neu 
erhoben werden. ($$. 251, 253, 293, 491.) IV, 204/94 vom 
14. Ian. 95. 

814. Das Landgericht hat auf die Klage des Entmündigten 
den Entmündigungsbeichluß aufgehoben, weil da8 Amtsgericht 
nicht zuftändig war. Denn der Kläger babe zu einer Zeit, wo 
er fih in zurechnungsfähigem Zuftande befand, feinen Wohnfik 
nad) dem Bezirk eines andern Amtsgerichts verlegt, bevor der 
Entmündigungsantrag gegen ihn geftellt wurde. ‘Das Berufungs- 
gericht Hat zu Unreht die Vorenticheidung auf Grund 8. 501 
E.B. OD. aufgehoben. Es ift nicht richtig, daß ein genügendes 
Gehör der Nebenintervenientin, feiner Chefrau, nicht ftattgefunden 
habe. Sie hatte bereits vor dem PVerhandlungstermine einen 
Schriftfag eingereiht, und ift ihr Gelegenheit gegeben, defjen 
Inhalt fowie fonftige Einwendungen gegen die Klage durch ihren 
in der mündlichen Verhandlung aufgetretenen Bertreter vor« 
zubringen, da bort ausweislich de8 Thatbeftandes und der Ent- 
iheidungsgründe des erften Urtheils darüber verhandelt tft, ob der 
Kläger vor dem Entmündigungsantrage mit rechtlicher Wirkfamteit 
feinen Wohnftg von Kappeln nach Marne verlegt habe. Sollte 
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aber aud, in diefer Richtung ein Anlaß für das Gericht vorgelegen 
haben, an den DBertreter ber Nebenintervenientin ragen zur 
weiteren Aufklärung des Sacverhältniffes und Aufforderungen 
zur Benennung etwaiger Beweismittel nad) 8.130 &.P.D. zu 
richten, fo enthält doch die Unterlaffung folder Fragen nicht einen 
wefentlichen Mangel des Verfahrens im Sinne des $. 501, fondern 
e8 hatte da8 Berufungsgericht, vor welchem der Nechtsftreit er» 
neut zur Verhandlung gelangt, eine ihm erforderlich ericheinende 
Aufklärung oder Ergänzung der Parteierflärungen durd) Ausübung 
des richterlichen Fragerechts felbft herbeizuführen, und bemnädjit 
in ber Sade zu entiheiden. III, 305/94 vom 8. Tebr. 95. 

815. Die Klägerin hat den Schaden, welcher thr an ihrem 
Grundftüd durch Immiffionen von Ruß und Raud) der Eijenbahn- 
fofomotiven erwachien ift, fchon in erfter Inftanz geltend gemadt. 
In der Berufung hat fie das ausgedehnt auf den Schaden, welcher 
ihr durd) Beihmusgen und Verderben an den Mobilien des Grund- 
jtücts entfteht. ‘Das war eine zuläffige Erweiterung. VI, 58/95 
vom 22. Mai. 

815b. Die Ausführung der beflagten Ehefrau, e8 habe bie 
Klage, foweit fie auf Zahlung von 3396 Mark 60 Pf. gerichtet ift, 
nad der im Suli 1893 im Wege der Zwangsvollitredung erfolgten 
Befriedigung des Klägers durd) das am 10. März 1894 erlaffene 
zweite Urtheil für erledigt erflärt werden müflen, ift unbegründet. 
Mit Net wird hiergegen jeitens des Klägers geltend gemacht, 
daß der durch Vollftredung des für vorläufig vollftredbar erklärten 
erften Urtheils, alfo einer nur proviforifhen Mafregel, herbei- 
geführte NRechtszuftand durch das zweite Urtheil nicht zum Aus- 
drud zu bringen war. V, 169/94 vom 17. Nov. 

815c. Im Fall Bd. XIX, 685 Hatte Kläger in erjter In- 
ftanz Nichtigkeit des Zeftaments behauptet, weil die MDeutter 
Analphabetin fei, in zweiter Inftanz, weil Kläger nicht zum Erben 
eingefett fei._ Das war fein neuer Anfprud), da es fih) um die 
NRüdzahlung der 3000 Mark handelte. IV, 139/94 vom 12. Nov. 

81dd. Dh aus den feititehenden Thatfachen ein Verfchulden 
der Beklagten zu folgern ift und deshalb die in erfter Inftanz 
nicht geltend gemachte Kompenfationseinrede in der Berufung auf 
Grund 8. 491 E&.P.D. zurüdgewiefen werden durfte, unterliegt 
der Nachprüfung des Nevifionsgerichtse. Die gefammten Rechte- 
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verhältniffe der Parteien zueinander waren aber in hohem Grade 
verwidelt und jchwer zu überjehen, bejonders das hier in Frage 
ftehende. Namentlich” aber ift zu berüdfichtigen, daß die Kom- 
penfationsforderung auf die Zahlung einer Nichtfchuld geftügt ift; 
ed genügt aljo nicht, daß die Beklagte den Urfprung und den 
Zufammenhang der Leiftungen erkannt hat oder erfennen konnte, 
Sondern e8 war aud nöthig, daß fie nicht nur erfennen mußte, 
es ftedle in der thatjächlich al8 fortdauernde Rente behandelten 
Leitung zugleich eine Amortifationsquote, fondern aud) wie groß 
diefe etwa jet und daß in Folge deffen die Hanptichuld fchon feit 
längerer Zeit getilgt fei. ‘Daß aud dies der Beklagten ohne Ver- 
Schulden nicht entgehen Tonnte, ergibt der Inhalt der vom DBe- 
rufungsgericht angeführten Schriftfäge nicht; vielmehr fcheint die 
Beklagte in der erften Inftanz angenommen zu haben, daß bie 
einen Gegenitand des Prozeffes nicht bildende, daher nur neben- 
ber erwähnte und eine eingehende Prüfung an fich nicht erfordernde 
Nente eine dauernde fei. Die Kompenfationseinrede ift daher zu- 
lälfig.. III, 90/94 vom 13. Nov. 

sibe. Anlangend die Anträge der Revifionsbellagten, fo 
muß im Allgemeinen davon ausgegangen werden, daß langwierige 
Beweis- und Gegenbeweiserhebungen über den Werth des Streit- 
gegenftandes zum Zwede der Glaubhaftmahung der Revifione- 
fumme unzuläffig find. Das Neichögericht, III. Eivilfenat, Hat 
feither nur in ganz befonderen Fällen, namentlih wenn nad) 
Partikularrecht beftimmte Behörden mit Vornahme von Schäßungen 
zufolge gerichtlicher Aufforderung betraut waren, ein Verfahren 
zur Erhebung einer Erpertife angeordnet oder zugelafjien, im 
Uebrigen aber den Parteien anheimgegeben, dur fofortige Bei- 
bringung der erforderlichen Beicheinigungen ihre Rechte zu wahren. 
Der vorliegende Fall bietet Feine genügende Veranlaffung, von 
diefem Verfahren abzuweichen. Insbefondere erjcheint der eventuelle 
Antrag der Revifionsbeflagten ald verwerflih. Denn die Re- 
vifionsflägerin kann nicht ohne Weitere® gezwungen werden, den 
von der Gegenpartei benannten Sacverftändigen die ftreitigen 
Maichinen vorzuzeigen, und eine vorgängige Verweifung der Ne- 
vifionsbeflagten auf den Nechtsweg zum Zwede der Feltitellung 
der Erhibitionspflicht widerftreitet der Natur des zur Glaubhaft- 
machung des Werthes des Streitobjefts nad der CE. PB. DO. ein- 
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zuhaltenden jchleunigen Verfahrens. Nad der von dem Nevifions- 
Häger beigebraditen Schäßung eines Sachverftändigen nahm das 
Neichögericht die Revifionsfumme an. II, 79/94 vom 29. Iuni. 

8ldf. Die Beftimmung des 8. 136 8. DO. tritt bei Beant- 
wortung der Trage, ob die Nevifion nad ihrem Gegenftande zu- 
läffig fei, nur dann in Anwendung, wenn der Konkurs bereits 
vor Einlegung der Revifion durch Zuftellung der Reviftionsfchrift 
eröffnet ift. Ift die Nevifion vorher eingelegt, jo tft deren Zu- 
läffigfeit nad) dem damaligen Stande der Sache zu beurtheilen. 
V, 102/94 vom 26. Sept. 

816. Gegen die landgerichtliche Werthfeftiegung hat Klägerin 
DBeichwerde erhoben. Das Landgericht hat die Beichwerde info- 
weit für gerechtfertigt erachtet, al8 der Werth nur auf ?/, der früher 
angenommenen Summe hätte feitgefeßt werden follen, gleichwohl 
aber die Beichwerbe, ohne feinen früheren Feitfegungsbefchluß zu 
ändern, dem Oberlandesgericht vorgelegt, und diejes hat die Be- 
ihwerbe gänzlich zurücgewiefen. Das entfpridt dem $. 534 
E.P.D. nidt. Das Reichsgericht hat deshalb den Beihluß des 
Oberlandesgerichts aufgehoben und die Sache an das Landgericht 
zurüdgegeben, um zunäcjft die Beschwerde neuerdings zu prüfen, 
eventuell nad dem Ergebniß feiner Prüfung zu beichließen und 
dann die Beichwerbe bem Oberlandeögericht zur Beichlukfaffung 
nur fo weit vorzulegen, al& derjelben nicht bereits von dem LYand- 
gericht ftattgegeben if. B.IV, 30/94 vom 11. Febr. 95. 

817. Die fofortige Beichwerde gegen den Berichtigungs- 
beihluß war zuläffig, da der mündlich verkündete Beichluß nod) 
nicht zugeftellt war, auch von der vorgängigen Zuftellung nidt 
abhängig. B. VI, 167/95 vom 10. Ian. 

818. Die auf Beichwerde zweier Gläubiger in der von 
ihnen gegen die K.’jchen Erben betriebene Mobiliarzwangsvoll- 
ftredung gefällte Entjheidung war nicht gegen den Zwange- 
verwalter des Nitterguts ergangen, biefer war nicht Partei, jon- 
dern ftand der Entiheidung als ein Dritter gegenüber, konnte 
fi) daher nur der einem durch eine Zwangsvollitredungsmaßregel 
betroffenen Dritten durch da8 Gefe gegebenen Rechtsbehelfe be- 
dienen, nicht der von dem nur der Partei zuftehenden Nechtömittel 
der Beichwerde an die höhere Inftanz Gebrauch mahen. Die von 
ihm gegen den im Mobiliar - Zwangsvoliftredungsverfahren er- 
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faffenen Beihluß bes Landgerichts erhobene jofortige Bejchwerde 
ift daher vom Dberlandesgericht mit Recht ald unzuläffig ver- 
worfen worden. Db dem Beichwerdeführer neben dem Klageredht 
aus 8.60 E.B.D. aud das Recht zufteht, gemäß $. 685 gegen 
die Art und Weife der SZwangsvollitredung, fobald eine Boll: 
ftredumgsmaßregel in da8 Bereich der Zwangsverwaltung ein- 
greift, bei dem Vollftredungsgericht Einwendungen zu erheben, ift 
für die Trage, ob der SJwangsverwalter gegen den Beichluß des 
Landgerichts, der weder gegen ihn ergangen, noch ihm zugeftellt 
war, die fofortige Befchwerde erheben konnte, ohne Belang. B.V, 
18/95 vom 27. Febr. 

819. Dur für vorläufig vollitredbar erflärtes Urtheil des 
Amtsgerichts waren die Beklagten zur Bezahlung von 200 Marf 
verurtheilt. Auf das Gefuh der Beklagten befchloß auf Grund 
der SS. 647 und 657 &.B.D. das Landgericht, an welches Be- 
rufung eingelegt war, die Zwangsvollitredung einftweilen ohne 
Sicherheitsleiftung einzuftellen, weil die Vollftredung des Urtheils 
den Beklagten einen nicht zu erjegenden Nachtheil bringen würde, 
jeßte jedoh auf da8 Gefuch des Klägers durch anderweiten DBe- 
Ihluß den früheren Beichluß wieder außer Wirffamfeit. Die 
biergegen eingelegte Beichwerde ber Beklagten wurde von dem 
DOberlandesgericht mit Recht al8 unzuläffig verworfen — E.P.OD. 
8. 647, Abf. 2 —. Denn das Landgericht hat die Sache materiell 
geprüft und nach feinem Ermeffen entjchieden. Der Tal Liegt 
alfo ander8 als bei B.V, 97/86 vom 2. Oft. B. VI, 22/95 
vom 28. Febr. 

820. Die ausichließlihe Zuftändigfeit des Kammergerichts 
tritt nach 8. 51 des Pr. Ausführungsgefeges vom 24. April 1878 
zum G. 3. ©. für die Entfcheidung über die weitere VBejchwerde 
nur in den Sachen ein, welche nad) $. 40 den Amtögerichten zu- 
gewiefen find. Das trifft bei Subhaftationen zum Zwede der 
Auseinanderjegung zwifchen Miteigenthümern nicht zu, da Bier 
die Zuftändigfeit der Amtsgerichte auf SS. 755 ff. E&.P.D. md 
$. 180, Abi. 4 des Gefches vom 13. Yuli 1883 beruft. B.V, 
25/95 vom 12. Mär;. 

821. DBeichwerde wegen verweigerter Ertheilung des Armen- 
rechts gegenftandslos, nachdem inzwijchen das Inftanzgericht in der 
Sade erkannt bat. Unerheblich, ob eine Verzögerung in der Be 
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ihlußfaffung über das BEDERECONSGE IN) nestgerunden bat. B.IV, 
105/95 vom 27. Mat. 

821b. Die Anficht des Oberlandesgerichts, daß im Falle 
des $. 100 &. PB. DO. mur die Entfcheidung über den zu eritattenden 
Betrag rechtskräftig werde, und daß bei einem Angriffe gegen 
diejelbe die beiderfeits überreichten Berechnungen einer Nachprüfung 
des Bejchwerderichters unterliegen, kann nicht gebilligt werben. 
Denn die Feftfeung des zu erftattenden Betrages beruht nur auf 
einer NRechenoperation, bei welcher die einzelnen vom Richter feft- 
gejegten Liquidationen die mafßgebende Grundlage bilden. Die 
Entfheidung über lettere betrifft aber zwei gefonberte, voneinander 
unabhängige Koftenforderungen. Wird gegen eine derfelben feine 
fofortige Beichwerde eingelegt, fo geht fie in Rechtskraft über. 
Allerdings find die einzelnen Pofitionen Baltoren der angefocd- 
tenen Berechnung, welche die geforderte GSefammtfumme bedingen 
und al8 folche bei der Enticheidung über die Beichwerde fämmt- 
fi nahgeprüft werden fünnen. Daraus läßt fich aber nicht ber 
Grundfaß folgern, daß der Bejchwerderichter die nicht angefochtene 
eigene Liquidation des Befchwerbeführers mit in Betracht ziehen 
und unrichtige Anfäge derjelben zu Gunften des Beichwerdeführers 
berüdfichtigen darf. B. V, 85/94 vom 2. Immi. 

821c. Da der Beichwerdeführer in der an das Kammer: 
gericht gerichteten Beihwerde nicht ausdrüdlich erklärt hat, daß 
er nur bdieje Behörde anrufen und ihre Enticheidung verlangen 
wolle, jo war da8 Dberlandesgericht zu Hamm, welches fachlich 
zujtändig war und an welches das Rammergericht die Beichwerde 
zur Verfügung abgegeben hatte, wohl befugt, anzunehmen, daß 
der Bejchwerdeführer von ber zuftändigen Behörde eine Ent- 
Icheidung über feine weitere Befchwerde verlangte. B.V, 104/94 
vom 20. Juni. 

821d. Das Berufungsgericht Hat durch Zwilchenurtheil eine 
Zeugnißverweigerung für begründet erachtet und fobann in ber 
Sade erfannt. Die fofortige Befchwerde wider das Zmwilchen- 
urtheil war zuläffig, weil fie das einzige Rechtsmittel ift und weil 
nad) dem Berufungsurtheil die Yrage, ob die erfolgte Ablehnung 
der Zeugenvernehmung im Gejege begründet ift, für bie Revifion 
erheblich werden kann. B. VI, 108/94 vom 17. Sept. 

821e. Kläger hat einen Beichluß der Generalverfjammlung 
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der Aftiengefellihaft angefochten, die Beklagten haben auf Grund 
be8 9.G.9. 190*, 222 progeßhindernd die Einrede der mangelnden 
Sicherheit vorgefhüst; das Landgericht hat nach Beichränfung der 
Verhandlung hierüber die zu leiftende Sicherheit auf 10000 Dlarf 
feitgefett, das Kammergericht auf erhobene VBeichwerde auesges 
Iproden, daß die hinterlegte Aktie al8 Sicherheit diene. Das 
Neichsgericht Hat auf die Beichwerde ber Beklagten aufgehoben. 
Ueber die Einrede al8 prozeßhindernde war burdh Urtheil zu ent- 
“Scheiden. Die Entfcheidung durch Beichluß kann alfo nicht ale 
Erledigung der Einrede und al8 Grundlage für das weiter nad 
Art. 190° 9. ©. B. und 8. 105 E. P. DO. einzuhaltende Verfahren 
gelten, der Kläger hatte vielmehr den Antrag auf Erlaffung eines 
Zwifchenurtheils zu ftellen und gegen die Ablehnung diefes An- 
trags wäre die Bejchwerde ftatthaft geweien. Wollte man aber 
auch davon ausgehen, daß das Landgericht, wenn aud in un- 
genügender Sorm, ein Zwifchenurtheil erlaffen habe, jo war aud) 
biergegen die Befchwerde unftatthaft, da auf Zwifchenurtheile der 
8. 530 €. PB. DO. Anwendung nicht finde. Der Kläger mußte 
vielmehr, wenn er die Sicherheit in der feitgejegten Höhe nicht 
leiftete, in der weiter nach 8. 105 €. B. DO. ftattfindenden Ber- 
handlung über einen etwaigen Antrag der Beklagten enticheiden 
lafjen, daß feine Klage für zurüdgenommen erklärt werde, und 
gegen dieje® Urtheil ftand ihm die Berufung zu. B.I, 66/94 
bom 26. Sept. 

s21f. Das Landgericht ertheilte gemäß des Süd. Gejeges 
vom 15. Aug. 1884 dem Amtsgericht Auftrag zur Berkündung 
des Beichluffes. Die Partei legte die fofortige Beihwerde zwar 
innerhalb der 14tägigen Frift bei dem Amtsgericht ein; fie ge- 
langte aber erft nach Ablauf der Frift an das Landgericht und 
an das Oberlandesgericht. Die Frift war verjäumt. Denn aud 
die Beitimmung, daß die Einlegung zum Protokoll des Gerichts- 
jchreibers zufäffig fei, ift nur zu verftehen von dem Gerichte- 
jchreiber bes zuftändigen Geridte. B. VI, 146/94 vom 22. Nov. 

822. Im Fall 761 läßt fih daraus, daß E. ald Vertreter 
des Beklagten noch jeßt würde Einjprud erheben Tünnen, nicht 
folgern, daß die Nichtigkeitöflage, auf welche der Vollftredungs- 
befehl für nichtig erklärt und dem Bellagten jede Zwangsvoll- 
ftredung aus demjelben unterjagt ift, unzuläffig fe. Denn für 
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die Zuläffigfeit diefer Klage kommt es nur darauf ar, daß gegen Wiebder- 

die Bartei, vertreten durd) den vermeintlichen gefelichen Vertreter, ee 
eine formell rechtsfräftige Entfcheibung ergangen if. UI, 61/95 erfahrene. 
vom 24. April. 

823. Die Reftitutionsklage, hier wegen DMteineids ber Gegen- 
partei in Ausjchwörung eines Parteieibes, ift auch gegen ein 
Zmifchenurtheil nad) 8. 276 &. P. OD. zulälfig.. B. VI, 62/95 
vom 20. Mai. 

824. Der Borbehalt der Rechte im Wechjelurtheil erftredt Urkunden- und 

fih auf alle Nechtseinreden, über welche der Nichter im Wechjels Fehielprosek. 
prozeß nicht erfannt hat; und auf alle andern Einreden, weldhe nicht 
vorgebradjt oder, obwohl vorgebradht, nicht unter zuläffigen Be- 
weis geftellt find oder nur unvolljtändig bewiejen und nicht durd) 
die Beweisaufnahme vollftändig befeitigt find. Bd. I, 2096 
(R.©. €, Bd.13, ©. 399); Bd. II, 1905 (R. ©. €, Bd. 14, 
©.219); R.©.€., 36.14, ©.323;, Bd. 18, ©.378; R.0.9.©.€., 
Bd. 15, ©. 103. Im Wechfelprozeffe hatte bie Beklagte bereits 
unter Eideszufchiebung Thatfachen behauptet, aus benen fie ab» 
leitete, daß der Kläger die Summen, über welde die Wedhjel 
lauteten, nicht oder jeßt nicht fordern fönnte, weil nad den DVer- 
abredungen die Zahlung nur erfolgen follte, wenn das ber Bes 
Hagten und ihren Kindern einjchließlich des Klägers gehörige 
Haus verkauft fei, und wenn bie für die Frau des Klägers ein- 
getragene Hhpothet gelöfcht jet und alle Betheiligten mit diefem 
Abkommen einveritanden feien. Ihr Schwiegerjohn jet aber nicht 
einverftanden gewejen, die Hhnpothef jei nicht gelöjcht und das 
Haus fei nicht verfauft. ‘Die Einrede ift zurüdigewiefen, weil von 
der Beklagten, auch wenn die Thatjachen wahr feien, bie Wechjelver- 
pflichtung hätte unbedingt übernommen werden fünnen. Das hat 
das Neichögericht nicht als eine Aberkennung aus NRechtsgründen, 
iondern al8 Verwerfung Mangels genügender Subjtantiirung an- 
gejehen. Im Nachverfahren find die über jenen Vorgang neu auf- 
geftellten Behauptungen erwiejen und die Klage ift abgewiefen; 
Nevifion zurücgewiefen. I, 431/94 vom 16. März 9. 

824b. Die beflagte Bank hat der Klägerin eine Urkunde 
ausgeftelit: Recu de Monsieur M. M. la somme de M. 60000 
au credit du compte de la societ& vereinigte Hochfelder Kalt: 
und Ziegelwerfe. Saverne (d. 5. Zabern), le 15 Julliet 1893 
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Urfunden and (Unterfchrift). Auf die Klage im Urkumdenprozeß ift die beflagte 
Üechjelprogeh. Hanf zur Zahlung des noch nicht getilgten Reftes von 18510 Mart 
20 Pf. verurtheilt. Der Berufungsridter entnimmt aus dem 
vorgelegten Gefellfchaftsvertrage ber Klägerin, daß bie 60000 Mart 
baar eingelegt werden follen, um al8 Betriebsfapital zu dienen, 
und daß diefelben auf den Namen und für Rechnung der Klägerin 
bei der Bellagten einbezahlt find, welde Cinzahlung die Vor- 
bedingung der Eintragung der Altiengefellihaft war. Hierdurd 
erfcheine auch die Annahme gerechtfertigt, daß bie Beklagte Kennt- 
niß don dem Zwede diefer Einzahlung durch M. erhielt und bie 
bon diefem zu Gunjten der Klägerin ftipulicte Verpflichtung über- 
nahm, derfelben die 60000 Markt auszuzahlen. Durd diejes 
Nechtsgefchäft erfüllte M. feine der Klägerin gegenüber über- 
nommene Verpflichtung, die dadurch) auch in die Lage verfekt 
wurbe, ben zu ihrer Eintragung nöthigen Nachweis über Einzahlung 
des Aktienfapital® zu erbringen. Daß die Klägerin die Stipulation 
zu ihren Gunften auch acceptirt habe, ergebe fih aus dem Um- 
Itande, daß fie unbeftritten bereit8 am 24. Iuli 1893 einen Be- 
trag von 6000 Mark aus dem für fie hinterlegten Betrag und 
in kurzen Zwifchenräumen bis zum 7. Oft. 1893 mehr als ?,, 
des Sejammtbetrages erhob und nachgehend® auf Auszahlung des 
Neitbetrages Hagte. Das in Frage fommende NRechtsgeihäft ftelle 
fih als ein von M. mit der Beklagten gethätigtes depositum 
irregulare zu Gunften der Klägerin dar. NRevifion zurüdgemiefen. 
In 8.555 E&.P.0. ift nicht vorausgefegt, daß für die einzelnen 
Thatjachen jedesmal aus den Urkunden ein unmittelbarer voller 
Beweis fi ergeben muß, vielmehr fteht auch hier, was den Ur: 
fundeninhalt angeht, dem Nichter die freie Beweiswürdigung zu. 
E8 erfcheint auch unerheblich, dak nicht alle Elemente des zwifchen 
den Parteien begründeten Nechtsverbältniffes in dem Scheine zum 
Ausdrud gefommen find. IL, 101/94 vom 5. Sun. 
824c. Das Berufungsgericht ift auf Grund einer eingehenden 
Erörterung über die gegenwärtige Beichaffenheit der Klagewechjel 
zu dem im Gegenfaß zur erjtinftanzlichen Enticheidung ftehenden 
Ergebniß gelangt, daß die Wechfel, obwohl fie mehrfach eingerifien 
find und bei zweien von ihnen eine nachträgliche Zufammenklebung 
eines ganz durchgehenden Nifjes ftattgefunden hat und obwohl 
hiernady Meine Defekte theil® in der Unterfchrift des Ausjtellers, 
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theil8 in der im Kontert angegebenen Wechjelfumme wahrzunehmen Urkunden- und 
find, — dennoch weder als falfch oder verfälfcht (Art. 75 W. DO.) Wedielprozen. 
no al8 fraftlos oder für den Urfundenprozeß mwerthlos, vielmehr 
als beweisfräftige Urkumden im Sinne des 8. 384 &. BP. ©. zu 
erachten feien. Hierbei ift insbefondere erwogen, daß die Wechfel 
bereit am 26. Iuli 1893 dem Gericht erfter Inftanz vorgelegen 
haben und damals nicht fo defekt gewejen fein können, weil fonft 
die Klage fofort abgemwiejen worden wäre, während im Gegentheil 
ihre Borlegung an den Beklagten zur Anerkennung ober eidlichen 
Ableugnung bejchloffen worden fei. Die Wechjel feien demnächft 
nad) Amerika geichicdt, dort in verjchiedenen Händen gewejen, 
dann wieder zurüdgejchidt, fodaß fich nicht beurtheilen laffe, ob 
und welde NRiffe bi8 zum Zage des eritinftanzlichen Urtheils ent- 
Itanden feien. Wie ber Augenfchein ergebe, befinden fi) die Riffe 
in den Brucdjftellen ber zweimal zufammengefalteten Wechfel. ‘Das 
Material fei erfichtlich Tchleht und im Laufe der Zeit Tchadhaft 
geworben. Wenn daher auf der NRiüdjeite Papierftreifen gegen 
die Bruchftelle geklebt feien, fo fei, ganz abgefehen davon, daß 
man nicht wilfe, ob dies nicht erft jett gefchehen fei, hieraus nur 
zu folgern, daß dem Papier ein feiterer Halt habe gegeben werden 
jollen, nicht aber daß die Wechfel, nachdem fie zerftört, d. 5. ab- 
fihtli faffirt waren, wieder eine trügerifche Geltung erlangen 
jollten. Der gegen diefe Entjcheidung gerichteten Nevifion war 
der Erfolg zu verfagen. Die Nüge mangelnder Schlüffigkeit be- 
züglid) der Erwägung, e8 fei nicht anzunehmen, daß die Wechjel 
bereit8 am 26. Sult 1893 fo defekt gewejen feien, da fonft die 
Klage fofort abgewiefen worben wäre, — ift an fi zutreffend, 
Ihon deswegen, weil da8 Gericht erjter Inftanz bei Erlaß des 
Urtheils ganz anders bejett war, wie in der Verhandlung vom 
26. Suli 1893; allein aud biefe Erwägung enthält nicht den 
eigentlichen Entfcheidungsgrund des angefochtenen Urtheils. Xeb- 
teres beruht vielmehr im Wejentlichen auf einer Beurtheilung der 
durd) den Augenichein wahrnehmbaren Beichaffenheit der Klage- 
wechfel unter Berüdfichtigung der Thatjache, daß die Wechfel zum 
Zwed der Beweisaufnahme nad Amerika verichiet worden find. 
Die hieraus vom Berufungsgericht gezogenen Sclüffe find un- 
abhängig von der durch die Nevifion beanftandeten Erwägung. 
Db aber die Wechjel troß der Defekte al8 beweisfräftige Urkunden 
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Urtunden- md im Sinne $. 384 E. P. DO. anzufehen find, unterliegt ber that- 
Wedfelprogeß. eunlichen Prüfung. I, 122/94 vom 23. Iuni. 


Ehe- 


825. Durch 8.576 E&.P.O. wird nit ausgejdhloffen, daß 


a der Ehegatte die neue Eheicheidungsflage auf jolche vor dem früheren 


Rechtshüffe. 


Ehefcheidungsprozeß vorgefommene Handlungen bes andern Ehe- 
gatten ftütt, welche er damals nicht beweifen Tonnte und deshalb 
damals nicht vorgebradt hat, die er aber nun, hier durd ein 
außergerichtliches Zugeftändniß vor Zeugen, ermweifen fann. IV, 
252/94 vom 31. Ian. 95. 

826. Erftinftanzlih war auf Trennung der Cheleute von 
Tiih und Bett (ohne Beichräntung auf eine beftimmte Zeit) ge- 
Hogt. Auf Grund des feftgeftellten Ehebruch® hat da8 Landgericht 
bie Che geichieden. Im der von der Beklagten befchrittenen Bes 
rufung bat Kläger auf Scheidung der Ehe angetragen. Danad) 
hat das Dberlandeögericht die Berufung zurücgewieien. Revifion 
zurüdgewiefen. Denn im Chejcheidungsprozeß Tan nad) dem 
Plenarbefhluß vom 12. Iuni 1893 aud noch in der Berufung 
von einer Klage auf die andere übergegangen werden. Daß ein 
Verfahren in Ehefachen vorlag, fan nicht beswegen abgelehnt 
werden, weil die erhobene Klage unzuläffig gewejen fei. Denn 
ein Antrag auf dauernde Scheidung von Tifh und Bett enthält 
immer aud) da® minus eines Antrags auf zeitweilige Trennung. 
IIl, 40/95 vom 14. Mai. 

826b. Wie bas Neichögericht wiederholt ausgefprocden hat 
(vgl. da8 Urtheil vom 20. Aprif 1882, bei Raffow und Küngel, 
Db. 26, ©. 1180), hindert $. 577 €. P. DO. das Gericht nid, 
unter Berüdfichtigung des Inhalts der Prozeßverhandlungen nad 
8.259 bei Beurtheilung der Thatfrage auf alle Erklärungen der 
Parteien und fomit auch auf ein Zugeftändnig Nüdficht zu nehmen. 
IV, 137/94 vom 8. Nov. 

826c. Auf die Befchwerde des Batentamts hat das Neiche- 
geriht auf Grund des $. 32 des Patentgefeges unter analoger 
Anwendung ber 88. 98, 662 ©. B. D., $S. 157 ff. des Geridits- 
verfaffungsgefeges ausgefprocden, daß, wenn in einem Nichtigfeits- 
prozeffe rechtöfräftig auf Roftenerftattung gefprochen ift, der Kojten- 
feitftellungsbefchluß des Batentamts und des Neichögerihts von 
dem erjuchten Amtsgericht mit der Vollitredungsflaujel zu ver- 
jehen if. I, 128/92 vom 19. Sept. 94. 
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827. Der Gerichtsvollzieher hat im Auftrage des Gläubigers 
die Benachrichtigung einer von bdiefem beabfichtigten Pfändung 
einer ausftehenden Forderung feines Schuldners gemäß 8. 744 
E.P. OD. dem Schuldner und drei Drittihuldnern zugeftellt. Das 
war ein Alt der Zwangsvollitredung. Die weitere Befchwerbe, 
welche der Gerichtsvollzieher gegen die landgerichtliche Feititellung 
feiner Gebühr erhoben hat, hätte deshalb nad) 8. 22 der Gebühren- 
ordnung für Gerichtsvollzieher und $. 701 &. B. DO. als fofortige 
Beichwerbe erhoben werden müfjen. Wegen VBerfäumung der Frift 
ift fie mit Recht zurücdgewiefen. B.IV, 22/95 vom 31. Ian. 

828. Der Gläubiger hat gegen feinen Schuldner den ding- 
Tihen Arreit in das Vermögen feines Schuldners erwirft, und 
diefer ift durch Pfändung in dem Schuldner zuftehende Erbanfprüche 
volfftredt. Duch das Teftament des Erblafferd war die DVer- 
tümmerung des dem Schuldner zugewiefenen Erbtheil® durch 
Arrefte, Zwangsvoliftredung oder einftweilige Verfügung unter: 
fagt. Das Landgericht Hat aus biefem Grunde die Pfändung 
zufolge Einfpruch® des Teftamentsvollftreders auf Grund $. 685 
€. B. DO. wieder aufgehoben, da8 Kammergericht hat auf die Be- 
Ichmwerde des Gläubiger den urjprüngliden Pfändungsbeichluß 
wieder hergeftellt. Das Reichsgericht hat die hiergegen erhobene 
weitere Befchwerde zurüdigewiefen. Denn die nacdgefudhte Ent- 
fcheidung des DVollftredungsgerichts jchafft Feine Rechtskraft für 
dasjenige Nechtsverhältnig, aus welchem die Unzuläffigfeit einer 
Vollftredungsmaßregel begründet werden fol. Sie enthält nur 
eine Anordnung darüber, ob, wie und in welchem Umfange bie 
angefochtene Wollftredungsmaßregel zunähft zur Ausführung 
fommen foll, ohne ber fpäteren Entichetdung des Prozekgerichts 
über das der Anfechtung zu Grunde Tiegende Rechtsverhältniß zu 
präjubiziren. Die Enticheidung des Vollftredungsgerichts über dic 
beftrittene Zuläffigfeit einer Vollftredungsmaßregel hat aber die 
Wirfung, daß derjenige der DBetheiligten, zu deifen Ungunften fie 
ergeht, auf den Weg des Prozefjcs gedrängt wird, wenn er die 
Nechtsverfolgung des Gegners al8 gerechtfertigt nicht anerkennen 
will. Diefe Stellung des PVollftredungsgerichts rechtfertigt e®, 
wenn dafjelbe bei feiner Entfcheidung fi) von der Erwägung 
leiten läßt, daß e8 im Zweifel räthlicher fei, denjenigen auf die 
Beihreitung des Nechtöweges zu verweilen, der ungewöhnliche, 
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Zwange- dem gejeßlichen NRechtszuftande wiberftreitende Rechte für fih in 
solftretung: Aniprudh nimmt, al8 den, der bie regelmäßige Rechtslage für 
fih hat. Daß damit da8 PVollftredungsgericht in ben praktiich 
wicdhtigften Fällen fein Eingreifen verjagt, ift nicht richtig, bemn 
eine Entfcheidung hat das Vollftreddungsgericht immer zu treffen. 
Bei diefer Entiheidung handelt e8 fid) aber, ihrer Bedeutung ent- 
Iprechend, für zweifelhafte Fälle um eine einftweilige Regelung 
der Rechtsftellung der Parteien. Wenn diefe nach dem oben ans» 
gegebenen Gefichtspunfte erfolgt, jo kann das nicht gemißbilfigt 
werden. Daß einerjeits ein Privatpfändungsverbot einen bem 
gemeinen Recht wiberftreitenden Nechtszuftand herftellt, ift nicht 
zu beftreiten, und daß andererjeits im vorliegenden Falle über die 
rechtlihe Wirffamkeit de& geltend gemadjten teftamentarifchen 
Pfändungsverbots bei jegiger Sadlage nicht unerhebliche Zweifel 
beitehen, geht fowohl aus der Begründung des angefochtenen Be- 
Ichluffes, wie aus den eigenen Darlegungen des Bejchwerbeführers 

deutlich hervor. B.I, 5/95 vom 6. Yebr. 

829. E&.P.0D.8. 715, Nr. 4 hütt das Werkzeug des Hand- 
werters und die demfelben gleichftehenden Gegenftände gegen die 
Pfändung, eritredt fi) aber nicht auf Vorräthe, welche der Hand- 
werfer zur Verarbeitung angefchafft hat... B.IV, 75/95 vom 
11. April. 

830. Der Schuldner R. hat fi) damit einverftanden erklärt, 
daß die Pfändung bis zur gänzlichen Auszahlung beftehen bleibt. 
Yft in diefer Beftimmung des Vergleih8 auch nicht eine DBe- 
willigung der Zwangsverfteigerung zu finden, jo hat Fl. doc) die 
Vortdauer der Pfändung bewilligt, alfo in gewiffen Umfange auf 
die Wohlthat des S. 715, Nr. 4 E.P. DO. verzichtet, was nicht für 
unzuläffig erachtet werden fann. B.II, 48/95 vom 19. April. 

831. Nach Erhebung der Klage hat der Kläger an X. cedirt. 
Das für vorläufig vollftredbar erklärte Berufungsurtheil hat den 
DBellagten verurtheilt. Nachdem Bellagter die Revifion eingelegt 
hatte, beantragte 2. beim Neichögericht, da8 Berufungsurtheil für 
Lt. al8 NRechtsnachfolger mit der Vollftreddungsflaufel zu verfehen. 
Diefer Antrag ift abgelehnt. Denn durch die DBeifügung der 
VBollftrekungsflaufel für den Ceffionar, wogegen Bellagter Wider- 
fprud erhoben Hat, füme 2. in ein prozefiuales Verhältnig zu 
diefem, was 8. 236 €. BP. OD. widerfpridt. Bei Aufhebung des 
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Vollitredungsurtheils Fönnte gemäß $. 655, Ab. 2 eine Ver- 
urtheilung des Klägers zur Neftitution nicht erfolgen, weil der 
Kläger nichts erhoben haben würde. VI, 52,95 vom 6. Mat. 

832. Der Kläger fordert Aufhebung der Zwangsvollftredung 
und Freigabe ber Pfanditüde Damit tft er abgewiefen, weil ein 
Theil der Yorderung des DBeflagten, wegen deren gepfändet ift, 
no nicht bezahlt ift. I, 52/95 vom 18. Mai. 

8325. Wenn aud der Klagantrag und das Urtheil ent- 
Iprechend dem Art. 160, Ab. 19. © 3. nur auf abfchriftliche 
Mittheilung der Bilanz bis Ende 1893 gerichtet find, jo beruhen 
fie doc) auf der Vorausjegung, daß die Bellagten der Vorjchrift 
des Gefekes Art. 29 9. ©. 2. genügt und die Bilanz aufgemacht 
haben. Der Sinn und der Zwed der Verurtheilung fonnte dem- 
nach nur fein, die Beklagten anzuhalten, die angefertigte Bilanz 
vorzulegen und, wenn fie entgegen ihrer gejeglichen Verpflichtung 
eine folhe nicht angefertigt hatten, fie zur Aufmachung und Mit- 
theilung der Bilanz zu zwingen. Nachdem nun die abfchriftliche 
Mittheilung nicht erfolgt ift, wurde der Vollitredungsantrag gemäß 
8. 773 E. B. DO. mit Redt darauf gerichtet, den Kläger zu er- 
mächtigen, die den Bellagten obliegende Handlung der Aufmachung 
der Bilanz, welche die VBorausfegung für deren abjchriftliche Mit- 
theilung an den Kläger ift, durch einen Dritten vornehmen zu 
laffen. B.I, 54/94 vom 20. Juni. 

832c. DBellagte ift rechtöfräftig verurtheilt, dem Kläger das 
Verzeichniß der im Urtheil bezeichneten Briefe mitzutheilen und 
dies Verzeichniß mit dem Offenbarungseide zu bekräftigen, d.h. 
feine Nichtigkeit zu befchwören. Das Verzeihniß hat er dem 
Kläger mitgetheilt. Zur weiteren Erfüllung bes Urtheils durch 
Leiftung des Eides fann er gemäß $. 774 CE. BP. OD. dburd Geld- 
ftrafe nur auf Antrag des Kläger® angehalten werden. Einen 
folhen Antrag hat der Kläger bisher nicht geftellt, und nod 
weniger durfte auf die Beichwerde des Beklagten auf eine Geld- 
Strafe erfannt werden, welche der erfte Richter nicht ausgefprocdhen 
hatte. 88. 279, 498. Diefer Theil des angefochtenen Bejchluffes 
war deshalb in Fortfall zu bringen. Im Vebrigen aber hat es 
bei dem Befchluffe zu verbleiben, welcher anordnet, daß der De: 
Hagte zur Leiftung des von dem Landgericht normirten Eide8 von 
der Vollftredungsabtheilung des Amtsgerichts I zu Berlin an- 
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zuhalten fei. Der Antrag und die Entjcheidung des Landgerichts 
betreffen die VBollftredung des rechtsfräftigen Urtheils, die dadurd) 
ermöglicht werden follte, nicht das materielle Rechtsverhältnig ber 
Parteien, welhes durd das rechtsfräftige Urtheil feftgeftellt ift. 
Die Entfcheidung fällt danach unter die dem Prozekgericht im 
8. 774 6.®B.D. zugewiejene Funktion. Darauf beruht auch der 
8. 31, I, 22 der Pr. U. G. DO. Daß die Enticheidung fih als 
Urtheil bezeichnet, ändert feine vechtlihe Natur nit. Danach 
war die fofortige Beichwerde das richtige und zuläffige Rechts- 
mitte. Die Norm de8 Eides aber, welche die Enticheiding 
formulirt, befhwert den Beklagten nicht und wird in der jeßigen 
Beichwerde auch nicht weiter angegriffen. B.I, 83/94 vom 8. Dec. 

832d. Nachdem der Beklagte rehtsfräftig verurtheilt war, 
gewifle Veränderungen mit einem Schuppen vorzunehmen, um den 
mit dem dortigen YFabrikbetriebe verbundenen Lärm auf ein er- 
trägfiche® Maß zurüdzuführen, ftellte er den Antrag auf vors 
läufige Einftellung der Zwangsvollitredung (C. B. DO. 8. 688), 
indem er glaubhaft machte, daß er den Yabrikbetrieb fon vorher 
eingeftellt habe und nicht wieder aufnehmen werbe, vielmehr den 
Schuppen juhen werde zu verlaufen. Zugleich bat er um Er- 
theilung einer Frift zur Erhebung der Widerfpruchsflage nad) 
8. 686. Da der Kläger inzwilchen ben Antrag auf Zwang$- 
vollftredung aus $. 773 geftellt hatte, gab das Landgericht diejfem 
Antrage ftatt und verwarf den Antrag bes Beklagten. Mit der 
jofortigen Befchwerde machte der Bellagte glaubhaft, daß er den 
Schuppen auf Abbruch verfauft habe. Das Kammergericht ver- 
fügte die einftweilige Einftellung der Zwangsvollitredung, be- 
ftimmte dem Beklagten eine Frift von drei Wochen zur Erhebung 
der Widerjpruchsflage, wie8 den Vollftredungsantrag des 
Klägers ab und Iegte die Koften de& Verfahrens dem Kläger 
auf. Das Neichögericht hob auf Beichwerde des Klägers den 
Beichluß des Kammergerichts auf, ftellte den Beichluß des Land- 
gerichtS wieder her, ftellte die Ausführung dejjelben einftweilen 
unter Beitiunmung einer dreimöchentlichen Frift für Erhebung der 
Widerfpruchsflage ein, und behielt die Entjcheidung über die Koften 
des Verfahrens dem über die Widerfpruchsflage ergehenden Urtheil, 
eventuell einer auf Antrag einer Partei zu erlaffenden befonderen 
Entjcheidung vor. Denn nur auf diefem Wege behält e8 Kläger 
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in der Hand, feinem Vollftredungsreht Fortgang zu geben, ohne Zmange- 
erft einen neuen Voliftredtungsantrag ftellen zu müffen, wenn die Polftredung. 
Klage nicht erhoben wird. Da es aud; nod dahin fteht, ob bie 
Klage erhoben und derjelben entiprodhen wird, fo: ift jeßt noch 
nicht über die Koften zu entfcheiden. B. V, 204/94 vom 15. Dec. 

833. Bei dem Landgericht Saarbrüden wurde ein Haus Subhaftation. 
fubhaftirt. Kläger erhielt Anweifung für feine Worderung von 
1533 Mark 15 Pf. auf den Anfteigerer und deifen Bürgen. Gegen 
dieje hat er bei dem Landgericht Met auf Zahlung geflagt. Das 
Neichsgeriht Hat die Klagabweifung aufgehoben und zurüd- 
verwiefen. Denn nad) dem Pr. Gejeg vom 18. April 1887 wird 
durch die Zahlungsanweifung für den Gläubiger eine perjönliche 
Forderung gegen den Anfteigerer begründet; daß damit zugleich 
für den Gläubiger eine vollftredibare Urkunde gegeben wird, fchliekt 
aber eine Klage des Gläubigers nicht aus. Denn die vollftredhare 
Urkunde ift fein rechtsfräftiges Urtheil. Ihr fehlt die materielfe 
Nechtökraft, vermöge deren e8 den Parteien verwehrt tft, über den 
entichiedbenen Anspruch eine nochmalige Enticheidung des Richters 
zu verlangen. Auch wird in ER. die fi aus Code 2123 und 
88. 22, 9 bes e. I. Gejetes vom 24. Yuli 1889 ergebende DBe- 
fugniß, eine Hhpothef wegen der Urtheilsfumme auf die Grund- 
ftüde des PVerurtheilten eintragen zu Laffen, durch die Urkunde 
nicht begründet. II, 2/95 vom 8. März. 

834. Der Erfteher ift jeßt wegen Geijtesfrankheit entmündigt. 
Da die Erjtehungsgelder nicht gezahlt wurden, ift anderweit fub- 
haftirt; ausgefallene Hypothefgläubiger haben auf Grund des eriten 
Zuichlagsurtheil® die Zmangsvollitredung betrieben. Der Pfleger 
wendete ein, ber Erfteher jet bereit8 bei Abgabe feines Gebots 
geiftesfrant geweien. Damit wurde er im Zmwangevollitredungs- 
verfahren nicht gehört. Solange das Zufchlagsurtheil nicht mittelft 
der zu diefem Zmwede ftatuirten Nichtigkeitsbefchwerde bejeitigt ift, 
behält e8 feine vechtswirfende Kraft, begründet insbefondere gemäß 
8. 129 des Gefeßes vom 13. Iuli 1883 das Nedht zur Zmangs- 
bolfitredung behufs Beitreibung des rüditändig gebliebenen und 
überwiejenen Kaufgeldes gegen den Erfteher. Erit dadurd), daf 
auf dem bezeichneten Wege das Zufchlagsurtheil und damit die 
Verpflichtung des Erftehers zur Bezahlung des Kaufgeldes auf- 
gehoben tft, verliert das Zujchlagsurtheil feine Vollftredbarkeit 
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und die Zwangsvollitredung ihre nothwendige Grundlage. V, 
398/94 vom 15. Mai 9. 

835. Ein Wirthichaftsinipektor Hatte unter Anderm 3000 Mart 
Provifion liquidirt, welche ihm die Eigenthümerin des fubhaftirten 
Gut8 dafür bewilligt hatte, daß er die Proben des auf dem Gute 
gefundenen NRajeneifenfteins hatte analyfiren laffen, Geipann und 
Leute vom Gute zu dem Betriebe geftellt, die Förderung kontrolict, 
den Derfauf und den gefammten gejchäftlichen Theil des LUnter- 
nehmers beforgt hatte. Da die Erfteherin, welche mit einem Theile 
ihrer Hhpothet ausgefallen war, bieje bei Seftftellung bes ge- 
ringften Gebot8 berüdfichtigte Forderung beftritten Hatte, war der 
Betrag hinterlegt. Der Infpektor ift mit feiner Klage abgewiefen. 
Denn foweit es fi um ‘Dienfte handelte, welche zu der Zeit, 
als die Provifion verjprochen wurde, bereit geleiftet waren, lag 
eine reine Schenkung vor, da die Verhandlungen in den Bereid) 
der dem Kläger als Imfpektor obliegenden Dienfte fielen. Für 
eine folche fteht aber da8 Vorredht aus 8. 26 des Gefeked vom 
13. Juli 1883 nicht zu. Soweit e8 fi aber um noch zu leiftende 
Dienfte handelte, war eine Sonderung, wieviel von der Propifion 
hierauf entfiel, für in diefem Falle unausführbar erklärt. Repifion 
zurücigewiejen. V, 436/94 vom 29. Mai 95. 

836. Im Fall 93/94. Der Kläger darf al8 wahrer Eigen- 
thümer der Hhpothef Nr. 37 aud die auf diefe Hhpothef bei der 
RKaufgeldervertheilung entfallenen Beträge für fi) beanfpruchen, 
mag er fie auch, den thatjächlihen VBerhältniffen folgend, als 
Gläubiger der Hhpothef Nr. 36 liquidirt und dabei die Meinung 
geäußert haben, das für die Hhpothef Nr. 37 eingetragene Bor- 
recht beftehe nicht mehr. Denn eine Vorichrift, daß die Slage, 
mit welcher ber im Zmwangsverjteigerungsverfahren erhobene Wider: 
\pruch gegen den ZTheilungsplan verfolgt wird, nur auf den im 
Zwangsverjteigerungsverfahren angegebenen Grund geftüßt werden 
fann — wie fie für die Klage auf Feftjtellung einer beftrittenen 
Konkursforderung nad) $. 134, Abf. 4 der 8. DO. gilt — ift weber 
in dem Zwangsvollftredtungsgefege vom 13. Juli 1883 (vgl. $. 113) 
nod in dort zur Ergänzung herangezogenen Beltimmungen der 
Givilprozeßordnung ($$. 762— 768) enthalten. Im Vertheilunge- 
verfahren genügt es, baß Kläger den Betrag ber Kaufgelder, 
welcher dem Liquidat der Beflagten zugetheilt war, für fein Liquibdat 
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beanfpruchte, einer rechtlichen Begründung diefes Verlangend® — Subpaflation. 
wie fie im 8. 72 ber Subhaftationsordnung vom 15. März 1869 

gefordert war — bedurfte e8 nicht, diefe Fonnte der zu erhebenden 

Klage vorbehalten werden (vgl. Krec und Filcher, 3. Aufl., ©. 375, 

Anm. TAbß). V, 419/94 vom 1. Mai/26. Iunt 95. 

837. Der Zufchlag ift verjagt, weil die Befanntmachung 
des Verfteigerungstermins an den Pfleger der bei der Subhaftation 
intereffirten Minorennen, die erft elf Tage vor dem ZQermine er- 
folgt ift, dem $. 47 des Pr. Zwangsvollitredungsgejees nicht ent- 
Ipriht, und der Widerfpruch des Pfleger gegen den Zufchlag 
darum gerechtfertigt erfcheint, $. 75, Nr. 7. Der Vollftredunge- 
richter würde forreft verfahren haben, wenn er den NRedte- 
nadhfolgern der Frau I., al er den Tod der lekteren in Er- 
fahrung gebradit hatte, zur Empfangnahme der Zuftellung fofort 
einen bejonderen Vertreter beftellt hätte, 8. 4, Nr. 4. Zwar wider- 
fpricht e8 dem Gejege nicht, daß der Vollftredungsrichter die Rechte- 
nachfolger felber ermittelte und beim VBormundichafterichter die 
Einleitung einer Pflegihaft in Antrag brachte; aber er mußte 
dann aud) dafür forgen, daß der Verfteigerungstermin nod) redt- 
zeitig dem Pfleger befannt gemacht wurde. Die im $. 47 ans 
geordnete zweiwöchige Frift bezwedt ben Imtereffenten zur Vor- 
bereitung auf den Verfteigerungstermin Zeit zu gewähren, und 
dies Net Tann den Betheiligten dadurch, daß der Richter Er- 
mittelungen vornimmt, zu denen ihn das Gefeg nicht verpflichtet, 
nicht verfümmert werden. B.V, 60/95 vom 31. Mai. 

837b. Die Beichwerde des Dr. A. und der Witwe I. gegen 
den Zufchlag im Subhaftationsverfahren war darauf geftügt, daß 
die Bedingungen, unter welchen da8 Meiftgebot abgegeben jei, 
von den gejeglichen abweichen. Sie tft verworfen, weil ein darauf 
geftügter Wideripruh nur dann zu berüdfichtigen gewefen fei, 
wenn er von den im Verfteigerungstermine anmwefenden Belchwerde- 
führern in diefem Xermine felbft erhoben worden, wa® nicht ge- 
ihehen jet (Pr. Gefeß vom 13. Iuli 1883, SS. 72, 75, Nr. 3, 
78, 86, 89). Hiergegen haben die Beichwerdeführer geltend ge- 
madıt, daß die Witwe I. im PVerfteigerungstermine nicht anwefend 
und nicht gehörig vertreten gemefen fei, da der für fie aufgetretene 
Rechtsanwalt G. nur deren Prozeßbevollmächtiger, nicht deren 
Vertreter gewejen jei. Diefer Angriff ift nicht gerechtfertigt. Nad) 
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Inhalt des BVerfteigerungsprotofolls vom 25. April 1894 haben 
fih al8 Intereffenten gemeldet der Dr. A. in Berfon und der 
Rechtsanwalt ©. für Franzisfa I., und haben die Intereffenten, 
dazu aufgefordert, nah Schluß der Verfteigerung Erklärungen 
über den Zufchjlag nicht gegeben. Als Prozepbevollmächtigter der 
3. hat ber Rechtsanwalt ©. nicht allein den Antrag auf Zwangs- 
verfteigerung geftellt, fondern die I. während des ganzen Ber- 
fahrens vertreten. Dazu war er aber nah 8.77 EP. OD. burd 
feine Prozekvollmadt ermächtigt, ohne einer befonderen Vollmacht 
für da8 Zmwangsverfteigerungsverfahren zu bedürfen. B. Y 112/94 
vom 16. Juni. 

837c. Hamburg. Der öffentliche Verkäufer des Grund- 
ftäds hatte zugleich den Miethbeichlag erlangt. Das Berufungs- 
gericht hat angenommen, daß da® Recht auf die vom 1. Mai 
1892 ab laufenden Miethen fofort mit dem Zufchlage insbefondere 
unabhängig von der Berichtigung des Kaufpreifes auf den Käufer 
übergegangen jei, fodaß der aus der Hinterlegung entiprumgene 
Anfpruh an das Amtsgericht mit dem Zufchlage fofort dem Käufer 
zuftand, als jei die Abtretung des Anipruhe fchon im Voraus 
in dem AZufchlage erflärt. Das verftößt gegen feine revifible 
Rechtsnorm. Wenn auch das Eigenthum an dem Grundftüd nicht 
mit dem Zufchlag, fondern erft dur die Umfchreibung auf den 
Käufer übergeht, fo ift die Abtretung von Forderungen an feine 
beftimmte Form der Willenserflärung gebunden. VI, 86/94 vom 
21. Iunt. 

838. Die Zuftändigfeit des Landgerichts für ben von dem- 
fefben beichloffenen Arreft ergibt fi) Schon daraus, daß thatjädj- 
fih die Hauptfadhe bei dem Landgericht anhängig gemacht tft, und 
daß dies Gericht fi) durch fein zunädit nod) nicht rechtsfräfttges 
Urtheil in der Hauptfadhe für zuftändig erklärt hat. Danad) ift 
das Landgericht da8 Gericht der Hauptjadye im Sinne des $. 799 
E. PB. D., aud) wern anzunehmen wäre, daß das Landgericht fi 
mit Unredt für die Hauptfache als zuftändig erklärt hätte. Es 
ift nicht angängig, in dem Verfahren über den von dem Gericht, 
bei dem die Hauptjadhe anhängig ift, beichloffenen Arreft über die 
Zuftändigfeit des Gerichts für die Verhandlung der Hauptjadhe 
felbftändig zu entfcheiden. Denn da® würde zur Yolge haben 
können, baß für den Arreft die Zuftändigfeit angenommen, in dem 
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Hauptprozeß aber demnächft rechtskräftig abgelehnt, oder umgekehrt 
die Unzuftändigkeit in dem Arreftprozeß rechtskräftig ausgeiprochen, 
in der Hauptfache aber demnäcdjft die Zuftändigfeit rechtskräftig 
fejtgeftellt werden könnte. Da der Arreft von der Zuftändigfeit 
des Gerichts in der Hauptjadhe abhängt, jo muß auch der Aus- 
fprudy über die Zuftändigfeit in dem Urtheil über die Hauptjache 
für den Arreftprozeß maßgeblich fein. I, 497/94 vom 27. Febr. 95. 

838b. Die Sicherheitsleiftung fann wohl die Glaubhaft- 
madung erjeßen; wenn aber materiell Fein Arreftgrund vorliegt, 
hilft die Sicherheitsleiftung nichts. Hier lag aber ein Arreft- 
grund vor. Denn das Grundftüd der Beklagten foll das einzige 
Dbjeft fein, in welches die Erefution wegen der Forderung bes 
Klägers mit Erfolg ftattfinden könnte. Die Zmwangsvolfftredung 
würde alfo auf das äußerfte gefährdet fein, wenn die Beklagten, 
welche damit umgehen follen, da® Grundftüd zu verlaufen oder 
mit Hüpothefen zu belaften, diefe Abficht ausführen. Daß die 
dadurch in das Vermögen bes Beflagten gelangenden Werthe ein 
ebenfo bereites Crefutionsobjeft bilden, fan nicht ohne meitere® 
angenommen werden. ES ift deshalb bei dem Arrejt belaffen. 
V, 158/94 vom 11. Iuli. 

838c. Ob das Gericht die Anordnung eines Arreftes oder 
einer einftweiligen Verfügung von einer Sicherheitsleiftung ab» 
hängig zu machen für geboten eradıtet, ift nad) feinem freien 
Ermeffen zu entiheiden (E. P. DO. SS. 801, 815). Die Sider- 
heitsleiftung bezwedt den Ecdyut des Gegners gegen die aus der 
Anordnung der einftweiligen Verfügung ihm drohenden Nachtheile, 
die angebliche Mittellofigkeit der Kläger aber Tann die Gegen- 
partei de8 Anipruhs auf diefen Schug nicht berauben. Ihrem 
Zwede gemäß kann die Sicherheitsleiftung bei einem Arreft oder 
einer einftweiligen Verfügung nur dem Antragjteller auferlegt 
werden. Daß der Gegner die beantragte Meaßregel durch Hinter- 
legung eines angemefjenen Geldbetrags abwenden fan, beruht 
auf gejeglicher Vorfchrift (8. 803), tft au in dem angefochtenen 
Deichluffe ausgeiprochen, und ber Hinweis der Beichwerdeführer 
darauf, daß dies mehr ber Billigfeit entjprechen würde, al® die 
von ihnen erforderte Sicherheitsleiftung, kann fomit zur Aenderung 
des angefochtenen Beichluffes nicht führen. B.V, 146/94 vom 
13. Aug. 
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839. Der Apothefer war in Konkurs verfallen, die Uten- 
filien und Vorräthe waren von der Subhaftation des Grundftüds 
ausgeichloffen, weil e8 zwiichen dem Konkursverwalter und den 
Hypothefgläubigern ftreitig war, ob diejelben al& Pertinenzien zu 
dem Grundftüc gehören. Inzwilchen war die Apothefe unter An- 
Ihaffung neuer Sachen in ein anderes Haus verlegt und dem 
Erjteher des Grundftüds die Konzeifton zu einer Apothele ver- 
weigert. Auf Antrag des Konkursverwalters ift eine einftweilige 
Verfügung dahin erlafien, daß mit Ausnahme der unter befondere 
Verwahrung genommenen Gifte die Gegenftände zur öffentlichen 
Verfteigerung zu bringen feien; NRevifion der Ohpothelgläubiger 
zurüdgewiefen. Daß dem Konfursverwalter jegliches Interefje an 
dem Verbleib rejp. der Verwerthung der Sachen mangele, wäre 
jelbft dann nicht der Fall, wenn die Zugehörigkeit der fraglichen 
Objekte zur Abfonderungsmaffe — Immobiliarmaffe — Mar vor- 
gelegen hätte. Denn auch wenn jene Sachen einen — nod uns 
veräußerten — Beftandtheil der Ietteren Mlaffe bildeten, lag e® 
immerhin dem Konfursverwalter, welcher von der Befugniß aus 
8.116 8. DO. Gebraud) gemadıt hatte, ob, eine al8baldige DVer- 
fteigerung aud) diejes Neftbeftandes der Immobiliarmafje vor 
deifen partiellem VBerderb bezw. Entwerthung zu betreiben, zumal 
er auch dafür zu forgen hatte, daß die Konkursmaffe nicht un- 
nöthiger Weife mit Aufbewahrungs- oder Lagerfoften bejchwert 
würde. Die Beitimmung der zu treffenden Maßregeln unterlag 
nad $. 817, Abi. 1 E. PB. DO. dem freien Ermeifen des Berufungs- 
gerichts, in melches der Revifionsrichter mangels Erfichtlichkeit 
einer Gefeßesverlegung nicht einzugreifen hat. V, 349/94 vom 
16. Ian. 95. 

840. Dem Bellagten ift ein Batent ertheilt auf ein neues 
Berfahren und einen Apparat zum Pichen und Entpiden von 
Täffern. Für Deutichland hat er zur Ausbeutung der Erfindung 
dem T., für das Ausland dem E. Licenz ertheilt. Kläger hat 
die Erfindung von dem Beklagten vor ber Anmeldung durch Ver- 
trag erworben. Die einjtweilige Verfügung, woburd) dem Be- 
Hagten jede gegen diefen Vertrag verftoßende Handlung unterjagt 
wurde, ijt dur) Berufungsurtheil aufgehoben; Nevifion zurüd- 
gewiefen. Denn da ber DBellagte die Berträge mit 7. und E. 
bereitö geichlofjen hatte, al8 Kläger den Antrag auf einftweilige 
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Verfügung ftellte, jo Handelt es fich nicht mehr um Aufrecht- Cinftweilige 
haltung eines beftehenden Zuftandes — 8. 814 C.B. O.—. Aller Yerfügung. 
dinge war damals die Erfindung zur Patentirung zwar an- 
gemeldet, aber das Patent noch nicht ertheilt. Allein die Ertheilung 
des Patents ift als bloße Folge der vor dem Antrage auf die 
einftweilige Verfügung gefchehenen Nahjuchung des Patents nicht 
al8 eine Veränderung des beftehenden Zuftandes im Sinne bes 
8. 814 zu betrachten. Die Bejorgnig weiterer den Kläger fchädigen- 
der Handlungen hält aber der Berufungsrichter gegenüber der That- 
jache, daß der Beklagte um das Patent unter Aufwendung von Koften 
nadhgejucht und die LKicenzverträge, welche dem Beklagten Vortheile 
darbieten, geichloffen hat, infonderheit nicht nad der Richtung 
für glaubhaft, daß der Beflagte die Erfindung freigeben werde. 
Die in ber einftweiligen Verfügung geforderte Sicherheitsleiftung 
würde endlich nicht die zur Begründung der einftweiligen DVer- 
fügung dienlichen Z’hatfachen erjegen fünnen. IV, 310/94 vom 
21. San. 95. 

841. Klägerin ift nach ihrer Behauptung in Folge der dur 
ein Verichulden des DBellagten verurfadhten völligen Zerrüttung 
ihrer Gejundheit in einen Zuftand der Erwerbsunfähigfeit von 
vorläufig nicht beitimmbarer Dauer verjeßt. Ueber den von ihr 
erhobenen Anipruch jchwebt der Prozeß in der Berufungsinftanz. 
Behufs Hebung des Nothitandes, in welchem fie fich befinde, be- 
antragt fie gegen Bellagten Erlaß einer einftweiligen Verfügung 
auf Zahlung von 50 Darf monatlicher Alimente. Das ift gejek- 
ich nicht unzuläffig. R.©. €, 2b. 9, ©. 336. B. VI, 24/95 
vom 7. März. 

842. Dem DBellagten jteht ein vollftredbarer Anipruch auf 
eine vom Kläger zu zahlende Rente, dem Kläger ein vollftredlbarer 
Anipruh auf Koftenerftattung zu. Der Kläger hat eine einit- 
weilige Verfügung auf Einftellung der Zwangsvollitredung wegen 
der Rente beantragt; damit ift er abgewiefen. Denn für eine 
progefjualiiche Maßregel, welche den Zwed hat, die fünftige Zmangs- 
vollftrefung wegen der dem Kläger zuftehenden Koftenforderung 
zu fihern, ift fein Raum, da die Zmwangsvollitredung felbft ftatt- 
finden Tann. Hätte aber der Kläger die Befugniß nicht, die 
Koftenforderung gegen die Rente aufzurechnen, fo würde auch die 
Pfändung als Mittel der Aufrehnung unzuläffig fein. Ebenfo 
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Einftweilige unzuläffig wäre dann aber auch eine einftweilige Verfügung 
Verfügung. pepufs Herbeiführung der Aufrechnung. IV, 312/94 vom 
18. Mär; 95. 
842b. Der Bellagte hat gegen die einftweilige Verfügung 
und da8 diefelbe bejtätigende Urtheil den Einwand erhoben, daß 
die biefer einjtweiligen Verfügung zu Grunde liegenden ZTihat- 
fahen in dem rechtskräftig entichiedenen Vorprozeß bereits ge= 
würdigt feien, und ber Klägerin daher die Einrede der rechts- 
fräftig entichiedenen Sache entgegenftehe. Diefe Einrede hat das 
Berufungsgericht für unbegründet erachtet, indem es ausführt, 
daß, da die Entfcheidung bes Vorprozefjes darauf beruhe, daß die 
von der Klägerin behaupteten Mifhandlungen nicht hinreichend 
glaubhaft gemacht feien, diefe Entfcheidung dem Erlaß einer neuen 
gleichlautenden einftweiligen Verfügung im Laufe des Eheicheidungs- 
prozefjes nicht entgegenftehe, wenn inzwijchen Umftände eingetreten 
jeien, welche die grundlegenden Thatjachen nunmehr ausreichend 
glaubhaft ericheinen Tiefen. Dieje Vorausjegung treffe im gegen- 
wärtigen Galle zu, weil, während im Vorprozeß die eidesitatt- 
lichen Verficherungen der Zeugen vorgelegen hätten, nunmehr durd) 
eine richterliche, theilweife eidfiche Vernehmung der Zeugen in 
den Ehejcheidungsprozeß auch der Sachverhalt ber der einftweiligen 
Verfügung zu Grunde liegenden Thatfachen Elargeitellt, d. 5. wie 
weiterhin dargelegt wird, glaubhaft gemacht fei. Das Kammer 
gericht hat die Berufung des Beklagten zurücgewiefen, das Reichs- 
gericht die Revifion; denn die rechtöfräftige Verneinung der Recht: 
mäßigfeit der früher getroffenen Anordnungen berührt die Frage 
nicht, ob e8 in Folge befjerer Slaubhaftmahung nunmehr gerecht 
fertigt erjcheint, die betreffenden Anordnungen, felbjtverftändlic) 
auh nur wieder ald vorläufige Maßnahmen, zu treffen. Aud 
ergibt fich aus der prozeljualen Bedeutung der Slaubhaftmadhung 
für die Begründung des Antrages auf Anlegung eines Arreites 
oder einer einftweiligen Verfügung ($. 800 ©. ®. DO), daß diele 
Slaubhaftnahung dem YBeweisantritt und der Beweiserhebung 
in Nedtsjtreiten, welche die definitive Entfcheidung über einen An- 
\pruch bezweden, nicht gleichfteht, weil die Beweismittel keinen Be- 
ftandtheil des Klagegrundes bilden. IV, 153/94 vom 18./28. Suni. 
842c. Gegen die mit ihrem Ehemann in Gütergemeinjdaft 
lebende Ehefrau, weldhe als Cigenthümerin des Grundftüds ein- 
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getragen war, allein und ohne Zuziehung ihres Ehemanns durfte 
von dem Hhpothefgläubiger eine einftweilige Verfügung wegen 
Devaftation des Grundjtüds nicht beantragt und erlaffen werden. 
Das NReichsgericht hat die Verfügung aufgehoben. Denn dadurd, 
daß der Ehemann bei der Vollziehung der e. B. gegenwärtig ge- 
weien ift und feinen Widerfprucd erhoben Hat, tft diefelbe nicht 
geheilt. Ein Widerfpruh ftand dem Ehemann gegenüber dem 
mit der Vollziehung beauftragten Beamten überhaupt nicht zu. 
Aus der Unterlaffung deffelben können deshalb rechtliche Tolgen 
gegen den Ehemann nicht hergeleitet werben. ‘Daß einer derjenigen 
Fälle vorliegt, in welchen zur Abwehr nadıtheiliger Wirkungen 
der Handlung eines Andern eine Proteftation eingelegt werden 
muß, läßt füch nicht erjehen und ift au vom Berufungsrichter 
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nicht dargelegt. Das NReichögeriht hat zwar angenommen, daß . 


unter Umständen aus dem thatfächlichen Verhalten des Ehemanns 
geichloffen werden fann, daß er die Prozekführung feiner Ehefrau 
allein genehmigen wolle. Daß in dem Nichtwiderfprechen des 
Ehemanns eine diefen Schluß rechtfertigende Tonfludente Dand- 
lung liege, hat der Berufungsrichter jedoch nicht angenommen 
und fonnte er aud nicht annehmen, da bloßes Stilljchweigen nur 
dann für Einwilligung geachtet wird, wenn der Schweigende ver- 
möge des Gejetes zur Erklärung verbunden war (ÜL.R. I, 4, 
$. 61), was hier nicht der Fall ift. V, 212/94 vom 14. Yuli. 

843. Nach den für den vorliegenden Verficherungsfall maß- 
gebenden Beftimmungen bed Vertrages ift für den Tall, daß bie 
Höhe einer Entfhädigung auf dem Wege gütlicher Uebereinkunft 
zwilchen dem Beichädigten und der Verficherungsgefellfchaft nicht 
feitgeftellt wird, der Beichädigte berechtigt, die Berufung eines 
Sciedsgerihts zu verlangen. Bier war zur Entjcheidung der 
ftreitig gebliebenen Punkte ein Schiedsgericht berufen, und der 
Dbmann hat, wie aus der Urkunde, in welcher SS. 851 ff. E.P.OD. 
angezogen find, hervorgeht, eine jchtedsrichterliche Entjcheidung 
geben wollen. Seine Enticheidung entjpricht aber den Vorjchriften 
des Gefeßes nicht. Er hat nicht entichieden, was die Beklagte 
für die mit andern Vorräthen verbrannte, allein ftreitig gebliebene 
Haferernte zu zahlen habe, fondern er hat nur ausgefprodhen, dem 
Beichädigten fet der auf einer Fläche von 82,14 Morgen geerntete 
und verbrannte Hafer mit 11 Centner Körner und 15 Gentner 
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Stroh per Morgen zu entihädigen. Das war nidht der Aus- 
Ipruch eines Schtedsrichters, fondern der eines Arbitratord. Nicht 
eine Nechtöftreitigfeit, fondern ein einzelner Punkt eines Rechts- 
ftreit8 war entichieden. Thatjächlih war nicht die ganze Hafer: 
ernte verbrannt. Streitig blieb, von wie viel Morgen die Ernte 
verbrannt fei; 0b, da die einzelnen Morgen einen verfchiedenen 
Ertrag ergeben hatten, der ‘Durchfchnitt, welcher dem Ausfprud) 
der Arbitratoren für die Fläche von 82,14 Morgen zu Grunde 
lag, auch für die geringere Tläche paßte, von welder die Ernte 
in jener Scheune geborgen war. Mit vollem Recht hat deshalb 
der Berufungsrichter unter Beifeitefegung bed Ausipruhs des 
Dbmanns die Entihädigung für die Haferernte nad) freier Prüfung 
aller hierbei in Betracht fommenden Punkte feftgeftellt. I, 358/94 
vom 30. Ian. 95. 

844. Die Nachprüfung, ob ein unklagbares Differenzgefchäft 
abgeichloffen und deshalb dem verurtheilenden Schiedsfpruch die 
Vollftredtbarbeit zu verjagen fei, fteht den Staatögerichten zu, 
wenn der Beklagte im fchiedsrichterlihen Verfahren deffen Zu- 
läffigfeit mit der Behauptung des Differenzgefchäfts nur über- 
haupt widerjprochen, wenn er aud) die Einrede nicht näher fub- 
Itantiirt, die dazu geeigneten Thatjachen vielmehr erjt vor dem 
Staatögericht behauptet hat. I, 67/94 vom 20. Oft. 

845. Dem Bellagten ift, nachdem der Schiedsiprudh erlaffen 
war, die Einrede des Vergleihd erwahjen. Da das Sciede- 
gericht mit Ertheilung des Schiedsipruchs feine Funktion erfüllt 
hatte, jo war die Sadje wegen diefer nach dem Sprucd) erwachjenen 
Einrede nicht von Neuem bei dem Schiedsgericht zu verhandeln, 
vielmehr war in dem Verfahren wegen Zuläffigfeit der Zmwangs- 
vollftredung über die Einrede zu erfennen. Dgl. B.L, 5/88 vom 
15. Sebr. 1888, bei Bolze, Praxis, Bd. V, 1408; I, 29/91 vom 
22. April 1891, dafeldft Bd. XII, 770; VI, 77/93 vom 5. Juni 
1893, dafelbjt Bd. XVII, Nr. 845. I, 369/94 vom 6. Febr. 95. 

846. Da die Beflagte fich geweigert hatte, in vorbehalt- 
fojer Weife einen Schiedsrichter zu bezeichnen, hatte Kläger einen 
Anlaß, zu beantragen, daß Beklagte anzuerkennen habe, Klägerin 
jei berechtigt, die Bildung eine® SchiedögerichtS zu verlangen, 
daß das erfennende Gericht einen Schiedsrichter für die Beflagte 
ernennen wolle. Das Berufungsgericht hat ausgefprodhen, daß 
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der zweite Antrag eine Erörterung des erfteren ohne Präjudiz für 
die demnädhjft von dem Schiedögericht felbft zu treffende Beurtheilung 
nothwendig made, und hat fich dahin ausgefproden, daß der Fall 
der Schiedsrichterlichen Entiheidung gegeben fei, jobaß die Be- 
rufung gegen die eritinftanzlihe Ernennung des Schiedsrichters 
zurücdgewiefen tft. Wevifion zurüdgewiefen. II, 338/94 vom 
15. $ebr. 95. 

847. Die Kläger haben Aufhebung des Sciedsipruches be- 
antragt, weil fich der Schiedsvertrag auf die entichiedenen Bunte 
nicht erftredtt habe; die Klage ift abgewiefen. “Der Erblaffer der 
Kläger Hat den einen der beiden jett in Rede ftehenden Streit- 
puntte felbft dem Schiedsgerichte zur Enticheidung unterbreitet 
und der DBellagte fich hierauf eingelafjen; der andere Bunkt ift 
umgefehrt vom Bellagten an das Schiedsgericht gebracht und der 
fägerifche Erblaffer Hat fi ohne Weiteres auf die Verhandlung 
darüber eingelaffen. Unbedenklich Fonnte hierin die Abfchließung 
eines ftillfcehweigenden Sciedsvertrages über bdieje Streitpunfte 
gefunden werden. Freilih fünnten die Parteien durh Irrthum 
zu jenem Verhalten veranlaft und deswegen die Annahme eines 
jtillfchweigenden Sciedsvertrages ausgeichloffen fein; aber ein 
folder Irrthum müßte behauptet und bewiejen fein, wovon hier 
Nichts vorliegt. Die Einwendung der Kläger aber, der Vertrag 
würde nicht perfeft geworden fein, weil die Schiedsrichter nicht 
zugeftimmt hätten, ift grundlos. Natürlich können Schiedsrichter 
nicht genöthigt werden, einen Streitpunft zu entjcheiden, auf den 
fih ihr receptum nicht bezog; aber wenn fie ihn entjcheiden, jo 
tritt der etwaige Schiedövertrag der Parteien infoweit ohne Weiteres 
in Wirffamfeit, und es ift dabei gleichgültig, ob da8 Schiedsgericht 
zugleich andere in gleicher Lage befindliche Streitpuntte zu ent- 
fcheiden ablehnt. VI, 323/94 vom 14. Febr. 95. 

848. Nah dem mafgebenden Ausipruh des DBerufungs- 
gerichts ift da8 Schiedsgericht der Budapefter Waaren- und Eiffelten- 
börfe ein Schiedsgericht, fondern ein jtaatliches Sondergeridt. 
Die in dem Schinffchein enthaltene Unterwerfung unter den Sprud) 
diejes Gerichts ift deshalb bezüglich des Berliner Bellagten nur 
al8 prorogatio fori angejehen, und da die Vorausjegungen des 
8. 661 €. P. OD. nicht vorliegen, die Klage auf Volljtredbarkeits- 
erllärung wegen des verurtheilenden Sprucd® des Schied8gerichts, 
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eventuell auf Zahlung der Summe abgewiefen; Revifion zurüd- 
gewiefen. -I, 457/94 vom 10. April 95. 

849. Wenn auch nad) dem XTejtament den drei ZTeftamentsd- 
vollitredern nur die gütergemeinfchaftliche Vertretung zufteht, jo 
fann daraus die Ungültigkeit des Sciedsipruch® nicht abgeleitet 
werben, daß die Klage nur einem der Zeftamentsvollftreder zu= 
geftellt je. Daraus ergibt fi) weder, daß die Beklagten im 
chiedsrichterlichen Verfahren nicht nad) Vorfchrift der Gejege ver- 
treten waren, nocd daß ihnen nicht das rechtliche Gehör gewährt 
worden fei. I, 20/95 vom 25. Mai. 

849b. Der Sciebsvertrag enthielt Beitimmungen darüber, 
wie im fchiedsrichterlichen Verfahren jelbft — dur Relurs an 
den Direktorialausfhuß — der Mangel des rechtlichen Gehörs 
mit Ausfchluß jeder Einrede und jedes Nechtsmitteld gegen die 
Entiheidung des Ausschuffes zur Geltung zu bringen fei. Das 
Berufungsgericht findet hierin die Vereinbarung, daß die Ent- 
Icheidung des Direktorialausschuffes unbedingt und ohne Zulaffung 
einer weiteren Anfechtung des Schiedsipruchhe maßgebend fein fol, 
und zwar aud dann, wenn die Entfcheidung des Ausichuffes nicht 
auf Grund fachlicher Prüfung über den Nekurs ergeht, fondern — 
wie hier — den Refurs wegen verfpäteter Einlegung al® unzu- 
lälfig verwirftl. Ein Nechtsiretfum bei diefer Auslegung des 
Sciedsvertrages ift nicht erfichtlih. Iene Auslegung aber redht- 
fertigt die Annahme, daß die gerichtliche Klage auf Aufhebung 
des Schiedsipruh® wegen Nichtgewährung des rechtlichen Gehörs 
nicht ftattfinde. Einen ausdrüdlichen Verzicht auf die Klage ver: 
langt 8. 807 &.B.O. nidt. VI, 304/94 vom 22. Nov. 

849c. Dresden. Nach den Statuten der beklagten Genofjen- 
\haft kann ein Mitglied ausgefchloffen werden, wenn es durd) 
unwürdiges Verhalten die Standesehre jchädigt oder öffentliches 
Aergerniß gibt. „Dem ausgefchloffenen Mitgliede fteht Lediglich 
da8 Necht der Berufung an die nächte gemeinfchaftliche Situng 
ded Präfidiums und des Auffichtsraths offen; doc muß dieje 
Berufung bei deren Verluft innerhalb vier Wochen, vom Empfange 
der Anzeige an gerechnet, bei dem Präfidium angebracht werden.‘ 
Das Berufungsgericht verneint, daß hierin überhaupt ein Sciede- 
gericht eingejeßt fei, indem es aus diefer Statutenbeftimmung, 
betreffend die Zufammenfegung der Inftanz, welche über die Be- 
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rufung gegen den Ausichluß entjcheiden foll, augenfcheinlich folgert, 
daß ein Schiedsgericht oder Schiebsvertrag nicht gemeint fein Tann. 
Dagegen nimmt das Berufungsgeriht an, daß der Sinn ber 
Beitimmung der fei: der dur Beichluß des Präfidiums Aus- 
geichloffene Fünne jedenfalls mit Erfolg den Rechtsweg gegen den 
Ausschluß nicht befchreiten, che nicht auf feine Berufung Präfidium 
und Auffic;tsrath in gemeinfchaftlicher Sigung die Ausschließung 
beftätigt hätten, indem erft dann der Ausfchluß wirklich ftatuten- 
gemäß erfolgt fei. Nevifion zurücdgewieien. VI, 268/94 vom 
29. Dec. 

850. Als dem BP. im Februar 1893 der zunädit auf Mai 
1893 gejtellte Wechjel über 3000 Mark von dem Beamten ber 
beflagten Gejellihaft zum Accept vorgelegt wurde, äußerte er zu 
diefem, ‚‚er werde den Wechjel zur Verfallzeit unbedingt nicht 
einlöfen fünnen‘; er hat die gleiche Aeußerung gethan, als ihm 
behufs Prolongation diefer Wechjelihuld im Mat 1893 ein neuer 
Wechfel vorgelegt wurde; er hat im Auguft 1893 der Berliner 
Handelögefellfhaft, an welde der (zweite) am 15. Aug. 1893 
fällige Wecjjel begeben worden war, geichrieben ‚er fet nicht in 
der Lage, den Betrag fofort zu bezahlen”, und hat derjelben Vor- 
Ichläge wegen allmählicher Abzahlung gemadt; die Firma &&B. 
bat ihn im December 1893 wegen 2000 Mark verklagt und auf 
Grund des wider ihn erlangten Urtheil® eine Zmwangshhypothef 
auf feinen Grunbdbefig eintragen lafien; 3—4 Wochen vor dem 
2. Sehr. 1894 ift der Gerichtspollzieher zwei Mal bet ihm behufs 
Zwangsvollftredung wegen einer Heineren Forderung erjchienen, 
welche indeffen nachträglich bezahlt wurde; PB. war während der 
ganzen angegebenen Zeit zahlungsunfähig, und ift am 5. Febr. 
1894 in Konkurs gefallen. Das Neichögericht hat danad) an- 
genommen, daß BP. fchon vor dem 2. Febr. 1894 feine Zahlungen 
eingejtellt hatte. III, 46/95 vom 17. Mat. 

851. Der Gemeinfhuldner Hatte in Halle a. ©. ein Kom- 
miffionslager von Mafchinen der Klägerin. Er hat aus bdiejem 
Lager feinerjeits Kommiffionslager in Deffau, Naumburg a. ©. 
und Burzdorf errichtet. Die Klägerin fordert von dem Konkurs- 
verwalter Herausgabe der in den letten Lagern nody vorhandenen 
Mafchinen auf Grund eines Ausfonderungsrehts. Das Reidjs- 
gericht hat da8 verurtheilende Berufungsurtheil aufgehoben, zurüd- 
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verwiejen. Allerdings ift der Ausfonderungsanfprud darauf ge- 
richtet, daß der Konkursverwalter die auszufondernden Sachen 
hberausgibt, da die Ausfonderung nur von dem vorgenommen 
werden kann, welcher Befit und Verwaltung über die ganze Maffe 
ausübt. Das fett aber voraus, daß der Konkursverwalter fich 
thatfählih im Befit und Gewahrfam der auszufondernden Sachen 
befindet. Daß dies hier der Fall fei, war in genügender Weile 
von dem Berufungsgericht nicht feftgeftellt. Nach der Angabe des 
Konktursverwalters retinirten vielmehr die Inhaber jener Läger 
die Sachen wegen Pfandrecdte, die fie zu haben behaupteten. Die 
Verpflichtung liegt aber dem Konkursverwalter nicht ob, fich Befik 
und Gewahrjam von dem Dritten zu erjtreiten ober denjelben 
wegen feines behaupteten Rechts an den Sachen abzufinden, um 
fie dem ausjonderungsberechtigten Eigentümer auszuhändigen. 
Das kann er dem Cigenthümer felbjt überlaffen. II, 351/94 
vom 26. Tebr. 95. 

852. Im Fall 371 hatte der Berufungsrichter rechtsirrthüäme 
ih 8. 15 8. DO. gegen den Konkursverwalter angewendet. Der 
Vertrag war von der Klägerin durd; Hergabe des Darlehns voll: 
jtändig erfüllt und ihrerjeits ftand bei der Konkurseröffnung am 
30. April 1891 Feine Leiftung mehr aus. Was ber Berufunge- 
richter al8 folche bezeichnet, die Rückgabe des Pfandes, ift nicht 
Erfüllung des Vertrages, fondern Erfüllung der rechtlichen Ver- 
pflichtung aus der Rüdzahlung des Darlehns, 8.159, I, 20OAUL.R., 
und die Verwahrung des Pfandes, SS. 121, 122, I, 20, ift theils 
Ausübung des Pfandrechts, theils Erfüllung der aus dem Pfand- 
vertrage folgenden gefeglichen Pflicht. UWebrigens ift auch in der 
NRüdzahlung des Darlehns und der Nüdnahme des Pfandes die 
Erffärung bes Verwalters, daß er die Erfüllung des Vertrages 
feitens der Klägerin zur Konkursmaffe verlange, nicht zu finden, 
und eine Erklärung des DVerwalters anderer Art ift weder be- 
hauptet nod) feftgejtellt. I, 462/94 vom 20. April 95. 

853. It die Forderung dur Eintrag in die Konkurs: 
tabelle ohne Widerfpruch des Gemeinfchuldners feitgeftellt — K. OD. 
8.152 —, fo wird dadurd auch während des noch jchwebenden 
Konfursverfahrens der nad) 8. 2 des Anfechtungsgejetes erforder: 
(iche vollftredibare Titel begründet. III, 53/95 vom 24. Mat. ' 

853b. Das Net auf abgefonderte Befriedigung fteht dem 
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Bermiether nad) 8. 41, Nr. 4 der 8. D. zu wegen des laufenden 
Miethözinfes, d. i. desjenigen Zinfes, welcher feit dem legten ge- 
jeglichen oder vertragsmäßigen Fälligleitstermine dor Eröffnung 
des Konkurfes bis zur Beendigung bes Miethsverhältniffes zu zahlen 
ift. Dabei bildet jener Theil des Zinfes, welcher für die Zeit nad) 
Eröffnung des Ronkurfes zu zahlen ift, zugleich eine Maffefchuld 
im Sinne des 8.52?8.0D. Wegen des rüdftändigen Mieths- 
zinfes fteht das Necht auf abgefonderte Befriedigung nur fo weit 
zu, al8 die Zeit, für weldje er gefordert wird, innerhalb eines 
Sahres vor der Eröffnung des Konkurjes liegt, nicht für das Jahr 
vor dem lebten Tälligfeitstage, welche vor Eröffnung de8 Kon- 
furjes lag. Da hier der Konkurs über den Miether am 23. Juli 
1891 eröffnet war, der legte Fälligfeitstermin der 1. Mai 1891 
war, fo kann das Recht auf abgefonderte Befriedigung nur begehrt 
werden für den Miethszins, welcher für die Zeit vom 23. Yuli 
1890 ab theils als rüdjtändiger, theil® als laufender zu fordern 
ift. Das ergibt fi) aus dem Wortlaut des Gejetes und aus ben 
Motiven. II, 260/94 vom 11. Dec. 

854. Durch die Eintragung einer offenen Handelögefellichaft 
zum Gejellichaftsregifter feines Konfulatsbezirfs übt der deutjche 
Konful einen Akt der nicht ftreitigen Gerichtsbarkeit aus ($. 12, 
Abf. 2 des Gefetes vom 10. Juli 1879 betreffend die Konfular- 
gerichtSbarkeit) und in Folge diejer Eintragung ift die Gejelfichaft 
fo zu beurtheilen, wie wenn fie in Deutichland beftände, und unter- 
jteht dem Schuke und der Gerichtsbarkeit des Konfuls. Deffen 
Zuftändigfeit wird begründet fowohl in Bezug auf Prozeffe für 
und gegen die Firma (Art. 111 9. ©. 3.), al® au in Bezug 
auf folche gegen die Gejellichafter und der Ietteren unter fid. 
Daß für Egypten durd) die Kaiferliche Verordnung vom 23. Der. 
1875 die Zuftändigkeit des Konjuls aufgehoben ift, wern nicht 
beide Parteien deutfche Staatsangehörige oder Schußgenofjen find, 
fommt bier weiter nit in Betradt. Ein zu Gunften der Firma 
oder gegen diejelbe ergangenes Urtheil hat auch für und gegen 
die Gejellichafter Wirkung, wenn e8 aud nicht unmittelbar in 
da8 Privatvermögen eines folhen vollitredbar ift. Weberdies 
haften gemäß Art. 112 9. ©. 3. die Gejellfhafter für die DVer- 
bindlichkeiten der Gefellfchaft folidarifch und muß daher aud für 
Prozeffe gegen fie die Zuftändigfeit des Konfulargerichts begründet 
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sreimillige fein. Daraus folgt, daß der deutfche Konful die Errichtung einer 

on “ — Handelögefellfchaft nur unter der Vorausfegung zu dem Gejellichafte- 
regijter feines Konfularbezirks eintragen Tann, daß deren jänmmt- 
fihe XZheilhaber feiner Gerichtsbarkeit unterworfen find. Der 
regelmäßige Fall wird der fein, daß alle Gefellichafter deutfche 
Neihsangehörige oder Schußgenofjen find. Ob aud eine theil- 
weife Unterwerfung eines fremden Theilhabers, nämlich foweit es 
ih um Nechtsftreite aus dem Gefellihaftsverhältniffe handelt, ge- 
nüge, insbefondere nad) den Gefete feines Heimatjtantes überhaupt 
möglid fei, fann dahingeftellt bleiben, denn Teinenfalls ift hier- 
nad die Gefellihaft „I. & D.” durch die Auflage des deutjchen 
Konfuls beichwert, daß Alerander 3., der griehifcher Unterthan 
ift, die gültige Erflärung der griechifchen Regierung dazu bei- 
bringe, daß er fi) al® Zheilhaber der offenen Handelsgefellichaft 
3%. &D., fowie für die daraus fich ergebenden Verbindlichleiten 
bedingungslos unter den Schuß und die Gerichtsbarkeit der deutfchen 
Regierung ftelle. Daß Hierzu die unterm 5./17. Aug. 1891 vom 
griehiichen Vicefonful genehmigte Erflärung des %. nit aus- 
reiche, ift durch die Auskunft des Töniglich griechiichen General- 
fonjulats in Alerandrien genügend dargethan. ‘Da nun ber 
Auflage vom 3. Yuli 1894 innerhalb der gejeßten Frift nicht ent- 
prochen worden ift, war die Verfagung der nachgejuchten Ein- 
tragung der Zweigniederlaffung in Suez und der hierfür ertheilten 
Profura geredhtfertigt.. E8 war aber auch Recht und Pflicht des 
KRonfuls, die eingetragene Firma zu löfchen und zwar ohne daß 
e8 darauf ankommen könnte, ob einer der Gründe vorliege, aus 
denen nad dem Deutichen Handelögefegbuche die Firma zu Löfchen 
it. Soldhe Gründe könnten erft in Betracht kommen, wenn bie 
Eintragung rehtsgültig gejchehen wäre. Für die Gültigkeit der 
Eintragung fehlt aber, wie vorftehend ausgeführt, die wejentliche 
Vorausfegung, daß der Konful fümmtliche ZTheilhaber der Ge- 
jellichaft und dieje felbft feiner ie unterftellen konnte. 
B.1, 2/95 vom 19. Ian. 
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‚Abhängigkeit eines Ber: 
os von der Erfüllung eines 
andern Bertraged; Barteien 

eben den andern Bertrag vor» 

ebaltslos auf 302. 
an niheiften aus Hülfsalkten 


Ugentiurvertrag. Der Klä- 
ger hat den NAlleinvertrieb 
eines eleltriihen Sicherheit3- 
apparatd übernommen; find 
die Augeiagten Eigenidhaften 
gewährt? 421; Rüdtrittsredit 
des Kläger, wenn die Be: 
Hagte einen billigeren Sons 
furrenzapparat vertreibt 422; 
u. hinfällig, wenn ber Liefe- 
rant die Batente auch nur für 
einen Xheil ded Bezirkö vers 
fallen läßt 423; die Direl- 
tion einer VBerficherungegefell- 
Schaft genehmigt ftillfchiveigend 
einen usgabeprovifiond= 
poften, weldye der Geidhäit®- 
führer aus (igenem hätte 
tragen follen 415; fein An: 
fprudh auf die vertragsmäßige 
Bropifion, wenn Diele bei Er: 
aeung eined erheblich den 

örienprei® überfteigenden 
Breijes verfprohen war, ein 
Börjenpreis aber nicht befteht 
419; Anfpruh auf YUuskunft 
wegen der von dem Auftrags 

eber direft abgefchlofjenen 

eihäfte behufs atbebung 
eines Schadenserfaganiprud) 
420; fein Mujpruch des Agen> 
ten auf Zurüdgabe feiner dem 
Auftraggeber ausgehändigten 
Kiften 418; feine Hurüdbebal: 
tung de3 Kommillionglagers, 
wenn der Geichättsherr dad 
Berhältnig aufhebt 417; ftill- 
fhmeigende Annahme des Bab- 
lungeveriprechens, welches der 
Mgent wegen der von ihm 
nit abgejegten Loofe abge- 
geben hat 416. 

Altiengefellfchaft. Dielim- 
mwandlung einer unter der 
zasal ded Wranzöfiichen 

echts Begpaubelen A. in eine 
dem 9. ©. 8. entiprechende 
unter Ausgabe neuer Aktien 
feine Aufhebung der beftehen- 


den Gefellihaft 584: Ums- 
wandlung der U. in eine Ge: 
felichaft mit beichräntter Haf- 
tung während des Brozefies 
mit dem Wltionär, Wufredjt- 
altung des Unfprudh8 unzu= 
äffig 585; Tein Anfpruch der 
A. auf Schadenderfag für die 
von dem Mltionär nicht ge= 
lieferten Kaufrüben, weil ein 
Kaufvertrag nicht zu Stande 
pen war 491 ; fein Scha> 
enderjaganipruch eines Drit- 
ten, welder auf Grund ded 
unautreffenden Berichts des 
Auhfichtäratne Altien Be 
net hat 197; U. haftet nicht 
aus von ihrem Direltor se 
fälihten und in eigenem Ra- 
men und zu feinem Vortheil 
lombardirten Mltien 231, 232; 
Berantwortlichleit der Mit: 
plieder de3 Borftandes und 
ded NAuffichtsrath, weil fie 
eine Übveräußerung obne Ge: 
nehmigung der Generalver- 
fammlung vorgenommen bas 
ben 586. 
Alimente. Raturalali- 
mente oder Geld? 189; Un= 
fprud) der Ehefrau auf U. in 
Geld, wenn der Ehemann nad) 
thatfächliher Trennung von 
feiner Ehefrau mit einer Kon- 
fubine zujammenlebt 611; der 
Alimentenanfpruch gegen die 
Mutter bat der Sohn nur für 
fih, nit für die von ihm zu 
unterbaltenden Berfonen ; die 
Emiege todies hat über- 
haupt feinen, und Namens 
der finder bat er nicht ge= 
Hagt 188; fein Erfaganipruch 
der Watjenhäufer für die ihren 
Bfleglingen gereichten U. aus 
deren Stammvermögen 190, 
Amtspflichtverlekung. 
Der Amtarichter ift bei einer 
Handlung der freiwilligen Ge: 
richtsbarfeit über die Identi:- 
tät des Komparenten getäuscht 
227; ein ANIELTRNUNGEN EINE 
hat den Beweis, dab die wegen 
Meineids verbaftete Wnge: 
fchuldigte troß de3 Brotoklolld 
gar nicht vereidigt war, nicht 





erhoben 221; Entihulbigung 
des ftellvertretenden lnter= 
nalen dur da3 
erhalten der Angeichuldigten 
233; Teine Woraudflage der 
Urheber des unrichtigen Broto= 
told 222; Haftung eines Ge» 
richtövollziehers, weldher der 
allgemeinen Berfügung des 
Amtsrihterd nicht naclam 
224; der Gerichtäpollzieher 
muß die hintereinander ein 
egangenen Biändungsauf« 
räge gleichzeitig erledigen 
225; nicht entichuldigt durch 
Umftände, wegen deren er 
hätte die Erledigung des Auf: 
trag3 binausfchieben können, 
wenn er deömwegen nicht Hin= 
audgeichoben bat 225; die er: 
ftandenen, Yrüchte find von 
em Geridhtsvollzieher nicht 
übergeben, gleichwohl hat er 
den Eritehungspreis an die 
Gläubiger eingejendet 228; 
Bahlıun sanmeifung imagi: 
närer often durdı ftäbtiiche 
Beamte ohne Prüfung von 
Ulten 239; Haftung eines No= 
tard, weil die Geilion ohne 
die Geffionarin, welche das 
Geld bereits gezahlt hatte, 
zuauzieben, anders abacfaßt 
ıft, als verabredet war 226. 
Anerlennung eines Saldo 
361, entbehrt nicht der causa, 
Irrtfum über das Beitehen 
der Schuld? 367; U. einer 
durch Erlaß erloihenen Schuld 
364; U. eines eventuellen Ans 
fpruch8 366; der Schuldner 
erfennt den Geffionar an 90; 
., daß die Jlaten durdy den 
Erbrezch gewährt feien, im- 
plicite ausgeiprocdhen 365; 
Bejeitigung der . eines un: 
ebeliden Kinded durch einen 
entgegengeicgten Mlmbung 
vertrag 362; Unerlenntniß im 
Brozgeß nur zurüdaunehnen 
wegen Jrrthbums, aud des 
Aımalt3 363, 
Anfehtung. Feine Ber: 
weifung des Nnfechtungs: 
Hägerd aut eine Husgeding- 
malje, welche zur Zeit den 
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Auszüglern haftet 207; ber 
Eintrag in die Konturstabelle 
begründet den Titel 8.2 des 
Unfehtungsgejeges noch mäh- 
rend fchmebenden Konkurfes 
853; feine U., wenn aus den 
Umftänden Beruorgebt, daß 
der Erwerber damit umging, 
die Bartei zu befriedigen, 
weldhe den Erwerb anfechtet, 
und jene Befriedigung nur an 
dem KVerbalten der WBartei 
icheiterte 209; ift da8 Aufrecdh« 
nungsgeichäft im Konfurfe an= 
fechtbar? 204; Teine U. der 
Dedung, weldhe der Mandant 
dem Mandatar zur Einlöfung 
der Gefälligleitdaccepte ein: 
fendet 206; U. der Ylaten» 
bypothef dur einen Werl 
meifter, welher auf dem 
GSrundftüd gebaut hat 210; 
u. eines auf 20 Jahre im Bor- 
aus abgeidlofienen Mieths- 
vertragd 208; U. nur gegen 
den Ehemann, obwohl die 
gütergemeinichaftliche Ehefrau 
mit veräußert hat 620; feine 
Berurtheilung zur Rüdzah- 
lung, wenn dem Bellagten 
nicht gezahlt, fondern nur 
vereinbart war, c8 follte als 
geaablt annejehen werden 205. 
Annonce. Bedeutung für 
die demnädft ergangenen Ver- 
tragädverhandlungen 201. 
nfprumöverjä rung. 
Unficherheit über die Wieder- 
befeitigung der nadıtbeiligen 
olgen einer Körperverlegung 
indert nicht zu Tlagen 156; 
eine Unterbrechung, wenn ein 
Theil unter Vorbehalt wei- 
terer Aniprüde gellagt hat 
156; Einrede aus dem Ge: 
mwährleiftungsaniprud, Aiege 
153; GErlöfhhen de3 Entichä- 
Digungsanipruhs für ent 
ogenesBebauungsredt feines 
igenthums 151; U. der Klage 
der Mitberechtigten am lehn 
154; Berjährung der Theis 
Iungallage mit der Erbichafts- 
Hage 157; Teine Verjährung 
der Sinien, welche Theil des 
interefie find 158; Leine Ver: 
ährung der Klage genen den 
Gefelichhafternad 9.®.B. 146 
im al der Wuflöjung der 
Gelelihaft durd) Konkurs 
579; ftebt die fehsmonatlicdhe 
rilt ULE.R.L,5,$. 343 dem 
niprudh des NBeitellerd auf 
Burüdnahme des gelieferten, 
montirten und benugten, aber 
untaugliden Wertes immer 
entgegen ? 337; nicht, wenn 
wegen jhulbhafter Berlegung 
von Bertragspflichten gellagt 
wird 152; feine furze Ber: 
jährung, weil bie Lerftungen 
zum Unterhalt zufammen mit 
anderen für Die verabrebete 
Gegenleiftung gewährt find und 
Kläger nidt ale Gaftwirth 
den Unterhalt gewährte 155. 


Alphabetiiches Negifter. 


TaBıttung zu einer Hand» 
lung Durch Aufforderung zu 
einer andern Handlung 215. 

AUnweifung. Keine U,, fon« 
bern Eeflion des Anfpruchs 
aus dem pactum de mutuo 
dando 396; Annahme der U., 
aus Baugeldern eine Summe 
zu zahlen, die Baugelder 
reichen nach den Dispofitionen 
des Bellagten dazu nicht aus 
401; der Wfjignat hat feine 
Unnahme ber Aftrebditive un- 
zuldifig widerrufen, Berur: 
beilung unter Burüdweifung 
der Einrede der WUrglift 399; 
Annahme bes na als 
Schuldners, wenn beim Man 
gel eines Jnftruments Der 
Yifignatar dem Nifignaten 


über feine bisherige tyorde» 
rung quittirt 400. 
otbeler. Berlauf von 


Gcheimmitteln dur U. 375; 
Apotheferpripilegium, welches 
feit 1800 nicht ausgeübt ft, 
ohne Bedeutung 114. 

Arglift durh Mittheilung 
von Xhatjahen, von deren 
Wahrheit der Mittheilende 
nicht überzeugt ift 402; fein 
Schaden de8 Auftraggebers, 
wenn der Generalbevollmäd- 
tigte nicht ala folcher, fondern 
als Bote, ohne mit dem Drit- 
ten 3u lontrahiren, unver« 
fäuflihe Wftten enfgegenge- 
nommen bat 200. 


Armenredt. Beichtverbe 
über Verweigerung des 9.3 
negenitandelog, wenn inz 


äiwifchen erfannt 821. 
Urreft. Gefährdung ber 
wangsvollftredung dur 

Beräußerung oder Berpfän« 

dung eines Grundftüds Arreit- 

grund 838b; die Sicherheits: 
leifttung fann nicht den mans 
geinden Arreftgrund, fondern 
nur deilen laubhaftmadhung 
eriegen 838b ; feine Befreiung 
der armen Bartei bon ber 

Sidherheitäleiftung 838c; Ges 

richt der Hauptiadye dasjenige 

Gericht, bei welhem d. Haupt- 

prozeß thatjählih an Angio 

ift, unerbeblih, ob dajjelbe 
zuftändig ift, wenn es fich, 
wiewohl no nicht redt3- 
fräftig,, er zuftändig in der 

ganyı e erllärt bat 838; 

Schadenserjagpflicht d. Arreft- 

ragen nur bei Berfchuldung 

198. 
aulese Iegtwillige , kein 

Berm ini 662; U., die etiva 

bon einem Dritten zu macheube 

Erbichaft an andere Perjonen 

zu reitituiren 663:664. 
Anflaffung. Welche Bartei 

hat zuerit aufaulaflen, wenn 

ein Zaufchvertrag über Grund- 
ftüde verichiedener Gerichts» 

bezirte geichlofien ift? 318. 

fteag. Eine von der 

Atiengefellihaft für O:bliga- 


tioneninhaber beauftragte 
Kommiliion 397,398; Haftung 
des Beauftragten, weil er ein 
den Obligationären haftendes 
Etabliffement entpfändet bat, 
ohne den Erlös gleihmäßig 
unter diefe zu vertbeilen 398. 

Auslegung des Beijepes 
durch den WDlinifter für den 
Unfpruh der Witwe eines 
Beamten auf Benfion nicht 
maßgebend 699. U.von®Ber- 
trägen. Der Kreis bat un- 
entgeltliche Ubtretung des zu 
einem Eifenbahnbau erforder: 
lichen ind veriproden; 
das erftredt fih_ nicht auf das 
nadhträglid zu Schuganlagen 
gegenSchneeverwehungen ver 
wendete Terrain 393; ununs 
ala analeaungemiitel betreff 
des Statuts einer Altiengejell 
ihaft? 491; U. eines Licenz- 
vertrags über Bulfometer 348; 
N. einer Befitimmung über die 
in ein Mekbud EBUITOBeN: 
den Arbeiten und die danad 
zu leiftenden Zahlungen 285. 

. Tegtmwilliger Ber: 
fügungen. Keine Umbeu= 
tung einer lestwilligen Ber- 
fügung ftatt alegung 651; 
die geieglihen Erben eines 
Sohnes find fubftituirt; um« 
a da& aud) defien Witwe? 

5 . 

Ausfetung ber Berhanb- 
Iungen nad $. 14 nidt der 
Givilprozeß wegen Höhe bed 
Echadenserfages, wenn wegen 
Meineids denunzirt war 751. 

usftattung auf Wnord- 
nung der Mutter von dem 
Etiefvater gezahlt 623. 
Auszug. o ift derfelbe 
u gemägten, nadhdem ba3 
ut, auf weldem er haftet, 
fubhaftirt und er bierbet aus« 
gefallen ift? 104; Leine Haf- 
zung auf Sicdherheitäleiftung 
104. 


Ban. Bee &e: 
nehmigung eines NBaufeblers 
des Unternehmers dur den 
Bauleiter präjudizirt bem 
Bauherrn nidyt 464. 
Baumeifter haftet nicht dem 
dritten genaer beö &e- 
bäudes, mit welchem er nicht 
tontrabirt Bat, für bie Un- 
bervobnbarkteit des Haules, 
melde eine Yolge mangel- 
hafter Zundamenttirung ift 216. 
Beamte. Erlaß ded Br. 
Minifters beaüglich ber Recht: 
verhältniffe eined_ B. 69%; 
wenn derjelbe die Auslegung 
eines Sefeges enthält, für den 
Richter nicht maßgebend 699; 
Berehnung des @ehalts eines 
auf Tantieme gefteltenSteuer- 
beamten nach Wenderung bes 
Steueriuftems 695; NWeredh- 
nung der Reifeloften eines ®., 
wenn der Beltimmungsort zu 


einer anderen Gemeinde ge- 
hört, in welcher der Bahnhof 
teat 697; Veränderung ded 
Wohnorts on under feit 
u elben Behörde, "Ber: 
nderung des Wohnungegeld= 
aufchufies 698; ülfeheizer 
technijdher Bor ereitungss 
dienft, welcher auf die Dienft- 
zeit anzurechnen ift 699; der 
nnebehaltene Theil des @e- 
halt3 eines Neichäbeamten ift 
dem zufolge feiner Verhaftung 
fuspendirten 3. auszuzahlen, 
wenn die zweite Suspenfion 
aufolge der Einleitung Der 
iSziplinarımterfuchung Ipäs 
ter ald zehn Tage nad; jeiner 
ve ung verfügt wird 696; 
einer Brivateiienbahn, 
deren Benfionirung 447. 

Bebin ung. ihteintritt 
einer Bolierhöhung, nicht ftill 
fhmweigende 8. eines Kauis 
279; Bereitelung einer B. der 
Befreiung des Uusfalldbürgen 
dur Herbeiführung eines 
billigeren Berfaufd 278; die 
B., dab ein Grundftüd als 
Begräbnig der deutichtatho: 
lifden Gemeinde benugt 
werde, tft nicht dadurch defi> 
zirt, da e8 als Begräbnik- 
plag der freireligiöfen ®e= 
meinde benugt wird 277; bie 
Ausführung eines Baues darf 
ohne Genehmigung ber baus» 
leitenden Bchörde nicht einem 
Dritten übertragen tmerden 
276 ;, wenn binnen zehn Jahren 
eine Hnpothet von 5000 Mart 
gezahlt wird. Welche Oblation 
am legten Tage der Frift ers 
forderlih, wenn der bedingt 
Berpflichtete mehr fordert 275. 

DENOEPINRAEN, eigene, 
nit gegen die Bartei zu 
wenden 771. 

Beneflsialerbe. Der Anz 
tritt eines Miterben mit der 
Mechtöwohlthat nügt den an- 
dern 653; Eubfitantiirung des 
Einwands gegen die Bermädht: 
nißllage 65%; da nur als Bor: 
behaltserbe verurtheilt, nod 
in der Bmwangsvollftredung 
nahaubolen 654; der Tefta- 
mentsvollitreder eines in: 
fuffizienten Nadjlafies zahlt 
an fi) eine WForderung 655. 

IDETELNEERNE dr eit des 
Undants bei ıderruf der 
Schenkung; Beweislaft, wenn 
Vellagter die ade Yor- 
derungen nidt felbft ein» 
aegpaen bat 161. 

ergredt. Erzförderungs= 
recht ohne Angabe eines Beit- 
punkt3 bed Beginns eingetra= 
en, tichterlide Beitimmung 
e8 VBeginns 105; die des- 
fallfigen Rechte von dem Eigen: 
tbümer eines Grunbftüdg gels 
tend gemadıt 35; “Folgen der 
Abtretung eines Grundftäds 
zur Eifenbahn, unter welcher 
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nit abgebaut werden darf 
137; teine Haftung des Berg- 
werts aus 8. 148, weil ein 
benadhbarte3 Bergwerk unter 
Ueberidpreitung ber @renze 
abgrban! und in folge deilen 
dad Grundeigentbum beidhä= 
digt hat 106; Feine Haftung 
des Berawerts aus 8. 148, 
weil dafielbe duch Anlage 
eined Brunnens im Antereile 
Dritter andern das Wafler 
entzogen hat 107; Yörderun 
aus einem neuen Felde dur 
einen Schacht, welcher in Folge 
der Geitattung des Grund» 
eigenthümers zur Yörderung 
aus einem andern ‚yelde anz 
gelegt war, ohne Erlaubniß 
de8 Grundeigenthümers und 
Mitwirkung der Bergbehörde 
nit erlaubt 108; Tein Unter: 
fagungsredht der Ubdjazenten, 
fondern nur Entihäpigungse 
anfpruch wegen der Zuflihrung 
fhädlicher Wäfjer in den difents 
lihen Yluß, wenn das Berg» 
werk fonft nicht beftehen fan 
109; die Bewerkichaft verfauft 
jelbft, nit dur den Üe= 
präientanten 240. 

Berufung.  LUnterlaffene 
Nusäbung der Tyragenflicht 
fein Grund zur Anwendung 
dea 8.501 E.8.D. 814: Er: 
weiterung des Schadenserjag: 
anfpruhd aus mmifjionen 
auf die Mobilien 815, bie 
Begründung der Nichtigkeit 
eines Zeitaments durch einen 
andern Grund in einem Bro: 
ach wegen Nüdzahlung einer 
Schuld an den Nadlaf kein 
neuer Anfprudh 815c ; iwar die 
Vorbringung der Ktompenfas 
tiongeinrede erft in der B. ver- 
fhuldet? 815d; leine Wider: 
Mage erit in der 8. 813; ®. 
der Bellagten gegen ein ber« 
urtbeilendes, für vorläufig 
vollftredbar erflärte® und bie 
Bfändung realifirendes Urs 
theil zurüdgemieien ohne Er- 
Härung, der Klagantrag jei 
erledigt 815b. 

Beichwerde. Keine ®. we 
en Yeltftellung der Höhe der 
taution im Falle 9.©.%8. 222 
821e; ausichlieklidhe YZuftän- 
digkeit des KRammergerichts 
in Subhaftationgjadjen? 820; 
feine B. des HBivangevermwal- 
terd gegen eine Verfügung, 
welche gegenüber Gläubigern 
des Sdhuldnnerd ergangen ift 
818; B. wider dad Ymilchen: 
urtbeil, welches die Beugniß- 
Deigecung für begründet er: 
achtet, während d. Berufungs« 
eriht in der Sadıe erkannt 
at 821d: WB. wegen bermwei- 
gerter Ertheilung des Armen: 
techt3 gegenftandslog, nachdem 
inzwilhen erlfannt ift 821; 
Unauläifateit einer B. gegen 
einen die vorläufige Einitel: 
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lung einer$mangsvoliftredung 
betreffenden VBeichluß 819; fo- 
fortige 8. genen eine fih als 
Urtheil anfündigende Enticheie 
dungind. Bivangspollftredung 
8370; fofortige B., deren 
Be bon Yuftelung des Be: 
dluffes läuft, fann {yon vor= 
ber erhoben werden 817; fo= 
jortige B. gegen einen vom 
Amtsgericht eröffneten Bes 
(hluß des Landgerichts nicht 
beim Amtägericdht einzulegen 
821f; erfahren, wenn der 
judex & quo die ®B. theilz 
weis für begründet eradhtet 
816; von dem angegangenen 
anbdas sußäubihe DOberlandes= 
gericht abgegeben 8210; im 

al der 8.100€.B,. 0. keine 

ahprüfung der vom Segner 
niht angegriffenen eigenen 
Liquidation des KBeichwerbdes 
führers 821b. 

Bei. B. an den zum Abs 
trieb verfauften Holze einer 
nicht im 8. des Merkäufers 
befindliden Parzelle nicht 
durch die Uebergabeerffärung 
de3 Verkäufers und die eigene 
BC INerBreung erworben, dba 
fih_ der dritte VBefiger durd) 
einftweilige Verfügung im 8. 
des Holzes gehalten hat 26; 
feine XBefigübertragung an 
Subitanztheilen burh con- 
stitutum possessorium, wenn 
die Theile mit dem Grund» 
fit verbunden bleiben 26; 
Uebergabe zum Pfanpbefiß, 
wenn Vefitentichlanung und 
Befipergreifung zeitlid außs 
einanderfallen 96; 9B. einer 
Tenitergeredtigfeit a 
rer entgegenftebender Recht3= 
anfıht der Gerichte 67; 3. 
der fämmtlihen Lehnberechz 
tigten bdburh die Senioren 
und KKonfeniorentonvente der 
Yamilie ausgeübt 27; Schug 
des fehlerbatt erworbenen B. 
gegen den Dritten 24; actio 

e precario, fein Einwand, 
ein Dritter jet Eigenthümer 
und Bellagter habe von diefem 
nepadhtet 29; aber wohl Eins 
wand, Vellagter fei Einen« 
thümer geworden 30; Sca= 
denserfag feit Sommation 
oder Klagerhebung 31. 

Betrng bei Verträgen. 
Keine Berpflidhtung des Vere 
fäufers einer Wäderei, mits 
zutheilen, daß die Badtvaaren 
unter Gewährung eines höhe» 
ren Rabatt8 verfauft werben 
299 ; Der Beklagte hatte fich ver= 
ame: verpflichtet, En 

ücher vorzulegen; er hatte 
aber feine. Stlage auf Un« 
gültigteit des Bergleich® unter 

urüdgeben auf das Ddurd 
ergleih befeitigte frühere 
Uetbeit 300 ; fein 8. durd die 
Ert Snuns in einer Annonce, 
weldhe nicht Grundlage der 
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Vertragsverhandlungen ge= 
worden ift 201; ®. durch Ber: 
(heaen ohne dab der 
KEN Er die Unmwahrheit 
tennt? 20 
Beweidlaft. Stläger hat 
auf die negativen Thatjachen, 
welche zum Slagegrund ges 
hören, zu beweijen 774; eine 
von der Regel abweichende 
Örtliche Serwehn eit 782; 8. 
eines andern Schuld rundes, 
wenn der Hupotbefge ndung 
die angegebene Darlehnsichuld 
nicht zu Grunde liegt 777; 
B. für bie haufafitt, regel- 
mäßige md einer di 
fiherung 778; Charalter 
von dem Schuldner dem Släu- 
biger geleifteten Zablun Tr 
2 wenn die Bellagte die 
entten Forderungen u t 
peie eingezogen hat, wegen 
der ereicherung zur Zeit ed 
Undants bei derruf ber 
Schenkung 161; Rüdforderung 
eines Betrags, welcher im 
an ämege eingezogen 
: B., daß der Anfprud) nicht 
aaa 162; B., wenn nad 
erfolglojer Biene © auf Red: 
nungslegung Klä eraus: 
gablung eb kon Ihm beaifierten 
EN fordert 193; 
ber unbejchräntt übernom: 
a Verpflidtung, wenn 
Bellagter die Uebernahme der 
Verp ihtung nur für eine be 
ftimmte zugeiteht 773; 
Unmöglidhleit ber en= 
leiftung, wenn ber andere 
Theil vor, A ge bat 315; 
eine einheitliche oder mehrere 
Schenkungen? 779; des 
Mandatard 398; der Beaufs 
erote bat Bablung an Dritte 
gel t, ob aus eigenen Mit- 
eln? 776; Wiederaufhebung 
eineß Berbietungsr 
Einichränkung 784 ein zur 
Ausfhachtung übergebener 
Berg die gelauite Menge Kies 
enthält 781; dietum et pro- 
missum bei Speziestauf 780; 
ein Arbeiter, welcder einen 
Unfall erlitten hat, befjert 
wieder, B. über die erb3» 
verhältnifie 785; daß der Ge- 
fell Eng zii enftlä: 
ger und Betlagt 
vielmehr “ drei Ber: 
fonen get en fei 774; in 
mweldem ältnif arteien 
bei Benußung einer Bahn be= 
ae gt waren, wenn nad 
diefem Berhältniß die Bei: 
träge e zu zahlen 
waren 783; VBorftand und Auf- 
en "einer Aftiengeiell- 
haft haben ohne Genehmi« 
gung hr gr 2. ung 
ontrahirt; welchen Be= 
lu die” Öcneralverjamm- 
ung gefaßt a ae 
n Bermädtniinehmer darf 
dad expropriis bon dem 


td unter 


ur UAnla 


Alphabetifches Regifter. 


Stammgutäbefiger Erworbene 
fordern — B. gegenüber dem 
Bellagten, weldyerdie Stamm: 
güter und was benjelben hinzu= 
erworben, fordern darf 785b. 

Bilanz, Anjag der BeEye 
bon Grundftüden und Ma- 
ichinen bei Ausscheiden eines 
Seiellichafters 574. 

Börfenge Baer. De 
Dunene ef 526, 
eg 2 eo, men 
nur agter die tive 
en ‚fine Keriibiide 
keit ausgeichloffen hat 5 
be Belle deö fermägend 
des Bellagten zur Erfüllung, 
ohne Nüdhi t auf die Mög: | dv 
lichkeit von Flreditoperationen 


528; reine Differ le f 


ohne mwelcher tä 
ih die Fondsbö bejucht 
529; Bifferenzgeich ft, wenn 
der einen Bartei belannt mer 
dab die andere nah ihren 
NVermögensverhältnifien bie 
Bapiere nicht abnehmen oder 
liefern konnte 530 ; fonfludente 
Genehmigung einer Bwang®: 
reaulirung 531. 
Bürgfdaft. Steine ber Ehe: 

u wenn diejelbe gegen 
üdgabe einer von ihr inter- 
cedendo cedirten Hpotbet 
gi Wechjel acceptirt se; 

B. folange das für die Fo 
derung verpfändete Gut I 
in der Hand des Schuldne 
oder deren finder befindet; 
das einem Sohn abgetretene 
Gut wird gegen diefenymwang3- 
weis jubhajtirt 564; Kredit» 
bürgihaft, jeder einzelne 
Bürge für eine beftimmte 
Sunmme; Uebergang der ei 
tung ‘ür das endl che 
auf d die Erben bed Bür en 
563; teine Basen 
Bablung ber Br 

olange die Schuld En noch 
auf die Summe d . ers 
ftredt 563; feine en 
des Bürgen von feiner au 
eine beftimmte Summe ber 
fhräntten "Berbindlichteit da= 
buch, dab er dem Schuldner 
Geld einhändigt, UDEEEE Ze 
zur Einlöjun ” einer Schuld 
berwenben " für welche der 
Bürge aud 
wenn der Schuldner nicht ge= 
gebtt hätte 562; hi bis Pe. 

art unter Borbehal ber 
Priorität fürd. eye e8 aan 
20000 Marf ab It; unter 
Vorbehalt Ki tät? 565; 
Ausfallsbürgichaft für eine 
Dee ar ei 


MT ee 566. 


Causa. Qufheb 
Verlöbnifjes gegen 


sen, 


eines 
abhlung 


eines unfittlichen 

322; feine .. des 

Beripredhens, enlon= 
ndentio- 


trabenten vor auch 


nalftrafe zu bewahren 323; C. 
einer Beblung und eines 
Bahlungsverjprehend nad 
fommen, daß bie Eigentölmer 
ommen, da 

rin nicht mit bietet en 
Befreiung von der 

für den a nme 
verbind Gejhn. & 


auf Dem En h sul, 
Geiticaten es Bu 
des E uniprude, ar Gejell- 
Bela wie der = 
srechte ausgelegt 
ee 
Blankocejfion 8 bon einer 
Attiengeiellichaft au Üten 
Darlehnsihuldichein 


eraudgabe einer b 
aution erlangt Gefjionar 
feinen eher auf on= 
derte Befriedigung im 
turje 350; der im 
B ae abgetretenen $runb= 
Auldbri ra der 
ehtmäß 


und ber span der €, 

ei Fuusenan nad 

a “ die ie 

u Be Bee 
enüber erfl 


Bun 
er bon dem nar 
sheet bei A 


ibIt. Eeijlionar 
en ia 


= IE 
Seite 


Embnnn 
C 


aften würde, | hat 58 


Breien ae , Be 


Ingabe von R 
gi ger iden ber ( 





einer A... drente nit u 
lid 320; feine Ungntitei Dritten, 
der verjuchöweijen Aufb 
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fiihe €. Magt allein als Ge: ie Eid Hinauslaufen würde 
werbefrau, d. Ehemann Zeuge | 796b; nicht auf den zugefcdo= 
618. benen €. erfannt, obwohl der: 
Eheliches Güterrecht. Die | jelbe nicht völlig mit dem rich- 
Ehefrau verkauft ein Grund: terliden €. übereinftimmt und 
ftüd und Erntevorräthe mit | Delat diejen nicht würde aus: 
ep des Ehemanns Ihwören bürfen, wenn er 
an den Sohn erfter Ehe unter | jenen unausgeihworen läßt 
Vorbehalt eines Auszugs u 796 c; bedingte Verurtheilung, 
ertrag eines Daufes bei dem | fih und den Ehemann ; die | obgleich Be agter einen Theil 
Verkauf eined_ Hhupothefen- | Ehe wird Deeeen, der Aus= | der Stlagbehauptungen zus 
poitend 405; daraus haftet ug verbleibt der Ehefrau | geftanden hat und danad) in 
nicht der Mafler, fondern nur | allein 613; die Ehefrau rati- 
wegen un oder Yahrläjfig- | Habirt eine Scenfung nad 
feit 405; Unterfchied von dic- | dem Tode des Ehemanns form= 
tum und promissum 434. 108 616; die Ehefrau fordert 
Dienftbarkeit,, periönliche, | ihre Dog im Konfurfe des Ehe 
nicht beitellt Durch einen Ber: | manna zurüd 617. 
trag, nach weldhem die Stadt & eideibung. _. Ehe: 
einem Gijenbahntonfortium | bruch des andern Theils nicht 
die Benugung ihrer Waffer: | zu jhliehen aus deifen Shyphi- 
leitung geftattet 68, i8 609; feine Kompenjation 
Dienftmiethe, Ein bis zur | von fon dazu benugten Ehe 
Liquidation beitellter Borftand brüden gegen einen von dem 
einer aa: Hagt nad Rombenffrerben neu begange= 
Ausbruch des Konkurjes auf | nen Ehebruch 604; feine €. bejtellt ift 791 ; feine Aufhebun 
Er er Krankheit der ic des Berufungsurtheils, mei 


ezeichnet hat 197; D. die Fort 
(defun bon Früchten durch 
en Bädter; Haftung des Ba=- 
ters al3 Anftifters 199; Scha- 
denserjaganspruch wegenAus- 
bringung eines Arreftes; Er- 
fulpationsbemweis? 198, 

Dictum et promissum die 
Erflärung über den Mieths- 





























ehren Umfange une 
bedingt haftet 795; €. über 
zwei verihiedene Momente 
eines Altes unter den Bar 
teien getheilt 792; Eidesnorm 
nur nad) dem mündlichen Bor: 
bringen, deshalb feine Be- 
rihtigung einer Zahl nad 
einer Ik eren fchriftlichen An= 
abe 79; 8 er wenn 
I die ihmwurpflicdhtige Bartei 
n unbefaunie Abwejenheit 
entfernt hat u. ihr der 


als feine gorderung, je: 
denfalls feine Mafjefchuld 445; 
Lagerung von Mais in einem 
Kahne, defien Verfchlehterung 
448; Beichäftigung der Arbei- 
ter eined Arbeitshaujes bei 
anberm Wrbeitgeber als bei 
dem Släger 451; Geltend» 
mahung eines Dienitent- 
lafjungsgrundes ausgejchlof- 
fen durd) das Verhalten des 
Dienftherrn 446; Benfioni- 
rung ber Beamten von Privat» 
DAMEN: Anfiprucd auf das Ge- 
halt, folange die Benftonirung 
nicht beantragt ilt 447; keine 
Kündbarkeit nadı den allge: 
meinen Bejtimmungen, wenn 
der Vertrag aufbeitimmte Zeit 
geichlofien 449; Unterwerfung 
unter bie erfolgte Kündigung 
nit deren eng 

Divisio parentum ter 
liberos unterfreuzt 640, 

Dritte, Lebensverfiherung 
u Gunften der Ehefrau ; deren 

ralift fteht ihrem Anfpruc 
entgegen 313, 


Ehefrau, Anipruc auf Ali- 
mente in Geld, wenn der Ehe- 
mann nad) thatjächlicher Tren- 
nung mit einer Konfubine je 
ammenlebt 611; einftweilige 

erfügung, durch welche der 
E. geftattet wird, gisen den 
Widerjpruh de Ehemanna 
einen Handel fortzujegen 612; 
E. ohne den Ehemann ber- 
Hagt, Pad Den ze m. 

ne on zugeftellt; der 
emann bat die frau in Ter: 
minen vertreten, t "Che 
es 


hilis felbft 608; auc micht | ein relevanter E. zufolge Be- 
mweisbeihluffes unzuläffig ab» 
| vet ift 793; über Ab= 
nderungsantrag nicht im 
Wege ber Bejchwerde f- be= 
finden, fondern auf Rechts» 
Bun gegen Berufungsurtheil 
1 


Eideszufhiebung. Ver- 
weigerung der Annahme in 
erfter Inftanz; Erflärung der 
Annahme in der Berufung 
797, über Indizien zuläffig 
798; zuläffig über die Ueber: 
eugung von dem Ehebrucd 
er Ehefrau 798b; gegenüber 
einem Darlehnsbefen niß zus 
läffig, der Schuldfdhein fei zur 
Bert leierungeinerSchenktung 
ausgeftellt 7980; unazuläffig, 
daß die geflagten Gejchäf 
& eigel fte waren 798d; 
ü nfichten bei einem Ber: 
traasichluß 798e, 

Eigenfcdafteiner veräußer: 
ten Sadıe, f. Gewährleiftung 
und Dictum et promissum; 
Yrerthum in fellNscht end 
borausgefegter igenichaft 
u Bi Bollerhöhung nach 
Ankauf 347. 

Eigenthumserwerb, Bor- 
bebalt des Patent bis zur 
Bezahlung des Dune es 
ze feften Bablungs in 

; ein E. am Zubehör, wenn 
das Gut übergeben, aber noch 
nicht aufgelafien ift 39; die 
Ehefrau verkauft ein dem Ehe» 
mann gehöriges ERER mit 
6 u Dan he Hpreif 42 

emanns am Sau e 42; 
ten €. an Geld, weldes der 


wegen unübermwindliher U 
neigung 610; E. aus ei 711 
A.L.R. IL 1, fhledhte Wirth» 
ihaft durch Börjenipekulatio- 
nen 602; feine Anwendung 
bon $. 721 auf diefen Fall 602; 
wörtliche Beleidigungen jchlie- 
f Anwendung von $. 700 
-2.R. II, 1 nicht aus 605; 
gehört ein Maurermeifter zum 
emeinen Stande? 606; Banf« 
Pacht ber Ehefrau 606b; auf 
einer Geite unverichuldetes 
förperliches Leiden und uns 
überwindliche Abneigung, — 
auf der andern Seite Thätlich- 
feiten und Bejchimpfungen, 
Eunfenge 601 ;überwiegende 
Schuld des Ehemanns, weil 
a einander gleichitehenden 
Beleidigungen und Thätlich- 
feiten beider Theile der Ehe: 
mann noch böslich verlaflen 
[08 bezfuchtem BEilHLaT Han 

o8 verfuchten af 607; 
aber 798b, 


dungspr . 
Reue Ghelgeiben ad auf 
Grund folder Tha en, 
a er [rüber .2 en u 
eines Gefländniften sen 
Klage auf dauernde Trennung 


von Tiih und Bett, — in der 
ftanz auf Ehejchei= 


{hu geleiftet; berfelbe ashört 
uß ge ; elbe ge 
at . ben von der helm 
zu tenden often 742, 
614; die E I ohne € Eid, dab der Ehemann mit 


einer andern Berion als jeiner 


mann, nicht mehr in der Komptoirbeamte aeffmung 
vb zu en 615; €, ver» | Ehefrau nicht fonktumbirt habe | des Briefes zurüdgegeben ha 
Hagt in U des Ehe: | 796; Leine weitere Beweis: 46; E.anden Räufer om Ber» 
manns 737; der | erhebung nöthig, wenn ber 


fäufer zugefandten Waaren, 
wenn 


aten an bie Eure den T zur Beit der 
Ankunft abwejend und nicht 


ter t ift, daß es 
implicite 365; mär- . den erlannten en 
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. nn h en €. 
ur ne i@pofts 
tion über die verfanfte e 
38; ber Gejellichafter, welder 
einen mündlichen @ejellichaitd- 
vertrag auf gemeinigaTeiigen 
Erwerb geichlofien, mird,menn 
ber Andere ein Grundjtüd auf 
eigenen Namen allein burdh 
zapanung erworben hat, aud) 
diefem gegenüber nicht Mit: 
eigenthümer nah A.U. 8. I, 
17, 8. 171 568; GEigenthums« 
überkragung einer Parzelle 
ohne deren Tataftermäßige Be- 
eihnung 43; kein €. durch 
näpiftetion, wenn foldhes 
dem mit dem (Eigenthümer 
beftehenden Bertragsperbälts 
niß wideriprady 48; unerheb- 
lIih, aus weldem &runde der 
SS IBENIDHDIFE dem Bau nicht 
widerfprah 49; &igenthum 
a in verjchiedener 


Hand 49. 

EigentäumBllage auf feit- 
Kaum der Mitberehtigung 
er tläger aneinem Familien- 
befig ohne VBezeihnung der 
Quoten, aud na von allen, 
deren Rechte beitritten find, 
und nicht gegen alle übrigen 
Mitberechtigten erhoben 64. 

Einlaffung. Der beflagte 
Verkäufer einer Rumänien 
DObligation Hat fi auf einen 
in Rumänien über die dort 
eingelegte Oppojition geführ- 
ten Prozeß nicht befümmert 
und will nun beftreiten, da 
DE Obligation geftohlen f 


Einrebe der Berlebung 
über die Hälfte bei Srund» 
ftüden, weldhe mit Hypothelen 


belaitet find und vertaufct. 


werden 483; GE. der Wrglilt 
aus einem Anjprud) an den 
Vater fteht nicht entgegen, 
wenn diejer Namens der Kin- 
der Magt 658. 

Einftweilige Berfügung 
zur Sicherung einer Be 
url welche exigibel it, un= 
aulälfig 842; e. 8, nicht wegen 
unlauteren Wettbewerb 112; 
feine e. ®. gegen die Ehefrau 
allein, Teine Heilung dadurch, 
daß der Ghemann der Aus: 
führung nicht toiderfpricht 
8420; die redhtäfräftige Ub- 
Iehnung der e. ®., mweil die 
Behauptungen durd) die eides- 
ftattlichen VBerficherungen von 
Zeugen nicht glaubhaft ge- 
macht feien, fchließt nicht aus, 
daß der Antrag auf e. 8. mit 
denjelben Behauptungen ers 
neuert wird, nachdem die Beu» 
gen eidlih vernommen find 
842b; e.%2. an Verkauf von 
Upothelerutenfilien und Bor: 
räthen, weldhe mit dem Grund: 
tüd nicht fubhaftirt, aber von 
en Hypothetgläubigern tes 
Mlamirt find 839; gegen den 


Batentinhaber, welder eine 
LZicenz ertheilt hat, aus einem 
vor der Batentanmeldung ab» 
Io en .. E amt 
e ung abgelehn ; 
e.8. auf Baklung bon Alimen« 
ten wegen werlegung 
841; e.%8., Durd) weiche der 
Ehefrau geftattet wird, bi 
dur tehtsträftigen Entichei« 
ung des Cheicheidungspro- 
eiled einen Handel gegen den 

iderfpruh des Ehemanns 
torsauleben 612. 

Itern und Kinder. Die 
durh Heflript Tlegitimirte 
Tochter des Ehemann die 
Stieftochter der Ehefrau 624; 
die Ehe ift wegen Ehebruchs 
der Mutter geichieden, fie ift 
verurtheilt, die Kinder dem 
Vater ee eben, wenit= 
aleih gegen deilen Yürforge 
Bedenken erhoben find 622; 
der Stiefvater rechnet ber 
Here eine Mit I an, 
welde er ihr ihm Wuftrage 
jene Ehefrau geleiftei hat 


ehlung, argliitige, 

duch Miittheilung von That- 
ahen, von deren Wahrheit 
er Empfehlende nicht über: 
zeugt ift, und Durch Berfchwei- 
aung erhebliher Thatiadhen 
402; wiflentlidy falihe &. da- 
durch begangen, daß der Be- 
tagte, bei welchem angefragt 
wurde, einen von dem Em- 
Broblehen unter dem Namen 
e8 Bellagten geichriebenen 
Brief nicht abgelehnt hat 403. 
Enteignung. KeinAniprud 
auf Naturalderftellung 670; 
hat der Eigenthümer den dem 
DMiether aus der &. entftehen- 
den Schaden im Enteignungs- 
verfahren zu liquidiren? 672, 
673; teine Entihädigung für 
eine Straßenverlegung, welde 
mit der zur Erweiterung ded 
Bahnhof3 vorgenommenen E. 
eines Theil des &rundftüdes 
nicht im Se men gend ftand 
669; kein Geftändnik oder An- 
erfenntniß der Höhe der zu 
gewährenden ntihädigung 
667; aber Unwiderruffigtett 
d. vorbebaltlojen Bewilligung 
der Nuszahlung eines Theile 
d.hinterlegtenEntihädigungs» 
fumme 668; dem mit einem 
Haufe bebauten Areal war die 
anderweite Bebaubarleit nad} 
einem Bebauungsplan von 
1845 entzogen; Maßftab der 
en ei fpäterer frei» 
willigerfticderlegung 666 ; Ans 
landung als wertherhöhender 
Baltor 675; die Stadt erwirbt 
swilhen dem Heit-See und 
der zu enteignenden Parzelle 
einen Theil des Sees, weldhen 
ie zu Land ummanbelt; Ein: 
uß auf die Schäßung 674; 
nteriheidung zwiichen Kauf: 


prei3 und Entihädigung be= 
zügli_ der Werzinfung nad 
dem Saufpreile 671; das 
Wiederfaufsrecht des Enteig- 
neten nicht mehr geltend iu 
madhen nad bdeflen NWejeitis 
und a das Enteignungs« 
gefe ; 
Enterbung des Sohnes 
durch den Bater in guter Ab- 
t, uachdem er ein gemeins 
haftlides Teftament mit der 
tter ichtet Hatte und 
nah deren veritorben 


Entmänbige Serial: 
ven. Der eines Eatz ni: 
ten im Fall des 8.6096.2.0. 
beftellte Recht3anwalt ift nicht 
gejeglichder Vertreter 735. 

Erbe. Sielang bes Theil» 
erben Ai lich feiner periön« 
lihenAAnfehtungsrechte gegen: 
über Berfügungen des Erb> 
lafiers 653; vorbehaltlofer An= 
tritt der Erbichaft unerbeblidy 
für das Berhältnig der Mite 
erben untereinander, aud) fo= 
weit der Einzelne &läubiger 


ift 658. 
bidgaftöftener. Keine 
Haftung der Stläger, welde 
das Erbredht in den Nadhla 
des Ehemanns getauft haben, 
r die &. vom Nadlak der 
itwe 693; Konferenden nicht 
sum Nachlaß zu rechnen 690; 
ei fideilommiflarifher Sub- 
ftitution, wenn ein fibetlom- 
mifjfar vor dem Fiduziar ver- 
ftorben und über die Ber: 
erbung von jenes Antheil ein 
Bergleih geihloffen ilt 691; 
zu verfteuerndes Erbtheil der 
natürlichen Kinder nad dem 
wirklichen Betrage, nicht nad} 
dem eines Beraleicht 6%; 
feine €. für ein Bermädtni 
u Gunften eines beftebenden 
tädtifhen Kunftinftituts 689; 
ein Bermädtniß an eine Bre- 
diger » Witwen» und Waijen« 
tale ahlt 8 Proz. 692. 


vertrag einer minder- 
jährigen Braut oder Ehefrau 
ungültig 650. 


rfhlinng, i.Bablung. Kein 
Berzicht durdy Annahme einer 
unzureihenden E. 144; Uns 
fpruch auf Lieferung eineß an» 
dern ftatt_deö gelieferten ge= 
fälichten Ziteld italienijcher 
N Erfüllungsort, |. Gerichte 
r g30rt, |. Gericht?» 
Pond; Kreditirte Kaufpreis 
huld nah Pr. A.%. 8. 311; 
für die WBerbindlichleit des 
Käufers, welcher für die ibm 
hberfandte Waare Werhiel- 
accepte einzufenden bat 312. 
iu der Kapitalfehuld 
unter Vorbehalt der Binfen 
384; WVBeriprecden, eine er 
laflene Schuld zu zablen 364. 
Erlaubte Brivntgrieh 

{daft die freireligiöfe ®e- 


Alphabetiiches Kegifter. 


447 





meinde, identifh mit ber 
beutichfatolifchen Gemeinde 


5 
et de® Eigen 
unse nach dem E&.&.@., 
obwohl d. Grundftüd im All: 
men eingetragen war 55; 
. tm Widerjpruh mit dem 
Negreß; Klarheit trop ab» 
weihender Ausführung, 50 
Sahre 45; der Kauf ein Titel 
ur E., aud wenn die von 
en Barteien ala Beftanbtheil 
betrachtete Barzelle d. Grunds 
ftüd3 nicht befonders genannt 
43; guter Glaube na 
nterfuhung d. Bweifel dur 
die zuitändige Wegierungss» 
abtbetlung 47; an einer 
Staat3ftraße durch den Fislus 
40; an den einzelnen Sachen 
eines Nachlafies 41. E. eines 
Nehts auf Wusfichtäfenfter 
nad Franzöftiihem Wedht 67. 
E. von Obligationen 131. 
Esiktion, Kein Aniprud, 
wenn dem Käufer nicht über: 
geben ift 487. 


Saleibifge Dnart. Weg: 
fül, wenn der Erbe kein 
öffentliches Inventar errichtet 
660; Bedeutung des öffent: 
lichen ars 660. 
Samilienfibeilommiß.Das 
put Berwendung in ein {$. von 
en mehreren Befigern aufge 
nommene Barlehn wird von 
ihnen einftweilig einem der» 
felben Dargeliehen; Klage eines 
’- Beliger auf Rüdzahlung 


milienktiftung. Kür dies 
felde ein Bermädtniß ausge 
worfen, Binjen davon 632; 
dajjelbe in einem gemeinschaft: 
lien Zeitament interlaffen: 
Errihtung durch den von dem 
= Ttungageriq: beftellten 
Bfleger 628; der Ehemann 
war nad dem Xode feiner 
ersten Ehefrau und Mittefta> 
torin verzogen und hatte 1 
wieder verheirathet u. Kinder 
binterlaffen; danad) das Ber: 
mädtniß Hin Hälfte ungültig, 
Buftändigfeit weldhen Ge- 
richt3 ? 630; zung errichtet 
und beftätigt in Höhe von 
60000 Mark, gültig in Höhe 
von 30000 Mark 629; %., weil 
Binien zu Sunften von ya 
milienangebörigen 631. 
auftpfaud, j. Piandrecdt. 
enfterreht des 8. 142 
Aa... I, 8 nicht abzumenden 
duch dad Erbieten de3 ver» 
bauenden Nadbars, die Fen- 
fter zu verlegen 61; nicht aus 
geihloffen dur ein NWerbot 
der Baupolizeiordnung, im 
Giebel Feniter anzulegen 60; 
Kombinationdon Benftern und 
YAıltaı 63: geleb ihe Eigen» 
thumsbeichr nlung bez. ten» 
fter 87. 


‘ben hat 266; 


Seftkellungsflage über den 
Kortbeftand einer KWerfiches 
rung, wenn burd Arbitratoren 
noch über are Buntte zu 
enticheiden ift 547; negative 
%., daB der beflagten Altien- 
gefeit aft fein Recht zufteht, 

en Bewerbebetrieb der Kläger 
zu ftören, begründet auffleuße- 
rungen de3 Direltora 113; 
Bedeutung ded rehtlihen 
Sinterelle 767. 

sb tommiflariihe Sub- 

tion. Nicht beitätigtes 
ideilommiß ala f. S. aufredht 
erhalten 645; feine Weber: 
tragung der Wusiwahl eines 
Siveilommißerben an die Bi 
duziarerbin in einem im Te 
ment vorbebaltenen el 
642; wenn der NRacjerbe in 
gültiger WVeife nicht ernannt 
ft, treten nah U. 2. 9. bie 
Snteftaterben des Erblafferd 
als Naderben ein 643; die im 
nemeinfchaftlihen Teftament 
als Fiduziarin berufene®Witwe 
hat die Erbichaft angetreten 
und dann zu Gunften eines 
Sohnes Iegtwillig verfügt 644 ; 
Widerfpruh des erften und 
zweiten Subftituten gegen eine 
vom Erblafier verbotene, vom 
Biduziar beabfidhtigte Hebung 
eines Amortifationgfonds 646 ; 
ber yiduziar hat ein Kapital 
verwendet, um bon ber 
Bellagten Unterhalt zu ver: 
fhaffen, Anfprüde der Yibei- 
lommißerben? 647 — 649; die 
ER DEDE ver maan Btlage 
gegen die Ylduziarin erhoben 


‚giema. Keine Aehnlichkeit 


Fistus. Vertretung des ;5. 
bei einem Berfauf einer Fortt« 
a durch die Regierung 
aud in Beu0 auf die Befug- 
nilje des Kifenbahnfistug 591. 

orberungöberechtigte bei 
einem Qutsiberlaflungsver: 
trage, welcher Durch eine Weis 
terveräußerung an ein anderes 
Yamilienglied modifizirt wird, 
die Kinder, wenn fhon dem 
Bater gewiille Berfügungen ges 
ftattet waren 83. 

orm. Das unterichriebene 
Aufgabetelegramm als fdhrift> 
liher Beitritt zu einer Gejells 
ihaft 262; der Kläger tlagt 
aus einer Bunktation, melde 
nur der Bellagte unterjchrie» 
eines Ber: 
gleih8 durdy Duittung über 
den Keft 271, mündlicher Ber: 
trag theilmeis erfüllt, Kläger 
Hagt, ohne fi daran zu fchren 
und ohne fi zur Rüdgewähr 
zu erbieten 260; leine Ans 
nahme der Erfüllung, wenn 
ber alte Weg geiperrt war 
und deshalb der neue benusgt 
wird 267; münbdlicher Wer: 
pflegungsvertrag und @ewäh- 


rung der Gegenleiftung einen 
Zag vor dem Tode des Ber> 
flichteten 272; 5. der Schen- 
ung nicht für einen onerojen 
Leibrentenvertrag, felbit wenn 
derfelbe zu einem Theil eine 
Saenlung enthält 259; der 
Bellagte a das Kapital 
länger behalten und dafür 
höhere Binfen zahlen 260; beim 
mündliden BBertra über 
ge en auch nach beider= 
eitd erfüllten NWertrage fein 
Entfhädigungsaniprud gegen 
d. a Hab auf Erfüllung 
oder Ent häbigung wegen 
nicht erfüllter befon exer Ns 
jooe 257; der neußvertzag: ed 
nalphabeten dburdy die Auf- 
laflung nicht geheilt, wenn 
dem Kaufvertrag eine Boll» 
madt zur Wuflafjungserflä- 
rung einverleibt war, melde 
wegen jenes yormmangels uns 
gültig war und die Auflaffung 
anfehtbar madıt 261; münd- 
licher Auftrag der Ehefrau an 
den Ehemaun gibt einen Er= 
en onen 2693; Teine 
biweifung der Klage wegen 
Abrreihung der mündlichen 
Beredung don dem geridit- 
lien Bertrage, wenn beide 
Theile die Erjüllung wollen 
264; Fteine bloß mündliche 
Mopdifilation der Brundpdienft- 
barleit 267; Beichnung zu dem 
Garantiefonds einer Berjiche- 
rungsgefelihaft auf Gegen- 
feitigteit 268, 269; feine 
Blankoceffion des Darlehns- 
Kduroine n3 einerAftiengejell« 
aft behufs Klage gegen bie 
Bürgen 270; feine Ausrillung 
der Blankoceifion, wenn nicht 
von dem uriprünglicdhen Ge= 
denten erworben 270; Ablome 
men, der Wechfelichuldner jolle 
die ihm lee Einrede im 
Wecdjelprozeile nicht geltend 
maden, re aber den 
gezahlten Wechielbetrag  zu- 
rüderhalten 265, jchriftlier 
Vertrag gewünfcht aber nicht 
DESODEEDEN, 8.117 WER. L5 
258. 

Srachtvertrag. %., wenn 
auch gelagert tvurde 476; Haf« 
tung des Frachtführers, weil 
er nicht bewiejen hat, daß das 
Nekwerden des Sahnes bei 
Uebernahme von Maid aus 
einem Dampfer nicht vermeid» 
lich gemwejen wäre 477; fyrei= 
eihnung im Konnoflement, 
in weldem auf die Charter: 
partie Vezug genommen, 
welde eine weiter gehende 

reizeichnung enthält 478; der 

mpfänger bat die Bericdhuls 
dung der Schirabeagung zu 
beweijen, wenn don accident 
of navigation freigezeichnet 
tft und im Hafen eine Be= 
aa igung Der Ladung eintritt 
418; der Empfänger zahlt die 
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predenden Theile während 
er Lölhung, der Schiffer hält 
den Reit der Ladung zurüd 
der Rheder läßt ihn demnächit 
verlaufen; Aniprüche auf La= 
gerungstoften und Liegegelder 
a Kine Kreaire 

ragep +. Unterlafjene 
Ausübung der %. fein Grund 
ur Anwendung von $. 501 
& B.D. 814; ob die geleiftete 
Abzahlung unter Vorbehalt 
ber Briorität bewirkt jei, für 
welhen Fall die Biürgfhaft 
erloich 565. 

Freie Gemeinde identiich 
mit der deutichlatholifchen Ge 
meinde 596. 

reiwillige Geridtöbar- 
feit. Darf der deutihe Kon= 
ful in einem Konjulatsbezirke 
die Ei agent einer zwi a 
einem Deutichen und riechen 
eihlofjenen 0.9. ©. in das 
andelsregifter weigern und 
d. eingetragene a Fila 
Ichaft wieder Löjchen ? ; 


(De t nit zu einem ent: 


Garantievertrag unter der 


Borausjegung geichlofien, daß 
dem Schuldner die garantirte 
Summe voll zur Verfügung 
ejtellt werde; der Garant 
Baftet überhaupt nicht, weil 
dem bdemnädft zahlungsuns 
fähig gewordenen Schuldner 
nur ein Theil der Summe zur 
Verfügung geftellt ift 567; ©. 
bezüglich einer Konventional= 
afe eritredt fich auch auf das 
efultat eines zu führenden 
Prozefles 379. 
Gebrauhömufter, Die@in- 
rede, das gellagte ©. fei zu 
Unredt eingetragen, begrün= 
det nidt Redtshäng gfeit 
egenüber dem Anjprud auf 
Sala 124. 
egenfeitiger Bertrag. 
Berp er vorzuleiften; 
zen AR la daß ie 
ner die Gegenleiftungn 
beihaffen tönne 315; dran: 
anipruh des Bellagten im 
Wege der Einrede, nicht der 
Widerflage erhoben 316 ; Klage 
und Widerflage auf Auflaffung 
von Grundftüden verjchiedener 
Gerichtsbezirke; wer fängt an? 


318; Einrede des nicht erfüll- 
ten Vertrags bei einer Gejell: 
Stellung von 


Beeit? 314; 
teuerbeamten ald Gegen 
leiftung, für welde dem Ber- 
miether das Verjprochene zu 
gablen ift, audy wenn er felbft 
er Steuerbehörde dafür nichts 
mehr zahlt 159; bie or 
tung, die Mutter fei bereit 
ewefen, ihre Zu eEnE zur 
tverpflichtung ihres güter- 
gemeinihaftlihen Gut für 
die von dem Kläger verfichul- 
beten Kaufgelber zu geben, ge= 
hört nicht zur Subftantiirung 


eine 
richten, ift nicht die Einräu- 
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rt hat 6 und 725; keiner des 
ungsorts bei > 
hulargerieht 728: Qnferoffekten 
In e 

731e, 731g. ©. der Nieder=- 
lafiung 731b; für melde 


ein Vertreter beim 
Konjulargericht 728. &. des 
Vermögens. An Stelleeiner 
Sadje von einem Dritten Gelb 
interlegt 731f. ©.d. Wohn- 
iges gegen einen 
Me ö Bin 
a er Handlung; 
bei Sandgericht® 


Be üdtritts des Berfäu- 
er : 

Gegenftand der Bertrags- 
obligation. Das Veriprecen, 
ffentlihe Straße einzu= 


ber eg auf die Wanbelpön Het de erüber den Preis accep- 
7 


mung eines Brivatredhts auf 
Benußgung der Straße 310. 
Geiftiges EigentHum nicht 
an einer Idee, Geis biefelbe 
nit von Andern ins Leben 
geführt werden bürfte 115. 
I einfheft mehrerer Fi- 
beifommiß Dat 
qur Verwendung in das fFidei- 
ommiß aufgenommenen, einft= 
weilen einem berjelben dar= 
BER Kapitals. Keine 
lage eine Gläubiger auf 
Rüdzahlung 627. 
Genofienfchaft, eingetra: | ti 
gene. Anfechtung eines Gene- | jhäften erklärt, e aufden 
Pe em LungebejLutien Saldo 731d. G.derwangs= 
über Feitftellung der Bilan ELSE BANZ, 
durch ausgejchiedene Genoffen peaaitle e aus $. 690 bei 
593; Werth eines Grundftüds | dem t für das Berthei» 
nad) einem jpäteren Vertaufs- | lungsverfabren, wenn ber 
De eingejegt in die Bilanz | Pfändungsbeihluß von einem 


93 ; Uebergang des rer andern Gericht ergangen war 

des Genofjenihaftsgläubigers | 729; e8 liegt feine Klage aus 

gegen den jolidariich haftenden | $. 686 vor, wenn auf Ungültig- 
enofien auf den Eeffionar t eines aa der 

des Bläubigers 594. Sueneite fredunggerilofe- 
Genofjenihaft, nicht ein- | nen Vergleichs geklagt 
etragene, fann nicht als | 730. 

olde nad ihrer Auflöfung . Bei einem 


er t aloe a 4. Rei 
oftengefeg, Reine 
ne ie den einer 
Beichwerde durch einftweilige 
Kenne ftattgebenden Be- 
u 5 
Gerichtöftand. Verzicht auf | wirbt 568 
Einrede der Unzuftändigkeit 
durch unterlaffene Einlegung 
eines Rechtsmittels 7310 ; Ber 
unreinigung eines öffentlichen 
Sluffes, negatoria und Inter- 
bit 719. Dinglider ©. 
Klage einer udertab t gen 
ein Bergwerk wegen Beih is | Bertr 
ung ihres Grundftüds durch 
arlscan jalziger Wäfler — 
.27 6. 3 D. — 723; nicht 
ür die nur bes früheren 
igenthümer3 auf f ung 
aus einen Vertrage 726. ©. 
ber Erbjdhaft für die lage 
aus dem Bermäd eines 
Grunbftüds 727. 
lungsort. 
einem Badjtvertrage nad 
defien Aufhebung 720; Klage 
bes Kommijfionärs gegen den 
Kommittenten auf dab. 
lung eines Theil des Bor- |7 
jou eö 721; Hamburg als für 
en Geridhtöjtand bezüglich 
beider Kontrahenten maß: 
gebender Erfüllungsort ver- 
einbart, wenn jchon der Käufer | en 
in Dresden zu zahlen hatte 
722; der Käufer, welder die 
überjandte Waare beanjtandet 
hat, fordert die Wechfel zurüd, 
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nit wegen ausbrüdlich vors 
ausgeiehier Einenfchaften 341; 
vorbedungene, gewöhnlich vor= 
ausgelegte, ausbrüdlich vor- 
auageichte euenaer 342; 
borbedungene Eigenjhaft das 
diotum, wenn jchon nidjt pro- 
missum 344; Sewährleiftung3- 
anfpruch ald Einrede und als 
Klage, Verjährung 153; Tein 
Aniprucd der &., fondern nicht 
erfüllter Vertrag od. Intereffe: 
anipruh bei einem mangel» 
haften Werl, deshalb der Anz 
pruh auf Rüdnahme nicht 
urd) die fehömonatlicdhe Frift 
DEE A. L.R.L, 5, 8. 343 aus: 
geichloffen 337; Anichluß des 
gekauften Hautes an die Ras 
nalijation nicht gewöhnlich 
vorausgejegt 341; Cigenichaft 
einer Apothelfe, daß fie in 
einem Jahre einen beftimmten 
Umfag ohne GEngrosverfauf 
gehabt bat 342; eines Reftau- 
rant3, daß dafielbe einen Um: 
fag gewifien Ran achabt 
Jane 433; baldige Bebaubar- 
eit eine ausdrüdlich voraus- 
ejegte Eigenichaft einer ge 
aujten Banitelle 343, Ein» 
gangszollfreiheit feine voraus 
gelebte Eigenichaft der Waare 
7; im verlauften Haufe find 
Shwamm und Trodenfäule; 
NRüdtrittärecht bei dem an» 
enommenen a der 
Hmwammbildung, jodaß Käu- 
fer Nahbefierung nicht anzu= 
nehmen braucdte 338; feine 
Medhibition, weil ein Syenfter 
d.verfauften Haufes von Nach: 
bar zugnebaut werden könne, 
wegen linerheblichleit Ddiejes 
Mangels mit Rüdficht auf die 
übrigen Räume 339; aud) 
niht, weil dem Haufe ein 
eigener Giebel fehle 340; Ge- 
währleiftungsanfpruch wegen 
rivatrehtlicher Abgaben und 
alten 488; die Unerheblidh- 
feit des Schwammeg, weil er 
leicht zu bejeitigen jet, geltend 
zu machen, audy nachdem das 
Haus fubhaftirt iit 346; Haf: 
tung auf Erftattung des Stem» 
pel3 aus der G. 344; Hah: 
lung der Badıt kein Verzicht 
auf den Gewährleiftunggans 
fpruch 435. . 
Gewäfler. Keine Wafler: 
entziehung,deshalb keinestlage 
des Miillerg wegen Stauung 
aus Geieh von 1843, wenn 
nad) der Stauung dafjelbe Re= 
fultat erzielt wird, wie fonjt 
ohne Stauung 110; die Adja=- 
Mn haben Tein Unter= 
agungsredt, wenn das Berg: 
wert Ihädlidhe Wäfler in den 
öffentlichen Fluß fendet, fon: 
dern nur Entihädigungsan« 
prüde, wenn das Bergwert 
onft nicht betrieben werden 
ann 109, 
Gewerbebetrieb. Negative 


Braris des Neichdgeridhts. 
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De eBund sage, daß der be» 
fagten Altiengefellichaft fein 
Recht zufteht, den &. der Klä- 
ger zu en entnommen 
aus Arußerungen eines Direl- 
tor® 113; Tonlurrirender ©. 
ne fein Hechtöverhält- 
niß zwijchen den KKonkurrens 
ten 112. 

Grundbud. Keine Ber: 
pflihtung des dritten Grund- 
eigenthämers, eine Löichung 
a bewilligen, welched. frühere 

igentbümer verfprochen hatte 
und zu der er verurtheilt ift 50; 
die Eintragung eined Arunds 
ftüd3 in das frühere Gypo= 
thelenbudy unter einer &e« 
JO TmIEDERE SO UNG EN IS HELEN 

ie zugehörigen Grundftüde 
u. Berechtigungen au gemcn 
Ihaftlihen Grundftüden 51; 
ift au da3 Grundbuchblatt 
a nidht regulirt, jo fanı 
nad) dem Gejeg vom 5. Mai 
1872 nicht mehr durd) Bertrag 
und MUebergabe Gigenthum 
übertragen werden 51; eine 
Auflaffung ift nit um des: 
willen ungültig, mweil fie den 
inftruttionelen VBoridriiten 
zuwider ohne Beibringung 
eine3 Eteuerbudhauszugs und 
Karte erfolgt ill; Diele find 
nadjaubringen 52; der Eigen» 
thümer, welder auf rund 
vertraglicher Verpflichtungen 
aungelalien hat, wurde zur 
Nachbringung verurtheift, ob» 
wohl nur auf Auflafjung ges 
Hagt war 53; guter Glaube 
der Miterbin bei dein Erwerb 
von der Miterbin bedeutungs: 
108 54; tlage auf Bewilligung 
der Berichtigung des &.3 ge: 
mäß der beim Wusicheiden 
eines Gejellichafters gone 
nen Berträge, veranlaßt Durd) 
falfchen Eintrag im Handels» 
teniiter 582. 

SOEHRPUICHRBRELEL Toiger 

eredhtigteit für Wärten be: 
tellt, die nicht mehr als folche 
benugt werden; Möglidhleit 
der MWiedereinrichtung von 
Gärten 69; nad dem Sinne 
des Kauivertragd durch Auf- 
rechthaltung des thatiädhlichen 
BZultandes bei Abveräußerung 
einer nun duldenden yoritpars 
äelle beftelt 70; Cinräumung 
eined Wegerehtd durd ent» 
geltlihen Vertrag, Btepara= 
turpflicht des SJnbabers und 
Eigenthümers des Weges aud) 
bezüglich der Strede auf er» 
padhtetem Xerrain 71; Leine 
Benugung für den Betrieb 
einer ed Biegelei 
72; 8.43 U.L.R. 1, 23 fordert 
feinen gerichtlichen Broteftaft 
60; &. durdy den thatfädhlichen 
Beltand zur Zeit der Cub- 
nt bes einen Grund» 
tüde nicht begründet 73, feine, 
wenn die Stadt einem Eifen- 
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um die Benußgung 
der Bafferleitung geitattet 68; 
&. ohne auadrüdliche Beftim- 
mung, den Raud und Ruß der 
Eijenbahn aufdem zu Billen- 
bauten abverfauften Terrain 
zu dulden, auch foweit in Solge 
bon Henderungen inder Bahn» 
anlage die Jmmijjion verftärkt 
wird 74, 75. 

Grundfchufd bewilligt von 
dem Bevollmächtigten eines 
verftorbenen Grundeigenthü= 
mer3 95, 

Gütergemeinfhaft. Haf- 
Bu der Witme, wenn fie im 
Bei } die Wirthichaft forts 
egt, für die Bierjchulden 241; 
eine Haftung der Kinder, 
wenn die Witwe das Beichäft 
fortfegt, für den von d. Witwe 
für Gejchäftsfchulden ausge 
jftelten Wedel 244; lommt 
der Bmangdvergleid des in 
Konkurs verfallenen güter: 
gemeinichaftlichen Ehemannes 
der Ehefrau zu gut? 619; Ans 
fehtungsllage nur gegen den 
Ehemann, obwohl beide (Ehe: 
leute gemeinicdhajtlid) ver- 
äußert haben 62U; die Ehe- 
frau fommt nicht von felbit 
nah der Scheidung der Ehe 
in den Senub der Ehelapi- 
talien 621. 

Guter Gtaube des Käufers 
von auf dem Stamme jteben: 
dein Holz begründet durch den 
Glauben an dad Grundbuch 
169; nicht außgeichloiien durd) 
Mittyeilungen des dritten Bes 
finerg der Warzelle 169. 

utsüberlafiungsvertrag 
ale ein Wertrag aud) unter 
den überlafjenden Eltern für 
den Ueberlebenden unabänder» 
lid) 496; Bertrag unter Xeben= 
den 490. 


Saftpflicätgefek. Begrün- 
dung bei Surtftellung der Kente 
233 ; fein Berichulden des Ber: 
unglüdten, weicher die Blatt: 
form eines ag 
eritieg, weil ®Dienftperfonal, 
weldyes den Play anzumeijen 
hatte, nicht zur Stelle war 234. 

Handelöfrau. Der Ehe: 
mann zieht jeine Benehmiz 
gung, daß die Ehefrau einen 
pandel treibt, aurüd, der Ehe 
Rn wird die tyortiegung bis 
zur rechtöfräftigen Kntichet= 
dung des Eherdieidungspro: 
äelies geitattet 612. 

andelögebraucdh. Keiner, 
weldyer dent Rommijlionär das 
Rent zum Selbfteintritt gibt, 
wenn fein Marktpreis erzielt 
ift 424. 

Sandelögeihäft. Erwerb 
eines Grunojtüds unter_@e- 
winnbetheiligung eines Drit» 
ten bei d. Wiederderäußerung 
273; Rermittelung ded Win; 
fauf8 einer Apothele 274. 


29 


450 


Sanbiungen. Bertrag über 
Ö., Bedeutung 453; Rüdtritt 
nah theilmeifer Grfüllung 
8.166 AU. R.L, 5 452; ge: 
meinichaftliches Beitung3: 
unternehmen Tlein Bertrag 
über 9. 569; Beriprecden, 
einen Undern als Direktor 
einer zu gründenden @enofien- 
Tchaft ae en, nicht er: 
füllt, weil derjelbe, wie nad)= 
träglich erfahren, mit feinen 
Bläubigern altordirt Hatte 

4 


454. 
Handiungsfähigleit. 

RE d.Blöd- 

nnigen nad) Breuß. 2. R. 17; 
feine Veränderung des Wohn: 
Ken eines Blödfinnigen, wenn 
Ihon noch nicht Entmündigten 
19; feine Ungiultigfeit der von 
Blöpfinnigen geichloffenen und 
erfülten Xebensverfidherung 


18. 

Hanptintervention. Ge- 
fonderte Enticheibung d. Bro- 
ui zwiihen dem zweiten 

eifionar, welder in Folge 
der Streitverfündigung als 
Hauptintervenient eingetreten 
war, und dem Schuldner 739. 

Heilung, feine, im Yall 
des 8.236, Abf. 28.8.0. 749; 
nad Unterbrehung des Bers 
fahrens durdy den Konkurs de3 
Ecdyuldners wird das Verfah: 
ren durch den Konlurevermwals 
ter und nicht Durdy den Bläu= 
biger aufgenommen 800. 

ingabe anZahlungdftatt. 
Vereinbarung, daß auf bie 
Forderung des Släubigers ges 
geben,erforderlidh, wenn bieer 
audy jonft feine weitere or: 
rung bat 146, 

Hupothel. Dem Hhpothet- 
gläudiger haften die Apos 
theferuteniilien und -Materias 
lien nicht jchon um desiwillen, 
weil fie ala Zubehör verpiändet 
find, wenn fie nicht ohnedied 
Bubehör find 21; fein Xteten= 
tionsreht ded Hppothelgläus 
biger3 wegen erftatteter Ber: 
wendungen, wenn jolched dem 
partilularen Subhaftationg: 
geiebe widerfpridt 82; 9. 

nn ohne die perfönliche TFor> 
derung cedirt werden, ivenn 
Dieje untergehen und eine per 
jönfiche Schuld des neuen Er= 
werbers begründet werben fol 
86; der Direltor einer Altiens 
gefenicaft madt jiheinerlrg- 

ift Shuldig, wenn er die von 
ihm der Aftiengefellichaft sine 
causa beitellte $. einem Drit- 
ten cedirt 251; Klage gegen 
den Großvater, damit ein 
VBermert im Grundbudh und 
auf dem Hhpothetendolument 
eingetragen werde, daß an 
der Bater über eine für die 
Kinder eingetragene 9. vers 
fügungsberedtigt fei v1; Un= 
erfennung gegenüber dem Gef: 
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fionar erflärt 90; ift die Ans 
geige, daß Käufer die 9. in 
nredhnung aufdie Kaufgelder 
übernommen babe, inder Mit: 
theilung enthalten? 92; Be- 
fanntmadung von der Schuld» 
name im Fall des 8. 42 
E.&. &. muß durch den Ber- 
äußerer nad der Nuflaflung 
erfolgen85; Schuldübernahme 
bezüglich einer eingetragenen 
9. unmirfiam, menn beredet 
war, daß jie nur gelten foll, 
jolange ein Dritter lebt 87, 88; 
ein Bfandbriefdarlehn wird 
von dem Erjteher übernommen 
und auf die Sn eNungsinnime 
zum Nominalbetrage, nidt 
gu Kursmwerth angerechnet, 
ein Wideriprud d. nadhitehen= 
den Släubigers 89 , Lölhungs- 
und Geffionderffärung bezug: 
li der vorgehenden jtatt der 
nachfolgenden 9. unihädlich 
93, 94; Erlöiden bed anti- 
&retiihen Bfandredht® durch 
Rüdgabe des Srunditids 79; 
nad der Schuldverjchreibung 
wird der Schuldner von der 
periönlihen Haftung befreit, 
wenn er das Grundftüd ver» 
äußert; nad feinem Tode 
übernimmt ein Miterbe dad 
Grunditüd mit der H. in der 
Erbtheilung, er wird nicht be» 
freit Durch Die Weiterveräußer 
rung 80; Einrede der von 
einem Dritten geleifteten Zah: 
lung von den nadjfolgenden 
Hupothetgläubigern gegen eine 
ungelöihte 9. im medien 
burgiihen Subhaftationsver- 
fahren 81; 9. für einen Aus: 
unsberedtigten u dejien 
inder; die auf rund der 
Berfügung des Vaters erfolgte 
xöihung den Kindern nicht 
nadıtheilig 83; 9. für eine 
Yorderung aus einem dems 
nädjit ni erfüllten gegen= 
jeitigen Bertrage; Gejlionar 
zur Xöilhung verurtheilt 84. 


AInterceffion. Seine der 
Ehefrau, welche gegen Rüd» 
gabe einer bon ibr inter- 
cedendo cedirten Sypothel 
einen Wechjel acceptirt 561. 

Frrthum, mwejentlicher,über 
das Vorleben der Klägerin, 
welcher Bellagter megen Auf: 
aabe eines Berlöbnifled eine 
Rente zu zahlen veriprad, 
unentichuldbar 290; 8 des 
Ehemann bei einem Bertra 
über eine der Ehefrau na 
der Scheidung tanlende 
Btente, erwerde Die Schuld der 
felben nicht beweijen Pönnen 
291; %., Kläger babe eine 

olice erhalten, welche über 

nvaliditätäverficherung und 
ebenöverficherung laute, wie 
er beantragt hatte, macht den 
Berfiherungsvertrag nur über 
Rlebensverfiherung ungültig 


293; %. über eine Eigenjchaft 
bei Spezieslauf 293; Y. über 
d. Berhältniß einer ndung 
zu einer früheren fein 3. im 
Begenftande 294: Teine Un= 
gültigfeit eines Erbtbeilungs= 
vertrag® wegen %., weil Ber: 
Blei vorliegt 295; %. über 
ie Buläffigfeit einer günftige- 
ren Bedingung, 93. in den 
Motiven 289; 3., 0b auf den 
derfauften Kuren Zubuße bafte 
2%; 5%. bei einem Bergleidh 
297; %., ob Bergleich oder 
Abichlagszahlung 297; F. be= 
gründet nur Anfechtbarteit 
nah 4.2. R., daher nicht zu 
beachten, wenn nicht geltend 
gemacht 298 ; irrthümliche Bes 
eihnung der vorgebenden 
dnpothet als der nachiteben 
den bei Löfhungabemilligung 
und Geilion unjhädlich 93, 94. 


Kauf, Keine Verpflihtung 
des Ultionärs zum Schadens« 
erjaß für nicht gelieferte Kauf 
rüben, weil ein Kaufvertrag 
niht zu Stande gefommen 
war 491; die ner ialk 
nimmt die fchriftlihe Kau 
offerte an, fie befchließt nicht 
bloß über den Verkauf 240; 
ft. eine® SKKomplered von 
Grundftüden mit einer Apo- 
thefergeredhtigleit nit 8. 
eines Ynbegriffd von Saden 
490; die von den Barteien als 
Beltandtheil des verkauften 
Grunpftüde angeichene Bar» 
zele ift nicht befonders als 
mitverfauft bezeichnet 43 ; Haf- 
tung de3 Berfäuferd wegen 
fahrläjlig verihmwiegener Ren» 
ten 485; fein Eviktionsanfpruc 
des Käuferd, mweldem nicht 
übergeben 487 ; aber Sinterefje- 
aniprudh 169 — 171; Gewähr: 
leiltungsanfpruh wegen pris 
vatrechtlicher WAbgaben und 
Raften 483 ; unrichtige Angabe 
über bie gültige erver- 
iherungstare 489; der Vers 
äufer, welder das Borlaufs«- 
recht aud grober Bang 
nicht fannte, bat einem Brit- 
ten Ben. verfauft, dann 
aber dem Borlaufsberechtig- 
ten aufgelaflen und übergeben 
493; fein Scaadenserfagan- 
fprud), weil die gelaufte Par- 
zelle nicht an die Kanalilation 
et oder angefdlofien 
und deshalb nicht ofort be= 
bauungsfähig fei 493; NWer- 
[hweigung, daß die Vöichung 
einer daft nur gegen Bablung 
einer erhebliden Summe zu 
erlangen fei 494; Rechte des 
VBerläuferd aud münbdlichem 
Bertrage, wenn übergeben und 
der Preis gezahlt ift, ber Ber- 
täufer aber nicht aufläßt, fon» 
dern zurüdtritt 495; Käufer 
verzichtet auf das Net, das 
Kaufgeld wegen eingetragener 


Bormerfung zurüdzuhalten 
durch Beriprecdhen, das Kauf: 
geld jederzeit auf Verlangen 
zu ee 359; der Aue ift 
in Annahmeverzug ; Berläufer 
zahl! die Wliethe nicht, welche 

äufer hätte zahlen müflen, 
fondern veräußert das In: 
ventar zu deren Dedung an 
db. Bermiether, Berurtheilung 
bes KKäufergd zur Zahlung des 
nah 484; zu den vom 
Käufer übernommenen Ab: 
aben, welde von den zu> 
tändigen Behörden auf Die 
Barzelle repartirt werden, ge 
bören die Kommunaljteuern 
nicht 486. 

Kanf in Handelsfachen. 
Beriettion des Kauis, ohne 
daß die Offerte dag Kaufobjeft 
näher bezeichnet hatte 502; 
Ablehnung eined_ Käufers, 
deffen Berion der Matler bei 
dem Abichluß nicht mitgetheilt 
hatte 237; ijt nur nad) einer 
ER oder auch nad einer 

ae nung, der Waare ver: 
Tauit? 501 ; Xieferungiyebruar= 
März bedeutet nicht Abladung 
Bebruar- März 503; fein Ver: 
zug des Vertauferg, weil er 
die weiteren Lieferungen des= 
halb zurüdhielt, weil stäufer 
ihn nicht wegen Verzug in der 

bnahyme einer Hate ent= 
ihädigt 500, Begründung des 
Berzugs des Verkäufers ohne 
Mahnung, weil in möglichjt 
gleihmärigen monatlihenta- 
ten zu lierern war 508; Der 
Schadenserjaganiprudy nicht 
dadurh ausgeichlofien, daß 
nah eingetretenem Berzuge 
weitere Xieferung unmöglid) 
wird 508; Verzug des Wer: 
fäufers in Lieferung einer ver- 
kauften Sorte gibt dem Käufer 
kein Rüdtrittsrecht wegen der 
andern verlauften Sorte 510; 
Verzug ded Berfäujerd mit 
einer Kate gibt dem Käufer 
das Rüdtrittsrecht wegen der 
nod jpäter zu liefernden Haten 
511; Werzug des Berfäuferd 
bejeitigt' die Werabredung, 
Bertäujer jolle die Waare zu: 
nädjlt bearbeiten ; neuer Ber: 
au desftäuferd 497; der Käufer 
etelt nit in gleihmäßigen 
Raten, am Schluß übermäßig 
525 ; Stleefamen mit Seide feine 
andere Waare als Stleefamen 
ohne Seide 507; Unter: 
annaa und Unzeigepflicht 
iefed Mangeld beim “Blaß- 
geihäft, wenn a 
Kleeiamen verlauft wurde? 
507, Käuferin Au ih frei: 

Andige Anichaffung anderer 

aare zu jedem ‘reife vor: 
behalten, wenn die geliejerte 
Waare nidht probemäßig; 
Mapitab der Diligenz bei der 
Yorderung der Preispifferenz; 
Behauptung des Käufers, bie 
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Erjasmaare jei nicht befler ge- 
gewejen 509: Kauf von Ball 
coprah mit Arbitragellaufel; 
nachdem die AUrbitratoren ent= 
fhieden hatten, die Waare jei 
feine Bally coprah, u. Käufer 
die Unnahme abgelehnt hatte, 
fein weiterer Anıpruch d. Käus 
fers 513 ; rechtlicher Charafter 
der Klage, mit welcder Der 
stäufer, der die überjandte 
Waare beanftandet hat, die 
über den Ruaufpreig acceptir= 
ten Vechiel zurüdiordert 514; 
dem Käufer wird Die redıt- 
zeitige Abladung der über 
See gelommenen Waaren nicht 
nadjgewiejen 499; Klage auf 
Erjag des Kaufpreijfes nebit 
Binien wegen Lieferung einer 
eftobhlenen umäniichen 
Staatsobligation, wegen deren 
Dppofition eingelegt war 516, 
517; wie hat Käufer abzus 
rufen bei fteueramtlich zu bes 
handelndem Spiritus 518; ge= 
frorene und neo wieder 
aufgethaute Kartoffeln 520; 
muß der Berläufer die Waare 
auch nah dem Empfangsver: 
zuge des Käuferd aufbewah: 
ren? 520; zufolge einer Kollu= 
fion mehr geliefert als verkauft 
521; eine Einrede, weil Käu« 
ferin den angehaltenen ge» 
fälichten Titel d. Verkäuferin 
bei der Yorderung eines Ädhten 
Titels nicht zurüdgegeben habe 
522; jeit Abichlug des Kaufe 
über Gerite, welche der Käufer 
nah Deutichland einführen 
will, wird der Einfuhrzol ers 
höht 523; Selbfthülfeverkauf, 
wenn wWerläufer die Waare 
nody nit hat, wenn fie aber 
bei feinem Verkäufer unaus= 
eichieden zu feiner Berfügun 
teht 504; Selbjthülfeverfau 
mit borbehbaltener Spesifila: 
tion des Käufers 513; unzus 
läjfiger Selbjthülfevertauf 
wegen ungenügender Belannts 
madhung, obihonKäuferindem 
Zermin ohne Küge erichienen 
und die Waare jelbit gelauft 
hat 505; bei WBeftellung von 
nad) Auswahl des äufers aus 
einer Muiterfolleltion anzu 
fertigenden Raaren Schadens= 
erjag ohne Selbithülfeverlfauf 
515; Selbithülfeverlauf durd 
einen Eilenbabnbeamten un» 
ftattbaft 519; eitftellung über 
die Weobadhtung Der geieg: 
fihen Yormen eined Gelbit- 
bülfeverfaufs 524; Differenz» 
forderung des Berfäufers nad) 
Selbityülfeverfauf, obivohl 
Verkäufer die Waare nicht hat 
bearbeiten laflen 498; Sad: 
miethe gefordert, nachdem 
während derganzen Geichäit®- 
verbindung fjoldye nidyt deans 
jprucht war 5U6. 
Raufalität. Schadenderjag 
wegen unterlafiener Kontrole 
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nad der Unterfchlagung 136; 
teine 8., wenn ber linter- 


miether weiter vermiethet, ob« 
wohl er weiß, daß dem Haupt- 
miether gelündigt ift 442. 

Kirche. Die im Eigenthum 
des Bursherrn ftehende 8. ein 
öffentliches Gotteshaus 703; 
Y le Aufbewahrung 
der Schlüljel und deren je: 
weilige Herausgabe 704; der 
Biarrer ald Berpäcdter bes 
$farraderd, aud) wenn Ge: 
meindetirjenrath und Son: 
fiftorium augeltimmt baben 
701; Ermifliongllage db. Bars 
rerö oder der irhengemeinde 
wider den fäumigen Pächter 
702; Kirhenbaulaft der filia 
befeitigt‘ mit dem Mitbe- 
nugungsredyt an der Mutter 
firche 705; (Erfigung des Ans 
[pruch® einer Kirchengemeinde 
gggen die Stadt, daß diefe die 

obnung des PBropites repas 
rirt 131; eine Kirchhofgtaile 
nidt Eigenthbum der Sirchen= 
une deshalb nicht zu 

ichenbaufoften beranzu= 
ziehen 707. 

lagänderung. Alimenta= 
tion nadıy Gefeg — nad) einem 
Teftament 768; Ummandlung 
derllagenden Altiengejelichaft 
in eine @eiellichaft mit bes 
ihräntter Haltung während 
des Brozeiles 585. Steine KR, 
durch Bezeichnung einer an= 
dern Anlage defjelben Grund» 
tüds, aus welder bie Yms« 
miffion nadytheiliger Stoffe er- 
rorgt 169. 
lage auf Herausgabe an 

einen Sequelter enthält als 
Minus den Antrag auf Hers 
ausgabe zu einer Theilungss 
mafle 765; 8. auf Schadens: 
erfag, wenn accefiorifch, nicht 
für den felbftändigen Scha» 
denzerfaganiprud aufrecht zu 
halten 76; x. aut Schadens: 
eriag ohne Bezifferung des 
Schaden? 766; 8. auf Wufs 
lafiung enthält ale das Min» 
dere den Wntrag auf Bes 
fhaffung ded zur Benirkun 
des Eigenthumseintrag3 au 
Grund der bereitd erflärten 
Auflaffung Erforderlicdhen 53; 
K. aus der YUlnmweifung auf 
Unfteigerer und Würgen 833. 

Nuappihaft.e  Yrudfordes 
rung gezahlter Beiträge? 588. 

Kommanditgefellicaft. 
Anfag der Werthe von Wrund- 
ftüd und Maidhinen in ber 
Bilanz bei Ausicheiden eines 
Gejellihafters 574; Haftung 
des perjönlich haftenden We» 
fellichafters aus redhtäfräftiger 
Berurtheilung der Bejelidhaft 
575 


Kommifflon. Keine Auf- 
bebung des auf längere Beit 
mit einem Berlaufslommijilo: 
när abgefichlofienen Bertragd- 
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verhältniffes, weil derfelbe er> 
blindet 425; der Kommiffionär 
at für den Kommittenten und 
ür fih Ultien gelauft, die er 
emnädft fämmtlih für fich 
wieder verfauft; feine Einrede 
des Sommittenten, wenn er 
leihe Altien von Neuem be= 
hafft 426; fein Selbfteintritt 
des Kommiffionär® in den 
aufgetragenen Berfauf, wenn 
an dem Zage ein Marktpreis 
am Börienplag nicht erzielt 
ift, vielmehr nur Geldnotiz 
424; Tein NRedht zum Ein- 
tritt in den Verkauf ‚Früh: 
a UND 1 wenn NQb- 
hlüfie im Lologejchäft 424. 

Kompenfation ausgeichlof: 
fen, nicht in der form einer 
Burüdbehaltungseinrede nel: 
tend zu machen 147; R. gegen 
die Kompetenz des Scenf- 
gebers 148. 

Konferenden. Andere Na- 
tur nah Ü.LMR. als nad 
GR. 690. 

KKonfefloria. Untheilbars> 
keit der Haftung ber mehreren 
Eigenthiimer de3 dienenden 
Grundjtüds 77; wegen eines 
von einem Wftermiether be- 
nugten Stale® gegen den 
Hauseinenthümer 78. 

Konfufion, feine, wenn bie 
Hagende Sorderun den Be: 
Magten zur Einziehung über: 
wiejen Rt 150, 

Konturrenzenthaltung 
nad) dem Inhalt de3 Wer: 
tragsd nur maßgebend bei einer 
beitimmten Yujammenfegung 
einer Sefellicdhaft 455; der Anz 
prud auf die Konventional- 
trafe wwegen Uebertretung des 

erbot8 der K. nicht dadurd 
ausgeichloilen, daß der un: 
getreue Handlungegebülfe vor 
dem Ablauf des Vertrags 
fündigt und der Brinzipal die 
Kündigung annimmt 456, Ein 
rede der Arglift, wenn Kläges 
rin durch faliche Auskunft ver- 
hindert hat, daf der Beflagte 
eine Stellung in einem nicht 
fonfurrirenden Geihäit ge- 
N bat 457; umfaßt dag 

eriprehen der 8. für den 
Tall des Ausfcheideng auch den 
al der grundlojen Kündi- 
gun de3 a 458; 
er Reijende reilt fiir dad Ston= 
furrenzgeichäft in Amerila, für 
die at Brinzipalin in 
sa Aland und der Echweiz 


Konkurs. Rüdzahlung eines 
Daricehng u. Ridnahme eines 
zu. fällt nicht unter B- 15 

.D. 852; keine Bermwirkun 
der Konventionalitrafe bur 
eine Handlung des Konkurs: 
vermwalters 371; fann der on» 
lursverwalter die NBrautge- 
fhenfe zurüdfordern, wenn 
bor Eröffnung des Konturjes 
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da® Berhältniß aufgelöft ifi ? 
160; teine Yortfegung des 
N gegen den flagenden 

onfursvermwalter in d.Rects= 
mittelinftanz nach der Auf 
hbebung des Konkurfes aud 
nit der Koften halber 809, 
810; Ausfonderungsanfprucd 
erftredt fih auf Herausgabe 
der Eadhen, welche fich im Be: 
fig des Konfur&verwalters be= 
finden, aber nicht darauf, daß 
er diefelben von dritten Ber: 
fonen, weldhe folhe Saden 
auf Grund eines Biandredts 
retiniren, einlöft 851 ; der Eins 
trag in die Konkurstabelle be- 
gründet den Xitel nad) 8. 2 
des Anfehtungögejeges noch 
während des Nonlurjed 853; 
durch Abtretung d. Anfpruche 
auf Herausgabe einer hinter- 
legten Kaution erlangt ber 
Geffionar feinen Aniprud auf 
abgefonderte Befriedigung aus 
derjelben im &. 350; laufender 
und rüdftändigner Mietbzing, 
für welchen dag Recht auf ab« 
elonderte Beiriedigung zus 
tcht; Berechnung des Beit- 
raum8d 853b; . einer Ge- 


nofjenidjaft; die orderung 
eines bi zur Liquidation 
beitellten orfigenden Des 


ae feine Maflefchuld 
3. 
Kontrahenten. Mutter oder 
Sohn Schuldner für geliefer- 
te8 Bier? 241; giltergemeins 
fchaftliche Witwe jept das Ge> 
Ichäft fort, Haftung der Kinder 
für einen von der Witwe au» 
neitellten Wechiel? 244; Der 
Da gegenüber einem Erb- 
haitsintereflenten für deflen 
Berjon oder als Vertreter der 
fämmtlichen Erben? 242. 
Konventionalitrafe ohne 
Berjchulden 369; 8. verfällt 
nit bloß bei grober Ver: 
Ichuldung 373; 8. fürdie Hand» 
lung eines Dritten 370; feine 
Verwirfung durd eine Hand» 
lung des Sonfursvermalters 
371; einmalige Kontravention 
durch Bierbezug bei einem Un: 
dern während feh8 Wochen 
368; Kt. verfällt, weil fich der 
Mflichtige auf die mündliche 
Beitellung eined Woten ver- 
ließ, der er eine faliche Deu:- 
tung gab und danach) gegen 
den Vertrag handelte 373; &. 
wegen Verzögerung der Hoch 
jeit verwirkt, fällt nicht iveg, 
wenn der Bräutigam fpäter 
durch einen Brief der früheren 
Braut Grund zum Rüdtritt er: 
langt 374; Klage wider einen 
Apotheler, meil Diefer den 
übernommenen Verfauf eines 
Gcheimmitteld eingeftelt Hat 
375; feine richterliche Ermäßi= 
gung, wenn Wanbdelpön 376; 
ein Anderer übernimmt bie 
Oarantie eines etwaigen Kon= 


trattbruchd und der fihdaraus 
ergebenden Strafe 377—379. 
Örperverletnng unb 
Tödtung durch unterlafiene 
Berhinderung der wahrgenom» 
menen Entweihung von Ba3 
211, 212; ift die Böfhun 
eines Weged zu verwahren 
214; die Ehefrau erleidet eine 
R., Klage de3 Ehemann 217; 
K. wegen unterlaffenen Sand: 
ftreuena bei ®lattei3 218-— 
220 ; feine Haltung, weileinem 
Bicemwirth der Auftrag ertheilt 
war 220; Haftung, wenn aud 
die Stadt um den Brunnen 
herum zu ftreuen bat? 218; 
nicht fortgeiegt au ftreuen 219. 
Korporation. Tie Korpo« 
rationsrechte find dem Flagen= 
den Berein nad der Klag- 
a ‚aber tor der münd«s 
lIihen Werbandlung ertheilt 
590; Mezeß über die Zheils 
nahme der Grunditüde des 
Domtapiteld zu Naumburg an 
den ftädtiihen Einrichtungen 
und die dafür zu gewährende 
Segenleiftung eritredt fih auch 
auf. die feitdem eingerichtete 
neue Kanalilation 589; feine 
Nüdforderung der von Bergs 
leuten zu einer Knappfcaftg- 
tafle een Beiträge 588; 
die Mitglieder des (Chren- 
geridht3 baben an dem Spruch 
der Kelursinitanz theilgenoms 
men 592; feine Haftung der 
Stadt aus einem falfhen But- 
achten der ftädtiichen Baus 
deputation 587. 
RUTTESLIDHIN der Eheleute 
für ein Darlehn? 309, 
Koften. Bon einem Rufien 
fein Ausländervorihuß 740; 
der Kläger wird nad) Ber= 
lefung des Klagantrags be= 
frtedigt und ermäßigt den An= 
trag 741; zu den zu erftatten= 
den Koften gehört nicht der 
von dem (Ehemann der Ebe- 
frau im Ehejheidungsprozeije 
eleiftete Borihuk 742; Koften« 
oe Ebeleuten 
143, 744; Koiten verichiedener 
Rechtsanwälte bei verjuchter 
DELNEHmUNg befielben Zeugen 


Kreditgeichäfte. Aufnabme 
eined® Nnleheng gegen Be- 
ftelung einer Grundihuld und 
Ausgabe von Bartialobliga- 
tionen; Beftellung einer Kom« 
mijlion zur Wahrung d. Rechte 
der Obligationäre 397; pac- 
tum de mutuo dando, Geifion 
des Darlehnzjuchers; derjelbe 

ält vor der Realifirung in 
onfure 396. 

Knudichaft veräußert, Ber: 
pflichtung, Feine Gejchäfte mit 
berfelben zu machen 345. 


Lagernng don Mais in 
einem Kabne; Teine Berpflich- 


tung des Sciffers, denfelben 
au bearbeiten 448, 

Läftiger Detteag bei einer 
Gervitutbeitellung 71. 

Lex Aqullia, Der Auftrag: 
geben welher den von ihm 
eauftragten Gericht3voll: 
ieher zu einer Urfundeniäl: 
{ung anftiitet, fann gegen 
enfelben wegen der in ai: 
ammenbhang mit der Aus« 

brung durch geringes Ver: 
ehen begangenen Sadıbeichä= 
Digung teinen Schadengerjag 
fordern 215; Klage eineg 
Päcters gegen eine Yinkhütte 
auf Schadensceriag nicht da> 
durdy ausgeichloffen, dan Stlä= 
er, weldher von einer andern 
infhütte gepadıtet hat, diefer 
gegenüber auf Erfag des durd) 
ausftrömende Safe entitehen: 
den Schadens verzichtet hat 
213; Tein Echadenzerfagan: 
fpruch gegen den Baumeister 
wegen mangelhafter Yyunbda= 
mentirung, wenn Kläger mit 
diefem nicht fontrahirte 216. 

Lex commissoria, Die 
Berwirlung tritt ein, aud 
wenn der Säumige die von 
den Beredjtigten zurüdgemies 
fene Reiitung nachholt, bevor 
derjelbe ertlärt hat, von feinem 
Rechte GSchrauh zu madıen 
556; Feine Wuihebung des 
Bacdıtvertrags, wenn Berpäcd: 
ter audh in früheren Fällen 
den Bahıtzins ohne Rüge ver: 
fpätet angenommen hat 382; 
doc ift erheblih, wie Tange 
Fäcter fäumig_ blieb 383; 
Berfprechen der Trennung bei 
Aufhebung eines Verlöbnifies 
genen Hablung einer Rente 
381; Bumerhandtungen ge: 
Ben den Vertrag und Berluft 
er Meute? 381. 


Mahnverfahren. Unter: 
bredung durch Beftellung eines 
nt geieglichen NBertreters 
ol. 
Mallervertrag. Der Mat: 
ler verfauit nicht, obwohl der 
verlfaufte SHvpothelenpoiten 
auf feinen Namen gefchrieben 
ift 4u5; die Srundjäge über 
den Bollmactevertrag und 
deflen Widerruflichkeit im 
nicht maßgebend 407; fie find 
maßgebend 408; Provifiong- 
verjpredhen, auch wenn der 
Verlauf dur den Maller 
nicht vermittelt wird 407: be= 
Dingter Darichnsvertrag, keine 

robifion beim WUusfall der 

edingung 406; Brovifion zu 
jablen, weil Bellagter mit 
einem vom Maler nadhgemies 
u Eozins getauft hat 409; 

ann zu zahlen, obmohl 
der Makler dem SBerkäufer 
einen Dritten ald Käufer 
empfohlen hat 410; der Kläger 
jollte die Hälite des Ber 


‘ 
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dienftes3 erhalten; Bellagter 
bat von feiner Brovifion noch 
an dritte PBerfonen gezahlt 
412; Teine Brovijion, weil der 
Maller gegen das Interefie 
de3 Wuftraggebers gehandelt 
bat 413; der Maller joll einen 
Direktor der auftragenden &e= 
fetihaft an feiner Proviiion 
betheiligt haben 414: Nb- 
findung des Malers für feine 
Rrovifton durd Gewährung 
eines andern Bortheils 404; 
feine Haftung de3 WMtallers 
aus einem dietum et pro- 
missum, fondern nur wegen 
Arglift oder Jahrläjjigfeit 405; 
Chadenseriag des Gehilien 
eines Mallers, welcher anders 
verfuuit hat al3 er Durfte, und 
den Maller darüber im Jrr: 
thum ließ, obne Ausrede, daß 
er für die Abmweihung auis 
fomme, und daß das Seichäft 
fonft nicht zu Stande gefom: 
men wäre 183; der Maller 
hat wahrheitswidrig gelagt, 
er tenne den Begenlontrahen: 
ten genau; fein Auftraggeber 
at ihm geglaubt und dDaducd) 
haden erlitten 410; der 
Matter fol den Begentontra: 
heiten getäuiht haben und 
der Auftraggeber dadurd ge: 
mungen gewefen fein, ben 

reig 1 panle en 414. 

Marine, Außerordentliche 
Mimatifhe Einflüiie ald Ur: 
fadhe der Invalidität begrün- 
den den Aniprud auf Höhere 
Benfion 7U0, 

WMartenfhuk. Made in 
Germany als Kreis gedrudt 
feine unerlaubte Nachbildung 
einer freisförmigen Stette 125; 
„Satin Polish‘ Theil einer 
aneritanifhen Marle 126; 
AUehnlichfeit der Waarenzeichen 
in einzelnen Beziehungen 127; 
da3 eingetragene Waarens 
en dedt geringtügige Abs 

nderung des Inhabers 127. 

Mentalrefervation eines 
Scherzes madıt die Wette nicht 
u 288. 

iethe nnd Badıt, vol. 
Lex commissorias, feine 
Brolongation de3 Miethver: 
trags und Seine Bewilligung 
des höheren Mietbainjes, wenn 
der Miether bei Ablauf bes 
Miethvertrang nicht räumt 
439; feine Prolongation nad 
der Kündigung 443; Padıt 
vom 1. Dtt. bi3 1. Dft. läuft 
nicht fchon am 30. Gept. ab 
440; der Biarrer als Ber: 
pächter, auch wenn der Ge: 
meindefirchenrath und Das 
Konfiftorium zugeftimmt ba: 
ben 701; Ermiffionallage des 
Pfarrers oder der Kirchenges 
meinde wider den fäumigen 
nal 702; Unfpruh auf 
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Re Eigenthümer des 
adhtnut3 zu verfolgen 497; 
Einwand gegen die Brauche 
barkeit des vermietheten Xo= 
als, wenn folche3 aus anderm 
&runde überhaupt nicht ges 
braudt wurde 428; ein ges 
ringer Grad von Feuchtigfeit 
in dem genügend ventilirten 
Laden fhadet nicht 429; Flöhe 
und andere lenbe kein 
Grund der Nufldöjung bes 
Miethivertrags 430; TFeftftels 
lung, daß die die Benupbars 
feit der Miethsmwohnung aus 
ichließende Feuchtigkeit dDurd) 
andlungen des Mietherd 
ervorgerufen fei, ohne daß 
eftaeftellt werden Tann, dur 
weiche Handlungen oder Uns 
terlafjungen 431, feine GEnts 
fhädigung des Miethers, weil 
ihm das Grunditüd in yolge 
ber Enteignung le ent= 
gogen ift 432; An peu auf 
ED ung de3 Wacıtzinies, 
weil das Reftaurant nicht den 
mitgetbeilten Umfaß gehabt 
hat 433—34 ; fein Yerziditt auf 
diejen Aniprud) Durch JZahlun 
der RBadıt 435; kein Berluit 
durch Fortzahlung des Bacht- 
infes nad) Entdedung des 
sehler® 436; auf Dem zur ®e= 
winnung von Biegelerde ges 
ve Lande jammelt 
affer 437; Wüdtritt de 
Bächters, weil die Konzeifion 
um Netriebe der Saltwirth: 
hatt wegen nicht entipredhen= 
der Höhe ded Gaftraums ver- 
fagt wird; Linerheblichkeit 
päterer Aenderung 439; der 
(ftermiether bat Leinen Schas 
denserfaganipruch, wenn er 
weiter vermietbete, obwohl er 
wußte, daß feinem Bermiether 
efündigt war 442; der mits 
telft vorläufig vollitredbaren 
Urtheild ermittirte Miether 
braudt nad) en bes 
Urtheils db. gemietheten Räume 
nicht wieder anzunehmen, fon» 
dern kann Schadenserjag for= 
dern 181-132; Haftung de3 
Bächters, mwelder vor Brezah: 
lung der Padıt sun weg» 
ihafft, aus dem Gefichtspuntt 
eines Delikt? ; des Vaters als 
Unftifterd 199; der Pächter 
fchafft Inventarienftüde, Düns 
er und Getreide fort, Yn= 
Ipruc des Griteherd, Maß» 
tab der Entjchädigung 441; 
Klage des Bädhters auto. 
dengerfaß gegen den neuen 
Rächter, welder die Aeder in 
Befip genommen hat 444. 
tteigenthum. Kein An 
fprudh aus dem M. auf Her- 
ausgabe an die Mafle, wenn 
aufgetheilt, wenngleid nicht 
übergeben 32; ein Unfipruc 


auf erausgabe an einen ger 


eanahme eines Haufes vom | meinihaftlidhen Verwalter 33; 


Pächter nit gegen einen 


feine Klage eines einzelnen 
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M.3 auf Räumung, wenn alle 
den Genuß bi® auf gegen: 
theilinen Beihluß gemein: 
fchaftlih bewilligten 34. 
Miterben. Gerichtliche 
soalantheilung aus einem 
Srrthum über bie gline Ber: 
wandtichaft bed Xheilenden 
unanfechtbar 656. 


Nahbarredit.  Geiebliche 
Eigenthumdbeihränlung in 
Berug auf Fenfter, nicht Ser: 
vitut 57; Krivatverbot gegen 
Berbauen von fFenitern 60; 
Berbauen a Ten 
fter 60; teine Einrede des Be- 
Hagten er wolle die fFeniter 
verlegen 61; Feniter und ls 
tan 63; Bufährung von Wafler 
in Folge von Drainage 59; 

mmilfion von Gerücen 62; 
eine Haftung für Waflerent: 
giehung 58; u. von 

auh und Ruß auf ein zu 
Billenbauten abverfauftes 
Zerrain dur die Eifenbahn 
14/75; tein Wufpruch wegen 
Raudimmiffion, weil dem &r 
werber der Parzelle bei der 
Ermwerbung befannt war, daß 
bon dem Grundftüd des Ber» 
Täufer Rauch auf die Bars 

elle dringt unb biefer Zu= 
tand fortbeftehen follte 70; 
auch nicht tmegen vermehrter 
mmiffion ald %olge der Ab» 
olgung einer Yorftparzelle 56. 
adjzettel. Steine Leber- 
tragung ber Wahl deö Nad;- 
erben an die Yiduziarin in 
einem im Xeftamente vorbes 
haltenen N. 642. 

Natürlihe Berbindlid- 
feit bleibt nicht zurüd nad 
dem wangsvergleih oder 
dem Aflorb 129/130. 

NRanmburg. Stadt und 
Domtapitel, Nezeß über bie 
ftädtiichen Raten 589, 

Negatoria gegen Militär- 
fistu8 wegen dauernder Be 
nugung von Srundftüden zu 
Schiegübungen; Wedtsweg 
unzuläffig auf Unterfanung 
76; zuläflig wegen felbftändi- 
gen Schadenderfaganfipruds 
16; len e Schadens: 
erfaganfprud nicht als jelb- 
ftändiger aufrecht zu halten 75. 

Novation von WBedhfelichul: 
den durch ein Bahlungsver- 
fpreden bleibt gültin, aud 
wenn aus den Wedjeln nichts 
gefordert werden konnte, und 
wenn en nidt zurüds 
geneben find 149. 

Nüglihe Gefhäftstäg- 
rung für ben ertmeifter, 
wenn der BBefteller da8 Ge: 
lieferte, aber zur Verfügung 
geftellte Werk einftweilen be= 
nugt 163. 

 Näklidde Verwendung. 
Keine in den Rupgen des Ges 
jeufchafters bei mündlicdhem 
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@efelichaftsvertrag, wenn auf 
Beitellung ded andern geliefert, 
welcher allein durch Auflaffung 
Eignenthümer geworden 164; 
Subftantiirung des Anipruchs 
aus N. ®. 165; Haftung des 
Gejellihaftere aus R.B. für 
die Gejellichaft 166, 570; bie 
Eifenbahngefellichaft Hat einen 
Theil der Straße felbft ge 
baut, welchen bie Stabt hätte 
bauen müfjen. Critattungse 
aniprud) 167. 


Dbfervanzen in Weftpreu- 
Ben 1; Feine Bezugnahme bes 
.L.R. aufD. bezüglich der 
Berufung des Batrons, zu 
dem Gehalt des Biarrerß bei: 
utragen 2; ©., daß zu den 
ymitafialausgaben ein feiter 
Beitrag aus einer Stiftung 
gezahlt werde 706. 
DffeueHanndeldgefellicha 
nicht begründet burdy Anmel- 
dung der gütergemeinfchaft- 
lihen Witwe zum Handels: 
regifter u. en 578; Teine 
Pellung des Regifterrichters, 
ob die als 0.9. ®. angemeldete 
Sefelihaft nah ihrem Ges 
fchäftöbetrieb folche fein fönne 
576; eine 0.9. ©. verklagt, 
welche nicht eriftiren fol, wie 
der von der angeblichen Ge- 
jenihaft Bevollmädhtigte gel- 
tend madıt 732; Klage gegen 
einen ausgeichiedenen Gejell: 
fchafter auf einen ben ges 
\chloffenen Werträgen ent 
IPEEMENDEN Eintrag des Klä- 
gers im Grundbuch, veranlaßt 
durch) falichen Eintrag im Han= 
Der eBulet 582; ein Bivang?:- 
vergleih im SKonfurje der 
0. 8. ®. berührt die Haftung 
bes auögeichiedenen Gefell- 
fchafters nicht 577; au en 
den ausgefchiedenen Gejell- 
fhafter fann erft nad Er= 
ledigung des @elelichaftston 
furfes gellagt werden, vorber 
auh nit mittelft sFelt- 
ftelungsflage auf den zu er= 
wartenden Ausfall 577; Un: 
fähigleit eines ®elellfchafters 
jur Telbftändigen Vermögens: 
verwaltung; Geifteöfrantheit 
583; Teine zemaeung nad 
Art. 146 9. ©. 8. beim Kon: 
furfe 579; Klage des Liqui- 
dators gegen den einen Ge- 
ellichafter auf Feitftellung der 


edingungen des Verkaufs ber | fi 


Ymmobilien 580 ; feinAlniprud 
darauf, Daß der Kiauidator vor 
dem Berlauf eine Bilanz auf- 
nimmt 581; fein Unfpruch eines 
Seüigehert auf Unterhalt 


Deffentlide Sadhen. Gr: 
Asung ded Eigenthbumd an 
einer Straße durd den Fistus 
40; Teine Erfigung an einem 
VBorplage vor dem Haufe, 
welcher dem öffentlichen Ber 


tehr ala Theil des öffentlichen 
Plages dient, neben welddem 
er Tient 20. 

Drt bes Bertragaichlufies 
beim Bertrag unter Abweien 
den 256. 

Dertlihed Recht. Ueber 
den Eigenthumsübergang und 
die Einlöfungspflict bei einer 
in Rumänien ge oblenen Rus 
mänifhen Obligation, wegen 
deren Dppofition eingelegt ift 
12; Martenfhuß in den Konz 
fulargebieten 9: NBefchlag- 
nahme eines Schiffes im Aus» 
Iande, Schadensertaganiprüche 
negen den Ertrabenten 7; 
Intereffeanspruc wegenRichte 
erfüllung einer Obligation 8; 
fhentungsmweifer Erlaß einer 
Forderung in Frankfurt, für 
Beine im Naflauifchen em 
thet befteltt ift ;, gormd. Echen- 
ung 5; Höhe derangemeflenen 
Matlerproviftion 3; Engage- 
ment für Santos 10; bezügs 
lid der Verbindlichkeit des 
Käufers, weldhem die Waare 
von auswärts uberfandt wird, 
und für feinen NRebhibitions= 
aniprud 6; nit dad Recht 
des vereinbarten ®erichtaftan= 
des bei einem Bertrage wegen 
Aufhebung des KBerlöbniles 
und Bahlung einer Rente 4; 
Anwendung de8 Amerilani- 
fhen Recdt8 über beichränfte 
geftung des Rachlafies gegen= 

ber den Gläubigern 11. 

Drtöverfaflung beaügtich 
einer einzelnen an ein ®hym« 
nalum zu zahlenden Abgabe 


artei und beren Vertreter, 
f. Gejeglicher Vertreter. Der 
Hausdjohn Magt allein 736; 
eine 0.9. ©. verklagt, welde 
nicht eriftiren fol, wie der 
bon dem angeblichen @eiell- 
fhafter Bevollmädtigte gel=- 
tend madıt 732; nachdem gegen 
eine Gewertihaft Mud& Horft 
verfahren und dieje theilmeife 
verurtheilt ift, wird ber Pros 
3eB fortgefcgt gegen bie Ge» 
werlihait Mud und gegen die 
Gewertihaft Horft 808. 
Barteifähigteit eines Wer- 
eind, weldem die Korpora= 
tiondrehte nad der Klag- 
erhebung, aber vor ber münd» 
fi en erhandlung ertheilt 


n ; 
Bartialsbligationen bei 
einer Grundfchuld unter Bes 
Belung einer Kommiffion aut 
ahrnehmung der Rechte der 
Gtäubiger 397. 
atent. Entbedung bed 
witlenichaftlichen rundes 
einer belannten Thatfadhe 
feine Erfindung 119; Weg« 
lafjung unbedeutender Bujäge 
feine ndung 119; die Ba= 
tentichrift enthält die näheren 


Modalitäten nicht, unter wel: 
hen dag angemwendete Mittel 
je nad Beridiedenheit der 
u bearbeitenden Stoffe mwirf: 
am wird, deshalb feine ge 
werblidy verwerthbare Erfin- 
dung 120; offenfundige Bor: 
benugung 121; das %. Näther 
47493 verlegt durch eine das 
Wejentlihe unter Abänderung 
wiedergebende Cinrichtung 
118; ®. auf den Staubjamm: 
ler ‚‚Enllon‘ verlegt dDurcd) 
den ‚„Borea3’ 123; da3 B. 
47358 der Cassel Gold -Ex- 
tracting Company vernichtet 
119, 120; Vernichtung des B.8 
72149 von Nidden 121; 8. 
53321 auf eine Blombe ver 
nichtet 122. 
Batron. Keine Berpflic- 
tung zur Votation des Geiit- 
lichen 708. 
PBfandreht an folden 
Sadıen, weldye der Schuldner 
demnädft in einen Speicher 
bringen wird, im ®oraus be= 
ftellt; der Släubiger hat dem: 
nädıft Befig ergriffen 96; Durch 
den Berzicht ded Echuldners, 
die Pfändung wegen ihrer 
Formlofigkeit nicht anfechten 
gu wollen, wird ein dem Kon: 
töverwalter gegenüber wirt: 
fames B. nicht begründet 97; 
das Pfändungspiandredht der 
verglidhenen Yorderung er=- 
tredt fi nicht auf die For: 
erung aus dem Vergleich 98; 
die vom Pächter eingebrachten 
Cadjen werden nicht Dadurd) 
dem B. des Verpädters ent» 
zogen, daß fie mit dem Grund 
und XBBoden verbunden oder 
zum Zubehör einer andern 
ade gemadjt werden 99. 
PBlleger. Tie Bormunds 
Ichyaftsbehörde beftellt den Un» 
mündigen, welche einen Vater 
er einen ®.; leine An: 
Kung dur einen Dritten 
Bolizeilihe Berfügung. 
: St 


Keine Haftung der 
wenn dur Werfügung des 
Polizeipräfidiumd® auf irr« 


thümlidher Grundlage die Nies 
derlegung einer baufälligen 
Edreune angeordnet ift 677. 

Brototoll berichtigt vom 
Borfigenden und Protofolls 
führer 752. 


Nealtheilung eines belafte- 
ten Grundftüds; die Kedite 
von dem Parzelleneriwerber 
gekrent gemadıt 35; ber Thei> 
ungövertra begründet obli: 
game ne nfprühe unter 
en Kontrahenten, aud) denen, 
an melde da® dem britten 
MiteigentHümer zugetheilte 
Orundftüd nicht gelonımen ift, 
darauf, daß nl bei 
diefem Grundftüd bleibt 36. 

Nehuung. Stilfchweigenbe 
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Genehmigung eines Ausgabe 
poftens, weldher dem Wed): 
nungsführer aur Xaft ging 415. 

Nehuungsdlegung. Kein 
Anipruch der einzelnen Ya: 
milienmitglisder auf R. nad) 
der ebung 191; feine X. über 
den Betricb einer von Eigen= 
tbümer übergebenen Ecmiede, 
wenn der Betrieb nidt für 
Rehnung des Einenthimers 
peiührt ıft 192; Einrichtung 

er Kednung, — Belege? 195; 

feine Einficht der Be 2 mo 
fie fi befinden 196; Rt. an 
einen Miteigenthümer, wenn 
fie der andere nidt Me 
191: naddem der Betlagte 
Rechnung nicht een var 
neue Klage auf den Antheil 
des Klägers am Gewinn, Sub- 
ftantiirung u. Bemweislaft 193; 
KSellion des Anipruds auf R., 
wenn der geichäftsführende 
Gefellihafter fih damit ein- 
veritauden erllärt 352. 

Rechtsanwälte. G.0.8.51. 
Die Hauptpartei jchließt fidh 
der von d. Nebeninterveniens 
ten ertheilten Rollmadıt an 
747; Koften im Neverturders 
fahren von Cheleuten 748; 
lage auf Unzuläfligleit der 
Bwangsvollitredung 749. 

Re ne Tas erfuchte 
Amtsgericht hat den in einem 
Nicdhtigkeitsverfahren vom Ba= 
tentamt erlafienen $ojtenfelt- 
fegungsbeichluß mit der Bol- 
ftredungstlauiel zu verjehen 


8260. 
Nechtälraft ausgeichloffen 
nn entgegengejegtes IE 
tommen 806; feine &., wenn 
im ®Borprozeß unzuläffige 
Klagänderung angenommen 
807e ; nad) rehtsträftiger Ver: 
urtheilung des Gemeinichuld: 
ners fann der Konlursverwal: 
ter gegen die Feitftellungstlage 
eine Segenforderung des Gec- 
meinihuldners nur kompeitz 
firen, wenn fie nachträglich 
entitanden ift 807b: nad RR. 
des Urtheils über die Anfed= 
ung feine Erörterun ber 
die Healifirbarkeit der Herbei- 
neun der zu pfändenden 
taidhine 807; keine Rt. der 
Abweifung der Klage auf 
xöihung einer Hypothet für 
den damals nicht geltend ge: 
madten Uniprud, die GHpo= 
thet jei duch Konfufion er» 
lofhen 8074; redıitslräjtige 
Berurtheilung db. Rommandit= 
Le bindet den perlön: 
ih baftenden Gejellichafter 
575; Klage auf Lieferung einer 
andern Tbligation abgemie- 
fen — Klage auf Rüdzahlung 
des SKaufpreijed 807; Klage 
auf Einrichtungen nad 8. 26 
®.D. zugeiproden — unbe- 
Ihränfte Klage wegenCtörung 
8071; Abwerfung der nega=s 


455 


tiven fFeftitellungsflage bes 
Ehemanns, — Klage der frühes 
ren laden negen beide Eher 
leute auf Örund der entgegens 
aeiebten pofitiven Feftitellung 


KH. 

Nechtömittel, inlegung 
nah jahliher Erledigung 
812b, 812c; NR. unmirkflam, 
wenn der Konkursvermwalter 
nad Aufhebung des tonfurfies 
das Urtheil hat auftellen lailen 
809, 810; Nachweis der Urs 
theilszuftellung in der münd- 
lihen Werbandlung 812; ift 
das Bwilcdhenurtheil des Bes 
rufungagerichts durch Das Re= 
vifionsurthbeil nicht aufgeho- 
ben, jo bleibt das Berufungse 

ericht bei der erneuten Ver 
Pandiung daran gebunden 811. 

Nechtöweg mic weit zus 
läffig bei Dauernder Benugung 
von Brivatgrundftüden zu mis 
fitäriichen Schießübungen 76; 
Etreit zwiichen dem Vater des 
Rehrlings und dem Kehrherrn 
714; bezüglich der Beiträge zu 
den Etraßenbaufoften 715; 
WHenderungen an einem Wege 
durh die Stadt 7I6f; Ge: 
mwerbegeriht am Domizil der 
Arbeitgeberin, aber nicht am 
Tabrilorte gebildet 716b; 
Anipruc aut Höhere on 
wegen der in Yolge auker: 
ordentlicher Klimatiiher Ber» 
hältnifie eingetretenen Ans 
dalidität 716; Benfiondan: 
fprüdhe von Eifenbahnarbei- 
tern gegen die Benftonsfafile 
für Wrbeiter der Preupijchen 
Staatzeifenbahnvermwaltung 
2161; ob ein aur Dispofition 
geftellter Xippeiher Schuls 
reftor die ihm angelonnene 
andere Stellung anzunehmen 
habe 7TI6d; un uläjfig wegen 
Einziehung vonBerfihernnges 
beitränen für von dem Stläger 
angeblich bei einem Bau be« 
ichäftigten Berjonen 711; WM. 
für die Klage des widerredht- 
lih als Bauherr für die Bei« 
träge bed Unternehmers in 
AUnpruh Genommenen 712; 
Verweigerung der ortäpolizeis 
lihen Genehmigung zum Be: 
trieb einer Sprengitoffiabrit 
716e; unzuläjfig wegen eines 
als Ausfertigungsitenpel er» 
Keen Etempels 710; Fein 

. wegen Rüdiorderung eines 
obne Vorbehalt gezahlten 
Stempels 713; R. wegen ver« 
binderter Musübung eines 
NApotheferprivilegiums 114; R. 
über den Beitrag des PBatrond 
en ftirchenweg, Wenn der 

au bereits ausgeführt, deflen 
Nothwendigleit aber beftritten 
ift 709; R. über firhlicdhe Baus 
laft 716g; R. über Küftereis 
bauten 716h; nicht über die 
Anordnungen der DK Uerune 
über die Verwaltung der der 
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Kirche gehörigen Volkzichul: 
bibliothet und die dazu ji 
jahlenden Geldbeiträge TI6k; 
Anfechtung des Liquidats der 
Stadt für Pflafterungstoften 
von einem ausgefallenen 
Hupothefgläubiger 7160; MR. 
über ihiedgridhterliches Ner- 
fahren, wenn das Ccdied2- 
gericht in Folge einer Berorb- 
nung berufen ift 716i. QBe= 
dingte Zuläffigkett. Ans 
foruch eines Br. Beamten aus 
dem Fürjorgeneieg, Unwen: 
dung der Beftimmung des 
Venlionsgeieges 8. 23 716m. 

Medlicher Erwerb, |.uter 
Slaube. i 

Negifterrichter. Keine Brü- 
fung, ob eine als offene Dan= 
delggefellihait angemeldete 
BSefelihaft nad ihrem Ge: 
fchäftsbetriebe jolche jein fönne 
576 


Neingewinn beim Weiter- 
verfauf eines landiirthidhaft- 
lihen Srunpdftüds 23. 

Nefiliation. Schadenzerfag 
für die Zeit nad Auflöfung 
des Vertragd 179; Stlage in 
der Berufung abgemwieien, 
nachdem fich Bellagte erboten 
bat, den Bertrag mit der ftreis 
tigen Klaufel notariell zu ver: 
lautbaren 319. 

Meverd des Hauptihuld- 
ner, daß die Binfen, über 
welde der Släubdiger quittirt 
vr nicht gezahlt jeien, wirt 
am auch gegen den VBürgen 

Code 1321 286. 
evifion. Ergänzung des 
Revifionsurtheild durch Vers 
urtheilung des Klägers zur 
Rüdzahlıng 802; Tein meit- 
läufiges Verfahren liber Bor: 
bandenjein d. Revifionsfiumme 
8i5e; Cumme zur Beit der 
Einlegung vorhanden, fpäter 
Konkurs des Nevifionsflägerg 
sı5f; Stellung des Kevijiongs 
erichts bei Beurtheilung von 
erihulden und SKaufalität 
211, 212; Nachprüfung, ob die 
Vorbringung einer Kompen- 
fationseinrede erft in der Be: 
rufung verichulbet war? 815d; 
Brunn 0.238.528 E.%.0. 
durch d. Berufungsgericht 528. 
„Nichteramt. Vorausiegung 
je die Unmendung eines Ver- 
ot?geleged 801; Mangel der 
Form don Amts wegen bes 
rüdfichtigt 801b; geflagt auf 
Ungültigteit wegen Nüdtritt, 
erfannt auf Nichtigkeit 801; 
Urtheil auf eine rechtaträfti 
abgemicjene Alternative na 
dem Antrage d. Klägers 801d. 
dfordberung eines im 
Wege der Bermaltungserefu: 
tion eingezogenen Vetrages; 
Bemweislaft über die Unbe: 
gründetheit des Bnfpruchs 
162. BR. wegen grund» 
lojen Habens, feine, der 


tro 


Baluta eined vom VBezogenen 
über eine Spielfhuld accep- 
tirten Wediele, wenn ber 
Ausfteller den Wechfel beneben 
und der Bezogene ihn einge= 
Iöit hat 333. R. gezahlter 
Nihtihuld. 8 tft Teine 
Nichtfhuld, wenn der Kläger 
für die Etellung von Steuer: 
beanıten gezahlt hat, was er 
verfproben, wenn fchon der 
Bellagte felhft dajür feinelu3= 
lagen mehr hat, wie zur Beit 
de3 Beripredhens 159; begrüns 
det, wenn der Schuldner oder 
für ihn ein Dritter nach dem 
Allord ohne SKtenntnig don 
dem Erlaß zablt 130. RR. 
wegen nidht eingetretes 
nen CErfolged, mit weldhem 
gun eingetreten? 160; 
ercicherung ur Beit ded Un» 
danl3 bei Widerruf der Schen= 
fung; Bemweislaft 161. 
Retritt nicht fchon durch 
Weigerung der Erfüllung 306; 
der Rüdtrittsberechtigte er- 
Härt den R. nicht innerhalb 
der Frift, fondern bittet um 
Srifterftredung, welde bie 
andere Barteı ablehnt 303; 
R. nad dem Gieg in erfter 
Snftanz 305; R. einer Partei, 
demnädit handelt die andere 
Bartei wider den Vertrag, 
fein Anfprudh anf Vertrags: 
erfültung 569; Rechte beim R. 
eines Theile 307; der Andere 
ftellt dem Rüdtrittöberechtig- 
ten nadı Ablauf der zrift ein 
PBräjudis, worauf fich diefer 
nicht erflärt 304; R. von einer 
Unfallverfiherung ohne Uns 
gabe aller Gründe 308. 


SadliheZuftändigkeit der 
Rheinichiffahrtsgerihte und 
Abgrenzung gegenüber der Zu: 
ftändigfeit der Landgericte 
718: 5 11 €%.O. für diejes 
Verhältniß nicht maßgebend 
718; Mangel der f. 
nergt, übrigens f. 
ltegend 718b, 

achverftändige. Das Ge- 
richt veranlaßt abweichend von 
feinem Beweisbeichluß Schrift: 
liche Begutachtung ftatt münd= 
licher Bernehmung des ©. 789; 
feine Strafe, wenn ©. au8- 
bleibt, nadıdem er dad But» 
achten nn: 790; Wbleb- 
nung ded ©. zurüidgewiefen 
7%0b; Vernehmung und Bes 
eidigung ohne gu ichung der 
Barteien gebeilt Dur) nodh= 
malige Bernchmung und Wie- 
derholung de3 Gutachten? un: 
ter Bezugnahme auf den frü: 
beren Eid 790c. 

Schandenderfak. Keiner, 
mweil ein Komptoirbeamter ber 
Bank einen nicht als Geldbrief 
dellarirten Brief annimmt, 
öffnet und das Geld dem 
Ueberbringer zurüdgibt 254; 


. nidt 
. or: 


feiner des Direftors eines Ars 
beitshaufes, er Arbeiter, 
die fih zur Stuhlfabrilation 
nicht befier eignen, bei einem 
andern Arbeitgeber beichäjtigt 
bat 451: feine für Melioras 
tionen, welcher nach erfannter 
Schädlichkeit der IJmmilfionen 
emacht find 185; fein Sch. 
rog vertragsmwibrigen Ber- 
altend wegen mangelnden 
erfchuldens der einen Partei 
und entiprechenden Berhaltens 
der andern 175; feine Scha- 
denserfagpfiht des Bau« 
meifters, mit weldhem Kläger 
nicht Tontrabirte, wegen man 
gelhafterr Wundamentirung 
eines Gebäudes 216; Tein An= 
fprudh auf Erjag von Stem= 
pelkoiten gegen den Verkäufer, 
welcher den Vertrag nicht er» 
füllt Hat, wenn der entgangene 
Gewinn liquidirt wird 177; 
der DBellagte bat da8 bem 
Blödfinnigen verlaufte @rund« 
ns diefem übergeben; Die 
ntbehrung der von dem BIöd- 
finnigen gezonenen Nugungen 
fein unmittelbarer Schaden 
184; Cd. wegen entzogener 
Ausübung einer Dienftbarteit, 
Mafftab der CEntihädignung 
nicht die Rüdjicht auf billig» 
ften Erjfag im Snterefle des 
Beihädigenden 163; die Koften 
eines vergeblihen Brozefies, 
obwohl Klägerin hätte die 
Klage zurüdnehmen können 
172; wie berechnet fi der 
Scd., weldhen der Erwerber 
eined®? Grundftüds erleidet, 
weil ihm datlelbe fubhaftirt 
ift, wenn er den Bertrag in 
olge falfcher Mittheilungen 
eines Gegenkontrahenten ge 
hlofien hat 176; jag des 
Schadens, welder burd; einen 
fehlerbaften Bau an einem 
Nachbarhauje entitanden ift; 
WAufrehnung der zuerfannten 
Binfen des Minderwerths auf 
die Miethsaugfälle derjelben 
eit, aber nicht ber fpätern 
infen, einer Seit, für welde 
eine Mietbsausfälle auge 
fprochen, auf Binjen ber frü- 
beren Beit 173; die Mieths- 
ausfäle für die Beit abge= 
prochen, wo der Eigenthümer 
ad Haus N durh Repa= 
ratur hätte beritellen und den 
uftand duch Sicherung des 
eweiles feftitellen lafien Lön« 
nen 13; Cd. wegen unter= 
laflener Kontrolle nad ber 
Unterichlagung 136 ; des Käu« 
ferö, weldher im ®lauben an 
das EigentdHum feines Ber- 
Täufers, mit Stenntniß Fri 
diefer nicht Befiger, ola au 
dem Stamme erworben und 
ch ohne Erfolg in Befls zu 
egen verfudht, aub einen 
tozeß gegen ben Be ger ge: 
führt bat 169,171; . bei 
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Reflliation über die Beit der 
Auflöfung hinaus 179; Cd. 
des Gehülfen eines Maflers, 
welder anders verlauft hat 
als ihm aufgetragen war 183; 
Klage des PBädterd auf Sc. 
egen den neuen Bächter, wel» 
De bie Aderftüde in Nugung 
genommen bat 444 ; Sch. eines 
auf Grund eines vorläufig 
dolfftredbaren Urtheils ermit= 
tirten Miethersd 181/182, Yn= 
terefje nach fruchtloferZwangs= 
vollitredung, auch wenn Bes 
Magter nit in culpa War 
174; 8.7738 €. 8. OD. hat feine 
beiondere Snterefjellage be: 
ündet 178; im Wall bes 
1.778 Sch. compensando ge= 
ordert 180; Werth zur Beit 
ber nverzugfegung mapge: 
bend 178; et 
bes Arreitflägers nur bei bei» 
fen Berihuldung 198. 
Schadendswürbigung. rt 
d. Begründung bei Anwendung 
des 8. 260 C. B. D. 233, 805 b. 
© auungdeib überdie Höhe 
und die Eriltenz des Schadens 
ohne die Jaltoren, aus denen 
die Höhe des Schadens abge» 
leitet wird 805 ; bezüglich des 
Duantumd der entwendeten 
Gaden 805b. 
Sthentung. Abtretung bes 
um Strapenbau erforderlichen 
errains feine Sch. 394; Ver- 
siht mit dem Grfolge, daß 
ein Dritter einen Bortheil hat, 
feine Ed. 387; Teine Sc., 
wenn der Schuldner nad) einem 
Allorde freiwillig dem &läu- 
biger den Berluf eriegt oder 
zu erfegen veripricht 129; Sc. 
niht Die Herausgabe eines 
Kapitald und Zahlung von 
Beiträgen für eine Beamtens 
penfioustafle 392, Schenfungs= 
vermuthung bei Hingabe ded 
Gtiefvaterd und Schuldners, 
weil andere Abfiht nicht er» 
Härt 390; Kefifton einer Brunds 
Auld an die natürlichen Kin: 
er; ob Schenkung? 386; Un- 
gültigfeit, der wegen der Ge: 
ringfugigfeit der Begenleiftung 
angenommenen Sch. 385 ; Bers 
fpreden an ein junges Mäbd: 
en, ihr, wenn fie fi ver: 
eirathe, 20000 Marl zu zah: 
en; Selinuetiongue‘ rift 
388; Sc). eines Miterbredts 
in notarieller Verhandlung; 
Uebergabe? 391; Erlaß einer 
Kapitalfhuld durch Sch. unter 
Lebenden unter Worbehalt 
lebenslänglicher Binjen 384; 
Kompenfation gegen die Kom» 
etenz des GSchenfgeberd 148; 
Hocm ber Sch. nicht für einen 
eibrentenvertrag, felbft wenn 
berjelbe zu einem Zheile eine 
Sc. enthält 259; fein Wider- 
ruf der dDurdy Uebergabe voll» 
jogenen Cd. von Todesiwegen 
urdh die Erben 389. 


©cherz. DMentalrefervation 
eines Sch.s madıt die Wette 
nicht ungültig 288. 
die srihterliges Ber- 
ahren. tilfchmweigender 
Schiedevertrag 847, ein 
SDR cperiar. ber Buda= 
peiter Börje kein Schiedsge: 
richt, fondern Staatsgeridt, 
deshalb feine Klage auf Boll» 
ftredbarleitserflärung 848; 
Klage auf EENEREUUG eines 
Sciedögerichtd durch den er=- 
tennenden Richter ‚Erörterung, 
ob der Yal_der Bildung des 
Schiedsgericht gegeben fei 
846; Eubitantiirung der Ein- 
rede des Differenzgeichäfts 
vor dem Schievägerid nicht 
erforderlih, um dem Staats» 
gericht die Radıprüfung auaus 
eitehben 844; die nad) dem 
(siensrichtelichen Sprud ent= 
tandene Ginrede Dde2 ers 
gleichg ift von dem Gtaate- 
eriht abzuurtheilen 845; Bes 
unmlng über Berufung an 
Bräajidium und Ausihuß der 
Genoijienfchaft über Ausichluß 
eines Mitgliedes fein Schiede- 
vertrag 8490; Konkludente 
Ausichließung des redtlichen 
Gehörd 849b; der Scied3- 
richter hat nur einen einzelnen 
Buntt entfchieden, ftatt über 
d. ganzergorderung zu Iprechen; 
bei Geite gefept 843; feine 
Ungültigfeit des Schieds: 
fpruchs, weil die Klage nur 
einem der drei Teitamentds 
volftreder zugeitellt jei 849. 
Schieppvertrag, |. Werl: 
anne. 
Ehnidübernahme ohne Bes 
freiung des bisherigen Edyulds 
ners 357; nicht wirfiam über 
die mündlich getroffenen Ber- 
abredungen hinaus 87,88. 
Oinle. Dbfervanz, daß 
zu den Gumnafialausgaben 
ein beitimmiter Neitrag aus 
us Stiftung gezahlt werde 


Sicherheitöleitung. An: 
fprud auf andere ©., wenn 
die geleiftete rechtli nicht 
gültig 380. 

Gimulatisn des Gläubi- 
ger dur Wusftellung einer 

uittung über von Schuldner 
nicht gezahlte Zinfen zur DBe- 
vunianne de3 Burgen. Beweis, 
dag nicht gezahlt, durch We: 
ver? Des Ahuldnerd 286; 
nicht geltend au madıen gegen 
einen gutgläubigen Britten 
bon einem Dritten 287. 

Eolidarfhuldner aus zu» 
jemmenis ender Berichuls 
ung, leine Einrede der Xheis> 
lung 132; ©. bei geringem 
Berieben 133. 

Eszialdemotratifcherßer- 
ein, Bereinsvermögen nad 
Verbot des Vereins 597. 

Epstientlage des jelbftän- 


digen Detentors Degen einer 
nad) 88. 719, 713 g. BD. 
ungültigen Pfändung 28. 
taat, Sf. Tistus. Keine 
Haftung, weil der, Regifter- 
rihter eine Gejellichaft von 
Arcditelten ald® 0.9.®. ein: 
Ben bat, obmohdl fie nady 
brem Geichäitsbetrieb folhe 
nit fein konnte, und ein 
Dritter durch das Wuftreten 
der Gefeliichaft ald 0. 9. ©. 
Schaden erlitten hat 576. 

Etat und Domtlapitel Re: 
eß über die Laften 589; Leine 
gaftung ber Stadt aud einem 
: erijehen der Baudeputation 
87. 

Stellvertreter. Der Bau- 
leiter ift nicht alt: 
liher ©. des Bauherrn, fo= 
daß feine Genehmigung eines 
Baufchlers dielem präjudizirte 
464; feine Haftung der Kin- 
der, wenn Die gütergemein«- 
haftliche Witwe das Geichäft 
ortgeiegt bat 244; ber 
Komptoirbeamte nicht bevoll- 
mädtigt Geld anzunehmen, 
fine! einen nicht deflarirten 

rief, mwelder Geld enthielt 
254; der Generalbevollmäd- 
tigte bat, ftatt al8 foldher zu 
fontrahiren, ald Vote unver: 
täuflihe Wftien entgegenge- 
nommen 200; ber wDireltor 
einer Mlticngejelihaft madıt 
fi einer Arglift Syuldig, wenn 
er eine sine causa von ihm 
der Befellichaft beftellte Hypo- 
thet Namend der Gejellichaft 
einem Tritten cedirt, und das 
tannı die Scejelichaft argen den 
Dritten und Ddeilen Redts> 
enge geltend madjen 251; 
fein SIODENSEN BON DEI, 
weil fih die, welche mit dem 
Kläger fontrahirten, ala der 
Echulvoritand ausgegeben 
haben 246 ; Haftung des falsus 
procurator 250; Gceneralagent 
einer Altiengejenichaft legitis 
mirt bie Anzeige entgegenzus 
nehmen, daß da® Grunpdftüd 
verkauft und Käufer die HHypo= 
thef auf den Kaufpreis über- 
nommen hat 453; ©. bei Ent» 
pt ennahme ceine® Berzichtd 
49 ;der Kolleftivprofuriftlann 
die Acceptationgerflärung 
einer Offerte allein entgegen- 
nehmen 243; %Bertretung des 
Fiskus in De auf Konfer- 
dirung von Bortheilen durch 
eine andere fißfaliiche Station 
591 ; der mündlich Beauftragte 
bildet ebenso wie der unbeauf: 
tragte Gefchäftsführer den 
Gcegentontrahenten, wenn der 
Gehhäftsführer den NBertrag 
elten läßt 255; der Manda> 
ar bringt Vollmadıt für den 
von ihm abgeichlofienen Kaufs 
vertrag nad; Haftung ber 
Bollmaditgeber für das Ber- 
fehen des Mandatard beim 
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Ubihluß 245; Geihäftsfüh- 
rung und Genehmigung 247 
der Bevollmädtipte bes in- 
wifhen veritorbenen (es 
häftsherrn Tontrahirt 248; 
die Geiellichaft wird nicht mit 
dem Ginmwande gehört, daß 
ihr Direktor feine Unterichrift 
abgegeben habe, ohne die Ur- 
funde zu lefen 252. 
Gtempel. Nbgeftempelte 
Brioritätsaltien feine neuen 
Altien, deshalb kein ©. 678; 
Schuldfchein über eine Schuld 
aus einem Anichaffungsgeichäft 
ftempelpflichtig 679; ortzah: 
lung der ftatt eines St.3 über» 
nommenen Nahredabgabe einer 
Attiengefelliichaft des franzö- 
fiihen Btechts bei deren Um: 
mandelung in eine Ultienge- 
felichaft nah 9. &. 8. unter 
Ausgabe neuer Altien 584. 
Stempelpflihtigfeit eines 


wiichen Abmwefenden perälot, 
Feen Bertragd nad dem Drt 
der legten Unterfchrift 256; 


Bollmadhtsblantett im Aus: 
lande unterfchrieben, im In= 
lande ug Lit ftempelpflidh- 
tig 681; Vollmacht zur er: 
tretung im koftenfreien Vers 
mwaltungsftreitverfahren_ ftem= 
peipe tig 682; tein Schen= 
ungsitempel fir Anordnung 
einer Kollation 683; feine 
Schentung, fondern Echuld- 
verfjchreibungeftempel, weil 
Ausftattung 685; Verpadung 
und WYradıt der Materialien 
BenbrEn nit zu den Koften 
er Arbeit bei einer Wert: 
verdingeng 680; Stempel: 
flihtiger Kauf durd fchrift- 
iche Offerte und notariell be= 
urlundeten Beihluß ber ®e- 
wertichaft 240; Leibrente in 
einem Ehevertrage 684, Etem- 
pel von einer @eneralpolice 
687 ; Auflafiungsftempel, ob« 
wohl der Gejellichafter beredh- 
tigt war, nadı dem Gejell- 
fhaftsvertrage das Geichäft 
unter Abfindung der Erben 
bes veritorbenen Gefellichafe 
ter8 zu übernehmen 686; Stems- 
pel von einen Gejellfchaft3- 
vertrage BOOT BEL: 
fhaft, wenn Grundftüd.ein- 
gebradht wird 688. 
Stiftung, ftand dem Gyms 
naflum der eingezogene Ne- 


von an? 598. 


He Gefelfchaft. 
einanderfegun e Kanonen 


der Gefelichaft auf anderer 
Grundlage ald einer Inventur 
nad Bereinbarung 571; der 
Komplementar wird entmün- 
digt, bie ft. &. mit dem Kura- 
tor fortgefegt, Teine a 
lung ber #Rtemuneration für 
die perjönliche Thätigleit des 
Kompiementars 572; bem ftil- 
len Sejellichafter ift die Ein: 
lage im legten Jahre vor der 
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Konturseröffnung zurüdges 
zahlt, feine Einrede des Be- 
trug® gegen die Rüdforberung 
des Konfurdvermwalters 573. 

Streitgenofien, nothmwens 
dige. Die mehreren Berläufer 
welhe Bahlung des Kauf: 
preifes nad) der Subhaftation 
des Grundftüds fordern, wäh: 
zen Käufer zurüdgetreten ift 
738. 
Etrombanten. Entihäbi- 
gungsaniprun) der Übdjacenten 
15, . 


Subhaftation. Ein In- 
terefient ftirbt vor dem Sub- 
a en zeitige Be- 
telung eines Pflegers behufs 
Buftellung 837; im gmanse 
volftredungsverfahren er 
Einwand, der Ürfteher fei 
bIödfinnig geweien, unzuläfftg 
834; ber Hüupothelgläubiger 
bat die ihm nominell zuftehende 
nachgehende Hhppothef ftatt der 
ihm wirklich auftehenden vor= 
gehenden im Bertheilung&s 
verfahren geltend gemadht, un- 
fhäpdlid, 836; Tein Worzugs- 
teht einer Provifionsforde- 
zung aus dem Grunde, weil 
fie dem Wirthichafteinipeltor 
ufteht 835; Webergang der 

orderung auf die Miethen 
mit dem HBuiclage 8370; ein 
Piandbrietdarlehn wird vom 
Erftceher übernommen; An: 
rechnung auf die Erftehungs= 
fumme zum Nominalbetrage 
nit zum SKurdwerth : 
Klage aus der Anmeifung des 
Gläubigerd auf Uniteigerer u. 
Bürgen 833; ausichließliche 
Zuftändigleitt Dded Stammer: 
gerichts Für die DBeichmwerde ? 
820 ; Beichwerde gegen den Yu: 
Ihlag zurüdgemiejen, weil den 
von den geieglich abweichen 
den Bedingungen nicht wider: 
fproden war 837b, 


Zaufih, über Grunbftüde 
verihiedener @erichtöbezirke; 
weiche Rartei leiftet mit ber 
Auflaffung vor? 318; Einrede 
der Verlegung über die Hälfte; 
Berechnung, wenn die beider: 
feitigen Grunpdftüde mit Hypo» 
theten belaftet waren 483. 

Seftament, eigenhänbiges, 
Veberjchreibung des Datums 
635; en a en 
der Bater enterbt einen Sohn 
nah dem Tode der Mutter 
636; die Witwe veräußert die 
Grundftüde drei Tage vor 
ihrem Tode an eine Toditer; 
$ 168, Anhang au 8. 689 

RL RR. II, 1, bispofives 
Net 637; der Ehemann ae 
in erfter Ehe gemeinichaftliches 
zT. errichtet; nah dem Tode 
der Ehefrau geht er eine zweite 
Ehe ein, in mwelder Kinder 
geboren werden ; Einfluß_auf 
jenes X. 638; die beiden Ehe: 


leute fegen Verwandte bes 
Ehemannd als (Erben bes 
Sammtguts ein. Sie erlangen 
dailelbe zur Hälfte durch Ber=- 
fünung der Ehefrau 639. 
‚Teftamentsvollftreder 
eines infuffizienten Nachlafies 
läßt eine Hypotbelgzur Dedung 
einer Forderung, die er an 
den Grblafier hatte, auf fid 
umfcdreiben 655; X. haben 
einer Miterbin die Handels 
bücher vorzulegen 665. 
‚Thatbeftaub de? Urtheils 
nimmt Bezug auf den ‚That: 
Delta eines Beweisbeicdhluf: 


feg 808$b, 
Thellung, |. Realtheilung. 


Unehelide Kinder. Das 
gejegliche Erbredt wird burdy 
ein Xeltament nicht ausge 
ichlofien, welches Die gefeg- 
lihen Erben beruft 633; aud 
nicht dadurd, daß ihnen Uli: 
mente gezahlt find 634. 

Unentge Re Beräuße- 
rung bes zur@ilenbabnanlage 
erforderlichen Zerraind;; feine 
Nadforderung 393, nicht For- 
men der Echenfung 3%. 

Ungältigleitder Eye. An= 
fehtung wegen Impotenz ver« 
sichtbar 60V; Widerllage ge= 
nenüber der Cheicheidungs: 
Mage zuläffig 600. 

Unmögtihteit ber Erfül- 
ang: eine Unmöglichkeit 
der Aufftellung einer Rechnung 
137; U. d. €. nicht berbeige- 


führt Durch Bollerhöbung 140; 
U. der Lieferung von B 
Michtung att 


sohineinen Berp 
efjen die bedungene Gebühr 
zu zahlen 139; theilmweife Un= 
möglichleit vom Wedtsvor- 
änger im Eigenthum des be= 


Oneien@tenD ds verichuldet 
Unterbregun bed Ber- 
abrens. ie Berhanblung 


ber NAusfegung und Wuf- 
nahme des außgejepten Ber: 


Be findet, nahdem das 
erufungsurtheil zugeftellt 
war, bei bem Rev le 

age 


geriät ftatt 754; die 
er BBeredhtigung zur Wulf 
nahme durdy Urtbeil, zu ent= 
fheiden, wenn a x prochen, 
Endurtheil 756; weifung 
der Aufnahme nur aus pro» 
zefjualen, nicht aus materiellen 
Gründen zuläffig 758; U. durch 
Konturseröffnung über den 
Bellogten nad befien Ber- 
urtheilung, fein Bwang gegen 
ben Kontursveriwalter zur Yufs 
nahme 753; Wufnahme des 
durch den od eines Kehnd« 
agnaten unterbrocdhenen Ber- 
fahrens durch defien Lehnde 
nadjfolger 755—757 ; Aufnahme 
bes Verfabrens gegen ben 
Konlursverwalter unb den 
Gemeinfhulbner 760; 


eventuelle Wufnahbme burd) 
einen ferneren Ügenten gegen 
den Widerfprucd der Bellag: 
ten 759; U. des Mahnveriab- 
ren® dur Beltellung eines 
Heuen geieglichen KBertreters 
761 


Urheberrecht eines Bereind 
an den von Mitgliedern dDe3- 
felben auägearbeiteten Nor 
mativbedingungen 116; nicht 
anögeichloiien durch öffentliche 
Kundgebung 116; aachen 
der Beitpunft, während defien 
die Bellapten das Urheber« 
recht fahrläjiig verlegt haben 
117 


Urkundenedbition. Bor: 
Leaung ber Handelöbücher des 
Bläubigerd behuris Nachweis: 
fung des von den Erben des 
Cchuldnerd behaupteten XBu= 
ders 321. 

Urtunden- und id 
prozeh. Die Schuld war nicht 
ohne Beweismwürdigung aus 
ufammenfaflender Beurtheis 
ung mehrerer Urkunden feit: 
äuftellen 824b; Stlage aus 
dDurchgerifienem und wieder 
verflebtem Wecjiel 824c ; Ein= 
rede verworfen, im Nachver« 
fahren erhoben 824. 

Urtheil. Genigende Ab- 

renzung der Wafjerbenugung 
(i die Wiefenmwäflerung und 
e3 Müller® 8020; U. auf 

andermweite Sicherheitsleiftung 
ohne Bezeichnung, wie Die- 
Bu elciitet werden foll 380; 

eridhtigung d. Thatbeitandes 
ohne Angabe, weshalb ein 
ne welcher bei der 

rtheilsfällun mitgewirkt, 
nit au dem Beichluffe theil- 
genommen hat 302b; Ernäns 
pun des Meviliongurtbeils 

uch Berurtheilung des Klä> 
gers zur Müdzahlıng 802. 
Urtheilöbegründung be= 

a eoee tung der geieg- 
ihen Formen eines Selbit- 
bülfeverfaufg 594 ; richterliche 
Ausführungen über die Ey: 
philis ohne Bewrigaufnahme 
804 ; au der beflagten 0.9.0. 
ausgeichiedene Geiellichafter 
al8 Zeugen vernommen und 
gewürdigt 804 b, 


Bater mwirb burch feinen 
Beitritt zum Vertrage feines 
Sohnes nicht perjönlidh ver- 
haftet 625. 

Beränderte Umftänbe, 
Nicht die Bollerhöhung, durd 
welche fich der Preis d. Serite 
nur um 11 vB: erböbt, zu: 
mal wenn bie Gerfte in Aus: 
land zu liefern ift 523. 

Dersulerung ohne ver» 
tragsmäßige ger lentung: 
Auslegung eines Vertrags, in 
weldem der Krei® das zu 
einem Eifenbahnbau erforder- 
lie Zerrain abzutreten ver 
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fproden hat; nicht ausge 
dehnt auf das N ra zu 
Schuganlagen gegen Schnee: 
verwebungen verwendete Ter- 
rain 337; Abtretung deö zum 
Straßenbau benöthigten Ter- 
raind feine Cchentung 338; 
B. der Kundicaft; Verpflich: 
tung, leine Geichäfte mit der> 
felben zu maden 345. 

Berbotögefeg ichließt nicht 
immer die Umtitehung eines 
entgegengejegten Brivatrecht3 
aus 60. 

Bereine, |. Urheberredt. 
Sreiteligiöfe Gemeinde iden- 
tisch mit d. deutich-Tatholiichen 
Gemeinde 596; fozialdemofra: 
tiicher Verein, Bermögen nad) 
defien Yufbebung 597. 

Vergleich über einen Wech- 
fel, aus welhem frudıtlos 
Erefution geiucht war, unter 
Sicherheitsleiftung ; Wirkung 
auf den Anfprud auf Sicher: 
BEN ENDUNG für einen andern 

echfel 325; 8. in Form eines 
aufs 360. 

Berlöbnif. Aufhebung und 
Beriprechen einer Rente; ött- 
lihes Recht, nicht unfittlich, 
Jrrtbum über da3 Vorlieben 
d. Braut unentichuldigt, Rente 
nicht verwirft 4, 290, 320, 381; 
Konventionalftrafe wegener: 
Zönerung der Hochzeit 599. 

Bermädtnik, feines, jons 
dern legtwillige Auflage 663; 
Bermäctnißvertrag zu Guns 
ften d. Nächitberufenen nültig, 
wenn audı die damit verbuns 
dene Gupbftitution weiterer 
Telcendenten und der Telcen: 
denten von Brüdern unguülti 
ift 661 ; ift die Vermweilung au 
d.Nadylaktapitalien Beichräns 
fung der Bermädjhtnignehmter 
auf dad Erfüllungemittel? 
658; demfelben Legatar wer: 
den bintereinander zwei ver= 
fhiedene Vermächtnilfe ausge: 
jest 657; die Auflage für ein 
B. ift nicht aud Auflage für 
ein anderes 8. deflelben Bes 
dadıten 659; Berluft der als 
cidiihen Duart wegen nidjt 
errichteten Öffentlichen Invens 
tars 6KV, 

Berfäumnißverfahren ge: 
gen die Gewertichaft Mud und 
genen die Gewerlidaft Horft, 
nachdem gegen die Gcwerf« 
haft Mud & Horft gellagt 
war ; feine Revifton gegen da8 
Verfäumnißurtheil 808; W., 
weil nad) Berlefung der An 
träge und Bergleichdvorichlag 
Verhandlung abgelehnt wurde 
808 b. 

ioniben. Kein 8. we 
en Reditsirrthum® unb ent» 
prechenden Werbaltens der 
andern Bartei 175; 8. aud 
eines untergeordnetenÖrgang, 
wenn dem Direltor Nachricht 
gegeben ? 212; 8. durch unter» 
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laffene Berbinderung d. wahr« 
nenommenen Ausitrömend von 
a3 211; B. einer Bant, bei 
welcher eine Bahlftelle für Ru= 
mänifche Obligationen, wenn 
fie, davon benadyridhtigt, daß 
wegen einer geftohlenen Obli= 
ation Oppojition eingelegt 
Bi nicht Vortehrung trifft, 
daß diefe Obligation nicht von 
ihren Beamten geliefert wird 
517; Feftitelung, daB Die 
fhledte Bejchaffenheit der 
Miethwohnung durh Hands 
lungen des Miethers hervors 
nerufen fei, ohne Wgeitftellung, 
durch welche Handlungen oder 
Unterlaffungen 431; Berpflidh> 
tung des ihederd, den vom 
SchifferzurDedung der Fradıt 
entebaltenen Tbeilder Las 
ung alsbald zur Berfteiges 
rung zu bringen, zur Ber: 
meidung höherer Koften der 
Ladung 135: grobed eigenes 
®. durch undeutliche Wuffor: 
derung, geringes des der Aufs 
einenes ®., weil der beihädigte 
Eigentbümer da8 Haus hat 
liegen laflen ohne Sicherung 
des Bemwerfes und eigene Mes 
paratur 134. 8. Anderer. 
Ob der pr6eposs in feiner 
unftion handelt nad) objel= 
tivem Monftabe, nicht nad) 
feiner Anficht 231; feine Hafs 
tung der Altiengeiellichaft aus 
der Yälihung ihrer Altien 
durch ihren Direttor, wenn 
fie diefer in eigenem Anterefie 
lombardirt 231, 232: Haftung 
des Vaters für cin Delift des 
minderjährigen Eohnes, wenn 
derselbe bei der Schule unter 
Aufficht d. Lehrers ftand? 230, 
Berfiherungsgeiellicha 
genehmigt einen Yusnabes 
poften ftillfchweigend, welden 
der Seichäftsführer aus Eines 
an ei Sr ehisak 
erfiherungögeie a 
auf Gegenfeit gleit. Beich« 
nung zum Garantieionds unt= 
verbindlih, mwenn nicht das 
Mefentliche des Borvertrags 
wiedergegeben 268; Ctatuten 
nicht maßgebend, wenn nicht 
fhriftlih auf Grund derjelben 
fontrahirt 269. 
Berfiherungöverträge. 
Belek ver! erung. Der 
nn bat verlichert, 
und in feinem UNE und 
für feine Rehnung die Yager: 
hausgefellichaft 533 ;der@igen« 
thiümer hat verfichert, und im 
uftrage und für Rechnung 
eine® Wfandgläubigerd Dde8s= 
felben die Zagerhausgeiell 
ichaft 54—536 ; feine Unven- 
bung ber pro rata:Klaufel 
535 ; Die Verficherung bed Mo« 
biltar8 nicht erloichen, wenn 
das Gut verlauft und übers 
geben, aber no nidıt auf 
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elafien ift 538; Die verficher: 
fen Tampfboote befanden I 
nit, wie in der Police für 
den Winter angegeben, im 
December im Echuppen an 
Gee, fondern am Ufer auf dem 
Gee und find, auf dem Gee 
erumtreibend, verbrannt 540; 

infen feit der Klagerbebung, 
weil die Berufung auf 8. 11 
der Statuten, daß die Summe 
einen Monat nad) rechtsträf- 
tiger Berurtheilung zu zahlen 
fer, den guten Sitten zumider- 
lief 537 ; Nechte des Hnpothef: 
gläubinerd der Berfiherungs- 
ejeltfchaft gegenüber, keine 
ei ruhender Verlicherung 539. 
RR: . Ber: 
pätete Anzeige des Schadens 
nicht entfchuldigt 544; Anzeige 
des Eigenthumsmechfels, von 
wen hat derielbe zu erfolgen? 
546: (Eintritt des zweiten 
Rechtanacfolgers in die Ber: 
fiherungsverträge des Sub» 
aftaten mittelbar erflärt 545. 

ebensverfidherung. Un« 
gültigfeit, weil dem Untrage 
auf eine Rolice über Nebeng- 
verfiherung und Juvaliditäts- 
derficherung nicht ftattgegeben, 
obwohl der Berjicherungsneh- 
mer die Prämie bezahlt hat 
292; Berwirktung wegen nidjt 
ezahlter Brämie troß (Er- 
lärumg des Agenten und Sub- 
Direktors 556,557; eine Nach: 
frift zur Bezahlung d. Brämtie 
lauft auh am Zonntag ab, 
fodaß die am Montag ange 
botene, aber zurüdgewiefene 
Prämie die Bolice nicht auf: 
recht hält 282; die Verficherte 
verfält in Zrunkiucht 560; 
Aralift der dritten Berfon, für 
welde die Rerficherung per 
nommen, wenn fie die der 
Berfiherungsgefellichaft nicht 
befaunte Baralyfe des Ber: 
fiherungssteymers nicht mit: 
getheilt 559; motariele oder 
erichtliche Leifion aufder Bo- 
ice nad) den Statuten feine 
Bedingung der Gültigfeit 558. 
Trandportverfiherung 
dedt nad) der Rolice Die wegen 
der Quarantäne erhöhten 
ss aatolten 542; die Begriffes 
eftimmung des Totalverluites 
ndet feine VWUmwendung bei 

erfiherung frei von Wefchä- 
bigung außer im Strandungss 
u e 541; fein Anfprucd des 

eitinatar wider den er: 
iherer, weil die Eijenbahn 
en au Wbtretung a 
teten Übfender haftet 543. Un = 
fallverfiherung. Set: 
Ken ungeklanr, twennnoch durd 

rbitratoren über einzelne 
Buntte zu enticheiden ift 517; 
der Unfall hat Krämpfe und 
zähmung zur folge, demau: 
folge volle Invalidität; Tein 
Unipruh 532; Xod Ddurd 


Schnigelreiten 554; Tod nicht 
unmittelbare Seine des Un- 
false 548; eritümmelung 
eines Arme 553; feine ;yorde= 
Aung für zeitweilige Arbeit3- 
unfähigfleit, wenn dauernd ar= 
beitäunfähig 549; Teine Ber 
äumung ber Srift, wenn ber 

erficherte zeitweilig geiftig 
geltört war; feine Bufammens 
rehnung der auseinander lies 
nenden Zage geiftiger Gefund- 
heit 551; verfpätete Anzeige 
entihufdigt 555; Slapital ges 
fordert, während bei dauern: 
der Unfähigfeit nur Rente zu 
zahlen war 550, 

Bertrag. Stillichmeignende 
Annahme be3 von dem Agen- 
ten abgegebenen Bahlungs: 
veriprediens 416; Annahme 
der Offerte in einer Depefche 
mit ‚Brief folgt‘; abweichende 
Erklärung im Briefe, der 8. 

erfeft 236 ; fein ®., weil ver» 
pätete Annahme, aud bie 
durd) Tonkludente Handlung 
238; Unnahme der Dfferte 
nad wiichennerhandlungen 
239; Kaufvertrag durch no= 
tariel beurfundete Annahme 
einer Kaufofferte, nicht bloß 
Beichluß der Gewertichaft über 
den Verlauf 240; 8., ift er zu 
Stande gelommen, wenn Käu= 
fer den Berfäufer in Irrthum 
DEREN hat darüber, wohin er 
die Waare weiter abjegen 
werde? 235; zu dem ®. ift ein 
Yormuler mit gedrudten Be= 
ftimmungen verwendet, welde 
für diefen Yal nicht pafien 
448; Ablehnung eines Kontra= 
hbenten, bdefien Berjon der 
Matter bei dem Vertrags: 
jhtuß nicht mitgetheilt hatte 


Berwaltungsereintion be- 
züglich der Abgaben, welche 
A DOrtöverfaliung beruhen; 
die Abgabe war an ein Gym: 
nafium aus einer Stiftung zu 
zahlen 706. 

Berzidt auf Erbaniprüde 
al 8. auf Anfprühe aus 
einem Kauf aufrecht erhalten 
358; 8. auf dad Nedt, das 
Kanfgeld megen einer einge: 
tragenen Bormerkung zurüd: 
zuhalten, burd) Abgabe eines 
Bahlungsveriprecheng 359, 

erzug. Wegen Annahme: 
berzugs des Käufers braudt 
Berläufer nicht mehr d. Miethe 
zu zahlen, welche stänfer Hätte 
ahlen müflen; Haftung Des 
äuferd für den Kaufpreis, 
obwohl Berlänfer die Wirth: 
fhaft nicht mebr leiften kann 
484; Lieferungsverzug ohne 
Mahnung bei Verabredung 
möglichft gleichmäfiger mo- 
natlicher Xieferungen 508. 

Bindilation. Klage negen 
ben unredtfertigen Wefiger 
65; 8. des Berläufers unb 


eingetragenen Gigenthümers 
gegen den Käufer au8 münb- 
Iihem Bertrage, Einrede der 
Burüdbehaltung, bi® der ge- 
zahlte Breid erftattet ift 66. 
‚Boransfegnng, angebliche, 
eined Erbrezeites, daß fich der 
Gegenfontrahent wieder ver: 
heirathen werde 280; B, eines 
Sarantievertrags, daß dem 
Schuldner Die arantirte 
Summe vol zur Berjügung 
geftellt werde 567. 
Vorlaufsredt welches 
nachträgli verabrebet mar 
nicht auf die Dauer von fünf 
Jahren beichräntt 108. 


Beifel.Eineanderertirma, 
melde da3 Handelsgeichäft der 
Bezogenen fchon früher gefauft 
hatte und mit welcher das 
unterliegende Geidhäft ge 
fhloflen war, acceptirt den IB. 
334; Wechfellfäger hat Die an« 
DR Veranlaflung bes 

echfelaccept® nicht weiter 
auszuführen 331; die Beflags 
ten baben die Nccepte von 
Brolongation3wechfeln, melde 
verabredet waren, abgelehnt; 
Klage des Wechlelgläubigers 
aus dem W. 332; Anfiprud 
auf Sicherheitäleiltung aus: 
geichlofien, weil iiber den W., 
aus weldem frucdtlos es 
Yution vollftredt war, unter 
Sicherheitsleiftung verglichen 
wurde 325; fein Uebergan 
eines gepfändeten 8.8 bu 
Sualap und lebergabe des 

eriht3vollsichers 335, 336; 
Broteft, Erklärung des Buch- 
halters de3 Domiziliaten 329; 
der W. ift von einem Dritten 
für den Ncceptanten bezahlt, 
indem fih die Inhaberin und 
Romiziliatin felbit befriedigt 
hat 326; der Beflagte hatte 
W. aus Gefälligleit gegen den 
Semeinidypildner  accepttrt, 
und diefer hatteihm nad) feiner 

ahlungseinftelung Dedun 
einnefandt 206; Ginrede de 
Sefälligleitsmechield nicht ge= 
nen den redblihen Nahımann 
zu erheben 3397; auch nicht 

egen den Geifionar, nadhbem 
er redlihe Xiquidbator der 
Attiengejellichaft, welder ge 
genüber die Gejälligfeit 

zeugt fein fol, den W. an fidh 
ohne Unredlichkeit girirt und 
dann dem Kläger cedirt hatte 
328; der Bedielf uldner bat 
eine Einrede im XRedjfelpro- 
de nicht geltend gemadt, for» 
ert aber die ejahite echiels 
fumme 2) rund eines mit 
dem @läubiger getroffenen Ab- 
ne hun 330 ; über eine 
Spielihuld gezogen und zabe 
fung3halber acceptirtund nad 
der Begebung Angeles feine 
Küdforderung der Baluta 333. 
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Bechfelprogek,, |. Urkun- 
DenprozeB. 

Wege, nicht Bffentliche. 
Mab der Benugung von in 
der Eeparation ausgetwiefenen 
Antereifentenmegen 111. 

Wertverdingung. Schlepp- 
vertrag ald WB. 471; feine Ab- 
änderung der ’Breife bei ftädti- 
fhen Bauten ohne Genehmis 
gung der Stadtverordneten: 
verfammlung 474; die NAus- 
ur des übertragenen 

aues darf ohne Genchmi- 
gung der bauleitenden Behörde 
nit einem Dritten über- 
tragen werden; Unverbinde 
lichleit des mit dem Dritten 
genlolenen Vertrags, wenn 

te Besichmigung verjagt wird 
276: Zurücdyabe einer reparir= 
ten Sadhıe an den Eigenthümer 
ftatt an den Beiteller 465; der 
Kapitän ift in Ausführung des 
Vertrags thätig, ivenn er 
einen Kahn aus dem Schlepp= 
310 herausnimmt 471; Dafs- 

ng des Rbederg für das Ver: 
fehen des Kapitäns eines Fluß- 
dampierd 471; Wildtritt des 
Beitellerd wegen Untauglich: 
teit des Werks vor der Moitz 
tirung 473; die Dispofitionde 
ftelung de3 gelicferten Werks 
nicht durch die Erklärung de3 
Beitellerd ausgeichloffen, er 
werde dafjelbe nicht bezahlen, 
wenn nicht beitimmt genannte 
Mängel abgeftelt werden 461; 
der Anjpruch auf Rüdnahme 
unter Umijtänden nicht Dadurch 
ansgeichloffen, daß der Be: 
fteller das zur Verfügung ge- 
ftellte Wert einitwetlen ges 
braucht 163, 462, 463; nicht 
durch Ablauf von 6 Monaten 
337; Unjpruc auf Bejeitigung 
bes mangelbaften Werte 472; 
der Wertmeifter darf die ges 
rügten Mängel noch während 
de3 PBrozeiieg abitellen 460; 
die Gerichinigung eines Bas 
fehlerd durh den Bauleiter 

räjudizirt nicht dem Baus 

errn 464 ; feine Berpflichtung 
des Werkmeifters, die Taug> 
lichfeit de8 Wert don der 
Klage auf Zahlung d. Breijes 
dur Sadıverjtändige feft: 
ftelen au lafien 459; Vers 
Pan des Werkmeijterg, 

en früheren Buftand der Fa= 
brit EN LM Den. wenn 
die gelieferte Maichine der Zus 
fage nicht entipricht, — fomweit 
nicht d. Beiteller Menderungen 
vorgenommen bat 475; 
Eigenthümer des gefchleppten 
Kahnes tit Tegitimirt, den 
Schaden, welder d. Ladungs: 
intereflenten aus dem durd) 
den Führer des Schleppers 
verijhuldeten Yujammenitoß 
erwadien ift, gegen die he: 
derei des Schleppers zu ber= 
folgen 469; der Yradıtführer 


der 
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des gefchleppten Schiffes ift 
legitimirt, den Schaden gegen 
den Rheder des Echleppers zu 
verfolgen, welder dem Ab: 
fender aus dem Durch die Jahr: 
läifigfeit des Kapitänd des 
Scleppers verjchuldeten Sin- 
fen des geichleppten Kahnes 
entftanden ift 470, 471; daß die 
Ladungsinterefienten, melde 
den Anfpruch aus der Geflion 
des Figenthümers des Kahnıes 
verfolgen, mwußten, daß Die 
hhederei nad) vinem Cirktular 
nuc beichränft Haftete, une 
erheblich 467; ebenfo, daß der 
Kahmeigenthimer wußte, daß 
ein Berein folhe® Cirkular 
erlaffen habe, aber nidıt, daß 
die Rhederei zu dem Berein 
gehöre 468; keine beichränfte 
\aftung ber Üihederei Dde3 
DIEHUErE nad) dem Gejege 
b. 


Werth ded Streitgegen- 
anded3. Streit, ob Betlagte 
Aledhthin oder ala Beneftzial- 
A zu verurtheilen Peien 
17. 


Wettbewerb, unlauterer 
begrimdet nicht den AUujpruch 
auf Erlaß einftweilger Ver: 


Hanne 112. 
Wette mit der Mental: 
refervation zu fcherzen nicht 
ungültig 288. 
Widerflage. Rechtlicher 
Bufammenhang bei verichiede= 
nen Sejchäften derjelben Art 
aiwiichen denfelben Perfonen 
773 ; feine, auch feine Jucident» 
feftftellungsmwiderflage erjt in 
der Berufung 813. 
Wiederaufbebung von 
Verträgen, kontludent durch 
Küdgabe von Edjlußicheinen 
301; 8. eines Vertrags, don 
welchem ein Verzicht abhängig 


ift 302, 
Wiederaufnahme des Ber- 
fahren. tichtigfeitstlage, 


wenn audh Einipruch gegen 
den Bollitredungsbefehl noch 
zulälfig wäre 823; Meftitus 
tionstlage gegen ein Ziwiichen= 
Ir Ihch aus $. 278.2. XD. 


BWiedereinfegung. Die 
rift ift verfäumt, meil bie 
Partei nicht darauf gehalten 
at, daßihr der zu erwartende, 
und in ihrer Abrmweienheit eins 
genangene Brief ihres Ans 
walt3 vorgelegt werde 764. 

Wiedereröffnung ber Ber- 
handlung von einem anders 
ujammengejceyten Gerichts= 
of nn ewiejen 750, 
Wicderlanfsrechtd. Srunb- 
eigenthümers aus dem Wr. 
Erjenbahngeiep nicht mehr gel= 
tend 3u machen nad beijen 
Bejeitigung dur) das Ent- 
eignungsaeieß 13. 

als Keine Berände- 
tung de3 WB. eines nicht ent- 
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mündigten Handlungsunfähis 
gen 18. 

Buder. Soeldung der 
Handelsbücher des Gläubigers 
zu defien Nachweis 321. 


Zahlung nadı Vergleich ans 
Bone auf den geflagten 

heil” der tyorderung 141; 
Anrehnung einer gahlıng. 
weldhe Bächter zu madhen hat, 
auf die Pachtjumme? 142; 
feine Bermuthung der Tilgung 
wegen Rüudgabe der Schuld: 
fheine, tern der konkrete 
Sachverhalt vorliegt 143. 

Zahlungseinftelung an- 

genommen 850. 
eitbeftimmung. Srift mit 
Ablauf am Sonntag, nicht 
Zermin, deshalb am Dlontag 
angebotene Zahlung veripätet 
282; Kündbartleit eines ohne 
HBeitgabe abgeichlofjenen obli- 
gatorijichen Vertrags 283 ; feine 
KRüundbarteit des auf 5 Jahre 
abgejdhlofjenen WUnitellungs- 
vertragg 449; Kündigun 
3 ahre, ausgeichlofien be 
ünftlier Zinszablung; nicht 
ofort fällig, wenn die Binjen 
nicht gezahlt werden 281. 

Zeitlihes Net. Das 
Wiederfaufsreht enteigneter 
Grundbefiger und ihrer Velig- 
nacfolger aus dem Br. Eiien> 
bähnaelene nicht zu verfolgen 
nach dejjen Bejeitigung durch 
das Br. Enteignungsgejeg 13; 
die Pfändung erit Jpater ent= 
ftehbender Guthaben aus dem 
internationalen Uebereinfom» 
men ohne Wirffamtkeit gegen 
über dem Guthaben aus Eijen: 
bahntransporten, iweldye nad) 
dem Anfraittreten des intere 
nationalen Eijenbahnübereints 
fominenz entftanden find 14; 
die Beltimmung über Ents 
Ihädigung in ;zolge von Stront- 
bauten nicht zurüudzubeziehen 
15 ; die Novelle vom 22. Dat 
1893 nicht anzuwenden auf den 
Fall einer vor derfelben eins 
en Benfionirung eines 
Narineoffiziers 16. 

Zeuge. Der Ehemann ., 
menn die Ehefrau ald Ges 
werbefrau flagt 618; der Ehes 
mann ber Partei ift ale 3. 
beeidigt zu vernehmen, wenn 
der Beweisführer bebauptet, 
daß er ald Kechtevorgänger 
oder Bevollmädytigter kontras 
a habe 787; Yeugniß Dded 

atere und Wruders über 
Verabredungen, welde mit 
der Gutsüberlaffung im Bus 
Inu Dong ftanden 7R8c; 

erteigerung des Yrugnifies 
über das von der Tochter dem 
bellanten Schmwiegeriohn zu» 
gebradhte Bermögen 788b; 
Beugnißiveigerung eincd es 
amten, namentlich eines Ge» 
richtöpollzieherd über voll 
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firedte Erefutionen 788; ob 8. 
emiethet haben würde, wenn 
ie Enteignung nicht bevor: 

geitanden hätte 786. 

infen. Erlaß der Kapital- 
orderung unter Borbebhalt 
er 3. dur Schenkung unter 

Lebenden 384; 8. eined Vers: 

mädtnifjes für A 

ftiftung 632; Teine Berurtheis- 

lung zur Zahlung von $. einer 
binterlegten Summe, melde 
nicht ausgezahlt ift, seil bie 

Bellagten der Auszahlung an 

die Ktläger widerredhtlid ent= 

fproden haben 186; 3. bes 
wegen Ungültigleit des Kaufd 

BHENEANSRDIERDEN KRaufpreifjes 

1 


Bubenör, nicht durch bloße 
Berpfändung als 3. begründet 
21; Aufhebung der Zubehör- 
eigenihaft nicht Durch bloßen 
Willen 22. 

Zunrüdbehaltungsredt an 
der Bertragsurfunde nicht mit 
dem Bfandredt an der For: 
derung beitellt 100; fein 2. 
des Vermietherd an dem bon 
dem WMiether eingebradten 
fremden Sparlaffenbucdh 101; 
Berurtheilung gegen Befrie: 
Digung wegen des 8. ausdzu«- 
fprehen 102, 

Zuftellung eines bie Ehe- 
Kenn Liae abmweifenden 

etheilg nicht von Amts wegen 


Alphabetiiches Regifter. 


162; die Erjaßzuftelung an 
den Ehemann für die Ehefrau 
Maus 3. an den Ehemann 
6 


Zwang. feine Klage, wenn 
$ nicht widerredtlih, der 
Bater hat feine Zuftimmung 
g einer Berbeiratbung feiner 

odter don einem Nertrage 
der Tochter mit ihrem Bruder 
abhängig gemadıt 203. 

BZwangdvergieid. Kommt 
der 3. des gütergemeinichaft- 
lihen Ehemanns der Eheirau 
jugute? 619. 

wangsvoliftredung. 

Keine Bollitredbartfeitgerflä- 
rung für den Gejlionar 831; 
Benachrichtigung von bevor= 
Ibn .nadh 8.74 8.8.D. 

rt der 8., deshalb fofortige 
Beichwerde wegen der Koiten 
des (Werichrsvollzieherd 827; 
Verfahren bei einjtweiliger 
Einitelung ber 832d; 
PBfändbarkeit von Borräthen 
eined Handwerlers 829, DBe= 
willigung der N, uns 
pfändbarerSacen 830; Wedel 
fönnen gepfändet, bie Dr 
tung aus denjelben muß aber 
überwiejen werden 335: Bfänd« 
barleit eines Aniprudhs aus 
einem Garantievertrage 377; 
feine Aufhebung der 3. u. frei: 
gabe der gepfändeten Sachen 
dor Bezahlung der ganzen 


Schuld 83%; die Erinnerung 
gegen die Buläffigfeit Der 
ndung gegen Berbot be# 
Erblafier® — 8. 685 &.83.D. 
— zurüdgemwieien, weil das 
im Prozegrvege auszutragen 
fei 828; Spolienllage wegen 
einer nad 88. 713, 713 uns 
ültigen Bfändung 28; Wider: 
pruchällage des Berpächters, 
aud) wenn er den Belig fehler» 
haft wiedererlangt hat, gegen 
den Dritten, mwelder die 3. 
Be den Pächter vollzichen 
dt 34; Bfändung eines Xibes 
tationsanfpruchs, Klage auf 
Bahlung 378; en 
zur Aufnahme einer Bilanz 
nad) fruchtlofer Berurtheilung 
zu deren Mittheilung 832b, 
% Be Borlegung eineB 
erzeihniffe® und Offen 
barungseids 8390. 
Bwiichenurtheil nad 8.275, 
wenn die Enticheidung über 
eine SKompeniationdeinrede 
vorbehalten wurde 803; ift das 
8. von dem Revifionsgericht 
nicht aufgehoben, fo bleibt der 
Berufungsrichter bei der er= 
neuten WBerbandlung daran 
gebunden 811; über den Brund 
eines SORDENBENEOTI pe 
auf Grund der redytsfräftigen 
Mburtheilung einer feititels 
lungsflage 718, 


Nr. 
Nr. 
Nr. 


BarR 


aan 
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Berichtigungen und Ergänzungen. 


3u Band I. 
813, zuzulegen: S. 8b. VII, 409. 
818, die Randrubril „Gegenjeitiger Vertrag‘ zu Nr. 819. 
1137, ftatt: Cedenten, lies: Cejfionar. 


3u Baud II. 


. 613, die Randrubrit „Haftpflicht zu 614. 


3u Baud III. 


.568, 3.1, ftatt: Konkurs, lies: 1522. 
. 605, 3.6 von unten, ftatt: auf, fies: aud. 


657, 3. 4 von unten, ftatt: Kläger, lies: Beklagten. 


. 717, Tettte Zeile, ftatt: eine, lies: einer. 


ftatt: andere, lies: anderen. 
ftatt: tadelloie, lies: tadellofen. 


3u Band IV. 


.152, 3.10, ftatt: die, lies: der. 


ftatt: Alten: Ties: Alte. 
3n Baud V. 


. 438, letzte Zeile, ftatt: 1./30. Ian., lies: 3./10. Ian. 88. 
. 516, lettte Zeile, ftatt: 368, lies: 868. 

.1341, 3.6, ftatt: darüber, fies: darauf. 

. 1352, fette Zeile, hinter darbietet, lies: zuläffig. 


hinter Febr., lies: ©. 1421. 
©. 421, Kolonne 2, ftatt: von, lies: vor. 
Zu Band VI. 


. 122, vorlegte Zeile, ftatt: aufzunehmen, lies: aufzurechnen. 


3u Baub XI. 


. 3803, 3.5, ftatt: Tochter, lies: Töchter. 


3u Band XII. 


. 765, 3.1, ftatt: Köln, lies: Kiel. 


3u Baud XIII. 


.495, 3. 2, ftatt: Vertragsberedhtigten, lies: Vertretungsberedhtigten. 


3n Baud XVI. 


. 295, zuzufegen: Bgl. Bd. XIX, 307. 


3u Band XVII. 


.95 und 96 am Schluß, ftatt: V, fies: IL 


Drud von %. U. Brodhaus in Leipzig. 
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